This is a reproduction of a library book that was digitized 
by Google as part of an ongoing effort to preserve the 
information in books and make it universally accessible. 


Google books 


https://books.google.com 


Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern dıe Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sıe sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


.. 
x _ . 
- rt 
ı ...n t 
er > Meng N 
” “ 3 
4 
% ‘ 
= . 
ZN 
= « 
#4 


hung of Ihe Ürvrensty of. Wochugan 
: [4 ‘ ( 
„/ir rt 1’ ı’ 7"... 
: Dr Deyl Dlled3: 
/ 


| 
r , 4 
| Sf IAW BR, 


j 7 y! ’ 2 
Bl PBPAHE BHEOHUY f her IB EP 


IL CR, Hlherr Henry lol 
ea = 


AL EG. 


ur Alıia Zum 


Bu 


tr L = - 5 
| if > “ Be 
| ke | r 
l . Fi y W ‘ y 5 
y “ . 
N N 
f y % 


R 
\ v 
og 3 # t s 
° ‘ 
\ f « ’ 
”* 8 be) x » # # 
i 2 5 
& x ; ‘ ö i ; 
- pr £ - = .. ri m sn 
2 ; a 
{N " , 5 
» “ 8 
’ N k Ei . R . 
N ‘ 
? er | 
- v 
Pa DR x 
\ Ze Zr 
[3 Pr \ > x i . 
. 
- . “ar. » « Fu; .. . . . 
S . u r 
r *.r f] “ - 
. « Ev 
n f v4 ’ De: i 
° I . ( . 
; Dr | . ' R 
“ 4“ 


. * 1) 
i z “or ; ne . ö - . . i x 
a ; : j 
% D { 2 2 P . 
% 0 j 
2 \ E " 


as x 
. Ey ” “ 
x J a un. E “ 
“ 2 had . “ . Es “ R 
; » 4 . » . 
’ j d i) d) F i 
» } f 3 j ; 
* 3 f 
. ? Rs a . 
\ Ze we er er 
u x « Pi . : 
„ \ » . . R 
» . !. m “ Y r \ n [\ r 
RN n yon R ae ’ Dr n, [N N x 
DR 2 L Pa . 4 i = ’ 2 R > 
R vr “- an Pr Y - - 


“u, 


Ne EN ni ea .J . _. n PN 2 " Fu = a BE er Be 
ET v/og now rm „x .nvsw rer gem ug yervarıy yryırı, n TIER 


E a 2 ® a Pe n nr et \ 
4, PR“ | 2 u. Pe a —“ “oo. R u I FIRE, a I Re n_ Bi > 
. - “ Sen ai . u. « . ws TEN 


zw ww m 


Digitized by Google 


3X 

935 
Zz48 

V.\b 


"WEIMAR. — HOF-BUCHDRUCKEREI. 


Ey 
> ‘ I 


JUN 13 1927 
“” XLVII. Band. (Kan. Abt. XVI.) 


RK 
2 250. 05° .. ZEITSCHRIFT 


S2TZ. 
Zu Sav IGNY-STIFTUNG 


. 


i 
FÜR | 


RECHTSGESCHICHTE 


M 
el. 
"m 
'E 


| | 

| HERAUSGEGEBEN | 

| ; VON | 
E. Levy, E. RABEL, E. HEYMAnNN, Ä 

| U.STUTZ, H. E. FEINE, 


SIEBENUNDVIERZIGSTER BAND | 
 LX.BAND DER ZEITSCHRIFT FÜR RECHTSGESCHICHTE | 


KANONISTISCHE ABTEILUNG XVI. 


2 | 
ruhen 


| | 

WEIMAR | 
| HERMANN BÖHLAUS NACHFOLGER 
2 N EIOF- BUCHDRUCKEREI UND VERLAGSBUCHHANDLUNG G.M. B.H. 
1927. 


u — DU = _— — — —— u m De 


he, germanistische und kanonistische Abteilung dieser Zeitschrift sind getrennt 
voneinander zu beziohen. 


Digitized by Google 
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Jeder Band dieser Zeitschrift zerfällt in drei selbständige und auch 
für sich käufliche Abteilungen, in eine romanistische, eine germanistische 
und eine kanonistische. 


Zusendungen für die romanistische Abteilung werden erbeten 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Professors Dr. Ernst Levy in Freiburg (Breisyau) (Sternwaldstr. 26.) 


Zusendungen für die germanistische Abteilung werden erbeten 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Justizrats Professor D. Dr. Ulrich Stutz in Berlin (W 50, 
Budapesterstraße 13). 


Zusendungen für die kanonistische Abteilung werden, soweit es 
sich um Manuskripte von Abhandlungen und Miszellen handelt, erbeten zu 
Händen des Herrn Geheimen Justierats Professor D. Dr. Ulrich Stutz 
in Berlin (W 50, Budapesterstraße 13); Rezensionsexemplare und Manu- 
skripte von Besprechungen sind dagegen einzusenden an Herrn Professor 
Dr. Hans Erich Feine in Rostock i. M. (Orleansstraße 18). 


% * 
* 


Die Zeitschrift erscheint jeweilen im April. Wir bitten, Manuskripte 
vonAbhandlungen und Miszellen ja bis zum 1. November, solche 
von Besprechungen bis Weihnachten uns einzusenden. Für die Auf- 
nahme später eingehender Beiträge in den laufenden Jahrgang kann eine 
Gewähr nicht übernommen werden. 


U. Stute. H.E. Feme. E. Levy. 


* * 
* 

Da in letzter Zeit bei der Germanistischen und bei der Kano- 
nistischen Abteilung der für vorher angemeldete Beiträge bewilligte 
Raum des öfteren sehr erheblich von den Herren Mitarbeitern überschritten 
worden ist, sieht sich die Schriftleitung der genannten beiden Abteilunsen 
veranlaßt, bekanntzugeben, daß sie hinfort in solchem Falle, besonders 
aber, wenn der Umfang eines Beitrages 6 Bogen überschreitet, auch dann 
keinerlei Verpflichtung zur Aufnahme anzuerkennen in der Lage ist, wenn 
sie zuvor grundsätzlich eine Arbeit anzunehmen sich bereit erklärt hat. 
Beschluß vom Juli 1915. 


H.Brunner. R. Schröder. U. Stutz. A. Werminghoff. 
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Um eine unnötige Verteuerung des Bandes zu vermeiden, sind wir 
genötigt, bei Korrekturänderungen, die einen Zeitaufwand von mehr als 


2 Stunden für den Bogen erfordern, die überschreitende Zeit dem Ver- 
fasser zu berechnen. 


Hermann Böhlaus Nachfolger 
Hof- Buchdruckerei und Verlagsbuchhandlung G.m.b. H, 


ERREGER? un GEBE mim mein  GnGHHBBnEEBEe Sin mm nd mm un iii Sein GEM iii A Geile m u mine — 


Inhalt des XLVII. Bandes. 


Kanonistische Abteilung XVI. 


Buchner, Max, Die „Vita Chrodegangi“ — eine kirchenpolitische 
Tendenzschrift aus der Mitte des 9. Jahrhunderts, zu- 
gleich eine Untersuchung zur Entwicklung der Primatial- 
und Vikaristeidee. ... . 22 2202er 

Caspar, Erich, Primatus Petri. Eine philologisch-historische 
Untersuchung über die Ursprünge der Primatslehre . . 

Heckel, Johannes, Die Besetzung katholischer Pfarrstellen fis- 
kalischen Patronate in den Delegaturen Brandenburg- 
Pommern und Preußen links der Elbe und Havel. . . 


Holtzmann, Walther, Beiträge zu den Dekretalensammlungen 
des zwölften Jahrhunderts. . . . . 2. 22 22.0. 


vw. Hussarek, Max Frhr., Zum Tatbestande des landesfürstlichen 
-Nominations- und Bestätigungsrechtes für die Bistümer 
in Österreich 1848-1018. . . ... 222220. 


Miszellen: 
Kantorowicz, Hermann, Damasus . . . . 2 2 2 2 nn 


Merkle, Sebastian, Das Concilium Tridentinum der Görres- 
gesellschaft. . . 2: m 0 ern en 


Pohl, Heinrich, Die Note Bismarcks an Antonelli vom 
12. Februar 1873 . . 2. 2 2 2 oo rn. 


Schornbaum, Karl, Die erste evangelische Kapitelsordnung 
im Markgrafentum Brandenburg-Ansbach . ...... 


Stutz, Ulrich, Parochus. . . . . 2. 2 2 2 2 2 2 2 .. 


Literatur: 
Beyerle, K., siehe Kultur der Abtei Reichenau, .. .. . 


Bierbaum, Max, Aus dem kirchlichen Rechtsleben des 
Mittelalters. 
Angeseigt von Hans Brich Feine. 


116 


37 


181 


6657 


= A 


Seite 

Buchner, Max, Die Clausula de unctione Pippini. . ... . 542 

Besprochen von Bruno Krusch. 

v. Busch, Konrad und Glasschröder, Franz Xaver, 
Chorregel und jüngeres Seelbuch des alten Speierer Dom- 
Kapitels: vun sun ar can wo ee ie 408 

Besprochen von Ulrich Stutz. 
Caspar, Erich, Die älteste römische Bischofsliste. . . . . 372 


Besprochen von Hans Lietzmann. 
Chaloupecky, Vl&clav, Der Priesterprozeß aus dem Jahre 
1562. Beiträge zur Religionspolitik Ferdinands I.in Böhmen. 518 
Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 
Festgabe für Heinrich Finke. Abhandlungen aus dem Gebiet 
der mittleren und nweren Geschichte. . . . . .... 380 
Besprochen von Hans Erich Feine. 


Fijatek, Jan, siehe Nova Polonia Sacra., ....... 506 
Giacometti, Zaccaria, Quellen zur Geschichte der Trennung 
von Staat und Kirche. . . ... 22 2 2 2 2 re. 482 
Besprochen von Hans Erich Feine. 
Glasschröder, Franz Xaver, siehe v. Busch, ..... 408 
Götz, Joh. B., Das Pfarrbuch des Stephan May in Hilpolt- 
stein vom Jahre 15ll. . . . 2.2 22 2 2 2 2 er rn 546 


Besprochen von Hermann Nottarp. 


v. Halban, Leon, Der Wucher in der Lehre und dem Recht 
der Kirche bis zum Konzil von Vienne 1311. . . .. . b15 
Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 


Herrmann, Rudolf, Die Meßpriester in einer thüringischen 
Kleinstadt . . . 22 22 2 I Er. 410 
Besprochen von Karl Frölich. 


Hoffmann, Georg, Die griechisch-katholische Gemeinde in 
Breslau unter Friedrich dem Großen . . . . 2 2 2... 502 


Besprochen von Johannes Heckel. 


Hoogeweg, H., Die Stifter und Klöster der Provinz Pommern 
BAER. na ar a ee ee er et 429 
Besprochen von Adolf Hofmeister. 


Kastner, Karl, Die große Säkularisation in Deutschland , 558 
Angereigt von Hans Erich Feine. 


Katz, Emma, Mittelalterliche Altarpfründen in der Diözese 
Bremen im Gebiet westlich der Elbe. . . . 2 22... 4ll 
Besprochen von Karl Frölich. 


Kehr, Paul, vgl. Papsturkundenin Spanien... ... 374 


u U as 
Seite 
Kehr, Paul, Das Papsttum und das katalanische Prinzipat. 375 


Besprochen von Hans Erich Feine. 


Kirn, Paul, Friedrich der Weise und die Kirche, . .. . 464 
Besprochen von Justus Hashagen. 


Klebel, Ernst, Zur Geschichte der Pfarren und Kirchen 


Besprochen von Alfred v. Wretschko. 


Kohlmeyer, Ernst, Noch ein Wort zu Luthers Schrift an den 
christlichen Adel . . 2.2 2 2 2 EEE en. 486 


Besprochen von Walther Köhler. 


Die Kultur der Abtei ae ih von Konrad 
Beyerle. ..... ; ; ; 8385 
Besprochen von Ulrich Stutz. 


Laehr, Gerhard, Die Konstantinische Schenkung in der 
abendländischen Literatur des Mittelalters. ..... . 445 
Besprochen von Wilhelm Levison. 


Löscher, Friedrich, Schule, Kirche und Obrigkeit im Re- 
formationsjahrhundert. Ein Beitrag zur Geschichte des 
sächsischen Kirchschullehens . . . . . 2 2 2 2 2 20. 494 

Besprochen von Rudolf Oeschey. 


Markovic, Vasilije, Die Ktitoren, ihre Pflichten und 
Rechte... . ... ee nee OO 


Besprochen von Be nr Schmid. 


Martin, Franz, siehe Regesten der Erzbischöfe von Salz- 


DUrBE a N Be ae a Ar Bee 430 
Meincke, Oscar, Die rechtliche Stellung der ev.-luth. Kirche 
im Hamburgischen Staate. . . . 2 2 2 2 2 2 2 2 2. 496 


Besprochen von Johannes Heckel. 


Michael, Edmund, Die schlesische Kirche und ihr Patronat. 


LiIon a a ee ee en Lu a ars 448 
Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 
Müller, Karl, Kirchengeschichte, 2. Auflage, I2..... 556 


Angezeigt von Hans Erich Feine. 


Nohejlov&, Emanuela, Geschichte des Klosters Opatowitz 
ander Elbe. 2 5. 5 u. u 0 Ss Ken 519 


Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 


Papsturkunden in Spanien. I. Katalanien. Archivberichte 
und Urkunden herausgegeben von Paul Kehr .. . . 374 
Besprochen von Hans Erich Feine. 


_ VI 


. Pohl, Heinrich, Die katholische Militärseelsorge Preußens 
17871888... 2.2.0 Eu ei te en eh 
Besprochen von Friedrich Giese. 


Nova Polonia Sacra herausgegeben von Jan Fijatek 
Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 


Die Regesten der Erzbischöfe uvd des Domkapitels von Salz- 
burg 1247—1343. Il... 2.2.2222 2 2 000. 


Besprochen von Alfred v. Wretschko. 
Reicke, Siegfried, Stadtgemeinde und Stadtpfarrkirchen der 
Reichsstadt Nürnberg . . . . 22 2 2 2 2 2 2 2 0. 
Besprochen von Karl Frölich. 


Salin, Edgar, Civitas Dei . . 2 2 2 2 2 2 2 2 2 er ra 
“ Besprochen von Walther Schönfeld. 


Santifaller, Leo, Calendarium Wintheri. . . . . 2. 2... 
Besprochen von Ulrich Stutz. 


Schellhaß, Karl, Gegenreformation im Bistum Konstanz , 
Besprochen von Julius Krieg. 


Schilling, Otto, Die Staats- und Soziallehre des Papstes 


Besprochen von Eduard Eichmann. 


Schmid, Paul, Der Begriff der kanonischen Wahl in den An- 
fängen des Investiturstreites.... 22000. 
Besprochen von Anton Scharnagl. | 


Schnitzer, Joseph, Peter Delfin, General des Camaldulenser- 
OTGENB sale a er ee ei ed 
“  Besprochen von Richard Scholz. 


Stloukal, Karel, Die päpstliche Politik und der kaiserliche 
Hof in. Prag... 0 a lee ee a a 


Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 
Tischleder, Peter, Die Staatslehre Leos XII. .... . 


Besprochen von Eduard Eichmann. 


Uminski, Jözef, Erzbischof Heinrich, gen. Kietlicz, von 
Gnesen 1199-1219 . . . . .: 2: 2 2 2 ee 2 nr 0 0. 
Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 


Vernadskij, G. V., Die byzantinischen Lehren über die Ge- 
walt des Kaisers und des Patriarchen, . . . 2 2... 
Besprochen von Heinrich Felix Schmid. 


de Zulueta, F., William of Drogheda . . . . . 2 2... 
Angezeigt von Hans Erich Feine. 


Verzeichnis der sonst eingegangenen Schriften... .. . 


471 


410 


478 


455 


618 


557 


Seite 
Kanonistische Chronik: 


Codicis iuris canonici fontes IV. — Ernst Stückelberg 1. — 
Karl Holl f. — Stephan Ehses f. — Joseph Hollweck }. 
— Berufungen, Beförderungen und Habilitationen . . . 560 


Notiz, betreffend die Tagung deutscher Rechtehistoriker in 
Heidelberg... 5.4 22 2.2.2 we 562 


Alphabetisches Verzeichnis der Mitarbeiter 
an diesem Bande: 


M. Buchner S. 1. — E. Caspar 8. 253. — E. Eichmann S. 478. — H. E. 
Feine 8. 374f., 380, 482, 556— 559, 561. — K. Frölich S. 410f. — Fr. Giese 
S. 471. — J. Hashagen S. 464. — J. Heckel 8. 116, 496, 502. — A. Hof- 
meister S. 429. — W. Holtzmann S. 37. — M. v. Hussarek 8.181. — 
H. Kantorowiez S. 332. — W.Köhler 8.486. — J. Krieg S 466. — 
B.Krusch S. 542. — W.Levison S. 445. — H. Lietzmann 8.372. — 
S. Merkle S. 341. — H. Nottarp 8. 456. — R. Oeschey S. 494. — H. Pohl 
S. 363. — A. Scharnagl S. 443. — H. F. Schmid S. 448, 506, 515, 518f., 
530. — W. Schönfeld S. 639. — R. Scholz S. 455. — K. Schornbaum 
8. 360. — U. Stutz 8. 332, 385, 408, 560. — A. v. Wretschko S. 430, 438 


Berichtigung. 


Auf S.161 Z.1 von oben ist hinter dem Wort „animarum“ aus- 
gefallen: „über den Einfluß des Staates auf Bistumsbesetzungen“. 


I. 


Die „Vita Chrodegangi“ — eine kirchenpolitische 
Tendenzschrift aus der Mitte des 9. Jahrhunderts 


zugleich eine Untersuchung zur Entwicklung 
der Primatial- und Vikariatsidee. 


Von 


Herrn Prof. Dr. phil. Max Buchner 
in Würzburg. 


Seit vor fast dreiviertel Jahrhunderten G. H. Pertz 
in den „Abhandlungen der Berliner Akademie‘!) seine 
Studie „Über die Vita Chrodegangi episcopi Mettensis“ ver- 
öffentlicht hat, erfuhr die zeitliche Ansetzung dieser Bio- 
graphie manche Schwankungen und Veränderungen. Hatte 
Pertz?) — im Gegensatz zu Johann Georg Eckardt, dem 
Historiographen der Würzburger Bischöfe, der die „Vita 
Chrodegangi‘ bereits in das 9. Jahrhundert datiert hatte®), — 
unsere Quelle erst in das dritte Viertel des 10. Jahrhunderts 
(965—973), jedenfalls nicht vor das Jahr 907 ansetzen zu 
dürfen geglaubt und dies damit begründet, daß in ihr die 
erst 907 vollendete Chronik Reginos von Prüm benützt sei, 
so hatte demgegenüber schon Simson‘) dargetan, daß 
dieser von Pertz angenommene ‚Terminus post quem“ 
deshalb nicht stichhaltig sei, weil nicht die Chronik des 
Regino selbst, sondern vielmehr deren Quelle, nämlich die 


ı) 1852 S. 507fk. 2) Ebd. S. 516; vgl. MG. SS. X p. 552. 

2) Commentarii de rebus Francise orientalis et episcopatus 
Wirceb. I (Wirceb. 1729) 585 mit der Begründung, daß seitens des Ver- 
fassers die Karlinger noch als regierend erwähnt seien (in cap. 1, in den 
MG. SS. X p. 553). 

4) „Zur Vita Chrodegangi‘, in den Forschungen zur deutschen Ge- 
schichte XIX (1879) S. 175ff. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVIT. Kan, Abt. XV, 1 


2 Max Buchner, 


in Hilduins von St. Denis Dionysiusbiographie überlieferte 
sog. „Revelatio‘“ und die mit diesem Schriftstück organisch 
verbundenen ‚Gesta‘, vom Autor der ‚Vita Chrodegangi“ 
unmittelbar benützt seien. Walter Schultze!) hat daher 
als die einzig sichere Feststellung, die man hinsichtlich der 
Abfassungszeit unserer ‚Vita‘‘ machen könne, die Tatsache 
vermerkt, daß sie vor 987 (Ende der Karlinger-Herrschaft 
in Frankreich) geschrieben sein müsse; gleichwohl hat 
Schultze die Vermutung ausgesprochen, unsere „Vita“ sei 
zur Zeit Bischof Adalberos von Metz (933—964) abgefaßt. 
Demgegenüber hat aber Ludwig Traube?) auf die in der 
„Vita Chrodegangi‘‘ wiederholt vorkommende Form ‚‚(papa) 
Romensis‘“ hingewiesen und dabei bemerkt, daß zu dieser 
Form eine spätere Abfassungszeit nicht zu passen scheine, 
wenn anders man ‚„Romensis‘ nicht als einen Archaismus 
auffassen müsse. Und E. Sackur?°) hat darauf hingewiesen, 
daß die außerordentliche Hervorhebung der Bedeutung von 
Metz ‚in die Zeit Drogos von Metz (824—855), aber nicht 
Adalberos oder seiner Nachfolger‘‘ passe, und daß daher auch 
die Chrodegangsbiographie ‚eher ins 9. als ins 10. Jahrhun- 
dert gehöre.‘ — Jüngst erst hat Max Manitius im zweiten 
Bande seiner ‚Geschichte der lateinischen Literatur des 
Mittelalters‘‘*) gegenüber Sackur bemerkt, es sei der von 
diesem angeführte Gesichtspunkt, die Hervorhebung von 
Metz, wenig beweiskräftig, weil dergleichen Übertreibungen 
sich nicht selten in Quellen fänden. Dennoch scheint auch 
Manitius geneigt zu sein, die „Vita Chrodegangi“ schon ins 
9. Jahrhundert anzusetzen: er führt jedenfalls zugunsten 
einer so frühen Datierung eine Stelle in cap. 22°) an, wo ge- 
sagt wird, daß sich die ‚„‚gallische Plumpheit‘ (,Gallicana 


1) „War Johannes von Gorze historischer Schriftsteller ?“‘ im N. A. 
IX (1883) S. 511. 

2) Textgesch. der Regula S. Benedicti, in den Abhandlungen der 
Münchener Akademie XXI (1898) S. 728. 

3) Die Cluniacenser in ihrer kirchlichen und allgemein geschicht- 
lichen Wirksamkeit bis zur Mitte des 11. Jahrhunderts, Halle a. S., 
II. Bd. (1894) S. 359 A. 1; auch F. W. Rettberg, Kirchengeschichte 
Deutschlands II (Göttingen 1848) 493 hatte die „Vita Chrodegangi‘‘ vor 
die Mitte des 9. Jahrhunderts angesetzt. 

*4) München 1923 S. 196 mit Anm. 3. 5) MG. SS. X p. 564. 
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rusticitas‘‘) nicht an die „römische Eleganz‘ (‚Romana 
urbanitas‘‘) gewöhnt habe. Das passe eher in das 9. als in 
das 10. Jahrhundert; und ebenso auch der Umstand, daß 
dem Autor die später übliche Reimprosa noch unbekannt 
sei. — So gibt auch Manitius wenigstens die Möglichkeit zu, 
daß unsere Vita ‚noch ins 9. Jahrhundert“ fällt. 

Ich glaube, daß ein durchschlagender Grund für diese 
Datierung vor allem in einem bisher noch nicht beobachteten 
Umstand zu sehen ist: in der Tendenz, welche m.E. die 
„Vita Chrodegangi“ wie ein roter Faden durchzieht, 
und die in nichts anderem besteht als in dem Wunsche, den 
hier geschilderten Heiligen, den Metzer Bischof Chrodegang, 
gewissermaßen als das geschichtliche Vorbild eines anderen 
Metzer Bischofs, der im 9. Jahrhundert lebte, hinzustellen 
und die tatsächlichen kirchenpolitischen Bestrebungen des 
letzteren im Lichte des Gewohnheitsrechtes als berechtigt 
erscheinen zu lassen auf Grund von Handlungen des hl. 
Chrodegang und von dessen Lebensverhältnissen. 

Jener Metzer Bischof des 9. Jahrhunderts nun, als 
dessen wahrer Vorgänger St. Chrodegang geschildert werden 
soll, ist kein anderer als Drogo, in dessen Regierungszeit 
schon Sackur, freilich ohne irgendwelche Begründung, 
unsere Biographie gesetzt wissen wollte. Im Interesse der 
kirchenpolitischen Bestrebungen Drogos ist unsere Bio- 
graphie geschrieben. Ihm ist die „Vita Chrodegangi“ auch 
zugedacht. 


I. 


Ich muß, um solches dartun zu können, wenigstens mit 
ein paar Worten auf die Persönlichkeitund die Lebens- 
geschichte Drogos eingehen. 

Bekanntlich war Drogo ein außerehelicher Sohn Karls 
des Großen.!) Am 17. Juni 801 geboren, genoß er am Hofe 
seines Vaters seine Erziehung. Auch nach Karls Tod ver- 
blieb er am kaiserlichen Hofe und wurde hier nach den 
Weisungen seines Halbbruders Ludwigs d. Fr. erzogen.?) 


1) Zum folgenden s. Ch. Pfister, L’archevöque de Metz Drogon, 
in den Melanges Paul Fabre (Paris 1902) 101f. 
2) Nithard, Libri quattuor hist. I 2, ed. E. Müller p. 2. 
1* 
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Als Drogo zum Jüngling heranwuchs, wurde er auf Befehl 
des Kaisers zum Geistlichen geschoren und der gelehrten 
Bildung zugeführt.!) Nachdem Drogo das 21. Lebensjahr 
erreicht hatte, nahm man ihn unter die Metzer Kanoniker 
auf. Es war kein Zufall, daß er gerade in dieser Bischofs- 
stadt, die ja alter Tradition gemäß zum karlingischen Hause 
enge Beziehungen hatte, ein Kanonikat erhielt. Bald sollte 
ihm eine höhere Würde in derselben Bischofsstadt beschieden 
sein; nach dem Tode Bischof Gundulfs von Metz wurde 
Drogo trotz seines jugendlichen Alters Gundulfs Nachfolger. 
Zweifellos erfolgte diese Bischofserhebung ganz im Interesse 
und auf die besondere Initiative des Kaisers. Und doch hat 
Ludwig das Wahlrecht von Klerus und Volk in Metz formell 
geachtet, wenn auch tatsächlich sein Wille entscheidend 
war.2) Der Biograph Ludwigs?) versichert, daß der ganze 
Klerus und das Volk von Metz, wie aus einem Herzen, 
Drogo, ‚des Kaisers Bruder“, zum Oberhirten begehrt 
hätten; die Eintracht, mit welcher der Kaiser und seine 
Vornehmen wie auch die ganze Gemeinde von Metz die Per- 
son Drogos zum Oberhirten gewählt hätten, wird als gerade- 
zu wunderbar geschildert. 

Bei den wiederholten Empörungen gegen Ludwig d. Fr. 
war Drogo einer der wenigen Kirchenfürsten, welche allzeit 
treu an der Seite ihres legitimen Herrschers ausharrten. Der 
Lohn dieser Treue bestand darin, daß Ludwig seinem Halb- 
bruder die Würde eines ‚„archicapellanus‘‘ verlieh.) Die 
kirchenpolitische Bedeutung dieser Hofwürde hatte gerade 
in den zwanziger Jahren ihren Höhepunkt erreicht; es war 
damals eine Entwicklung des Erzkaplanamtes eingetreten, 
die dessen Inhaber und damit den Chef des fränkischen Hof- 
klerus, ja das Haupt der fränkischen Hierarchie schlechthin, 
gleichzeitig auch zum Sachwalter und Vertreter des päpst- 
lichen Stuhles im Frankenreiche, ja zu einer Art von Vize- 


1) Thegan, Vita Hlud. cap. 24, in den MG. SS. II p. 596. 

2) G. Weise, Königtum und Bischofswahl im fränkischen und 
deutschen Reiche vor dem Investiturstreit, Berlin 1912, S. 25f. 

2) Cap. 36, in den MG. SS. II p. 627. 

4) Vgl. W. Lüders, Capella (Archiv für Urkundenforschung II, 
Leipzig 1909) S. 68; Pfister a.a.O. p. 107. 
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papst zu machen geeignet war!); das Amt des archicapella- 
nus erhielt bereits in jenen Jahren mehr und mehr jenen 
Charakter, den es dann in Hinkmars Schrift ‚De ordine 
palatii‘‘?), in welcher der Erzkaplan als der ‚„apocrisiarius‘ 
des Papstes erscheint, aufweist. — Gleichzeitig mit diesem 
allmählich eintretenden Wandel im Wesen des Archi- 
kapellanats, mit seiner Steigerung zu einer Art von päpst- 
licher Nuntiatur, war aber auch die innerpolitische Seite 
dieses Amtes damals sehr bedeutend; als ‚„aule regalis 
moderator‘ wird Drogo in der ihm geweihten Grabschrift 
bezeichnet.?) Auch als Chef der Hofkanzlei fungierte Drogo 
auf Grund seiner Würde als Erzkaplan; in einer Mehrzahl 
von Urkunden tritt er als ‚„ambasciator‘‘ auf.*) Die Leitung 
der kaiserlichen Kanzlei und die Vorstandschaft über die 
Hofkapelle waren ja, wie Tangl°) gezeigt hat, schon in 
jenen Jahren keineswegs so scharf voneinander getrennt, 
wie man das früher angenommen hatte. 

Die politische Haltung, welche Drogo in den Jahren 
unmittelbar nach dem Tode Kaiser Ludwigs einnahm, sein 
Anschluß zunächst an Lothar, dann, nach dessen Niederlage 
bei Fontenoy, an Karl den Kahlen, dann wieder, nachdem 
durch den Vertrag von Verdun sein Bischofssitz Metz dem 
Mittelreiche Lothars einverleibt worden war, neuerdings an 
Lothar, braucht hier nicht näher erörtert zu werden. Um so 
mehr interessiert uns die Mission, mit welcher Drogo, der 
auch unter Lothar das Amt eines ‚archicapellanus‘‘ des 


1) Vgl. vorläufig Lüders a.a. 0. S. 93ff., 99; doch setzt Lüders 
das Zusammenfließen von Vikariat und Erzkaplanamt um einige Jahr- 
zehnte zu spät an; darauf abzielende Bestrebungen haben schon seit den 
zwanziger Jahren des 9. Jahrhunderts bestanden. Darüber nun in 
meinem in Bälde erscheinenden Buche: „Das Vizepapsttum des Abtes 
von St. Denis (Fälschungsstudien aus dem Gebiete der Geschichte, 
Bd. OH). Ä 

3) Cap. 13, 19, ed. V. Krause p. 13, 16. 

3) MG. SS. XXIV p. 545; Poötae Lat. I p. 108. 

*) Vgl. Pfister a.a.O. p. 108. 

5) Die tironischen Noten in den Urkunden der Karolinger (Archiv 
für Urkundenforschung I, 1908) S. 87ffi., 162ff., 165; vgl. Lichius, 
Die Verfassung des Marienstiftes zu Aachen, in der Zeitschrift des Aache- 
ner Geschichtevereins XXXVII (1915) S. 32ff.; Lüders S. 36. 
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Kaisers bekleidete!), von seinem kaiserlichen Neffen im 
Jahre 844 betraut wurde. 

Nach dem Tode Gregors IV. war der päpstliche Stuhl 
ohne jede Mitwirkung des Kaisers besetzt worden, obgleich 
die zwanzig Jahre vorher ergangene ‚Konstitution Lothars“ 
eine solche vorgesehen und bestimmt hatte; denn laut dieser 
„Konstitution Lothars‘‘ mußten die Römer schwören, daß 
der in kanonischer Weise erwählte Papst erst dann die Weihe 
erhalten sollte, wenn er in Anwesenheit des kaiserlichen 
Missus einen Eid geleistet habe, wie ihn Papst Eugen II. 
aus freien Stücken abgelegt hätte.”) Es wurde also damals 
zwischen Papstwahl und Papstweihe ein kaiserliches Recht 
eingeschoben; ohne seine Erfüllung sollte keine Papstweihe 
vorgenommen werden dürfen; erst nach dem Eintreffen des 
kaiserlichen Missus sollte die Konsekration des neuen Papstes 
vollzogen werden.?) Dementsprechend war auch im Jahre 
827 Gregor IV. zwar ohne kaiserliche Mitwirkung erwählt 
worden, hatte aber die Papstweihe erst empfangen, als die 
Vertreter des Kaisers nach Rom gekommen waren und hier 
die Beschaffenheit der vorgenommenen Papstwahl einer 
Untersuchung unterzogen hatten.?) Dagegen war nach dem 
Tode Gregors IV. dessen Nachfolger Sergius II. ohne jede 
Mitwirkung von kaiserlicher Seite sowohl gewählt wie auch 
geweiht worden.’) Gegen dieses Vorgehen erfolgte nun der 
schärfste Einspruch des Kaisers; als dessen Sachwalter 
schien Drogo um so geeigneter zu sein, als er ja selber als 


!) Vgl. Lüders a.a.O. S.65; Pfister a.a.O. S. 116. 

*) MG. Cap. I p. 324; vgl. H. Dopffel, Kaisertum und Papst- 
wechsel unter den Karolingern (Freiburg i. B. 1889) S. 77 ff., besonders 
80f.; M. Heimbucher, Die Papstwahlen unter den Karolingern (Augs- 
burg 1889) S. 122ff., 128ff.; H. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II 
(Leipzig 1892) 93; A. Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands II? u. 
S. 497£.; H. von Schubert, Geschichte der christlichen Kirche im Früh- 
mittelalter (Tübingen 1921) S. 399. 

®) Vgl. Dopffela.a.O. S. 87; Heimbucher a.a.O. S.132, 136 ff. 

*) Ann. regni Franc. ed. F. Kurze zu 827 p. 174f.: „Gregorius, . . 
electus, sed non prius ordinatus est, quam legatus imperatoris Romam 
venit et electionem populi qualis esset examinavit“. 

6) Vgl. E. Dümmler, Geschichte des ostfränkischen Reiches I* 
(1887) S. 249; Hauck II? u.  S. 526. 
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Kandidat für den päpstlichen Stuhl in Frage hätte kommen 
können. j 
Der älteste Sohn Kaiser Lothars, Ludwig (II.), wurde 
also im Frühjahr 844 mit einer ansehnlichen Heeresmacht 
nach Rom gesandt, um, wie der westfränkische Reichs- 
annalist sagt, dafür Sorge zu tragen, daß in Zukunft beim 
Tode eines Papstes kein Nachfolger desselben mehr ohne Wei- 
sung des Kaisers und vor dem Eintreffen der kaiserlichen 
Gesandtschaft die Ordination erhielte.!) Das geistige Haupt 
dieser Expedition nach Rom, der eine Reihe von fränki- 
schen weltlichen Großen und von fränkischen Kirchenfürsten 
angehörten, war unstreitig Drogo. Er tritt bei den Verhand- 
lungen, die in Rom zwischen dem neuen Papste und seinen 
Anhängern auf der einen Seite und den Franken sowie 
einigen sich ihnen anschließenden und gegen den hl. .Stuhl 
opponierenden italienischen Kirchenfürsten, den Erz- 
bischöfen von Mailand und Ravenna, auf der anderen Seite 
geführt werden, als das Haupt der Gegenpartei Sergius’ II. 
auf. In sehr kräftiger Weise gerät man aneinander: ‚per 
dies singulos conflittum summi certaminis cum sanctissimo 
praesule omnibusque episcopis et omnibus optimatibus 
nostris atque proceribus ipse Drogo, archiepiscopus Metensis 
ecclesiae . . . commovebat, tam ipse quam omnes archi- 
episcopi et episcopi qui cum eo contra hanc universalem et 
caput cunctarum ecclesiarum sine metropolitani concessione 
atque vocatione convenerant‘‘, sagt der Biograph Sergius’ 
11.2), ohne indes den Gegenstand des Konfliktes klar an- 
zugeben. Trotz dieser für unsere Kenntnis sehr bedauer- 
lichen Reserve dieses Autors ist doch die Tatsache nicht zu 
verkennen, daß in jenen Junitagen 844 am Sitz des Papst- 
tums, in Rom selbst, eine Synode stattfand, welche zum 
guten Teile einen papstfeindlichen Charakter an sich trug. 
Vermutlich handelte es sich nicht bloß um die Frage der 
Papstwahl und um die Rechte des Kaisers bei derselben, 
sondern auch um Fragen, die in die gesamte hierarchische 
Ordnung tief einschneiden mußten, um die Stellung der 
fränkischen Reichskirche zum Papsttum. Das Er- 


1) Annales Bertiniani zu 844 ed. Waitz p. 30. 
2) Bei Duchesne, Liber pontificalis II p. 89. 
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gebnis dieser Verhandlungen scheint den Charakter eines 
Kompromisses aufzuweisen: das Papsttum Sergius’ Il. wurde 
zwar anerkannt, aber auch dem Haupte der Gegenpartei, 
Drogo, wurde eine vizepäpstliche Stellung jenseits 
der Alpen zugesprochen: es wurde für ihn im Amte eines 
päpstlichen Vikars bzw. eines Primas für das Frankenreich 
jenes Zwischenglied zwischen der territorialen Metropolitan- 
Verfassung und der universalen römischen Kurie gebildet, 
das für das Papsttum ein zweischneidiges Schwert 
war, je nachdem es als bloße Delegatur des Papstes, als 
päpstliche Nuntiatur, oder aber als mehr selbständiger 
Primat über die Reichskirche aufgefaßt wurde. Zweifellos 
hat man päpstlicherseits die Gefahren wohl erkannt, die in 
der Schöpfung einer solchen Würde für die Idee des päpst- 
lichen Primats selber entstehen konnten — in den Tagen 
Drogos wie noch in der Zeit des 18. Jahrhunderts und eines 
Fürstprimas Dalberg. Es ist nicht zufällig, daß Papst 
Sergius II. in dem Rundschreiben, welches er an den fränki- 
schen Episkopat sandte, und in dem er diesem die Erhebung 
Drogos zu seinem Stellvertreter bekannt gibt, ausdrücklich 
bemerkt, er habe diesen Entschluß nach reiflicher Über- 
legung (cauta deliberatione) gefaßt.!) Während der Papst 
und die Kreise, welche von einer Überordnung Drogos gegen- 
über den Metropoliten nichts wissen wollten, die neue Würde 
Drogos bloß als passive Stellvertretung des Papstes gelten 
ließen, war man seitens der Parteigänger Drogos bestrebt, 
dessen Stellung als einen für die Gebiete nördlich der Alpen 
errichteten aktiven Primat darzustellen. Es ist nicht zufällig, 
wenn Prudentius von Troyes, der Verfasser der westfränki- 
schen Reichsannalen, Drogo unsbloßals ‚vicarius Galliarum 
Germaniarumque partibus‘ vorstellt?),während Drogos Grab- 
schrift ihn als ‚„Primas cis Alpes‘ bezeichnet.?) Und auch 
der Umstand ist wohl zu beachten und gleichfalls nicht zufäl- 
lig, daß im ‚Liber pontificalis‘‘ der Biograph Sergius’ II. von 
der Erhebung Drogos zur Würde als Primas keine Silbe sagt. 


1) MG. EE. V p. 683. 

2) So wird Drogo von Prudentius in den „Annales Bertiniani‘“ zu 
844 ed. Waitz p. 30 genannt. 

®) MG. SS. XXIV p. 545; vgl. Pfister p. 119, 124 n. 2. 
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Man darf daher nicht, wie das wohl in der Regel ge- 
schieht!), in der Übertragung des Vikariates an Drogo ein 
dem päpstlichen Interesse unbedingt dienliches Mittel dazu 
erblicken, die Fäden, welche die kirchliche Hierarchie nörd- 
lich der Alpen verbanden, seitens der Kurie in der Hand zu 
behalten. Die Stellung eines obersten kirchlichen Organs 
für das gesamte fränkische Reich oder vielmehr für alle 
drei fränkischen Teilreiche und die damit gegebene Zu- 
sammenfassung weitgehender kirchlicher Kompetenzen in 
dieser einen Hand war eher eine Konzession an die reichs- 
kirchliche Idee, mit welcher der päpstliche Primat bis an 
die Schwelle des 19. Jahrhunderts zu kämpfen hatte. Daher 
begreift man auch, daß sich Sergius II. in seinem erwähnten 
Rundschreiben an die fränkischen Bischöfe, in welchem er 
diese mit den umfangreichen Rechten bekannt machte, die 
dem neuen Vikar zustehen sollten, veranlaßt sah, von der 
Drogo übertragenen Machtfülle den Primat der römischen 
Kirche und die besonderen Rechte ihres päpstlichen Ober- 
hauptes ausdrücklich auszunehmen.?) Bei der gewaltigen 
Machtstellung, welche Drogo als ‚primas cis Alpes‘ zu ge- 
bühren schien, war ein solcher Vorbehalt keineswegs über- 
flüssig. 

Natürlich diente der Drogo zuerkannte Vikariat über 
ganz Gallien und Germanien nicht bloß den Interessen der 
Metzer Kirche und Drogos selber, sondern auch der poli- 
tischen Idee der Einheit des Frankenreiches und dem 
Repräsentanten dieser Idee: Kaiser Lothar.?) Der Vertrag 
von Verdun war zum Grab der tatsächlichen Einheit des 


1) SoC.B. von Hacke, Die Palliumsverleihungen bis 1143 (Göttin- 
gen 1898) S. 105f; Hauck a. a. O. S. 529; dagegen scheint H. Schrörs, 
Hinkmar (Freiburg 1884) S. 51 das richtige Gefühl für die Gefahr zu 
haben, welche für den päpstlichen Stuhl das Vikariat Drogos bedeutete. 
Vgl. auch P. Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Pro- 
testanten I (Berlin 1869) S. 5951. 

ı) „salvo in omnibus huius universalis Romanae sedis primatu“ 
MG. EE. V p. 583. 

?) S. Dümmler a.a.0. I®S. 252ff.; Hauck II? 4S. 5298; zu 
all dem auch F. Lot et L. Halphen, Le regne de Charles le Chauve 
(Paris 1909) p.122ss. sowie die Biographien über Hinkmar von Schrörs 
S. 50ff. und von Noorden (1863) 16f; Pfister a.a. O. p. 1188. 
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Frankenreiches geworden — der Gedanke an sie war damit 
aber noch nicht begraben. Der Repräsentant solcher Be- 
strebungen, der Träger der Kaiserkrone, konnte nicht ohne 
Grund hoffen, daß die nun in Drogos Vikariat geschaffene 
kirchliche Zusammenfassung der seit 843 bestehenden drei 
fränkischen Teilreiche nur eine Etappe bedeuten würde auf 
dem Wege zur Wiederherstellung auch der politischen Ein- 
heit dieser Teilreiche. In so fern war auch Lothar am 
Vikariat Drogos interessiert, mußte auch ihm daran 
gelegen sein, die Anerkennung Drogos seitens der ihm unter- 
stellten Kirchenfürsten durchzusetzen. 

Aber diese Bestrebungen scheiterten — Drogos 
Vikariat blieb stets nur ein Postulat, wurde nie Wirk- 
lichkeit. Zu viele und zu starke Mächte standen ihm gleich- 
gültig, wenn nicht sogar ablehnend, gegenüber: vor allem 
natürlich all jene hierarchischen Gewalten, welche dem 
neuen Vikar unterworfen sein sollten, und die natürlich den 
fernen Arm des Papstes weit lieber ertrugen als eine ihnen 
unmittelbar benachbarte vizepäpstliche Gewalt. Daneben 
mußten die Herrscher der beiden Teilreiche, Karl der Kahle 
und Iudwig der Deutsche, Drogos Vikariat im gleichen 
Maße und aus den gleichen Gründen ablehnen, um derent- 
willen ihr ältester Bruder Lothar diese Institution fördern 
mußte: die Gefahr, auf dem Wege einer kirchlichen Zu- 
sammenfassung unter einem dem Reiche Lothars angehöri- 
gen Primas auch wieder unter die politische Oberhoheit des 
Mittelreiches zu kommen, lag allzu offen auch vor ihren 
Augen. Es ist daher auch sehr bezeichnend, wenn der 
Episkopat des einen der beiden Teilreiche, wenn die auf 
einer Synode in Ver versammelten Bischöfe des Reiches 
Karls des Kahlen die Frage der Anerkennung des neuen 
päpstlichen Vikariats djlatorisch zu behandeln suchten, 
wenn sie diese Institution zwar keineswegs klar und ent- 
schieden ablehnten, sondern sich für den Fall, daß sich 
eine künftige große Synode des gesamten Frankenreiches 
für das neue Vikariat aussprechen sollte, mit der Person 
des derzeitigen Metzer Bischofs als Vikar durchaus einver- 
standen erklärten. Aber doch nur unter einer Voraus- 
setzung: „si . . . non alia, quam quae praetenditur, latet 
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causa‘‘.!) Stand man somit auch in dem vom fränkischen 
Gesamtreiche abgesplitterten Reiche Karls des Kahlen und 
erst recht im Reiche Ludwigs des Deutschen, wo man sich 
überhaupt mit der Frage des Vikariats Drogos nicht be- 
schäftigt zu haben scheint ?), dieser Institution unfreundlich 
gegenüber, so hatte nicht einmal der päpstliche Stuhl, der 
formell ja allerdings das Vikariat Drogos ins Leben gerufen 
hatte, ein Interesse daran, es auch Wirklichkeit werden zu 
lassen®); wenn, wie wir sahen, die Institution eines päpst- 
lichen Vikars für das Frankenreich ein Zugeständnis an den 
reichskirchlichen Gedanken war, wenn also der Papst da- 
mals nur unter dem Drucke der Lage sich zu diesem Zu- 
geständnis bereit gefunden hatte, so ist es innerlich durchaus 
begreiflich, daß der hl. Stuhl nun weit davon entfernt war, 
sich für die Verwirklichung der getroffenen Maßnahmen 
intensiv einzusetzen. 


Und Drogo selbst? — Er hatte allerdings nach dem 
Besitz einer vizepäpstlichen Stellung, nach der Würde eines 
päpstlichen Vikars im Frankenreiche, mit heißem Begehr 
verlangt; er hatte die günstige Gelegenheit, welche sich 844 
zur Ausübung eines Druckes auf den päpstlichen Stuhl, zur 
Erzwingung der Bewilligung des Vikariats seitens desselben, 
bot, geschickt ergriffen. Aber die Verwirklichung der ihm 
übertragenen Würde sollte auch ihm nicht gelingen; das 
Risiko, das mit diesen Bestrebungen verbunden war, schien 
ihm zu groß zu sein: die Herbeiführung eines Schismas stand 
auf dem Spiel. Mit knappen, treffenden Worten hat auch 
hier Hinkmar von Reims die Lage und die Haltung Drogos 
zusammengefaßt, wenn er von diesem sagt): „hanc prae- 
lationem in Cisalpinis regionibus, nacta quadam occasione, 
tempore Lotharii imperatoris apud Sergium papam obtinuit; 
sed, quod affectu ambiit, effectu non habuit; et quod 
efficaciae usu, non consentientibus, quibus intererat, obti- 
nere non potuit, patientissime, ut eum decuit, toleravit, ne 


1) MG. Capitularia reg. Franc. II p. 385 Nr. 291 cap. 11. 
2) 8. über all das Pfister a.a. O. p. 121. 

3) So richtig auch Schrörs S. 5l. 

%) Migne, Patr. Lat. CXXVI col. 206. 
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scandalum fratribus et consacerdotibus generans, schisma 
in sanctam Ecclesiam introduceret.“ 


I. 


„Was er mit Leidenschaft erstrebt hat, ist ihm im Er- 
folg nicht zuteil geworden !“ — In der Zeit vor jener end- 
giltigen Resignation Drogos auf das Ziel seiner 
Wünsche ist die „Vita Chrodegangi“ entstanden. 
Vielleicht noch mehr: sie sollte dazu dienen, ihn dem Ziele 
dieser Wünsche näherzubringen, indem sie den Nachweis er- 
brachte, daß der Primat, auf den Drogo Anspruch erhob, 
ihm gewissermaßen auf Grund des Gewohnheitsrechtes ge- 
bühre, daß er somit nicht etwas absolut Neues, vielmehr bloß 
die Wiedererneuerung eines Rechtes sei, das schon Drogos 
Vorgänger Chrodegang ausgeübt habe. 

Bekanntlich bedeutete ja im Mittelalter das Ge- 
wohnheitsrecht alles. Wenn ein Rechtsanspruch er- 
hoben wurde, war die Frage in der Regel nicht die, ob dieses 
oder jenes Gesetz, diese oder jene verfassungsrechtliche Be- 
stimmung für den erhobenen Rechtsanspruch angeführt 
werden konnte, sondern vielmehr die, ob man einen Präze- 
denzfall namhaft machen konnte, durch den der Besitz 
des fraglichen Rechtes seitens eines Rechtsvorgängers des 
Petenten evident wurde.!) 

Nur ein paar Beispiele hierfür, welche gerade jenes 
Gebiet betreffen, das für uns hier in Frage steht: Papst 
Gregor I. verweigerte dem Bischof Desiderius von Vienne 
das erzbischöfliche Pallium mit der Begründung, daß dessen 
Behauptung, die Bischöfe von Vienne hätten diese Auszeich- 
nung schon früher besessen, sich auf Grund von Nachfor- 
schungen im päpstlichen Archiv als unwahr erwiesen habe.?) 
Derselbe Gregor I. läßt bei seinem Konflikte mit Ravenna 


1) Über die Einwirkung dieser Tatsache auf die Geschichtsschreibung 
8. G. Monod, Etudes critiques sur les sources de l’histoire carolingienne I 
(Bibl. de l’&cole des hautes etudes 119. fasc., Paris 1898) p. 3s8.; Bloch 
in den Götting. Gel. Anzeigen 1901 S. 874; M. Buchner, Die Clausula 
de unctione Pippini (Paderborn 1926) S. 64. Siehe auch U. Stutz, 
Reims und Mainz in der Königswahl des 10. und zu Beginn des 11. Jahr- 
hunderte, Berliner SB. 1921 S. 419f. 

2) J.-E. 1749; vgl. von Hacke a.a.O. S. 108. 
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Nachforschungen darüber anstellen, wann in früheren Zeiten 
die Bischöfe von Ravenna das Pallium zu tragen pflegten.!) 
— Als an Papst Nikolaus I. das Ansinnen gestellt wird, dem 
Bischof Festinianus von Dol das Pallium zu verleihen, da ver- 
langt der Papst zunächst den urkundlichen Nachweis dafür, 
daß bereits die Vorgänger des Festinianus im Besitz des 
Palliums gewesen seien; zuvor könne er es diesem nicht ge- 
währen.?) Dem Erzbischofe von Köln wird von Johannes I. 
die Bitte um Erlaubnis zum täglichen Gebrauch des Palliums 
abgeschlagen mit der Begründung, daß das Pallium in dieser 
Form auch von früheren Päpsten niemals verliehen, ja von 
Gregor I. sogar ausdrücklich untersagt worden sei.?) 


Man sieht schon aus diesen paar Beispielen, wie man 
seitens der um ein Privileg angegangenen Instanzen, speziell 
seitens des päpstlichen Stuhles, den Nachweis von Präze- 
denzfällen aus alter Zeit für erforderlich hielt — ein Umstand 
der den Anstoß zu einer ganzen Reihe von Quellenfälschun- 
gen gegeben hat. Die Geschichtsschreibung jener 
Zeiten berührt sich eben aufs engste mit der politischen 
Zeitgeschichte; ein Widerschein der jeweiligen Zeitver- 
hältnisse macht sich in intensivster Weise auf dem Gebiete 
der Historiographie geltend; diese ist nicht so sehr eine 
Beschreibung des Vergangenen als vielmehr eine in die 
Vergangenheit zurückprojizierte Darstellung der Gegen- 
wart; die geschichtlichen Verhältnisse wie die historischen 
Persönlichkeiten werden von den Chronisten und Biographen 
jener Zeit nach der jeweiligen Lage und nach den führenden 
Männern der eigenen Gegenwart zurechtgemacht — ein 
Verfahren, vergleichbar in etwa dem Vorgehen des Malers, 
der die biblischen Szenen in die deutsche Landschaft ver- 
legt, die Heiligen alter Zeit in Kostüme seiner eigenen Tage 
kleidet und schließlich sein Selbstporträt in einem Winkel 
des Gemäldes anbringt; mit dem Unterschied freilich, daß 
der Verfasser einer derartigen politischen ‚„@Geschichts- 
darstellung‘‘ nicht mit derselben Naivität wie der Künstler 
vorgeht, sondern daß bei ihm überall die Absicht, die Ten- 
denz hervorlugt, daß er daher auch die Person seines 


ı) Ebd. 2) J.-E. 2806. s) J.-E. 3568. 
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„Helden“ nicht an irgendeine versteckte Stelle setzt, son- 
dern sie in den Mittelpunkt des Ganzen stellt. 

So auch der Autor der ‚Vita Chrodegangi‘, so über- 
haupt die Verfasser vieler Heiligenbiographien. — Auch hier 
nur wenige Beispiele, wiederum aus dem uns interessieren- 
den Gebiete! 

Als Erzbischof Hinkmar von Reims sich den Weg 
zu dem von ihm erstrebten Vikariat ebnen wollte, da geschah 
dies nicht zuletzt dadurch, daß er eine Biographie seines 
als heilig verehrten Vorgängers, des Bischofs Remigius von 
Reims, schrieb; Br. Krusch!) hat gezeigt, daß die um 
877/8 von Hinkmar geschriebene ‚Vita Remigii‘‘ dem von 
ihrem Verfasser erstrebten Vikariat der Reimser Kirche 
dienen sollte; wie Krusch dargetan hat, wurden die Be- 
fugnisse, welche in dieser Heiligen-Biographie von ihrem 
Autor dem Patron seines Erzbistums beigelegt werden, von 
Hinkmar für sich selber in Anspruch genommen; Hinkmar 
hat sich nicht selten auf seinen großen Vorgänger berufen; 
er „hat in der V. Remigii die Berechtigung seiner eigenen 
Prätensionen nachgewiesen.“ Und daher kann diese tat- 
sächlich nicht als Geschichtsdarstellung, sondern vielmehr 
als kirchenpolitische Zweckschrift gelten. 

Ganz ähnliches könnte man hinsichtlich der um die 
Mitte der dreißiger Jahre des 9. Jahrhunderts abgefaßten 
Dionysiusbiographie des Abtes Hilduin von St. Denis 
nachweisen. Auch Hilduin hat nach dem Range eines 
päpstlichen Vikars, eines Vizepapstes im Frankenreiche, ge- 
strebt, nicht ohne Erfolg und nicht ohne daß seine Be- 
strebungen eine gewisse epochale Bedeutung für die Folge- 
zeit gewonnen hätten.?) Es genügt hier, darauf aufmerksam 


1) Reimser Remigius-Fälschungen, im N.A. XX (1895) 529ff., 536. 

2) Ich verweise in diesem Zusammenhang nur auf den Vergleich 
des obersten Kaplans mit dem „Aaron“ des Alten Testamentes, in welchem 
man das Prototyp des christlichen Hohenpriesters, also des Papstes, zu 
erblicken pflegte, auf die Bezeichnung Hilduins als „papa‘“‘ und damit 
auf die Anwendung eines Titels auf ihn, der in jener Zeit doch bereits mehr 
oder minder ausschließlich auf den römischen Bischof beschränkt war, 
auf die Benennung des Amtsgebäudes Hilduins als „Lateran‘“, auf die 
Romreise, welche er im Jahre 824 unternahm, auf die besonders engen 
Beziehungen, in welche er mit Erfolg damals zum hl. Stuhle zu treten 
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zu machen, wie in der Dionysiusbiographie Hilduins!) Papst 
Clemens den hl. Dionysius zum Apostel der „partes .... 
Occidentis‘ bestimmt und dabei unter anderem sagt: wie 
sein (des Papstes) Lehrer Petrus von Christus die Binde- und 
Lösegewalt empfangen und er selber (Papst Clemens) sie als 
ein heiliges Erbe erhalten habe, so solle sie auch Dionysius 
immerdar innehaben. Und dann heißt es ausdrücklich: ‚‚in 
tui apostolatus sorte, apostolica nostra auctoritate 
omnem suscipiens Galliam, opus fac evangelistae, 
ministerium tuum imple . . .‘“ Nach dieser Darstellung hat 
also Dionysius vom Papste kraft dessen apostolischer Ge- 
walt die Befugnisse eines Apostels für ganz Gallien über- 
wiesen erhalten. Übrigens hat Hilduin an einer anderen 
Stelle seiner Dionysiusbiographie die Sendung des Patrons 
seiner Abtei nach Gallien ausdrücklich auf ein „Privileg des 
apostolischen Stuhles‘“ zurückgeführt, was um so beachtens- 
werter ist, als die Vorlage, der sich Hilduin hier großenteils 
wörtlich anschloß, hiervon nichts gesagt hatte.?) — Noch 
interessanter als Niederschlag der eigenen Bestrebungen des 
Verfassers nach einem Vikariat über Gallien in den ‚‚Areo- 
pagitica‘‘ Hilduins ist es, wenn Hilduin in seinem zu den 


suchte, auf seinen Wunsch, als „vere sacratissimae sedis apostolicae pro- 
prius familiaris‘“ zu gelten und mit dem „ornatus apostolici vestimenti“ 
begabt zu werden, auf seine tatsächliche Geltung als Hausgenosse und 
Angehöriger der „familia‘‘ des Papstes, auf die zeitweilige Umbenennung 
des Klosters St. Denis in „Kloster des Apostelfürsten Petrus‘, auf die 
Behauptung Hilduins, Papst Stephan O. habe den Altar seines Klosters 
zu Ehren von St. Peter und Paul geweiht und auf diesem Altar sein eigenes 
apostolisches Pallium und die päpstlichen Schlüssel zurückgelassen, auf 
seine leitende Idee, St. Denis zu einem zweiten Rom, Rom zu einem 
zweiten St. Denis auszugestalten, auf die vizepäpstliche Stellung, welche 
demgemäß Abt Hilduin beanspruchte und gelegentlich der Wiederein- 
setzung Ludwigs d. Fr. in St. Denis auch ausübte — all das werde ich in 
dem genannten Buche über das „Vizepapsttum des Abtes von St. Denis“‘ 
eingehend behandeln. 


!) Cap. XIX bei Migne, Patr. Lat. CVI col. 39. 

2) Cap. XX a.a. O. p. 39: „qui sedis apostolicae privilegio, tradente 
sibi beato Clemente Petri apostoli successore, verbi divini semina ,.. .“; 
vgl. dazu die ältere (als Vorlage Hilduins dienende) Passio cap. 15, ed. 
Br. Krusch in den MG. SS. rer. Mer. IV p. post. 103 (‚qui tradente beato 
Clemente Petri apostoli successore verbi divini semina „. .“). 
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„Areopagitica‘ gehörigen und auf die Abfassung seiner Dio- 
nysiusbiographie bezüglichen Schreiben an Kaiser Ludwig 
die von ihm gemachte Angabe, daß Dionysius zum Apostel 
für ganz Gallien (,„apostolus totius Galliae“) vom Papste 
bestimmt sei, noch besonders unterstreicht und die Version 
ablehnt, es sei Dionysius bloß zum einfachen Bischofe ge- 
weiht und nach Gallien gesandt worden.!) Und zwar begnügt 
sich Hilduin hier — ein Zeichen dafür, welch hohes Interesse 
er an der Institution eines Apostolates für ganz Gallien 
hatte! — nicht mit der Behauptung der Existenz eines sol- 
chen Instituts; er will vielmehr auch die Legitimität dieser 
Einrichtung dartun: er könnte, so meint er, allerdings ein 
Beispiel für die Bestimmung zu einem derartigen Amte aus 
der Apostelgeschichte und aus dem Evangelium selber in 
hinlänglicher Weise in’seine Schrift aufnehmen; aber solches 
gehöre nicht zu seinem Gegenstande. Und er legt nun dar, 
wie Dionysius in seiner Eigenschaft als apostolischer Vikar 
in Gallien befugt gewesen sei, über die kirchlichen Ange- 
legenheiten im ganzen Lande nach seinem eigenen Gut- 
dünken zu bestimmen; er sei es gewesen, der sogleich nach 
seiner Ankunft in Arles Glaubensboten ausgesandt habe 
nach den verschiedenen Gegenden des Landes — ganz so, 
wie es ihm gut erschienen sei (prout ei visum fuerat), wie 
Hilduin betont.?) Kurz: der hl. Dionysius ist der ‚„Galliarum 
primus sacerdos‘‘?), der die Anfänge des Christentums nach 
Gallien gebracht habe, und dessen Wirken älter gewesen 
sei als das aller anderen christlichen Glaubensboten. — Daß 
sich aus diesen ‚geschichtlichen Tatsachen‘ natürlich ganz 
von selber Rückschlüsse und Folgerungen für die Stellung 
des Nachfolgers und Dieners des hl. Dionysius, des Abtes 
Hilduins von St. Denis, ergeben mußten, Folgerungen, welche 
nur als Argumente dienen konnten in dessen Bestreben, die 
Berechtigung eines Vikariats des Abtes von St. Denis über 
Gallien zu erweisen, liegt auf der Hand. 

Nicht anders liegt die Sache bei unserer ‚Vita Chrode- 
gangi“. Auch sie sollte den Bestrebungen Drogos nach 


!) In den MG. EE. V p. 332 cap. 11. 2) Cap. XX a.a.0. col. 39. 
®) Cap. XXXII ebd. p. 47. 
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einem Vikariate über Gallien und Germanien dienlich sein, 
die, wie Hinkmar uns sagte, Drogo mit großem Eifer 
(affectu) zeitweise geltend gemacht hat. Der hl. Chrodegang 
ist ja, wie wir gleich hören werden, nichts anderes als das in 
die Vergangenlieit zurückprojizierte Abbild Drogos. Be- 
ruhten die mit der Verleihung des erzbischöflichen Palliums 
verbundenen Befugnisse vor allem in dem Rechte, sämtliche 
Bischöfe zu weihen, die zu dem Amtsbereich des Palliums- 
trägers gehörten!) — einem Recht, das gegen die Präten- 
sionen aller zum Frankenreiche gehörigen Metropoliten ver- 
stoßen und diesen als ein unerträglicher Eingriff in ihre 
eigenen Gerechtsame erscheinen konnte —, so schien ein 
gleiches Recht und die tatsächliche Ausübung eines solchen 
bereits durch Chrodegang ein Indizium für die innere Be- 
rechtigung einer Palliumsverleihung an Drogo, schien damit 
auch das Einsetzen einer Lanze für dessen Vikariat zu be- 
deuten; und dasselbe gilt von einem anderen Rechte, das 
als mit der Palliumverleihung verbunden und als Ausfluß 
derselben gilt: vom Rechte der ‚crux gestatoria‘“.?) 


III. 


Doch wenden wir uns nunmehr nach diesen allerdings 
nicht zu umgehenden Abschweifungen der „Vita Chrode- 
gangi‘ selber zu. 

Ich möchte zunächst auf eine Stelle in den cap. 25 
und 26 hinweisen. Hier wird erzählt, wie Papst Stephan II. 
auf seiner Reise ins Frankenreich i. J. 754 im Kloster 
St. Denis erkrankt sei, wie er aber durch ein Wunder geheilt 
wurde, wie dieses Wunder in der Nacht vom 28. Juli ge- 
schehen sei, und wie dann am folgenden Morgen der geheilte 
Papst aus Dankbarkeit und in Gehorsam gegenüber dem ihm 
in einer Vision zuteilgewordenen Auftrag den Altar der 
Kirche von St. Denis zu Ehren von St. Peter und Paul 
geweiht, zwischen dem Gottesdienste aber den König 
Pippin und dessen Söhne gesalbt, die Königin Bertrada und 
die fränkischen Großen gesegnet und die letzteren auf das 
Geschlecht Pippins verpflichtet habe. Alles das wird, 


ı) Vgl. von Hacke S. 111ff. 2) Ebd. 8. 126. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVIT, Kan, Abt. XVI. 2 
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wie schon Simson!) gezeigt hat, zum guten Teil in wort- 
wörtlichem Anschluß an ein fingiertes Diktat des Papstes 
Stephan II., die sog. „Revelatio‘“, und im Anschluß an 
eine mit diesem Diktat verbundene Notiz, diesog. „Gesta‘‘, 
gebracht?), wenn auch gerade einige verhältnismäßig ge- 
ringe Abweichungen, die sich in der ‚„V. Chrod.‘ vorfinden, 
beachtenswert und für die Entstehungszeit dieser Quelle 
auch bis zu einem gewissen Grade charakteristisch sind; die 
„Revelatio‘‘, die ja nichts anderes sein will als ein Diktat 
Stephans II. selber, wird in der „Vita Chrodegangi‘ zudem 
ausdrücklich zitiert.?) Nur in aller Kürze bemerke ich, daß 
dieses angebliche Stephansschreiben samt den ihm angehäng- 
ten „Gesta‘“ eine Doppelfälschung darstellt, die 834 ge- 
legentlich der Wiedereinsetzung Ludwigs d. Fr. in St. Denis 
entstanden ist, und die dazu bestimmt war, diesen Vorgang 
als legitim erscheinen zu lassen.*) Diese Fiktion stammt von 
keinem anderen als von dem, der sie uns in seinen ‚Areo- 
pagitica‘ überliefert hat: von dem Abte Hilduin von St. 
Denis. Gerade durch ihre Aufnahme in die vielgelesene 
Dionysiusbiographie Hilduins hat auch diese Fiktion eine 
große Bedeutung erlangt. 

Ich will auf ein paar Einzelheiten, in denen unsere 
‚Vita Chrodegangi‘‘ von ihrer Vorlage abweicht, später noch 
zurückkommen. Hier sei zunächst nur folgender Umstand 
betont: während die erwähnte Doppelfälschung, wie schon 
ein erster Blick in dieselbe lehrt, überall das Bestreben zeigt, 
den hl. Dionysius und sein Kloster zu verherrlichen, während 
sie infolge hiervon vom ‚‚ter beatus domnus Dyonisius‘‘ und 
vom ‚„venerabile monasterium sancti martyris Christi 
Dyonisii‘“ spricht, läßt der Autor der „Vita Chrodegangi‘ 
diese Epitheta ornantia weg und redet daher nur vom ‚„beatus 
Dyonisius“ und vom ‚„monasterium sancti Dyonisii“. Vor 


— 


!) In den Forschungen XIX S. 175ff. 

2) Beide Schriftstücke sind gedruckt in den MG. SS. XV p. 28. — 
Vgl. die Gegenüberstellung der beiden Quellen bei Simson in den For- 
schungen XIX S. 176fl. 

?) „sicut epistola eiusdem beati viri indicat‘““. 

4) Darüber Näheres in meinem Buche „Das Vizepapsttum des 
Abtes von St. Denis“. 
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allem aber: fast die Hälfte der gefälschten ‚„Gesta‘“ hatte 
sich mit einer Darstellung der Privilegierung von St. Denis 
durch den Papst, mit der Schilderung, wie St. Denis zu 
einem zweiten Rom und Rom wiederum zu einem Mittel- 
punkt der Dionysiusverehrung geworden sei, befaßt; die 
„Gesta‘“ hatten nach ihrem Bericht über die von Stephan 
vorgenommene Altarweihe, über die von ihm vollzogene 
Salbung Pippins und seiner Söhne, über die Weihe der 
Bertrada und der fränkischen Großen, die Begabung von 
St. Denis mit Privilegien von hohem Ansehen, die Hinter- 
legung des ‚Palliums der apostolischen Würde‘ und der 
päpstlichen Schlüssel auf dem Altar von St. Denis, die 
Überführung von Reliquien des hl. Dionysius nach Rom 
seitens des Papstes, die Erbauung eines Dionysiusklosters 
in der Ewigen Stadt durch Stephan II. und seinen Nach- 
folger Paul, berichtet; die „Vita Chrodegangi‘‘ aber bringt 
von all dem kein Wort, wohl aber weiß sie an Stelle dieser 
Privilegierung und Auszeichnung von St. Denis ein anderes 
vermeintliches Faktum anzugeben, das der Erhöhung von 
St. Denis merkwürdig ähnlich sieht: die Begabung des 
hl. Chrodegang mit dem erzbischöflichen Pallium seitens 
des nämlichen Papstes.!) Interessant hierbei ist der Um- 
stand, daß der Biograph Chrodegangs gerade diese Tat 
Stephans, von der die ihm vorliegenden ‚‚Gesta‘“ kein Wort 
sagten, sogar noch besonders betonen zu müssen glaubte 


1) MG. SS. X p.568: „set et sanctum Chrodegangum sanctae 
Mettensium sedis pontificem, virum in Christo et in ecclesia magnae 
auctoritatis et dignitatis, pallio archiepiscopi decoravit, data ei licentia 
per totam Galliam episcopos benedicere, cum stola ubivis ire, crucem 
ante se ferre Domini. Est igitur Pippinus, sancta progenies (es soll doch 
wohl heißen ‚‚progenie‘‘) in Francorum regem benedictus; set et sanctus 
Chrodegangus pallio est auctus archiepiscopatus, ut dignitate ecclesiali 
semper proficeret, quem Deus virtutibus et gratia omnino sanctificaverat. 
Ab ipseo die coepit episcopos benedicere et quicquid archipontifices agere 
consuerunt apostolica auctoritate agere, et beatum se esse aliquis aestima- 
bat qui vel ejus manuum impositionem meruisset. Ante hunc sane sanctum 
antistitem nemo in Mettensi civitate pallium acceperat praeter Urbicium 
sanctum ejusdem urbis pontificem quintum decimum; quod contigisse 
nisi nimia sanctitate nullus qui illorum temporum beatitudinem novit 
ignorat“. 


92%* 
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(durch die Einleitungsworte: ‚set et Chrodegangum‘), 
doppelt interessant deshalb, weil auch der Verfasser der 
„Gesta‘‘ das Novum, das er gegenüber seiner Quelle an- 
geführt hatte — die in Schriften des 8. Jahrhunderts 
nirgends erwähnte Weihe der Bertrada!) —, gleichfalls un- 
willkürlich unterstrichen hatte, und zwar genau mit den- 
selben Worten unterstrichen hatte, mit denen der Biograph 
Chrodegangs von der Verleihung des Palliums an diesen uns 
Kunde gibt (Sed et Bertradam ....). | 

„Aber auch den hl. Chrodegang‘, so versichert unsere 
Quelle also, den Bischof von Metz, einen Mann von großem 
Ansehen und großer Würde in Christus und der Kirche, 
habe Stephan mit dem erzbischöflichen Pallium geschmückt, 
und ihm die Erlaubnis gegeben, in ganz Gallien Bischöfe zu 
weihen, überallhin mit der Stola zu gehen, das Kreuz des 
Herrn vor sich tragen zu lassen?) — es sind die Befugnisse, 
die hier Chrodegang ausübt, dieselben, die tatsächlich als 
mit dem Pallium verbunden galten.?) 

Unsere „Vita“ fährt fort: es wurde also Pippin zum 
König der Franken geweiht; ‚aber auch“, so wird neuer- 
dings betont, der hl. Chrodegang sei mit dem erzbischöflichen 
Pallium begabt worden, auf daß der Mann, den Gott mit 
Tugenden und mit Gnade so ganz geheiligt hatte, immerdar 
eine kirchliche Ehrenstellung genieße. 

Und weiter heißt es in der Chrodegangsbiographie recht 
deutlich: ‚von eben jenem Tage begann er damit, Bischöfe 
zu weihen und die Funktionen mit apostolischer Vollmacht 
zu verrichten, welche Erzbischöfe zu verrichten pflegen; und 
glücklich schätzte sich, wer seine Handauflegung verdient 
hatte.“ Dem wird noch der Hinweis darauf beigefügt, daß 
vor dem hl. Chrodegang kein Bischof von Metz mit Aus- 
nahme von St. Urbicius, dem 15. Bischofe der Stadt, das 
Pallium erhalten habe; die Palliumsverleihung an den 
hl. Chrodegang aber sei bloß wegen der besonders großen 
Heiligkeit dieses Mannes erfolgt, wie das jeder wisse, der die 
Seligkeit jener Tage kennen würde.®) 


1) Auch darüber in meinem Buche „Das Vizepapsttum des Abtes 
von St. Denis“. 2) S. oben S. 19 Anm. ]. 
3) Vgl. von Hacke S. 111ff., 125. *) S. oben S. 19 Anm. 2. 
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Nach dem oben Gesagten dürfte die Bedeutung dieser 
Angaben über den hl. Chrodegang im Hinblick auf die 
kirchenpolitischen Pläne Drogos klar sein: mit der Palliums- 
verleihung an Chrodegang war ein Präzedenzfall auch für 
die Erneuerung dieser Würde zugunsten Drogos gewonnen. 
Hier hatte man einen Nachweis, daß es kein absolut neues ' 
Recht war, wenn ein Metzer Bischof mit einem Pallium be- 
gabt wurde. Freilich: die unmittelbaren Vorgänger Drogos 
waren einfache Bischöfe gewesen. Das konnte natürlich 
niemand leugnen. Sollte dies nicht als Einwand gegen die 
erzbischöfliche Würde Drogos gelten? — Der Biograph 
Chrodegangs suchte einem solchen Einwand sofort die 
Spitze abzubrechen durch den Hinweis darauf, daß ja auch 
von allen Vorgängern Chrodegangs nur ein einziger das 
Pallium erhalten hatte. Nicht, daß jeder Inhaber des Metzer 
Bischofsstuhles Träger des Palliums gewesen sei, sollte nach 
seiner Auffassung das Maßgebende sein, sondern vielmehr die 
persönlichen Qualitäten des mit dem Pallium Begabten. 

„Glücklich schätzte sich, wer seine [Chrodegangs] 
Handauflegung verdient hatte‘, so behauptete unser Bio- 
graph. Ist das nicht ein Wink mit dem Zaunpfahl — eine 
mehr als leise Aufforderung an die neuen Bischöfe, sich gern 
und willig doch auch vom ‚Chrodegang der Gegenwart‘‘ die 
Hände auflegen zu lassen, von ihm die Bischofsweihe ent- 
gegenzunehmen — von ihm und nicht von dem regulär 
zuständigen Metropoliten ? 

Der „Chrodegang der Gegenwart‘ aber war 
Drogo. Die Parallele zwischen ihm und jenem In- 
haber des Metzer Bischofstuhles mußte sich für den 
Leser der Chrodegangsbiographie von selber ergeben. Zwar 
spricht ihr Autor natürlich nirgends von Drogo, schildert 
keineswegs diesen als den wahren und echten Nachfolger 
Chrodegangs. Er geht vielmehr umgekehrt vor: er stellt 
Chrodegang als das Urbild Drogos dar — man muß sich 
hierbei vergegenwärtigen, wie nahe dem Mittelalter die 
Gegenüberstellung von Prototyp und Abbild durch die 
Parallelisierung zwischen Altem und Neuem Testament, 
durch den Vergleich zwischen alttestamentlicher Verheißung 
und neutestamentlicher Erfüllung ohnehin gelegen war. 
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Ehe ich auf die Angleichung des Chrodegang unserer 
„Vita‘‘ an den historischen Drogo eingehe, möchte ich zu- 
erst nur in Kürze noch die Frage aufwerfen, ob denn der 
Verfasser der „Vita“ die angebliche Palliumsver- 
leihung an Chrodegang willkürlich ersonnen hat. 


Solches ist keineswegs der Fall.) — Ich sehe hier ab von 
der Beantwortung der Frage, ob Chrodegang das Pallium 
tatsächlich vom Papste erhalten, ob er wirklich den erz- 
bischöflichen Titel geführt hat. Diese m. E. recht schwierige 
Frage scheidet für uns hier aus. Nur soviel ist für uns hier 
von Wichtigkeit, daß, wie völlig feststeht, schon längst vor 
der Mitte des 9. Jahrhunderts die Angabe von einer Palli- 
umsverleihung an Chrodegang vorlag. 


Daß Chrodegang von Stephan II. das Pallium erhalten 
habe, wird einmal behauptet in der im ‚‚Liber pontificalis““ 
uns überkommenen Biographie Stephans II. oder viel- 
mehr, besser gesagt, in einem Zusatz zu dieser Biographie. 
In den Kapiteln der ‚Vita Stephani‘‘, welche vom Aufent- 
halte Stephans II. im Frankenreiche im Jahre 754 handeln, 
wird freilich mit keinem Worte von der Palliumsverleihung 
an Chrodegang gesprochen; erst unmittelbar vor dem Ende 
dieser Quelle ist davon die Rede?); und zwar in einem Zu- 
satz, den nur gewisse Handschriftenklassen, die, wie ich in 
meiner Studie „Zur handschriftlichen Überlieferung und zur 
Verbreitung des Liber pontificalis im Frankenreiche‘“ nach- 
weisen konnte®), von einem am fränkischen Hofe befindlichen 
Typ des „Liber pontificalis‘“‘ abstammen; dieses Exemplar 
des Papstbuches, das zum Ahnen einer Reihe noch heute 
erhaltener Handschriften geworden ist?), hat sich, wie ge- 
sagt, am fränkischen Hofe, und zwar in der fränkischen Hof- 
kapelle befunden, und wurde dort vom Vorstand der 


1) Vgl. zum folgenden auch H. Reumont, Der hl. Chrodegang, 
Bischof von Metz, in der Festschrift [der Görresgesellschaft für] Gg. von 
Hertling 1913 S. 209f. 

2) „Et dum in Francia esset positus, Rodigango sanctissimo viro 
episcopo pallium tribuit et archiepiscopum ordinavit.‘“ L. Duchesne, 
Le Liber pontificalis I (Paris 1886) S. 458. 

3) In dem soeben erscheinenden Hefte der römischen Quartalschrift. 

*) Es kommen namentlich die Handschriften der B-Klasse in Frage. 
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Capella, vom ‚‚(summus) capellanus‘, aufbewahrt, wenn 
nötig, auch kopiert, durch Zusätze oder durch inzwischen 
in Rom neu entstandene Papstbiographien ergänzt.!) Der 
Zusatz, welcher die Palliumsverleihung an Drogo betrifft, 
befand sich spätestens bereits 791/2 in jenem Exemplare.?) 
Es liegt die Annahme sehr nahe, daß dieser Zusatz in den 
„Liber pontificalis‘“ durch jenen Vorstand der Hofkapelle 
kam, der gleichzeitig Bischof von Metz war: durch Angilram 
von Metz?), der bis zu seinem Tode im Jahre 791 auch die 
Leitung der königlichen Kapelle innehatte. Er hat die Ver- 
leihung des Palliums an Drogo in die „Vita Stephani‘ ein- 
getragen, hat sie hier zunächst aber an einer Stelle vermerkt, 
an der sie außer jeglichem Zusammenhang mit der Salbung 
Pippins in St. Denis steht. Diese Verbindung hat erst der 
Verfasser der „Vita Chrodegangi‘ hergestellt, zweifellos an- 
geregt durch die Privilegierung von St. Denis, von welcher 
die entsprechende Stelle seiner Vorlage, der ‚Gesta‘‘, Kunde 
gab. So erscheint denn beim Biographen Chrodegangs 
dessen Auszeichnung mit dem Pallium gleichsam als ein 
Gegenstück zur Salbung Pippins zum König. 

Mit Sicherheit wissen wir), daß Angilram jenes Ge- 
schichtswerk angeregt hat, in welchem gleichfalls — zwar 
nicht die Palliumsverleihung an Chrodegang, wohl aber die 
Tatsache, daß Chrodegang sehr viele Bischöfe in verschiede- 
nen Bischofstädten geweiht habe, also ein Ausfluß des 
Palliumrechtes, vermerkt wird: die ‚„Gesta‘‘ der Bischöfe 
von Metz von Paulus Diakonus.5) Beide Quellen, den 
„Liber pontificalis‘‘ wie die Geschichte der Metzer Bischöfe 
von Paulus Diakonus, hatte der Verfasser der „Vita Chrode- 


1) Über all das in der genannten Studie. 

2) Denn die den Handschriften gemeinsame Vorlage von B® und B? 
ist, wie aus dem Papstkatalog von B ? hervorgeht, im 20. Regierungsjahr 
Hadrians I. geschrieben; s. darüber Duchesne, Liber pontif. I 
S. CLXXVII; Mommsen in den MG. Gesta pont. Rom. 18. LXXXVIJ; 
auch in meiner erwähnten Abhandlung. 

3) Auch darüber in der genannten Studie Näheres. 

*) S. Pertz in den MG. SS. X p. 260; Manitius, Geschichte der 
lat. Literatur I (München 1911) S. 268, 261. 

85) „.... Hic consecravit episcopos quam plurimos per diversas 
civitates‘‘. Gesta episc. Mett. cap. 37, in den MG. SS. X p. 540. 
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gangi‘ vor sich und benutzte sie.!) Er hat also die Nachricht 
von der Palliumsverleihung an Chrodegang nicht etwa aus 
der Luft gegriffen. Aber er hat doch die vorliegenden An- 
gaben ‚ausgebaut‘, hat erst, wie gesagt, die Palliumsver- 
leihung an Chrodegang in Zusammenhang zur Königssalbung 
Pippins in St. Denis gebracht und sie gewissermaßen als 
Seitenstück zu derselben erscheinen lassen, hat auch die 
Befugnisse aufgezählt, welche der mit dem Pallium Ausge- 
zeichnete genießen sollte: nicht bloß die Weihe von Bischöfen 
„per totam Galliam‘‘, auch die Befugnis, überall mit der 
Stola angetan aufzutreten; das Recht endlich auf die „cerux 
gestatoria‘‘ wie überhaupt auf alle erzbischöflichen Kompe- 
tenzen vermerkt er als Befugnisse, die dem hl. Chrodegang 
zugestanden seien. Die breite Behandlung dieser Materie, 
die Hervorhebung der Auszeichnung, die es bedeutet habe, 
von der Hand eines Chrodegang zum Bischof geweiht worden 
zu sein — all das zeigt, wie stark das Interesse des Autors 
diesem Gegenstand gehörte, zeigt, daß diese Ausführungen 
nicht zuletzt im Sinne und zugunsten des neuen 
Chrodegang gemacht sind, Drogos, der, wie wir nun 
weiter sehen werden, die Züge für den geschichtlichen 
Chrodegang abgeben muß. 


IV. 


Da ist es vor allem beachtenswert, daß der Verfasser 
unserer Quelle es für gut findet, seinen Helden zum nahen 
Verwandten des karlingischen Hauses zu machen. 
Und zwar hat er hier seine Vorlage, die ‚Gesta episcoporum 
Mettensium‘“, die zwar den Vater Chrodegangs, einen sehr 
angesehenen Mann namens Sigiram, nannten, die auch den 
Namen von Chrodegangs Mutter Landrade brachten, aber 
kein Wort von deren Verwandtschaft mit dem karlingischen 
Hause zu berichten wußten?), willkürlich und skrupellos 
durch die Angabe erweitert®), daß jener Sigiram die Schwe- 
ster Pippins namens Landrade zur Gemahlin gehabt habe, 


!) Vgl. Pertz in den Abhandlungen der Berliner Akademie 1852 
S.5ll; Manitius a.a.0O. II S. 197. 

2) Gesta ep. Mett. cap. 37, in den MG. SS. X p. 540. 

2) Vgl. schon Pertz a.a.O. p. 515. 
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und daß der Sohn dieser Ehe eben Chrodegang gewesen sei.!) 
Und im Anschluß daran heißt es — wiederum ganz auf 
Drogo, den Sohn des großen Karl, berechnet! —: ‚Vere 
beata stirps illa, honoranda progenies, quae tot patres et 
dominos ex se protulit venerandos!“‘ — An einer anderen 
Stelle aber wird ganz im selben Geiste davon gesprochen, 
daß aus der Ehe des hl. Arnulf von Metz nach dem ‚‚vorher- 
bestimmten und festgesetzten‘ Plane der Vorsehung Gottes 
„ganz heilige Fürsten‘‘ (principes sanctissimi) hervorgehen 
sollten, denen die Herrschaft über Gallien, Germanien und 
den ganzen römischen Erdkreis beschieden sein sollte.?) 
Doch nicht bloß die Herkunft von den Karlingern, die 
dem geschichtlichen Chrodegang angedichtet wird, mußte 
dem Leser den Vergleich Drogos mit diesem nahelegen: auch 
das enge Verwoben-Sein mit dem Hofe und dem höfischen 
Leben, zugleich mit der höfischen Bildung seiner Zeit, das 
dem Lebenslaufe Drogos seine charakteristische Färbung 
gibt, wird auch schon mit Bezug auf Chrodegang geschildert. 
Natürlich wird auch er ‚imbutus sacris litteris‘‘, weil Karl 
Martell, sein angeblicher Ohm, wünscht, daß der junge 
Chrodegang einstens ihm selber bei Erledigung der Re- 
gierungsgeschäfte ein ganz zuverlässiger Helfer werden 
könnte.?) — Welcher Leser mußte bei solchen Worten nicht 
unwillkürlich an den ‚adjutor tutissimus‘‘ Kaiser Ludwigs 
des Frommen denken, der auch seinem Verwandten und 
Halbbruder lange Zeit hindurch „palatinis in negotiis‘ 
hilfreich zur Seite gestanden hatte als dessen Erzkaplan, der 
ein wichtiges Wort bei allen Regierungshandlungen des 
Kaisers gesprochen hatte, den man gewonnen haben mußte, 
wenn man das Ohr des Kaisers selber haben wollte ?*) — Es 
erinnert ja wiederum an die Machtstellung, welche Drogo 
bei Ludwig dem Frommen einnahm, wenn die ‚Vita Chrode- 
gangi“ von ihrem Helden behauptet, daß ihm Karl Martell 
so vertraut habe: ‚ut nullus procerum palatinorum accessum 


1) Cap. 6, in den MG. SS. X p. 556. 

2) Cap. 7 a.a. 0. p. 555. 

2) „... sibi ... palatinis in negotiis adjutor tutissimus fieri 
posset““ . Cap. 8 a.a. O. p. 556f. 

4) S. statt anderer Pfister a. a. O. p. 106ss. 


26 Max Buchner, 


tunc temporis ad principem habuit sine conductu huius 
semper colendi, sine auctoritate huius suo merito semper 
memorandi. Regia negotia eius nutu disponebantur, cuncti 
eius jussu ingrediebantur et egrediebantur et nihil omnino 
sine voluntate aut consilio sancti Chrodegangi agebatur aut 
tractabatur.‘‘!) Und war es nicht zugleich ein deutlicher 
Wink für jenen Frankenherrscher, der zur Abfassungszeit 
unserer „Vita“ das Szepter führte — wir werden hören, 
daß dabei an Lothar I. zu denken ist —, wenn der Biograph 
bei der Erwähnung der Anwesenheit Chrodegangs auf jenem 
wichtigen Reichstage, der für die Ersetzung der Merowinger 
durch die Karlinger entscheidend werden sollte, jene Teil- 
nahme Chrodegangs mit den Worten begründet, daß ohne 
ihn, solange er am Leben war, niemals etwas von Wichtig- 
keit geschehen oder beschlossen worden sei.?) Natürlich ist 
der Chrodegang unseres Autors im Besitze genau des Amtes, 
das Drogo bekleidet: er ist der ‚‚apocrisiarius‘‘ des Königs.?) 
Daß es zur Zeit Chrodegangs noch keinen ‚„apocrisiarius‘“ ge- 
geben’), schiert seinen Biographen wenig. Es paßte ja so gut 
für den hochgelehrten, wissenschaftlichen ‚Chrodegang“ 
der Gegenwart, für Drogo, der bereits unter Ludwig d. Fr. 
Chef der kaiserlichen Kapelle gewesen war, und der diese 
Würde unter Lothar neu erhalten sollte), wenn er sagte:*) 
„Quantae vero scientiae, fidei ac perfectionis qui ad hoc 
ministerium erigitur esse debeat, qui noverunt cuius gloriae 
apocrisiarii sit dignitas, perpendere possunt.‘“ — Und 
ähnelte Chrodegang nicht auch darin seinem Nachfolger 
Drogo, daß auch für Chrodegangs Wahl, wenigstens, wenn 


1) Cap. 9 p. 557f. 

2) Cap. 23 S.565: „Interat huic glorioso Francorum conventui 
etiam . . . Chrodegangus Mettensium praesul, sine quo nihil umquam 
huiusmodi, quoad vixit, factum decretumque fuerat, set semper quae 
constituenda proposuerat constituebantur, quae vitanda, vitabantur“. 

®) In den „Gesta episcoporum Mettensium“ cap. 37 (MG. SS. X 
p. 540) ist Chrodegang bloß als „referendarius‘‘ Karl Martells bezeichnet. 
Die „Vita Chrodegangi‘ cap. 9 S. 557 nennt ihn auch so, faßt aber dieses 
Amt bereits als identisch mit dem Amte des späteren „Apokrisiar‘ auf. 

*) Vgl. Lüders a.a.O. S. 93ff. 

5) Vgl. Pfistera.a.O.p. 107ss., 1168.; Lüders a. a. O. S. 58f., 65. 

°) Cap. 9 p. 557. 
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wir dem Autor seiner Biographie glauben dürften, seine — 
in Wahrheit gar nicht vorhandene! — Verwandtschaft mit 
dem Königshause maßgebend gewesen wäre?!) Es ist zu 
beachten, daß in einer Art von Begrüßungsrede an den 
neuen Bischof, die, wie Pfister?) gezeigt hat, auf den Re- 
gierungsantritt Drogos zu beziehen ist, dessen Herkunft von 
dem ‚heiligen Geschlecht‘‘ stark unterstrichen ist, wie ja 
überhaupt — wir werden noch darauf zurückkommen — 
gerade in der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts die alten 
Beziehungen des karlingischen Hauses zu Metz stark ge- 
pflegt worden sind. 

Wenn man bedenkt, daß es der kirchlichen Resi- 
denzpflicht völlig widersprach, wenn ein Bischof, fern von 
seiner Bischofstadt, seine Tätigkeit und seine Kraft mehr oder 
minder ausschließlich einem Amte widmete, das mit seiner 
Bischofswürde nichts zu tun hatte, wenn man also die 
grundsätzliche Unvereinbarkeit von Bischofsamt 
und Erzkaplanwürde ins Auge faßt, so fällt auf einige 
Stellen unserer ‚Vita Chrodegangi‘‘ ganz neues Licht. Wir 
wissen, daß Karl der Große, als er den Kölner Oberhirten 
Hildebald zu seinem obersten Kaplan bestimmt hatte, eine 
besondere päpstliche Lizenz brauchte, um in Hildebalds 
Person die Leitung der königlichen Diözese und die Vor- 
standschaft über die Hofkapelle zu vereinigen; und nicht 
bloß dies: Karl mußte sich über diese päpstliche Lizenz 
hinaus auch noch an die Frankfurter Synode von 794 mit 
dem Ersuchen wenden, Hildebald von der ihm obliegenden 
Residenzpflicht zu entbinden.?) Auch schon bei Bischof 
Angilram von Metz, Hildebalds Vorgänger als Erzkaplan, 
hatte Karl der besonderen Erlaubnis des Papstes bedurft, 
um Angilram dauernd am Hofe behalten zu können.) — 
Überhaupt darf man nicht vergessen, daß die Hofkapelle 
und ihre Mitglieder unter Ludwig d. Fr. sich einer starken 
Mißgunst der übrigen Hierarchie, namentlich der reform- 
eifrigen Kreise, erfreuten. Besonders seit 828 ging man offen 


1) Cap. 15 p. 560: „Regis ... . consanguinitate clarus et insignis.“ 
2) p. 104 mit 105 n. 1. 

2) Vgl. Lüders a.a.O. 32; Pfister a. a. O. p. 1083. 

%) Lüders a.a. 0. S. 30. 
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gegen die kaiserliche Hofkapelle vor; der Episkopat ver- 
langte die Aufhebung derselben. Aber von monarchischer 
Seite setzte man solchen Bestrebungen scharfe Widerstände 
entgegen. So wogte ein Kampf zwischen monarchischen und 
episkopalen Faktoren gerade um das Institut, an dessen 
Spitze schon gegen Ende der Regierung Ludwigs d. Fr. und 
dann neuerdings unter Lothar Drogo stand.!) 

Bei Berücksichtigung dieser Verhältnisse versteht man 
nun erst manche Stelle in der Biographie Chrodegangs und 
die ihr zugrunde liegende Absicht im vollen Umfang: als 
Chrodegang, der nach unserem Autor ja der ‚apocrisiarius‘, 
also der oberste Kaplan Karl Martells war?), zum Bischof 
geweiht worden ist, bestimmt nach Angabe der ‚Vita 
Chrodegangi‘‘ Karl Martell, daß man dem Chrodegang das 
Bischofsamt von Metz zuerkennen solle, ihm aber die Hof- 
leitung, also das Amt des obersten Kaplans, nicht nehmen 
solle (‚et praesulatum tribuat et palatii dominium non 
auferat‘‘). Daß bei diesen Worten eine bestimmte Absicht 
unseres Autors vorliegt, zeigt evident der Umstand, daß 
dieser auch an einer späteren Stelle nochmals den angeblichen 
Willen Karl Martells unterstreicht, es solle Chrodegang 
trotz seiner neuen Bischofswürde auch fernerhin die oberste 
Leitung des Hofwesens beibehalten und durch seinen Rat 
die Leitung der öffentlichen Angelegenheiten führen, ja es 
sollte ihm ganz Gallien untertan sein (,‚primatum etiam pala- 
tii ut plus umquam retineret imperat et consiliis rei publicae 
principem sicut ante constituit, immo totam Galliam illius 
ditioni subjugavit‘‘).?) Und noch eine dritte Stelle°) ist für 
diese Tendenz unserer Biographie beachtenswert, weil sie 
zeigt, daß man offenbar dartun wollte, daß auch der zum 
Erzkaplan und damit gewissermaßen zum leitenden Minister 
erhobene Kirchenfürst seitens seines Herrschers nicht ge- 
hindert werden sollte, in seiner Bischofstadt zu residieren: 
Bischof Chrodegang, so wird betont, habe — auch als In- 


I) Vgl. ebd. S. 60ff. 2) Vgl. oben S. 26 Anm. 3. 

?) Cap. 15 p. 561. *) Cap. 18 p. 562. 

5) Auf sie wies in meinem Vorgerückteren-Seminar, welchem ich 
im Sommersemester 1926 die „Vita Chrodegangi‘‘ zugrunde legte, Fräulein 
stud. hist. Gertrud Dahmen hin. 
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haber jenes Hofamtes — in seiner Bischofstadt Metz sich 
aufgehalten.!) — Die Absicht dieses Hinweises auf jene an- 
gebliche Tatsache, die im Interesse Drogos gegenüber 
Lothar geltend gemacht werden konnte, ist auch hier nicht 
zu verkennen. 

Er totam Galliam illius (Chrodegangs) 
ditioni subjugavit‘, behauptet der Biograph Chrode- 
gangs hinsichtlich Karl Martells.. — Dasselbe wünschte 
er von Lothar gegenüber Drogo: der ‚,ditio‘“, dem 
Primat dieses Kirchenfürsten für Gallien den 
Weg zu ebnen, war wohlein besonderer Zweck unse- 
rer Biographie, jenem Primat Drogos, der im Jahre 844 
gelegentlich des Romzuges des Kaisersohnes und des ihn 
begleitenden Drogo seitens des Papstes zwar Anerkennung 
gefunden hatte, der aber damit noch nicht Wirklichkeit ge- 
worden war. Und daher hat auch dieser Romzug, der im 
Lebensgang Drogos und besonders für dessen kirchen- 
politische Bestrebungen so bedeutungsvoll geworden ist, 
in der „Vita Chrodegangi‘ eine Spiegelung gefunden: auch 
ihr Held unternimmt eine Romreise, die der Autor als ‚‚iter 
memorabile‘ charakterisiert.?) Und erinnert es nicht gleich- 
falls an die Verhältnisse in Italien und an das Eingreifen 
Drogos in diese Verhältnisse, an seinen Zug nach Rom mit 
Heeresmacht, wenn es heißt?): „sanctus Domini Chrode- 
gangus Mettensium pontifex, dum hoc turbine Italia quate- 
retur Romam ingreditur cum primis Francorum‘“‘? Nimmt 
es sich nicht wie ein Niederschlag der jüngsten Ereignisse 
aus, wenn der Biograph Chrodegangs dann von der überaus 
ehrenvollen Aufnahme erzählt, die Chrodegang beim Papste 
gefunden habe?); wenn er versichert, daß der Papst alles 
versprochen habe, was Chrodegang von ihm erbeten hätte?°); 
wenn er das Dankgefühl des Papstes erwähnt, ‚‚quia tale 
solatium insperate eis dederat.‘‘®) — Wenn man sich die 


1) Cap. 19 p. 562: „Plane civitate sua commanens ,. .„“ 

2) Cap. 23 p. 565. 3) Cap. 24 p. 568. 

“) „qui non minus devote pro fama suae sanctitatis quam pro 
principis reverentia a beato papa susceptus est . . .““ ebd. 

s) „Praesto se sanctus apostolicus ad omnia, quae sanctus Chrode- 
gangus peroraverat, profitetur.‘“ *) Ebd. 
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Verhältnisse zur Zeit Drogos, seinen Romzug im Jahre 844, 
die Bewilligung seiner Forderung seitens des Papstes, die 
Verhältnisse in der Ewigen Stadt mit ihren Parteikämpfen 
zur Zeit Sergius’ II., vergegenwärtigt, wird man kaum daran 
zweifeln können, daß all dies Anspielungen auf Chrodegangs 
Nachfolger und seine Lebensumstände sind. 


V. 


Ich möchte daher auch kein Bedenken tragen anzu- 
nehmen, daß in Drogos Regierungszeit unsere Quelle 
abgefaßt wurde. Mit dieser Datierung kommen alle die 
Schwierigkeiten in Wegfall, die einer späteren Ansetzung 
im Wege stehen würden. Zunächst hat diese Datierung 
gegenüber der Ansetzung ins 10. Jahrhundert schon in 
sprachlicher Hinsicht entschieden den Vorzug: sowohl das 
wiederholte Vorkommen der Form ‚Romensis‘‘!) wie ander- 
seits das Fehlen der später üblichen Reimprosa?) spricht 
für diese frühe Datierung. Aber auch inhaltliche Momente 
bestärken uns — von dem Niederschlag, den die Bestrebun- 
gen und Lebensumstände Drogos in dieser Quelle gefunden 
haben, ganz abgesehen — in dieser Datierung. Schon 
Manitius?) hat darauf hingewiesen, daß die in Kapitel 22 
vorkommende Wendung, es habe sich die gallische Un- 
geschlachtheit noch nicht an die römische Eleganz gewöhnt, 
viel besser in das 9. als in das 10. Jahrhundert passe, daß 
man im 10. Jahrhundert so etwas kaum mehr geschrieben 
hätte. Vielleicht ist auch eine Stelle im Kapitel 9 beachtens- 
wert?): „Dum judiciis singulorum erat intentus, omnino 
cavebat; ne laici synodis clericorum interessent aut clerici 
item laicorum mixti raciociniis contaminarentur.‘‘ Das 
scheint mir recht gut zu den Gedankengängen zu passen, 
die in der Regierungszeit Ludwigs d. Fr. an der Tagesordnung 
waren, und die eine scharfe Scheidung der beiden ‚‚ordines‘“, 


1) A.a.O. p.565, 567; vgl. Traube a.a.O. S. 528. 
2) Manitius a.a.O. II 196. 


®) Ebd. 196f., wo mit Recht bemerkt wird, daß dies „ungefähr in 
die Schreibweise Einharts‘‘ passe. 


*) Cap. 9 p. 558. 
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des geistlichen und weltlichen Standes, vornahmen.!) Die 
Atmosphäre der Pseudoisidorischen Dekretalen ist hier zu 
verspüren. 

Daß es in die Tage Drogos mindestens ebensogut wie 
in das 10. Jahrhundert paßt, wenn es im ersten Kapitel 
mit Bezug auf den hl. Arnulf heißt?): ‚cuius stirpis fili 
hodieque regno Francorum strenuissime praesident‘‘, braucht 
nicht hervorgehoben zu werden. — Wenn man ferner be- 
rücksichtigt, daß in der „Vita Chrodegangi‘‘ gegenüber der 
von ihr benützten Vorlage, den bei Hilduin überlieferten 
und von ihm herrührenden ‚Gesta‘“, der Wahlgedanke 
stärker zum Ausdruck kommt?), und wenn man sich dabei 
vergegenwärtigt, daß gerade in der letzten Regierungszeit 
Ludwigs d. Fr. und während der Regierungsjahre seiner 
Söhne, in der Periode der fortwährenden Unruhen im 
Frankenreiche, der Entthronungen und Wiedereinsetzungen, 


ı) H. Lilienfein, Die Anschauungen von Staat und Kirche im 
Reiche der Karolinger [Heidelberger Abhandlungen Bd. I], Heidelberg 
1902, S. 46ff. 

2) Cap. 1 p. 553. 

3) Es heißt, die Salbung Pippins sei erfolgt „cum magno omnium 
Francorum tripudio, assensu unanimi parique concordia totius patriae“ 
(MG.SS.X. p.567); der Akt, den der Biograph hier im Auge hat, ist nichts 
anderes als die in Form eines dreifachen Zurufes vorgenommene sog. 
„rituelle Wahl‘“ oder „Feststellungswahl‘, also eines dreifachen Rufes 
des Umstandes (Volibord), deren Vornahme der Königsweihe voranging, 
und die ein Rudiment des älteren Wahlgedankens, besser gesagt: ein 
Ansatz zur neuen Blüte desselben, war. — Zwischen der Entstehung der 
als Vorlage benützten Doppelfälschung (834) und der Abfassungszeit der 
Biographie Chrodegangs lagen eben nicht bloß der Vertrag von Verdun 
und die durch ihn gegebene Schwächung des fränkischen Königtums; 
auch die Bruderkriege der Söhne Ludwigs d. Fr. und die durch sie bedingte 
Steigerung der Macht der Aristokratie gegenüber dem Monarchen, die 
Zunahme des Wahlgedankens gegenüber der Erblichkeit des Königtums 
gehören hierher. Vgl. zu all dem R. Schröder, Lehrbuch der deutschen 
Rechtsgeschichte ®, fortgeführt von E. Frh. von Künßberg, (Leipzig 
1919) S. 29, 45, 47, 162, 178, 513; H. Schreuer, Die rechtlichen Grund- 
gedanken der französischen Königskrönung (Weimar 1911) S. 37ff.; be- 
sonders U. Stutz, Der Erzbischof von Mainz und die deutsche Königs- 
wahl (Weimar 1910) S. 58ff.; M. Buchner, Die Grundlagen der Be- 
ziehungen zwischen Landeskirche und Thronfolge im Mittelalter, in der 
Festschrift [der Görresgesellschaft] für Gg. von Hertling (Kempten- 
München 1913) S. 234ff., 250. 
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dieser Wahlgedanke entschieden in den Vordergrund ge- 
treten war, so wird man in unserer zeitlichen Ansetzung der 
„Vita Chrodegangi‘‘ nur bestärkt werden. Ganz besonders 
aber scheint mir für das 9. Jahrhundert gegenüber dem 
folgenden Säkulum die Gloriole zu zeugen, mit welcher die 
Bischofsstadt Metz in der „Vita Chrodegangi“ umgeben 
wird): „urbi certe satis nobili atque gloriosae, quam totius 
Galliae civitatibus tunc dierum imperasse ac excelsum isse, 
regalis etiam Franciae sceptra thronosque tenuisse, rarus 
. qui nesciat.‘‘ — In der Zeit Drogos trat ja tatsächlich das 
Band, das Metz und namentlich sein Kloster St. Arnulf mit 
der karlingischen Dynastie verknüpfte, weithin sichtbar 
zutage. Das St. Arnulfs - Kloster galt als eine Familienstif- 
tung der Karlinger, in welcher nicht nur der Stammvater, 
Bischof Arnulf von Metz, seine letzte Ruhestätte gefunden 
hatte, sondern in der auch Karls des Großen Gemahlin 
Hildegard nebst dreien ihrer Söhne, darunter Drogos Halb- 
bruder, Kaiser Ludwig, begraben worden war.?2) Wie 
Christian Pfister?) bemerkt, hat Metz’unter Drogo seinen 
alten guten Ruf im literarischen und geistigen Leben fort- 
gesetzt. Hier waren berühmte Sänger- und Künstlerschulen, 
hier entstanden Kunstwerke wie das Drogo-Sakramentar; 
auch die berühmte, bis heute erhaltene Reiterstatuette 
Karls des Großen ist allem Anschein nach für Drogo her- 
gestellt.*) | | | 

Längst weiß man, daß die Biographie Chrodegangs im 
Kloster Gorze geschrieben ist.°) Man hat ferner längst 
erkannt, daß sie einem Bischof von Metz gewidmet 
ist.) Nun war aber gerade Drogo gleichzeitig auch Abt 


!) Cap. 8 p. 557. 

2) E. Müsebeck, Die Benediktinerabtei St. Arnulf vor Metz in der 
ersten Hälfte des Mittelalters, im Jahrbuch der Gesellschaft für lothringi- 
sche Geschichte und Landeskunde XIII (1901) S. 169. 

3) A.a.0. S. 137ff. 

4) Vgl. M. Buchner, Einhard als Künstler (Straßburg 1919) 
8. 124ff.; derselbe, Einhards Künstler- und Gelehrtenleben (Bücherei 
der Kultur und Geschichte XXII, Bonn-Leipzig 1922) S. 179 ff. 

5) Pertz in den Abhandlungen der Berl. Akad. 1852 8. 510; 
Schultze im N. A. IX S. 512; Manitius a.a.0. II 196. 

*) Cap. 26 p. 568; vgl. Schultze a.a. 0. S. 512. 
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des Klosters Gorze.!) Dieser Umstand erklärt es bei ihm 
natürlich weit besser als bei irgendeinem anderen Kirchen- 
fürsten des Metzer Bistums, daß und warum der Autor der 
‚Vita‘ ihm sein Werk gewidmet hat. 

Wir kennen zudem auch aus anderen Quellen die 
literarischen Interessen Drogos.?) Wir erfahren aus- 
drücklich von ihm, daß er in einem andern der ihm unter- 
stehenden Klöster, in Luxeuil, die Initiative zu literarischem 
Schaffen gegeben hat.?) Bei Drogo wie vielleicht bei keinem 
andern seiner Nachfolger begreift es sich daher auch aus 
inneren Gründen, wenn auch die „Vita Chrodegangi“ 
auf seine Anregung entstanden ist und wenn ihr Verfasser 
sie ihm gewidmet hat. 

Manche Einzelheiten könnten wir noch anführen: wenn 
sich der Verfasser gelegentlich auf den hl. Ambrosius be- 
ruft‘), so kann man daran erinnern, daß ein Nachfolger 
dieses Heiligen auf dem Mailänder Bischofsstuhl es war, 
der bei jener stürmischen Synode zu Rom im Jahre 844 
Schulter an Schulter mit Drogo gestritten und zur Fronde 
gehört hatte, welche bei jenen Verhandlungen der Kurie 
gegenüberstand.°) Und auch der Umstand, daß der Verfasser 
der „Vita Chrodegangi‘ offenbar gelegentlich selbst in Rom 
war®), findet sehr leicht seine Erklärung, wenn unsere An- 
nahme zutrifft, da im Jahre 844 sehr wohl ein Anlaß dazu 
gegeben war, daß ein Mönch des Klosters Gorze seinen Abt 
und Bischof Drogo eben nach Rom begleitet hat. 

Auch über die Quellen der „Vita Chrodegangi‘“ wäre 


1) Vgl. Pfister a. a. O. p. 130s.; Lager, Die Abtei Gorze, in den 
Studien und Mitteilungen aus dem Benediktiner- und Cist.-Orden VIII 
(1887) S. 41. — Als Abt von Gorze läßt sich Drogo in den 40er und ö0er 
Jahren nachweisen; interessant ist, daß sein Vorgänger ein Abt Hilduin 
(Haldin) war, der in den 20er Jahren als Abt von Gorze begegnet und sich 
noch 835 nachweisen läßt. Ob dieser nicht vielleicht mit Drogos Vorgänger 
im Erzkaplanamte, mit Hilduin von St. Denis, der ja eine Reihe von Ab- 
teien besessen hat, identisch war? — Manches scheint mir dafür zu 
sprechen. 

2) S. Pfister a.a. O. p. 137s. 3) Die Belege ebd. p. 136s. 

*) Cap. 16 S. 561; dazu Schultze im N. A. IX 5ll. 

5) Vgl. Dümmler I? S. 251. 

*) Cap. 29 S. 570£.; dazu Schultze im N. A. IX 5ll. 

zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVII. Kan. Abt, XVI, 3 
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noch einiges zu erörtern. Nur vermutungsweise möchte ich 
hier der Meinung Ausdruck geben, daß ihr Verfasser auch 
die ‚Translatio SS. Marcellini et Petri‘ von Einhard, daß 
er ebenso die „Gesta Dagoberti‘“ und jedenfalls die Diony- 
siusbiographie Hilduins gekannt hat; in der letzteren ist ja 
die ‚„Revelatio‘‘ samt den ‚‚Gesta‘“ überkommen, welche er 
fast wortwörtlich ausgeschrieben und ausdrücklich zitiert 
hat. Wenn man berücksichtigt, daß die ‚Revelatio‘“ und 
die „Gesta‘ für die Augen Ludwigs d. Fr. berechnet waren, 
daß dieser Herrscher durch sie getäuscht werden sollte, 
wenn man berücksichtigt, daß der tatsächliche Verfasser 
dieser beiden Schriftstücke wie überhaupt der Dionysius- 
biographie derselbe Hilduin war, der der Vorgänger Drogos 
als Erzkaplan und als Vertrauter Ludwigs d. Fr. gewesen 
war, wenn man sich endlich vergegenwärtigt, daß der näm- 
liche Hilduin vermutlich Abt von Gorze und auch als solcher 
der Vorgänger Drogos gewesen!), dann wird man einen 
neuen Wahrscheinlichkeitsgrund dafür haben, daß schon 
kurze Zeit hernach im selben Gorze die besagte Dionysius- 
biographie und die in ihr überlieferte ‚Revelatio‘‘ samt den 
„Gesta‘“ benützt werden konnten. 

Aber was ist der Zweck der Chrodegangsbiogra- 
phie? Beruht er ausschließlich darin, eine Stütze abzugeben 
für die Vikariatswünsche Drogos ? — Ich glaube doch wohl 
nicht. Ich vermute vielmehr, daß der Verfasser noch ein 
partikulares Interesse für sein Kloster im Auge hatte: nicht 
umsonst berichtet er von einer zweiten Reise seines Helden 
nach Rom, die dieser 764 unternommen, und die den Zweck 
gehabt habe, Reliquien von Rom zu holen. Und wohl be- 
wußßtt charakterisiert er diese zweite Reise als ‚iter . . . toto 
seculo post profuturum‘.?) Wollte unser Autor nicht auch 
Drogo nahelegen, auch hier sich als einen neuen Chrodegang 
zu erweisen und Reliquienschätze von Rom in das Franken- 
reich, speziell für das Kloster Gorze, zu erwerben ? — Wir 
könnten auf diese Frage vielleicht eine befriedigendere Ant- 
wort geben, wenn nicht die einzige Handschrift, welche uns 
die „Vita Chrodegangi‘ überliefert, mit einem Male abbräche, 


1) S. oben S. 33 Ann. 1. ?) Cap. 28 S. 569. 
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ohne zu Ende gekommen zu sein. Dadurch gehen wir ver- 
mutlich der ‚Pointe‘ verlustig. Aber auch so können wir 
nicht verkennen, daß jener Insasse von Gorze, der unsere 
„Vita‘‘ verfaßt hat, offenbar am Erwerb neuer Reliquien 
ein großes Interesse hatte: man darf ja nicht übersehen, daß 
in den kurz vorhergegangenen Jahren mehrere große 
Translationen von Heiligenleibern in das Frankenreich vor- 
genommen worden waren!), die in zahlreichen anderen 
Klöstern Wünsche nach gleichen Besitztümern weckten. Ja 
wir können sogar — und dieser Umstand erhöht natürlich 
die Sicherung der Datierung unserer Quelle in die Zeit um 
844 nicht unwesentlich — den Nachweis erbringen, daß 
gerade damals ein anderes Kloster im Reiche Lothars eine 
derartige Translation römischer Heiligenleiber ins Franken- 
reich ins Werk gesetzt hatte: Abt Markward von Prüm war, 
wie wir aus einem Translationsbericht erfahren?), im Jahre 
844 in Begleitung jenes Mönches, der uns darüber Kunde 
gibt, nach Rom gezogen, um, mit einem Empfehlungs- 
schreiben Lothars versehen, Papst Gregor IV. zu bitten, 
den Leib eines angesehenen christlichen Märtyrers von Rom 
ins Frankenreich überführen zu dürfen; als man in Rom 
ankam, war Gregor IV. allerdings gestorben und Sergius II. 
war sein Nachfolger. Mit seiner besonderen Gunst wurden 
die Leiber der Heiligen Chrysantus und Daria nach Münster- 
eifel überbracht. Wahrscheinlich kurz nach diesen Vor- 
gängen hat man auch in Gorze den sehnlichen Wunsch ge- 
hegt, dem Kloster Prüm es gleichzutun. Und daher auch die 
breite Schilderung von Chrodegangs Verdiensten um die 
Übertragung des hl. Gorgonius. 

Wie gesagt, ist der Autor unserer „Vita“ vielleicht be- 
einflußt von einem nicht lange vorher abgefaßten Transla- 


!) Vgl. dazu St. Beißel, Die Verehrung der Heiligen und ihrer 
Reliquien in Deutschland bis zum Beginn des 13. Jahrhunderts (47. Er- 
gänzungsheft aus Maria-Laach), Freiburg i. B. 1890 S. 73, 78f.; M. Bon- 
dois, La Translation des saints Marcellin et Pierre (Bibliotheque de 
l’ecole des hautes &tudes fasc. 160), Paris 1907 S. 32ff.; Hauck a.a. 0. 
113 u.*S. 772f. 


2) Translatio SS. Crysanti et. Dariae cap. 1, in den MG. SS. XV 


p- 374; vgl. Beissel, Die Verehrung der Heiligen a.a.0.S.79; Mani- 
tius IS. 557. 
3? 
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tionsbericht, der gleichfalls von einem Hofmann herrührte, 
und den daher sowohl Drogo wie auch der von Drogo zur 
Chrodegangsbiographie vermutlich angeregte Mönch von 
Gorze gekannt hat: von der ‚Translatio SS. Marcellini et 
Petri‘.!) 

Doch sei dem wie immer! — Daß unsere Quelle nicht 
erst im 10. Jahrhundert verfaßt, sondern schon um die Mitte 
des 9. Jahrhunderts?) geschrieben ist, dürften die vorstehen- 
den Ausführungen bewiesen haben. Freilich: ihr Quellen- 
wert steigt dadurch nicht wesentlich; er bleibt auch so herz- 
lich gering. Die Charakteristik besteht auch fürderhin 
wenigstens zum Teil zu Recht, die Manitius?) der „Vita 
Chrodegangi‘‘ gewidmet hat: sie ist ein Erzeugnis ‚‚nichts- 
sagender und wortreicher Rhetorik; hochtönende Phrasen, 
meist geistlichen Inhalts, sollen hier über den Mangel an 
wirklichem Inhalt hinweghelfen‘“‘. Ein Teil derselben ‚‚liest 
sich wie eine Prunkrede, die in höchst selbstgefälliger Weise 
auf den Stelzen der Rhetorik einhergeht.“ — Für die Zeit 
Chrodegangs wirft diese Quelle wenig ab, für die Periode 
Drogos aber kann ein feineres Ohr aus ihr manches heraus- 
hören. 


!) Die beste Handschrift der „Translatio SS. Marcellini et Petri“ 
stammt aus St. Arnulf in Metz; s. MG. SS. XV p. 238. 

2) Herr stud. hist. Eugen Blessing hat in meinem Vorgerückteren- 
Seninar sich mit der Präzisierung der „Vita Chrodegangi‘ in einem ein- 
gehenden und tüchtigen Referat beschäftigt; Herr Blessing kam hierbei 
zur Fixierung der „Vita“ in die Zeit um 851 und will sie mit der Riva- 
lität zwischen Reims und Metz hinsichtlich des Vikariatsgedankens in 
Zusammenhang bringen und vornehmlich im Interesse Drogos geschrie- 
ben und an die Adresse Lothars gerichtet sein lassen. Herr Blessing 
gedenkt diese Studien zu vervollständigen und dann zu veröffentlichen. 

3) A.a.0. IT S. 196. 
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ll. 


Beiträge zu den Dekretalensammlungen 
des zwölften Jahrhunderts. 


Von 
Herrn Privatdozenten Dr. phil. Walther Holtzmann 


ın Berlin. 


Auf die Geschichte der Dekretalensammlungen des 
12. Jahrhunderts ist erst in jüngster Zeit an dieser Stelle die 
Aufmerksamkeit der Forschung wieder hingelenkt worden. 
Die ausführliche Analyse der collectio Berolinensis durch 
Josef Juncker!) hat gezeigt, welche Probleme in derarti- 
gen Quellenschriften noch verborgen liegen, und welche 
Ergebnisse tiefeindringende Forschung hier zu Tage zu 
fördern vermag. Allerdings ist dabei auch die Grenze des 
Erreichbaren scharf hervorgetreten: solange nicht das 
gesamte handschriftliche Material wenigstens in ausführli- 
cher Analyse vorliegt, ist die Zeit noch nicht gekommen, 
der Beantwortung der Frage nach Ursprung, Filiation und 
Entwicklung der ganzen Quellengattung mit Aussicht auf 
Erfolg nahe zu treten. Daß aber noch viele wichtige Samm- 
lungen in den Handschriftenschätzen unserer Bibliotheken 
verborgen liegen, ist außer Frage; von den drei englischen 
Sammlungen, die Hampe?) aufgefunden und Seckel?) 
erläutert hat, haben wir doch nur eine zu allgemeine Vor- 
stellung, als daß sie bei der Erörterung literargeschicht- 
licher Fragen verwendet werden könnten. Juncker‘) 


!) Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte XLIV 
Kan. Abt. XIII (1924) S.284— 426. — Herr Kollege Juncker hat mir auf 
vielfache Anfragen bereitwilligst Auskunft erteilt und mich dadurch zu 
lebhaftem Dank verpflichtet. 

2) Neues Archiv XXII (1897) S. 387 — 400. 

?) Neues Archiv XXV (1900) S. 521-537. 

*) Juncker S. 306 Anm. 2. 
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verzeichnet aus der bisherigen Literatur zwei weitere bisher 
nicht publizierte Sammlungen; von den beiden, die ich hier 
vorlegen kann, ist die Dertusensis von P. Kehr auf seiner 
ersten spanischen Reise entdeckt worden; von mehreren 
anderen hat er Kenntnis, wie er die Liebenswürdigkeit hatte 
mir mitzuteilen. Eine systematische Durchsicht der Hand- 
schriftenkataloge würde sicherlich noch viele Hinweise 
ergeben!) — genug, ich schicke diese Bemerkungen voraus, 
um zu begründen, daß ich mich im folgenden von der 
Erörterung literargeschichtlicher Fragen, die sich an die 
neuen Sammlungen knüpfen, nach Möglichkeit fernhalte 
und mich in der Hauptsache auf ihre genaue Analyse 
beschränke. Daß das, was ich zur Erklärung der Samm- 
lungen jeder einzelnen vorausschicke, nur vorläufige Geltung 
beanspruchen und durch neue Funde berichtigt werden kann, 
dessen bin ich mir voll bewußt. Auch bringt der Historiker 
derartigen Sammlungen ein andersgerichtetes Interesse 
entgegen als der Jurist: beide verbindet der Wunsch, 
die einzelne Dekretale in ihrer Urform kennen zu lernen; 
während der Jurist dann aber weiter die Sammlungen im 
ganzen als Zeugnis kodifizierender Tätigkeit betrachtet, 
wendet der Historiker sich an den Einzelbrief als historische 
Quelle, seine Adresse, Datierung usw. Die Wichtigkeit 
dieser vom Historiker zu leistenden Arbeit für die juristisch- 
literargeschichtliche Forschung steht fest?); jedes neu- 
überlieferte Datum kann da auch für die kanonistische 
Literaturgeschichte von Bedeutung sein. 

Bezüglich der Tabellen, die die Analysen begleiten, 
habe ich zu bemerken, daß ich auf die Registrierung sämt- 
licher bisher bekannter Sammlungen verzichtet habe 
(je mehr davon bekannt werden, um so unübersichtlicher 
werden derartige Tabellen) und mich auf die primitiven 


1) So notierte ich mir aus dem neuen vorzüglichen Catalogue of the 
Western Manuscripts in the Old Royal and KingsCollection von George 
F. Warner und Julius P. Gilson (I—IV, London 1921) folgende Hss. 
mit Dekretalen: 10 A II (die von Hampe beschriebene Sammlung). 
1ı BIIl; 15 BIV; 10 BIV; 10 C IV; außerdem erwähnt Gilson noch 
Arundel 490. 

2) Vgl. Juncker S. 326f. und 327 Ann. ]. 
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beschränkt habe. Bei der Aureaev. war die Aufnahme einer 
Spalte für die Bamberg. sachlich erforderlich; das Vor- 
kommen der Kapitel in den übrigen Sammlungen ist mit 
Hilfe der Spalte für die Comp. I und der Tabelle bei 
Friedberg, Canonessammlungen S. 174ff. leicht aufzu- 
finden. 


1. Die Collectio Dertusensis. 
A. Einleitung. 


Aus den Handschriftenschätzen des Domkapitels von 
Tortosa verzeichnete P. Kehr in seinem so aufschlußreichen 
spanischen Reisebericht!) drei kanonistische Hss., eine 
Collectio canonum Alexandri III. papae (cod. 40), eine 
Collectio canonum (cod. 160)2) und endlich Constitutiones 


!) Papsturkunden in Spanien. Vorarbeiten zur Hispania pontificia. I 
Katalanien. 1. Archivberichte; Abhandlungen der Gesellschaft der 
Wissenschaften zu Göttingen, phil. hist. Kl. NF. XVIII, 2 (Berlin 1926) 
S. 221. 

2) Über diese beiden Hss. darf ich auf Grund von Kehrs und seines 
Mitarbeiters J. Rius Aufzeichnungen kurz berichten: cod. 40, Perg. 
s. XIII, enthält eine Sammlung der Bambergensis-Gruppe. Die Beurteilung 
dieser Hs. ist dadurch erschwert, daß sie vollkommen verbunden ist. 
Die Sammlung beginnt auf der 11. Lage mit: Titulus primus. Pro ecclesi- 
arum consecrationibus nichil exigatur preter procurationem (rubr.). 
Hierauf folgen: Bamb. 1. 1, 2, 3, 4; 55. 4; 1.6, 7,8, 9, 10; 2. 1 usw. — also 
in der Reihenfolge der Casselana und — wenn man die Zutaten, die die 
Lipsiensis gegenüber der Bambergensis mehr hat (vgl. die Tabelle bei 
Friedberg, Canonessammlungen, S. 115ff.) abzieht — der Lipsiensis. 
Die Kapitel folgen sich auf dieser Lage bis Bamb. 7,7; dann folgen Bamb. 
55. 1,2, 3, 5 und einige weitere Dekretalen, für deren Identifizierung mir 
die Unterlagen fehlen. An den Schluß der 11. Lage schließt die 10. an. 
Es scheint, daß sämtliche Lagen in verkehrter Reihenfolge zusammen- 
geheftet sind; zweifellos ist das bei den ersten vier Lagen der Fall. Die 
erste beginnt mit Bamb. 50, 35 und reicht bis Bamb. 54, 15; die zweite 
reicht von Bamb. 50, 5 bis 34; die dritte von Bamb. 44, 14 bis 50, 4; 
die vierte von 42, 2] bis 44, 13. In ihrem heutigen Zustand bricht die 
He. auf der 11. Lage mitten auf der Zeile ab mit einer Dekretale: Alexander 
Ill. archiepiscopis, episcopis et omnibus ecclesie prelatis. Dilecti filii nostri 
fratres hospitalis — meis fecistis, mihi fecistis (JL. 13961, Bamb. 13, 1 ?). 
Der cod. 160, Perg. s. XIII, der am Anfang und Ende unvollständig ist, 
enthält zunächst eine Abschrift derselben Sammlung wie cod. 40. Die Hs. 
beginnt mitten in Bamb. 42, 2] und führt dann, in richtiger Reihenfolge, 
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papales (cod. 144). Von der zuletzt genannten ließ er sich 
eine Photographie herstellen und übergab sie mir zur Be- 
arbeitung, wofür ihm auch hier aufs wärmste gedankt sei. 

Der cod. 144 ist nicht ganz unbekannt; schon H. Denifle 
und E. Chatelain haben ihn in ihrem Katalog der Hss. 
des Domkapitels von Tortosa beschrieben.!) Er ist eine 
Pergamenths. von 20 auf 30 cm. Größe; unsere Dekretalen- 
sammlung steht auf fol. 1—29Y; dann folgen die Schlüsse des 
3. Lateranensischen Konzils, eingeleitet durch die Über- 
schrift (auf fol. 29” unten): Hec sunt decreta Alexandri pape 
tercii in Lateranensi concilio promulgata de electione 
Romani pontificis. Für den folgenden Inhalt der Hs. bin ich 
auf die Beschreibung Denifles und Chatelains ange- 
wiesen, die die Rubriken der Konzilsschlüsse mitteilten; 
danach stehen sie hier in einer sonst nicht überlieferten 
Reihenfolge und auch nicht vollständig, nämlich (nach der 
Zählung der Vulgata): 1,7, 27, 3, 8, 4, 18, 12, 10, 24, 6, 25, 
26, 23, 11, 16, 14, 19 (De mundi consulibus ceterisque princi- 
pibus, qui ecclesias diversis honeribus vel exactionibus 
premunt atque episcoporum et aliorum prelatorum auctori- 
tatem evacuant. Nec laici clericos constituant in ecclesiis vel 
removeant neque decimas in alios laicos transferant. Ein 
Kapitel ?) 9. Hierauf folgt das Dragmaticon philosophiae 
des Wilhelm von Conches und ein Liber chirurgie secundum 
Constantinum Africanum. 

Die Dekretalensammlung, mit der wir es hier allein zu 
tun haben, ist (wie nach Kehrs Aufzeichnungen die ganze 
Hs., mit der gleich zu erwähnenden Ausnahme) von einer 


mindestens bis Bamb. 53, 7; hierauf folgen dieselben Zusatzdekretalen wie 
in cod. 40 und einige weitere von Alexander 111. bis Celestin III. ; mit einer 
neuen Lage beginnt eine anscheinend, wie die Titelrubriken zeigen, 
mit der Compilatio II verwandte Sammlung in fünf Büchern (l. I: de 
constitutionibus; ]. II: de iudiciis; 1. III: de cohabitatione clericorum 
et mulierum; 1. IV: de sponsalibus; 1. V: de accusationibus). Die Hs. 
bricht ab mit Innocenz 11I. Potth. 271 (= Comp. III, Il 12, 1); hierauf 
noch das Rubrum: Idem abbati de Valle tenet. De negligentia sacer- 
dotum. 


1!) Inventarium codicum manuscriptorum capituli Dertusensis in der 
Revue des bibliothäques VI (1896) S. 30f. Ebenda S. 10 auch eine kurze 
Notiz über den cod. 40. 
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Hand des ausgehenden 12. oder beginnenden 13. Jahr- 
hunderts geschrieben, einspaltig, die Seite zu 32 Zeilen. 
Auf der letzten Seite, fol. 29’, endet der Text auf der 
19. Zeile; auf dem freibleibenden Raum hat eine etwas 
spätere Hand in gedrängteren Buchstaben den Brief Inno- 
cenz’ III. Reg. II 70 (Potthast 710): Albunensi episcopo. 
Ex parte dilectorum eingetragen, der also nicht zum ur- 
sprünglichen Bestand der Sammlung gehört. Ob die Hs. am 
Anfang vollständig ist, läßt sich nicht mit Sicherheit be- 
haupten; jedenfalls zeichnet sich die Initiale der ersten 
Dekretale in keiner Weise vor den übrigen aus. 

Die Sammlung weist keinerlei Titeleinteilung auf. 
Nur einmal, fol. 3” neben n. 3f, findet sich eine Randnote: 
De executione sententie, die als Rest einer inhaltlichen 
Rubrizierung angesehen werden könnte, in ihrer Ver- 
einzelung jedoch nichts zu bedeuten hat. Die einzelnen 
Briefe sind durch Initialen des ersten Inskriptionsbuch- 
stabens, oft auch durch Beginn einer neuen Zeile, von ein- 
ander geschieden; innerhalb der Briefe sind die einzelnen 
Trennstücke wieder durch Initialen, gelegentlich auch 
durch $-Zeichen, hervorgehoben. Die Trennung der Stücke 
stimmt nicht immer mit der späteren Teilung überein. 
Ich bin bei der Analyse der Sammlung so vorgegangen, 
daß ich jeden mit Inskription versehenen Brief numeriert 
habe; die durch Initialen ausgezeichneten Trennstücke habe 
ich durch kleine Buchstaben (a, b, usw.) bezeichnet, wobei 
ich Abweichungen von der späteren Trennung besonders 
angemerkt habe. Spätere Trennstücke, die in unserer 
Sammlung, ohne durch Initiale hervorgehoben zu sein, 
beisammenstehen, habe ich durch römische Ziffern (I, II 
usw.) bezeichnet. 

Nach diesem Grundsatz gezählt, enthält die Sammlung 
— den späteren Innocenzbrief eingeschlossen — 74 Briefe 
mit besonderen Inskriptionen. Diese Zahl verringert sich 
aber um einige Nummern: n. 23 ist ein Teilstück, das in 
4d schon einmal mitgeteilt ist — das einzige Doppelt in der 
ganzen Sammlung. N.8 ist ein Kapitel, das sonst als 
Teilstück von n. 17 (Meminimus, JL. 13162) erscheint; 
von diesem großen Schreiben fehlt in unserer Sammlung 
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außerdem noch ein Stück, das ihm sicher zugehört, nämlich 
das Kapitel: Si autem lis (Comp. I, I 21, 12); dafür ist ihm 
ohne besondere Inskription der dreiteilige Brief JL. 12254 
Inter cetera sollicitudini angehängt, der sicher abzusondern 
ist. Diese Verkopplung mag daher rühren, daß beide 
Briefe (JL. 13162 und 12254) an denselben Empfänger, 
den Bischof von Worcester, gerichtet sind. Endlich ist in 
unserer Sammlung der Brief JL. 12293 Sicut Romana in zwei 
Teile zerlegt, n. 9 und n. 19, und beidemale mit der gleichen 
Inskription Senonensi archiepiscopo ; aber zweifellos handelt 
es sich hier um ein ursprünglich zusammengehöriges Schrei- 
ben.!) Im Anschluß an n. 20 finden sich einige Stücke, 
die nicht von Alexander III. herrühren. Es ist das jene 
Gruppe von Bestimmungen über das Zehntrecht, die im 
Anschluß an die Decretale: Fraternitatem tuam (JL. 13873) 
verschiedenfach überliefert sind.’) Zweifellos sind sie in 
unserer Sammlung als Teil oder Anhang jenes Erlasses 
Alexanders III. aufgefaßt, wie sie auch in der Briefsammlung 
der Bodleiana überliefert sind; ich habe deshalb die ganze 
Gruppe nur als eine Nummer gezählt und in Kapitel ge- 
gliedert. Unter Berücksichtigung dieser Berichtigungen 
verringert sich die Zahl der Briefe unserer Sammlung auf 72; 
sie enthalten nach der späteren Kapiteleinteilung etwa 
150 Kapitel. 

Schon aus dem Gesagten geht hervor, daß wir es in der 
Dertusensis mit einer primitiven Sammlung zu tun haben, 
die der äußeren Gliederung durch Inskriptionen und Ini- 
tialen nach am meisten Verwandtschaft mit der Canta- 
brigiensis und der Parisiensis I aufweist. Zum weiteren 
Vergleich sind daneben die Berolinensis, die keinerlei Glie- 
derung innerhalb der einzelnen Briefe bietet, und die 
Claustroneoburgensis heranzuziehen, bei der wieder um- 


!) So ist es überliefert im Innsbrucker Dekretanhang, vgl. Fried- 
berg. Canonessammlungen, 8.3, ferner in Berol. 109, Par. 1 101— 105, 
Claustron. 210— 216. Wie unsere Sammlung zerreißt. die Cant. die Dekre- 
tale in zwei Teile: ab = n. 52, c—e = n. 80; ebenso die Aurcaev. 8 und 9, 
wo der Brief in der richtigen Reihenfolge, aber unter zwei verschiedenen 
Inskriptionen steht. 

2) Vgl. Juncker, a.a.O., S. 296f. und 297, Anm. 1. 
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gekehrt die Inskriptionen fast durchweg fehlen. Durch- 
mustert man die Sammlung mit der Absicht, die Urform der 
' später zerteilten Briefe wieder herzustellen, so gewinnt man 
mancherlei neue Erkenntnisse, von denen ich nur einige hier 
hervorhebe, während ich im übrigen auf die Anmerkungen in 
der Analyse verweise, die sich vielfach ohne weiteres auf die 
Ergebnisse Junckers stützen durften. N.4 ist in der 
Berol. 72—77 in Absätze geteilt, in der Par. II durch eine 
Titelrubrik in zwei Teile zerschnitten; in der Dertus. er- 
scheint die Dekretale ungeteilt unter einer Inskription. Die 
Zusammengehörigkeit der beiden Teile a und b von n. 39 
wird bestätigt durch die Aufeinanderfolge Par. I 166 und 167 
und Claustr. 114 II und III; bei Jaffe-Löwenfeld 13976 
ist n. 39b mit n. 31 zusammengekoppelt, was durch unsere 
Sammlung widerlegt wird. Durch n. 41 lernen wir, daß die 
Jaffenummern 13992, 14181, 13996 und 13990 zu einem 
einzigen Brief gehören, dessen Umfang durch Claustron. 125 
bis 127 bestätigt: wird. Ebenso steht es mit JL. 14126 und 
14127 = Dertus. n. 43 = Claustron. 155 I, II, 156 und 157, 
ebenso mit JL.14112 und 14110 = Dertus. n. 44 = Claustron. 
181 [und II, ebenso JL. 13740, 14075 und 14076 = Dertus. 
n. 47 — Claustron. 162 I, II, 163—165. Daß Brug. 49, 13 
zwei nicht zusammengehörige Teile enthält, hat schon 
Seckel festgestellt, der den zweiten Teil Porro si qui als 
Comp. I, IV 4, 5 [7] (= p.c. Siecut Romana; JL. 12293) 
nachwies!); der verringerte Umfang, den die Dekretale in der 
Dertus. n. 5l aufweist, wird wieder durch Claustron. 38 
bestätigt. Endlich erweist die Übereinstimmung von Dertus. 
60 mit Claustron. 28 und 29, daß JL. 14032 und 14151 eine 
einzige Dekretale sind, deren zweiter Teil in der App. 16, 6 
(= JL. 14151) fälschlich Wintonien. ep. zugeschrieben 
wird (statt Tranen. archiep.). 

Zu diesem bekannten Material kommen nun aber noch 
neun Briefe, die ich sonst nirgends nachweisen kann. 
Sie scheiden sich nach den Empfängern in zwei Gruppen: 
n. 62—64 betreffen ungarische Dinge. Hieran schließen sich 
fünf Briefe für spanische Empfänger; n. 65 und 66 an den 


!) Deutsche Literaturzeitung XVII (1897) Sp. 670 n. 24. 
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Erzbischof von Toledo, n. 67 an einen Ritter R., der vom 
Orden von S. Jago in den von Calatrava übergetreten ist, 
n. 68 an alle Erzbischöfe und Bischöfe von Spanien und 
n. 69 an die Bischöfe von Avila und Salamanca. In diese 
Gruppe gehört endlich auch n. 73 an den Erzbischof von 
Auch und n. 74, der Brief Innocenz’ III. an den Bischof von 
Avila, der, wie gesagt (S. 41), später nachgetragen ist. 
Von diesen Briefen tragen n. 67, 68 und 73 volle Inskription 
(— salutem et apostolicam benedictionem), n. 68, 69 und 73 
ein Datum. Die Vermutung liegt nahe, daß mindestens die 
mit voller Inskription und Datum ausgestatteten Briefe 
(n. 67—69 und 73) aus archivalischer Empfängerüber- 
lieferung in die Sammlung eingedrungen sind; wahrschein- 
lich gilt dasselbe auch von den beiden übrigen spanischen 
Stücken n. 65 und 66. Alle diese spanischen Stücke haben 
rechtliche Bedeutung; einige davon regeln Fragen, die 
vorzugsweise in Spanien aufgeworfen werden konnten: 
n. 67 den Übertritt von einem Ritterorden zu einem anderen, 
n. 68 den Privatbesitz übergetretener Juden. 

Es ist klar, daß zum mindesten diese bisher unbekann- 
ten Zusätze — abgesehen von der ungarischen Gruppe — 
nur in Spanien niedergeschrieben sein können, wohin die 
Fundstelle der Hs. weist. Betrachtet man die ungarische 
Gruppe n. 62—64 etwas näher, so wird man stutzig: es sind 
keine Dekretalen, juristische Entscheidungen, die hier 
vorliegen, sondern Briefe politischen Charakters.!) Leider ist 
keiner von ihnen datiert, doch kann ihre ungefähre zeitliche 
Einreihung nicht zweifelhaft sein. In allen drei Briefen tritt 
Alexander III. für den Erzbischof (Andreas) von Kalocsa ein, 
der von dem Erzbischof von Gran exkommuniziert worden 
war; n. 62 ist an den gesamten ungarischen Episkopat, 
n.63 an den Erzbischof L(ucas; das I der Hs. ist Schreib- 
fehler) von Gran, n. 64 an den König (Bela III.) von Ungarn 
gerichtet. Es ist also ein Bündel von Mandaten, wie es 
gewöhnlich eine Partei, die an die Kurie appelliert hatte, 
zu erhalten pflegte. In unserem Falle ist es der Erzbischof 

!) Ich habe über sie eingehender gehandelt in einem Aufsatz 


„Papst Alexander III. und Ungarn“, der in den Ungarischen Jahr- 
büchern VI (1926) S. 397 fi. erschienen ist. 
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von Kalocsa, von dem wir aus n. 69 erfahren, daß er an der 
Kurie war.!) Für die nähere Datierung der Gruppe bietet 
n. 63 einen Anhaltspunkt, in dem der Kardinalbischof 
Manfred als verstorben erwähnt wird.?) Er starb am 17. Ja- 
nuar 1178.?) Nach diesem Tag muß also Andreas von Ka- 
locsa in Rom gewesen sein, und dazu stimmt aufs beste, 
wenn wir seinen Namen in der Teilnehmerliste des 3. Lateran- 
konzils finden.*) In diese Zeit (März 1179) fallen also höchst- 
wahrscheinlich unsere Briefe; für ihr geschlossenes Auftreten 
in der Überlieferung gibt es nur eine Erklärung: sie sind 
aus dem Archiv des Ausstellers, aus dem Register Alexan- 
ders III. abgeschrieben. 

Somit scheidet auch die ungarische Gruppe aus dem 
ursprünglichen Bestand der Sammlung aus. Der Rest, 
n. 1—61 und 70—72, weist hinsichtlich des aufgenommenen 
Materials starke Verwandtschaft mit den primitiven Samm- 
lungen auf, der Berol., Cant., Claustron. und Par. I. EIf 
Kapitel sind nicht in die Bambergensisgruppe und die 
Comp. I übernommen worden, nämlich 
Dertus. n. 23 = Par. 11, Cheltenham. (vgl. N. Arch. XXII 

S. 399) und Sangerm. II 3, 3 (8. 134). 

30 = Claustron. 139 und App. 19, 7. 

38 Cant. 27, Claustron. 124, App. 50, 60, 
Sangerm. IV 8, 14 (S. 197), Comp. II, 
19,1; 8,117, 1. 

48 = Claustr. 118, Lond. reg. f. 22”, App. 44, 4, 


Cotton. f. 246*. 
49 = Claustr. 119, Brug. 12, 7, Sangerm. II 9, 
1 (S. 148). 
I)... Sane idem archiepiscopus in nostra presentia consti- 
tutus... 
2)... ad communicationem bone memorie M(anfredi) quondam 


episcopi Prenestini ... 

3) Vgl. J. M. Brixius, Die Mitglieder des Kardinalkollegiums 
von 1130 bis 1181, Diss. Straßburg (Berlin 1912) S. 64 n. 17 und 122f. 
Anm. 163. 

4) Mansi, Conc. XXII col. 217: De Ungria Andreas Bahasnensis 
archiepiscopus. Vgl. dazu St. Katona, Historia metropolitanae Colocen- 
sis ecclesiae I (Colocae 1800) S. 193. 
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Dertus.n. 51 = Claustr. 38, Lond. reg. f. 6°, Brug. 49, 13, 

Sangerm. VIII 52 (S. 321). 

52 = Par.I 178, Cotton. f. 283*, Brug. 8, 6, 
Sangerm. VII 148 (S. 311). 

54 = Par.I 40, Brug., 1. 

57 = Par.I 1öl. 

58 = Par.I 39, Sangerm. VII 146 (8. 311). 

60b = Claustr. 29, Par. 1181, App. 16, 6, Cotton. 
f. 260°, Abrinc. II 8, 1 (S. 362). 


Auf die Verwendung eines älteren Quellenkomplexes führen 
auch noch besonders zwei Stellen; die eine ist die zehnt- 
rechtliche Gruppe n. 20, die in demselben Umfang in der 
Claustron. 101 I—VIII, der Par. 1 8—14 und der Bodleiana!) 
wiederkehrt. Die zweite steht n. 40b. Sie besteht aus zwei 
verschiedenen Aussprüchen: 1. In exceptionibus, sicut 
domnus papa Alexander III. in generalibus litteris suis 
precepit, non est inscribendum, der in gleichem Wortlaut auch 
in Cant. 3b und 44b und Par. I 140 wiederkehrt, in beiden 
Sammlungen aber im Anschluß an eine andere Dekretale als 
in der Dertus.; und 2. Cum neque canones neque consuetudo 
Romane ecclesie habeat, ut aliquis delegatos a Romana 
ecclesia iudices possit recusare, nisi ei remedium appella- 
tionis fuerit reservatum, der (abgesehen von Cant. 18 
und Par. I 51) in Cant. 44b und Par. I 140 dem ersten 
folgt, während er in der Par. Il 42, 2 und den Samm- 
lungen der Bambergensisgruppe der Dekretale Quod dili- 
gentia tur (JL. 12632) angehängt ist. Hierauf folgt in der 
Dertus. cine Datierung: Dat. Beneventi VI kal. oct. (Bene- 
vent [1167—69] Sept. 26); ob sie zu der vorhergehenden 
Dekretale n. 40a gehört, steht dahin. Beide Fragmente sind 
als Glossen zu beurteilen?); wann und wo sie in das Dekre- 
talenrecht eingedrungen sind, läßt sich vorerst noch nicht 
entscheiden. Von den primitiven Sammlungen, mit denen 
die Dertus. dergestalt verwandt zu sein scheint, ist für die 
Cant., Claustron. und Par.1I englischer, für die Berol. 
italienischer Ursprung erwiesen oder wenigstens wahr- 


!) Gilberti Foliot epp. ed. Giles Il p. 72 n. 350; vgl. oben S. 42. 
2) Vgl. dazu Singer S. 47f. Anm. 3und 4 und Juncker S. 304 in 
Anm. 2 zu S. 303. 
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scheinlich gemacht.!) Da die stoffliche Berührung mit der 
Berol. — wie ein Blick auf die Tabelle zeigt — weniger weit 
geht als die mit den übrigen Sammlungen, könnte die 
Vermutung nahe liegen, daß auch die Vorlage unserer 
Sammlung aus England stamme, wofür man noch besonders 
auf n. 20 (in demselben Umfang auch in der Bodleiana) 
hinweisen könnte. Da wir diese Vorlage aber doch nur in 
späterer Überarbeitung kennen und nicht wissen, wie weit 
diese gegangen ist, ist es mißlich, Vermutungen über ihre 
Heimat anzustellen. Der Annahme, daß eine englische 
Hs. nach Spanien gekommen sei?), steht ebensowenig etwas 
im Wege wie etwa der anderen, daß sie zunächst nach 
Ungarn und dann erst, um die ungarische Gruppe erweitert, 
nach Spanien gewandert sei: für beide Möglichkeiten ließen 
sich allgemeine Erwägungen, vor allem auf Grund der 
dynastischen Beziehungen, beibringen. Ich gestehe aber, 
daß mir jeder derartige Versuch gekünstelt erschiene. 
Erwägt man, daß mit der Sammlung ein aus den päpstlichen 
Registern stammendes Aktenbündel und die Beschlüsse des 
3. Laterankonzils verbunden sind, so wird man doch eher 
geneigt sein, Italien als Heimat auch der Vorlage anzu- 
sehen. Diese Annahme läßt sich stützen durch den Hinweis 
auf das Dictum In exceptionibus (n. 40b). Simon von 
Bisignano und andere italienische Dekretisten zitieren es als 
Dekretale®), bekannt war es bisher aber nur aus den beiden 
englischen Sammlungen Cant. und Par. I. 

Ob diese ursprüngliche Sammlung aus der Zeit vor dem 
Laterankonzil stammt, oder ob auch spätere Dekretalen 
aufgenommen sind, läßt sich mit Sicherheit hier ebenso- 


1) Vgl. dazu im allgemeinen Heyer in dieser Zeitschrift XXXIV 
Kan. Abt. III (1913) S. 620ff., und Juncker S. 297ff. für die Par. TI, 
S. 346f. für die Berol. 

2) Sogar die Zugehörigkeit der ungarischen Gruppe zu einer 
Sammlung englischen Ursprungs wäre möglich. Hampe, Neues Archiv 
xXI S. 390, erwähnt aus der Cotton. eine sonst unbekannte Dekretale 
für den Erzbischof von Kalocsa; ich habe sie in meinem S. 44 Anm. 1 
erwähnten Aufsatz veröffentlicht. Allerdings handelt es sich dort. 
um eine Dekretale, in der Dertus. um politische Briefe. 

®) Vgl. J. F.v. Schulte in den Wiener S. B. LXIII (1869) S. 326, 
n. 14, und Juncker S. 304 Anm. 
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wenig entscheiden, wie bei den anderen Sammlungen. 
Immerhin läßt sich zeigen, daß fast die Hälfte der Dekretalen 
vor 1179 erlassen ist, sofern man, was bisher nicht bestritten 
ist, die Benutzung durch Simon von Bisignano als zwingen- 
des Kriterium gelten läßt.!) Eine Reihe von Daten über- 
liefert unsere Sammlung zum ersten Male; ich teile ihren 
Wortlaut in der folgenden Zusammenstellung mit: 


Dertus. n. 1: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 45. 
2: Vestis IIInon. marecii = Viesti (1177) März 5; 
vgl. auch Aureaev. 7 und Par. II 10, 5. 

3: Rivoalto XII kal. augusti = Venedig, Rialto 
(1177) Juli 21; vgl. auch Aureaev. 5; zit. 
Simon; vgl. Schulte n. 23 und Juncker 
2.8. St. XV S. 452 Anm. 2. 

4: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 1 
und 2. 

5: (1171—72) Juli 4; vgl. Exkurs. 

8: siehe n. 17. 

9: siehe n. 19. 

12: (1174) Mai 14; vgl. S. Thomae epp. ed. 
GilesII p. 40 und JL. 12378. 

13: IInon. marcii Vestiis = Viesti (1177) März 6: 
zit. Simon; vgl. Schulte n.”. 

15: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 19; 
vgl. auch JL. 12180 (1171—73). 

16: (1173—76) April 8; vgl.Gilb. Fol.epp. II p.104 
n. 372 und JL. 12636; zit. Simon; vgl. 
Schulte n. 30. 

17a—i: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte.n. 33. 

17k—1: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulten. 26. 


!) Vgl. über ihn zuletzt den Aufsatz von J. Juncker, Die Summa 
des Simon von Bisignano und seine Glossen, in dieser Zeitschrift XLVI1 
Kan. Abt. XV (1926) S. 326—500. Aus den von ihm mitgeteilten Stellen 
aus den Glossen und der Summe Simons ist deutlich geworden, daß die 
Liste der in Simons Summe benutzten Dekretalen, die Schulte, Wiener 
S. B. LXIII (1869) 8. 325ff. gegeben hat, unvollständig ist. Ich hoffe. 
daß Herr Kollege Juncker beim Fortgang sciner Studien uns dafür 
Ersatz schaffen wird. In meiner Zusammenstellung verweise ich jeweils 
auf die betreffende Nummer von Schultes Liste. 
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Dertus. n.18: (1171—72) März 22; vgl. Martöne Coll. VI 


19: 
20: 
33: 
36: 


37: 


p. 911 und JL. 12020; zit. Simon; vgl. 
Schulte n.9. 

(1173—74) Juni 2; vgl. Juncker zu Berol. 
109; zit. Simon; vgl. Schulte n. 11. 

vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 27. 
vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 46. 
vor 1179; zit. Simon; vgl. Juncker Z. S. St. 
XV S. 415 Anm. 4. 

vor 1179; zit. Simon (Glosse); vgl. Juncker 
2.8.St.XV S. 426 Anm. 2. 


408: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 60. 
40b: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 14.!) 


43: 
44: 
52: 
53: 
54: 
55: 
58: 
59: 
60: 


61: 


vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 40. 
vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 44. 
(1163) März 1; vgl. JL. 10826 (chronikalisch 
überliefert). | 
Lateranis X kal.iulii = Lateran (1166, 
1178—79) Juni 21. 

(1177) Sept. 27; vgl. JL. 12942 (chronika- 
lisch überliefert). 

Lateranis XII kal. iulii = Lateran (1166, 
1178—79) Juni 19. 

Anagnie?) Ill id. marcii = Segni (1173) März 
13; vgl. Par. 1I 39. 

Beneventi id. octobr. = Benevent (1167-69) 
Okt. 15. 

Anagnie V. id. septembr. = Anagni (1160, 
1173—74, 1176) Sept. 9. 

Tuscul. V id. octobr. = Tusculum (1171—72, 
1178) Okt. 11; vgl. Gilb. Fol. epp. II p. 78 
n. 353 und Par. I 179.2) Zit. Simon, vgl. 
Juncker Z. S. St. XV S. 386 mit Anm.5. 


1) Über das an dieser Stelle der Dertus. überlieferte Datum vgl. S. 46. 
3) Hier liegt ein Schreibfehler statt Signie vor, wie die Par. I 39 
richtig hat. Vgl. dazu Bosos Vita Alexandri III. im Liber pontificalis ed. 
Duchesne II p. 426. 
®) Die Par. I 179 hat ein um ein paar Tage abweichendes Datum: 
Tuscul. id. ootobr. (= 15. Oktober). 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XI.VIT. Kan. Abt. XV]. 4 
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Dertus.n.[68: Tuscul. VIII kal. febr. = Tusculum (1171 

bis 73) Jan. 25]. 

[69: Tuscul. III. kal. febr. = Tusculum (1171 bis 
72) Jan. 30]. 

70: Se(no)nis; Sens (1164-65) April 6; vgl. 
Aureaev. 10. 

71: vor 1179; zit. Simon; vgl. Schulte n. 5. 

[73: Tuscul. XV kal. octobr. = Tusculum (1171 
bis 72, 1178, 1180) Sept. 17]. 


N. 53 und 55 könnten auch in die Zeit nach dem Lateran- 
konzil fallen; bei n. 61 wäre dies dem Itinerar nach möglich 
(1180), wird aber durch die Erwähnung bei Simon ausge- 
schlossen. Die neu überlieferten Daten von n. 3 und 13 
bestätigen die aus Simon zu ziehende Folgerung aufs 
erwünschteste. Läßt man die spanische und ungarische 
Gruppe beiseite, so ergibt sich für den übrig bleibenden 
Rest von 63 Dekretalen (40a und b als ein Stück gerechnet), 
daß 28 mit Sicherheit, vielleicht 30 vor 1179 zu datieren sind. 

Nach dem Gesagten möchte ich es nicht für ausgeschlos- 
sen halten, daß die Vorlage der Dertus., die in Spanien später 
erweitert wurde, eine aus Italien, vielleicht sogar von der 
Kurie stammende Extravagantensammlung aus der Zeit vor 
dem 3. Laterankonzil war. Auch wenn sich diese Annahme 
nicht bewahrheiten sollte, so ist ihr Wert wegen des neuen 
Materials und der erhaltenen Datierungen nicht gering zu 
veranschlagen. | 


Exkurs. 


Kehr hat in seinen Regesten!) die Dekretale Fraterni- 
tatis tue litteris (JL. 14066, Dertus. n. 5) auf Grund einer 
von ihm neu aufgefundenen Datierung zu 1180 Juli 4 
angesetzt und dadurch in der Frage der Datierung der 
früheren Dekretalensammlungen ein neues Moment der 
Unsicherheit heraufbeschworen. Juncker?) übernahm sei- 
nen Ansatz und zog daraus die Folgerung: die Dekretale 
stehe in allen frühen Sammlungen, auch in der Par. Il, 


1) Italia pontificia V p. 456, n. 72. 
2) S. 326 mit Anm. 4. 
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die die Quelle war für Bernhards von Pavia sicher vor dem 
Laterankonzil verfaßte Summa de electione; also, so meint 
Juncker, dürfe man „bezüglich der Aufnahme solcher 
verhältnismäßig späten Dekretalen in frühe Sammlungen die 
Frage nicht umgehen, ob diese nicht doch anderer Herkunft 
und einem ursprünglichen Grundstock hinzugefügt worden 
sind“. Dieser Satz ist zweifellos richtig und wird auch 
bestehen bleiben, wenn der Nachweis gelingt, daß der 
Ansatz von JL. 14066 zu 1180 nicht zu Recht besteht. 
Das Datum Tusculan. 4 non. iul. ist nicht archivalisch 
überliefert, wie Junker in der Vorbemerkung zu Berol. 110 
meint. Nicht die Kopie des Stückes auf dem Rotulus s. XII 
„Controversia per la propriet& di Brugneto‘“ im Archivio di 
S. Antonino (D 62) in Piacenza enthält es, sondern eine 
Abschrift, die von einer Hand des 12. Jahrhunderts in eine 
Hs. s. XI von Burchards Dekret in der Biblioteca Palatina 
in Parma nach Burch. 1. VIII nachgetragen ist.!) Hier trägt 
der Brief außer dem Datum auch die volle Adresse T(edaldo) 
Placentino episcopo salutem et apostolicam benedictionem. 
Dieselbe Hs. enthält noch weitere Nachträge, von denen 
Kehr zwei uns hier interessierende Briefe veröffentlicht hat?): 
einen des Kardinaldiakons Oddo von S. Nicola in Carcere?) 
und einen des Erzbischofs Galdinus von Mailand, beide an 
den Bischof B(ernhard) von Parma gerichtet. Da der Erz- 
bischof Galdinus am 18. April 1176*), der Kardinaldiakon 
Oddo vor 5. März 1175°) starb, sind für beide Briefe termini 
ante quem gewonnen. Beide beantworten dieselbe Anfrage: 
ut in causa appellationis novi testes recipi seu produci non 
debeant in capitulis iam agitatis (Oddo) oder: an post 
appellationem testes in novis vel agitatis capitulis possint 
produci et, si utraque parte consentiente post appellationem 
recepti fuerint, an ab altera parte possint reprobari (Galdi- 
nus). Damit vergleiche man die Frage, die in JL. 14066 


1) Kehrs Quellenangaben It. pont. V p. 456 n. 72 sind völlig 
richtig, aber in ihrer Kürze für einen, der in dem technischen System seiner 
Regesten nicht zu Hause ist, vielleicht mißverständlich. 

2) Gött. Nachr. 1911 8. 300 n. 18. 

3) It. pont.Vp.418n.17. *)Vgl. It. pont. VI,1p.63 n. 187 Anm. 

5) Vgl. Brixius a.a.O. S.56 n. 17 und S. 11lf. Anm. 133. 

4* 
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entschieden wird: utrum novi testes super questione 
iudicata, in qua testibus ex utraque parte renuntiatum fore 
constat, sint recipiendi et utrum testibus in prima causa 
receptis propter causam appellationis liceat super questioni- 
bus iudicatis aliquid novi proponere. Offenbar handelt es 
sich also um dieselbe Frage, ob in einem Prozeß nach er- 
folgter Appellation eine neue Zeugenvernehmung stattfinden 
dürfe. Es ist interessant, die Antworten des Papstes und des 
Erzbischofs zusammenzustellen: 


Galdinus (Gött. Nachr. 1911 


s. 301). JL. 14066. 


| . visum est sapientibus 
nostris ... ut testes iuxta 
domini pape responsum post 
appellationem producinon 
debeant, nisi nova et talis 
emerserit questio, que no- 
va inquisitione indigere vi- 
deatur. 


... hoe tibi duximus re- 
spondendum, quod si forte in 
predicta causa nova conti- 
gerint emergere capitula, 
super quibus aliqua partium 
voluerit novostestesindu- 
cere vel periam receptos ali- 
quid comprobare, eos credi- 


mus super novis dumtaxat 
capitulis fraternitatem tuam 
posse recipere. 


Galdinus beruft sich also nicht nur auf die Entscheidung des 
Papstes, sondern lehnt sich in seiner Antwort an ihren 
Wortlaut an. Dann kann die Dekretale aber nicht erst von 
1180 sein, sondern muß in einem früheren Jahr, als Alexander 
an einem 4. Juli in Tusculum in der Sommerfrische weilte, 
erlassen sein, also entweder 1171 oder 1172.}) 

Dem scheint entgegenzustehen, daß die Dekretale in 
dem großen Prozeß zwischen dem Bischof und dem Stift 
S. Antonino in Piacenza um Brugneto ergangen sein soll. 
So verstand sie Kehr?); er ergänzte darum in seinen 
Regesten ‚(super terra de Brugneto)‘‘ in unseren Text der 
Dekretale hinein, und Juncker?) pflichtete ihm darin bei. 
Aber ist das auch richtig? Im Text selbst steht mit keinem 
Wort, daß die Dekretale sich auf den Brugnetoprozeß bezog. 


ı) Vgl. das Itinerar bei JL. 


3) It. pont.V p.456n.72 und p.481n.44. ®) a.a.O. S.326 Anm. 4. 
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Solange nicht das gesamte Material über diesen Monstre- 
prozeß!) bekannt ist und wir seinen Verlauf in allen Phasen 
genau überblicken können, wird man daran zweifeln dürfen. 
Die oben angeführten Briefe des Kardinaldiakons Oddo und 
des Erzbischofs Galdinus werden uns den richtigen Weg 
weisen. Kehr vermutete, daß auch sie zu dem Brugneto- 
prozeß gehörten ?), obwohl in ihnen mit keiner Silbe Brugneto 
genannt wird. Der Kardinal und der Erzbischof beant- 
worten eine Anfrage des Bischofs von Parma, der Papst eine 
solche des Bischofs von Piacenza. Der Bischof von Parma 
war an dem PBrugnetoprozeß, so weit wir ihn aus den 
Kehrschen Regesten überblicken können, in keiner Phase 
beteiligt; wohl aber prozessierten die Bischöfe von Parma 
und Piacenza miteinander um Besitzungen im Piacentini- 
schen und appellierten nach Rom. Der Prozeß wurde am 
11. Oktober 1176 durch den delegierten Bischof von Brescia 
entschieden und am 12. November 1176 von Alexander III. 
bestätigt.?) Offenbar gehören unsere Briefe in diesen Prozeß, 
über den wir leider nicht so gut unterrichtet sind wie über 
den Brugnetoprozeß. | 
Es bliebe nur noch der Einwand zu entkräften, der aus 
der Überlieferung von JL. 14066 in einer Kopie im Archiv 
von Sant’ Antonino hergeleitet werden könnte. Das war 
wohl hauptsächlich der Grund, weshalb Kehr die Dekretale 
auf den Brugnetoprozeß bezog. Allein eine Durchsicht seiner 
Regesten für das Bistum Piacenza belehrt uns, daß das 
Archiv von S. Antonino mehrfach Archivalien besitzt, 
die mit S. Antonino nichts zu tun haben.*) Auch steht dem 
die Überlieferung unseres Stückes und der Briefe Oddos und 
Galdinus’ in den Nachträgen der Burchardhs. in der Bibl. 
Palatina in Parma entgegen; dort sind sie offenbar alle drei 
einem Prozeß entnommen und nichts weist darauf hin, 


1) Über die Überlieferung hierüber im Arch. S. Antonino in Piacenza 
vgl. Kehr, Gött. Nachr. 1911 S. 272. 

3) Gött. Nachr. 1911 S. 300 in der Vorbemerkung zur Edition von 
n. 18. 

®) Vgl. It. pont. V p. 455f. n. 67 und 68. 

*) Vgl. It. pont.V p. 455 n. 66 (S. Savino), p. 456 n. 71 (Bistum), 
p. 461 n. 2; p. 464 n. 17 (Kathedrale). 
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daB dies der BrugnetoprozeB war. Also auch rücksicht- 
lich der Überlieferung ist die Zuweisung Kehrs nicht 


zwingend. 


B. Analyse. 


[fol. 17.) 1. A. papa Ill. Salernitano archiepiscopo. Licet preter solitum — 
aut aliam infirmitatem incurrerit. 


Vgl Juncker, Vorbem. zu Berol. 30. 


a) I. Licet preter solitum — iudicatum aliquando sit. 
I. Verum post consensum -- in seculo remanere. 
b) Utrum autem filii — aliter se habeat. 
(fol.1Y.} c) Si vero vir et mulier — vel dolus patrocinari. 
d) I. De cetero laicos — ad accusationem possunt admitti. 
II. Et si clerici — perpetuo removendi. 
e) De adulteris et aliis — dupplici contritione conterere®). 
a) contere Hs. — Die Teilung weicht hier von der später üblichen 
ab, folgt aber der Par. I, Claustr. und Par. II (sowie der Compend. 


12, 4 u. 5 [S. 28] und Sangerman. X 10 [S. 347]); vgl. Juncker 
8.2.0. 


f) Porro si clericus — non sit subsecuta. 
Kol. 2”.) g) In causis vero ecclesiasticis — potest publice disputari. 
h) De quarto vero decime — contra ecclesiam non admittit. 
i) De presbytero autem Campanie — gravis admodum extitisset. 
k) Presbyterum autem qui puerum — aliam infirmitatem incurrerit. 


2, A, papa III. Luxouiensi®) episcopo. In litteris quas tua nobis 
destinavit fraternitas quasdam questiones — aut causam diffinire. Dat. 
Vestis III nonis marecii. | 


a) Wahrscheinlich zu lesen: B. Exoniensi. — Vgl. Juncker, 
Vorbem. zu Berol. 82. Das Item am Anfang von Berol. 83, wo das 
letzte Kapitel von dem übrigen Teil des Briefs abgetrennt ist, ist 
wohl keine besondere Hervorhebung (Juncker 8. 2%), sondern 
gehört zum ursprünglichen Text wie auch in 20. — Das Datum ist 
sonst überliefert in Par. II 10, 5 und Aureaer. 7. 


a) In litteris quas — postulasti exhiberi. Quarum una — suo offitio 
functus. 


Die Initiale bei Beginn der ersten causa ist ohne Bedeutung. 


b) Super alia questione —- rigorem est restituendus. 
[fol. 2”.] c) Item cum quis dicit — inimicum existere. 
d) Ad hec cum aliquis nimis prolixum — coram se iudicio stare. 
e) Preterea licet ad presbyteratum — presbyteratum possint recipere. 
f) De his sane qui parrochiales — ceteri immitentur. 
g) Super illa vero questione qua quesitum est — infamia aboletur. 
h) Item si quis rei litigiose — causam diffinire. 
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[fol. 3".] 8. A. papa III. Witoniensi*) episcopoo.. Quamvis simus multi- 
plicitate — et in beneficio condempnandus. Dat. in Rivo alto XII kal. 


augusti. 


®) W.itonien Hs., statt Wintonien. — Vgl. Juncker, Vorbem. zu 
Berol. 32, besonders über die Stell des Trennstückes e, in der 
unsere Sammlung mit Cant., Claustr., Par. II, Berol. und Aureaev 
übereinstimmt. — Das Datum nur hier und Aureserv. 5. 


a) Quamvis simus — presentare. Innotescat — commissa. $ Si vero — 
committere potest. 


Zweite Initiale ohne Belang. Nach dem Paragraphenzeichen be- 
ginnt die Par. II ein neues Kapitel. 


b) Porro si aliquis crimen — puniri non debent. 
c) Super eo vero quod a nobis discretio tua — causa disponat. 
to}. 3”.] d) Ceterum si quis ad iudices — impetrare. $ Verum — condempnari 
debet. 


Nach dem Paragraphenzeichen beginnt in der Par. I das neue 
Kapitel. 


e) Quemlibet autem ad peribendum — Romana ecclesia. 


Wahrscheinlich Glosse; vgl. Juncker in Z.8.8t. XLVI. Kan. Abt. 
XV 8.452 Anm. 2. 


f) Sententiam vero a delegato — habeat facultatem. 


Am Rand: De executione sententie. 


g) Nlud autem pretereundum — potestatem. Si vero — secundum 
rigorem iuris est irritanda. 
[si. 47.) h) Ad hec si persona — beneficio condempnandus. 


4, A. papa Ill. Herefordensi®) episcopo. Super eo quod quesitum 
est a nobis ex parte tua utrum sacerdotes — et virginem habent uxorem. 


a) Beroferden Hs. — Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 72—77. 
Die Dertus. ist bis jetzt die einzige Sammlung, in der die Kapitel 
unter einer Inskription zusammengefaßt sind; in der Berol. sind 
die Stücke ohne Inskription getrennt, Par. II teilt das letzte Kapitel 
unter Beibehaltung der Reihenfolge ab. Auch das Incipit von 4.d 
spricht für Ursprünglichkeit des Wortlautse. Vgl. S.43. 


a) Super eo quod — in qua venerunt. 

b) Sane super eo quod moris — auctoritate ordinandi. 

c) De eo autem quod quesisti an liceat — licet ordinare aliquos. 
{fo}. 4”.] d) Querenti etiam tibi utrum laicus — servare promittat. 


Wiederholt n. 23. 


e) Ad hec cum contingat actorem — astringit standi iudicio. 
f) Sane de clericis inferiorum — habent uxorem. 


ol. 57.) 5. Idem Placentino episcopo. Fraternitstis®) tue litteris nos 
consuluisti — suscipiendorum testium iuramentias. 


«) Fraternitati Hs. — Vgl. Einleitung S. 50ff. 
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6. A. papa III. Ianuensi®) archiepiscopo. Consuluit nos tua 
fraternitas utrum recusationes — nostro conspectui se representavit. 


&) ITamen Hs. — Da alle älteren Sammlungen, in denen die Dekretale 
überliefert ist, nämlich Cant., Par. I, Berol., Aureaev. und unsere 
Dertus., ITanuensi oder eine daraus korrumpierte Form aufweisen, 
ist diese Inskription der in der Bambergensisgruppe und später 
überlieferten Ravennatensi vorzuziehen. 
7. Vvitoniensi*) episcopo. Consuluit nos tua fraternitas quid tibi 
facien [fol.5°.] dum sit de G°. parrochiano — penitentia est indicenda. 
a) lies Wintoniensi. — Auch hier geht die Dertus. in der Form der 
Inskription mit den früheren Sammlungen Par. I und Aureser. 
(vgl. sonst Juncker zu Berol. 70 Anm. ]) gegen die späteren. 
8. Vvigornensi episcopo. Cum aliquam causam tibi contigerit — 
non est aliquatenus observandum ®). 
2) übergeschrieben über admittendum Hs. — Teilstück von n. 17. 


9. Saenonensi archiepiscopo. Super hoc quod nos une voluisti 
utrum liceat — ducere in uxorem. 


Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 109. Dieses Schreiben ist hier in 
wei Teile geteilt, der zweite (der ursprünglichen Anordnung nach 
der erste) steht hier n. 19. In derselben Weise ist geteilt in der 
Cant. 80 a—c und 52a, b und in der Aureaev. 8 und 9. Vgl. S.42. 

a) Super hoc quod — plenariam recipit potestatem. 

b) Si vero aliquis uamquam gravissimo metu — in eadem ecclesia mini- 

strare. 
[fol. 67.) c) Porro si aliquis vir — ducere in uxorem. 


10, A. papa III. Turonensi archiepiscopo. Consulit*) tua fraternitas 
utrum tibi liceat spurios — promovere presumas. 


&) sonst: consuluit. 
11. A. papa III. Lexoviensi episcopo. Cum sis preditus — ad 
religionem transeat. 
12, A. papa III. universis suffraganeis Cantuar(iensis) ecclesie. 
[fol. 6°.) Significavit nobis venerabilis frater noster Cantuariensis archi- 
episcopus ap. Bed. leg.) — tramittem Tevocare. 


a) ap. sed. leg. steht Berol., Claustron. und in der Briefsammlung 
der Bodleiana, die auch das Datum Anagnie 2 id. maii bietet. 


18. A. papa III. Herefordensi episcopo. Litteras tue fraternitatis 
suscepimus — habere permittas. Dat. II nonis mareii Vestiis. 
Datum nur hier überliefert. 
Hol. ?r.] 14. A. papa 111. Strigoniensi et Colocensi®) archiepiscopis. Coniu- 
gatus in monasterium — perditionis occasio. 
&) C‘olonen Hs. 


I. Coniugatus in monasterium — spiritalis coniugium. 
II. Sane si coniugati — perditionis occasio. 
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| ' 15. A.papa III. Lexonien®) episcopo. Sicut dignum est — ex- 
communicationis immunis. 
a) Sicher verlesen aus b(artholomeo) exoniensi. — Vgl. Juncker, 
Vorbem. zu Berol. 101. Die Stückelung durch Initialen geht hier 
noch viel weiter als in den anderen Sammlungen; d und e sind selbst 
in der Par. DI vereinigt, k—o sind sonst nirgends durch Initialen 
abgeteilt. Ich habe deshalb diese Teilstücke I—o im Initienindex 
nicht berücksichtigt. 
a) Sicut dignum est — respondere. Sane®) cum — sit puniendus. 
a) Initiale bei Beginn der ersten causa unwesentlich. 


&.i”.)b) Hli autem qui animo — obviare. 

c) Hli vero qui se asserunt — provocassent. 
| d) Mli quoque non fuerunt — prebuerunt. 
| e) Eos vero qui se dicunt — erogare. 
&.9”]J f) Oli vero qui sola — est iniungenda. 

g) Clericos autem quos constat — ecclesiarum coherceri. 
b) Super eo vero quod a nobis consilium — respondemus. Quod®) si 
| clerici — ad apostolicam sedem venire. 

2) Auch diese Initiale hebt nur den Anfang der Entscheidung hervor. 


| i) Monachi vero et cannonici — providentia est adhibenda. 
&. 5°) k) Si vero aliquis alicuius potestatis — vulneraverit. 

l) Officialis pro invectione — clericum ledat. 

! m) Si vero clericum vim sibi — iura permittant. 

\ n) Nee ille compellendus est — iniecit violentas. 

l o) Ceterum si eum in stupro — excommunicationis immunis. 


16. A. papa III. Simoni abbati de sancto Albano. Consultationibus 
singulorum — non debeant spoliari. 
Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 120. 


a) Consultationibus — principatum. Quesitum?) est — aliquatenus 
prorogare. 
&) Belanglose Initiale zu Beginn der ersten causa. 


c) Donationes vero — debeant spoliari. 


17. A. papa III. Wigorniensi®) episcopo. Meminimus nos — non 
differas spoliare. 

&) Wigoruuen Hs. — Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 95, 96 und 

94. Unter einer Inskription sind hier zwei sonst getrennte Schreiben 

vereinigt (vgl. Einleitung S. 41f.), nämlich die Dekretale Meminimus 

(Trennstück a—i; JL. 13162) und die Dekretale Inter cetera sollici- 

| tudini (k—m; JL.12254). Daß diese beiden Schreiben zu einem 
' einzigen zu vereinigen sind, halte ich für unwahrscheinlich. Da- 
| gegen spricht die arengaartige Einleitung des zweiten, doch ist 
daran zu erinnern, daß die hier unter einer Dekretale zusammen- 
| gefaßten Kapitel in derselben Reihenfolge in Claustron. und — durch 


[ 
hr, b) Et de cetero si aliquis clericus — ecclesia removeri. 
/ 


drei gleichlautende Inskriptionen zerteilt — in der Par. I wieder- 
kehren (zu der Ordnung der Par. Inach Empfängern vgl. Juncker 
8. 208ff.), während in der Berol. das zweite Stück (JL. 12254) 
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dem ersten (JL. 13162) voraufgeht. — Die Dekretale Meminimus 
ist übrigens hier unvollständig; ein Teilstück steht hier c. 8; das 
Kapitel Si autem lis (Comp. I, I 21, 12) fehlt ganz. 

a) Meminimus nos — matrimonium Tescindere. 

b) De monachis autem — habere. Illis etiam -- convenit respondere. 
Den Einschnitt vor Illis hat die Dertus. nur mit der Cant. ge- 
meinsam. 

{fol. 9Y.) c) $ Preterea illi qui episcopo — constiterit intervenisse®). 

&) Der Text geht sonst noch um einen Satz bis censuales efficere 
weiter. 

d) Super eo quod a nobis tua sollicitudo requisivit utrum sententia — 

obstaculum inhibeatur. 

e) De appellationibus vero — districte compellas. 

f) Si aliquis parrochianorum — solvere. $& Sane si — penitentia in- 

iungenda. 

[f01.107.)g) Ceterum si abbatem — iudicandum est. 

h) Verum cum alicui — revocari deberet. 

i) Scripta vero autentica — robur habere. 

k) Inter cetera sollicitudinis tue cure — nullatenus obtinere. 

[fol.10”.] 1) Ipsi vero qui in subdiaconatu — penitus amovere. 

Der Schnitt zwischen k und 1 liegt in Par. I, Claustron. und den 
späteren Sammlungen stets nach nuncupandum. 


m) De sacerdotibus vero — non differas spoliare. 


18. A. papa III. Remensi archiepiscopo. Cum sancta Romana 
ecclesia — tenere non dicimus. 


Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 106. 
a) Cum sancta Romana -- respondere. Si*) frustratorie — apostolus 
excommunicavit. 
a) Mit Si beginnt das Kapitel in Par. I 115. 
[fol. 11T.) b) Ad hec si in una causa — ordinarius existit. 


c) Item si duobus coram iudice — pontificis appellasse. 
d) Deinde quod in fine — tenere non dicimus. 


c und d sind sonst überall vereinigt. 
19. A. papa III. archiepiscopo Senonensi®). Sieut Romana ecclesia 
— litteras suscepisse. 


a) Senoncii Hs. — Vgl. zu n.9, wo hier der Schluß der Dekretale 
steht. 


a) Sicut Romana — declarare. Sane*) quia — derogat generali. 
a) Initiale ohne Belang. 


{fol. 11Y.] b) Super eo vero quod interdum — aliquatenus deferendum. 
c) Si autem infra certum — litteras suscepisse. 


b und c sind auch in Claustron. und Par. II getrennt. 


zz u 
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20. A. papa III. Eboracensi archiepiscopo. Fraternitatem tuam 
scire volumus — fieri postulares (inooncussa existat). 
Vgl. zu n.203—h die Einleitung S. 42. Der Text der Dertus. 
lehnt sich aufs engste an den Text der Bodleiana, Gilberti Foliot 
Epp. ed. Giles II p. 72 n. 350, an. 
a) Fraternitatem tuam — fieri postulares. 
{fol. 12°.) b) Ex privilegio Alexandri pape. Sane laborum — Romanorum ponti- 


ficum. 
c) Decreta pontificis Paschalis pape II. Decimas a populo — extorquere 
debeant. | 
d) Unde beatus Gregorius ait. Comuni vita viventibus — munda sunt 
vobis. 


e) Item*) Magociense concilium®). Decrevit sacer — missas audiunt. 
a) Item — concilium am Rand nachgetragen Hs. 


f) Item Gregorius papa. Statuimus ut monasteria — alterius se subdunt. 

{toL 12°.) g) Item Paschalis II. Novum exaccionis genus — labores accipiunt. 

h) Item ex privilegio Alexandri pape. Statuimus ut si super decimas — 
inconcussa existat. 


21. A. papa III. Cantuariensi archiepiscopo.. Cum teneamur 
consultationibus — facere licebit. 


22, Abbati sancti Petri super Dinam. Ad nostram noveris audienti- 
am pervenisse, quod si quando — corrigas et castiges. 


28. A. papa Ill. Herefordensi episcopo. Querenti etiam utrum 
laicus — servare promittat. 
Wiederholung von n. 4d, 


(fol. 13°.) 24, A. III. Rothomagensi archiepiscopo et abbati Gemet. Ex 

quorundam certa relatione — iuris equitati parere. 
Inskription vielfach abweichend; am nächsten stehen App. +49, 5: 
Rotom. archiep. et abb. Geomar und Auresev. 29 II: Rotomag 
archiep. et abb. Gormet. Es ist zu lesen: Gem(m)eticensi (= Ju- 

mieges). 

25. A. papa LII. Cantuariensi*) archiepiscopo et eius suffraganeis. 
Viris ecclesiasticis plurimum expedire dinoscitur, ut in cunctis actibus suis 
modum et honestatem observent et, que de radice avaricie vel cupiditatis 
procedunt, ita satagant (fol.13Y.) abdicare, quod laicos ad perfectionem 
eorum atque virtutum bonis informare possint exemplis. Inde est, 
quod quia thesaurus sciencie gratis debet et liberaliter exiberi iuxta illud: 
gratis accepistis, gratis date®), fraternitati vestre per apostolica scripta 
precipiendo mandamus, quatinus pro scolis regendis nec vos peccuniam 
exigatis nec quemquam exigere permittatis, quoniam turpe est et apud 
Deum et homines abhominabile pro re tam honesta precium extorquere. 
a) Cantur Hs.  b) Matth. 10, 8. — In vollem Wortlaut abgedruckt, 
da Par. I I, woraus die Dekretale bisher allein bekannt war, an der 


entscheidenden Stelle korrupt ist. Die Lesarten der Sangerm. II 
3, 3 vgl. bei Singer 8. 134 Anm. 3. 
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26. Idem universis monachis et canonicis®) regularibus per Cant/us- 
riensem) provinciam constitutis. Cum deceat nos commodis — debeant 
respondere. 

&) cannonicis Hs. 

27. Idem Cantuariensi archiepiscopo et suffraganeis eius. Cum vos 
plerumque oporteat — fideliter reservare. 

Auch in der Claustron. 169 und 170 folgen n. 26 und 27 unmittelbar 
aufeinander. 

28, A.papa III. Cant{uariensi)*) et eius suffraganeis. Indecorum 
est admodum — graviter puniemus. 

a) ergänze: archiepiscopo. 
fol. 147.) 29. Idem eisdem. Ex frequentibus querelis — absolvere presu- 
matis. 

30. Idem eisdem. Suggestum est nobis, quod quidam in sacerdotio 
geniti ecclesias, in quibus patres sui dicuntur personatum habuisse, 
sibi paterna successione usurpare presumunt, unde, quoniam sacris 
canonibus prohibitum est, ne qui hereditario iure ecclesiastica beneficia 
possidere presumant, nec hii, qui in sacerdotio geniti sunt nisi probate 
vixerint in claustro [fol. 14”.) monachorum vel canonicorum regularium, 
ad sacros ordines debeant promoveri, vobis per apostolica scripta preci- 
piendo mandamus, quatinus rem ipsam cum omni diligentia inquiratis et, si 
manifestum et publicum fuerit patres eorum ecclesiarum personatum 
gessisse, ipsos ab eisdem ecclesiis, si eos iam adepti sunt, penitus excludatis 
nec ad earum gubernationem ulterius assumantur. Nolumus tamen, 
ut ea causa in iudicium deducatur vel testes admittantur, cum hoc 
manifestum existat. 


Die vorliegende Dekretale, sonst nur in Claustron. 139 und App. 
19, 7 (hier gekürzt und mit der Inskription Saren. et Exon. epp.) 
überliefert, ist an beiden Stellen auf einen besonderen Fall bezogen, 
während die Dertus. die allgemeine Fassung durchweg festhält. 

31. A.!papa III. Cant(uariensi) archiepiscopo apost. sedis legato. 
Non sine multa amiratione — sententiam profcratis. 

Zur Inskription vgl. Singer S. 301 Anm. 145. — In JL. 13976 ist 
diese Dekretale mit n. 39b zusammengekoppelt, was durch unsere 
Sammlung widerlegt wird. 

32, A, papa III. Cant(uariensi) archiepiscopo apost. sedis legato et 
suffraganeis eius. Relatum est auribus nostris quod cum sint quidam — 
temeritatis incurrent. 

Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 59. Apost. sedis leg. fehlt sonst 
in der Inskription. 
a) Relatum est — sententiam compellatis. 
ol. 15".) b) Clerici autem si qui — temeritatis incurrent. 


33. A, papa III. W. Brixiensi®) episcopo. Ex publico instrumento 
— religionem transire. 


a) Brixiene Hs. — W ist ein Überlieferungsfehler, den ich nicht 
erklären kann. Die Bischöfe von Brescia während Alexanders IL 
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Pontifikat hießen Raimund (—1173) und Johannes (—1185). An 
| eine Korruptel des Ortenamens und Beziehung auf den Bischof von 

Brixen (Brixinensis) ist schon wegen des Inhalts der Dekretale 

nicht zu denken; die Bischöfe von Brixen hießen Hartmann (— 1164), 
| Otto (—1170), Heinrich (— 1173), Richer (—1174) und Heinrich II. 
| 


(—1196). — Wegen der Datierung (vor 1179) vgl. Juncker S. 326 
Annı. d. 


(ol. 15°.) 84. A. papa III. Dunelmensi episcopo. Quod super his de quibus 
— debent ascendere. 
Wegen der vielfach abweichenden Inskription vgl. Juncker zu 
| Berol. 114 Anm. 2. 
85. A. papa III. Cant(uariensi) archiepiscopo apost. sedis legato et 
suffraganeis eius. Pervenit ad nos quod cum hii qui lepre — anathematis 
astringas. 


86. Idem eidem®). Ex parte tua nobis est constanti assertione — 
purgationem prestare.®) 
») Durch Rasur korr. aus eisdem Hs. b) prare Hs». 


[fol 16”) 87. Idem eidem. Pervenit ad nos quod cum presbyteri — con- 
’ spectui se representent. | 
| In Cant. 20 ist diese und die vorhergehende Dekretale unter einer 
! 


Inskription zusammengefaßt; Berol. und Claustron. trennen sie 
jedoch, so daß zwei verschiedene Schreiben anzunehmen sind. 


| 88. Idem eidem. Ad extirpandas successiones — pendere nos- 
| cantur. 


’ fel.16”.] 89. Idem eidem. Cum in Cantuariensi — censura percellas. 


Aufeinanderfolge der beiden Trennstücke in Par. I 166 und 167, 
Auresev. 39a und b und Claustron. 114 II und ILl. Claustron. 
114 I gehört sicher nicht dazu (= JL. 13997, London, ep.). 


a) Cum in Cantuariensi — non differas spoliare. 


Die Zusammengehörigkeit von 39a und b wird bestätigt durch die 
| b) Ad hec cum sacris canonibus — censura percellas. 


40. a) A. papa III. episcopo et dilectis filiis canonicis et universo 
) clero et populo Termulonensi. Cum inter Iohannem Veterem — sustineatis 
inferri. 


| Wegen der Inskription vgl. Juncker zu Berol. 44 Anm. 1. 
| el.17?.] b) In exceptionibus — fuerit reservatum. Dat. Beneventi VI kal. 
octobrie. 
Vgl. Einleitung 8. 46. 
41. A. papa III. Lundoniensi episcopo. Ad aures nostras noveritis 
pervenisse quod quidam archidiaconus — commode terminari. 
Wegen des Umfangs dieses Schreibens vgl. Einleitung 8. 43. 


a) Ad aures nostras — ecclesiis removere. 
b) Si qui autem clerici — offitia interdicere. 


JE -..„.. 
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c) De cetero quia dignum est — absentibus exiberi, sed its canonici, 
qui circa te sunt, de beneficiis communitatis suas habeant porciones, 
ac si in prescripta ecclesia assiduitatem servarent. 


Die Dekretale endet gewöhnlich mit exhiberi; den Zusatz bis 
servarent hat ähnlich nur Brug. 13, 13. 


d) Si vero [fol.17v.) aliquando ordinacio — patronatus tenet. 
e) Porro®) si pro debilitate tua — commode terminari. 


a) Das anknüpfende porro haben nur Claustron. 127 (allerdings in 
sehr verderbter Gestalt) und Aureaev. 45 e erhalten. 


42, Idem Atrebatensi episcopo. Plene nobis innotuit — ipsas eibi 
prodesse. 


Die Zusammengehörigkeit von 42a und b wird bestätigt durch 
Claustron. 167 I und D. 


a) Plene nobis innotuit — debitum sortitura. 
b) Super eo quod asseris A. presbiterum — ipsas sibi prodesse. 
Sonst inskribiert: Eboracen. archiep. 


[fol. 18T.) 48. Idem Vigiliensi episcopo. Cum sit Romana — severitate 
cogendi. 
Die Teilstücke von JL. 14126 und 14127 sind in derselben Reihen. 
folge auch in Claustron. 155 L DO, 156 und 157 und in Aureaerv- 
465 &—c und 47 a, b überliefert. 
a) Cum sit Romana — exigere potes. 
b) Vir autem vel mulier — iterari non debet. 
c) I. Si vero puella — iuraverant commonendi. 
II. Sponsam autem alterius — matrimonio copulare. 
d) Debitores autem ad solvendas — severitate cogendi. 


44, Idem Toletano archiepiscopo. Consuluit nos tua fraternitas 
utrum deferendum — detinere non possint. 
Auch hier wird die Zusammengehörigkeit von JL. 14112 und 14110 
zu einem Schreiben bestätigt durch Claustron. 181 I und U und 
Auresev. 5la und b. 
a) Consuluit nos tua fraternitas — cessante parere. 
[fol. ı8”.] b) De hoc autem quod rex — detinere non possint. 


45. Idem Cusentinensi archiepiscopos Continebatur in litteris, 
quas tua nobis devocio destinavit, quod cum diachonus — officio 
paciaris. 


[fol. 197.) 46. A.papa III. abbati de Hus*). Consuluit nos tue discretionis 
prudentia, quid tibi faciendum sit de his, qui ex seculo — absolvi non 
possint. 

a) d hus Hs. — Die Zusammengehörigkeit der Trennstücke wahrt 
Cant. 7, Par. I 135 und 136 und Claustron. 79 I und II; a ist 
inskribiert in Cant.: abbati novi mon. Pictaven., in Par. I abbeti 
de Nehus, in Lips. 7, 3 und Compend. 6, 6 (S. 25) abbati de Neus; 
sonst überall: Eboracen. archiep., was wegen des Inhalts unmöglich 
ist. Vgl. dazu Singer S. 18 in Anm. 33. 
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a) Consuluit nos — animadversione punire. 
Nach abeolvere eine belanglose Initiale: Sed. 


b) Porro si aliqui violentas manus — absolvi non possint. 


47. Idem Ardren*) episcopo. Consuluit nos t{ua) f(raternitas) quid 
tibi sit faciendum de clericis — exigi possunt. 

D a) Inakription vielfach verderbt, lies: Andrensi. — Zusammen- 
gehörigkeit der Trennstücke bestätigt durch Claustron. 162—165 
und Auresev.238—d; a—c auch in Par. 1146 und 147. Die Compend. 
12,15 (Singer S. 30 mit Anm. 11) hat den Zusammenhang durch 
einen Verweis bei co auf das Anfangskapitel richtig gewahrt. 

a) Consuluit nos — ipsas concedant. 
.19'.] b) Super eo vero quod de illo — habeat sicut sororem. 
c\) De diachono vero — in presbyterum ordinare. 
d) Subdiaconum autem — censura demonstrat. Parrochianos vero tuos 
— exigi possunt. 
c und d sind in den Coll. verschieden abgeteilt; der Anfang des 


zweiten Teils mit Subdiaconum findet sich sonst nur in der 
Claustron. 


48. Idem nobili duci Venetie. Dum essemus Venecie — tempore 
nostro durare. 


| gur.) 49. Idem Zenon episcopo. Consulit nos t{ua) f(raternitas), quid 
tibi faciendum sit de G° presbytero — sententiam promulgare. 


Die richtige Inskription: Cenoman. episcopo hat die Coll. Sangerm. 
I 9,1 (8. 148). 


, 
50. Idem Barensi archiepiscopo. Veniens ad nos P. civis — separari 
deberet. 


Dieselbe Inskription haben Cant. 90, Par. 1 154, Aureaev. 38 I und 
Cass. 58, 38. 


51. Idem capitulo Maguntine ecclesie. Consulit nos vestra discretio 
de duabus personis — nubere non licuerit. 


Vgl. Einleitung 8. 43. 


20°.) 52. A.papa. Ex antiqua Romanorum pontificum — misericorditer 
largiatur. 

Inskribiert in Par. 1178, Aureaev. 44 und Sangerm. VII 148 (S. 311): 
Il. regi Francorum, in Brug. 8, 6 fälschlich: regi Sicilie. 

21") ö8. A. papa III abbati et fratribus Trium Fontium. Consulit nos 
vestra devocio super quodam confratre — poterit deservire. Dat. La- 
teran. X kal. iulii. 

Datum sonst nicht überliefert. 
ö4. A. papa III karissimo in Christo filio Iohanni illustri et magnifico 
Indorum regi salutem et apostolicam benedictionem. Apostolica sedes — 
domino lucrifacere. 


fol. 22.) 


[1ol. 22°.) 


[fol. 237.) 
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ö5. A. papa III. episcopo Lucensi et eius capitulo. Presentium 
lator L.*) presbyter in quodam conflictu — offitii admittatis. Dat. Lateran. 
XH kal. iulii. 


&) Hs.: ul aus vorauszusetzendem } statt 1 verlesen. — Datum 
sonst nicht überliefert. 


56. A. papa III Claremontensi episcopo. Littere tue quas I. lator 
presentium — valeat liberari. 


57. A. papa III nobilibus viris C.et... Fraipanis*). Quanto circa®) 
Deum et sacras eius ecclesias puriorem animum geritis et vinculo nobis 
tenemini maioris devotionis astricti, tanto vobis est sollicitius precaven- 
dum, ne quid facere videamini, in quo fame ac saluti vestre possit merito 
derogari. Unde quia omnino contrarium est sacrorum canonum institutis, 
ut clerici trahantur ad iudicium seculare, monemus nobilitatem vestram 
at(tentius) et ma(ndamus), quatinus baiulis vestris, qui Terracine morantur, 
districte prohibere curetis, ne quemlibet clericum coram se trahere 
presumant in causam, sed clericos ab episcopo suo conveniri et iudicari 
permittant. Cum autem a nullo rege vel principe sustinere possimus, 
ut clericos in sua fatiat presentia iudicari, id tanto minus a vobis sustinere 
debemus, quanto per vos presertim“) in terra beati Petri propensiori studio 
libertatem volumus ecclesiasticam conservari. 


&) 7 fra. pp Hs. b) circo Ha». c) psertim Hs. — Das Stück 
ist sonst vollständig nur in der Sangerm. V 5, 1 (S. 234) und der 
Abrinc. V 6, 1 (S. 377) unter der Inskription: nobilibus viris T. et 
B. (L.: Abrinc.), unvollständig mit der Inskription: Nobilibus viris 
L Fraipanis C. et L. in der Par. I 151 überliefert (vgl. Kehr, It. 
pont.1 p.193 n. 15); zu beiden Texten bietet der vorliegende ab- 
weichende Lesarten. 


58. A. papa III. Redolet Anglia flagrantia — apud Dominum 
intercedat. Dat. Anagnie®) III idus marcii. 


a) Die Ortsangabe ist verlesen aus Signie; vgl. Einleitung S.49 Anm.2. 


59. A. papa III. Vigiliensi episcopo. Super eo quod a nobis tua 


fraternitas requisivit utrum duorum compatrinorum — in exemplum 


(fol. 23°.) 


[fol. 24°.) 


assumi.2) Dat. Beneventi idus octobris. 


®) assumi Hs. — Inskription wie Cant. 95. Datum nur hier über- 
liefert. 


60. A. papa III. Tranensi®) archiepiscopo. Continebatur in litteris 
quas tua nobis devotio destinavit, quod cum quedam puella — sententia 
coherceri. Dat. Anagnie V idus septembris. 


a) Trauen Hs. — Die Zusammengehörigkeit der Teilstücke wird 
bestätigt durch Auresev. 38 1I und Claustron. 28 und 29, wo indes 
a II fehlt. Die Inskription wie in Cant. 89, Par. I 180 und Aureserv. 
Datum nur hier überliefert. 


a) I. Continebatur in — ducere in uxorem. 

II. Porro si in cunis — ab eo non separetur. 
b) Super eo vero quod nos consulere voluisti, utrum clericus sit cogendus 
usuras — sententia coherceri. 


61. A. papa III Rotomagensi archiepiscopo. Quoniam quesitum est 


| 
| 
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a nobis ex parte tua utrum liceat — debet remitti. Dat. Tusculan.?) 
V idus octobris.P) 
a) Toscot Hs. b)octibr Hs. — Incipit und Datum stimmen über- 
ein mit der Bodleiana (Gilberti Foliot Epp. ed. Giles II p. 78 
n. 353), Aureaev. 13 und Par. 1179, wo im Datum V ausgefallen ist. 
62, Suffraganeis Strigoniensis et Colocensis®) ecclesiarum, prepositis, 
abbatibus et nobilibus viris comittibus et universo clero et populo per 
regnum Ungarie constituto. Tociens iam scripeimus super facto venerabilis 
Lfol. 24”.] fratris nostri A(ndreae) Colocensis archiepiscopi, quem nos sicut 
virum religiosum, litteratum, honestum, providum, carum habemus 
admodum et acceptum, quod non sine multa verecundia et rubore nunc 
vobis litteras destinamus, cum a quibusdam vestrum non ita nobis prout 
convenit deferatur. Sane cognita iam pridem plenius causa, pro qua 
LAucas) Strigoniensis archiepiscopus®) prefatum Colocensem de periurio et 
de excommunicatione dupplici manifestius impetebat, deliberato fratrum 
nostrorum consilio ipsum a periurio et una excommunicatione inmunem et 
ab altera, quam pro violenta manuum inieccione in clericos eiusdem Stri- 
goniensis incurrerat, denuntiavimus et denuntiamus absolutum. Sed eodem 
Strigoniensi contra mandatum nostrum sepius iteratum ipsum nichilominus 
periurum excommunicatum et membrum diaboli predicante apostolica 
auctoritate precepimus, ut hii, qui ipsum vitarent, prefato Strigoniensi 
excepto ab aliis vitarentur. Ceterum quis idem Strigoniensis, cui plus justo 
in facto isto detulimus, nimium abutitur pacientia nostra°) et se non dubitat 
nobis opponere, qui nostris deberet humiliter obedire mandatis, eum et 
omnes alios cuiuscumque dignitatis vel ordinis, qui ex vobis de cetero 
memoratum Colocensem vitaverint, nisi abillo, quicquid@) sinistri@) deipso 
predicaverant, contrarium infra XV dies publice predicaverint, sicut ex- 
communicatos decernimus ab omnibus evitandos et eundem Strigoniensem, 
si prefatum Colocensem membrum diaboli excommunicatum predicaverit 
vel periurum, obedientia et subieccione suffraganeorum, prepositorum, 
abbatum et aliorum subditorum suorum donec resipuerit apostolica 
auctoritate privamus. Inde est, quod universitati vestre per apostolica 
scripta mandamus et vobis, fratres episcopi, et universo clero in virtute 
obedientie et vobis, filii comittes, et populo sub excommunicacionis 
interminacione precipimus, quatenus nullus vestrum prefatum Colocensem 
evitet, sed ei potius sicut viro religioso catholico et honesto contra- 
d(ictione) et appellatione re(motis) comunicare curetis et tam prefatum 
Strigoniensem®) quam alios, si qui eundem Colocensem vitaverint, sublato 
appellationis remedio sicut excommunicatos arcius evitetis. Vobis autem 
suffraganeis Strigoniensis ecclesie, prepositis, abbatibus et clericis ad 
eandem ecclesiam pertinentibus nichilominus in obedientie virtfol. 25°.) 
tute precipimus, quatenus, si predictus Strigoniensis eundem Colocensem 
membrum disboli excommunicatum vel periurum asserere vel predicare 
presumpserit, ei donec resipiscat sicut archiepiscopo nullam obedientiam 
vel reverentiam impendatis. 
a)Calonen Hs. b)archiefoHs. °) Vgl.Cicero InCat.Il. d)qui 
qdsinistreauf Ras.Hs. °)Strigonensem Has. — Vgl. zu n. 62-64 S.44f. 
Zeitschrift für Rechtszeschichte. XLVII. Kan. Abt. XVI. d 
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68, 1?) Strigoniensi archiepiscopo. Si velis diligenter attendere et 
sollicite cogittare, quantum tibi semper detulimus et quomodo etiam non 
sine rubore nostro et lesione iusticie te curavimus subportare, cognosces®) 
utique non de duricia nostra sed de qualitate meritorum tuorum apostolice 
tibi benediccionis alloquium denegatum. Satis siquidem meminisse potes, 
in quantis contumax nobis fueris et rebellis, cum apud te iam pridem 
effioere nequiverimus°), ut recolende memorie St{ephano) quondam regi Un- 
‚gariorum vel matri sue benediccionem, quam eis pro levi causa subtraxeras, 
restitueres), et quomodo venerabilem fratrem nostrum A(ndream) nunc Co- 
locensem archiepiscopum tunc in episcopum Geuriensem electumad man.la- 
tum nostrum sepiusiteratum velad communicationem bone memorieM(an- 
fredi) quondam episcopi Prenestini, tunc sancti G(oorgii) ad Velum aureum 
diaconi cardinalis, qui in Ungaria fungebatur legationis offitio, consecrare 
aut ordinare minime voluisti. Insuper etiam, cum tu ipse et alii principes 
regni karissimum in Christo filium nostrum B(elam) illustrem Ungariorum 
regem elegistis comuniter ipsumque de Grecia ad culmen regni et regimen 
vocassetis, ei obtentu cuiusdam pallii, quod nuncio tuo de mera liberalitate 
donaverat, quantumcumque distrietum a nobis mandatum receperis, 
coronam imponere noluisti. Accedit ad hec, quod cum preceptum a nobis 
habueris, ut eidem regi benediccionem tuam nullatenus dares, donec Al- 
bensi preposito preposituram, quam ei contra privilegium ab ipso et ante- 
cessoribus suis Romane ecclesie datum et sacramento firmatum abstule- 
rat®), integre restitueret, in hoc sicut in aliis nobis more solito restitisti et 
reginam matrem eius, quam nos excommunicatam habemus, excommuni- 
cationis sententia publice predicas non teneri. Ut autem alia presentialiter 
omitamus, in quibus auctoritati nostre manifestissime derogasti et te non 
dubitasti nobis opponere, quid ruboris et iniurie, quid'!) contemptus et 
contumelie per te in predicto archiepiscopo sustinuimus, si conscientiam 
tuam recte re[fol. 25”.] volveris, non ignoras, cum in eo doctrinam nostram 
non dubites vilipendere et predicationem tuam nostre non sine tue reli- 
gionis et honestatis detraccione preferre, quia contra prohibitionem 
nostram et mandatum tibi in virtute obedientie datum tui offitii debitum 
non attendens et quid nobis debeas non considerans, eum membrum 
diaboli excommunicatum predicas et periurum, quem nos in communione 
apostolice sedis recipimus et sicut virum katolicum in Christi visceribus 
amplexamur et a periurio et una excommunicacione immunem et ab altera 
de comuni fratrum nostrorum consilio iam pridem denuntiavimus et8) 
denuntiamus®) absolutum. In eo etiam multum tibi detulimus, quia illos 
te excepto vitari mandavimus, qui predictum ar(chiepiscopum) evitarent 
eredentes, quod ad te ipsum demum redire deberes et a tua predicacione®b) 
desistere; sed contra spem nostram in contemptum et iniuriam apostolice 
sedis et in derogationem tue religionis et nominis abusus ee pacientia 
nostral) et usque adeo predicationi®) nostre derogas et doctrine, ut nobis 


&) verlesen aus L(ucae) Hs. b) cognosce Hs. °) nequivimus 
Hs». d) restituens Hs. e) korr. aus abstulerant Hs. f) qui 

. Hs. #»)am Rande nachgetragen Ha. b) pdicone He. i)vgl. 
Cicero In Cat. Il. k) pdiconi Ha. 
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omnino contraris predioes et ab aquilone sedem tuam opposuisse videaris, 
qui festucam calumpniaris in oculo fratris tui et in oculo tuo trabem 
superbie et iactantie non attendis!), factus sicut ex frequentibus operibus 
tuisapparet unus eorum, de quibus dicitur: oulantes culicem®), camelum 
vero deglutientes?). Sane non debes aliquatenus ignorare, quomodo, 
cum Romans eccelesia super alias principatum habeat et primatum, 
nobis, qui lioet inmeriti sedi eius disponente domino presidemus, humiliter 
obedire teneris. Inde est quod non debeamus amodo sustinere, ut apostoli- 
ce sedis detrahas dignitati vel inpune predicacionem °) nostram reprobes et, 
doctrinam, sicut olim ita et nunc tibi mandamus et in virtute obedientie 
precipimus, quatinus memoratum ar(chiepiscopum) de cetero non evites 
nec ab aliis predices evitandum et ipsum membrum diaboli excommuni- 
catum vel periurum asserere non presumas, sciturus quod si eundem archi- 
episcopoum amodo vitare presumpseris, te tamquam excommunicatum 
evitamus et precipimus ab omnibus sicut excommunicatum evitari, 
et si eum aliquo illorum criminum in tus assercione vel predicacionet) 
notaveris, donec resipiscas te non solum sicut excommunicatum evitamus, 
verum etiam suffraganeorum, prepositorum, abbatum et. aliorum sub- 
ditorum tuorum obedientis et subieccione privamus, quia dignum est et 
consonum [fol. 36”.] rationi, ut ei obedientia a suis minoribus denegetur, 
qui maioribus suis denegat obedire. 


I) vgl. Matth. 7,3; Luc. 6, 41. m) culionem Hs. 
n) vgl. Matth. 23, 24. 0) pdicone Ha. 


64. Ilustri Ungariorum regi. Gravat nos admodum sicut merito 
gravare debet et potest, quod venerabilis frater noster An(dreas)*) Colo- 
censis archiepiscopus, quem nos pro litteratura, religione et honestate sua 
carum habemus admodum et acceptum, falsis suggestionibus emulorum 
suorum ita, quod dolentes dicimus, a tus videtur gratia decidisse, 
quod non solum ipse, sed etiam sui de commotione regia dampna gravia et 
indebitas ignominias pertulerunt et idem archiepiscopus non sine multo 
contemptu Romane ecclesie et derogatione tui nominis est amministracione 
commisse sibi ecclesie destitutus. Sane idem archiepiscopus in nostra 
presentia constitutus sub quanta potuit contestatione firmiter et constanter 
asseruit se regiam magnitudinem et honorem in nullo penitus offendisse, 
et si forte, quod ipse prorsus inficiatur, te offendit in verbo, sicut®) tu ipse 
olim nobis conquestus fueras, offensa eius de levi veniam meretur, quia 
cum lingua, sicut nosti, posita in udo non potest esse quin labatur inter- 
dum°) et beatus est ille, qui non offendit in verbo.d) Unde quia sicut 
offendit prefatus archiepiscopus in sermone, licet id deneget, sicut 
diximus, ita volumus, ut in verbo regie magnitudini satisfaciat, ro(gantes) 
regiam excellentiam monemus et hortamur in domino, quatinus eiusdem 
archiepiscopi in verbo congrus satisfaccione recepta ei et omnibus suis 


2) ar Hs. b) sic Hs. °) sprichwörtlich; vgl. A. Otto, 
Die Sprichwörter und sprichwörtlichen Redensarten der Römer 
(Leipzig 1890) 8. 353, s. v. udus. d) vgl. Jacob. 3, 2. 


Hu 
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plenanı gratiam restituas et amorem et illata dampna pro reverentia beati 
Petri et nostra, sicut de tua sublimitate confidimus, sine dilatione et 
diminutione resarcias, sciturus pro certo, quod si hec ad preces nostras 
feceris, sicut credimus te facturum, gratum habebimus admodum et 
acceptum et de ipso tibi promittimus, quod tue celsitudini fideliter sicut 
actenus fecit, immo si fieri potest fidelius, obsequium exhibebit. Si vero 
aliquando, quod absit, fuerit de infidelitate convictus, iniuriam tuam 
nostram propriam reputabimus et eum sicut culpe quantitas exiget 
puniemus. Porro si tam iuste peticioni nostre non duxeris annuendum, 
tibi pro eo, quod memoratum archiepiscopum contra privilegium ab 
antecessoribus tuis et a te ipso Romane ecclesie iam pridem indultum et 
iuramento®) religionis firmatum pravis [fol. 26”.) suggestionibus spoliasti 
et de sua sede eiciens archiepiscopalibus privasti redditibus, gratiam et 
benediccionem apostolice sedis et nostram subtrahimus et in Albensi 
ecclesia, ubi sedes regalis est et a qua prepositum eiecisti, omnia divina 
prohibemus officia celebrari, et si nec errata correxeris, manum beati 
Petri et nostram senties auctore nostro graviorem. 


€) iuramenti Hs. 


65. Alexander III. Toletano archiepiscopo. Constitutus coram nobis 
P.W. ecclesie Palentinus?) canonicu sconstanti nobis assercione proposuit, 
quod licet episcopus Palentinus mandatum a te in virtute obedientie 
recepisset, ut quendanı laicum parrochianum suum, qui in predictum 
canonicum violentas manus iniecerat, excommunicatum publice nunciaret, 
mandatum tamen tuum sue dignitatis oblitus adimplere contempsit. 
Adiecit insuper, quod cum mater eius predia, quorum usum fructum ei 
pater eius, vir suus, reliquerat, alienasset, ex parte tandem idem canonicus, 
quia prefatus episcopus ipsum super hoc gravare volebat, ad nostram 
audientiam appellavit. Sed episcopus audientibus multis iactanter 
asseruit eidem canonico appellationem nullatenus profuturam et, ut 
compleret opere, quod ei verbo fuerat cominatus, ad domum eius accessit, 
ut ipsam invaderet”) violenter. Licet autem prephatus canonicus stans 
pre foribus domus eidem episcopo, ne id faceret, ex parte nostra arcius 
interdixerit promittens, se matri sue coram rege aut etiam coram nobis 
ordine iudiciario responsurum, eius tamen prohibitione sicut et appellatione 
contempta illius domum presumpsit invadere et res quas°) ibi reperit 
asportare et ipsum canonicum matri sue sine contumeliosis verbis im- 
properantem, quod occasione eius hec omnia sustineret, idem episcopus in 
fatie pugno percussit ipsumque per capillos arreptum proiecit in terram. 
Quoniam igitur idem episcopus Deum et ecclesiam super his, si vera sunt, 
graviter nimis offendit, nos offensas eius sub taciturnitate nolentes 
aliquatenus preterire®), cum de consuetudine non dubitet appellationibus 
contraire, f(raternitati) t{ue) per a{postolica) s(cripta) m(andamus) et 
districte pre(cipimus), qua(tenus) partibus convocatis veritatem rei super 


a) palmin Hs. b) evaderet Hs. ) qgi = quasi Hs, 
d) ptire Hs. 
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his diligenter inquiras et, si tibi constiterit memoratum canonicum (fol. 27".] 
ab eodem episcopo post appellstionem ad nos interpositam tam nequiter et 
contumeliose tractatum, episcopum ipsum et alios, si qua bona ipsius 
canonici habuerunt, ad restitutionem eorum sublato appellationis obstacu- 
lo ecclesiastica severitate compellas et episcopum ipsum de appellatione 
contempta debita animadversione castiges aut per littersa tuas nobis 
significes veritatem, ut nos eum, si rem ita se habere noverimus, prout 
dignum fuerit castigemus, ne de impunitate facti alii sumant audaciam 
similia perpetrandi. Laicum autem, qui in predictum canonicum sicut 
asserit violentas manus iniecit, contradiccione et ap(pellatione) ces(sante) 
si ita est excommunicatum publice nunties et sicut excommunicatum 
facias arcius evitari, donec passo iniuriam congrue satisfatiat et cum 
litteris tuis satisfacturus apostolico se conspectui representet. 
66. Idem eidem Toletano archiepiscopo. Conquestus est nobis 
P. canonicus Palentinus lator presentium, quod cum ipse ad mandatum 
episcopi sui propter fragilem etatem suam nollet in presbyterum ordinari, 
idem episcopus post appellationem ad nos factam prebenda et aliis bene- 
ficiis, que habebat in ecclesia Palentina, non est veritus spoliare. Quoniam 
igitur memorato canonico pro nostri offitii debito cogimur diligenter adesse, 
f(raternitati) t{ue) per a(postolica) s(cripta) man(damus), qua(tenus) 
super hoc veritatem diligenter inquiras et si tibi constiterit post appellati- 
onem eundem canonicum spoliatum, ei prebendam et alia beneficia sua 
facias dilatione et appellatione cessante restitui et demum tempore 
competenti canonicum ipseum ad suscipiendum presbyteratus ordinem, 
nisi manifestam et rationabilem causam ostenderit, quare non debeat 
ordinari, apostolica fretus auctoritate compellas. Si vero memoratus 
episcopus tibi restiterit, quominus preceptum nostrum valeas adimplere, 
ipsum auctoritate apostolica fretus contradiccione et appellatione cessante 
compescas. 
67. Alexander (episcopus)*) s(eruus) s(eruorum) Dei. Dilecto filio 
R. salutem et apostolicam benedictionem.: Ex confessione tua et testi- 
monio plurium didicimus personarum, quod cum iam pridem in manu 
cuiusdam fratris de Calatrava ipeius ordini vovisses te redditurum, 
antequam inter fratres illoe habitum [fol. 27”.] religionis assumeres, ad 
religionem militum beati Iacobib) transivisti®).. Postmodum autem 
prioris voti non immemor“) dimissa religione predictorum militum ad 
fratres de Calatrava migrasti et inter eos suscepto habitu sine inquietatione 
predictorum militum desideras debitam domino reddere servitutem. 
Tuum itaque desiderium benigne prout convenit prosequentes presentibus 
tibi litteris®) indulgemus, ut in ordine de Calatrava, ad quem de illorum 
militum religione transisti, sine vexatione aut impetitione militum 
ipsorum libere possis domino deservire. u 
a) fehlt Hs. b) auf Rasur Hs. :) transuisti Hs. HU) IT (auf 
Rasur) mmemor Ha. e) litteras Ha». 
68. A(lexander) episcopus s(ervus) s(ervorum) Dei. Venerabilibus 
fratribus archiepiscopis per Hispaniam constitutis salutem et apostolicam 
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benedietionem. Ad audientiam apostolatus nostri pervenit, quod cum in 
provinciis vestris aliqui Iudeorum oonvertuntur ad fidem, bona eorum 
mobilia confiscantur et in inmobilibus propinqui succedunt, quos in 
Iudaice ignorantie tenebris derelinguunt. Super quo tanto miramur' 
amplius et dolemus, quanto ex hoc plurium®*) videmus periculum 
provenire. Quidam enim converterentur et pereunt, quorum sanguis de 
ipsorum manibus requiretur®), qui illorum propositum retardarunt. 
Accedit°) ad hec, quod Iudeis exacciones pedagiorum@) et alie admini- 
strationes publice committuntur, cum statutum sit in canonibus, ut quia 
Iudei Christianis sub hac occasione iniurias faciunt, iudices provinciarum 
eos tenere administrationes publicas non permittant. Nova quoque et 
superflua pedagia peregrinis et aliis transeuntibus indicuntur. Quoniam 
igitur nobis imminet sollicite corrigendum, quod in parrochiis vestris 
quisquam contra Deum et salutem propriam non dubitat perpetrare®), 
f(raternitati) v(estre) per a(postolica) s(cripta) m({andamus) atque pre(cipi- 
mus), quaftenus) ad extirpanda que prediximus, sicut officio nostro 
convenit, animum [intendatis]f) generaliter prohibentes, ne de cetero 
quisquam ad fidem Christianam veniens bonis suis mobilibus vel in- 
mobilibus spolietur nec Iudeis pedagiorum [exacciones]f) vel alie ad- 
ministrationes publice committantur nec peregrini novis vel superfluis 
pedagiis fatigentur. Si quis autem prohibitionis vestre coontemptor 
extiterit et commonitus minime®) resipuerit, eum sublato appellationis 
obstaculo excommunicationis vinculo astrin [fol. 28”.]gatis®) et usque ad 
dignam satisfactionem sicut excommunicatum faciatis ab omnibus evitari 
et ita de hac re sollicite existatis, ut de neglectu et remissione debeatis 
minime in die Domini iudicari et nos, cum audierimus, fraternitatem 
vestram valeamus de zelo fidei commendare. Dat. Tusculani!) VIIL 
kal. februarii. 


a) ptiü Hs. b) vgl. Ezech. 3,18 u. ö. c) Accidit Hs. 
J) pedagogiorum He. e) ppetrare Hs. f) fehlt Hs. 
8) munim He. lı) abstrin’gatis Hs. i) toscot Hs. 


69. Idem Abuliensi et Calamanticensi®) episcopis. Ex conquestione 
Baldi. et Ro. Labat. et M. atque C. Lucensium civium et constanti 
assercione dilecti filii G. subdiaconi et notarii nostri cognovimus, quod cum 
magister et milites sancti Iacobi ab ipsis Lucensibus civibus mutuo 
magnam receperint sumam peccunie et idem magister et quidam alii de 
eadem peccunia solvenda corporaliter iuramentum prestiterint, ipei iure- 
menti prestiti irreverenterP) obliti prescriptam peccuniam solvere nolu- 
erunt. Et cum ipsi peccunie non minima per negligentiam eorum summa 
accreverit, in eodem facto incurrere non timuerunt et periurii reatum et 
cum fame dispendio grave rerum temporalium detrimentum. Unde nos 
diligentius attendentes, quod oppinio predietorum magistri et militum 
satis propter hoc iam lesa fuerit et notata, eis per“) scripta°) nostra districte 
precipimus, ut eandem peccuniam cum suma, que per negligentiam 


&) lies: Salmanticensi (Salamanca). b) irr auf Rasur. 
€) pscripta He. 
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occasione et ap(pellatione) cessante sine difficultate persolvant. Licet enim 
usure sint prohibite, illos tarhen ad eorum solutionem tenemur compellere, 
ad quam nullatenus teneremur, nisi pro eis solvendis se astrinxissent. 
religione fidei et interpositi vinculo iuramenti, ad quas restituendas 
compellendi sunt postmodum creditores. Eapropter f(raternitatibus) 
v(estzis) per a{postolica) e(criptea) m{andamus) atque pre(cipimus), 
qua(tenus) memoratis magistro et militibus proponentes, quantum sit 
erimen periurii et quantam aliis dederint in hoc sibi materiam detrahendi, 
ipsos moneze et cum omni sollicitudine studeatis inducere, ut pretaxatam. 
peccuniam et sumam, que accrevit prefatis civibus infra proximum 
terminum occasione [et]°) contradiccione postposita solvere non post- 
ponant. Si autem nec commonitioni f) vestre adquiescere nec oppinioni aut 
honestati sue voluerint ptovidere, vos auctoritate nostra nullius ap(pel- 
latione) obstante magistrum et eos, qui cum eo (fol. 28°.] ad noetram 
’ presentiam accesserunt, excoommunicetis et usque ad solutionem iamdicte 
peccunie interdicto ipsorum ecclesias supponatis. Dat. Tusculani®) III 
kal. februarii. 
d) korr. aus nascitur Hs. e) fehlt Hs. f) korr. aus com- 
municationi Hs. 8) toscol Hz, | 
7@. Idem I. basilice XIlapostolorum presbytero cardinali*) apostelioe 
sedis vica(rio). Quod diligentia tua — cum catholica fuerit. Dat. Sen. 


a) cardinalis Hs. — Volles Datum bietet Aureaev. 10. 


eoruın sorte noscitur“) accrevisse, predietis oivibus infra IIII°" menses omni 


71. Idem BRemesiensi abbati et archidiacono Hebemensi. Ex 
litteris vestris ad nos directis recepimus — reddere compellatis. 


Die Inskription ist vielfach verderbt, 


Sr 72. Idem universis suffraganeis Cantuar(iensis) ecclesie. Cum non 
ignoretis — possit transferre. 


73. Alex(ander) episcopus servus servorum Dei. Venerabili fratri 
G{erardo) Auxitano archiepiscopo sedis apostolice legato salutem et 
apostolicam benediccionem. Quesivit tus fraternitas, quid sit agendum, 

‚ si monachns vel clericus regularis in clericum secularem vel clerious 
secularis in monachum vel canonicum regularem manus mittat*) violentas, 
an videlicet quilibet ipsorum pro huiusmodi excessu ad apostolicam sedem 
accedere ecclesiastica sententia sit compellendus. Super quo utique 
{fol. 29°.) tale damus tue fraternitati responsum, quod si fuerit de eadem 
ecclesia monachus sive canonicus regularis et clericus secularis, cogi potest 
et debet is, qui in alium manum inieeit ei, qui sustinnit iniuriam iuxta 
providentiam episcopi sui satisfactionem congruam exibere. Et hoc facto 
ei absolationis beneficium potest impendi, ita quod ex causa ipsa sedem 
non cogatur apostolicam visitare. Bi vero de diversis erant eoelesiis, 
non tantum ad satisfaciendum illi, qui violentiam passus est, compelli 
debet, qui sacrilegium tale commisit, verum etiam ad apostolicam sedem 


a) mitiat Hs. 
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accedat petiturus veniam de commisso. Preterea super eo quod a nobis 
requiris, utrum scilicet incendiarii et hii, quos in clericos manus violentas 
contigit miscere, apud monachos vel templarios seu®) hospitalarios®) 
sustinendi sunt habitum religionis accipere, antequam de malis satisfaciant 
perpetratis, tibi taliter respondemus, quod cogendi sunt si possunt pri- 
. mitus satisfacere, ut post competentius Deo se possint offere iuxta illud 
divinum: Cum fueris ante altare si re(cordatus) fu(eris), quod fra(ter) 
t(uus) h(abet) ali(quid) adversum te, vade et recon(ciliare) prius f(ratri) 
tuo et tunc venies offere mu(nus) ante al(tare).°) Cum enim penitentia sit 
initium bone vite, non videtur ad religionem transire, quem ante non 
penitet de commissis. Dat. Tusculani@) XV kal. octobr. 


b)am Rand nachgetragen Hs. °) vgl. Matth. 5,23f. d) tuscot Ha. 
74. $ Innocencius papa Ill. Albunensi episcopo. $ Ex parte dilec- 
torum — remota compellas. 


Innoc. III epist. lib. II ep. 70; Potthast 710. Späterer Nachtrag, | 
vgl. Einleitung S. 41. 
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2. Die Collectio Aureaevallensis. 


A. Einleitung. 


Auf diese Sammlung wurde ich aufmerksam bei einer 
Durchsicht von N. van Wervekes Katalog der Luxem- 
burger Hss.!) Dort fand ich als Teil der Handschrift n. 30 
Angaben über eine Anzahl von Papstbriefen, die mich darin 
eine kanonistische Sammlung vermuten ließen, aber nicht zu 
einer genauen Bestimmung jedes einzelnen Stückes aus- 
reichten. Auf meine Bitte übersandte die Direktion der 
Bibliothek in Luxemburg die Hs. an die Staatsbibliothek 
in Berlin, wo ich sie mit Muße benutzen konnte. Hierfür sei 
ihr auch hier mein verbindlichster Dank ausgesprochen. 

Die Hs. ist eine Sammelhs. verschiedenen Inhalts, 
worüber Wervekes Angaben ausreichen, und von ver- 
schiedenen Händen geschrieben. Leider ist sie so fest ge- 
bunden, daß ohne Gefährdung des gegenwärtigen Zustandes 
eine Untersuchung über den Umfang der einzelnen Lagen 
nicht möglich war. Sicher ist nur, daß auf fol. 101” eine neue 
Lage und mit ihr die kanonistische Sammlung beginnt, 
von der im folgenden die Rede sein soll. Sie reicht bis 


ı) N.van Werveke, Catalogue descriptif des manuscrits de la 
bibliothöque de Luxembourg (Luxembourg 1894 = Supplöment du 
Catalogue de la bibl. de Lux., 3° partie); über die Hs. n. 30 vgl. 8. 60f. 
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fol. 117”, wobei dem modernen Paginator das Versehen 
unterlaufen ist, das auf fol. 110 folgende Blatt zu über- 
springen (ich bezeichne es daher mit fol. 110 bis). Diese ganze 
Partie ist einspaltig mit 34 Zeilen auf jeder Seite in einer 
zierlichen Schrift des ausgehenden 12. oder beginnenden 
13. Jahrhunderts geschrieben, dieselbe Hand hat auch selbst 
gelegentlich Lesefehler am Rand in feiner Schrift verbessert. 
Eine zweite, ungefügere Hand hat einige Stellen, die der 
erste Schreiber in seiner Vorlage nicht lesen konnte und in 
seiner Abschrift deshalb frei ließ, ausgefüllt; von ihr rühren 
anscheinend auch die römischen Kapitelzahlen am Rande 
her. Ich habe diese Kapitelzahlen bei der Analyse bei- 
behalten, obwohl gelegentlich ein auch mit Inskription 
versehenes Kapitel übergangen worden ist, und habe diese 
Kapitel durch den Zusatz I und II unterschieden. Nach dem 
Schluß der Sammlung, die auf der letzten Zeile von fol. 117“ 
endet, folgt auf fol. 118° und” ein Kapitelverzeichnis von 
anderer Hand. Es umfaßt 47 Nummern, die sich auf die 
45 ersten Kapitel der Sammlung beziehen. Da derartige alte 
Kapitelrubriken bisher m. W. nicht bekannt geworden sind, 
teile ich das Verzeichnis am Ende der Analyse mit. Ob es 
vollständig ist, steht dahin; ich möchte glauben, daß es 
ursprünglich noch weiter gereicht hat, denn in dem Text der 
Sammlung ist mit Kapitel 45 weder äußerlich noch inhaltlich 
ein Abschnitt zu erkennen. Wohl aber bricht das Kapitel- 
verzeichnis am Ende der Seite fol. 118° ab; die folgende 
Seite, fol. 119°, enthält wieder einige Bruchstücke von 
Dekretalen, deren Anfang aber fehlt, so daß wir es hier 
offenbar mit einem vereinzelten Blatt zu tun haben, vielleicht 
einem Schmutzblatt, dessen erste Hälfte verloren ist. 
Diese Seite beginnt mit 1. ... abbati de Spongia commisse- 
mus — districte compellant: JL. 12666 (Kehr IP. III p. 64 
n. 14), Comp. I, II 4, 3. Hierauf folgt: 2. [I]Jdem abbati et 
fratribus de Martura: Causam que inter vos et dilectos filios 
N. plebanum et clericos plebis sancte Marie de Martura — 
nobis remittatis: JL. 14010 (Kehr IP. III p. 65 n. 17), 
X. U 20,19. Hierauf: 3. [I]Jdem. Si clerici coram seculari 
iudice — fuisse videtur: Teilstück von JL. 14091, X. 
U 1,4. Endlich der Satz: Quicquid sorti accidit, usura est. 
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Die Rückseite, fol. 119”, ist frei; fol. 120" beginnen die 
Practica Johannis Platearii. Das Fragment einer Sammlung, 
das mithin auf fol. 119" vorliegt, ist wieder von einer be- 
sonderen Hand geschrieben; aus der Tatsache, daß 1 und 2 
für italienische Empfänger bestimmt sind, wird man bei der 
Kürze dieses Fragmente für seine Herkunft (aus Italien) 
keine Schlüsse ziehen dürfen; die größere Sammlung, 
mit der wir uns nun weiterhin zu beschäftigen haben, 
erhält durch dieses Fragment jedenfalls keine weitere 
Aufklärung. Da die Hs., wie ein Besitzvermerk und eine alte 
Bibliothekssignatur auf fol. 2 zeigen, aus der Bibliothek des 
Klosters Orval stammt, bezeichne ich sie als die collectio 
Aureaevallensis. 

Die Sammlung weist keinerlei systematische Einteilung 
auf. Die einzelnen Kapitel, die in sich nicht weiter, etwa 
durch Initialen, unterteilt sind, sind durch $-Zeichen von 
einander getrennt, die Inskriptionen, gelegentlich an deren 
Stelle die Kapitelanfänge durch rote Unterstreichung 
hervorgehoben, nicht ohne daß dabei Fehler unterlaufen 
wären. Diesen Fehlern ist es zuzuschreiben, daß der Schrei- 
ber, der am Rand die Kapitelzahlen hinzufügte, nur 132 Ka- 
pitel zählte; da aber unter n. 29, 38 und 91 je zwei Kapitel 
mit verschiedenen Inskriptionen unter einer Nummer 
vereinigt sind, wären eigentlich 135 Kapitel zu zählen 
gewesen.!) Gelegentlich sind auch Teilstücke einer Dekretale 
durch eine Inskription getrennt, was der Kapitelschreiber 
nicht beachtet hat (z.B.n. 32). Berücksichtigt man die 
Kapiteleinteilung, wie sie schließlich in den Dekretalen 
Gregors IX. durchgeführt ist?), so enthält die Sammlung 
186 Kapitel, von denen aber 28 ganz oder teilweise dop- 
pelt vorkommen, so daß sich die Anzahl der vorhandenen 
Kapitel auf 158 ermäßigt. 


ı) Von den zehntrechtlichen Sammlung n. 21, die hier wie ander- 
wärts — vgl.oben S.42 — im Anschluß an das Kapitel Fraternitatem 
tuam n. 20 (JL. 13873), aber nicht vollständig erscheint, sehe ich dabei ab. 

2) Ich habe in der Analyse diese spätere Stückelung durch Unter- 
teilung in a), b) usw. kenntlich gemacht. Der abweichende hel. Befund in 
der Dertus. und Aureaev. gestattete es leider nicht, für beide Sammlungen 
dasselbe System in der Bezifferung anzuwenden. 
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Woher diese zahlreichen Dubletten ? Schon eine flüch- 
tige Durchsicht der Analyse zeigt, daß die Sammlung an- 
fänglich vollständige, unzerteilte Dekretalen aufweist, 
während sie gegen Schluß vorwiegend Teilstücke bietet. 
Ein Blick auf die Tabelle lehrt weiter, daß ungefähr von 
n. 53 ab die Kapitel einer gewissen systematischen Ordnung 
nicht entbehren, wie sie ähnlich auch in den Sammlungen der 
Bambergensisgruppe wiederkehrt. Es entsprechen sich 


Aureaev. 52—59 Kapiteln a. d. Bambergensis tit. 42 


“60-65 en . „33 
; 6 en . 42 
“12-75 ER: „ı 
“79-80 as B „u 
„81-83 es „ „20 
„86-88 EN u: N ae 
98-100 la a „25 
„101-104 ee Pe „4 
„105-108 ER NEN r „44 
109113 ee 5 ‚39 
115— 116 en „ „49 
117-119, 121 „ ‚50 
120, 12214 ) u. „5 
127128 ee „ 53 


Hierzu kommt, daß in diesem zweiten Teil unserer Sammlung 
auch an drei Stellen Titelrubriken erhalten sind, die offenbar 
aus der Vorlage in unseren Text geraten sind. Es sind dies: 
n. 77: Quod nichil exigi debet pro danda licentia regendi 
scholas; n. 98: De decimis solvendis nec a laicis retinendis; 
n. 109: De testibus. Der Wortlaut dieser Rubriken steht 
denen der Bambergensisgruppe (Bamb.tit. 3, 25 und 39) 
näher als den entsprechenden Rubriken der Par. II!) oder der 
App. conc. Lat.?) Ist daraus zu folgern, daß eine Sammlung 
der Bambergensisgruppe die Quelle dieses Teils des Aureae- 
vallensis war ? Ich glaube, man wird eher annehmen dürfen, 
daß diese Vorlage ein Vorläufer der Bambergensis war, 
sonst wäre nicht einzusehen, weshalb unser Sammler seine 


ı) Vgl. Friedberg, Canonessammlungen, $S. 22— 24. 
2) Y.benda S. 64. 
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Vorlage so wahllos geplündert haben sollte. Nimmt man die 
vorgeschlagene Erklärung an, so erhalten wir ein Zwischen- 
glied zwischen der Parisiensis II und der Bambergensis, 
von dem wir in unserer Sammlung allerdings nur ein Bruch- 
stück in schlechter Überlieferung und Überarbeitung 
besitzen. 

Die Grenze zwischen den beiden Teilen läßt sich doch 
noch mit ziemlicher Sicherheit bestimmen; allerdings ist 
damit zu rechnen, daß der Kompilator unserer Sammlung 
auch in den zweiten Teil Dekretalen einer primitiven Samm- 
lung aufgenommen hat. Denn für den ersten Teil war 
zweifellos eine solche primitive Sammlung seine Quelle. 
Dafür sprechen nicht nur die Tatsache, daß hier mehrere 
Dekretalen unzertrennt wie in anderen primitiven Samm- 
lungen überliefert sind, sondern auch die Daten, die an vier 
Stücken noch erhalten sind, ann. 5, 7, 10 und 13. Davon ist 
das Datum von n. 5 auch in der Dertus. n. 3, das von 7 auch 
in der Par. II, 10, 5 und Dertus. 2, das von n. 13 in Der- 
tus. 61, Par. 1179 (falsch) und Gilb. Fol. II p. 78 n. 353, das 
von n. 10 vollständig nur hier!), fragmentarisch auch in der 
Dertus. 70, überliefert. Daß erst der Schreiber unserer 
Hs. die beiden Teile zu einer Schrift zusammengeschweißt, 
daß er nicht etwa nur eine fertige Vorlage wiedergegeben hat, 
das scheint mir aus einer Konfusion hervorzugehen, die ihm 
gegen Einde des ersten Teils unterlaufen ist. In n. 43 teilt 
er die Dekretale Coniugatus in monasterium (JL. 14104) mit. 
Aber in deren zweitem Teil springt er plötzlich mitten in der 
Zeile über in den Text der Dekretale JL. 14313, die er unter 
n. 52 vollständig abschreibt. Der Schluß von JL. 14104 ist 
aber, wiederum ohne Absatz, an den Schluß der Dekretale 
Cum Romana ecclesia (JL. 14126) in n.47 angehängt. 
Weder der erste Schreiber noch der Korrektor haben den 
Irrtum bemerkt und verbessert. Ich glaube, das Versehen ist 
so zu erklären, daß in der Vorlage zwei Blätter verheftet 
waren. Die Partie Aureaev. 470: ecolesie gradibus bis 
62 Mitte umfaßt in unserer Hs. 62 Zeilen, diejenige 43e: 

1) Vgl. zur Datierung dieser Dekretale auch oben S. 50 undP. Kehr 
in den Quellen und Forschungen aus italienischen Archiven und Biblio- 
theken XVUI (1924), S.235 in Anm. 2. | 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLVII. Kan, Abt, XVI. 6 
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excessus sit publicus bis 47b Ende 69 Zeilen, beide sind also 
ungefähr gleich lang. Vielleicht stand am Ende des zweiten 
verhefteten Blattes, das mitten in der Dekretale n. 52 
abbrach, ein Verweis, daß die Fortsetzung auf dem vorher- 
gehenden zu finden sei, sodaß unser Schreiber, als er seine 
Vorlage bis dahin sinnlos abgeschrieben hatte, doch in der 
Lage war, den Text von n. 52 zu ergänzen. Dazu stimmt, 
daß an der fraglichen Stelle in unserer Abschrift von n. 52 
ein Neuansatz der Feder in den Worten: Si vero eorum zu 
bemerken ist, denen dann der weitere Wortlaut: excessus 
publicus usw. folgt. Trifft diese Vermutung zu, so wäre 
die ursprüngliche Aufeinanderfolge der Dekretalen wie folgt 
zu ändern: Aureaev. 43a b, 48, 49, 50, 5la b, 52, 44, 45a bc 
de, 46a b c, 47a b. Mit 53 begänne dann der zweite Teil; 
vielleicht ist es nur ein Zufall, daß bei der jetzigen Anord- 
nung unserer Hs. schon in n. 52 ein Kapitel begegnet, 
das wie die folgenden in der Bambergensis in tit. 42 steht; 
nimmt man die erschlossene Urform an, so würde der 
zweite Teil, der Auszug aus einer systematischen Sammlung 
nach Art der Bambergensis, erst mit n. 53 beginnen, und 
dafür würde wieder sprechen, daß n. 53 ohne Inskription 
beginnt und zum ersten Male in unserer Sammlung ein 
Kapitel ist, das in der Verkürzung und Abtrennung wie hier 
sonst in keiner Sammlung begegnet. 

Das Vorstehende zeigt schon zur Genüge, daß wir es in 
unserer Aureaevallensis mit einer recht getrübten Über- 
lieferungsform zu tun haben. Der Beantwortung der 
Frage nach Heimat und Entstehungszeit stellen sich daher 
noch größere Schwierigkeiten entgegen, als sie sonst in 
ähnlichen Sammlungen begegnen. Darf man aus dem 
verarbeiteten Material Schlüsse ziehen, so würde man für den 
ersten Teil eine Verwandtschaft mit der Parisiensis I in 
Betracht ziehen müssen. N. 30 kommt außer in der Par. I 
nur in der Dertus. 54 und Brug. 1, 1, n. 44 ebenso sonst nur 
in der Dertus. 52, der Cotton. f. 283a, der Brug. 8, 6 und der 
Sangerm. VII 148 (S. 311), n. 40 überhaupt nur in der 
Par. I vor. Da für die Paris. I englischer Ursprung ange- 
nommen wird!), würde daraus dasselbe für die Vorlage des 


ı) Vgl.Heyer, Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 


| 101 ?, 
| 
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ersten Teils der Auresev. folgen. Der zweite Teil enthält nur 
Material, das auch in der Bambergensis wiederkehrt, mit 
einer einzigen Ausnahme: das vorletzte Kapitel, n. 131, 
ein c.inc. Augustins, findet sich vor Bernhard vonPavia nur in 
der Cantabrig. 99 und in der Paris. II 74, 1. Da die Bamber- 
gensis höchst wahrscheinlich französischen Ursprungs ist!), 
das vorletzte Kapitel n. 131, allerdings nicht in demselben 
Umfang wie hier, schon bei Gratian steht (C. XXVII q. 2 
c.51), darf man für die Vorlage des zweiten Teils vielleicht 
auch Frankreich, für die Heimat der Sammlung, so wie sie 
uns vorliegt, aber die Heimat der Hs., Lothringen oder die 
östlichen Landschaften Nordfrankreichs in Anspruch nehmen, 
Eine Dekretale (n. 79) wird zwar Lucius III. zugeschrieben, 
rührt aber nach dem übereinstimmenden Zeugnis aller 
übrigen Coll. von Alexander III. her. Damit reicht die 
Entstehungszeit der Sammlung in der vorliegenden Gestalt in 
die Zeit Lucius’ III. (1181—85) oder seiner Nachfolger; 
über die Entstehungszeit der Vorlagen etwas aussagen zu 
wollen, wäre angesichts der mangelhaften Wiedergabe durch 
unsere Hs. voreilig. 

Da die Aureaev. bisher unbekannte Dekretalen nicht 
enthält, ist ihr Wert nicht sehr groß. Täusche ich mich 
nicht in dem oben dargelegten Quellenverhältnis zu den 
Sammlungen der Bambergensisgruppe, so wäreihre Bedeutung 
hauptsächlich darin zu erblicken, daß sie uns die Kenntnis 
von einer früheren Stufe der systematisch geordneten 
Sammlungen vermittelt. Wegen dieser Beziehungen habe 
ich der Tabelle eine Spalte mit den Fundstellen der 


Bamberg. hinzugefügt. 
| B. Analyse. 


) 1. Alexander Cantuariensi [archiepiscopo] et suffraganeis eius. Ex 


querimonia clericorum — ecclesiastica compellatis. 
: 2. Preposito et canonicis Ebrodinun®) ecclesie. Cum tu fili — 
decernimus non tenere. 
a) Lies: Ebrodunensis. 


geschichte XXXIV Kan. Abt. III (1913) S. 621, und Juncker 
S. 297. | 
1) Vgl. Friedberg, Canonessammlungen S.93 und Heyer a.a.O. 


S. 631. | 
6* 
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8. Alexander. Idem Hf(enrico) Gradensi patriarche et [T.]*) tituli 
sancti Vitalis presbytero cardinali et priori sancte Crucis. Constitutis in 
presentianostra dilectisfiliisnostrisM.— canonicoterminetis. Ceterumetc.b) 

a) Vgl. Kehr, It. pont. VII 2, 92 n. 21. b) Eine Fortsetzung 


ist sonst nirgends angedeutet. — Die Dekretale ist nach Kehr zu 
ca. 1176 anzusetzen. 


4. Alexander papa III. Symoni abbati sancti Albani. Consul- 
tationibus singulorum — debeant spoliari. 
Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 120 und oben 8. 57 Dertus. 16, 
&) Consultationibus singulorum — aliquatenus prorogare. 
(fol. 101Y.) $) De cetero si aliquis clericus — ecclesia removeri. 
c) Donationes vero vel ooncessiones — debeant spoliari. 


5. Alexander. Idem Wintoniensi episcopo.. Quamvis simus multi- 
plicitate — beneficio condempnandus. Data Venetiis in Rivo alto XII 
kal. augusti. 

Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 32 und oben S. 55 Dertus. 3 
über das Datum. 


a) Quamvis simus — committere potest. 

b) Porro si aliquis crimen — puniri non debet. 
Wiederholt n. 111 a. 

c) Super eo vero quod a nobis querendum — causa [fol. 102.) disponat. 

d) Ceterum si quis ad iudices — condempnari debet. 

e) Quemlibet autem ad perhibendum — minime consuevit. 
Wiederholt n. 111 b. 

f) Sententiam vero a delegato — habeat facultatem. 

g) ODlud autem pretereundum — iuris est irritanda. 
Wiederholt n. 105. 

#) Ad hoc si persona — beneficio condempnandus. 


6. Alexander episcopo Wintoniensi. Consulit nos tua fraternitas, 
quid tibi faciendum sit de W. parrochiano — penitentia est indicenda, 
Vgl. S. 56 Dertus. 7. 


7. Alexander episcopo Luxoniensi.*) In litteris quas nobis tua 
delegavit fraternitas — aut eam diffinire. Data Vestis III. nonas martii. 


a) Lies: B. Exoniensi; vgl. S. 54 zu Dertus. 2, auch über das 
Datum. 


a) In litteris quas — officio suo functus. 
{fol. 102.) b) Super alia questione — rigorem iuris restituendus. 
c) Item cum quis dieit — inimicum eius existere. 
d) Ad hec cum aliquis nimis®) prolixum — iudicio stare. 
&) nimirum Hs. 
e) Preterea licet ad presbyteratum — possint recipere. 
f) De his sane qui parrochiales — ceteri invitentur. 
g) Super alia vero questione — infamia aboletur. 
h) Si quis rei litigiose*) — aut eam diffinire. 
a) religiose Hs. — Wiederholt mit richtiger Inskription n. 5P. 


A 


-—. 
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8. Alexander papa III. Symoni abbati sancti Albani. Sicut 
Romana ecclesia — litteras suscepisse. 


Diese Dekretsle gehört mit der folgenden n. 9. zusammen; die 
Zerreißung in zwei Teile geschieht hier in derselben Weise wie in 
Cant. 52 und 80 und Dertus. 19 und 9 (vgl. 8.58.56). Die falsche In- 
skription hat Aureaev. mit Par. I re Vgl. sonst Juncker, 
Vorbem. zu Berol. 109. 


a} 8 Sicut Romana ecclesia — derogat generali. 
b) Super eo vero quod iudices — litteras suscepisse. 


el. 103”.] 9. Alexander papa III. Senonensi archiepiscopo. Super hoc quod 
nos consulere voluisti utrum liceat — ducere in uxorem. 
Vgl. n. & Hier die richtige Inskription. 
&) Super hoc — habet potestatem. 
Wiederholt n. 61. 
b) Si vero aliquis quamquam gravissimo metu — ecclesia ministrare. 
c) Porro si quis vir — ducere in uxorem. 
10. Idem I. basilice XII apostolorum presbytero cardinali apostolice 
re legato. Quod diligentia tua — catholica fuerit. Data Senis*) VIII 
idus aprilis. 
a) Lies: Senonis. Das Datum ist nur hier vollständig überliefert. 
Vgl. auch Dertus. 70 (8. 71). — Wiederholt n. 78 a. 
i1. Ide(m)*) Placentino episcopo. Fratemitatis tue litteris nos 
consuluisti — testium iuramentis. 
&) Korr. aus De Hs. — Vgl. Dertus. 5 und Einleitung 9. 50ff. 
Hol. 103”.] 12, Item Ianuensi episcopo. Consulit nos tua fraternitas utrum 
recusationes — conspectui se representavit. 
Vgl. wegen der Inskription Dertus. 6. 
18. Item Rothomagensi. Quesitum est a nobis ex parte tua — debet 
remitti. Dat. Toscolan. V idus octobris. 
Vgl, auch über das Datum, Dertus. 61. 
14. Universis in Christo fidelibus. Redolet Anglia®) flagrantia — 
apud Deum intercedat. 
a) angelica Hs. — Vgl. Dertus. 58. 
(fol. 104°) 15. Item Dunelmensi*) episcopo. Suggestum®) est auribus nostrie 
— fecisse COgNOBCaS. 
&) Duleu Hs. b) Subiestum Ha. 
16. Magistro Fidantie canonico Civitatensi. Ad nostram noveris 
audientiam pervenisse quod cum heremite — non impedit, denunties. 
Vgl. Berol. 112. 
17. Abbatisancti Petrisuper Dinam. Ad nostram noveris audientiam 
pervenisse, quod si quando — ordinis castiges. 
18. Cantuariensi archiepiscopo. Cum teneamur consultationibus — 
facere liceat. 


86 Walther Holtzmann, 


[fol. 104°.) 19, Item Cantuariensi archiepiscoopo. Cum vos plurimum®) — 
fideliter reservare. 
a) Sonst: plerumque. 
20. Item Eboracensi®) archiepiscopo. Fraternitatem tuam scire 
volumus — fieri postulabis. 
a) Am Rande korr. statt ursprünglichem Boracen. — Vgl. hierzu 


und zur folgenden’ Nr. oben S. 42 und Dertus. 20. — Wiederholt 
n. 98. 


21. Decreta pontificum. Paschalis papa II. Decimas a populo — 
inconcussa persistat. 
a) Decimas a populo — extorquere debeant. 
b) Unde beatus Gregorius ait: Statuimus ut monasterium — alterius se 
subdunt. 
Wiederholt n. 100. 
c) Item Paschalis secundus. Novum exactionis genus — labores ac- 
ceperunt. | 
(fol.106”.) d) Item ex privilegio Alexandri pape. Statuimus si super decimis — 
inconcussa persistant. 
22. Item Exonensi*) episcopo. Sicut dignum est — infirmitatem 
inourrit. 
a) Exenon Hs. — Über die Zusammengehörigkeit der Teilstücke 
a—d vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 101. Das letzte Stück e 


gehört sicher nicht zur Dekretale Siout dignum, sondern zu Licet 
praeter solitum (JL. 14091). 


a) Sicut dignum est — eoclesiarum coherceri. 
b) Super eo vero quod a nobis consilium postulasti — ad apostolicam 
sedem venire. 
(fol.105”Y.] 0) Monachi vero et canonici — discretio est adhibenda. 
d) Si vero aliquis alicuius potestatis — sedem venire. 
Der Text geht sonst noch weiter bis: excoommunicationis immunis. 
e) Presbyterum autem qui puerum — infirmitatem incurrit. 
28. Item abbati et fratribus Trium fontium. Consulit nos vestra 
devotio super quodam confratre — poterit domino deservire. 
Vgl. Dertus. 53. — Wiederholt n. 76. 
24. Episcopo Lucensi et eius capitulo. Presentium lator L. pres- 
byter — ordinis admittatis. 
Vgl. Dertus. 55. 
25. Claromontensi episcopo. In litteris tuis quas L. lator — 
valeat liberari. 
(fol. 106”.) 26. Item Herefordensi*) episcopo. Super eo quod quesitum est 
a nobis ex parte tua, utrum sacerdotes — de passione Domini. 


a) Herden Hs. — Vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 72-77 und 
oben S. 55 Dertus. 4. — Die Auresev. bringt hier nur die ersten 
drei Teilstücke des Schreibens, ein weiteres ist n. 41. 


&) Super eo quod — in qua veniunt. 
b) Sane super eo quod moris esse dixisti — ordinandi privarentur. 
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c) De eo autem quod quesivisti an liceat extra ieiuni — passione Domini. 
Der Text geht sonst noch weiter bis aliquos ordinare. 
27. Capitulo Magontine ecclesie. Consulit nos vestra devotio de 
duabus personis — nubere non licuerit. 
Vgl Dertus. öl. ! 
28. Andrensi episcopo. Consulit nos tua fraternitas, quid tibi 
faciendum sit de clericis — exigi possunt. 
Die Auresev. bietet diese Dekretale unter einer Inskription in dem- 
selben Umfang wie die Dertus. 47 (vgl. S. 63). 
a) Consulit nos — aliquibus concedant. 
b) Super eo vero quod de illo — sicut sororem. 
Wiederholt n. 119. 
. c) De diacono vero — censuram demonstrat. 
(fol. 106°.) d) Parrochianos autem tuos — exigi possunt. 


29. I. Alexander. Item Cant{uariensi) archiepiscopo et suffraganeis 
eius. Indecorum est admodum — graviter puniemus. 


Wiederholt n. 81. 

29. II. Rotomagensi archiepiscopo et abbati Gormet.*) Ex quorum- 
dam certa relatione — parere equitati. 

a) Lies: Gemmeticensi; vgl. Dertus. 24. 

80. Karissimo in Christo filio Iohanni illustri et magnifico Indorum 
regi salutem et apostolicam benedictionem. Apostolica sedes — audias et 
exaudias. | 

Der Text geht sonst noch weiter bis: lucri facere. 


(fol 107°.) 81. Alexander*) papa III. Sal(ernitano)®) archiepiscopo. Licet 
preter solitum — seculo remanere. 
a) Alix Hs., auch vielfach im folgenden stillschweigend verbessert. 
b) hierauf mittit getilgt. — Nr. 31 und 32 gehören zusammen, 
aber auch so ist der Brief nicht vollständig; dem ursprünglichen 
Bestand gehören außerdem noch die Teilstücke 22 e, 109 und 110 
der Auresev. an. Vgl. Juncker zu Berol. 30 und oben 8. 54 
Dertus. 1. 
a) Licet preter solitum — iudicatum sit quando.?) 
a) Am Rand korr. für qn) (statt aliquando). — Teilweise wieder- 
holt n. 118. 
[tol.107’Y.) b) Verum post consensum — in seculo remanere. 


| 82, I. Alexander. Idem eidem. Utrum autem fili — aliter se 
habeat. 

82. II. Alexander. Idem eidem. Si vir aut mulier — subtrahere 
debitum. 


Der Text geht sonst noch weiter bis patrocinari vel dolus. 


88. Alexander. Idem Lexon*) episcopo. Cum sis preditus scientia 
— ad religionem transeat. 
a) Wohl Lexoviensi zu lesen; vgl. Juncker zu Berol. 39 und Dertus. 
11. — Gegen die Verschmelzung dieses Kapitels mit dem hier 
n. 116 mitgeteilten, die JL. 13899 vornehmen, vgl. Singer 
S. 3l4 Anm. 9. 
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84. Alexander. Idem Cant{uariensi) archiepiscopo et suffraganeis 


eius. Pervenit ad nos quod cum hii qui lepre — anathematis 
astringatis. 
Wiederholt n. 125. 
Mol. 108”.] 85. Alexander dilectis filiis decanis et canonicis Lenionen.*) Cum 
institisset®) apud nos — inferat vel gravamen. 
&) Statt Lemovicensibus; vgl Berol. 35. b) instituisset Ha. 
(wie Par. I). 


86. Alexander. Idem Londoniensi episcopo. Universalis ecclesie 
sollicitudo — poteris dimittere. 
Bei Gilb. Fol. DI p. 88 n. 360 das Datum: Tusculani kal. martiü 
(= 1171-81 März ]). 
37. Alexander Wigorniensi episcopo. Cum aliquam causam conti- 
gerit — aliquatenus admittendus. 
Teilstücke der Dekretale Meminimus (JL. 13162), die hier nicht im 
vollen Zusammenhang, sondern nur in einzelnen Bruchstücken vor- 
kommt. Vgl.n. 50. 
88. I. Barensi episcopo. Veniens ad nos P. civis — separari debet. 
Vgl. Dertus. 50. 


(f01.108Y.] 88. Il. Alexander. Idem Tranensi episcopo. Continebatur in litteris, 
quas nobis tua devotio — sententia coherceri. 
Vgl. Dertus. 60. 


a) Continebatur in litteris — ducere in uxorem. 

b) Porro si in cunis — ab eo non separetur. 

c) Super eo vero quod nos consulere voluisti, utrum clericus sit cogendus 
usuras — sententia coherceri. 


89. Alexander. Idem Cant{uariensi) archiepiscopo. Cum in Can- 
tuariensi provincia — censura percellas. 
Vgl. Dertus. 39. 


a) Cum in Cantuariensi — differas spoliare. 
b) Ad hec cum sacris canonibus — censura percellas. 


$o1. 109°.) 40. Alexander Wigorniensi®) episcopo et dilecto filio abbati 
Evesam. Recepta conquestione a muliere — contradictione manere. 

a) Wigarmen Hs. — Sonst m. W. nur in Par. I 176 überliefert. 

In der Ausgabe Friedbergs, Canonessammlungen S. 62, bietet 


unser Text mancherlei Berichtigungen; vor allem ist zu lesen: 
predicttam mulierem furtim (statt fortiter) sublatam ... 


41. Alexander Herefordensi®) episcopo. Querenti etiam tibi utrum 


laicus uxoratus — servare promittat. 
&) Herfoden Hs. — Gehört zu n. 26a-—.c. 
101.109.) 42, Alexander Herefordensi®) episcopo. Litteras tue fraternitatis 


recepimus — habere permittae. 


a) Herfoden Hs. — Vgl. Dertus. 13. Unter der Inskription Wing. 
episcopo wiederholt n. 1:32. 
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43. Alexander Stringornen episcopo et Colon archidem.*) Coniugatus 
in monasterium — [conspectui representent]. 
&) Statt: Strigoniensi et Colocensi archiepiscopis. 
a) Coniugatus in monasterium — spiritale coniugium. 
b) Sane si coniugati — ordinentur. Quod si in quibuslibet — 
c) — excessus sit publicus — conspectui representent. 
Über die Konfusion, die der Schreiber hier angerichtet hat, vgl. 
S. 81f. Das Ende des Teilstückes b steht unter 47 c, womit das 
Schreiben Coniugatus im bisher bekannten Umfang (vgl. Dertus. 
14) vollständig ist. Das Bruchstück c ist das Ende des Kapitels 
Pervenit ad nos (JL. 14313), das hier vollständig unter n. 52 steht. 
44. Alexander papa III. illustri regi Francorum. Ex antiqua 
Romanorum pontificum institutione — misericorditer largiatur. 
Vgl. Dertus. 52. | 
fol. 1107.) 45. Alexander Londoniensi episcopo.. Ad aures nostras noveris 
pervenisse, quod quidam archidiaconi — commode terminare. 
Die Aureaev. bietet dieses Schreiben in gleichem Unfang wie die 
Dertus. 41; vgl. auch S. 43. 
8) Ad aures nostras — ecclesiis removere. 
b) Si qui autem clerici tue iurisdictionis — officia interdicere. 
Wiederholt n. 128. 
c) Quia dignum est et conveniens — assiduitatem servarent. 
Der Zusatz nach exhiberi wie in Dertus. 41 c. 
d) Si.vero aliquando ordinatio — patronatus [fol. 110.) evicerit. 
Wiederholt n. 106. ö 


e) Porro si pro debilitate — commode terminare. 


46. Alexander Vigiliensi episcopo. Cum Romana ecclesia — iura- 
verint?) commonendi. 


a) Korr. aus narraverint Hs. — N. 46 und 47 gehören zusammen 
und ergeben dann — abgesehen von 47c, dem Schluß von 43b — 
die volle Dekretale, wie sie in Dertus. 43 steht. 


a) Cum Romana ecclesia*) — exigere potes. 


&) Incipit gewöhnlich: Cum sit Romana. — Text durch Korrekturen 
stark entstellt. Teilweise wiederholt n. 72. 


b) Vir autem vel mulier — iterari non debet. 
Wiederholt n. 129. 
c) Si vero puella — iuraverint commonendi. 
47. Sponsam autem alterius — [perditionis occasio]. 
Inskription fehlt; vgl. n. 46. 
a) Sponsam autem — matrimonio copulare. 
b) Debitores autem ad solvendas — severitate cogendi. 
c) Ecclesie?) gradibus — perditionis occasio. 
a) E korr. aus e. — Dieses Bruchstück ist der Schluß von 43 b, an 
dessen letztes Wort quibuslibet es unmittelbar anschließt. 
48. Alexander Tult*) episcopo. Lator presentium cum litteris — 
nullatenus separetur. 
a) Lies: Tulensi, vgl. Singer S. 325 Anm. 77. — Wiederholt n. 122, 
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(fol. 110 bla?.} 49. Alexander Toletano archiepiscopo. Questioni tue _taliter 
respondemus — corporis sed vir. 
Der Text ist unvollständig und durch Umstellungen entstellt. Die 
Wiederholung n. 115 bietet einen besseren Wortlaut und die richtige 
Inskription: Pisano archiepiscopo. 
50. Alexander Wigorniensi episcopo. Meminimus nos ex parte — 
matrimonium relinquere. 
Erstes Teilstück der Dekretale Meminimus (JL. 13162) — Berol. 
95 a; zu ihr gehören noch n. 37 (= Berol. 95 d), 63 b (= Berol. 95 e), 
58 (= Berol. 96 a), 68 (= Berol. 96 b) und 120 (= Berol. 96 c). 
Teilweise wiederholt n. 116. Vgl. auch Dertus. 17. 
51. Alexander Toletano archiepiscopo. Consulit nos tua fraternitas, 
utrum deferendum — detinere non possint. 
Vgl. Dertus. 44. 
a) Consulit nos — cessante parere. 
b) De hoc autem quod rex — detinere non possint. 
Wiederholt n. 73. 


[fol. 110 bis’.) 52, Alexander Cant({uariensi) archiepiscopo apostolice sedis legato. 
Pervenit ad nos quod cum presbyteri — conspectui representent. 
Vgl. Dertus. 37. — Der Zusatz apost. sed. leg. in der Inskription 
ist sonst nicht überliefert. — Der Schluß der Dekretale steht auch 
33 c. 
53. Si autem quisquam appellationi — testimonium recipiantur. 
Ist der Schluß des caput Personas ecclesiarum (JL. 12253). Über 
den vollen Umfang des ursprünglichen Schreibens vgl. Juncker, 
Vorbem. zu Berol. 105. 
54. Idem universis suffraganeis*). Significavit nobis venerabilis 
frater noster Cantuariensis — rectitudinem revocare. 
. a) Nämlich: Cantuariensis ecclesie. Vgl. Dertus. 12. 


55. Idem Bononiensi episcopo.*) Consuluit nos vestra dilectio utrum 
si appellatio — vestro pareant. 
a) Folgt: archiepiscopo Hs.; App., Lips., Cass. und Compend. fügen 
hinzu: et archipresb., Brug.: et canonicis. 
[fol. 1117.) 56. Delatum*) est auribus nostris, quod si quando — videris 
statuendum. 
a) Sonst: Relatum. — Die Dekretale ist in Bamb., Lips. und Comp. I 
R(icardo), sonst nur Cantuarien. archiepiscopo inskribiert, nach der 
Bodleiana (Gilb. Fol. II p. 62 n.338) aber an 'T'homas von Canterbury 
gegangen. 


57. Idem Wig(orniensi) episcopo. Preterea qui ad apostolicam sedem 
— ecclesie stare. 


In der Par. I 46 ist dieses Kapitel als Teilstück der Dekretale 
Quamvis simus aufgeführt, was durch die übrigen Sammlungen, in 
denen diese vollständig wiederkehrt (vgl. Juncker, Vorbem. zu 
Berol. 32 und oben S. 55 Dertus. 3), nicht bestätigt wird. Die 
Inskription lautet sonst (abgesehen von Cant.) allgemein Winto- 
niensi episcopo. 
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58. Idem eidem.*) Super eo vero quod a nobis tus sollicitudo 
requisivit utrum sententia — obstaculum inhibeatur. 
a) Nämlich: Wigorniensi episcopo; richtig, vgl. n. 50. 

59. Idem Exoniensi episcopo. Si quis rei litigiose — eam diffinire. 
Wiederholung von n. 7h; hier richtige Inskription. 

60. Sane si a nobis super aliqua causa — continet iniquitatem. 
Über die wahrscheinliche Ursprungsdekretale Eboracensi archi- 
episcopo: Inter ceteras consultationes vgl. Juncker, Vorbem. zu 
Berol. 40. Die beiden hier überlieferten Kapitel begegnen ebenso 
ungetrennt in der Bamb. Gruppe. 

*) Sane si a nobis — valeant impediri. 
b) Item cum aliqua causa — continet iniquitatem. 


(fol. 111°.) 61. Preterea super hoc — recipit potestatem. 
Wiederholung von n. 9a. 


62. Significasti nobis per litteras tuas quod interdum — censura 
cohercere. 


Erstes Kapitel einer Norwicensi episcopo inskribierten Dekretale 
(vgl. Cant. = von der hier nur noch ein weiteres Kapitel in n. 108 


mitgeteilt wird. 
68. Intelleximus ex tue fraternitatis relatu — dubium expirare. 
Hier sind zwei Kapitel verschiedener Herkunft zusammengefaßt; 
b ist unzweifelhaft ein Teilstück der Dekretale Meminimus, während 
a ein besonderes, sonst Herefordensi episcopo inskribiertes Schreiben 
ist. Dieselbe Zusammenfassung findet sich überall in den Samm- 
lungen der Bamb. Gruppe, in der App. und Comp. I. 
a) Intelleximus ex — acceptione procedas. 
b) Si autem lis — dubium expirare. 
Vgl. n. 50. 
64. Ex parte tua quesitum est a nobis — credimus expressisse. 
Inskription überall: Eboracensi archjiepiscopo. — Wiederholt n. 114. 


65. Cum dilecti filii nostri Belvacenses — dixerit proponendam. 
Inskription überall: Atrebatensi episcopo (Cass.: Arelatensi ep.). 
Ust. 112". 66, Idem S. sancti Albani*) abbati. Propositum est nobis — com- 
modum reportare. 
a) Albini Hs. — Über die mögliche Zugehörigkeit dieses Kapitels 
zu der Dekretale Consultationibus singulorum (oben n. 4) vgl. 
Juncker, Vorbem. zu Berol. 120. — Wiederholt n. 117. 
(ol. 1182”.] 67. Idem Henrico®*) Remensi archiepiscopo. Si in una causa 
aliquis appellaverit — iudex existat. 
a) Korr. aus hanrico. — Teilstück der Dekretale (um (sacro) sancta 
Romana (JL. 12020). 
68. Idem eidem. De appellationibus vero — districte compellas. 
Vgl. n. 50. 
69. Idem Ianuensi episcopo. Utrum vero inimicitia*) — debeat 
&) Am Rand korr. aus amicitia. — Teilstück der Dekretale Nos 
inter alios (JL. 13170), die in ihrem ursprünglichen Umfang in 
Par. II 29, 7 und Claustr. 266-269 überliefert ist. 


fol. 113".] 


92 
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76. Idem Cantuariensi R. archiepiscopo. Questioni quam fecisti 
utrum appellationi — firmiter observari. 


21. 


Teilstück der Dekretale Cum sacrosancta (JL. 13835), die in dem- 
selben Umfang wie in Cant. 15 auch in Claustr. 226-238 über- 
liefert ist. Die Auresev. hat ein weiteres Teilstück in n. 87. Die 
Inskriptionen der Kapp. 70 und 71 sind offenbar miteinander ver- 
tauscht. 


Carnotensi episcopo. Preterea de hiis qui iuramentum prestant 


(fol. 112”.) — prosequendam compellas. 


72, 


78. 


retinere. 


74, 


7b. 


Die Comp. I, TI 20, 30 und die Sangerm. IV 2, 7 (S. 186) schicken 
dem Incipit Preterea die Worte Ad hec voraus und bestätigen da- 
mit den Umfang der Stammdekretale, wie sie bei Gilb. Fol 11 p.64 
n. 341 (JL. 12448) überliefert ist. — Wiederholt mit richtiger In- 
skription n. 93. 


Quesivisti autem frater — exigere potes. 
Wiederholung des Schlusses von n. 46 a. 
Idem Toletano archiepiscopo. De hoc autem quod rex -- possint, 


Wiederholung von 51 b. 


Tanta est labes huius criminis — potest meretrix. 


Dies Caput incertum kommt vor den Sammlungen der Bamb. 
Gruppe nicht vor und wird darin Deusdedit zugeschrieben. 


Idem Paschalis papa secundus. Si dominus et magister omnium 


— precibus exorandus. 


76, 


Folgt in der Bamb. Gruppe überall dem vorigen Kapitel 74; in 
der Par. II 26, 1 mit der Inskription: Adeodatus papa. 


Idem®) abbati et fratribus Trium fontium. Consuluit nos vestra 


dilectio — deservire Domino. 


71. 


a) Nämlich Alexander III. — Wiederholung von n. 23. 
Wintoniensi episcopo pars capituli Tercio®). Quod nichil exigi 


debet pro danda licentia regendi scolas.d) Prohibeas attentius -- instruc- 
tioni preficere. 


a) Lies: Nuntios. b) Vgl. zu dieser Titelüberschrift die Ein- 
leitung S. 80. —- Das Kapitel gehört nach dem Verweis in der Bamb. 
truppe und in der Comp. I (sowie der Sangerm. II 3, 1 [S. 133J) 
zur Stammdekretale Nuntios et litteras (JL. 14157). Außer den 
beiden genannten Kapiteln gehört, wie aus der Claustron. 178 und 
und 179 I und II hervorgeht, noch mindestens das c. Nihilominus 
(JL. 14155), hier n. 92, zu dem ursprünglichen Umfang. 


78. Alexander III. Willelmo Remensi archiepiscopo.®) Quod dili- 
gentia tua -- remedium ei reservatum. 


a) Diese falsche Inskription ist, soviel ich sehe, sonst nirgends 
überliefert. — Das Kapitel Quod diligentia tua steht zusammen mit 
dem Dictum (Item) nec canones ebenso auch in Par. IL 42, 2; App. 
40, 2, in der Bamb.Gruppe, der Comp. I, I4, 14 und der Sangerm. 
V1,1 und 2 (S. 212). 


a) Quod diligentia tua — facias recipi. 


Wiederholung von n. 10, woselbst die richtige Inskription, am 
Schluß um einen Satzteil gekürzt. 
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b) Item nec canones — ei reservatum. 
Über dieses Dictum vgl. Einleitung 8. 46. 

79. Lucius III. Tolesano episcopo. Requisivit a nobis fraternitas tua, 

utrum clerici — pontifex dispensare. 
Die Dekretale wird sonst überall Alexander III. zugeschrieben; in 
der Bamb., Compend. 11, 16 (S.31) und Comp. I, 17 un.: T(h)ole- 
tano archiepiscopo, in den übrigen Sammlungen der Bamb. Gruppe 
Tolosano episcopo, in der Brug. 11, 6 ohne Inskription. 

80. Ad hec presentibustibi litteris innotescat — egritudine constituti. 
Teilstück der Dekretale Tua nos (JL. 13842) Cenomanensi episcopo, 
die im ursprünglichen Zusammenhang der Trennstücke bisher noch 
nicht bekannt ist. Ihr gehört auch n. 86 an. 

81. Indecorum admodum est — graviter puniemus. 

Wiederholung von n. 29 I. 


82. Ad hec presentibus tibi litteris duximus indulgendum — 
dirimere questionem. 
Auch von diesem und dem folgenden Kapitel ist die Stammdekre- 
tale Eam te decet (JL. 14349) nur durch die Verweise der Comp. I, 
nicht durch geschlossene Überlieferung in einer primitiven Samm- 
lung bekannt. Die Sangerm. IV 4, 4 (S. 188) bietet als Inskription: 
Cant(uariensi) archiepiscopo. Vgl. auch Singer S. 39 Anm. 6 zu 
Compend. (= Bamb. usw.) 20, 4. 
(fol. 118°.) 88. Ceterum quia quandoque — respondere parati. 
Vgl. n. 82. 
84. Idem Wingorniensi episcopo. Presentium auctoritate tibi 
iubemus — penitus amovere. 
Teilstück der Dekretale Inter cetera sollicitudinis (JL. 12254); vgl. 
Juncker, Vorbem. zu Berol. 94 und oben S. 58 Dertus. 171 
85. Contingit interdum, quod licet abbas — ecclesias obtinere. 
Die Inskription Dunelmensi episcopo und die Zusammengehörig- 
keit von a und b werden durch App. und Lips. bestätigt (vgl. auch 
Singer S.23 Anm.3 zu Compend. 4,5 und $. 305 Sangerm. VIl112); 
die Cass. 17, 4 bietet abweichende Inskriptionen. 
a) Contingit interdum — eam revocare. 
Wiederholt n. 9. 
b) Super eo vero quod clerici — ecclesias obtinere. 
Wiederholt n. 95. 
86. De cetero*) noveris quod si laicus — apostolicum suscepturus. 
a) certo Hs. — Vgl. n. 80. 
87. Mulieres vel etiam alie persone — committi probatur. 
Vgl. n. 70. 
88. Idem Eboracensi episcopo. Consuluit nos tue discretionis 
prudentis, quid tibi faciendum sit de hiis qui de seculo — animadversione 


punire. en 
Vgl. zu der falschen Inskription Singer 8.18 in Anm. 33 und, über 
den Umfang der Dekretale, oben S. 62 Dertus. 16. 


(tot. 11a? .) 89. Eug(enius) capitulo Burdeg(alensi). Lator presentium nobis 
viva voce — ordines promoveri. 


In dieser Form steht die Inskription auch in der Lipe. 11, 12, 
während die Bamb. und Comp. I: Alexander B. Exonien. ep. et 
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abbati inskribieren. Eine singuläre Inskription hat die 
II8,11 (8.145). Friedberg zu X. V 12,9 Anm. 2 hält die Zuwei- 
sung zu Eugen III. für richtig. 
90. Idem Vigiliensi episcopo. Quis nos tua duxit prudentia — 
facere testamentum. 
Diese Inskription haben sonst nur noch Bamb. und Comp. I; alle 
übrigen Sammlungen haben: Panormitano episcopo. 
91. I. Paschalis papa II. Volumus ac iuxta canonum scita — locis 
religiosis. 
Dieses und das folgende Kapitel treten in der Par. II und in der 
Bamb. Gruppe (abgesehen von der Compend., wo 91 I feblt) stets 
in der gleichen Reihenfolge wie hier auf. 
91. II. Leo III. Nos instituta maiorum patrum — sui eulogii. 
Der Text bricht am Schluß unvollständig ab. 
92. Idem*) Wintoniensi episcopo. Nichilominus tibi precipimus — 
difficultatem restituant. 
sa) Nämlich Alexander IIL — Vgl. n. 77. 
98. Idem Cant{uariensi) archiepiscopo. Preterea de hiis, qui 
iuramentum — prosequendam compellas. 
Wiederholung von n. 71. 


94. Idem Eboracensi*) episcopo Dulmensi. Contingit interdum — 


ecclesias obtinere. 
&) Ist zu tilgen; vgl. n. 85. 
Contingit interdum — eam revocare. 
Wiederholung von n.85 a. 
Hol. 114.) 95. $ Super eo vero — ecclesias obtinere. 
Wiederholung von n.85b. 


96. Idem fratribus Iherosolimitanis.*) Pervenit ad nos ex trans- 
missa nobis insinuatione venerabilis fratris nostri Herefordensis episcoopi — 
tradere sepulture. 

®) hos. Hs. — Die beiden Kapitel 96 und 97 gehören zusammen 
und sind sonst nirgends getrennt. 


97. $ Quoniam igitur non decet — Domino corrigemus. 
Vgl. n. %. 
98. De decimis solvendis nec a laicis retinendis.*) Fraternitatem 
tuam scire volumus — in scriptis. 
&) Zu der Titelüberschrift vgl. S. 80. — Wiederholung von n.20; der 
Text bricht unvollständig ab; die letzten Worte: Cautum siquidem 
habetur in scriptis sind durch einen roten Strich hervorgehoben, 
wie wenn sie eine Inskription wären. 
99. Ad audientiam nostram noveris®) pervenisse, quod quidam 
vestrum — aliorum ponimus. 
&) Fehlt Hs. — Die Inskription lautet App. 13, 8 und Brug. 19, 7: 
Ep. Conventriensi, Sangerm. IV 10, 8 (S. 201), singulär: Cantuariensi 
archiepiscopo et suffraganeis, in den übrigen Coll.: Idem. 
100. Item Gregorius papa. Statuimus ut monasteria — se subdunt. 
Wiederholung von n. 21 b. 
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fol. 115°.) 101. Idem Alexander.*) Sanctorum patrum sanctiones — fratrum 
nn. &) Übergeschrieben und falsch. Das Kapitel wird, soweit inakribiert, 
in den Coll. Gregor L. zugeschrieben. 
102. Ne religiosorum virorum — presciptione servata. 
Gregor I. Iohanni ep. Siracusano, Reg. VII 36. 
108. Idem Alexander.*) Controversiam que inter monachos Mar- 
tirien — inquietatione possideat. 


°) eschrieben. — Die App. 38, 3 und Sangerm. VI 7, 12 
(8. 266) bieten als Inskription: Remensi archiepiscopo, die übrigen 
Coll. nur: Idem. 


104. Idem Mauriciano episcopo. Ad aures nostras te significante 
pervenit tuas*) ecclesias — omnem seducit.®) 
a) suss Hs. db) Statt: omnem actionem recludit. — Die Inskrip- 
tion stimmt mit der in der Compend. 41, 6 (S. 60) überein. 
105. Idem Wintoniensi episcopo. Illud pretereundum non diximus 
— juris est irritanda. 
Wiederholung von n.5g. 
Ifol. 115 Y.] 106. Idem Lundoniensi episcopo. Si vero aliquando — patro- 
natus evicerit. 
Wiederholung von n. 45 d. 
107. Idem Cant/uariensi) archiepiscopo. De iure vero*) patronatus 
— differas revocare. 
&) vero fehlt in den übrigen Coll.; diese Verbindungspartikel zeigt, 
daß das Kapitel einer längeren Dekretale entnommen ist, auf deren 
Anfangskapitel aber m. W. jeder Hinweis fehlt. 
108. Idem Norin*) episcopo. Ceterum si episcopi post promotionem 
— sunt admittende. 
&) Lies: Norvicensi. — Vgl. n. 62. 
109. De testibus*). In causis ecclesiasticis — publice deputari. 
a) Über die Titelrubrik vgl. Einleitung S. 80. Teilstück von Licet 
preter solitum (JL. 14091); vgl. n. 31. 
110. Idem Salernitano archiepiscopo. De cetero laicos — possunt 
admitti. 
Gehört zu derselben Stammdekretale wie n. 109; vgl. n. 31. 
111. Idem Wigorniensi episcopo. Porro si aliquis crimen — minime 
consuevit. 
Die beiden Sätze sind Teile der Dekretale Quamvis simus (JL. 14156), 
vgl. oben 8. 84 n. 5b und e. Über die Stellung des Teilstückes 
5e= lllb vgl. Junoker, Vorbem. zu Berol. 32 und oben 8. 58. 
a) Porro si aliquis — debet*) puniri. 
&) dr —= dicitur Ha. 
b) Quemlibet autem ad perhibendum — minime consuevit. 
112. Idem. Super eo vero quod quesivisti a nobis utrum testes — 
debent admitti. 
Über die Stammdekretsle und ihre Inscription Merrasoneni 
archiepiscopo) vgl. Juncker, Vorbem. zu Berol. 45. 
118. Idem eisdem. Si qui testium valitudinarii — discretas mittatis. 
Inakription sonst: Exonen. et Wigornien. episcopis. Ein: verspreng- 
tes Kapitel. 
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114. Idem. Ex parte tua quesitum est — credimus expressisse. 
Wiederholung von n. 64. 
115. Idem Pysano archiepiscopo. Quidam intravit monasterium — 
su 3 Corporis. 
Wiederholung von n. 49. 
(fol. 1167.) 116. Idem Exoniensi episcopo. Si quisquam qui se religioni — vota 
rescindere. 
In demselben Umfang und mit der gleichen falschen Inskription 
bringen die App. 5, 5 und die Bamb. Gruppe (und danach auch die 
Sangerm. VIII 8 [S. 314]) den Schlußteil des Kapitels Meminimus 
(JL. 13162, oben n. 50); nur die Lips. 58, 2 wahrt, unter Beibehaltung 
der Inskription Exoniensi episcopo, durch einen Verweis den Zu- 
sammenhang mit dem Stammkapitel. Vgl. Singer S. 314 Anm. 9 
und oben n. 33 Anm. 
117. Idem s. Albini abbati. Propositum est nobis — commodum 
reportare. 
Wiederholung von n. 66. 
118. Consuluisti enim nos — aliquando iudicatus. 
Teilweise Wiederholung von n.3l1 a, wo das Kapitel, wie gewöhnlich, 
mit Licet preter solitum beginnt. 
119. Idem eidem Remensi archiepiscopo. Super eo vero — sicut 


sororem. 
Wiederholung von n.28b. — Die (falsche) Inskription hat die 


Aureaev. mit den Coll. der Bamb. Gruppe gemeinsam. 
120. Idem Wig(orniensi) episcopo. Si aliquis parrochianorum 
tuorum — penitentia est iniungenda. 
Teilstück der Dekretale Meminimus (JL. 13162); vgl. n. 50. 


(fol. 116”.) 121. Idem B. Exoniensi episcopo. Pervenit ad audientiam 
nostram, quod Hugo de Bellega — terminare studeas. 


122, Idem. Presentium lator P. cum litteris — nullatenus separetur. 
Wiederholung von n. 48. 
123. Idem Pictavensi?) episcopo. Veniens ad nos P. lator presentium 
— uxorem äccipere. 
a) Pictavon Hs. 
fol. 1177.) 124. Idem Panormitano archiepiscopo. In archiepiscopstu tuo — 
animadversione plectendi. 
Über die Stückelung dieser Dekretale in der Claustr., App. und den 
Kompilationen vgl. Singer S. 321 Anm. 56. 
a) In archiepiscopatu — potestati observes. 
b) De illo vero qui se uxorem fratris sui — animadversione plectendi. 


125. Idem Cantuariensi archiepiscopo. Pervenit ad nos — ana 
thematis constringas. 
Wiederholung von n. 34. 
126, Idem. Tanta est vis matrimonii — contrahere non potuerunt. 


Den vollständigen Text der Dekretale bietet nur die App. 33, 1; 
die Cant. 1U0 deutet durch f(raternitatis) t{ue) d({evotioni) r(espon- 
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demus) quod an, daß der Text umfangreicher war; nur dieSangerm. 
1X 32 (S. 337) verweist auf den ursprünglichen Anfang: Meminimus; 
vgl. Singer S. 337 Anm. 42. | 
(fol. 117°. 127. Idem. Ex questione M. mulieris — plenitudinem exhibeat. 
Vgl., auch zur Inskription, die die Auresev. mit der Bamb. Gruppe 
gemeinsam hat, Juncker zu Berol. 122. 
128. Idem Lund(önensi) episcopo.. Si autem clerici — officia 
interdicere. 
Wiederholung von n.45 b. 
129. Idem Vigiliensi episcopo. Vir autem vel mulier — iterari non 
debet.?) 
1) dr = dieitur Hs. — Wiederholung von n. 46 b. 
130. Alexander III. Remensi archiepiscopo. Cum Christus perfectus 
sit — carne subsistens. | 
Vgl. Juncker zu Berol. 115. 
131. Augustinus. Duobus modis dieitur — mutuo se suscipiunt. 
182. Idem*) Wigorniensi®) episcopo. Litteras°) tue fraternitatis 
suscepimus — deinceps accipere. 
&) Nämlich Alexander Ill. b) Wing Hs. ce) Litteris He. — 
Wiederholung von n. 42. Die Inskription fehlt in der Bamb. Gruppe, 
die richtige oben n. 42. Dort auch das Explicit habere permittas 


wie in Cant., Berol., Par. I und II, Claustr. und Dertus., während 
die Dekretale hier wie in der Bamb. Gruppe schließt. 


C. Capitula. 
(fol. 118%.) 1. Ne quis absque conscientia diocesani episcopi ecelesias occupet appel- 
lans (= ]). 

2. De benigna interpretatione et absolutione testium (= 2). 

3. Quid faciendum sit in appellatione pro electione pontificum (= 3). 
Si liceat prefixum terminum a delegante delegato prorogare (= 4a). 
[Ujtrum®) clericus qui institutus est in ecclesia debeat removeri 
mutato patrono (= 4b) et cui ecclesia debeat concedi vivente persona 
(= 4c). 

4. Quibus delegatus iudex causam sibi commissam delegare potest (= 5a), 
quomodo et qualiter testis a ferendo testimonio repellendus est (= 5b). 
[QJuid debeat fieri si incidens questio talis fuerit, sine qua principalis 
causa terminari non potest (= dc). 

[S}i diversi easdem litteras ad diversos iudices impetraverint (= dd). 
[DJelegatus iudex facultatem habet sententiam latam committendi ut 
dominus papa (= ö5f). 
[S]ine episcopo nemo ius patronatus conferre potest nisi religioso loco 
(= 58). 
[V}icarius minui non potest a succedenta persona (= 5h). 

&) Die Initialen, die der Rubrikator auszuführen vergessen hat, schließe 

ich in Klammern. | 
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10. 


11. 
12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


[fol. 118°.) 17. 
. 18. 


19. 


20. 
21. 
. De diversis penitentie modis pro quantitate culparum (= 22). 


22 
23. 
24 
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. Si quis fidem dederit accipiendi uxorem et postea aliam duxerit, ab ea 


non discedat, sed de fide fracta penitentiam®) agat (= 6). 


. Delegatus iudex, ex quo per se vel per alium executioni mandavit, 


expirat iurisdictio eius (= 7a). 


. Predo est etiam secundum rigorem iuris restituendus (= 7b), non 


potest inimicus crimen obicere ei, cui facit iniuriam, ut eum a pro- 
clamatione repellat (= 7c); cum quis nimis prolixum terminum 
prefigit sue ap(pellationi), iudex potest competenter breviare (= 7d). 


. Licet in minoribus ordinibus ad paro(chiam) aliquem vocare, dum 


infra breve tempus presbyteratum possit consequi (= 7e). Qui 
ecclesias habent, cogi debent ad reparationem (= 7f). Res pacifice a 
Romanis pontificibus confirmata non infringitur (= 7h). 


. Speciale mandatum derogat generali (= 8a). Prefixus terminus ex 


tune incipit, quando littere suscipiuntur (= 8b). 

Iudex ex quo commissionem suscipit potestatem habet omnium que 
ad causam spectant (= 9a); coactum iuramentum absolutionem 
meretur (= 9b). Si vir vel mulier contraxerint matrimonium ct post 
alii nupserint®), primum tenendum est (= 9c). 

De consecratione episcopi Aquilegensis ecclesie ( - 10). 

Super diversis capitulis idem testes possunt °) recipi recepto secundum 
morem iuramento (= 11). 

Si causa committitur ap(pellatione) re(mota), recusationes non debent 
admitti (= 12). 

Qui post ap(pellationem) excommunicantur, non ligantur, qui ante | 
ingressum cause solvi debent, ut iuri pareant (= 13). Qnomodo 
sanctus Thomas canonizatus est (= 14). 

De his qui in executione adversarios suos eludunt (— 15). 

De pueris, qui habitum religionis suscipiunt et post resiliunt 
—= 16). 

Si subditi pro correptione appellant, irritum est (== 17). 

Si eorum, qui appellant, possessio turbata fuerit, restituenda est ordine 
iudiciario (= 18). 

Quid faciendum sit de fructibus ecelesiarum, que personas non habent 
(= 19). 

Si religiosi decimas solvere debent. (= 20). 

Decreta Paschalis pape II et Alexandri super decimas (— 21). 


De symonia cuiusdam monachi (= 23). 


. De presbytero, qui casu quendam oceidit (= 24). 
25. 


Quid faciendum sit de mortuo in eriminibus et debitis, sed tamen 
confesso (= 25). 


a) penitentia Hs. b) nupxerint Hs. °) possut Hs. 
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26. De sacerdotibus, qui suscepto religionis habitu ante professionem 
recedunt (= 26). 

. De muliere, que duobus viris nupeit, cuius esse debeat (= 27). 

. De clericis et laicis, qui ecclesias hereditarie volunt habere (= 28a) 
et de eo, qui debitum carnis solvere non potest (= 28b) et de diacono, 
qui alium vulneravit et uxorem duxit (= 28c). 

. Ne infra XVII. annum personatum ecclesie quis habeat (= 291). 

. Si quis postquam litteras*) domini pape impetraverit, et adversarius 
eius possessionem, de qua controversia est, a se alienaverit, irritum 
sit (= 29T). 

31. Epistula, quam misit Alexander papa I. regi Indorum (= 30). 

32. Si solus consensus sufficiat ad matrimonium carnali copula secuta vel 

non secuta et si ad religionem transire possit (= 31). 

33. Utrum filii vel filie ante compaternitatem vel post geniti possint 
invicem copulari (= 32). 

34. Vir ad religionem transire non potest uxore in seculo remanente, 
nisi senex et sterilis fuerit aut taliter, de quo®) suspicio haberi non 
possit (= 33). 

35. Si unus de coniugatis lepre morbum incurrit, alter eum ae non 
debet (= 34). 

36. De subdiacono, qui ad matrimonium voluerit transire (= 385). 

37. De clericis, qui uxores et ecclesias simul volunt tenere (= 36). 

38. De his, qui post factam citationem sedem apostolicam adeunt, nichi- 
lominus iudex in cause cognitione procedere debet (= 37). 

39. De quodam, qui postquam unam desponsasset et oognovisset et aliam 
se ducturum iuravit (= 38a). 

40. De puella, que infra nubiles annos nupsit cuidam et postea voluit eum 
relinquere et de aliis huiusmodi questionibus (= 38b). 

41. De colericis, qui fornicarias et concubinas habent (= 39a) et ne 
Iudei christiana mancipia habeant (= 39b). 

42. Multimoda questio de quadam muliere (= 40). 

43. Ut nemo sine consensu uxoris sue ad religionem transeat (= 41). 


N 


58 


44. De eo, qui in cunabulis puellam desponsavit et post matrem eius 
cognovit et duxit (= 42). 

45. Si coniugati consenserint“) ordinari, voluntas uxoris requirenda est 
(= 43). 

46. De expositione rose regi Francorum misse (= 44). 

47. Ne archidiaconi personas instituant in ecclesiis (= 45a). Canonici 
qui circa episcopum sunt, portiones suas habeant (= 450) et lioeat 
episcopo, si occupatus est, idoneis personis vices suas committere 
(= 45e). $. Ä 


— 


&) doppelt Ha. b) qua Hs. c) consint Hs. 
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3. Verzeichnis der Kapitelanfänge. 


(In Klammern stehen die Lesarten der Aureaevallensis.) 
D =- ooll. Dertusensis; A = coll. Aureaevallensis. 


Ad audientiam apostolatus nostri 
pervenit quod D 68 
Ad audientiam nostram noveris 
pervenisse, quod quidam A 99 
Ad aures nostras noveritis per- 
venise quod quidam archi- 


diaconus( —i) D4la; A45a 
Ad aures nostras te significante 
pervenit A 104 


Ad extirpandas successiones D 38 
Ad hec cum aliquis D2d; A7d 
Ad hec cum contingat D4e 
Ad hec cum sacris canonibus 
D39b; A 39b 
Ad hec presentibus tibi litteris 
duximus indulgendum 82 
Ad hec presentibus tibi litteris 
innotescat ASsO 
Ad hec siin una causa D 18b (A 67) 
Ad hec (hoc) si persona D 3h; A 5h 
Ad nostram noveris audientiam 
pervenisse quod cum heremite 
A16 
Ad nostram noveris audientiam 
pervenisse quod si quando D 22; 
A17 
Apostolica sedes D54; A 30 
At si cleriei (siehe: Etsi...)D1dll 


Ceterum quia quandoque A 83 
Ceterum si abbatem D17g 
C’eterum si episcopi A 108 
C’eterum si quis ad indicees D3d; 

"Add 
Clerici autem si qui D32b 


Clericos autem quos D l5g (A 22a) 
(ommuni vita viventibus D20d 
Coniugatusin monasterium D 141: 
A 43a 

Conquestus est nobis P. canonicus 
D 66 


Constitutis in presentia nostra 
dilectis filiis nostris M. A3 
Constitutus coram nobis P.W. 
eoclesie D 665 
Consulit nos tua fraternitas quid 
tibi faciendum sit de G. presby- 
tero Ds 
Consulit nos vestra devotio super 
quodam confratre D 53; A 23, 76 
Consulit nos vestra discretio de 
duabus personis D51; A 27 
Consulit tua fraternitas utrum tibi 
DO 

Consultationibus singulorum 
D16a; A4a 
Consuluisti enim nos A 118 
Consuluit n.t.f.q.t.8.fac. de clericis 
D47a; A 28a 
Consuluit (Consulit) n.t. f.q.t. f. s. 
de G.(W) parochiano D 7; 
A6 
Consuluit (Consulit) n. t. f. utrum 
deferendum D 44a; Abla 
Consuluit (Consulit) n. t. f. utrum 
recusationes D6; Al2 
Consuluit nos tue discretionis pru- 
dentia quid t. f. s. de his qui ex 
(de) seculo D 46a; A 88 
Consuluit nos vestra dilectio utrum 
si appellatio A565 
Continebatur in litteris quas tua 
nobis devotio destinavit quod 
cum diaconus D 45 
Continebatur in l.q. t.n.d. d. quod 
cum quedam D60al; A 381la 
Contingit interdum A 85a, 94 
Controversiam que inter A103 
Cum aliquam causam D8; A 3% 


Cum Christus perfectus A 130 
Cum deceat nos D 26 
Cum dilecti filii nostri A65 
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Cum essemus Venetie (siehe Dum 

essemus) D48 
Cum in Cantuariensi D 39a; A 39a 
Cum institisset apud nos A 35 
Cum inter Iohannem veterem D40a 
Cum non ignoretis D 72 
Cum Romana ecclesia A 46a (72; 


D 43a) 
Cum sancta Romana D 18a 
Cum sis preditus D11; A 33 


Cum sit Romana D/43a (A 46a, 72) 


Cum teneamur D21; A18 
Cum tu fili A2 
Cum vos plerumque (plurimum) 

D 27; A19 
De adulteriis Dle 
De appellationibus vero D17e; A 68 
Debitores autem D43d; A47Tb 
De cetero laicos DidlI; A110 
De cetero noveris A 86 


De cetero quia dignum est D4lc 
(A 45c) 

De cetero si aliquis A4b (D 16b) 
Decimas a populo D20c; A2la 
Decrevit sacer iste D 20e 
De diacono vero qui D47c; A 28c 
De eo autem quod quesisti (quesi- 
visti) D4c; A 26c 
Dehis sanequi parochiales D2f; A7f 
De hoc autem quod rex D44b; 
Aölb, 73 

De illo vero qui se uxorem A 124b 
Deinde quod in fine D18d 
De iure vero patronatus A 107 
Delatum est (siehe: Relatum est) 
A 56 

De monachis autem qui D17b 
De presbytero autem Campanie D1i 
De quarto vero decime Dih 
De sacerdotibus vero D17m 
Donationes vero vel D16c; A4c 


Dum' essemus Venetie D 48 
Duobus modis dicitur A 131 
Eos vero qui se dicunt D 15e 


Et de ceterosialiquis D16b(A 4b) 


| 


Et si clerici DIiAU 
Ex antiquaRomanorum D52; A44 


Ex confessione tua D 67 
Ex conquestione Baldi D 69 
Ex frequentibus querelis D29 


Ex litteris vestris ad nosdirectis D71 
[Ex parte dilectorum filiorum D 74] 
Ex parte tua nobis est constanti D36 
Ex parte tua quesitum est a nobis 
A 64, 114 
Ex publico instrumento D 33 
Ex querimonia clericorum Al 
Ex questione M. mulieris A 127 
Ex quorundam certa relatione 
D 24; A 2911 


Fraternitatem tuam scire D 20a; 
A 20, 98 

Fraternitatis tue litteris D5; A 11 
Gravat nos admodum D 64 
Illiautem quianimo D15b (A 22a) 
Illi quoque non fuerunt Dı1öd 
(A 22a) 

Illiveroquiseasserunt D150(A22a) 
Dli vero qui sola Dilöf (A 22a) 
Illud autem pretereundum D3g; 
Aög, 105 

In archiepiscopatu tuo A 124a 
In causis vero ecclesiasticis D1g; 


A 109 
Indecorum est admodum D28; 
A 291, 81 


In exceptionibussicut D40b (A78b) 
In litteris tuis quas L. A 25 (D 56) 
In litteris quas tua nobis D2a; A7a 
Intelleximus ex tue fraternitatis 
A 63a 
Inter cetera sollicitudinis D17k 
Ipsi vero quiin subdiaconatu D 171 
Item cum aliqua causa A 60b 
Item cum quis dieit D2c; A7c 
Item nec canones A 78b (D40b) 
Item si duobus coram nıs D18c 
Item si quis rei litigiogse D2h 
(A Th, 59 
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Lator presentium cum litteris 
| A48 (122) 
Lator presentium nobis viva voce 
A89 
Licet preter solitum D lal; A 31a 


Littere tue quas I. lator D 56 
(A 25) 

Litteras tue fraternitatis D13; 
A 42, 132 

Meminimus nos ex parte D17a; 
A 50 

Monachi vero et canonici D15i; 
A 220 

Mulieres vel etiam A 87 
Ne religiosorum virorcum A102 


Nichilominus tibi precipimus A 92 
Non sine multa ammiratione D 31 
Nos instituta maiorum A9III 
Novum exactionis genus D 20g; 

A2lc 


Parochianos autem tuos A28d; 
(D 47d) 

Pervenit ad audientiam nostram 
A121 

Pervenit ad nos ex transmissa 

A 96 
Pervenit ad nos quod cum hii qui 
lepre D35; A34, 125 
Pervenit ad nos quod cum pres- 
byteri D 37; A652 
Plene nobis innotuit D 42a 
Porro si aliquis crimen D 3b; 
Aö5b, 1lla 
Porro si aliqui violentas D46b 

Porro si aliquis (quis) vir vel 
mulier D29c; A 9c 
Porro si clericus Dıf 
Porro si in cunis D 60 all; A 38IIb 
Porro si pro debilitate D4le; A4döe 
Presbyterum autem qui Dik; 
A 22e 
Presentium auctoritate A84 (D17]) 
Presentium lator L. presbyter D55; 
A 24 
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Presentium lator P. A 122 (48) 
Preterea de his qui iuramentum 
ATI, 93 
Preterea illi qui episccopoo D17c 
Preterea licet ad presbyteratum 


D2e; A7e 

Preterea qui ad apostolicam sedem 
A 57 

Prohibeas attentius A 77 


Propositum est nobis quod A 66, 117 


Quamvis simus D3a; Ada 
Quanto circa Deum D 57 
Quemlibet autem ad perhibendum 
D3e; Ade, 111b 

Querenti etiam tibi utrum laicus 
DA4d, 23; A 41 
Quesitum est a nobis A 13 (D 61) 
Quesivisti autem frater A72 
(D43a; A 46a) 

Quesivit tua fraternitas quid sit 
agendum D 73 
Questioni quam fecisti A 70 
Questioni tue taliter respondemus 
A49 (116) 
Quia dignum est A45c (D4lc) 
Quia nos tua duxit prudentia A 

Quidam intravit monasterium 

A116 (49) 
Quod diligentia tua D70; A 10, 78a 
Quod super his de quibus D34 
Quoniam igitur nos deceet A97 
Quoniam quesitum est D 61 (A 13) 


Recepta conquestione a muliere 
A 40 
Redolet Anglia flagrantia D 58; 
A14 
Relatum est auribus nostris quod 
cum sint D 32a 
Relatum est auribus nostris quod si 


quando A566 
Requisivit a nobis fraternitas tua 
A’7O 


Sanctorum patrum sanctiones A 101 
Sane de clericis D4f 
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Sane laborum vestrerum D20b 
Sane si & nobis super A 60a 
Sane si coniugati D14II; A43b 


Sane super eo quod morise D4b; 
A26b 
Scripta vero autentica Di 


Sententiam vero a delegato D 3f; 


Ast 

Si aliquis parochianorum D17f; 
A 120 

Si autem clerici A 128 (45b; D41b) 
Si autem infra D 19c 
Sı autem lis A63b 


Si autem quisquam appellationi 

A 53 
Sicut dignum est Dlöa; A 22a 
Sicut Romana ecclesia D19a; Asa 
Si dominus et magister AT: 
Significasti nobis per litteras A 62 
Significavit nobis venerabilis frater 


D12; A 54 
Si in una causa A 67 (D18b) 
Si qui autem clerici D4lb; 
A45b (128) 


Si quisquam qui se religioni A 116 


Si quis rei litigiose ATh, 59; 

(D 2h) 
Si qui testium A113 
Si velis diligenter D 63 


Si veroaliquando ordinatio D4ld; 


A4öd, 106 

Si vero aliquis alicuius potestatis 
D15k; A 22d 
Si vero aliquis quamquam D9b; 
A9b 
Si vero puella D43cl; A46c 


Si vero viret mulier Dlc (A321I) 
Si vir aut mulier A32IlI (Die) 
Sponsam autem alterius D43clI; 
A 47a 
Statuimus ut monasteria D20f; 
A21b, 100 

Statuimus ut si super decimis 
D20h; A21d 
Subdiaconum autem D47d;(A28d) 
Suggestum est auribus A1l5 
Suggestum est nobis quod D30 


Super alia questione scilicet quod 
cum D2b; A7b 
Super eo quod a nobis tus fraterni- 
tas requisivit, utrum duorum D59 
Super eo (vero) quod a nobis tua 
sollicitudo requisivit, utrum sen- 
tentia D17d; A58 
Super eo quod asseris A. pres- - 

byterum D42b 
Super eo quod quesitum est D 4a; 
A 26a 
Super eo vero quod & nobis con- 
silium postulasti D15h; A 22b 
Super eo vero quod a nobis discretio 
(a nobisquerendum tua discretio) 
D3c; Aödc 
Super eo vero quod clerici A85b, 95 
Super eo vero quod de illo nobis 
D47b; A28b, 119 

Super eo vero quod interdum 
(iudices) D19b; A8b 
Super eo vero quod nos consulere 
voluisti D60b; A 38Ilc 
Super eo vero quod quesivisti a 
nobis utrum testes A112 

Super hoc quod nos consulere 


voluisti D9a; A 9a, 61 
Super illa (alia) vero questione, 

qua D2g; A7g 
Tanta est labes A74 
Tanta est vis A 126 
Totiens iam scripsimus D 62 
Universalis ecclesie A 36 
Utrum autem filii D1b; A321 
Utrum vero inimicitia A 69 


Veniens ad nos P. civis D50; A381 
Veniens ad nos P. lator A 123 
Verum cum alicui eclleie D17h 
Verum post consensum Dlall; 


A31b 

Vir autum vel mulier D 43b; 
A46b, 129 

Viris ecclesiasticis D2 


Volumus ac iuxta canonum A911 
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Augustinus 
A 131 


Gregorius I 


J.E. 1482 — A102 
c. incert. 
Dt; A21b = 10 
D 20d 

A 101 


Leolll 
J.E. 2536 — A9IL 


Conc. Magunt. 


recte conc. Cabilon. 
a. 813 c. 19 


D 20e 


Deusdedit 
c. incert. — A74 


PaschalisII 

J.L. 6443 — D20c; 
A 21a = 100 

6605 — D 20g: 
A2lc 

6611 — AQlI 

c.incert. — A75 


AlexanderllIl. 
J.L. 10826 — D52: 
A 44 

11661 — A56 

12020 — D18; 

A 67 

12180 — D15; 
A 22a-d 

12203 — D58; 

A1l4 

12253 — A53 


12254 — D17k— 
m; A84 


12378 


12632 


12636 


12668 
12785 
12942 


13162 


13583 


13740 


13748 
13749 
13763 


13766 
13768 
13783 
13787 
13794 


13798 
13802 
13803 
13809 


13810 


13814 
13817 
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4. Quellenverzeichnis. 
J.L. 12293 — 


D 9, 19; 
A889 
= 61 

D 12; 

A 54 

D 70; 
A1l0 = 
78a 
D16; 
A4, 66 
— 117 
A3 

A 130 
D54; 

A 30 
D8,17a 
-1; A 37, 
50, 58, 
63b, 68, 
120 
D61; 

A 13 

D 47a; 
A 28a 
D 42a 
A65 

D 50; 

A 381 
A 127 

A 87 
A55 

D 33 

D 35; 

A 34 = 
125 

A 107 

D 38 

D 32b 
D 21; 
AIS 

D 39a; 
A 39a 
Al 


- D29 


J.L. 13820 


13822 


13823 
13829 
13835 
13842 
13854 
13855 


13856 - 


13859 
13865 


13868 
13869 
13870 
13873 
13877 
13878 
13886 
13894 
13899 
13915 
13917 


13919 
13921 


13926 


13946 - 


13947 
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d.L. 13948 
13949 
13950 
13962 


13970 
13976 


13983 


13990 


13992 


13996 


14006 


14014 - 


14025 
14027 
14032 
14044 
14046 


14058 
14061 


14066 - 


14069 
14071 


14075 


— 


D4bc; 
A 26bc 
D 4e 


— A63a 


—— 


A 96, 97 
A69 

D 31, 
39b; 

A 39b 


J.L. 14076 


14079 
14087 


14091 


14097 
14104 


14107 
14110 
14112 
14114 
14119 
14120 


14121 
14126 


14127 
14133 
14136 
14151 


14152 


D 47cd; | J.L. 14154 — D3g; 
A 103 105 

D 24; 14155 -- A92 

A 2911 14156 -- D3ab, 
DI; d—t, h; 
A 22e, Abab, 
3lab = d-f, h 
118, 32, —=11l 
109, 110 14157 — A 77 

D 30 14173 — D20b 
D14; 14181 — D4lc; 
A43ab, A 46c 
470 14191 — D 20h; 
A112 A21d 
D44b; 14194 — D40a 
Aö5lb 14214 — A121 
— 73 14216 -- A 89 

D 44a; 14219 — D2a— 
Aöla c, 0-8; 
A79 A 7a— 
D53; c, e—g 
A23 = 14267 — A 36 
76 14313 -- D 37; 
A448 = A43c, 
122 52 

D10 14314 -- A71-93 
D 43a — 14334 — D48 

c; A 46, 14349 — A 82, 83 
47a = 

72, 129 Nicht bei J.L 
D43d; |D40b = A78b 
A47b Döl = A27 

D 59 D 25 

D7;,A6| 39 

D60b; 67 

A38IIc| 62--69 

D3e; 73 

Aöc, A 38IIb 

57 40 
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11. 


Die Besetzung 
katholischer Pfarrstellen fiskalischen Patronats 
in den Delegaturen Brandenburg-Pommern 
und Preußen links der Elbe und Havel. 


Zugleich ein Beitrag zur staats- und kirchenrechtlichen 
Entwicklung dieser (Gebiete. 


Von 


Herrn Prof. Dr. iur. Johannes Heckel 
in Berlin. 


Der landesherrliche Patronat in den altpreußischen 
Provinzen hat im letzten Bande dieser Zeitschrift eine 
eingehende Darstellung erfahren.!) Soweit dabei die 
katholische Kirche in Betracht kam, zeigte sich, daß jenes 
Recht, das in Brandenburg-Preußen ursprünglich auf dem 
Boden der evangelischen Kultusverwaltung erwachsen war, 
mit der Vergrößerung des Staates durch katholische Gebiete 
auch auf zahlreiche katholische Kirchen übergriff; im Gefolge 
der Säkularisation vermochte es schließlich zu Beginn des 
19. Jahrhunderts die collatio libera der katholischen geist- 
lichen Oberen fast ganz zu verdrängen. Doch ist es dabei 
nicht lange geblieben. Begünstigt durch das Abklingen des 
Staatskirchentums und den Wechsel der Staatsverfassung 
hat der Episkopat große Teile der verlorenen Stellungen 
wiedererobert, und die neue Reichsverfassung gibt ihm wie 
dem Staate Pflicht und Recht, die Auseinandersetzung über 
den landesherrlichen Patronat vollends zu Ende zu führen. 

Gewonnen ist dieses Ergebnis worden auf Grund einer 
Analyse der fiskalischen Patronatsverhältnisse in den 
katholischen Diözesen Altpreußens einschließlich des preu- 


1) Zeitschrift für Rechtsgeschichte, Kanonistische Abteilung XV 
1926, S. 200f. 
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Bischen Anteils der Erzdiözese Olmütz.!) Dagegen steht eine 
entsprechende Untersuchung für die Delegaturen Branden- 
burg-Pommern und Preußen links der Elbe und Havel noch 
aus. Ihre eigenartige staats- und kirchenrechtliche Ent- 
wicklung und deren Verknüpfung mit dem fiskalischen 
Patronat macht es geraten, sie gesondert zu behandeln. 
Im Folgenden sei nun versucht, diese Aufgabe zu erledigen.?) 

Wir beginnen dabei mit der Delegation oder wie sie 
gewöhnlich genannt wird der ‚„Delegatur‘ Brandenburg- 
Pommern als dem größeren und wichtigeren der beiden 
Gebiete. Ihr jetziger Sprengel stand zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts teils unter schwedischer Herrschaft, nämlich fast 
ganz Neuvorpommern, teils unter Brandenburg-Preußen ; 
diesem gehörte der Rest der jetzigen Delegatur. Noch heute 
sind jene Unterschiede der Territorialhoheit in so fern für 
die Beurteilung von Patronatsverhältnissen wichtig, als in 
Sch wedisch-Neuvorpommern hiebei das gemeine Recht?), in 
den brandenburgischen Landen das Preußische Allgemeine 
Lan.drecht subsidiär maßgebend ist. Im übrigen aber war die 
staatskirchenrechtlicheLage beiderTerritorien dieselbe: Beide 
gehörten zum Heiligen Römischen Reich, für beide hatten 
der Augsburger Religionsfriede und seine berühmte ‚‚Dekla- 
ration‘, dasInstrumentumPacis Osnabrugense, demKatholi- 
zismus allen Anspruch auf Duldung oder gar auf öffentliche 
Religionsübung versagt; denn im Jahre 1624, dem Normal- 
jahr des Westfälischen Friedens, waren Brandenburg und 


i) Für den preußischen Anteil der Erzdiözese Prag stand mir 
hinreichendes Material nicht zur Verfügung; immerhin ist so viel sicher, 
daß eine generelle Vereinbarung über die Ausübung des fiskalischen 
Patronats nicht geschlossen worden ist. 

2) Dem preußischen Ministerium für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung, dessen Akten dieser Untersuchung zugrunde liegen, 
bin ich für die gütige Erlaubnis zur Verwertung seiner Archivalien, 
den Beamten des Ministeriums für freundliche Unterstützung bei der 
Aktenbenutzung zu besonderem Danke verbunden. Dieselbe Pflicht liegt 
mir ob gegenüber denjenigen Herren, die mir auf einzelne Fragen der 
staatlichen und kirchlichen Verwaltungspraxis liebenswürdigst Auskunft 
erteilt haben. 

3) Conrad Bornhak, Preußische Staats- und Rechtsgeschichte, 
Berlin 1903, 8. 437. 
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ganz Pommern rein protestantisch gewesen.!) Es hing also 
lediglich von der Gnade des Landesherrn ab, ob er den 
Katholiken den Aufenthalt erlaubte, und ob er ihnen dann 
ein exercitium religionis über die einfache Hausandacht 
hinaus gewähren wollte. Indessen selbst zu einem solchen 
reichsrechtlich gestatteten Gnadenakt sah sich der Landes- 
herr nach Territorialrecht nicht überall in der Lage; denn 
Landtagsrezesse mit seinen protestantischen Ständen setzten 
der Verfügungsgewalt des Fürsten in Kirchensachen, 
seinem ius reformandi, enge Schranken.?) Erst im 18. Jahr- 
hundert wurde die Lage für den Katholizismus wesentlich 
günstiger. Zwei Momente vornehmlich wirkten in dieser 
Richtung: Einmal das Schwinden der ständischen Macht; 
denn damit verloren jene katholikenfeindlichen Landes- 
verträge den an ihrer Beobachtung in erster Linie interessier- 
ten Garanten.?) Zum andern das Bedürfnis des erstarkenden 


I) Relation an die Propaganda über die Mark Brandenburg aus dem 
Jahr 1624 bei Philipp Hiltebrandt, Preußen und die römische Kurie I, 
Berlin 1910, S. 1ff., 10f., 14, 25ff., und dazu das Testament des Großen 
Kurfürsten vom 19. Mai 1667 bei Georg Küntzel und Martin Haß, 
Die politischen Testamente der Hohenzollern nebst ergänzenden Akten- 
stücken, 2 Teile, Quellensammlung zur deutschen Geschichte, heraus- 
gegeben von E. Brandenburg und G. Seeliger, 2. Auflage, Leipzig 
1919, 1S.45. Vergl. zum Ganzen ferner E. A. Th. Laspeyres, Geschich- 
te und heutige Verfassung der katholischen Kirche Preußens I, Halle 1840, 
S. 74ff., 92ff.; Otto Mejer, Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr 
Recht, 2 Teile, Göttingen 1852f., II S.289f.; Max Lehmann und 
Herman Granier, Preußen und die katholische Kirche, 9 Bände, 
Leipzig 1878 ff. (im folgenden zitiertLehmannundLehmann-Granier), 
I S.55, 102, 

*) Für Brandenburg vergleiche den kurmärkischen Landtagsrezeß 
vom 26. Juli 1653, in welchem ‚‚den Pontificiis ... weder publicum noch 
privatum religionis exercitium‘ gestattet war, bei Mylius, Corpus Consti- 
tutionum Marchicarum VI 1, Berlin 1751, col. 429, und dazu den Erlaß vom 
14. August 1700 bei Lehmann I S.492f. Für Pommern siehe den Land- 
tagsabschied Bogislavs XIV. vom 5. Dezember 1603, der allerdings die 
katholische Religion nicht eigens nennt, bei Augustin von Balthasar, 
Jus Ecclesiasticum Pastorale, 2 Teile, Rostock und Greifswald 1760. 
1763, IS. 60, 81; II S. 617 ff., 625f.; JohannCarlDähnert, Sammlung 
gemeiner und besonderer Pommerscher und Rügischer Landesurkunden II, 
Stralsund 1767, S. 554. Laspeyres, a.a.O. S. 96, Anm. 15. 

*) Friedrich Wilhelm I. bestätigte den kurmärkischen Landtags- 
rezeB von 1653 nicht mehr. Lehmann I S. 408. 
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absoluten Staates nach einem Ausbau seiner Wehrmacht. 
Der Hunger nach Soldaten hieß jeden, der nur kriegstüchtig 
war, im Söldnerheer des Fürsten willkommen; über fremde 
Religionszugehörigkeit sah man hinweg; sie war allenfalls ein 
Schönheitsfehler, den andere Vorzüge leicht aufwogen. 
An ihm durfte das Werbegeschäft nicht scheitern, und aus 
dieser Gesinnung machte man auf dem Soldatenmarkt kein 
Hehl: Neben der Werbetrommel hingen die testimonia liberi 
exercitii romano-catholicae religionis in der branden- 
burgisch-preußischen Armee!) und beruhigten ängstliche 
Rekrutenseelen, daß, wer den Leib dem fremden Herrn 
verdinge, doch katholische Religion und katholisches 
Gewissen salviere. Was man so unter Handgeld versprochen, 
das mußte man aber auch hintennach halten. Davon ab- 
gesehen forderte schon die militärische Disziplin über 
katholische Kontingente eine Ergänzung durch katholische 
Militärseelsorge.?) Ohne geregeltes exercitium religionis litt 
das exercitium militare. Auf diesem Weg, nämlich als eine 
für das Heerwesen unentbehrliche Einrichtung, hat die 
öffentliche katholische Kultusübung zuerst den Weg in die 
von uns zu besprechenden brandenburgisch-pommerschen 
Gebiete gefunden?) 

Freilich nur der Katholik in des Königs Rock genoß 
einstweilen solche religiösen Freiheiten; der katholische 
Bürger darbte ihrer noch lange. Bloß mittelbar kam auch 


ı) Julius Langhaeuser, Das Militärkirchenwesen im kur- 
brandenburgischen und königlich preußischen Heere, Straßburger juristi- 
sche Dissertation 1912, S. 134; Joseph Freisen, Das Militärkirchenrecht 
in Heer und Marine des Deutschen Reiches, Paderborn 1913, S. 94. 
Vergl. auch Franz Wilhelm Woker, Geschichte der norddeutschen 
Franziskaner-Missionen der Sächsischen Ordens-Provinz vom hl. Kreuz, 
Freiburg i. Br. 1880, S. 220; Georges Pariset, L’Etat et les Eglises en 
Prusse sous Frederic-Guillaume I? 1713— 1740, Paris 1897, S. 764, Anm. ]. 

2) Für das Zusammenwirken beider vergleiche etwa die Notiz aus der 
Propaganda-Sitzung vom 3. Dezember 1731 bei Hiltebrandt, a.a.O. 
S. 371£., und P. Maternus Heinrichs O.P., P. Raimundi Bruns Ord. 
Praed. Annales Conventus Halberstadiensis, Quellen und Forschungen zur 
Geschichte des Dominikanerordens in Deutschland, herausgegeben von 
Paulus von Loö O.P. und Benedictus Maria Reichert, Leipzig 
1913, 8. 94f. 

°) Langhaeuser, a.a.0O. S. 13%. 
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ihm die Neuerung zugute. Die katholischen Garnison- 
prediger nahmen sich der Zivilbevölkerung ihres Glaubens, 
die übrigens den Katholiken im Heer an Zahl weit nachstand, 
in den Standorten und auf Dienstreisen so weit an, als es ihr 
militärisches Amt eben erlaubte. Die Zivilseelsorge bildete 
anfänglich ein Annex der Heeresseelsorge. Katholische 
Zivilgemeinden dagegen entstanden in diesem Zeitraum nur 
wenige. 

Zuerst geschah es im Brandenburgischen unter Friedrich 
Wilhelm I. Für katholische Lütticher Heeresarbeiter, 
die er in seiner Potsdamer und Spandauer Gewehrfabrik 
beschäftigte, sahen die Anstellungsbedingungen vor, daß ein 
Bethaus errichtet, ein Seelsorger eingesetzt und freie 
Religionsübung gestattet werde. So bildeten sich 1723 und 
1724 die ersten katholischen Parochien.?!) Sie waren zunächst 
personell und räumlich beschränkt; denn sie erstreckten sich 
— den modernen protestantischen Anstaltsparochien ver- 
gleichbar — nur auf die in den Gewehrfabriken tätigen 
Arbeiter und deren Angehörige.’) Sie allein waren vom 
protestantischen Pfarrzwang befreit?), die übrigen Katho- 
liken in den genannten beiden Städten blieben ihm dagegen 
unterworfen. Gerade diese Abgrenzung der Pfarrechte führte 
nun aber in den folgenden Jahrzehnten zu lebhaften Streitig- 


1) Über Potsdam vergl. Friedrich Nicolai, Beschreibung der 
Königlichen Residenzstädte Berlin und Potsdam, 3 Bände, Berlin 1786, 
III S. 1169; LehmannlI S. 409, VII S. 653; Pariset,a. a. 0. 8. 764f.; 
Hiltebrandt, a.a.0.I S. 31öf., 369, 371f., 379, 418ff.; Heinrichs, 
2.2.0. S.89ff.; Langhaeuser, a. a. O. S.131. Über Spandau siehe 
Johann Ludewig Dilschmann, Diplomatische Geschichte und 
Beschreibung der Stadt und Festung Spandow, Berlin 1785,'.8. 32; 
Lehmann I S.409, IV S.648, VII S.653. Pariset S.764; Hülte- 
brandt S. 371f., 424£.; Franz Kohstall, Geschichte der katholischen 
Pfarrgemeinde Sankt Marien zu Spandau, Spandau 1924, 8.28f., 32. 
Ein eigener Geistlicher wurde erst 1727 angestellt. Heinrichs S. 2: 
Langhaeuser, a.a.O. S. 131. 

2) Heinrichs, Bruns S. 89; Langhaeuser, Militärkirchenwegen 
8. 162. 

?) Irrig Laspeyres, Geschichte der katholischen Kirche Preußens 
S. 94 und Mejer, Propaganda II S. 291, daß es sich nur um ein Privat 
religionsexerzitium gehandelt habe. 
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keiten mit der evangelischen Geistlichkeit!); erst 1784 
wurden die Differenzen für Potsdam?), erst im 19. Jahr- 
hundert für Spandau?) zugunsten der Katholiken durch 
Erweiterung des katholischen Pfarrsprengels auf die ganze 
Stadt entschieden. Als dritte Parochie gesellte sich 1773 die 
Pfarrei St. Hedwig‘) in Berlin hinzu.) Ihre Errichtung, 
von Friedrich dem Großen veranlaßt, um die Toleranz seines 
Staates gegen Andersgläubige öffentlich zu bekunden?), 
diente offiziell in erster Linie der Zivilbevölkerung, allein wie 
sehr auch hier militärische Rücksichten und Bedürfnisse 
mitsprachen, zeigt schon der Titel und Rang des Pfarrers: 
Als Feldpropst”) war er der Vorgesetzte der gesamten katho- 
lischen Geistlichkeit in Brandenburg und Pommern. 
Andere als die eben erwähnten vom Staate anerkannten 
katholischen ‚Pfarreien‘ gab es im brandenburgisch- 
pommerschen Anteil der Delegatur bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts nicht. Die Katholiken, die sonst noch in der 
Diaspora hier lebten, bildeten staatsrechtlich Glieder der 
evangelischen Parochien. Das galt insbesondere auch von 


ı) Für Potsdam vergl. z. B. den Kabinettsbefehl vom 2. April 1747, 
LehmannII S. 654*; für Spandau Kohstall, a. a. 0. S. 33f. 

2) Kabinettsbefehl vom 23. Dezember 1784, Lehmann V S. 638, 

3) Ministerialerlaß vom 27. August 1835. Min.d.g. A.G1U Prov. 
Brandenburg 8I. Kohstall, a.a. 0. S. 34f. 

*) Patent des Königs wegen des Baues der Hedwigskirche vom 
22. November 1746 (Lehmann II S. 628*), Gewährung von Parochial- 
rechten für die Zeit nach Vollendung des Baues durch königliche Asse- 
kuration vom 10. Juni 1766 (ebenda IV S.290), Einweihung der Kirche am 
1. November 1773 (ebenda IV S.567£f.), endgültige Erklärung über 
Beseitigung des evangelischen Pfarrzwangs durch Erlaß vom 18. Juli 1779 
(Novum Corpus Constitutionum Marchicarum VI, Berlin 1781, S. 1611). 

$) Die daneben noch bestehende Invalidenhauskirche scheidet für 
unsere Zwecke aus. Sie war nie eine Pfarrei. Langhaeuser, a.a.0. 
S. 146. 

°) Vergl. etwa die Äußerung des Königs zum Abbe Bastiani am 
8. Oktober 1773 bei Lehmann IV S. 556. 

”) Langhaeuser, Militärkirchenwesen S. 152; Freisen, Militär- 
kirchenrecht S. 99. Der Titel wurde zuerst im Feldzug 1778/79 verliehen; 
er war seit 1779 mit der Stelle des ersten Berliner Geistlichen verbunden, 
verwandelte sich aber nach dem Kriege 1806 in den Titel eines Propstes. 
Langhaeuser S. 184. Siehe auch unten S. 150, Anm. 1. 
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Stettin!), wo seit 1737 mit Rücksicht auf die Armee?) und 
auf katholische Kolonisten?) der Umgebung eine katholische 
Mission bestand, deren erster Missionar als Militärseelsorger 
aus den hiefür ursprünglich bestimmten Zuschüssen der 
Berliner Pfarrstelle*), deren zweiter von der Propaganda in 
Rom besoldet wurde.) Ebenso verhielt es sich mit Frankfurt 
an der Oder®), dessen Katholiken wegen der Messe die 
Anstellung eines Seelsorgers seit 1776 erlaubt war; seine 
Besoldung’) wurde in der Hauptsache durch freiwillige 
Gaben aufgebracht.®) 

Fast gleichzeitig hatte die katholische Kirche auch in 
Schwedisch-Pommern einen großen Erfolg zu verzeichnen. 
In Stralsund?) durfte die Propaganda laut königlicher 


1) Wiederholte Gesuche um Verleihung der Pfarrechte aus den 
Jahren 1797, 1799, 1800 blieben erfolglos. Lehmann-Granier VII 
S. 3f., 125ff., 241f. 

2) Heinrichs, Bruns S. 100f.; Relation von 1740 bei Hiltebrandt, 
Preußen und die römische Kurie S. 422f.; LehmannI S. 409, 805, 813. 

3) In Pommern wurden von Friedrich II. 1747ff. Hessen-Darm- 
städter und Pfälzer Kolonisten katholischer Konfession unter Zusicherung 
ihrer Religionsübung angesetzt. Anton Ign. Kleffner und Fr. Wilh. 
Woker, Der Bonifaziusverein 1849—1899, Paderborn 1899, II S. 61ff.; 
Amtlicher Führer durch die fürstbischöfliche Delegatur, Berlin 1926, 
S. 117. | 

4) Heinrichs, Bruns S. 101. Bericht der pommerschen Regierung 
vom 28. Januar 1805, Lehmann-Granier IX S. 287. Diese Zuschüsse 
wurden auch nach dem Zusammenbruch derMilitärseelsorge weiter bezahlt. 

5) Heinrichs, a.a.O. S.10lf. Die zweite Stelle wurde zuerst 
1749 besetzt. 

e) Einräumung katholischen Gottesdienstes für Meßzeiten 1764 
(Lehmann IV S. 647); Genehmigung zur Einrichtung eines gottesdienst- 
lichen Gebäudes 1776 (ebenda V S.153); Einweihung des Bethauses 
1786 (ebenda V S. 681, 693); Anstellung eines Paters 1791 (Lehmann- 
Granier VIII S.581). Über die Fortdauer des evangelischen Pfarrzwanges 
noch im Jahre 1802 siehe ebenda VIII S. 581. 

‘) Denkschrift des Ministerialreferenten im Min. d. g. A. vom 10. Mei 
1852. Min.d.g. A.G II Prov. Brandenburg VII 21 I. 

8) Andere Missionsstationen z. B. Brandenburg werden hier nicht 
aufgeführt, weil sie für die Geschichte des fiskalischen Patronatrechts nicht 
in Betracht kommen. 

®) Gadebusch, Schwedischpommersche Staatskunde, 2 Teile, Greifs- 
wald 1786, 1788, IL S. 230ff., bes. S. 232f.; Laspeyres, Geschichte der 
katholischen Kirche Preußens $.98; Mejer, Propaganda II S.293f., 324#. 
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Zusagen vom Jahre 1775 eine Mission gründen; schon im 
Jahr darauf wurde ihr dieses Privilegium noch erweitert. 
Seit 1780 beschäftigte die Propaganda hier zwei von ihr 
ernannte Missionare!), ließ aber 1806 die eine Missionars- 
stelle aus Mangel an Mitteln eingehen.?) Selbst der übrig- 
bleibende Geistliche hatte jahrelang mit dem Verhungern zu 
kämpfen?) und vermochte nur mit größter Mühe den vor- 
geschobenen Posten zu halten. Eine Erhebung zur Pfarrei 
erfolgte weder in schwedischer Zeit‘), noch als Stralsund 
1815 an Preußen kam.?) Wir sehen daher einstweilen davon 
ab, ihr Schicksal weiter zu verfolgen, und wenden uns wieder 
Preußen zu. 

Hier standen sämtliche vom Staat dotierten geistlichen 
Stellen, d. h. die drei Pfarrstellen mit ihren Kaplaneien sowie 
die Stelle des ersten Stettiner Missionars unter Königlichem 
Patronat®); ihre Besetzung erfolgte durch das geistliche 
Departement oder auf dessen Vortrag durch den König. 
Wie die Anstellung, so lag auch die Abberufung des Klerus in 
des Herrschers Willkür; es hing lediglich von seinem ‚‚Wohl- 
gefallen‘ ab, mit den Priestern ‚eine Veränderung vor- 
zunehmen‘“.’) Als Geistliche verwendete man Dominikaner 
aus Halberstadt.°) Erst 1805 wurde der erste Säkularpriester 
als Propst bei St. Hedwig in Berlin angestellt.?) 


— mn 


ı) Bericht der Regierung Stralsund vom 24. Juli 1824. Min. d.g. A. 
G U Prov. Pommern VII 3 I. Johannes Metzler S. J., Die apostoli- 
schen Vikariate des Nordens, Paderborn 1919, S. 160, Anm. 1. 

2) Eingabe des Paters Zink in Stralsund vom 25. April 1818 mit 
Begleitbericht der Regierung Stralsund vom 4. Juli 1818. Min.d.g. A. 
G U Prov. Pommern VII 3 I. Über die Besoldungsverhältnisse siehe 
Mejer, Propaganda II S. 293f., 324ff. 

3) Erschlug sich mit Stundengeben durch. Vergl. seine Eingabe vom 
25. April 1818 in der vorigen Anm. | 

4) Mejer, Propaganda II S. 293. 5) Siehe unten S. 155, Anm. 1. 

°, Vergl. z.B. für Potsdam Lehmann IV S.35, 645, 647, V 
S. 623; für Spandau ebenda IV S. 647; für Berlin ebenda III S. 350, 604, 
607£., IV S. 503ff., V S. 50, VII S. 690. Siehe ferner Langhaeuser, 
Militärkirchenwesen 8. 153 ff. 

?) Resolution vom 27. August 1775 Lehmann V S. 50. 

8) Siehe die Angaben des Paters Bruns in Heinrichs, Bruns, 
S.52ff. (Berlin), 89ff. (Potsdam und Spandau), 100ff. (Stettin). 

?) Mejer, Propaganda II S. 307, wo statt Klam I Klamt zu lesen ist. 
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Diese in mancher Hinsicht recht unvollkommene, 
aber immerhin für die Katholiken erträgliche und — 
wie noch zu zeigen sein wird — im Verhältnis zur staatlichen 
Rechtslage sogar günstige Ordnung deskatholischen Kirchen- 
wesens wurde nun durch die Niederlage Preußens gegen 
Frankreich aufs empfindlichste gestört. Die Armee schmolz 
zusammen, Garnisonen wurden aufgehoben und die Heeres- 
seelsorge brach überhaupt zusammen.!) Das Verhältnis 
zwischen ihr und der Zivilseelsorge, wie es anfänglich 
bestanden hatte, machte nun dem Gegenteil Platz: Die 
Soldaten waren völlig auf die Zivilseelsorge angewiesen. 
„Ein eigner katholischer Garnisongottesdienst wurde nir- 
gends mehr abgehalten‘‘?), und auch die Zuschüsse, die 
ehedem die Zivilgeistlichkeit für ‚die römisch-katholische 
Seelen-Cur‘‘ an Soldaten erhalten hatte, fielen fast überall 
weg. Bei solcher Gehaltsverringerung konnten natürlich die 
Geistlichen nicht entfernt daran denken, aus ihren Mitteln 
die Gemeinden in den aufgehobenen Garnisonen zu bereisen. 
Zudem stockten die Unterstützungen aus ausländischen 
Kassen. Die Westfälische Regierung hütete sich bei ihrer 
dauernden Finanznot wohl, Gelder über die Grenze zu lassen, 
und aus Rom war seit 1808 ebenfalls nichts mehr zu er- 
warten.?) Schlimmer aber als all das wirkte der Verlust des 
Fürstentums Halberstadt, dessen Dominikanerkloster bisher 
die natürliche Stütze für die Pastoration des ostelbischen 


Heinrich Brück, Geschichte der katholischen Kirche in Deutschland im 
19. Jahrhundert, 2. Aufl., 4 Bände, Bd.3, 4 I und II herausgegeben 
von J.B. Kißling, Mainz und Münster 1902ff. (im folgenden zitiert 
Brück-Kißling), I S. 165. 

1) Langhaeuser, Militärkirchenwesen S.183f., und namentlich 
Heinrich Pohl, Die katholische Militärseelsorge Preußens 1797 — 1888, 
Studien zur Geschichte des deutschen Militärkirchenrechts, Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, Heft 102/103, 
Stuttgart 1926, S. 27f. 

2) Pohl, a.a.0. S. 27. 

3) Einfall des Generals Miollis in Rom 1808, nachdem schon 1798 
durch die französischen Revolutionstruppen das Vermögen der Prop&- 
ganda zum Teil geraubt war. Anton Freitag, S.V.D., Der gegen- 
wärtige Machtbereich und die innere Einrichtung der Sacra Congregatio de 
Propaganda Fide, Zeitschrift für Missionswissenschaft XII 1922, S. 5lff., 
bes. S. 62. 
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Gebiets gewesen war.!) Bis zu welchem Grade die Not 
gestiegen war, zeigt schlagend eine Bekanntmachung im 
„Brandenburger Anzeiger‘‘ vom 19. Januar 1811?); hier rief 
ein katholischer Kaufmann seine ortsansässigen Glaubens- 
genossen dringend auf zur Subskription auf den — man 
möchte sagen — Bezug eines Kaplans, der gegen Kosten- 
ersatz zweimal im Jahr nach Brandenburg fahren sollte; 
fünf Jahre hatte sich kein katholischer Geistlicher dort 
blicken lassen. 

Nur langsam vermochte die preußische Regierung dieser 
Desorganisation Herr zu werden; sie war gewiß vom besten 
Willen beseelt, aber selbst in einer fundamentalen Um- 
wandlung begriffen und dadurch in ihrer Arbeitskraft 
gehemmt. Über den löblichen Vorsatz, „sich zu beeilen, 
diejenigen Einleitungen zu beschleunigen, welche erforder- 
lich‘‘®) waren, kam sie oft nicht hinaus. Kein Wunder, 
wenn ein tatkräftiger Geistlicher, an der Länge solcher 
Einleitungen verzweifelnd, auf illegalem Wege sich selber 
Rat schaffte.‘) 

Trotz alledem aber hat der Katholizismus selbst in der 
Zeit der größten Bedrängnis des Staates sich weiter gefestigt. 


1) „Quasi la pepiniere“ des in Brandenburg-Pommern tätigen 
Klerus nennt es P. Bruns. Langhaeuser $. 153. 

2) Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg VII 1I. Über den weiteren 
Verlauf der Angelegenheit siehe Ernst Riedel, Katholisches Leben in der 
Mark Brandenburg, Berlin 1894, S. 80f. 

3) Antwort einer Immediatkommission (gez. Sack) vom 18. März 
1808 auf die Bitte des Propstes Klamt, ihm auf amtlichem Weg die 
Fakultäten zur Firmung zu verschaffen. Erfolg hatte er weder damals 
noch als er 1809 sein wiederholtes Gesuch durch das auswärtige Departe- 
ment wirklich in Rom vorlegen konnte. Min.d.g. A. G II Prov. Bran- 
denburg II 1 I. Irrig Mejer, Propaganda II S. 298. 

*) Der Stettiner Pater Heinevetter verschaffte sich durch den 
Wiener Nuntius von dem Papst, aus dessen Gefangenschaft in Savona, unter 
dem 19. September 1810 die Fakultät zur Firmung, war aber so unvor- 
sichtig, der Stargarder Regierung gegenüber damit großzutun, und geriet 
nun in arge Ungelegenheiten. Nachdem er mittels Temporaliensperre zur 
Aushändigung des päpstlichen Erlasses gezwungen worden war, erhielt er 
schließlich durch einen Ministerialerlaß vom 18. April 1811 die Erlaubnis 
zu firmen, aber nur in der und für die Gemeinde Stettin selbst. Min. d. 
g. A. GII Prov. Pommern VII 11. 
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1809 erhielten Stettin!) und Frankfurt?) Parochialrechte, 
möglicherweise mit Rücksicht auf die staatsrechtliche 
Besserstellung, die die katholische Konfession im benach- 
barten Westfalen und Sachsen erfuhr. Eine entferntere 
Folge dieser Maßnahme war der Gewinn eines weiteren 
staatlichen Patronats: 1816 übernahm der Staat die Be- 
soldung der Frankfurter Pfarrstelle?) und zog dafür das 
Besetzungsrecht an sich.) 

Alles in allem zählte hienach Brandenburg-Pommern, 
soweit es später zur gleichnamigen Delegatur kam, bis zum 
Erlaß der Bulle De salute animarum fünf unter landes- 
herrlichem Patronat stehende katholische Pfarrstellen. 

Von ihnen wurde diejenige von Berlin seit der Neu- 
organisation des Staates vom König besetzt.’) Die „Er- 
nennung‘ der übrigen Geistlichen gebührte den Regie- 
rungen), von denen sie 1845 an die Oberpräsidenten 


1) Eine Kabinettsorder vom 24. Mai 1809 gewährte dem Stettiner 
katholischen Pfarrer die Erlaubnis, bei den Katholiken im Zivilstande in 
Stettin und in den umliegenden Kolonien Viereck, Hoppenwalde, August- 
walde und Blumenthal actus ministeriales gegen Stolgebühren zu ver- 
richten. Bericht der Regierung Stettin vom 18. April 1834. Fbenda 
vol. IH. Kohstall, a.a.0. S. 34. 

2) Bericht der kurmärkischen Regierung zu Potsdam vom 21. Dezem- 
ber 1809, daß die katholische Gemeinde in Frankfurt a. O. am 14. August 
1809 Parochialrechte eingeräumt erhalten habe. Min.d.g. A. GI 
Prov. Brandenburg VII 11. 

3) Vergl. die auf S. 122, Anm. 7 zitierte Denkschrift. 

4) Zuerst wurde der staatliche Patronat bei einer Stellenbesetzung 
1819 ausgeübt. Anläßlich eines Baufalles wurde der Regierung das 
Vorliegen eines Patronats zweifelhaft, aber bei späteren Stellenbesetzungen 
nahm sie ihn wieder in Anspruch. 

5) Verordnung vom 27. Oktober 1810 über die veränderte Verfassung 
aller obersten Staatsbehörden (Ges. S. 1810, S.3ff., bes. S.14). Das 
königliche Reservatrecht galt aber nur für die Pfarrstelle selbst; die 
Anstellung der Kapläne bei St. Hedwig folgte der gewöhnlichen Regel. 

6) Regierungsinstruktion für die Regierungen in den sämtlichen 
Provinzen vom 26. Dezember 1808 (Ges. S. 1806— 1810, S. 481), $3 und 
62, Instruktion zur Geschäftsführung der Regierungen in den Königlich 
Preußischen Staaten vom 23. Oktober 1817 (Ges. S. 1817, S. 248) $ 2 Nr.16 
mit $18. Vergl. Heckel, Fiskalische Patronate, Zeitschrift für Rechts- 
geschichte, Kanonistische Abteilung XV 1926, S.224ff., 228 (Sonder- 
druck S. 26f., 30). 
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überging.!) Tatsächlich blieb ihnen freilich höchstens die 
formelle Ausfertigung der Nominationsurkunden. Die Aus- 
wahl der Geistlichen und sogar ihre endgültige Anstellung 
behielt das Ministerium in der Hand. Der katholische 
Sachbearbeiter dieser Zentralbehörde, der Staatsrat Schmed- 
ding ?), bemühte sich unter Benutzung seiner Beziehungen zu 
katholischen Geistlichen und unter Anspannung der Regie- 
rungsstellen mit bewunderungswürdigem Eifer nach allen 
Seiten um geeignete Persönlichkeiten. Doch oft schrieb und 
bat er vergebens. Die Stellen in der brandenburgisch- 
pommerschen Diaspora waren schon wegen der schwierigen 
konfessionellen Verhältnisse im allgemeinen nicht begehrt. 
Dazu wuchs bei ihnen die Arbeit von Jahr zu Jahr in 
beängstigendem Maße°), und der Gehalt blieb niedrig.) 
Geradezu gefürchtet war der Ruf in die Residenzpfarrei, 
namentlich seit die vom Ministerium vorgeschriebenen 
„Grundgesetze derrömisch-katholischen Gemeinde in Berlin“ 


> —— | | m 


1) Verordnung betreffend die Ressortverhältnisse der Provinzial- 
behörden in katholisch-kirchlichen Angelegenheiten vom 27. Juni 1845 
(Ges. S. 1845, S. 443), $2. Vergl. dazu Heckel, a. a. O., S. 251f. (Sonder- 
druck S. 53f). Für Berlin war eine solche Regelung schon früher eingetre- 
ten. Als durch Kabinettsorder vom 21. Dezember 1821 die Regierung 
Berlin aufgelöst und das Kirchen- und Schulwesen ihres Bezirkes dem 
evangelischen Konsistorium Berlin übertragen wurde, wies Schmedding 
mit Recht darauf hin, daß die Ressortänderung für das katholische 
Kirchenwesen Berlins unerträgliche Zustände schaffe. Das Ministerium 
trug denn auch am 4. Juni 1822 dem Oberpräsidenten der Provinz Bran- 
denburg auf, die Verwaltung jener Angelegenheiten an Stelle des Konsi- 
storiums zu übernehmen. Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg VII 1 IH. 
Durch Ministerialerlaß vom 7. Juli 1896 wurde sie jedoch mit Ausnahme 
des dem OÖberpräsidenten verbleibenden Präsentationsrechts der Mini- 
sterial-Militär- und Baukommission zugewiesen. Ebenda VII 39. 

2) ÜberihnsieheOttoMejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen 
Frage, 3 Teile, Rostock 1871ff., II2S.42fi.; Brück-Kißling II S. 40. 

3) Das galt insbesondere von Berlin. Immediatbericht vom 20. Mai 
1823. Min.d.g. A. GII Prov. Brandenburg VII 1 IV. 

4) Klagen über unzureichende Besoldung z.B. bei Lehmann- 
Granier VIII S. 124ff., 211 (siehe aber auch IX S.70£., 79), 233, IX 
8. 287; Pohl, Katholische Militärseelsorge S. 10f., 16. Ein zusammen- 
fassender Immediatbericht vom 26. August 1812 hält eine allgemeine Auf- 
besserung für unumgänglich. Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg VII 
ı U. | 
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vom Jahre 1812!) in Geltung waren. Ihre minutiösen Vor- 
schriften über das Verhalten der Geistlichen?) hütete 
Schmedding, der Vater des Reglements, mit Argusaugen, 
und wehe demjenigen, den er bei ihrer Übertretung ertappte. 
Gefährlicher noch war vielleicht die in der Hauptstadt 
besonders starke Empfindlichkeit der hohen protestantischen 
Kreise gegen konfessionelle Polemik, zu der manchen jungen 
Geistlichen der Glaubenseifer hinriß. Dies und das fort- 
währende Mißtrauen des Königs gegen Proselytenmacherei?) 
durch den Klerus mußte den Geistlichen den Aufenthalt in 
der Hauptstadt verleiden. Übrigens waren auch die be- 
nachbarten Bischöfe wenig geneigt, Geistliche zuzuweisen.‘) 


!) Vom 2. November 1812. Min.d.g. A. G II wie vor. Caspar 
Heinrich Daumert, Das Statut der Parochie zur hl. Hedwig in Berlin, 
Archiv für katholisches Kirchenrecht XXVII 1872, S.73f., 88ff. 

2) z.B. Nr. 31: „Die Geistlichen müssen in der Kirche nicht anders 
als im Talar ... und vor dem Altar an Sonn- und Festtagen niemals 
gestiefelt erscheinen. Sie müssen die gottesdienstlichen Handlungen nicht 
allein innerlich mit versammeltem Gemüthe, sondern auch mit äußerem 
Anstand und nach dem Ritual verrichten‘ usw. 

®) Bezeichnend dafür ist die Streichung des katholischen Gottes- 
dienstes aus dem sogenannten Kirchenzettel, d. h. aus der in amtlichen und 
halbamtlichen Blättern veröffentlichten Ankündigung der Gottesdienste 
des kommenden Sonn- oder Feiertags im Jahre 1815. Bis 1812 war die 
Hedwigskirche von dieser Bekanntmachung ausgeschlossen gewesen, dann 
aber aufgenommen worden. 1815 beanstandete der König die „Neuerung“, 
weil man in Wien eine entsprechende Toleranz gegen den evangelischen 
Gottesdienst nicht übe, und ferner, weil dem Gerücht nach ein Kaplan in 
St.Hedwig „starken Zuspruch von Seiten des nicht katholischen Publi- 
kums“ habe, „zu dessen Predigten also das Publikum gewisser Maßen durch 
den Kirchenzettel invitirt werde“. Der frühere Zustand solle „auf gute Art 
in der Stille‘ wiederhergestellt werden. (Schreiben aus dem Zivilkabinet 
vom 22.November 1815.) Der Wunsch desKönigs wurde erfüllt, freilich in 
so ungeschickter Art, daß süddeutsche Zeitungen und sogar ein preußisches 
Blatt mit Hohn und Spott über „die im 19. Jahrhundert höchst merk- 
würdige Maßregel“ herfielen. Min.d.g. A. GII Prov. Brandenburg VL 
1 II und III. Über die Stellung des Königs zur katholischen Kirche 
vergl. Walter Wendland, Die Religiosität und die kirchenpolitischen 
Grundsätze Friedrich Wilhelms III. in ihrer Bedeutung für die Geschichte 
der kirchlichen Restauration, Gießen 1909, S.144ff., 170f.; Pohl, 
Katholische Militärseelsorge S. 1ff., 46ff., 384f. 

4) Schreiben des Fürstbischofs von Breslau vom 8. Oktober 1815 
(Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg VII 1 III), des Fürstbischofs voR 
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Ihre Diözesen litten selbst unter großem Priestermangel ; 
allenthalben machten sich die Folgen der Schicksalsschläge, 
welche die katholische Kirche betroffen hatten, in einem 
beängstigenden Rückgang des theologischen Nachwuchses 
bemerkbar. Den Jahr für Jahr sich mehrenden Vakanzen 
entsprachen die Anmeldungen zum Eintritt in den geistlichen 
Stand nicht entfernt. Unter solchen Umständen mußte 
Schmedding zuweilen einfach jüngere Geistliche auf seine 
brandenburgischen undpommerschen Stellen kommandieren, 
‚ohne sie oder ihre Diözesanoberen vorher um Einwilligung zu 
bitten.) Selbstverständlich trug dieses kurz angebundene 
Verfahren Schmedding und seinen von ihm beeinflußten 
Vorgesetzten weder beim Episkopat noch beim Pfarrklerus 
große Beliebtheit ein und schadete seinem Andenken auch in 
der Nachwelt. Man wird indessen, um seine Praxis nicht 
überscharf zu beurteilen, die Rechtslage berücksichtigen 
müssen, in der die brandenburgisch-pommerschen Teile der 
Delegatur damals sich befanden. 

Die Widersprüche zwischen dem kirchlichen und staat- 
lichen Recht waren hier besonders kraß. Nach kirchlichem 
Recht zählte das genannte Gebiet zu den terrae missionis und 
stand unter dem Fürstbischof von Hildesheim als vicarius 
apostolicus des Nordens und von Ober- und Niedersachsen.?) 


Hildesheim und Paderborn vom 20. Oktober 1815 (cbenda Gen. V 8 I); 
Schriftwechsel mit dem „Weihbischof und Administrator generalis des 
Bistums Breslau‘ von Schimonsky im Jahre 1818 (ebenda Prov. Branden- 
burg VII 1 III); Schreiben des Generalvikars v. Caspers zu Deutz vom 
27. Juli 1820 (ebenda). Zur Aushilfe bediente man sich in Brandenburg- 
Pommern der Neuzeller Exkonventualen. 

1) Die Breslauer Diözesanoberen führten gegen diese Willkür 
wiederholt bittere Klagen; siehe etwa das Schreiben des Fürstbischofs 
Joseph vom 29. März 1815 (Min. d. g. A. G II Prov. Brandenburg VII 1 II) 
und dasjenige des Weihbischofs v. Schimonsky vom 26. Juni 1818 (ebenda 
vol. III). 

2) Metzler, Vikariate des Nordens, S.78f., 85ff., 160ff. Fürst- 
bischof war damals Franz Egon Freiherr v. Fürstenberg, der zugleich das 
Bistum Paderborn inne hatte. Über ihn vergl. Otto Mejer, Allgemeine 
deutsche Biographie VII, Leipzig 1878, S.306f.; Adolf Bertram, 
Die Bischöfe von Hildesheim, Hildesheim 1896, S. 251ff., 265. Er sub- 
delegierte 1805 gewisse ihm von Rom delegierte Missionsfakultäten auf 
fünf Jahre dem Abt von Neuzelle für den der Niederlausitz benachbarten 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. NLVII. Kan. Abt. XVI. .9 
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Die geistlichen Stellen des Territoriums waren keine Pfarreien 
im Sinne des kanonischen Rechts, sondern bloße Missions- 
stationen.!) Sie ermangelten der Perpetuität; nicht nur sie 
selbst konnten von den Missionsoberen je nach den Bedürf- 
nissen der Seelsorge jederzeit verändert werden, sondern 
auch ihre Inhaber waren ad nutum amovibel. Einen Einfluß 
der Laien, noch dazu einer akatholischen Regierung, 
durfte ein solch straff hierarchischer Organismus nicht 
dulden. Einen Patronat der Regierung über jene Stellen 
kannte das kirchliche Recht nicht.?) | 
Umgekehrt wies gerade das Staatsrecht der weltlichen 
akatholischen Regierung in diesen Sprengeln einen ganz 
besonders starken Einfluß auf das katholische Kirchenwesen 
zu. Der Gewaltenkonzentration in der Hand der kirchlichen 
Obern trat eine Gewaltenkonzentration in der Hand der 
Staatsbehörden entgegen. Von einer staatlichen Anerken- 
nung des Missionscharakters unserer Gebiete war keine 
Rede?®), noch im Jahre 1818 äußerten die Spitzen der 


Teil der Mark Brandenburg. Mejer, Propaganda II S. 228f. Vergl. dazu 
Leo Mergentheim, Die Quinquennalfakultäten pro foro externo. 
Ihre Entstehung und Einführung in deutschen Bistümern, 2 Bände, 
Stutz, Kirchenrechtliche Abhandlungen, H. 52—55, Stuttgart 1908, II 
Ss. 128ff. 

!) Paul Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts I—-VI 
1, Berlin 1869— 1897, II S. 363; vergl. jetzt C. J. C. can. 216. Doch findet 
. sich im amtlichen kirchlichen Sprachgebrauch der Titel parochus aposto- 
licus verwendet (Metzler, Vikariate des Nordens, S. 160, Anm.]) 
und ebenso die Bezeichnung paroeciae (Mcjer, Propaganda II S. 310 
[311], Anm. 1). 

2) Hinschius, System III S. 39. Franciscus Xav. Wernz S.J., 
Ius Decretalium Il 2, Romae 1906, p. 173. Der beste Beweis dafür sind 
wohl die Bestrebungen der Kurie, in den Missionsländern den modernen 
Missionsorganismus auf Kosten jener Gebiete zu erweitern, in denen bisher 
ein der älteren, in engster Anlehnung an die weltliche Gewalt betriebenen 
Missionsweise entsprungener patronatus regius besteht. Vergl. dazu 
Karl Pieper, Die Propaganda, ihre Entstehung und religiöse Bedeutung, 
Aachen 1922, S. 10; J. Schmidlin, Katholische Missionslehre, 2. Auflage, 
Münster 1923, S. 157; P. Theodorus Grentrup S. V. D., Ius Missiona- 
rium, Steyl Hollandiae 1925, S. 210ff., 223. 

| ®) Vergl. etwa für die Jahrhundertwende das Reskript des Geist- 

lichen Departements an die pommersche Regierung vom 31. März 1800 
(Lehmann-Granier VIII S. 272) sowie die Instruktion Humboldts als 
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Staatsverwaltung ihren offenen Abscheu vor dem ‚‚heillosen 
Missions- und Vikariatswesen‘‘!) und erklärten eine vom 
Papst völlig abhängige Kirchenregierung für ‚eines der 
furchtbarsten Übel seiner Art‘“!.) Es verstand sich von 
selbst, daß man gegenüber solchen von der ausländischen 
kirchlichen Zentralleitung und ihrenausländischen Agenten?) 
drohenden Gefahren mit großer Hartnäckigkeit an dem 
Recht der staatlichen Stellenbesetzung, an dem landes- 
herrlichen Patronat, festhielt. Daß die Geistlichen nach 
katholischem Kirchenrecht einer missio canonica zur Amts- 
ausübung bedurften, ignorierte man, und ebenso kümmerte 
sich niemand darum, von wem sie sich diese verschafften. 
Nur in einem Punkte gestattete man dem Kirchenrecht 
einigen Spielraum. Die Pfarrstellen wurden nicht als 
beneficia, sondern als bloße officia angesehen?), und daraus 


Residenten am römischen Hof vom 22. August 1802 Nr. 11 (ebenda 
8. 635) und dazu Hans Westerburg, Preußen und Rom an der Wende 
des 18. Jahrhunderts, Stutz, Kirchenrechtliche Abhandlungen, H. 48, 
Stuttgart 1908, 8.16f. Selbst der Titel missionarius für die Missions- 
geistlichen galt früher als anstößig. Hiltebrandt, Preußen und die rö- 
mische Kurie I 8. 242. 


1) Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2 S.97, 99. 

2) Die von Mejer, Propaganda II, S. 298, beifällig zitierte Äußerung 
Schmeddings aus dem Frühjahr 1810, man habe den apostolischen Vikar 
zwar nie anerkannt, ihm aber doch „nachgegeben“, tut der preußischen 
Politik bis 1802 und nach 1806 Zwang an. Der Widerspruch Humboldts 
gegen ihn ist trotz Mejer zutreffend gewesen. Erst Schmedding selbst hat 
die Abkehr von der älteren preußischen Kirchenpolitik eingeleitet; 
1810 aber befand er sich noch in den Anfängen seiner Ministerialtätigkeit. 
Ernst Müsebeck, Das preußische Kultusministerium vor hundert 
Jahren, Stuttgart und Berlin 1918, S.72; Reinhard Lüdicke, Die 
preußischen Kultusminister und ihre Beamten im ersten Jahrhundert des 
Ministeriums 1817—1917, Stuttgart und Berlin 1918, S. 35. 

2) Grundgesetze der römisch-katholischen Gemeinde in Berlin vom 
2. November 1812 Nr. 25: „Ihre [d. h. des Pfarrers und der Kapläne an 
St. Hedwig] Stellen sind keine kirchlichen Pfründen (beneficia proprie sic 
dieta), sondern seelsorgerliche Ämter (officia curata), die jedoch in der 
Regel auf Lebenszeit verliehen werden.“ Min. d.g. A. G II Prov. Branden- 
burg VOL 1 O; Ministerialerlaß vom 21. Januar 1817: Der Stettiner 
Pfarrer hat „der bisherigen Missionsverfassung gemäß kein festes Recht 
auf seine Stelle, sondern kann jeden Tag abgerufen und in ein Kloster 
seines Ordens verwiesen werden.‘ Min.d.g. A. GII Prov. Pommern VO 11 
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leitete man die Amovibilität der Geistlichen ab. Aber 
natürlich geschah diese Anpassung an kirchliche Normen 
nicht im kirchlichen, sondern im staatlichen Interesse, 
nämlich um die Abhängigkeit des Klerus vom Staat zu 
verschärfen. Denn die Absetzung oder Versetzung der 
Geistlichen verfügte nicht etwa eine kirchliche Instanz, 
sondern die Regierung. 

Es ist früher gezeigt worden, daß eine ähnliche Praxis 
auch in den eigentlichen Diözesen Preußens gehandhabt 
wurde, und daß sie sich in nichts von der Art unterschied, 
mit der die weltliche Gewalt in katholischen Staaten die 
konfessionsgleiche Kirche behandelte.!) Und doch bestand 
zwischen diesen Gebieten und den hier in Frage stehenden 
ein großer rechtlicher Unterschied. Dort griff der weltliche 
Arm mehr oder weniger willkürlich zu ungunsten der Kirche 
über das positive staatliche Recht hinaus; hier hielt die 
Staatsgewalt lediglich an den Schranken fest, die ihr das 
positive Recht setzte, ja sie ging sogar dahinter zurück. 
Wer durfte da über Rechtsverkümmerung klagen? Noch 
immer galt ja in Brandenburg-Pommern zu Beginn des 
19. Jahrhundert der Westfälische Friede. Weder das 
Wöllnersche Religionsedikt?) noch das Preußische Allge- 
meine Landrecht?®) noch endlich die Tatsache der Auflösung 
des Heiligen Römischen Reichs hatten daran etwas geändert. 
Der König war also ganz im Recht, wenn er verlangte, 
es solle hinsichtlich der katholischen Kirche bei dem Rechts- 
zustande von 1806 bleiben?) 

Freilich, so korrekt der Standpunkt des Monarchen sein 


!) Heckel, Fiskalische Patronate, Zeitschrift für Rechtsgeschichte, 
Kanonistische Abteilung XV 1926, S. 220ff. (Sonderdruck S. 22f.). 

2) Vom 9. Juli 1788 $1. Polycarp Joseph Vogt, Kirchen- und 
Eherecht der Katholiken und Evangelischen in den Königlich Preußischen 
Staaten I, Breslau 1856, S. 54. 

») Verg. dazu Heckel, Fiskalische Patronate, a.a.O., S. 219f. 
(Sonderdruck S. 21f.). 

4) Siche dazu die Kabinettsorder vom 23. Mai 1820 (Mejer, Römisch- 
deutsche Frage 1IL S. 112f), die zwar nur die Diözesangebiete der östlichen 
Provinzen nennt, aber Brandenburg-Pommern offenbar nur deshalb nicht 
erwähnt, weil hier dem König das Festhalten am Rechtszustand von 
1806 allzu selbstverständlich schien. Vergl. auch unten 8. 153, Anm. 3. 
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mochte, großzügig war eine solche Kirchenpolitik nicht! 
Unmöglich konnte ein Staat wie der preußische es unter- 
nehmen, das Jahr 1806 zu einer Art brandenburgisch- 
pommerschem ‚Normaljahr‘ zu machen und damit die 
Ungleichheit zu verewigen, die sich für den Katholizismus in 
diesem Jahr zufällig von Dorf zu Dorf, von Stadt zu Stadt 
herausgebildet hatte. Unmöglich vermochte er auch nur den 
Einfluß der katholischen Hierarchie von diesem Gebiet 
dauernd abzuwehren, nachdem die Einrichtung mehrerer 
Pfarreien erlaubt worden war. | 

Trotz alledem nahmen die Behörden prinzipiell den 
Wunsch des Königs als Richtpunkt ihres Handelns an. 
Die katholische Hierarchie blieb daher in Brandenburg- 
Pommern bis zum Erlaß der Bulle De salute animarum auf 
mere spiritualia!) beschränkt und konnte auch sie nur so weit 
ausüben, als es bis 1806 Brauch gewesen war.?) Alle externa 
und mixta dagegen blieben in der Hand der Regierung?), 
und man weiß aus der Geschichte des protestantischen 
Kirchenrechts?), dem diese Fachausdrücke entstammen, 
welche nahezu schrankenlose Macht in geistlichen Angelegen- 
heiten damit den staatlichen Instanzen eingeräumt war. 
Außer für die Weihe des Chrisams und die Gewährung von 
Dispensen in foro conscientiae®) brauchte man einen 
geistlichen Oberen nur noch zur Erteilung der missio an die 


!) Instruktion Niebuhrs vom 23. Mai 1820 für die Verhandlungen 
über die Bulle. Min. d.g. A. G II Gen II 5a fol. 11 sq., nach dem gleich- 
lautenden Entwurf mitgeteilt von Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2, 
S. 113. 

2) Es gab hiernach z. B. Gemeinden, in denen gefirmt werden durfte, 
und andere, in denen es verboten war. 

3) In dieser Weise äußerte sich noch ein Ministerialerlaß vom 30. Juli 
1825 an den Fürstbischof von Schimonsky, Min.d.g. A. G II Prov. 
Brandenburg II 1 1. 

4) Johannes Niedner, Der Begriff der innerkirchlichen Ange- 
legenheiten, Sonderdruck aus der Festschrift für A. Thon, Jena 1911, 
S. 10ff., 14ff. 

5) Diese Einschränkung der staatlichen Geltung der Dispense hebt 
ausdrücklich hervor das Schreiben des Kultusdepartements vom 2. No- 
vember 1812 an die Regierung in Potsdam. Min.d.g. A.G II Prov. 
Brandenburg VII 1 II. 
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neuanzustellenden Geistlichen!), und auch diese missio galt 
staatlich nur zugelassen quoad interna.?2) So hatte man die 
Fülle der Königlichen Gerechtsame, die das 17. und 18. Jahr- 
hundert dem preußischen Monarchen über das katholische 
Kirchenwesen seines Landes errungen hatte, gewahrt. 
Man konnte hinfort ruhig die Inanspruchnahme eines 
förmlichen ius episcopale über die Katholiken?) aufgeben, 
man brauchte nicht mehr jede Betätigung der katholischen 
Geistlichkeit aus einer ‚„Delegation‘‘*) des protestantischen 
summus episcopus abzuleiten. Denn mochte man auch 
hinsichtlich der mere spiritualia von einem Recht formeller 
positiver Mitwirkung auf ein solches bloßer Zulassung und 
Grenzziehung zurückgegangen sein, so verblieb doch im 
wesentlichen die ordentliche Jurisdiktion über die Katho- 
liken nach wie vor dem König oder — genauer besehen — 
seinem katholischen Referenten in dem geistlichen Mini- 
sterium, dem Staatsrat Schmedding. Jetzt erst wird der aus- 
greifende Geschäftseifer voll verständlich, den Schmedding 
bei Stellenbesetzungen und sonst in seinem Amt entwickelte, 
und der ihn trotz aller Kränkungen nie verließ. Ihn trieb das 
Verantwortungsbewußtsein seiner hierarchischen Stellung. 


1) Schreiben des Kultusdepartements vom 27. Dezember 1813. 
Ebenda. Die Instruktion Niebuhrs (siehe S. 133, Anm. 1) war etwas 
weitherziger. Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2 S. 114. 

2) Grundgesetze der ... Gemeinde in Berlin von 1812 Nr. 16: 
Das Vorstcherkollegium [an der St. Hedwigskirche] darf den bischöflichen 
Behörden keine Einmischung in die Temporalia zugestehen. Min.d.g. A. 
G II Prov. Brandenburg VII 1 Il. Daumert, Statut von St. Hedwig, 
Archiv für katholisches Kirchenrecht XXVII 1872, S. 89. Gemäß dem in 
Anm. 5 8. 133 erwähnten Schreiben vom 2. November 1812 galt derselbe 
Grundsatz auch für die übrigen Pfarreien der heutigen Delegatur, soweit 
sie damals preußisch waren. 

®) Johannes Heckel, Die Entstehung des brandenburgisch- 
preußischen Summepiskopats, Zeitschrift für Rechtsgeschichte, Kanoni- 
stische Abteilung XIII 1924, S. 266ff., bes. S. 278f. 

4) Vergl. das Reskript vom 25. Juni 1797 bei Mejer, Propaganda II, 
S. 296, Anm. 1: „Soweit darunter [nämlich im ius episcopale] eigentliche 
Spiritualia begriffen sind, die zu ihrer kanonischen Wahrnehmung eine 
besondere Qualificationem Episcopalem erforderlich haben, hängt es 
lediglich von Uns ab, welchem geistlichen Oberen Wir dergleichen Functi- 
ones ... delegiren wollen.“ 
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Er, der Laie, nicht ein Inhaber der bischöflichen Weihe, war 
in Wirklichkeit Diözesanoberer von Brandenburg-Pommern. 

Bei solch unversöhnlichen Gegensätzen zwischen welt- 
lichem und geistlichem Recht gehörte eine außerordentliche 
Elastizität der Verwaltung dazu und bedurfte es auf beiden 
Seiten einer in reichem Maße geübten Dissimulation, 
um überhaupt einen modus vivendi für Staat und Kirche zu 
finden. Ausgezeichnet in der dafür erforderlichen Geschick- 
lichkeit waren die in der brandenburgisch-pommerschen 
Diaspora tätigen Halberstädter Dominikaner. Sie hatten die 
Eigenarten der preußischen Verwaltung in jahrhunderte- 
langer Praxis zur Genüge kennen gelernt und waren 
anderseits als geistliche Kriegsleute auf vorgeschobenem 
Posten unabhängig genug, um sich nicht sklavisch an das 
kanonische Recht zu binden.!) Beides ermöglichte ihnen, 
zwischen den sich oft überkreuzenden staatlichen und 
kirchlichen Vorschriften so hindurchzufinden, daß sie ohne 
grobe Gesetzesverletzung ihren kirchlichen Aufgaben gerecht 
werden konnten. Noch etwas günstiger wurde die Lage, 
als 1802 der Fürstbischof von Hildesheim unter preußische 
Botmäßigkeit trat.”) Zwar blieb die Abneigung der preußi- 
schen Behörden gegen den von ihm bekleideten Vikariat die 
alte?®), aber er war nun wenigstens kein ausländischer 
Prälat mehr, und die Regierung durfte ihm jetzt manches 
hingehen lassen, was sie früher hatte beanstanden müssen. 

Indessen dieses gute Verhältnis dauerte kaum fünf 
Jahre. Der Friede von Tilsit?) riß sowohl das Fürstentum 


1) Klagen über die Freiheiten, die sich die Ordensleute herausnahmen, 
finden sich z. B. in zahlreichen Visitationsberichten von Missionsoberen, 
angefangen von Maccionis Relation aus dem Jahre 1671. Mejer, Propa- 
ganda II S. 573ff. 

2) Brück-Kißling I S.87. Die Okkupation geschah in Vorweg- 
nahme der Bestimmungen des Reichsdeputationshauptschlusses vom 
25. Februar 1803 $3. Karl Zeumer, Quellensammlung zur Geschichte 
der deutschen Reichsverfassung in Mittelalter und Neuzeit, 2. Aufl., 
Tübingen 1913, S. 511. 

3) Metzler, Vikariate des Nordens, S. 166. 

#4) Vom 7. und 9. Juli 1807. Philipp Anton Guido v. Meyer, 
Corpus iuris confoederationis Germanicae, 3. Auflage von Heinrich 
Zoepfl, I, Frankfurt a. M. 1858 8.96 ff. 
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Halberstadt wie das Fürstbistum Hildesheim von Preußen 
los, und eine Verordnung vom 26. Dezember 18081) zerschnitt 
sodann auch den kirchlichen Zusammenhang mit den 
verlorenen Gebieten. Allein mit bloßer Beseitigung der 
bestehenden Organisation war es nicht getan. Seit dem 
Verlust der Halberstädter Klöster mußte für die künftige 
Pastoration der Kurmark und Preußisch-Pommerns ein 
neuer Weg gesucht werden. Als der gangbarste bot sich ein 
Anschluß an die Diözese Breslau, und in dieser Richtung 
liefen auch tatsächlich die Pläne der preußischen Regierung‘) 
Zunächst hoffte sie ihre Verwirklichung mit Hilfe Roms zu 
erreichen, allein der Beginn?) der Verhandlungen verzögerte 
sich, während doch die Verhältnisse im Inland immer 
unhaltbarer wurden.*) Da griff man in der Verlegenheit auf 
das probate Mittel einseitiger staatskirchlicher Regelung 
zurück. Auf Antrag des Ministeriums des Innern erließ der 
König nachstehende Kabinettsorder vom 29. November 
1810°), die für das folgende Jahrzehnt und darüber hinaus 
die staatsrechtliche Grundnorm für das katholische Kirchen- 
wesen in der heutigen Delegatur bildete: 


„Auf den Bericht der Section für den Cultus vom 
4. November genehmige Ich 


1. daß die katholische Geistlichkeit in der Mark und in 
Pommern nach einer mit dem Fürstbischofe in Breslau 


—— u 


1) Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der Provinzial- 
behörden vom 26. Dezember 1808 $ 10 (Ges. S. 1806-1810 S. 467): 
es „hören die mit den in den abgetretenen Provinzen und Distrikten resi- 
direnden geistlichen Obern bisher bestandenen Diözesan- und Ordens- 
verhältnisse für die Zukunft gänzlich auf“. 

2) Immediatbericht des Ministers Humboldt vom 28. August 1809. 
Min.d.g. A. G U Prov. Brandenburg II 11. 

3) Die Angabe Mejers, Propaganda II S.298, und Römisch- 
deutsche Frage I S. 442f., daß das Auswärtige Ministerium im Oktober 
1809 darüber in Rom wirklich verhandelt habe, beruht auf Irrtum. 
Hiernach sind auch richtig zu stellen Brück-Kißling I S. 165, Wend- 
land, S. 156, und Metzler, Vikariate des Nordens, S. 168. 

4) Vergl. S. 125, Anm. 3, 4. 

5) Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg VII 11. 
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zu treffenden Vereinbarung aus dessen Diöces und zwar 
von solchen Geistlichen genommen werde, die im 
Bischöflichen Seminar gebildet sind und sich wenigstens 
2 Jahr lang als Kapläne oder Hülfsgeistliche im Dienst 
erfahrner Pfarrer bewährt haben. 

2. daß diesen die Zusicherung gegeben und das Recht 
erworben werde in der Schlesischen Diöses durch gute 
Pfarreien versorgt zu werden, wenn sie ihre hiesigen 
Stellen zehn Jahre hindurch treu und unbescholten 
verwaltet haben. 

. daß die ganze katholische Geistlichkeit in der Mark und 
in Pommern in rein geistlicher Rücksicht von dem 
Bischofe zu Breslau und zunächst von dem Probste in 
Berlin als bischöflichem Delegaten inspicirt werde, 
ohne übrigens den Ressorts der Regierungen und 
Meinen Rechten etwas zu vergeben. 


w 


Die Vorschläge zur besseren Besoldung der katholi- 
schen Geistlichkeit besonders zu Berlin sind zu erneuern, 
sobald die Aufhebung der Klöster in Schlesien vollendet 
ist, weil Ich gesonnen bin, jene aus den dadurch erhaltenen 
Fonds zu dotieren.“ 


Der Fürstbischof von Breslau ging mit Eifer auf die 
Absichten der Kabinettsorder ein; er tat es in der Meinung, 
die in ihr benannten Gebiete würden künftig seiner Diözese 
förmlich einverleibt werden, und sah sich darin durch ein die 
Kabinettsorder begleitendes Kabinettsschreiben des Monar- 
chen bestärkt!), in dem es hieß, der König beabsichtige, 
den Sprengel des Fürstbischofs zu erweitern; angesichts 
solch wohlwollender Worte legte der Fürstbischof der etwas 
unfreundlichen clausula salvatoria der Ziffer 3 der Kabinetts- 
order kein sonderliches Gewicht bei. Um nun seinen künfti- 
gen Diözesanen möglichst rasch die Vorteile einer Diözesan- 
verbindung wenigstens annäherungsweise zuzuwenden, be- 
stimmte er den apostolischen Vikar des Nordens, ihm seine 


1) Erwähnt in einem Schreiben des Fürstbischofs vom 8. Oktober 
1814 an das Ministerium des Innern. Min.d.g. A. G. II Prov. Branden- 
burg VII11. 
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Fakultäten alsbald zu überlassen!), und bestellte auf 
Wunsch und mit Genehmigung des Ministeriums den 


1) Der Fürstbischof von Hildesheim delegierte zunächst am 
30. April 1811 die in seiner quasiepiskopalen Jurisdiktion liegenden 
Fakultäten an den Breslauer Fürstbischof. Min.d.g. A. G O Prov. 
Brandenburg II 1 I. Die Delegationsurkunde lautet: 


„Reverendissime ac Celsissime Princeps Episcope, Frater in 
Christo venerandissime etc. Reverendissimae Celsitudini Vestrae 
honoratissimas litteras de 6t0 huius rite habui votisque in iis contentis 
eo libentius satisfacere cupio, quo id et pastoralis cura ac orthodoxae 
religionis zelus a me, hisce praesertim temporibus, exigere videntur; 
ac quo difficilius ea, quae officii episcopalis sunt, implere valeam, quo 
longius ditiones Borussicae abhinc distant et majora in dies a Regimine 
ponuntur impedimenta. 

Hinc, sicut Reverendissimae Fraternitati Vestrae hisce committo, 
in ditionibus Borussicis spirituali meae jurisdictioni subjectis functiones 
episcopales exercere, sic Reverendissimoque Vicariatui Ejusdem in spiri- 
tualibus generali Wratislaviensi hisce pariter delego facultatem, ut in 
praefatis ditionibus sacerdotes idoneos pro gerenda animarım cur& 
titulo administrationis constituere facultatemque iisdem concedere pro 
excipiendis fidelium confessionibus peragendisque ceteris functionibus 
parochialibus possit et valeat, donec a Sede Apostolica, quam ideirco 
litteris conveni, aliter dispositum fuerit. Qui omni veneratione persisto 

Reverendissimae etc. 

Hildesii 30 Aprilis 1811. Franciscus.“ 


Die Delegation war, wie ihr Wortlaut ergibt, nicht bis zu einem 
kalendermäßig bestimmten Termin, sondern lediglich bis zu anderer 
Bestimmung der Kurie verliehen. Zu ihr kam am 23. Juni 1812 eine 
Subdelegation der dem apostolischen Vikar von Rom delegierten 
speziellen Missionsvollmachten. Diese Subdelegation endete im Jahre 1814. 
Ob und wann sie erneuert wurde, erhellt aus den Ministerialakten nicht. 
Vergl. Mejer, Propaganda II, S.299ff., 307 Anm. 5, S.313, Anm.], 
der freilich — ebenso wie Metzler, Vikariate des Nordens, S. 168 — 
die Delegation und Subdelegation nicht auseinander hält und auch darin 
irrt, daß er meint, der Breslauer Fürstbischof und das Berliner Ministerium 
seien über das Erlöschen der Subdelegation im Jahre 1814 nicht unter- 
richtet gewesen. Das Gegenteil ergibt sich aus einem Schreiben des Fürst- 
bischofs vom 8. Oktober 1814 an das Ministerium. Min.d.g.A. G H 
Prov. Brandenburg VII 1 II. Zu der Formel der subdelegierten Missions- 
fakultäten vergl. noch Leo Mergentheim, Quinquennalfakultäten, 
II S.79, Anm.1. Der örtliche Geltungsbereich der Delegation und Sub- 
delegation erstreckte sich einerseits über das heutige Gebiet der Delegatur 
hinaus, indem auch das rechtselbische, preußisch gebliebene Stück des 
Herzogtums Magdeburg davon umfaßt wurde. Anderseits blieb es dahinter 
zurück; denn Schwedisch-Neuvorpommern war ausgeschlossen. 
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Berliner Propst als sein Hilfsorgan.!) Bis dahin war alles in 
schönstem Einvernehmen mit dem Staate verlaufen; 
namentlich der König zeigte sich befriedigt, daß der Hildes- 
heimer Prälat auf seine „prätendirten geistlichen Rechte“ 
über die katholischen Gemeinden in den Stammlanden der 
Monarchie ‚‚verzichtet‘‘ habe.?) Allein wie nun der schlesi- 
sche Kirchenfürst dazu überging, die von ihm beabsichtigte 
Konsolidation des katholischen Kirchenwesens durchzu-. 
führen, brach Enttäuschung über Enttäuschung auf ihn 
herein. Zu welcher Kirchenpolitik hatte er ahnungslos die 
Hand geboten! Als staatlich anerkannter Oberhirte hatte er 
gehofft, die Rechte der Kirche in Brandenburg-Pommern 
erweitern zu können; aber wo er zugriff, scheuchte ihn der 
Staat mit dem Alarmruf: Mere spiritualia!®) zurück. Er hatte 
seine Fakultäten aus verwaltungstechnischen Gründen?) und 
dem Staat zuliebe teilweise dem Berliner Propst weiter- 
gegeben und merkte zu spät, daß er in all diesen Angelegen- 
heiten hinfort völlig ausgeschaltet war. Das Ministerium 
erledigte sie mit seinem geistlichen Gehilfen, dem Propst, 
allein. Nur dazu war der Bischof dem Staat nötig und 
nützlich, daß er auf Wunsch die staatlich ernannten Pfarrer 
einsetzte oder auf Befehl des Ministeriums abrief. 

Der Schmerz über diese demütigende Lage verbitterte 
dem greisen Fürstbischof das Leben. Er blieb trotz aller 
ministeriellen Gegenreden fest auf seinem Glauben, daß die 
Kabinettsorder von 1810 von der Bürokratie verkannt oder 
sogar aus Machtegoismus nicht ausgeführt werde.°) Nahm er 
doch wahr, daß die Staatsbehörden auch in untergeordneten 
Punkten, z. B. bei ihren Nominationen die Richtlinien der 


1) Schriftwechsel zwischen dem Ministerium des Innern und dem 
Fürstbischof hierüber aus den Jahren 1810 bis 1812 in Min.d.g. A. 
G II Prov. Brandenburg VII 1 I und II. 

2) Kabinettsorder vom 22. September 1812. Ebenda vol. II. 

3) Zum ersten Mal in einem Schreiben des Departements für den 
Kultus vom 16. Juli 1811 an den Fürstbischof (Min. d.g. A. G II Prov. 
Brendenburg II 1 I) und von da an oft. 

*) Schreiben des Fürstbischofs vom 29.März1815. Min.d.g. A.GHO 
Prov. Brandenburg VII 111. 

5) Schreiben desselben vom 8. Oktober 1814 und von dem in der 
vorigen Anmerkung genannten Datum. Ebenda. 
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Order einfach unbeachtet ließen.!) Die Vorwürfe, die das 
Ministerium deshalb von ihm zu hören bekam, und die sich 
bis zur Anklage des Fürstbischofs steigerten?), das Kultus- 
departement habe seinem Streben nach pünktlicher Aus- 
führung der Order ‚die größten Hindernisse entgegen- 
gesetzt‘, entfremdeten die beiden Streitteile dermaßen, 
daß man im Jahre 1816 von Staatswegen die Auseinander- 
setzung abbrach®) und beschloß, zunächst den Tod des 
Fürstbischofs abzuwarten. Es verblieb also bis dahin bei dem 
1810/1811 geschaffenen Provisorium.?) 

Erst nach dem Tode des Breslauer Ordinarius fiel dann 
die oberste kirchliche Verwaltung unseres Gebiets an den 
Hildesheimer Fürstbischof zurück.) Er war in seinem 
wechselvollen Leben inzwischen wieder einmal in der 
Gunst der preußischen Regierung gestiegen. Weil Pader- 
born, dessen Bistum er gleichzeitig mit Hildesheim beklei- 
dete, 1815 an Preußen gefallen war,6) behandelte man ihn 
hinsichtlich seines Vikariats wieder wie 1802 als inländischen 
Prälaten, ließ sich aber jetzt unter Schmeddings Einfluß im 


I) So waren laut Schreiben des Fürstbischofs vom 29. März 1815 
durch das Ministerium wiederholt Geistliche in Berlin angestellt worden, 
die den Vorschriften der Ziffer 1 der Kabinettsorder vom 29. November 
1810 nicht entsprachen. Ebenda. 

2) Ebenda. 

3) Schreiben des Ministeriums vom 14. August 1816 an den Geheimen 
Legationsrat Raumer im Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Min. d.g. A. GII Prov. Brandenburg IH 11. 

4) Das Ministerium hat am 26. Februar 1816 den Fürstbischof von 
Hildesheim ausdrücklich gebeten, es bei der Übertragung seiner Voll- 
machten an den Breslauer Fürstbischof zu belassen (Min. d.g. A. G Il 
Prov. Sachsen V 1), nachdem es den letzteren trotz der inzwischen 
verschärften Differenzen schon am 12. Dezember 1815 ersucht hatte, 
von ihnen weiter Gebrauch zu machen (ebenda G II Gen. V 8I). Lig 
Mejer, Propaganda 1I S.308; Bertram, Bischöfe von Hildesheim, 
S.266; Brück-Kißling I S.165; Metzler, Vikariate des Nordens, 
S. 168. 

5) Er wurde am 25. Oktober 1817 vom Ministerium ersucht, die 
Leitung des katholischen Kirchenwesens in Brandenburg-Pommern 
wieder zu übernehmen. Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg U 1 I. 

°) Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1875. Meyer-Zoepfl» 
Corpus Juris Confoederationis Germanicae I, S. 258f.; Besitzergreifung®- 
patent vom 21. Juni 1815, Ges. S. 1815, S. 196. 
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Kultusdepartement sogar dazu herbei, seine oberhirtliche 
Stellung in der Mark und in Pommern von Staats wegen 
anzuerkennen.!) Ja es fehlte wenig, so wäre die heutige . 
Delegation dauernd bei Paderborn verblieben. Selbst als der 
Paderborner Fürstbischof einer entsprechenden Andeutung 
des Departements?) höflich auswich?), wirkten die Breslauer 
Erfahrungen so unangenehm nach, daß man bei den 
beginnenden Konkordatsverhandlungen mit Rom zunächst 
die Pastoration unserer Gebiete wieder einer westlichen 
Diözese übertragen wollte.) Im weiteren Verlauf der 
Besprechungen kam man aber doch auf den ursprünglichen 
Plan vom Jahre 1810 zurück.?) So erklärt sich die gegen- 
wärtig geltende Regelung der Bulle De salute animarum, 
welche die heutige Delegatur an die Diözese Breslau an- 
schließt.®) 


!) Schreiben des Departements vom 17. September 1815. Min.d.g. 
A. G II Gen. V 8 I (das von Mejer, Propaganda II S. 309, Anm. 1, 
erwähnte Schreiben vom 18. September 1815 ist an den Breslauer 
Fürstbischof gerichtet). Die Anerkennung erfolgte übrigens nur unter 
Vorbehalt der landesherrlichen Rechte. Auch wurde der Fürstbischof 
ersucht, den Ausdruck vicarius per septentrionem zu meiden, da das 
Vikariat des Nordens als solches in Preußen nicht anerkannt werde, 
sondern der Fürstbischof nur als ein mit spezieller Vollmacht für die 
brandenburgisch-pommerschen katholischen Gemeinden ausgestatteter 
päpstlicher Beauftragter angesehen werden könne. 

*) Ebenda. 

3) Schreiben des Fürstbischofs von Hildesheim und Paderborn vom 
20. Oktober 1815. Ebenda. 

*) Instruktion Niebuhrs vom 23. Mai 1820 (Min. d.g. A.G II Gen. I 
5a; vergl. auch Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2 S. 114): Geplant war 
ein Anschluß an Köln; der dortige Erzbischof sollte zu Erfurt oder auf dem 
Eichsfeld einen Generalvikar haben, dem auch die spätere Delegatur 
unterstehen sollte. Die Kurie ging zunächst darauf ein (Note Consalvis an 
Niebuhr vom 6. Oktober 1820; Mejer, a.a. O. III S. 134), wies aber auf 
die große Entfernung Kölns von den Gebieten östlich der Elbe hin, und 
Preußen kam diesen Bedenken entgegen. 

5) Note Niebuhrs an Consalvi vom 16. Dezember 1820; Mejer, 
a.a.0O. III S. 144f. 

6) Bulle De salute animarum vom 16. Juli 1821 (Abs. XXXIIlI); 
Nikolaus Hilling, Die Vereinbarungen zwischen dem Hl. Stuhl und 
den Regierungen über die Neueinrichtung der Diözesanverfassung im 
Deutschen Reich (mit Ausnahme Bayerns), Quellensammlung für das 
geltende Kirchenrecht, H. 13, Bonn 1918, S. 30f. 
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Inwiefern ist nun diese Bulle auf die Rechtsverhältnisse 
unserer Patronatspfarreien von Einfluß ? 

Die Bulle ist in doppelter Hinsicht von Bedeutung: 
kirchenrechtlich und staatsrechtlich. In jeder dieser beiden 
Beziehungen ist sie gesondert zu würdigen. 

Zunächst ist die Bulle ein Kirchengesetz, sie ist vom 
Papst erlassen und — wie im Hinblick auf später zu er- 
wähnende Vorgänge schon hier betont sei — auch nur von 
ihm abänderbar; allein jede solche Änderung erfordert 
vorherige Verständigung mit dem Staat; denn der Inhalt der 
Bulle ist mit ihm vereinbart. ‚Nur im Wege gegenseitiger 
Verständigung kann deshalb auch ... dieses Recht allein ent- 
faltet, fortgebildet, abgeändert oder aufgehoben werden‘,!) 
wobei ganz dahingestellt bleiben mag, ob nicht unter 
gewissen rechtlichen Voraussetzungen für jeden Vertrags- 
partner die Pflicht besteht, den Abänderungswünschen des 
andern in loyaler Weise entgegenzukommen. 

In der Bulle sind nun eine Anzahl paroeciae in Branden- 
burg-Pommern aufgezählt, von ihrer bisherigen Zugehörig- 
keit zu dem Vikariat des Nordens getrennt und dem je- 
weiligen Bischof von Breslau unterstellt; sie sind indessen 
nicht förmlich seiner Diözese einverleibt, sondern ihre 
Verwaltung durch den Breslauer Oberhirten beruht auf einer 
immerwährenden Delegation des Papstes. 

Über die Tragweite dieser organisatorischen Änderung 
herrscht unter den Autoren, die sich zu unserem Problem 
eingehender äußern, soviel ich sehe, Einmütigkeit. Man 
erblickt in ihr nur eine technische Anordnung, eine bloße 
Verschiebung von Behördenkompetenzen, wertet sie aber 
nicht etwa auch als materialen Rechtswechsel, als einen 
Übergang vom Missionsrecht zum gemeinen Recht. Schon 
die Staatspraxis der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts hat 
sich zu solcher Auslegung der Bulle bekannt, Otto Mejer 
hat sie in sein verdienstvolles Werk ‚Die Propaganda‘ 
übernommen?), hat sie hier aktenmäßig belegt und damit den 


t) Ulrich Stutz, Der neueste Stand des deutschen Bischofs- 
wahlrechtes, Stutz Kirchenrechtliche Abhandlungen H. 58, Stuttgart 
1909, S. 24. 

2) II S. 474; derselbe, Römisch-deutsche Frage III S. 180. 
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Grund zu ihrer bis in die jüngste Zeit dauernden wissen- 
schaftlichen Herrschaft gelegt.!) Erst in den letzten Jahren 
ist Nottarp?) der communis opinio entgegengetreten. 
Mit Rücksicht auf die neuste römische Praxis glaubte er eine 
gewohnheitsrechtliche Fortbildung der Rechtslage beider 
Delegaturen feststellen zu können. Sie hätten sich aus 
einem Missionsland in Diözesangebiet verwandelt — ‚aller- 
dings im Widerspruch mit dem Wortlaut der Bulle‘“>); 
denn ihr zufolge sollten die Delegationen ‚wohl zweifellos 
Missionsland bleiben‘‘.*) Damit hätte also trotz gelegentlich 
von anderer Seite erhobenen Widerspruchs?) doch Otto 
Mejer Recht behalten, als er vor siebzig Jahren aussprach, 
daß die katholischen Kirchenbehörden still und sicher an 
einer Umwandlung jener terrae missionis in terrae sedis 
apostolicae arbeiteten®), und es würde sich nur fragen, 
wie eine solche gewohnheitsrechtliche, dem Text der Bulle 
zuwiderlaufende Entwicklung kirchenrechtlich und nament- 
lich staatsrechtlich zu rechtfertigen wäre. 

Indessen es bedarf dieser Prüfung nicht! Denn die von 
uns zu behandelnden Gebiete sind nicht nur heute kein 


1) Hinschius System II S. 353, Anm. 1, S. 362; Joseph Freisen, 
Das Bistum Paderborn und die Rechtsstellung des Bischofs zu den ein- 
zelnen Bestandteilen desselben, Wiss. Beil. d. Germania 1903, Nr. 33 und 
34; Emil Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evangelischen 
Kirchenrechts, 6. Auflage, Leipzig 1909, S. 218£.; Ulrich Stutz, Kirchen- 
recht, 2. Auflage, in v. Holtzendorff-Kohler, Enzyklopädie der 
Rechtswissenschaft, 7. Auflage V, München-Leipzig-Berlin 1914, S. 423f.; 
Johannes Baptist Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchen- 
rechts, 2 Bände, 3. Auflage, Freiburg 1914 I, S.491; G. Banasch, 
Art. Brandenburg im Staatslexikon, herausgegeben im Auftrag der 
Görresgesellschaft von Hermann Sacher, 5. Auflage I, Freiburg 1926, 
Sp. 1027; Erwin Ruck, Kirchenrecht, in der Enzyklopädie der Rechts- 
und Staatswissenschaften, herausgegeben von E.Kohlrausch und 
W.Kaskel, XXIX, Berlin 1926, S. 35. 

2) Rezension von Metzler, Vikariate des Nordens, in Zeitschrift 
für Rechtsgeschichte, Kanonistische Abteilung IX 1919, S. 344ff., bes. 
S. 356ff. Vergl. auch Hilling, Archiv für katholisches Kirchenrecht CVI, 
1926, S. 319. 

3) A.a.O., 8.358 oben. %) A.a.O., S.357 Mitte. 

5) Freisen, Bistum Paderborn. Wiss. Beil. d. Germania Nr. 34, 
S. 270, Anm. 2. 

°) Propaganda II S. 478ff., bes. S. 484. 
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Missionsland mehr, sie haben im Gegenteil diesen Charakter 
schon vor mehr als hundert Jahren verloren. Der Ursprung 
für den Irrtum der herrschenden Meinung ist nicht schwer zu 
entdecken. Otto Mejers für die Kenntnis des katholischen 
Missionsorganismus noch heute in vielen Punkten wertvolles 
Werk ist, wie der Autor selbst bekennt und betont!), 
gegenüber dem Katholizismus im Grunde polemisch ein- 
gestellt. Von diesem Gedanken getragen hat Mejer die 
antiprotestantische Tendenz des römischen Missionswesens 
scharf herausgearbeitet, aber er hat dabei die katholische 
Kirche in Deutschland zu einseitig als Missionskirche ge- 
sehen und ihr organisatorisches Verhältnis zur römischen 
Missionszentrale unrichtig eingeschätzt.?2) Das zeigt sich 
gerade auch in unserer Frage. Was er aus den staatlichen 
Archivalien und Veröffentlichungen entnahm?), zeigte ihm 
fast durchweg den Anschein völliger Rechtskontinuität 
zwischen der Zeit vor und nach der Bulle von 1821, und 
wenngleich die Berichte aus Rom über die Entstehung des 
Kirchengesetzes da und dort eine andere Auffassung 
nahelegten ?), so konnten sie immerhin zur Not auch anders 
ausgelegt werden. Hatte man doch bei den Verhandlungen 
an der Kurie sich wohlweislich gehütet, deutlicher zu 
werden, als es der Zweck einer Verständigung unbedingt 
erheischte, und hatte man mit beiden Händen zugegriffen, 
als endlich die Kompromißformel des Absatzes XXXIII der 
Bulle über die Delegatur Brandenburg-Pommern auftauchte. 

Aber macht man sich nun von jener Otto Mejer 
beherrschenden Einstellung frei, so zeigt sich alsbald: 
Den Vertragsparteien stand es bei der Abfassung der Bulle 
außer Zweifel, daß in ganz Preußen das Missionsrecht ver- 
schwinden und überall das ius commune Platz greifen sollte. 


1) A.a.0,1S8.3ff. 

2) Hinschius, System ll S. 352; Johann Friedrich Schulte. 
Das katholische Kirchenrecht, 2 Bände, Gießen 1860, 1856; II S. 238, 
Anm.1l; Friedrich H. Vering, Lehrbuch des katholischen, orientalischen 
und protestantischen Kirchenrechts, 3. Auflage, Freiburg im Br. 1893, 
Ss. 552, Anm. 7; Mergentheim, Quinquennalfakultäten I S. 7f.,, Il 
Ss. 133 ff. 

3) Propaganda II S. 4781. 4) Mejer, Propaganda II S. 475. 
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Schon in seiner ersten Instruktion war Niebuhr demgemäß 
angewiesen!) und hatte in diesem Punkt trotz heftigen 
Widerspruchs der Propaganda, welche offenbar das bisherige 
preußische Missionsgebiet nicht aus ihrer Verwaltung 
entlassen wollte?), rasch einen Erfolg errungen. Schwierig 
blieb nur noch die Frage, wie man — dem Wunsche der 
protestantischen preußischen Regierung entsprechend — 
es technisch ermöglichen könne, für die größten bisherigen 
Missionsgebiete, nämlich die beiden Delegationen, einem 
Bischof zwar die Verwaltung, aber kein volles Diözesan- 
recht einzuräumen. Den organisatorischen Ausweg, den man 
schließlich fand, werden wir später zu betrachten haben. 
Hier genügt es, noch anzuführen, daß auch die kuriale 
Praxis sofort die Konsequenzen der Rechtsänderung zog: 
Die aus dem Missionscharakter unseres Gebiets fließenden 
umfassenden Vollmachten der Propaganda erloschen und 
lebten anscheinend auch später nicht wieder auf.?) 

Mit diesen Feststellungen ist nun der Boden bereitet, 
um unsere Untersuchung der Bulle auf die fiskalischen 
Patronatspfarreien zuzuspitzen. Für sie hatte die mit der 
Bulle eingetretene Rechtsänderung des Gebiets zur Folge, 
daß sie aus bloßen Missionsstationen in Pfarreien verwandelt 
werden mußten, soweit sie dazu reif waren. Dies andeutend 
hat die Bulle sie als paroeciae bezeichnet, doch darf die 
Bedeutung dieser Benennung nicht überschätzt werden. 


t) Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2 S. 112ff. 

3) Bericht Niebuhrs vom 7. Oktober 1820. Ebenda III S. 132. 
Die Deutung, die Mejer, Propaganda II S.475, dem Bericht gibt, 
trifft schwerlich zu. 

3) Mejer, Propaganda II S. 326, 475, 487. Bericht des Gesandten 
Bunsen vom 18. Juni 1835. Min. d.g. A. G II Prov. Brandenburg II1II. 
Die neuesten Handbücher des katholischen Missionswesens zählen die 
beiden Delegationen ebenfalls nicht zum Missionsgebiet. Siehe statt 
anderer Bernard Arens S. J., Handbuch der katholischen Missionen, 
2. Auflage, Freiburg 1925, S.11. Damit soll nicht geleugnet werden, 
daß gelegentlich in römischen Erlassen die Delegatur als Missionsgebiet 
bezeichnet wird; siehe etwa den Erlaß der Propaganda vom 18. August 
1842 bei Mejer, Propaganda I S. 189 Anm. 2, wo der Berliner Propst 
als Delegatus pro missionibus ab... Episcopo [Wratislaviensi] depen- 
dentibus bezeichnet ist. Über einen anderen Fehler der Fassung des De- 
krets vergl. S. 149, Anm. 4. 
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Es handelt sich dabei weder um eine kirchengesetzliche 
Erhebung bisher nur staatsrechtlich bestehender Pfarreien 
zu Pfarreien im Sinne des kanonischen Rechts!), noch etwa 
gar um die kirchengesetzliche Abgrenzung und Sicherung 
ihres Bestandes. Der Zweck der Aufzählung war ja nicht 
eine gesetzliche Festlegung der Pfarreien, sondern lediglich 
die Abgrenzung eines bestimmten Gebietes durch Hervor- 
hebung der in ihm befindlichen Zentren katholischen 
Lebens. Deren Angabe im Text der Bulle ist also nicht 
konstitutiv?), sondern bloß referierend gemeint, wobei man 
sich in Rom beiderseits über die Unzuverlässigkeit der für die 
Aufzählung benutzten statistischen Notizen durchaus klar 
war.®) Sowenig also der Organisationsgewalt des Leiters der 
Delegatur durch die Erwähnung einzelner Pfarreien für 
künftig irgendwelche Schranken gezogen waren, so wenig 
enthob ihn die Bulle schon jetzt des Rechts und der Pflicht, 
für jede einzelne genannte ‚‚paroecia“ die kanonische Er- 
richtung förmlich vorzunehmen?) Im Zusammenhang 
damit hatte er auch die Besetzungsverhältnisse der Stelle zu 


—— -——— 


1) Anderer Ansicht Aemilius Ludwig Richter in einem Votum 
vom 12. November 1846 über das Pfarrecht, speziell das ius sepeliendi des 
katholischen Pfarrers zu Stralsund: „Durch die Bulle De salute animarum 
ist die katholische Mission zu Stralsund zu einer Pfarrei erhoben worden; 
es stehen mithin dem an der letzteren angestellten Geistlichen seit jener 
Zeit auch die vollen Pfarrechte zu.“ Min.d.g. A.G II Prov. Pommern VII 
3 I; ebenso Joseph Freisen, Die Haftbarkeit des preußischen Fiskus als 
Rechtsnachfolgers des säkularisierten, zum früheren Fürstbistum Halber- 
stadt gehörigen Zisterzienserinnenklosters Hedersleben, Rheinische 
Zeitschrift für Zivil- und Prozeßrecht V 1913, S. 507 ff.; VI 1913, S. 66 ff., 
bes. S. 68; Kleffner-Woker, Bonifaziusverein II S. 142. 

2) Nur wenn dies der Zweck der Aufzählung wäre, hätte Freisen, 
a.8.0., S.93, recht mit der Behauptung, daß Irrtümer über das bis- 
herige Vorhandensein einer Pfarrei belanglos seien. 

®) Bericht Niebuhrs an den Staatskanzler Fürsten Hardenberg und 
den Minister der auswärtigen Angelegenheiten Grafen Bernstorff vom 
26. April 1821. Min.d.g. A. GII Gen.II Ba. 

4) Besonders wichtig war dies für solche Pfarreien, die bisher in der 
Hauptsache als Missionen von der Propaganda unterhalten wurden, 
7. B. Stralsund. Die Zahlungspflicht der Propaganda erlosch spätestens 
mit dem Tode des von ihr angestellten Missionars; es mußte daher auf 
andere Weise für die Dotation der Stelle gesorgt werden. Vergl. S. 155 
Ann... 
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untersuchen und — soweit ein kanonischer Titel dafür 
gegeben war — das Vorhandensein eines etwaigen Patronats 
festzustellen. Denn jetzt erst, seit das ius commune galt, 
standen der Begründung und Anerkennung von Patronats- 
verhältnissen keine Hindernisse mehr im Wege. 

Die Durchführung dieser Maßnahme war Sache des- 
jenigen geistlichen Obern, den die Bulle an die Spitze der 
Delegatur stellte, nämlich des Fürstbischofs von Breslau und 
seiner Nachfolger. Sie handelten und handeln dabei nicht 
etwa proprio iure als Breslauer Bischöfe, sondern autoritate 
apostolica, nämlich kraft eines ihnen ein für allemal!) in 
der Bulle gesetzlich erteilten Amtsauftrags?). Demzufolge 
hatten und haben sie zwar in der Delegatur die Gewalt 
eines Bischofs, aber sie waren und sind nicht Bischöfe 
dieses Gebiets, sondern Stellvertreter des zuständigen Ober- 
hirten, nämlich des Papstes. Die Delegatur Berlin bildete 


t) Mejer, Propaganda II S. 477, irrt, wenn er vermutet, daß jeder 
neue Fürstbischof von Breslau „eine besondere Delegationsurkunde“ 
erhalte. Vergl. dagegen die Bulle Impensa Romanorum Pontificum vom 
26. März 1824 (Abs. XI), wo dem jeweiligen Hildesheimer Bischof die 
Verwaltung von Osnabrück nur facultatibus ad id ab Apostolica Sede 
quavis vice sibi speciatim delegandis übertragen wird. Hilling, Ver- 
einbarungen, 8. 56. 

2) Die in der Bulle ausgesprochene delegatio a iure darf nicht ver- 
leiten, die Vorschriften des Codex über die Delegation schlechthin sämt- 
bch auf sie anzuwenden z. B. nicht hinsichtlich der Befugnis zur Weiter- 
gabe der Subdelegation trotz can. 199 85. Am ehesten ist die Dele- 
gation zu vergleichen mit den gesetzlichen Delegationen des Trienter 
Konzils an die Bischöfe, obwohl auch diese Parallele nicht ganz zutraf, 
z. B. für den Fall einer Vakanz des Bistums. Siehe dazu Hinschius, 
System II S. 240 mit S. 362 Anm.6; Rudolf Ritter von Scherer, 
Handbuch des Kirchenrechts I, Graz 1886, S. 587, Anm. 100; Johannes 
Baptist Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechtsl1 3. Aufl., 
Freiburg i. Br. 1914, S. 459, Anm. 2. Durch die veränderte Behandlung, 
welche das Codex diesen Delegationen zuteil werden läßt (hierüber und 
über die Frage der Unterscheidung von iurisdictio ordinaria und dele- 
gata nach dem Codex vergl. Ulrich Stutz, Der Geist des Codex iuris 
canonici, Stutz, Kirchenrechtliche Abhandlungen, H. 92, 93. Stuttgart 
1918, S.269ff.; Joh. Chrysostomus (Anton) Kümpel, Begriff und 
Abstufung der iurisdictio ordinaria und delegata in ihrer kanonistischen 
Entwicklung. Bonner jur. Diss. 1922 (Auszug) S.32ff.: Nikolaus 
Hilling, Die Wiedereinführung der Delegatio a iure in das geltende 


10* 
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also nie einen Bestandteil der Diözese Breslau!) und hat sich 
auch gewohnheitsrechtlich nicht dabin entwickelt. Obgleich 
sie in weiterem Sinne und in ungenauer Ausdrucksweise 
häufig zur Diözese Breslau gerechnet wird?), ist sie doch in 


Kirchenrecht, Archiv für katholisches Kirchenrecht C IH 1924, S. 130 ff.; 
derselbe, Begriff und Umfang der potestas iurisdictionis ordinaris 
und delegata nach geltendem Kirchenrecht, a. a. O. CIV S. 181f.; 
Eduard Eichmann, Lehrbuch des Kirchenrechts auf Grund des Codex 
Juris Canonici, 2. Auflage, Paderborn 1926, S. 128, ist die erwähnte Ähn- 
ichkeit der Sache nach in gewisser Beziehung z.B. für den Fall einer 
Vakanz des Bistums größer, in der Terminologie aber ge' inger geworden. 
Wir haben es eben bei unserer delegatio mit einer aus dem Missionsrecht 
in das Gebiet des ius commune herübergenommenen Einrichtung sui 
generis zu tun, die in ihrem Namen noch die Unselbständigkeit und 
Elastizität eines Missionsamtes an sich trägt, in ihrer sachlichen Aus- 
gestaltung aber die Selbständigkeit, Dauerhaftigkeit und Festigkeit be- 
sitzt, die für den Ämterorganismus des ius commune typisch sind. 


!t) Irrig Kleffner-Woker, Bonifaziusverein II 8.39. Unscharf 
Laspeyres, Geschichte der katholischen Kirche in Preußen, S. 810, 
der Breslauer und Paderborner Sprengel sei „nicht geradezu“ über die 
Delegationen erweitert, aber (vergl. S. 811) diese seien „integrierende 
Bestandteile‘ jener Sprengel geworden. 


2) So etwa die Anfrage des Fürstbischofs von Breslau über die 
Applikationspflicht der Kuraten und Lokalisten und die darauf ergangene 
Entscheidung der Konzilskongregation vom 13. Juli 1918 (Acta Apostoli 
cae Sedis XI 1919, S. 46f.); vergl. dazu Nottarp, Zeitschrift für Rechts- 
gechichte, Kanonistische Abteilung IX 1919, S. 358, Anm. 1; der von ihm 
zitierte Satz der Entscheidungsgründe: stationes... in casu ... suntpartes 
definite.... Dioecesis Wratislaviensis läßt sich aber wohl kaum als strikter 
Beweis dafür ansehen, daß die Kurie die Delegatur zur Breslauer Diözese 
rechnet; er gibt m. E. nur einen Teil des von dem Fragesteller als un- 
bestritten vorgetragenen Tatbestandes wieder, wenn auch die Redaktion 
etwas mehr zugespitzt ist. (An dem Endergebnis der Entscheidung würde 
sich übrigens nichts geändert haben, wenn die oben vertretene Auffassung 
zugrunde gelegt worden wäre). Den oben gerügten Fehler vermeidet der 
päpstliche Erlaß vom 27. Oktober 1923, der die St. Hedwigskirche zu 
Berlin zur basilica minor erhebt; aber er fällt einer anderen Ungenauigkeit 
zum Opfer, indem er die Kirche als Ecclesiam .. . intra fines Ecclesiasti- 
cae provinciae Vratislaviensis existentem anredet. Das Handbuch des 
Bistums Breslau und seines Delegaturbezirks für das Jahr 1912, Breslau 
1912, S.XXXVf£., unterscheidet richtig zwischen der „eigentlichen 
Diözese‘‘ und dem Delcgaturbezirk, faßt aber beide doch im gleichen 
Atcm wieder unter der Bezeichnung ‚Diözese Breslau“ zusammen. 
Ebenso ist der in Berlin residierende Weihbischof für den Bereich der 
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Wirklichkeit durch die Bulle ein päpstlicher Verwaltungs- 
bezirk eigener Art geworden und ist das bis heute geblieben. 
Eine für unser Thema interessante Folge ist, daß zur 
Anstellung in einem Pfarramt der Delegatur eine Inkardi- 
nation in der Breslauer Diözese für Priester anderer Diözesen 
nicht notwendig ist.!) Ferner folgt daraus, daß die an der 
Breslauer Diözesanregierung beteiligten Stellen als solche bei 
der Delegaturverwaltung nicht mitzuwirken haben; das 
Breslauer Generalvikariat z. B. ist nicht vorgesetzte Instanz 
über die Geistlichkeit der Delegatur.2) Auch braucht der 
Fürstbischof in Angelegenheiten der Delegatur weder einen 
consensus noch ein consilium seines Domkapitels einzu- 
holen.?2) Er hat also in so fern in der Delegatur eine selb- 
ständigere Stellung als in seiner eigentlichen Diözese. 
Dafür ist allerdings seine Organisations- und Leitungsgewalt 
nach anderer Richtung um so empfindlicher eingeschränkt: 
Er ist gesetzlich verpflichtet, einem päpstlichen Sub- 
delegaten®),, nämlich dem Propst von St. Hedwig in 


„Gesamtdiözese“ bestellt. Derselbe laxe Sprachgebrauch, der in der 
kirchlichen Praxis üblich ist, findet sich in der staatlichen Gesetz- 
gebung. Sowohl das Gesetz vom 29. Mai 1903 (Ges. S. 1903, 8. 182) 
betreffend die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende 
katholische Pfarrgemeinden, wie dasjenige vom 21. März 1906 (Ges. S. 1906, 
8. 105) betreffend die Erhebung von Abgaben für kirchliche Bedürfnisse 
der Diözesen der katholischen Kirche in Preußen behandelt die Delegationen 
als Bestandteil der Diözesen, denen sie angegliedert sind. 

1) Bericht des Propstes Brinkmann vom 12. März 1849 an den 
Kultusminister. Min. d.g. A. G II Prov. Pommern VII 12 I. 

2) Dies betonten schon die vor der Bulle entstandenen und nach ihr 
in Kraft gebliebenen Grundgesetze der ... Gemeinde Berlin von 1812 
Nr. 49. Min. d.g. A. G II Prov. Brandenburg VII I II. 

3) Insofern bleiben die Feststellungen Freisens, Bistum Paderborn, 
a.8&.0., Nr. 34, S. 270, bestehen. 

*%) Die deutsche kirchliche und staatliche Praxis spricht im Anschluß 
an die vor 1812 schon beginnende Verwaltungsübung der Staatsbehörden 
und an den Wortlaut der amtlichen deutschen Übersetzung der Bulle 
(siehe Ges. S. 1821, S.135) von dem „fürstbischöflichen Delegaten“ 
und der ‚‚fürstbischöflichen Delegatur‘‘. Selbst in Erlasse der römischen 
Kurialbehörden hat dieser Sprachgebrauch gelegentlich Eingang gefunden, 
Vergl. das bei Mejer, Propaganda I S. 189, Anm. 2, zitierte Dekret der 
Propaganda vom 28. August 1842: „Praeposito (Berolinensi) ... ac 
Delegato Episcopi Vratislaviensis‘“. 
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Berlin!), die laufende Verwaltung der Delegatur zu über- 
tragen. Er muß sich also von der persönlichen Führung dieser 
Verwaltung in der angegebenen Weise entlasten, während 
ein Bischof in seiner Diözese an sich nicht zu einer solchen 
Maßnahme zu greifen braucht.?2) Und während ein Bischof 
im allgemeinen in der Wahl eines solchen Geistlichen auch 
nach der persönlichen Seite hin frei ist, sofern dieser nur den 
Anforderungen der vigens ecclesiae disciplina und jetzt des 
Codex genügt”), ist der Breslauer Fürstbischof in Branden- 
burg-Pommern auf den Inhaber des Pfarramts bei St. Hed- 
wig beschränkt; denn beide Stellen, diejenige des päpstlichen 
Subdelegaten und diejenige des Pfarrers sind organisch 
verknüpft. Die Aufgaben des Subdelegaten wachsen diesem 
aber nicht ex lege, nicht durch das objektive Recht zu, 
sondern sind ihm von jedem Bischof neu zu übertragen.?) 
Dabei ist allerdings der Umfang der zu subdelegierenden 
Fakultäten gesetzlich dadurch annähernd umschrieben, 
daß der Bischof den Propst als seinen allgemeinen Gehilfen 
für die Delegaturverwaltung zu bestellen hat. Der Sub- 
delegat hat hiernach ungefähr die Stellung eines General- 
vikars. Zu dessen gewöhnlichen Befugnissen gehört nun 
weder die Ernennung von Geistlichen auf Pfarreien collati- 
onis liberae, noch die Annahme patronatischer Präsentati- 
onen.) Beide Kompetenzen haben sich von jeher die 
Breslauer Fürstbischöfe selbst vorbehalten. Der päpstliche 


1) Der bis dahin nur staaterechtlich, nicht kirchenrechtlich gültige 
Titel Propst ist durch die Bulle kirchlich legalisiert. 

2) Hinschius, System II S. 209: Scherer, Kirchenrecht I 
S. 609; Wernz, Ius decretalium II 2 p. 621 seq. 

°) Hinschius II S.210ff.; Scherer, Kirchenrecht 1 S.613f. 
Wernz l.c., p. 623 seq., und dazu Stutz, Geist des Codex, S. 284. 


4) Auch der Gencralvikar des älteren Rechts besaß keinen durch das 
objektive Recht fest abgegrenzten Kreis von Befugnissen, sondern führte 
seine Geschäfte nur kraft der Generalvollmacht eines andern Amtsträgers. 
Während der Kodex nun die Stellung des Generalvikars zu einem „Amt“ 
im Sinne des modernen Ämterrechts verfestigt hat (c. 368 $ 1, und dazu 
Stutz, Geist des Codex, S. 323), bleibt es bezüglich des Subdelegaten in 
Berlin beim älteren Recht. 


5) Siehe darüber statt Anderer Stutz, Geist des Codex, S. 293. 
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Subdelegat hat in diesen Angelegenheiten lediglich die 
Entscheidung des Fürstbischofs vorzubereiten. 

So vielüber die kirchenrechtlichen Folgen der Bulle für 
die Delegatur Brandenburg-Pommern! Bedeutend weniger 
einschneidend waren ihre Auswirkungen in staatsrechtlicher 
Beziehung. Bekanntlich hat die Bulle, wenn auch in recht 
nachlässigem Abdruck!), Aufnahme in die Gesetzessamm- 
lung gefunden?) und zwar begleitet von einer Kabinetts- 
order®), welche den ‚‚wesentlichen Inhalt‘‘ des Kirchen- 
gesetzes billigte und sanktionierte. Zweck der Publikation 
war nach den Worten des Kultusministers Freiherrn 
v. Altenstein?), den päpstlichen Erlaß zu einem ‚‚Bestandteil 
des preußischen Öffentlichen Staatsrechts‘“ zu machen, 
d.h. ihm die Kraft eines Staatsgesetzes zu verleihen. 
Erfaßt wurde von dieser staatsrechtlichen Umprägung 
übrigens nicht der ganze Inhalt der Bulle, sondern nur das, 
was die Kabinettsorder als ‚wesentlich‘ erklärte; aber dazu 
zählte sie gerade die „Einrichtung und Begrenzung der 
Diözesen‘, genauer gesagt: der unter bischöflicher Ver- 
waltung stehenden Sprengel einschließlich der Delegaturen. 
Das für die letzteren neu geschaffene kirchliche Recht schien 
also vom Staat in aller Form rezipiert. Hätte nur die 
Kabinettsorder nicht mit einer Wendung geschlossen, 
die dem katholischen Leser noch aus der Kabinettsorder vom 
29. November 1810°) fatal in den Ohren klang: ‚„Unbe- 


- on un n 


1) Die Literatur ist bisher nicht darauf aufmerksam geworden; 
daher sei es erlaubt, im Vorbeigehen auf die Lücke aufmerksam zu machen, 
die in Absatz XLVI hinter den Worten thalerorum non[in]gentorumn 
besteht; es fehlen die Worte: „pro quolibet ex ultimis quatuor tkalerorum 
octingentorum.‘“‘ Trotzdem der Fehler in der Praxis bemerkt wurde, 
ist eine Berichtigung in der Gesetzsanımlung nicht erfolgt. Die ihr 
entnommenen Abdrücke sind daher alle fehlerhaft. Richtig dagegen 
(Angelo Mercati,) Raccolta di concordati su materie ecclesiastiche tra la 
Santa Sede e le Autoritä Civili, Roma 191, S. 662. 


2) Ges. S. 1821, S. 113 ff. 
s) Vom 23. August 1821 (Ges. S. 1821, S. 113). 


4) Schreiben an den Staatskanzler Fürsten Hardenberg vom 
16. August 1821. Min.d.g.A.G II Gen. II 5 V. 


5) Vergl. S. 136, Ann. 5. 
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schadet aller Majestätsrechte!“ Mit diesen drei inhalts- 
schweren Worten nahm der Staat fast alles wieder zurück, 
was die Bulle der Delegatur an Freiheiten eingeräumt hatte: 
Es blieb grundsätzlich beim Recht des Westfälischen Friedens 
und der Einschränkung der kirchlichen Autonomie auf das 
Gebiet der mere spiritualia. Alle andern staatskirchlichen 
Hoheitsrechte und darunter der landesherrliche Patronat!) 
hatten also einstweilen nichts zu fürchten. Nur nach zwei 
Richtungen verbesserte sich die Lage der kirchlichen 
Instanzen: Die Verwaltung des Breslauer Fürstbischofs und 
des päpstlichen Subdelegaten war staatsgesetzlich an- 
erkannt, konnte ihnen also nicht mehr durch bloßen Ver- 
waltungsakt der Staatsbehörden abgesprochen werden. 
Und ferner mußten sie wenigstens im Bereich der mere 
spiritualia volle Bewegungsfreiheit und Selbständigkeit 
genießen; der Staat durfte insbesondere nicht hindern, 
daß sie diese rein geistliche Tätigkeit auch an solchen 
Orten entfalteten, an denen es bisher nicht üblich gewesen 
war. Alles in allem war hiernach die kirchenpolitische 
Tragweite der Bulle, soweit die Delegatur in Frage kommt, 
für den Augenblick gering. Ihre Bedeutung lag vielmehr in 
den Aussichten, welche sie für die Zukunft eröffnete. 
Je mehr das Staatskirchentum sich überlebte, je mehr die 
vorbehaltenen Majestätsrechte einschrumpften, desto freier 
konnten die in der Bulle liegenden Tendenzen sich entfalten; 
ja schon zur Vorbereitung des Kampfes um die kirchliche 
Freiheit vermochte die Berufung auf die vom Staat aner- 
kannte Bulle gute Dienste zu leisten. 

Einstweilen freilich kam die Verschiebung des Kräfte- 
verhältnisses zwischen Staat und Kirche nicht einmal den 
Nächstbeteiligten zum Bewußtsein. Man pflegte einfach die 
alte Praxis weiter. Selbst den kirchlichen Instanzen gelang 
es nicht, sich die rechtlichen Konsequenzen der Bulle in 
voller Schärfe klarzumachen. Von einer kanonischen 


!) Schon in der Instruktion Niebuhrs vom 23. Mai 1820 war 
die Umwandlung der preußischen terrae missionis in terrae sedis apostoli- 
cae nur mit der Einschränkung in Aussicht genommen, daß „die landes- 
herrlichen Rechte, insbesondere auch in Ansehung des Patronats“ gewahrt 
bleiben müßten. Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2 S. 112. 
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Errichtung der Pfarreien war nirgends die Rede. Man 
beruhigte sich dabei, daß das Kirchengesetz sie als paroeciae 
ansprach. Vollends an eine Prüfung und Feststellung ihrer 
Besetzungsverhältnisse wagte man garnicht zu denken. 
Man hätte ja wohl auch wenig Erfolg beim Staate 
damit erzielt. Denn dort glaubte man allerdings durch die 
Bulle eine Befestigung des staatskirchenrechtlichen status 
quo, nicht seine Erschütterung herbeigeführt zu haben. 
Namentlich der König!), der das rasche Anwachsen des 
Katholizismus in seinen protestantischen Provinzen nicht 
ohne Sorge sah, hielt mit Zähigkeit daran fest, daß trotz der 
Bulle ‚Alles beim Alten‘) geblieben sei. Durch die Er- 
fahrung darüber belehrt, daß die Bildung neuer katholischer 
Gemeinden über kurz oder lang dem Staate vermehrte 
Kultuslasten autfbürde, warnte er den Kultusminister 
wiederholt davor, an jenem Prinzip rütteln zu lassen. 
Als gleichwohl die Gesuche um finanzielle Staatsbeihilfen 
nicht abrissen, setzte er 1829 fest und empfahl der ‚„beson- 
deren Fürsorge“ Altensteins, „daß in den evangelischen 
Provinzen des Staates in Ansehung der zerstreut lebenden 
katholischen Einwohner oder einzelner Gemeinden gegen die 
frühere Verfassung, wie solche von jeher und bis zum Jahre 
1806 bestanden hat, nichts geändert werde.‘‘?) Ja, gegen Ende 
seiner Regierung zog er die Genehmigung zur Bildung neuer 
katholischer Parochien überhaupt an sich.‘) Ebenso spröde 
verhielt er sich gegen die Versuche der Hierarchie, ihre rein 
geistliche Tätigkeit örtlich und sachlich zu erweitern. 
Wiederholt und dringend bat z.B. der Fürstbischof von Schi- 


1) Über seine Stellung zur katholischen Kirche siche $. 128, Anm. 3, 
S. 132. 

2) Kabinettsorder vom 10.Mai 1829. Min.d.g. A. GII Prov. 
Brandenburg II 2. Vergl. auch Pohl, Katholische Militärseelsorge, 
S. 83 unten, über dieselbe Äußerung des Monarchen aus dem Jahre 
1826 hinsichtlich der katholischen Militärseelsorge. 

3) Kabinettsorder vom 23. Mai 1829. Min. d.g. A. G II Prov. 
Sachsen VII 7. 

%) Kabinettsorder vom 7. April 1840. Ebenda. Die Order wurde erst 
am 27. Juli 1874 außer Wirksamkeit gesetzt. Paul Hinschius, Das 
preußische Kirchenrecht im Gebiete des Allgemeinen Landrechts, Berlin 
und Leipzig 1884, S. 294, Anm. 3. 
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monsky im Jahre 1829 um die Erlaubnis zu einer Firmungs- 
reise durch die Mark und Pommern. Der König lehnte das 
Gesuch ab; unter schmeichelhafter Anerkennung der bischöf- 
lichen Hirtentreue klärte er den Prälaten auf, daß eine 
persönliche Amtsausübung durch ihn in der Mark und 
Pommern überhaupt unstatthaft sei; denn hier müsse er sich 
ja nach der Bulle und den Staatsgesetzen durch den Dele- 
gaten vertreten lassen. Davon abgesehen wäre es eine neue 
und ungewöhnliche, dem bestehenden Staatskirchenrecht 
widersprechende Einrichtung, wenn nun auf einmal Fir- 
mungsreisen an Orte unternommen werden sollten, wohin 
sie vor der Bulle nicht stattgefunden hatten.!) 


1) Kabinettsschreiben an den Fürstbischof von Schimonsky vom 
10. August 1830 (Min.d.g. A. G H Prov. Brandenburg II 2): 


Hochwürdiger, besonders lieber Freund und lieber Getreuer! 

Auf die Anzeige des Ministers der geistlichen Angelezenheiten, 
daß Ew. Liebden den kirchlichen Zustand der katholischen Gemeinden 
in den Provinzen Brandenburg und Pommern persönlich zu untersuchen 
und dabei die Firmung auszuteilen beabsichtigen, habe ich denselben 
bereits im vorigen Jahr angewiesen, die hierzu erforderliche Erlaubnis 
abzulehnen, teils. weil die geistlichen Verrichtungen des Diöcesan- 
bischofs in diesen Provinzen dem Probst an der katholischen Kirche zu 
Berlin delegiert sind, Ihre unmittelbare Bereisung also den getroffenen 
Bestimmungen entgegen seyn würde, teils, weil überhaupt die Bereisung 
der Provinzen Brandenburg und Pommern zum Behufe der Firmung 
niemals stattgefunden hat, und deshalb als eine neue, ungewöhnliche 
Einrichtung von Mir nicht genehmigt: werden kann. Wie sehr ich übri- 
sens den löblichen Beweggrund achte, durch welchen Ew. Liebden aus 
Antrieb Ihres Gewissens, ohne Rücksicht auf Ihr hohes Alter und auf die 
Beschwerlichkeiten der Reise zu der gefaßten EintschließBung bestimmt 
worden; so dürfen Sie sich dech hierüber völlig beruhigen, da Sie 
vermöge der verfassungsmäßigen Vertretung durch den Probst in Berlin. 
von der Ptlicht der Bereisung amtlich entbunden sind, und IhreWirksam- 
keit in den Provinzen Brandenburg und Pommern auf die in Meiner 
Ordre an Ihren Amtsvorgänger vom 29. November 1810 demselben 
beigelegte Aufsicht über die bey den katholischen Gemeinden fungirende 
Geistlichkeit in rein geistlicher Beziehung beschränkt ist. Ich kann es 
bey dieser Einrichtung überall nur bewenden laßen, und finde Mich 
durch die Eingabe vom 8. v.M. nicht bewogen, Ew. Liebden die nach- 
gesuchte Authorisation zu ertheilen. Ich verbleibe 

Ew. Liebden 


gutwilliger Freund 
Friedrich Wilhelm. 
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Wenn in dieser Weise von höchster Stelle selbst für die 
Behandlung der katholisch-kirchlichen externa und interna 
der Delegatur allgemein eine absolut konservative Politik 
vorgeschrieben wurde, dann mußte natürlich für den 
landesherrlichen Patronat der gleiche Kurs eingehalten 
werden. Der Bestand der fiskalischen Patronatsstellen blieb 
daher erhalten, ja es gelang sogar, ihn etwas zu erhöhen. 
1829 übernahm der Staat die Doiation der Stralsunder 
Pfarrstelle!), welche als Missionsstation früher von der 
Propaganda und aus Hildesheimer Geldern unterhalten 
worden war, und damit machte sich der Staat auch den 
Patronat über die Stelle zu eigen.) Widerspruch von 
kirchlicher Seite wurde weder hier noch in anderen Fällen 
laut. Im Gegenteil, die Übernahme des Patronats durch den 
Staat bildete für die unbemittelten katholischen Gemeinden 
der Diaspora eher eine Wohltat als eine Kränkung kirchlicher 
Rechte; denn die betreffenden Pfarreien erhielten . das 
Recht oder doch die begründete Aussicht auf finanzielle 
Zuwendungen des fiskalischen Patronats. Anderseits war die 
Inanspruchnahme des Besetzungsrechts durch den Staat 
für die Kirche deshalb nicht drückend, weil die fiskalischen 
Patronatsbehörden in der Mark und in Pommern doch nur 
höchst selten von sich aus Bewerber um geistliche Stellen 
vorschlagen konnten. In der Regel waren sie gezwungen, 
vor ihren ‚Nominationen‘“ den Breslauer Fürstbischof oder 
wenigstens den Berliner Propst um Angabe geeigneter 
Priester zu bitten. Der Wert des fiskalischen Patronats 
bestand hiernach praktisch im wesentlichen nur darin, 
daß von den Pfarrstellen die dem Staat mißliebigen Bewerber 
ferngehalten wurden. 


1) Kabinettsorder vom 24. März 1829. Min.d.g.A. G II Prov. 
Pommern VII 3 I. Vergl. auch Mejer, Propaganda II S.326. Die 
‚Zahlungen der Propaganda wurden übrigens erst mit dem Tode des von ihr 
entsandten Missionars endgültig eingestellt. Mitteilung des Pfarrers 
Raßmann von Stralsund vom 26. November 1841 in den vorbezeichneten 
Ministerialakten. 

2) In diesem Sinne äußert sich die Regierung Stralsund schon am 
6. August 1833; zum ersten Male wurde das patronatische Besetzungsrecht 
1840 ausgeübt. Bericht derselben Regierung vom 4. November 1840. 
Akten des Min. d.g. A. wie in voriger Anmerkung. 
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Ob dieser Vorteil bei allen in Betracht kommenden 
Pfarreien ausreichte, um die mit dem Festhalten des fis- 
kalischen Patronats verbundenen finanziellen Aufwendungen 
zu rechtfertigen, mußte zweifelhaft sein. In der Bürokratie 
selbst begann allmählich das Urteil zu schwanken. Be- 
zeichnend dafür ist ihr Verhalten im ersten Jahrzehnt der 
Regierung Friedrich Wilhelms IV. Unter ihm, welcher der 
katholischen Konfession freundlicher als sein Vater gegen- 
überstand, hat der Katholizismus mit Energie den bisher 
verzögerten Ausbau seines Kirchenwesens in der Mark und 
Pommern nachgeholt, aber nirgends hat der Staat bei der 
Gründung neuer katholischer Pfarreien den fiskalischen 
Patronat mehr beansprucht. Diese freiwillige Selbst- 
bescheidung verwandelte sich dann bald in eine gesetzlich 
gegebene: Die Verfassung von 1848 beabsichtigte sogar mit 
den bestehenden Patronaten aufzuräumen, geschweige daß 
ihr zufolge der Erwerb neuer noch möglich gewesen wäre. 
An anderer Stelle!) ist ausgeführt, wie diese Gewitterwolken 
sich allmählich verzogen; aber auch als die schlimmste 
Gefahr für den fiskalischen Patronat mit der Verfassungs- 
revision von 1850 beseitigt war, blieb doch eine sehr empfind- 
liche Verschlechterung seiner Rechtslage zurück. Gerade für 
die Delegatur war nämlich die Gewährung der Autonomie 
durch die Verfassungen von 1848 und 1850 von größter 
Tragweite. Zwar im organisatorischen Aufbau der Delegatur 
änderte sich nichts; denn mochte auch der Komplex der 
einschlägigen Gesetzesvorschriften nicht in vollem Umfang 
mehr als staatliches Recht oder wenigstens als Staats- 
gesetz im Sinn des konstitutionellen Staatsrechts anzu- 
sehen sein ?), so blieb es doch als vereinbartes Kirchenrecht 


I) Heckel, Fiskalische Patronate, Zeitschrift für Rechtsgeschichte, 
Kanonistische Abteilung XV 1926, S. 274ff. (Sonderabdruck S. 76ff.). 

2) Die Frage ist bisher nur unter dem Gesichtspunkte geprüft worden, 
ob Staatsgesetze kirchenrechtlichen Inhalts unter den „Vorbehalt des 
Gesetzes“ im Sinne der konstitutionellen Doktrin fallen. Vergl. Hin- 
schius, Preußisches Kirchenrecht, S. 481, Anm. 20. Sie bedarf aber nicht 
nur in dieser Hinsicht erneuter Prüfung, sondern auch unter dem Gesichts- 
punkte, ob und wie die den Religionsgesellschaften später gewährte 
Autonomie jene älteren staatskirchenrechtlichen Normen berührt hat. 
Ich gedenke über dieses Problem, das auch für das moderne Konkordat- 
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maßgebend. Die früher geschilderten Zuständigkeiten der 
kirchlichen Instanzen bestanden für die Pfarrstellen- 
besetzung also fort, aber die Einräumung der Autonomie an 
die Religionsgesellschaften vernichtete jetzt alle terri- 
torialistischen Beschränkungen der kirchlichen Selbständig- 
keit, die bisher in so reichem Maße aus dem Westfälischen 
Frieden abgeleitet worden waren. Soweit sie noch durch den 
Vorbehalt aller Majestätsrechte in der Kabinettsorder vom 
23. August 1821 gedeckt waren, verlor dieser seine Kraft. 
Die katholische Kirche in der Delegatur genoß hinfort 
dieselben Freiheiten wie in dem übrigen Bereich des preußi- 
schen Staates; ihre partikulare .Rechtsbenachteiligung 
machte der Rechtsgleichheit Platz. Es hatten daher für den 
landesherrlichen Patronat auch alle jene Folgerungen 
Geltung, die an anderer Stelle!) für und gegen ihn aus der 
Verfassung abgeleitet worden sind, insbesondere der Wegfall 
aller bisher mit ihm verbundenen hoheitlichen Kompetenzen, 
die Notwendigkeit einer Überprüfung der bestehenden 
Patronatsverhältnisse an Hand des staatlichen gemeinen 
Patronatrechts?) und die Verwandlung aller „unechten“ 
Patronate in Stellen freier bischöflicher Besetzung. 

So sah sich der landesherrliche Patronat einer völligen 
Umgestaltung seiner bisherigen Rechtsgrundlagen gegenüber. 
D:r Staat mußte an ihm beträchtliches verlieren, die 
Kirche viel gewinnen. Freilich, so dürfte man angesichts der 
Größe der Neuerung fragen, würde es der Kirche auch 
wirklich gelingen, die von der Verfassung ihr zugewiesene 
Position einzunehmen und die staatliche Gewalt in die vom 
Recht neu gezogenen Schranken zu weisen ? 

Zum Glück für die Kirche stand damals an der Spitze 
der Breslauer Diözese eine Persönlichkeit, welche die im 
Dienst des Staates tätigen Beamten weit überragte, 
nämlich der Fürstbischof Melchior von Diepenbrock. 


recht wichtig ist, an anderer Stelle zu handeln. Siehe einstweilen Heckel, 
Fiskalische Patronate, a. a. O., S. 262 (Sonderdruck S. 64). 

1) Heckel, a.a.O., S.274 mit S. 263ff. (Sonderdruck 8.76 mit 
8. 6öfl.). | 

2) Also — wie auch Heckel, a.a. O. S. 267 (Sonderdruck S. 69) 
2.10 von unten zu ergä zen ist — für den größten Teil Alt- 
preußens des Preusischen Allgemeinen Landrechts. 
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Gerade die Revolution hatte ihm Gelegenheit geboten, 
sich mit ihnen zu messen. In einem Augenblick, in dem 
weite Kreise der staatlichen Bürokratie vor dem Umsturz 
gezittert hatten, war er ihm entgegengetreten.!) Seitdem 
wußte er, was er von jenen Hütern der ‚Königlichen 
Gerechtsame‘‘ zu halten hatte. Wir erinnern uns, mit 
welcher Eile und Energie er die strikte Beobachtung der 
Verfassung hinsichtlich der fiskalischen Patronatsstellen 
seiner Diözese von den staatlichen Instanzen forderte.?) 
Für die Delegatur schien er zunächst zurückhaltender zu 
sein. Er nahm ruhig 1849 die ‚„Nomination‘“ Kettelers zum 
Berliner Propst entgegen®?), aber kaum war Ketteler nach 
wenigen Monaten auf den Mainzer Bischofstuhl berufen, 
so lehnte er unter Berufung auf Artikel 18 der Verfassungs- 
urkunde von 1850 die Annahme einer weiteren Präsentation 
ab*), das Patronatsrecht an St. Hedwig dünke ihm ‚‚nicht 
hinreichend begründet‘. Nur dazu wollte er sich herbei- 
lassen, daß man für diesmal sich unter Vorbehalt aller 
Rechte friedlich verständige.’) Für die bevorstehende 
Neubesetzung drohte also dem Staat noch keine Gefahr und 
doch traf der Schlag das Ministerium hart. Selbst Aulike, 
der für kirchliche Autonomie sonst so aufgeschlossene 
Leiter der katholischen Abteilung des Ministeriums, war über 
die „gänzlich unerwartete, dembisheri gen Besitzstandgerade- 
zu widerstreitende Behauptung des Fürstbischofs‘“®) ehrlich 
erschrocken. Nicht mit Unrecht, denn es stand viel auf dem 
Spiel. Schon wegen der Besetzung der Propstei war der 
Patronat für den Staat von erheblichem Wert, vor allem aber 
vermittelte er ihm den entscheidenden Einfluß auf die 
Besetzung der Delegatur, deren künftige Bedeutung ein 


1) Vergl. (Heinrich Foerster,) Cardinal und Fürstbischof Melchior 
von Diepenbrock, Breslau 1859, S. 195ff.; Joseph Hubert Reinkens,. 
Melchior von Diepenbrock, Leipzig 1881, S. 391 fl. | 

2) Heckel, Fiskalische Patronate, a. a. O., S. 269, 285 (Sonderdruck 
S.71, 87). 

8) Fritz Vigener, Ketteler, München und Berlin, 1924, S. 127 ff. 

*) Schreiben vom 12. April 1850. Min.d. g. A. G II Prov. Branden- 
burg VII1X. 

5) Schreiben vom 12. Mai 1850. Ebenda. 

*) Immediatbericht vom 24. Mai 1850, verfaßt von Aulike. Ebenda. 
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einigermaßen geschärfter Blick schon damals voraussehen 
konnte; waren doch bereits jetzt die Tage längst dahin, 
in denen Schmedding von ihr hatte schreiben können, 
sie sei mehr ein Titel als ein Amt.!) Wenn irgend einen 
Patronat, so konnte der Staat gerade den an St. Hedwig am 
allerwenigsten missen. Freilich man wußte: Beim Fürst- 
bischof zählten derartige Erwägungen nicht; er würde ihnen 
einfach die Autorität der Verfassung entgegenhalten. 
Nur dem dokumentarischen Nachweis eines Patronatstitels 
mochte es gelingen, den Prälaten umzustimmen. Es blieb 
also nichts übrig, als zu den Archiven seine Zuflucht zu 
nehmen, und schon hatten die mühsamen Nachforschungen 
begonnen, da traf eine zweite Hiobsbotschaft ein. Gleich- 
zeitig mit der Pfarrstelle war auch eine Kaplanei an St. Hed- 
wig frei geworden. Auch sie stand unter fiskalischem 
Patronat, aber da es sich bei ihr nicht um ein beneficium 
titulatum handelte, sondern die Kapläne ad nutum amovibel 
waren, und da nach Ansicht Diepenbrocks solche Stellen 
unter keinen Umständen eines Patronats fähig waren, ?) so 
besetzte er sie endgültig, ohne den Staat vorher zu fragen.?) 
Vergeblich wäre es gewesen. seiner auch nach der heutigen 
Doktrin des kanonischen Rechts nicht ganz haltbaren 
These®) die ‚„Grundgesetze‘‘ der katholischen Gemeinde 
Berlins entgegenzuhalten, wo ausdrücklich dem Staat jener 
Patronat über die Kaplanei zugeschrieben war. Diepenbrock 
erklärte von vornherein, Schmeddings Musterstatut mit dem 
„seltsamen‘‘ Namen) ‚„Grundgesetze der Katholischen Ge- 
meinde (statt Kirche)‘ stehe mit ‚‚den obersten Grundsätzen 
des Kirchenrechts und mit der kirchlichen Verfassung in 


1) Schreiben des Kultusdepartements vom 10. Juni 1812. Ebenda 
vol. 1. 

2) Schreiben Diepenbrocks vom 24. April und 1. Oktober 1850. 
Ebenda vol. X. 

$) Schreiben desselben vom 1. Oktober 1850. Ebenda. Der Vor- 
schlag des Staates, die Besetzung im beiderseitigen Einvernehmen 
unter Vorbehalt der Rechte vorzunehmen, wurde von Diepenbrock 
abgelehnt. 

4, Hinschius, System IH S. 39. 

8) Schreiben Diepenbrocks vom 12. Februar 1851. Ebenda. 
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schroffstem Widerspruch‘‘!); er müsse es deshalb auf 
Grund des Artikels 15 der Verfassungsurkunde für ungültig 
erklären. Statt daß also der Einwand des Ministers Eindruck 
gemacht hätte, war vom Fürstbischof eine neue Kampf- 
ansage erfolgt, und man konnte nach diesen Proben sich 
leicht prophezeien, daß selbst die ministerielle Denkschrift 
nichts ausrichten werde. Das offenbarte sich denn auch 
sogleich, als sie dem Kardinal zu Gesicht kam. Mochte in ihr 
Dotation, Verjährung, stillschweigendes kirchliches An- 
erkenntnis als Patronatstitel aufgezählt sein?), nichts fand 
Gnade vor seinen Augen, und wie die schlesische Patronats- 
frage, so ging auch diejenige von St. Hedwig unerledigt auf 
Diepenbrocks Nachfolger Foerster über. 

Die großen Schwierigkeiten, die das schlesische Patro- 
natsproblem in der folgenden Zeit hervorrief, sind bekannt ?): 
Erst nach jahrelangem Widerstand hat der Fürstbischof sich 
zu einer Verständigung mit dem Staate bereit finden lassen.‘) 
Um so größer war die Überraschung und Freude der staat- 
lichen Zentralstelle, als der Berliner Konflikt fast im Anhieb 
erledigt werden konnte. Foerster erkannte mit Recht, 
daß nicht so sehr die Pfarrstelle an St. Hedwig als die 
Delegatur es sei, um deren Besetzung der Staat kämpfe.°) 
Unter diesem Gesichtspunkt aber verlor der Streit seine 
eigentliche Schärfe. Ohne dem kanonischen Recht etwas zu 
vergeben, konnte die kirchliche Behörde anerkennen, 
daß das Staatsinteressse an der Besetzung der Delegatur auch 
von der Kirche Berücksichtigung verdiene. Hatte doch 
soeben erst die Kurie in einer verwandten Materie, nämlich in 
dem Streit, ob die Bestimmungen der Bulle De salute 


1) Schreiben desselben vom 1. Oktober 1850 wie auf S. 159 Anm. 3. 

2) Denkschrift vom 6. November 1850, von dem Regierungsrat 
Ulrich verfaßt. Ebenda. Über Ulrich siehe Lüdicke, Preußische Kultus- 
minister, S. 59. 

3) Heckel, Fiskalische Patronate, Zeitschrift für Rechtsgeschichte, 
Kanonistische Abteilung XV 1926, S. 285ff. (Sonderdruck S. 87ff.). 

*) Ebenda, 8. 288f. (Sonderdruck S. 91f.). Das Literaturzitat auf 
S.288 (8.91), Anm.2, ist zu Anm. 3, dasjenige der Anm.3 zu $. 289 
(S. 92), Anm. 2 zu ziehen. 

5) Vergl. die Niederschrift über die Verhandlung vom 18. April 
1854 unten S. 161, Anm. 2. 
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animarum trotz der Verfassung von 1848/50 noch anwendbar 
seien, ein vielbemerktes Entgegenkommen bewiesen.!) Bei 
solch versöhnlicher Stimmung fiel es nicht schwer, die 
vermittelnde Formel zu finden, welche den bisherigen 
Gegnern gestattete, sich die Hand zu bieten. In einer per- 
sönlichen Zusammenkunft Aulikes mit dem Fürstbischof ?) 
wurde neben dem Hauptverhandlungsgegenstand, der schle- 
sischen Patronatsfrage, auch der Streit über St. Hedwig 
besprochen und aus der Welt geschafft. Der Fürstbischof 
ließ sich einen sogleich näher zu beschreibenden Modus der 
Pfarreibesetzung gefallen, der den staatlichen Interessen 
Genüge tat und den kirchlichen Standpunkt nicht verletzte, 
und erklärte damit den Konflikt über die collatio libera der 
Propstei Hedwig für erledigt. Als Gegengabe mußte der 
Staat freilich den Patronat über die Kaplaneien an St. Hed- 
wig opfern; aber er erhielt doch dafür die Versicherung, 
daß der Fürstbischof etwaigen Wünschen des Ministers auf 
Berufung oder Abberufung von Kaplänen ‚‚die entsprechende 
Beachtung‘ schenken wolle.?) 

Es mochte für Aulike, der am folgenden Verhandlungs- 
tag mit seinen Vorschlägen zur Beilegung des schlesischen 
Patronatsstreites völlig scheiterte‘), ein gewisser Trost sein, 
daß er wenigstens in der Berliner Patronatssache nicht mit 
leeren Händen zurückkehrte. Seine Abmachungen mit dem 


1) Note des Kardinal-Staatssekretärs Antonelli vom 3. Juli 1850. 
Min.d.g. A. G Il Gen. 1156. Ulrich Stutz, Die katholische Kirche und 
ihr Recht in den preußischen Rheinlanden, Bonn 1915, S. 19. 

2) Am 18. April 1854. Die von beiden Seiten vollzogene Nieder- 
schriftüber die Verhandlungen nennt als Gründe für das Entgegenkommen 
des Fürstbischofs „diejenigen Rücksichten, welche die Stellung des 
Propstes in der Hauptstadt des Staates und der Residenz Seiner Majestät 
des Königs bedingt, so wie andererseits‘‘ den „Umstand, daß der Propst in 
seiner Eigenschaft als fürstbischöflicher Delegat für den Delegaturbezirk 
in den Marken und Pommern gleichsam in dem Verhältnisse eines mit 
besonderen kanonischen Vollmachten ausgestatteten General-Vicars zu 
dem fürstbischöflichen Stuhle steht“. Min.d.g. A. G II Prov. Branden- 
burg VII 32 I. | 

3) Verhandlungsniederschrift vom 18. April 1854 und dazu Schreiben 
des Ministeriums vom 8. Dezember 1854 an den Fürstbischof. Ebenda. 

4) Heckel, Fiskalische Patronate, a.a.O., S. 287 (Sonderdruck 
S. 89). 

Zeitschrift für Rechtsgoschichte. XLVII. Kan. Abt. XVI. ıl 
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Fürstbischof fanden die Billigung des Kultusministers und 
des Königs. Demgemäß setzte eine Kabinettsorder vom 
4. Oktober 1854 folgendes fest!): 


„Auf Ihren Bericht vom 20. v. M. will Ich in Folge der 
von Ihnen mit dem Fürstbischofe von Breslau in Beziehung 
auf die Besetzung der propsteilichen Stelle bei der St. Hed- 
wigs-Kirche zu Berlin eingeleiteten Verhandlungen hier- 
durch genehmigen, daß künftig bei jedem eintretenden 
Erledigungsfalle dieser Stelle die Wiederbesetzung der- 
selben zum Gegenstande einer besonderen auf Verständi- 
gung über die am meisten geeignete Persönlichkeit 
gerichteten Communikation zwischen Meinem Minister der 
geistlichen Angelegenheiten und dem fürstbischöflichen 
Stuhle gemacht, und dem in Betracht gezogenen Candi- 
daten Seitens des fürstbischöflichen Stuhles die kirchliche 
Institution auf die Pfarrei und die canonischen Voll- 
machten für das Delegatenamt erst ertheilt werden dürfen, 
nachdem derselbe Seitens des Ministers für annehmbar 
erklärt worden ist. Da der Fürstbischof von Breslau 
Ihrer Anzeige nach mit diesem Verfahren einverstanden 
ist, so ist hierdurch die früher bestandene Differenz für 
erledigt zu achten. Vor der Abgabe der offiziellen Erklärung 
über die zum Propst zu bestellende Person ist in jedem 
einzelnem Falle Meine besondere Genehmigung einzu- 
holen.“ 


Der Text dieser Order, welche die staatliche Präsen- 
tation oder ‚„Nomination‘ durch ein Recht auf Mitberatung 
und -entschließung ablöst und dem Staat zum Schutz seiner 
Befugnis ein sogenanntes Placet einräumt, fand später 
Aufnahme in das revidierte Statut der katholischen Ge- 
meinde Berlin.?) Dabei gelang es dem Staat sogar, seine 
Position noch ein wenig zu verbessern. Die vielleicht nicht 
ganz eindeutige Erklärung des Fürstbischofs vom Jahre 


1) Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg VII 32 1. 

®) Vom 1. Oktober 1870 (staatlich genehmigt am 25. November 1870) 
$4. Min.d.g. A. G Il Prov. Brandenburg VII 38. Daumert, Statut von 
St. Hedwig, Archiv für katholisches Kirchenrecht XXVII 1872, S. 97. 
Ebenso wurde die Abmachung über die Kaplanstelle in $5 des Statuts 
aufgenommen. 
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1854, daß er den Streit um die collatio libera der Propstei für 
„erledigt‘‘ ansehe, wurde nämlich nachträglich vom Fiskus als 
Zurücknahme der vom Fürstbischof Diepenbrock erhobenen 
Anzweiflung des fiskalischen Patronatrechtesausgelegt, und es 
wurde daraus das Recht abgeleitet, in dem revidierten Statut 
dem Staat ausdrücklich das Patronatrecht über St. Hedwig 
vorzubehalten. Zwar widersprach der Fürstbischof alsbald 
einer solchen Auffassung seines Verhaltens!), ver- 
mochte aber damit nicht durchzudringen?) und erließ das 
Statut trotz des von ihm bemängelten Wortlautes in der 
Form, die das Ministerium wünschte.?) Man könnte geneigt 
sein, daraus zu schließen, daß die Kirche sich bei dem 
staatlichen Rechtsanspruch beruhigt habe, wenn nicht aus 
einer in der letzten Zeit bekannt gewordenen Ernennungs- 
urkunde für einen Berliner Propst ?) erhellen würde, daß die 
Breslauer Fürstbischöfe doch an ihrer collatio libera fest- 
halten. Es besteht also trotz der scheinbaren Einigung von 
1854 doch noch der alte Gegensatz zwischen kirchlicher und 
staatlicher Auffassung in aller Schärfe fort, und nur eine von 
beiden Seiten im Interesse des Friedens geübte Dissimulation 
hilft darüber hinweg. 

Ähnlich steht es mit den übrigen fiskalischen Patronats- 
pfarreien in der Delegatur. Die Verständigung über St. Hed- 
wig gab dem Fürstbischof Anlaß, eine Revision der Patronats- 
verhältnisse in den übrigen fiskalischen Patronatsstellen 
Brandenburg-Pommerns zu verlangen’), denn überall sei 
hier das Vorhandensein eines kanonischen Patronats ebenso 
zweifelhaft wie bei der Berliner Kirche, ohne daß jedoch die 


!) Schreiben vom 13. März 1869. Min.d.g. A. wie vor. Daumert, 
a.a.0O., S.80f. 

2) Erwiderung des Ministeriums vom 5. Mai 1869. Ebenda. 

s) 84: „Das Besetzungsrecht [gegenüber dem Pfarramt] wird gemäß 
der mit dem Fürstbischofe von Breslau hierüber gepflogenen Verhandlun- 
gen unbeschadet des landesherrlichen Patronatrechtes über die St. Hed- 
wigskirche auf Grund der Allerhöchsten Order vom 4. October 1854 ... 
ausgeübt.‘ Dagegen ist hinsichtlich der Kaplanstellen in $ 5 ein fiskalisches 
JPatronatrecht nicht mehr erwähnt. 

#) Germania vom 23. August 1920, Nr. 371. 

5) Schreiben des Fürstbischofs vom 26. Februar 1855. Min.d. 
g-A. GH Prov. Brandenburg VII 39. 
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hinsichtlich der letzteren geübte kirchliche Rücksichtnahme 
auf den Staat auch für die anderen Stellen erwartet werden 
dürfe. Das Ministerium wich zunächst unter Berufung auf 
„Herkommen und andere genügende Rechtstitel“ aus.') 
Als aber der Fürstbischof in seiner Erwiderung?) dazu 
überging, diese Rechtstitel im einzelnen zu zerpflücken, 
erhielt er die Antwort, ein Fortschritt der Verhandlungen sei 
unmöglich, so lange die schlesische Patronatsangelegenheit 
schwebe®), und als er trotzdem nochmals drängte, brach das 
Ministerium die Aussprache ab.?) Erst nachdem man in 
Schlesien einig geworden war’), lebte die Debatte auf kurze 
Zeit wieder auf. Einen Erfolg erzielte der Fürstbischof aber 
auch jetzt nicht®), und der beginnende Kulturkampf schob 
dann andere Probleme in den Vordergrund. Seitdem 
herrscht in der Patronatsfrage Ruhe; der Staat hat sogar den 
Bestand seiner Patronatspfarreien durch einen zu seinen 
Gunsten ausgefallenen Rechtsstreit”) um eine Stelle. 
St. Sebastian-Berlin, vermehren können. Weder dieser — 
übrigens höchst anfechtbare — Patronat noch die anderen 
werden aber von der Kirchenbehörde als echte Patronats- 
verhältnisse anerkannt, vielmehr hält ihnen allen gegenüber 
die kirchliche Praxis an der fürstbischöflichen collatio libera 
fest. 

Wenden wir uns nun zur andern hier zu behandelnden 
Delegatur, derjenigen Preußens links der Elbe und 


1) Schreiben des Ministeriums vom 29. Juni 1855. Ebenda. 

?) Erwiderung des Fürstbischofs vom 25. August 1855. Ebenda. 

3) Schreiben des Ministeriums vom 6. Februar 1856. Ebenda. 

%) Schreiben vom 27. Juni 1857. Fbenda. 

5) Heckel, Fiskalische Patronate, Zeitschrift für Rechtsgeschichte. 
Kanonistische Abteilung XV 1926, S. 288f. (Sonderdruck S. 90f.) 

°) Schreiben des Ministeriums vom 25. April 1871. Min.d.g.A. 
G II Prov. Brandenburg VII 39. 

?) Urteile des Landgerichts I Berlin, 24. Zivilkammer, vom 8. Mai 
1903, des Kammergerichts, 2. Zivilsenat, vom 8. März 1904, des Reichs- 
gerichts vom 28. November 1904. Min.d.g. A. G II Prov. Brandenburg 
VNH 33 II. Die Urteile zählen zu den in unserer Judikatur leider immer 
häufiger werdenden Entscheidungen, die durch den Mangel elementarer 
kanonistischer Kenntnisse überraschen. Man braucht sich zum Beweise 
dafür nur zu vergegenwärtigen, daß das Reichsgerichtsurteil fortwährend 
von dem Patronat über eine (katholische) Kirchengemeinde (!) redet. 
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Havel. Politisch stand dieses Gebiet zu Beginn des 17. Jahr- 
hundertsteilsunter Brandenburg-Preußen teilsunterSachsen. 
Preußisch waren die Fürstentümer Magdeburg, Halberstadt, 
Minden und die Altmark; zu Sachsen gehörten die 1815 an 
Preußen abgetretenen Teile der heutigen Provinz Sachsen. 
Die kirchliche Regierung des Gebietes war ebensowenig 
einheitlich wie die politische. Der sächsische Teil unter- 
stand dem apostolischen Vikar der sächsischen Erblandet), 
der preußische dem vom Staat nicht anerkannten apo- 
stolischen Vikar des Nordens.?) Beide also bildeten Missions- 
land. In dem sächsischen Teil befanden sich geistliche 
Stellen nicht; die dort in der Diaspora lebenden Katholiken 
wurden von Halle aus pastoriert, wofür der sächsische 
Hof Zuschüsse an die Franziskanermission in Halle zahlte.?) 
Die Religionsübung, die ihnen erlaubt war, war aber nur ein 
exercitium religionis privatum.?) Günstiger stand es um die 
Katholiken in dem preußischen Gebiet, soweit es die ehemals 
geistlichen Fürstentümer umfaßte. Hier hatten sich mehrere 
Klöster und Stifter) aus vorreformatorischer Zeit erhalten 
und nahmen sich der Seelsorge für die in geringer Zahl 
vorhandenen Katholiken an. Über das Maß ihrer staats- 
rechtlich erlaubten und anerkannten Religionsfreiheit 
herrschte damals vielfach Streit, und selbst bis heute sind 
lange nicht alle Zweifel behoben.®) Immerhin ist sicher, 


ı) Friedrich August Forwerk, Geschichte und Beschreibung der 
königl. katholischen Hof- und Pfarrkirche zu Dresden, Dresden 1861, 
S.159ff.; Kleffner-Woker, Bonifaziusverein, II S. 122f.; Metzler, 
Vikariate des Nordens, S. 101, Anm. 78. Die Unterordnung unter den 
Dresdener Vikariat galt jedenfalls für die sächsischen Erblande (Witten- 
berg usw.), wohl aber auch für die protestantischen Bistümer Merseburg 
und Naumburg. 

2) Vergl. S. 129, Anm. 2. 

3) Woker, Norddeutsche Franziskaner-Missionen, S.68, 159ff., 
186. 

4) Laspeyres, Geschichte der katholischen Kirche Preußens, 
S. 625f. 

5) Sie sind aufgezählt z.B. bei Hiltebrandt, Preußen und die 
römische Kurie, S. 79ff.; Lehmann I S. 92f. mit II, S. 10, 12, 13; 
Metzler, Vikariate des Nordens, S. 69. 

*) Grundlegend ist das J.P.O. Art. XI $ 1,4, 6-8, der Halberstädter 
Homagialrezeß vom 2./12. April 1650 (Lehmann, I S.93, Anm.Ö5), 
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daß eine Anzahl dieser Institute öffentliche Religionsübung 
und auf Grund derselben Pfarrechte von Anfang an genoß 
oder später unter preußischer Herrschaft erhielt.) Auch 
nach kirchlichem Recht mußten wenigstens einige von ihnen 
als paroeciae angesehen werden, die sich in dieser Eigenschaft 
aus älterer Zeit trotz der Reformation erhalten hatten?), 
während die ganze Umgebung Missionsgebiet wurde; 
allerdings bedarf das Verhältnis dieser Pfarreien zu den 
Klöstern noch in manchen Punkten der Aufklärung. Außer- 
dem: ist noch erwähnenswert die vorhin schon gestreifte 
Franziskanermission in Halle, der seit 1796 öffentliche 
Religionsübung eingeräumt war, ohne daß sie aber volle 
Pfarrechte besessen hätte.?) 

Einen Einfluß auf die Besetzung all dieser Stellen hatte 
der Staat — abgesehen von dem sogenannten Plazet — 
nicht. Das änderte sich jedoch im Gefolge der Säkularisation. 
Der Reichsdeputationshauptschluß stellte den Landesherrn 
die Säkularisation der Stifter und Männerklöster frei, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß dadurch die bisherige 
Religionsübung des Landes nicht sollte gekränkt und das 
jeder Religion eigentümliche Kirchengut nicht sollte ent- 
zogen werden dürfen.?) Von der Säkularisationsbefugnis 


der Mindener von 22. Februar 1650 (ebenda, S. 92, Anm. 3), der Magde- 
burger von 1650 (ebenda, S. 92, Anm.2). Unsicher ist bei mehreren 
Klöstern, ob sie im Normaljahr exercitium publicum religionis besessen 
haben. 

1) 2.B. Königlicher Erlaß vom 3. Dezember 1769 betreffend 
Zugeständnisse an die katholischen Klöster im Magdeburgischen für die 
Ansetzung von Kolonisten, jedoch unter Vorbehalt der iura stolae für die 
lutherischen Pfarrer. Lehmann IV S8.379f. Ganz beseitigt war also 
hier der protestantische Pfarrzwang nicht. 

2) Vergl. die Angaben des Real-Schematismus der Diözese Pader- 
born, herausgegeben vom Bischöflichen General-Vikariate, Paderborn 
1913, S. 445f. zu den einzelnen unten zu nennenden fiskalischen 
Patronatsstellen. 

3) Woker, Norddeutsche Franziskanermissionen, S. 176ff., 218ff., 
222. Unrichtig ist in desselben Verfassers Werk, Aus norddeutsche:: 
Missionen des 17. und 18. Jahrhundert, Vereinsschrift der Görresgesell- 
schaft, Köln 1884, S. 19, die Behauptung, daß in Halle schon seit 1723 ein 
exercitium publicum religionis für Katholiken bestanden habe. 

4) RDH,., $35, 42, 63; Zeumer, Quellensammlung, S. 521f., 524. 
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machte Preußen im Halberstädtischen und Magdeburgischen!) 
gegenüber den Konventen der Augustinerchorherren in 
Hamersleben und St. Johann in Halberstadt sowie den 
Benediktinerklöstern Huysburg und Großammensleben Ge- 
brauch.2) Im Zusammenhang damit mußte die von den 
Konventen bisher ausgeübte örtliche Seelsorge neu geordnet 
werden. 

Nach Kirchenrecht war dabei zu unterscheiden: Hatte 
einem Kloster lediglich der Patronat über eine Pfarrei zu- 
gestanden, so gedieh mit dem Wegfall des Patrons das Be- 
setzungsrecht an den zuständigen geistlichen Obern; die col- 
latio necessaria wurde zur collatio libera. War eine Pfarrei 
einem Kloster nur quoad temporalia inkorporiert, so wurde 
mindestens ihre kanonische Neudotation nötig. Hatte aber 
— wie es meist der Fall gewesen zu sein scheint — eine in- 
corporatio plena stattgefunden oder verfügte das Kloster 
kraft alten Eigenkirchenrechts in einer der incorporatio plena 
entsprechenden Weise über die Pfarrei, so trat mit der 
Unterdrückung des Klosters ein gänzlicher Zusammenbruch 
der örtlichen kirchlichen Organisation ein. Es mußte also, 
wenn die alten Verhältnisse sich nicht wieder herstellen 
ließen, zur Neuerrichtung einer Pfarrei oder wenigstens einer 
Mission geschritten werden. Dieser Zeitpunkt mochte 
vielleicht nicht unmittelbar im Augenblick der Kloster- 
aufhebung gekommen sein, da ja kirchenrechtlich die 
Aufhebung nicht als rechtsgültig anerkannt wurde, und da 
der vom Kloster bestellte Geistliche noch das Pfarramt 


1) G. Arndt, Die Aufhebung der Stifter und Klöster im Fürsten- 
tum Halberstadt vor 100 Jahren (Sonderabdruck aus dem Montagsblatt, 
Nr. 30 und 31, Wissenschaftliche Wochenbeilage der Magdeburgischen 
Zeitung, 1911, S. 2ff.). Hamersleben wurde am 19. September, Huysburg 
und St. Johann in Halberstadt am 2. Oktober, Großammensleben, wenn 
ich einer von anderer Seite dem Staatsarchiv Magdeburg Rep. A 9c IV 
Nr. 1 entnommenen Abschrift folgen darf, gemäß einem Reskript vom 
21. September 1804 aufgehoben. 

2) Auch die in Minden bestehende, vom Domkapitel zu besetzende 
katholische Pfarrei wurde damals inso fern von der Säkularisation berührt, 
ale Preußen das Stift St. Mauritii et Simeonis aufhob, welches einen 
Teil des Unterhalts der zwei ‚Pastore‘“ getragen hatte. Vergl. Lehmann- 
Granier IX S. 497. 
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führte. Aber die Notwendigkeit der Neuorganisation mußte 
sich sofort zeigen, wenn der Geistliche abging und nun 
niemand mehr da war, der sich der Pfarrei angenommen 
hätte. Zuständig zur Festsetzung der Neudotation bezw. der 
Pfarrei- und Missionserrichtung war der vicarius apostolicus 
des Nordens. 

Etwas anders stellte sich die Lage dar nach staatlichem 
Recht. Allerdings mußte auch nach ihm die Säkularisation 
zur Neugründung von Pfarrsystemen führen.!) Denn eine 
Parochie konnte ohne geordnetes Pfarramt nicht bestehen, 
obschon ihr Schwerpunkt nach staatlichem Recht nicht im 
geistlichen Amt, sondern in der Gemeinde lag.?) Indessen 
nach eben diesem staatlichen Recht gebührte die 
Befugnis zur Gründung einer Pfarrei grundsätzlich dem 
Staat®), nicht der Kirche; ja in dem Gebiet der ehemals; 
geistlichen Fürstentümer Halberstadt und Magdeburg unter- 
blieb sogar die sonst vorgeschriebene bloße Mitwirkung der 
geistlichen Oberen; denn deren Jurisdiktion nahm der 
Staat auf Grund des Westfälischen Friedens in Anspruch!) 
Davon abgesehen erfuhren die zur Neuordnung der Pfarr- 
verhältnisse erforderlichen Maßnahmen dadurch teilweiseeine 
andere Beurteilung, daß dem staatlichen Recht der Begriff 
der Inkorporation fehlte. Es betrachtete das in der in- 
corporatia plena liegende Besetzungsrecht als Ausfluß eines 
Patronats, und dessen Anfall an den säkularisierenden 
Staat galt — mit Rücksicht auf eine angebliche Gesamt- 
rechtsnachfolge oder auf die Bestimmung des $ 36 RDH. — 
als eine bare Selbstverständlichkeit. Dementsprechend 
handelte denn auch später die staatliche Praxis.°) Einst- 
weilen freilich begnügte sie sich mit einer bloß provisorischen 


1) Vergl. die Immediatberichte vom 15. April und 27. Juni 1804, 
Lehmann-Granier IX S. 143f. und 177fl. 

2) ALR.1I 11 8 237. 3) Ebenda $ 238. 

#) Vergl. das auf S. 134, Anm. 4, erwähnte Reskript vom 25. Jun’ 
1797. 

5) Siehe die bei Heckel, Fiskalische Patronate, Z. f. RG. Kan. 
Abt. XV 1926, S. 222 (Sonderdruck S. 24), Anm. 2, zitierte General- 
instruktion vom 18. Januar 1803, $28, die auch für die alten Lande 
in diesem Punkte angewendet wurde. 
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Sicherstellung der Seelsorge!), und dabei verblieb es, 
bis der Tilsiter Friede die linkselbischen Gebiete mit den 
eben besprochenen säkularisierten Instituten von Preußen 
abriß und dem Königreich Westfalen angliederte.?) 

Bei Preußen blieb lediglich der östlich der Elbe gelegene 
Teil des Herzogtums Magdeburg. Eine katholische Pfarrei 
befand sich dort nicht, doch hatte sich in Burg eine kleine 
Gemeinde gesammelt, die bis 1806 zusammen mit der 
Garnison pastoriert worden war, von da bis 1815 aber einer 
geordneten Seelsorge entbehrte.?) Geistlicher Oberer war, 
wie erwähnt, der apostolische Vikar des Nordens, doch trat 
1811 und 1812 kraft Delegation und Subdelegation der 
Breslauer Fürstbischof an seine Stelle.‘) 

Im Gegensatz zu diesem Gebiet, wo nach wie vor die 
Bestimmungen des Westfälischen Friedens die Grundlage des 
Staastkirchenrechts bildeten, stand seit 1807 und 1806 der 
Rest der Delegatur. 

Was zunächst das Königreich Westfalen anlangt, 
so gewährte dessen Verfassung?) allen Bekenntnisgemein- 
schaften freie Religionsübung. Im Gefolge dieser Be- 
stimmung fiel allenthalben der Pfarrzwang gegen Anders- 
gläubige. Die sämtlichen katholischen, von Klöstern 
versehenen Seelsorgestellen wurden als Pfarreien anerkannt, 
und dasselbe galt von den provisorischen Einrichtungen, 
die Preußen an Stelle der säkularisierten Klöster gesetzt 
hatte. Endlich wurde auch die bisherige Mission in Halle®) 
seit 1808 vom Staat dotiert und als Pfarrei behandelt, und 
erhielt Stendal’), das früher als Garnisonsort von Groß- 
ammensleben aus pastoriert worden war, 1808 einen eigenen 


1) Kabinettsorders vom 14. Juli 1804. Lehmann-Granier IX 
S. 202f., 204; Arndt, a.a.0O., S.3. 

2) Siehe S. 135, Anm. 4. 

2) Bericht der Regierung Magdeburg vom 30. April 1857 und 
13. September 1859. Min.d.g. A. G II Prov. Sachsen VII 7. 

*) Siehe S. 138, Anm. 1. 

5) Vom 15. November 1807, Art. 10, Bulletin des lois du Royaume de 
Westphalie de l!’an 1808. TomeI p. 12, 13. 

*) Woker, Norddeutsche Franziskaner-Missionen, S. 247. 

?) Bericht der Regierung Magdeburg vom 20. Dezember 1842. 
Min.d.g. A. GII Prov. Sachsen VII 12. 
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Pfarrer. Diese Förderung des katholischen Kirchenwesens 
wurde freilich alsbald mehr als aufgewogen durch um- 
fassende Säkularisationen. Ein Dekret vom 13. Mai 1809!) 
verfügte die Aufhebung der Frauenklöster Marienstuhl, 
Adersleben, Hadmersleben und St. Burchardi in Halber- 
stadt, am 17. Januar 1810?) erging ein ebensolches Dekret 
wegen Althaldensleben. Am 16. September 1810?) traf das 
gleiche Schicksal die Frauenkonvente von Hedersleben, 
Meyendorf, Badersleben, St. Agnesin Magdeburg. Der 1. De- 
zember 1810%) vernichtete den Rest, darunter die für uns 
besonders wichtigen Klöster der Dominikaner und Franzis- 
kaner in Halberstadt sowie das Domstift Minden. 


Wie die preußische Säkularisation, so hatte auch die 
westfälische eine Neuorganisation von Pfarreien im Gefolge.°) 
Ohne mit den kirchlichen Instanzen ins Benehmen zu treten, 
errichtete die westfälische Regierung zwei Pfarreien in 
Halberstadt (St. Katharinen und St. Andreas, ursprünglich 
Liebfrauen), je eine in Magdeburg, Adersleben, Althaldens- 
leben, Hadmersleben, Badersleben, Egeln und Meyendorf. 
Hedersleben, das zunächst als Pfarrei vorläufig eingerichtet 
war, fand 1812 sein Ende.®) 


!) Bulletin de l!’an 1809. Tome II p. 210f. Bertram, Bischöfe von 
Hildesheim, S.263; Arndt, a.a.O., S.7; Carl Fey, Die Wiederauf- 
richtung des römischen Kirchenwesens in der preußischen Provinz 
Sachsen, Halle 1910, S. 23. 


?) Intelligenzblatt des ElbedepartementsNr. 11 vom 25. Januar 1810. 


3) Vergl. für Hedersleben Arndt, a.a.O., S.6; für Badersleben 
Reichsfreiherr Grote Schauen, Vaterl. Arch. d. hist. Ver. f. Nieder- 
sachsen 1843, S. 140; Arndt, S 9, und den Bericht der Regierung Magde- 
burg vom 5. März 1847, Min.d.g. A. G II Prov. Sachsen VII 15; für 
Meyendorf den Bericht derselben Behörde vom 7. April 1858, Min. 
d.g. A. G II Prov. Sachsen VII 38; für St. Agnes Magdeburg Lede- 
burs Archiv f.d. Geschkde. des preußischen Staates XVII 1835, S. 369, 
und den Bericht des Kultusministeriums vom 23. Dezember 1856 an das 
Staatsministerium Min. d.g. A. G II Prov. Sachsen VII 6 IL. 

*) Bulletin de ’an 1810 Tome III p. 360 — 367. 

5) 2. B. durch das Dekret vom 11. Februar 1812 (Min.d.g. A.G II 
Prov. Sachsen VII 1I) für die beiden Pfarreien in Halberstadt sowie 
diejenige in Adersleben. 

°) Ebenda. Dazu Freisen, Haftbarkeit des preußischen Fiskus, 
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Die Besetzung sämtlicher Stellen handhabte die west- 
fälische Regierung, die kirchliche Jurisdiktion lag formell in 
der Hand des Fürstbischofs von Hildesheim als des vom 
Staat anerkannten!) vicarius apostolicus des Nordens, 
doch war er in der Ausübung seiner geistlichen Gewalt 
äußerst beschränkt. 1811 setzte die Regierung sogar die 
Bestellung eines ‚geistlichen Kommissars für das Elbe- und 
Saaledepartement‘“ in der Person des Huysburger Priors 
van EB durch?) und führte nun mit ihm als geistlichem 
Sachverständigen die Kirchenregierung fast allein?) Dem 
apostolischen Vikar blieb nur die Sanktion der von der 
Regierung und ihrem geistlichen Agenten beschlossenen 
Maßnahmen. 

Außerhalb des Königreichs Westfalen stand seit dem 
13. Dezember 1810) das zum Kaiserreich Frankreich 
geschlagene Minden. Eine formelle Neuerrichtung der 
Pfarrei nach Aufhebung des Domstiftes, von dem sie besetzt 
worden war, hat anscheinend nicht stattgefunden; auch die 
Frage der Stellenbesetzung scheint nicht akut geworden zu 
sein. Die geistliche Jurisdiktion über das Gebiet gebührte 
gleichfalls dem apostolischen Vikar des Nordens, doch mußte 
er 1812 den Osnabrücker Weihbischof Karl Klemens 
Reichsfreiherrn v. Gruben auf Verlangen der französischen 
Regierung als seinen Delegaten bezw. Subdelegaten be- 
stellen.°) 


Rhein. Zeitschr. für Zivil- und Prozeßrecht V 1913, S. 507ff., VI 1913, 
S. 66ff. 
1) Metzler, Vikariate des Nordens, S. 170, Anm. 32. 


3) Schreiben des Fürstbischofs von Hildesheim vom 12. Februar 1816 
Min.d.g. A. G II Prov. Sachsen V 1. Schematismus der Diözese Pader- 
born, S.53*. 


3) Bericht der Regierung Magdeburg vom 28. November 1832 über 
die westfälische Praxis. Min.d.g.A. G II Prov. Sachsen VII 1 II. 
Bertram, Bischöfe von Hildesheim, 8. 262. 


4) Senatskonsult vom 13. Dezember 1810. Meyer-Zoepfl, Corpus 
Iuris Confoederationis Germanicae I S. 105. 


5) Beckschäfer, Beiträge zur Geschichte des Osnabrücker Weih- 
bischofs Karl Klemens Reichsfreiherrn von Gruben, Mitt. des Ver. f. 
Gesch. und Ldeskde. von Osnabrück XXXIV 1909, S. 132ff., S. 172. 
Metzler, Vikariate des Nordens, S. 170. 
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Das letzte Stück der heutigen Delegatur endlich, das 
später zu Preußen gekommene Sachsen, erfreute sich seit dem 
Frieden von Posen im Jahre 1806!) derselben Freiheit öffent- 
licher katholischer Religionsübung wie das Königreich West- 
falen. Doch bildetensich katholische Pfarreien nicht ; auch der 
Missionscharakter des Landes und seine Unterstellung unter 
den Dresdener päpstlichen Vikar wurden nicht aufgehoben. 

Wie gestaltete sich nun die Rechtslage, als Preußen 
1815 die Herrschaft über die Lande links der Elbe wieder- 
gewann und über die von Sachsen eroberten Gebiete neu 
antrat ? 

In den Besitzergreifungspatenten?) war die Aufrecht- 
erhaltung des bisherigen Standes der Religionsfreiheit mit 
verhüllten Worten zugesagt. Die preußische Regierung 
erkannte auch die unter der Fremdherrschaft entstandenen 
Pfarreien an, ja sie zog sogar daraus für den preußisch 
gebliebenen Teil des Herzogtums Magdeburg die Konsequenz, 
1815 der Gemeinde Burg Pfarrechte beizulegen.?) Über die 
gesamten vom Staat errichteten Stellen nahm sie das 
Besetzungsrecht an sich und verwendete dafür künftig den 
Rechtstitel des landesherrlichen Patronats.*) Freundlich in 
der Form war auch ihre Haltung gegenüber den geistlichen 
Obern des wiedergewonnenen und neuerrungenen Gebietes. 
Der apostolische Vikar des Nordens wurde ausdrücklich 
zugelassen°), doch blieb es für das rechtselbische Gebiet des 
ehemaligen Herzogtums Magdeburg bei der Delegation und 
Subdelegation des Breslauer Fürstbischofs, solange dieser 
lebte.®) Desgleichen behielt der Osnabrücker Weihbischof”) 


1) Friede von Posen vom 11. Dezember 1806 Art.5. Meyer-Zoepfl, 
Corpus Iuris Confoederationis Germanicae I S. 89. 

2) Besitzergreifungspatent vom 22. Mai 1815 (Ges. S. 1815, S. 77), 
vom 21. Juni 1815 (S. 193f. und 195f.). 

8) Ministerialerlaß vom 17. Juni 1815. Min. d. g. A. G II Prov. 
Sachsen VII 7. 

*) Bericht der Regierung Magdeburg vom 11. August 1851. Min. 
d.g. A. G II Prov. Sachsen VII 1 VII. 

°) Vergl. jedoch bezüglich des Zusatzes per septentrionem zum 
Vikarstitel oben S. 141, Anm. ]. 

°) Siehe S. 140, Anm. 4. 

*) Beckschäfer, Weihbischof von Gruben, a. a.0O., S. 172. 
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seine Delegation und Subdelegation für Minden, freilich ohne 
daß die preußischen Behörden davon Kenntnis hatten.!) 
Abwartend stand man dem Dresdener päpstlichen Vikar 
gegenüber. Man war tolerant genug, nach seiner Juris- 
diktion gar nicht zu fragen und sich mit einem bloßen 
On dit zu begnügen.?) 

Bei allem äußerlichen Entgegenkommen gegen die 
kirchlichen Behörden war aber doch der Umfang, den man 
ihrer geistlichen Gewalt ließ, höchst bescheiden. Man hielt 
streng darauf, von den Errungenschaften der westfälischen 
Praxis nichts preiszugeben, ließ also dem apostolischen 
Vikar und seinen Vertretern nur die mere spiritualia®) und 
kam damit, wenn auch unter anderer Begründung, ungefähr 
auf dieselbe Verwaltungsübung hinaus, die gleichzeitig in 
Brandenburg und Pommern maßgebend war.*) Die Ver- 
einheitlichung des Rechtszustandes, die damit eingeleitet 
war, erleichterte natürlich die endgültige Neuordnung der 
kirchlichen Organisation. Als man in Rom anläßlich der 
Bulle De salute animarum darüber verhandelte, konnte man 
für die linkselbischen und sächsischen Gebiete dieselbe 
Verwaltungsform vorschlagen wie für Brandenburg-Pommern 
und durfte hoffen, das, was man für diese erreicht hatte, 
auch für jene zugebilligt zu erhalten. Darin täuschte man 
sich nicht. Das gesamte vorbenannte Territorium wurde als 
ein besonderer päpstlicher Verwaltungsbezirk dem je- 
weiligen Bischof von Paderborn untergeordnet und gleich- 
zeitig aus dem Missionsorganismus entlassen); freilich kam 
letzteres nur unvollkommen zum Ausdruck; eine formelle 


!) Bericht der Regierung Minden vom 3. November 1818. Min. 
d.g. A. G II Prov. Westphalen VII 18 I: der „kirchliche Verband“ mit 
Osnabrück sei durch die preußische Reokkupation aufgelöst und nicht 
wiederhergestellt; die Mindener Geistlichkeit stehe daher außer Ver- 
bindung mit einer bischöflichen Behörde. 


?) Niebuhrs Instruktion vom 23. Mai 1820. Min.d.g. A. G II 
Gen. II 5a. Vergl. auch Mejer, Römisch deutsche Frage II 2 S. 114. 

®) Ebenda; Mejer, a.a.O., S. 111. 

*) Ebenda; Mejer, a.a.O., S. 114f. 

5) Bulle De salute animarum (Abs. XXX). Hilling, Neueinrich- 
tung der Diözesanverfassung, S. 27. 
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Ausscheidung der ehemals sächsischen Gebiete aus der 
Jurisdiktion des Dresdener apostolischen Vikars erfolgte 
nicht!), obwohl die Verhandlungen keinen Zweifel darüber 
lassen, daß mit Ausnahme einiger Teile Schlesiens, die aber 
eben deshalb besonders erwähnt sind, kein preußisches 
Gebiet einem ausländischen Bischof oder ihm gleichstehen- 
den Prälaten unterstellt bleiben sollte.?) 

Für das Verhältnis der Delegatur zur eigentlichen 
Diözese Paderborn gelten grundsätzlich dieselben Aus- 
führungen wie für die Delegatur Brandenburg-Preußen. 
Die Delegatur gehörte demnach nicht mehr zu den terrae 
missionis, sondern bildet einen unter ius commune stehenden 
eigenen päpstlichen Verwaltungsbezirk. Von der Diözese 
Paderborn ist er streng zu scheiden. Die dortigen Diözesan- 
verwaltungsstellen haben daher als solche kein Recht auf 
Mitwirkung bei der Verwaltung der Delegatur durch den 
Bischof, aber dieser ist umgekehrt nicht gehindert, ihre 
Tätigkeit auch für den ihm unterstellten päpstlichen 
Verwaltungsbezirk nutzbar zu machen, und er ist dazu sogar 
in weiterem Umfange in der Lage als sein Breslauer Amts- 
bruder in Brandenburg-Pommern; denn eine Pflicht zur 
Subdelegation seiner Fakultäten an eine bestimmte unter- 
geordnete Stelle ist nicht vorgesehen. Freilich entbehrt eben 
deshalb auch der Paderborner Delegaturbezirk derjenigen 
Garantie seiner organisatorischen Selbständigkeit, durch die 
sich Brandenburg-Pommern auszeichnet, und die Probe auf 
dieses Exempel ist an der Paderborner Praxis des letzten 
Jahrhunderts allenthalben abzulesen. Die Aufsaugung der 
Delegatur durch die Diözese hat nicht einmal an den doch 
in der Bulle genau umschriebenen territorialen Grenzen 
der Administration Halt gemacht, sondern einige Teile der 
Delegatur haben ihren verwaltungstechnischen Zusammen- 
hang mit dieser zugunsten einer Angliederung an die 
Diözese gänzlich eingebüßt. Denn was bedeutet es anders, 
wenn 1832 Minden zum Dekanat Bielefeld?) und 1862 der 

1) Vergl. Nottarp, Z.f. RG,. Kan. Abt. IX 1919, S. 356 unten. 

2) Kabinettsorder vom 6. April 1820. Mejer, a.a.O. III S.112. 

3) Schematismus der Diözese Paderborn, S. 43. 
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Regierungsbezirk Merseburg!) dem geistlichen Gericht in 
Erfurt unterstellt worden ist? Als unbedenklich wird man 
natürlich eine solche von untergeordneten Instanzen ohne 
Änderung des Textes der Bulle und ohne vorherige Verstän- 
digung ihrer Paziszenten vorgenommene stillschweigende 
Rechtsänderung nicht einschätzen können, zumal dazu 
jedenfalls vor 1848 auch eine Publikation in der Gesetz- 
sammlung hätte kommen müssen.?) Immerhin wird aber 
nicht zu leugnen sein, daß jetzt die Grenzverschiebung 
geltendes Recht ist; denn nicht nur hat die Kurie anschei- 
nend ausdrücklich die Paderborner Verwaltung der Dele- 
gatur während des letzten Jahrhunderts in Bausch und 
Bogen gut geheißen?), sondern auch der Staat hat jeden 
Protest unterlassen und sich mit der Neuerung abgefunden. 
Die Folge davon ist, daß heute die Delegatur mit dem 
Sprengel des Kommissariats Magdeburg sich deckt®), 
der seinerseits wieder mit dem Regierungsbezirk Magdeburg 
zusammenfällt.) Auch unsere Untersuchung wird dem . 
Rechnung zu tragen haben und die fiskalischen Patronats- 
pfarreien in Minden und Halle daher im folgenden aus- 
schalten. 


Die übrigen staatlichen Patronatspfarreien der Dele- 
gatur, 16 an der Zahl, finden sich sämtlich bereits in der 
Bulle De salute animarum aufgezählt. Sie haben aber 
damals keineswegs schon alle als Pfarreien oder Missionen 
bestanden. Die erstaunliche Oberflächlichkeit der Redaktion 


1) Ebenda S. 52*f. 


2) Für die Zeit der absoluten Monarchie in Preußen war die Bulle in 
vollem Umfange Staatsgesetz. Eine Abänderung ihrer „wesentlichen“ 
Bestimmungen (siehe darüber oben S. 151) durfte daher nur durch 
Staatsgesetz erfolgen, und dazu gehörte ein vom Monarchen ausgehender 
Gesetzesbefehl, der regelmäßig auch in der Gesetzsammlung zu ver- 
öffentlichen war. Für die Zeit nach 1848/50 wird zwar daran festzuhalten 
sein, daß eine Abänderung des Umfangs der Delegatur gegenüber der 
Diözese Paderborn eine Verständigung mit dem Staate voraussetzt; 
aber der Erlaß eines formellen Gesetzes zur Verwirklichung dieser Rechts- 
änderung wird nicht als notwendig anzusehen sein. Vergl. S. 156, Anm. 2. 


3) Nottarp, 2. f. RG., Kan. Abt. IX 1919, S. 367{f. 
%) Schematismus der Diözese Paderborn, S. 445. 
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der Bulle in diesem Stück erklärt sich aus der großen 
Eile,!) mit der Niebuhr auf Anweisung seiner Regierung den 
Abschluß der Verhandlungen betrieb; man mußte sich ohne 
die Möglichkeit vorheriger Nachprüfung auf die Notizen 
verlassen, die von deutscher geistlicher Seite für den Staat 
zusammengestellt worden waren?); ihr Verfasser war 
vorsichtig genug gewesen, in der Aufzählung katholischer 
Pfarreien lieber des Guten zuviel als zu wenig zu tun. 
Der Lohn für die Leichtgläubigkeit der Regierung blieb 
natürlich nicht aus. Die deutschen kirchlichen Kreise 
säumten nicht, ihre Wünsche auf Herstellung der erwähnten 
Pfarreien mit großem Nachdruck auf den Wortlaut der 
Bulle zu stützen und daraus eine Pflicht des Staates zu ihren 
Gunsten herzuleiten. Je länger je mehr fanden ihre Argu- 
mente auch bei der staatlichen Zentralstelle Eingang. 
So wurde Aschersleben 1826 oder richtiger 1842 zur Pfarrei 
erhoben?) und Hedersleben 1841 wiederhergestellt.‘) 

Eine formelle kanonische Einrichtung dieser wie der 
übrigen in der Bulle De salute animarum genannten Pfar- 
reien hat anscheinend nirgends stattgefunden. Vielmehr ist 
es lediglich nach und nach zu einzelnen mit einer Pfarrei- 
errichtung verbundenen Maßnahmen gekommen, etwa zur 
Dotation?) oder zur Zirkumskription®) von Pfarreien. 


t) Mejer, Römisch-deutsche Frage III S. 167 ff. 

®) Min.d.g. A. G II Gen. VII7I. Verfasser war warscheinlich der 
Kommissar van EB. 

3) Die Anerkennung der Pfarrechte erfolgte durch Ministerialerlaß 
vom 21. Juli 1826. Imnicdiatbericht vom 12. Mai 1843. Min.d.g.A. 
G II Prov. Sachsen VII 51. Die erste Besetzung der Stelle mit einem 
Weltgeistlichen erfolgte erst 1842, nachdem der bisherige Geistliche, 
ein seit 1814 dort tätiger Exconventual, gestorben und die Dotation der 
Stelle geordnet war. Bericht der Regierung Magdeburg vom 20. August 
1858. Bis dahin scheint die Stelle von den bischöflichen Behörden noch 
nicht als errichtet angesehen worden zu sein. 

*) Kabinettsorder vom 10. April 1841. Min.d.g. A. G II Prov. 
Sachsen VII 211. Freisen, Haftbarkeit d. preuß. Fiskus, a. a. O., S. 85. 

5) Vergl. die vorletzte Anmerkung. 

°) Bericht der Regierung Magdeburg vom 8. Juli 1829. Ministerial- 
erlaßB vom 27. Juli 1829. Bericht der Regierung vom 28. August 1829. 
Ministerialerlaß vom 5. September 1829. Min.d.g. A. G II Prov. Sachsen 
VIII. 
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Bei derartigen Akten war übrigens die Regierung, wie in 
Brandenburg-Pommern, der geschäftsleitende und ent- 
scheidende Teil; der auf mere spiritualial) beschränkte 
Bischof wirkte nur ergänzend und zustimmend mit. Eine 
Feststellung der Besetzungsverhältnisse fand dagegen über- 
haupt nicht statt. Zunächst hielt die Regierung eine solche 
im Hinblick auf den Besitzstand und auf ihr verwaltungs- 
technisches Übergewicht für unnötig.?2) Als dann der 
Staat später, durch die zahlreichen Patronatsstreitigkeiten 
in der Nachbarschaft belehrt, den Bischof gern zu einer 
Anerkennung der fiskalischen Patronate vermocht hätte?), 
wich dieser sehr geschickt einer positiven Erklärung in 
diesem Sinne aus.*) Man durfte froh sein, daß die einseitige 
Inanspruchnahme des fiskalischen Patronats über Aschers- 
leben im Jahre 18415) und über Hedersleben im Jahre 
18456) von der Kirche ohne Widerspruch hingenommen 
wurde. 

Überhaupt machte die staatliche Patronatsbehörde je 
länger je mehr die schmerzliche Erfahrung, daß die bisherige 
Eintracht zwischen staatlichen und kirchlichen Stellen bei 


1) Ministerialerlaß vom 23. Juni 1837 an den Paderborner Bischof: 
In der Delegatur sind es „streng genommen nur die mere spiritualia, 
die dem bischöflichen Stuhle gebühren“. Min. d.g. A. G II Prov. Sachsen 
vu ıIV. 

2) Ministerialerlaß vom 22. Mai 1834 an die Regierung Magdeburg 
(Ebenda): Seelsorgeämter, die bei den vormaligen Stiftern und Klöstern 
bestanden und nach der Säkularisation der Stifter und Klöster vom Staat 
eine neue Dotation erhalten hätten, „sind speziali titulo dotationis dem 
landesherrlichen Patronatrecht unbedenklich unterworfen, und wenn in 
betreff der genannten Stellen der Herr Bischof das Recht des Vorschlags in 
Anspruch nimmt, so hat er nachzuweisen, daß solches ihm beigelegt oder 
von seinen Vorfahren ist ausgeübt worden“. 

3) Ministerialerlasse vom 15. Mai 1838 und 31. Mai 1839 an den 
Oberpräsidenten. Ebenda vol. IV und V. 

4) Schreiben des Bischofs vom 30. Oktober 1839 an den Oberpräsi- 
denten. Ebenda. 

5) MinisterialerlaßB vom 8. Mai 1841. Min.d.g. A. G U Prov. 
Sachsen VII 5l. 

*e) Kabinettsorder vom 25. Januar 1845. Min.d.g. A. G II Prov. 
Sachsen VII 21 I. Vergl. dazu Freisen, Haftbarkeit des preußischen 
Fiskus, Rhein. Zeitschr. f. Zivil- und Prozeßrecht VI 1913, S. 94. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVIL. Kan. Abt. XVL 12 
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der Patronatsbesetzung zusehends schwand. Den äußern 
Anstoß dazu gab in den dreißiger Jahren der Bischof. 
Er wollte aus den Fesseln des Staatskirchentums heraus, 
aber einen entschlosseneren Gegner als die Regierung in 
Magdeburg hätte er kaum finden können. Nach ihrer 
Ansicht war die definitive Besetzung der Patronatsstellen 
Sache der staatlichen Patronatsbehörde. Gewiß mußte der 
Ernennung noch eine kanonische Einsetzung durch die 
kirchliche Instanz nachfolgen; aber war nur der Staat 
vorsichtig genug gewesen, einen kanonisch qualifizierten 
Bewerber anzustellen, dann konnte der Bischof seine 
Institution einfach nicht verweigern.!) Es war daher nach 
Ansicht der Regierung schon ein Beweis weitherzigen Ent- 
gegenkommens gegen die kirchliche Hierarchie, wenn man sie 
überhaupt vor der staatlichen Ernennung zu Rate zog und 
Vorschläge von ihr annahm. Nur naive Gemüter konnten 
glauben, gegen diesen bewährten Verwaltungsbrauch etwa 
die Vorschriften des Allgemeinen Landrechts über die 
Zuständigkeiten der geistlichen Oberen ins Feld führen zu 
können. Das Landrecht harmonierte allerdings mit dem 
Magdeburger Staatskirchenregiment nicht; aber wie oft 
sprach es auch sonst dem geistlichen Oberen Befugnisse zu, 
die in der gleichzeitigen oder späteren Gesetzgebung aus- 
drücklich den weltlichen Instanzen überwiesen waren !?) 
Vollends mit dem kanonischen Recht durfte man der 
Regierung schon gar nicht kommen. Mit der ‚,Spitz- 
findigkeit‘‘ der „Curialisten“, welche die Verleihung einer 
Kirchenpfründe als ‚actus spiritualis‘‘ erklärten, war ihr 
nicht bange zu machen, seit Wiese und andere ‚‚neuere 
Canonisten‘“ nachgewiesen hatten?), daß auch Laien des 
Rechts, Pfründen zu verleihen, teilhaftig werden könnten. 


1) Bericht der Regierung vom 28. November 1832. Min.d.g. A. 
6 O Prov. Sachsen VII I II. 

?2) Bericht der Regierung vom 20. Februar 1839. Ebenda vol. V. 
Vergl. auch Heckel, Fiskalische Patronate, Z. f. RG. Kan. Abt. XV 
1926, S. 219f., 226, 248, Anm. 8 (Sonderdruck S. 21f., 28, 50 Anm. 8.). 

*) Bericht der Regierung vom 30. Januar 1839. Min. d. g. A. wie vor 
vol. V. Vergl. Wiese, Handbuch des Kirchenrechts II, Leipzig 1800, 
S. 393. 
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Im Schutze solcher Autoritäten und gedeckt von einer 
langen Praxis hatte die Regierung bisher ihre Patronate so 
gut wie allein besetzt; sie bedurfte des Bischofs dabei umso 
weniger, als der ortsanwesende bischöfliche Commissarius 
sich in allen Nöten der klerikalen Personalfragen als ein 
dienstwilliger, unterwürfiger und prompter Helfer bewährt 
hatte. Auch hatte der Paderborner Prälat, der von der 
Regierung mit jenem leisen Mißtrauen beobachtet und fern 
gehalten wurde, das die Bürokratie einem auswärtigen, 
d.h. ihrem Amtssprengel fremden Hierarchen so häufig 
entgegen bringt, sich bisher an der gloria obsequii gegen die 
Magdeburger Erlasse völlig Genüge sein lassen. Und nun 
wagte derselbe auf einmal den Frieden inter gubernium et 
commissarium zu stören! Ohne der Regierung vorher auch 
nur ein Wort zu sagen, entzog er seinem Commissarius 
plötzlich das Recht, Vorschläge für Stellenbesetzung an die 
staatlichen Behörden zu richten!), und behielt sich die 
Abgabe entsprechender Mitteilungen selbst vor. Worauf das 
hinaus wollte, war klar. Der staatlichen Instanz sollte 
unmittelbar die bischöfliche Autorität gegenübergestellt und 
statt der staatlichen Verwaltungsübung das kanonische 
Recht mehr zu Ehren gebracht werden. Schon die ersten 
Verhandlungen, welche die Regierung notgedrungen mit dem 
Paderborner Kirchenfürsten anknüpfte, bestätigten diesen 
Eindruck und gaben eben deshalb Anlaß zu einem er- 
bitterten Federkrieg, der immer weitere Kreise zog und erst 
nach acht Jahren mühsam beendigt werden konnte.?) 
Die Regierung kämpfte bis zuletzt heldenhaft um ihre doch 
auf die Dauer unhaltbare Position. Ein Glück, daß der 
Oberpräsident und namentlich das Ministerium beizeiten 
einlenkten und ein Stück des alten Staatskirchentums nach 
dem andern aufgaben. Das galt insbesondere auch von dem 
fiskalischen Patronat! Den Anspruch auf ein formelles 
Kollationsrecht ließ der Staat fallen ; er begnügte sich hinfort 
mit einer gewöhnlichen Präsentation; selbst die ‚Nomi- 


1) Schreiben des Bischofs vom ö. November 1832 an die Regierung 
Magdeburg, erwähnt in einem Schreiben desselben an das Ministerium vom 
23. Mai 1837. Ebenda. 

2) MinisterislerlaßB vom 9. März 1840. Ebenda vol. V. 

12* 


180 Johannes Heckel, Die Besetzung katholischer Pfarrstellen usw. 


nationsurkunden‘“ wurden nach einiger Zeit entsprechend 
umgearbeitet.!) Ja, der Staat erklärte sich sogar bereit, 
bei jeder Vakanz vor seiner Präsentation zunächst die 
Vorschläge der Bischöfe einzuholen und ‚‚nur in seltenen und 
außerordentlichen Fällen‘ davon abzuweichen. Diese Rege- 
lung hat sich dann bis zur Gegenwart bewährt. Selbst die 
Veränderung des Verhältnisses von Staat und Kirche in den 
fünfziger Jahren hat zu einer Anzweiflung des fiskalischen 
Patronatrechts nirgends geführt. Damit bestätigt sich 
wieder einmal, wie so oft in der Geschichte des neueren 
preußischen Staatskirchenrechts, die Wahrnehmung, daß 
rechtzeitiges Aufgeben überlebter staatskirchlicher Positi- 
onen dem Staate gestattet, auf lange Dauer hinaus Vorteile 
zu retten, die er sonst in diesem Umfang nicht hätte be- 
haupten können. 

Freilich für die Gegenwart ist damit das letzte Wort 
nicht gesprochen. Schon mehren sich die Zeichen, daß unter 
den zahlreichen Fragen der Auseinandersetzung zwischen 
Staat und Kirche auch das Problem des fiskalischen Patro- 
nats die preußische Öffentlichkeit zu beschäftigen beginnt, 
besonders nachdem das bayerische Konkordat vom 29. März 
1924 in seinem Artikel 14 $ 3 vorangegangen ist. Zweifellos 
verdienen diese Bestrebungen vom Standpunkt des neuen 
Reichs- und Landesrechts alle Unterstützung. Nur werden sie 
sich klar zu machen haben, daß mit generellen Gesetzes- 
bestimmungen, wie sie in der Praxis unter Hinweis auf 
Bayern gelegentlich postuliert werden, in Preußen herzlich 
wenig zu bessern ist. Die großen partikularen Verschie- 
denheiten der Rechtslage des fiskalischen Patronats fordern 
hier vielmehr emsige, vorsichtige und geduldige Kleinarbeit 
von Diözese zu Diözese, von Fall zu Fall. Nur wenn dieser 
Weg in loyaler Beobachtung der Reichs- und preußischen 
Landesverfassung beschritten wird, kann dem Staat zuteil 
werden, was des Staates, und der Kirche, was der Kirche ist. 


1) Heckel, Fiskalische Patronate, a. a.O., 8.275 (Sonderdruck 
8. 77), Anm. 1. 
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IV. 


Zum Tatbestande des landesfürstlichen Nomi- 
nations- und Bestätigungsrechts für Bistümer 
in Österreich 18481918 


Von 


Herrn Ministerpräsident a.D. und Professor 


Dr. Max Frhrn. von Hussarek 
ın Wien. 


Das Nominationsrecht der österreichischen Landes- 
fürsten, welches zu fast sämtlichen Bistümern des Habs- 
burgischen Reiches durch so viele Jahrhunderte ausgeübt 
worden war und geradezu eine der Säulen für das bestandene 
Verhältnis zwischen Kirche, Dynastie und Reich gebildet 
hatte, ist mit dem Umsturz und der Staatszertrümmerung 
in Wegfall gekommen.!) Damit ist allerdings das rechts- 
historische Interesse daran nicht erloschen. Die tief- 
schürfende Durcharbeitung der Memoiren des Kardinals 
Domenico Ferrata durch Ulrich Stutz?2), welche den 
reichen kirchenrechtlichen Inhalt dieser interessanten Denk- 
würdigkeiten unserem Verständnis geistig eigentlich erst 
ganz und voll erschlossen und damit unsere Wissenschaft 
dankenswert bereichert hat, zeigt unter manchem anderen 
auch, wie viel an rechtlichen Gestaltungen aus den einzelnen 
tatsächlichen Vorgängen bei der Ausübung des im einstigen 
französischen Konkordate dem ersten Konsul eingeräumten 
und dann auf seine Rechtsnachfolger, also in letzter Linie 
die Präsidenten und die Regierung der dritten französischen 
Republik übergegangenen Nominationsrechtes zu beobach- 
ten und abzusehen ist. Über diese französische Praxis war 


ı) R. Köstler, Die Abdankung des Kaisers und die katholische 
Kirche, Ztschr. f. Verwaltung 1918, Nr. 50, S. 197{£. 

2) U. Stutz, Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII. Nach 
den Denkwürdigkeiten des Kardinals Domenico Ferrata.. Abhandl. d. 
Preußischen Akademie d. Wissenschaften, Jg. 1925, phil.-hist. Kl. Nr. 3/4. 
Ich zitiere nach der Einzelausgabe, Berlin 1926. 
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aber auch wissenschaftlich früher schon wesentlich mehr 
bekannt geworden, als über die historisch weit ältere, aber 
den habsburgischen Reichstraditionen gemäß stets mit 
besonderer Diskretion geübte österreichische. Über diese 
ist bisher, von der prinzipiellen und grundsätzlichen Rechts- 
lage abgesehen!), nur manche Einzelheit aus Biographien 
und Memoirenwerken und aus dieser oder jener zerstreuten 
Notiz ans Tageslicht gekommen. Um so mehr dürfte es 
wissenschaftlich nicht ohne Wert sein, die einschlägigen 
Vorgänge zusammenfassend zu schildern und damit ihre 
Kenntnis für die Zukunft festzuhalten. Einer Anregung 
von Ulrich Stutz folgend, möchte ich einen Versuch dazu 
‚unternehmen. Schon während der Jahre 1892 —-1895 stand 
ich den einschlägigen Agenden als Hilfsarbeiter im da- 
maligen k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht nahe. 
Im Jahre 1897 wieder als Referent für katholische Kultus- 
angelegenheiten in dieses Ministerium berufen, war ich als 
solcher, dann als Sektionschef und endlich als Minister für 
Kultus und Unterricht bis zu meinem im Jahre 1917 er- 
folgten Austritt aus dem Ministerium mit den auf die Be- 
setzung von Bistümern bezüglichen staatlichen Arbeiten 
befaßt und vermochte dabei auch einen näheren Einblick 
in die vor meiner Wirksamkeit vorgefallenen gleicher Art 
zu gewinnen. Ich darf mir also für einen Zeitraum von etwa 
25 Jahren die Eigenschaft eines unmittelbaren Zeugen der 
einschlägigen Vorgänge vindizieren, und ich darf vielleicht 
auch beifügen, daß meine Ratschläge bei einer erheblichen 
Anzahl derselben nicht ohne Bedeutung gewesen sind. Wenn 
ich recht gezählt habe, bezogen sich dieselben auf mehr als 
vierzig Fälle von Bischofsernennungen, wozu dann noch 


1) Mayerhofer, Handbuch f. d. politischen Verwaltungsdienst, 
5. Aufl., IV S. 81 A. 4 (der einschlägige Teil dieses Handbuches ist von 
H. Heidlmair bearbeitet); Ginzel, Hdb.d.K. R. IIS. 193 ff.; Aichner, 
Compendium J. E. 9. Aufl. S. 291; v. Scherer, Hdb. d. K. R. IS. 106 
u. A. 35; Mein Grundriß d. (österr.) Staatskirchenrechts, 2. Aufl., S. 3. 
Zur Geschichte v. Srbik, Die Beziehungen von Staat und Kirche in 
Österreich während des Mittelalters, 1904, S. 24f.; Werminghoff, 
Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter (Grundriß 
d. Geschichtswissenschaft v. Al. Meister) 2. Aufl., 1913, S. 92. 
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eine Mehrzahl von Bestätigungsfällen hinzutritt. Die Er- 
innerungen daran möchte ich streng sachlich zusammen- 
fassen. Hie und da wurden dieselben auch durch den Ein- 
blick in die Akten erfrischt und ergänzt, der mir zum Be- 
hufe dieser Arbeit von Seite des jetzigen österreichischen 
Bundesministeriums für Unterricht verstattet worden ist.!) 
Daß ich bei Darstellung mancher Begebenheit auch an 
meine Tätigkeit dabei erinnern muß, dürfte dadurch ent- 
schuldigt werden, daß es sich um Selbsterlebtes handelt, 
für welches andere Quellen nicht zu Gebote stehen oder 
gestellt werden können. 

Das Ernennungs- oder Bestätigungsrecht des öster- 
reichischen Landesfürsten zu fast sämtlichen Bischofs- 
sitzen ihres Herrschaftsgebietes war weder theoretisch noch 
praktisch irgendwie bestritten.?2) In weit zurückreichenden 
Formen erfolgte ständig und ununterbrochen die Hand- 
habung der bezüglichen Gerechtsame. Sowohl der Heilige 
Stuhl als die anderen zur Mitwirkung berufenen kirchlichen 
Instanzen und Faktoren achteten die in ihrer Ausübung 
vollzogenen Regierungshandlungen der Herrscher. Schwie- 
rigkeiten tauchten dabei äußerst selten auf und vermochten 
in der Regel alsbald und unschwer beigelegt zu werden. 

Einen gewissen Abschnitt innerhalb des jahrhunderte- 
langen Ganges dieser Traditionen bildet die Epoche ihrer 
praktischen Anwendung in den letzten 70 Jahren ihres 
Bestandes 1848—1918. Diesen Zeitraum füllt fast ganz 
die Regierung Kaiser Franz Josephs I. aus, so daß damit 
auch ein vielleicht einzig stehender Fall in der Kontinuität 
persönlicher Auffassungen und Überzeugungen zu be- 
obachten ist und an ihm wahrgenommen werden kann, wie 
doch bei aller persönlichen Tendenz zur Beharrung und 
Gleichförmigkeit die Dinge selber darauf gerichtet sind, den 
Inhalt eines Rechtes zu entwickeln und zu verschieben. 
Dagegen bot die kurze, ganz von den kriegerischen Ereig- 


1) Demselben sei auch an dieser Stelle der Dank für diese Förderung 
wissenschaftlicher Bestrebungen ausgesprochen. 

2) Die Subtilitäten, mit denen sich Hergenröther, Über den 
kirchenrechtlichen Begriff der Nomination, Archiv f. kath. K. R. Bd. 39 
S. 193ff. befaßt, können daher für unseren Zweck auf sich beruhen. 
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nissen beherrschte und bedrückte ungefähr zweijährige 
Regierungszeit des unglücklichen Kaisers Karl I. keinen 
Anlaß zu besonderen einschlägigen Beobachtungen. Diesen 
sieben Jahrzehnten ist die vorliegende Betrachtung ge- 
widmet. Als örtliches Gebiet derselben werden die soge- 
nannten ‚im Reichsrate vertretenen Königreiche und Län- 
der‘ gewählt, da in den Ländern der ungarischen heiligen 
Krone nicht nur die Grundlage, sondern auch der Inhalt des 
königlichen Nominations- und Dispositionsrechtes!) wesens- 
verschieden von dem spezifisch österreichischen gewesen ist, 
in Bosnien und der Herzegowina aber die vorhandenen 
eigentümlichen Verhältnisse der aus einem früheren Mis- 
sionsgebiete entstandenen Kirchenprovinz während der 
kaum vier Dezennien währenden Verwaltung des Landes 
durch den habsburgischen Monarchen noch nicht zur Aus- 
bildung von Traditionen geführt hatten, die rechtshistorisch 
bemerkenswert wären. 

Erinnern wir uns vor allem daran, daß die Organisation 
der katholischen Kirche in Österreich?) während des ganzen 
in Rede stehenden Zeitraums keine irgend ins Gewicht 
fallende Veränderung aufwies. Sie blieb in allem Wesent- 
lichen in jenem Stande, den sie nach dem Ende der Napo- 
leonischen Ära unter Kaiser Franz I. gewann. Während 
der Regierung Franz Josephs ist ein einziges Bistum, das 
griechisch-katholische von Stanislau, im Jahre 1885 neu 
errichtet, eines, das römisch-katholische von Krakau als 
exemtes und gefürstetes im Jahre 1879 resuszitiert worden. 


1) PhillipsK.R. VIS. 743f.; Hinschius, System d.kath.K.R.I 
S. 518f., II S. 599f. A.; Böredy, Die Echtheit des sog. Privilegiums des 
h. Königs Stephan v. Ungarn, Arch. f. kath. K.R., 59. Bd., S. 196. Cser- 
noch, ebd. Bd. 5l, S. 138 ff. 

2) Die beste Übersicht bietet auch heute noch das Werk: Die kath. 
Kirche unserer Zeit, hreg. von der Leo-Gesellschaft in Wien, II. Bd., 
1900, S. 309-535. Eine gute Diözesenkarte daselbst nach S. 318, eine 
präzise statistische Übersicht ebd. nach S.311. Dazu kann die kurze und 
für das Stichjahr 1902 genaue Übersicht der kirchlichen Gebietseinteilung 
im Österr. Staatswörterbuch von Mischler und Ulbrich, 2. Aufl, 
IV. Art. Staatsgebiet S. 382 herangezogen werden. Endlich enthalten 
die verschiedenen Schematismen, welche für alle Diözesen Alt-Österreichs 
his in die neueste Zeit erschienen sind, reiches Material, auf dem die An- 
gaben in den folgenden Anmerkungen fußen. 


Nominationsrecht in Österreich. 185 


Andererseits ist das fast immer nur nominell bestandene 
und bald nach seiner Errichtung mit der Seckauer Diözese 
im Wege gemeinsamer Administration vereinigte Bistum 
Leoben supprimiert und sein Gebiet seit dem Jahre 1859 
jener endgiltig einverleibt worden.!) Die größte Gebiets- 
veränderung der bestehenden Diözesen betraf die mit der 
vorigen Maßnahme zusammenhängende und mit ihr zeitlich 
zusammenfallende neue Abgrenzung jener von Gurk und 
Lavant, wodurch die erstere in ihren Grenzen mit dem 
Herzogtum Kärnten zusammenfiel, während die zweite den 
südlichen Teil der Steiermark umfaßte.?2) Wohl fehlte es 
nicht an Plänen zur Ausgestaltung der kirchlichen Organi- 
sation. Am wichtigsten waren jene, die zu zwei verschiede- 
nen Perioden eine neue Zirkumskription der katholischen 
Kirche des Königreiches Böhmen unter Errichtung das 
einemal einer, das zweite mal zweier neuer Diözesen?) an- 
strebte.e Daneben liefen noch Erörterungen wegen einer 
kirchlichen Neueinteilung Tirols und Vorarlbergs einher. 
Endlich tauchte auch der Plan auf, im fernen Osten ein 
neues römisch-katholisches Bistum, sei es in Czernowitz, sei 
es in Tarnopol, ins Leben zu rufen. Aber keiner dieser Pläne 
führte zu einem tatsächlichen Ergebnis. Darin liegt ein 
bezeichnender Gegensatz zu der organisatorischen Ent- 
wicklung anderer Religionsgesellschaften in Österreich. Die 
evangelische Kirche erhielt in dem gleichen Zeitraume eine 
durchgehende und umfassende Neuordnung ihrer Struktur.?) 
Die mosaische Religion erlangte eine bedeutungsvolle und 
präzise Umschreibung der Verhältnisse ihrer Kultus- 
gemeinden.°) Die griechisch-orientalische Kirche endlich 


nn 


1) S. das angg. Werk d. Leo-Gesellschaft II S. 460 A; Kusej, 
Joseph II. und die äußere Kirchenverfassung Innerösterreichs (49. und 
60. Bd. der von U. Stutz hrsg. kirchenrechtl. Abhandl.), 1908, S. 227f. 

2) Kusej a.a. 0. S. 226f. 

?) Hilgenreiner, Die Bistümerfrage in Böhmen, Arch. f. kath. 
K.R., 83. Bd., 1903, S. 740 ff. — Zur Frage deutscher Bistümer in Böhmen. 
Ein Wort zur Aufklärung und Beruhigung. Prag, Calve 1901. 

4) Mein Grundriß d. Staatskirchenrechts S. 48 und die daselbst 
S. 57 angeführte Literatur, dann Mayerhofer, Handbuch a.a.0. IV 
S. 369f. (der betreffende Abschnitt ist von R. R. von Förster verfaßt). 

5) Mein Grundriß S. 52f. und die daselbst S. 57 angeführte Literatur, 
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mußte ihren historisch überkommenen Organismus den ge- 
änderten staatsrechtlichen Verhältnissen der Doppelma- 
archie anpassen und erhielt in Österreich die Erhebung de 
Bistums Czernowitz zur Metropolie und die Errichtung eins 
neuen Bistums zu Cattaro in Dalmatien.!) Dem Leben der 
katholischen Kirche aber, das in seiner reichen Ausdehnung 
und inneren Fülle an typischer Bedeutung in unserem Vater- 
lande das aller übrigen Religionsgemeinschaften weit über- 
wog, genügte die althergebrachte Organisation, die sich al: 
wohlgefestigt und dabei doch als durchaus geeignet erwies, 
den an sie herantretenden mannigfaltigen Aufgaben ohne 
weiteren Ausbau gerecht zu werden. 

Die katholische Kirche Österreichs darf aber während 
des in Rede stehenden Zeitraums, auch nur was die Besetzung 
ihrer Bistümer anlangt, durchaus nicht als eine Einheit auf- 
gefaßt werden. Früher war es nicht gerade selten vorgekom- 
men, daß ein Bischof in eine weit entlegene Diözese versetzt 
oder daß ein Priester, der einem ganz anderen Kronland 
entstammte, zur Leitung eines Bistums berufen wurde.) 
Solche Fälle werden nach dem Jahre 1848 recht selten. 
Ganz von selbst und ohne daß ein absichtliches planmäßige: 
Eingreifen festgestellt werden könnte, scheiden sich eine 
Reihe von Gebieten so voneinander, daß ein Übergang aus 


—— 


dann Mayerhofer. Handbuch a. a. 0. IV S. 447ff (der betreffende Ab- 
schnitt ist von H. Heidlmair abgefaßt). 

1) Mein Grundriß S. 45 und die daselbst S. 57 angegebene Literatur. 

?) Das typische Beispiel in der franziszeischen Epoche ist die geist- 
liche Laufbahn des Dichters vaterländischer Epen Ladislaus Pyrker 
von Felsö-Eör gewesen, der Abt des Zisterzienserstiftes Lilienfeld in 
Niederösterreich, dann Bischof von Zips. sodann Patriarch von Venedig 
und endlich Erzbischof von Erlau war, A. Salzer, Ill. Geschichte der 
deutschen Literatur, 1912, III S. 1580. Bei wichtigen Sitzen bildeten 
Translationen geradezu die Regel. Unter den achtzehn Nachfolgern des 
Prager Fürsterzbischofs Kardinals Grafen Ernst Harrach, des wichtigsten 
Trägers der gegenreformatorischen Bewegung in Böhmen, bis zur Gegen- 
wart finden sich nur zwei, die nicht schon früher die bischöfliche Würde 
erlangt hatten; die meisten waren schon vorher residierende Diözesan- 
bischöfe, darunter einer in Tournai, einer in Lemberg gewesen. Von den 
zwölf Wiener Fürsterzbischöfen, deren Reihe mit dem Grafen Siegmund 
Kollonitz beginnt, waren zehn schon vorher Bischöfe, darunter sieben 
residierende. 
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‘dem Klerus des einen in den des anderen, wenigstens in den 
leitenden Stellen, so gut wie nicht mehr vorkommt. Einmal 
‘gewann das lombardisch-venetianische Königreich noch in 
‚der Zeit seiner Zugehörigkeit zur habsburgischen Monarchie 
im ganzen kirchlichen Leben eine recht selbständige Stel- 
lung, und der Versuch einer Unifizierung desselben, welchen 
das österreichische Konkordat unternahm, führte kaum zu 
‘einem greifbaren Ergebnisse. Auch die Diözesen des öster- 
reichischen Litorale, Triest sowie die Istriens und die Dal- 
matiens bildeten zusammen eine Gruppe. Diese und die 
oberitalienischen Bistümer hatten zudem eine von den 
sonstigen österreichischen wesensverschiedene Struktur. 
‘Von altersher repräsentierten sie den Charakter des italieni- 
schen Stadtbistums. Sie waren räumlich wenig ausgedehnt, 
umfaßten die Bischofstadt und ihre ländliche Umgebung, 
vielleicht noch ein oder das andere Landstädtchen und 
hatten auch gewöhnlich nur eine wenig bedeutende Seelen- 
zahl. Der Bischof war sozial nicht viel mehr als ein etwas 
gehobener Stadtpfarrer und sein Wirken wurde auch gerade 
nach seinen seelsorglichen Leistungen in der Stadt und an 
der Kathedrale sehr gewürdigt. Die franziszeischen Refor- 
men bezielten durch Verringerung der Zahl der Bistümer 
und ihre Vereinigung, diese auf einen Stand zu bringen, der 
jenem in der übrigen Monarchie etwas ähnlicher war.!) 
Aber der Unterschiede blieben auch nach den einschlägigen 
Zirkumskriptionsbullen genug. Jedenfalls stand der Einheit 
der staatlichen Verwaltungsgebiete eine Vielheit der kirch- 
lichen gegenüber. Im Bereiche der Statthalterei für Triest 
und das Küstenland bestanden das Fürsterzbistum Görz ?) 
und die Bistümer Triest-Capodistria?), Parenzo-Pola®) und 
Veglia5), im Bereiche der dalmatinischen Statthalterei das 
Erzbistum Zara®) und die Bistümer Sebenico”), Spalato- 


1) Bastgen, Die Neuerrichtung d. Bistümer in Österreich nach der 
Säkularisation, 1914, S. 366 ff. 

?) 280071 Katholiken. s) 396136 Katholiken. 

4) 119000 Katholiken. 

5) 57548 Katholiken. 

°6) Bastgen a.a.0. S.369f. A. 6. 92941 Katholiken. 

?) 110886 Katholiken. 
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Makarska!), Ragusa?), Cattaro®) und Lesina*), lauter 
Diözesen mit einer relativ kleinen Einwohnerzahl — wenn 
man von der Hafenstadt Triest absieht — und mit eine 
relativ geringen Ausdehnung, dabei aber trotzdem mit einer 
althergebrachten reichgegliederten kirchlichen Organisation. 
Nichts ist bezeichnender dafür als die Schicksale des Patri- 
archates von Aquileja. Noch heute verkörpert sich in der 
gewaltigen Basilika mit ihrem hoch über die Lagune ragen- 
den Campanile die einstige Machtfülle.. Aber der Dom ist 
nur mehr die Pfarrkirche eines unansehnlichen Fischer- 
anwesens. Die jurisdiktionellen Gerechtsame sind auf 
Udine und Görz, der Titel ist auf Venedig übergegangen. 
Keines dieser Erzbistümer aber vermag nach der Ausdeh- 
nung seines Sprengels oder dem Gewichte des in ihm ver- 
körperten kirchlichen Lebens mit dem ihm vorhergegangenen 
Patriarchate auch nur entfernt zu wetteifern. Die Erz- 
bistümer Görz und Zara hatten nur in so ferne eine etwas 
gehobene Stellung, als in ihren Zentral-Seminarien die Er- 
ziehung des klerikalen Nachwuchses je für ihre ganze 
Kirchenprovinz erfolgte. 

Herrschte in diesen südlichen Bistümern Alt-Öster- 
reichs sozusagen der italienische Stil der kirchlichen Or- 
ganisation, so standen die übrigen unter dem im heiligen 
römischen Reiche deutscher Nation ausgebildeten und in der 
Epoche Maria Theresias und JosephsllI. weitergeführten 
und sozusagen österreichisch adaptierten. Vor allem gilt 
dies von der weit erstreckten Salzburger Metropolie. Sie 
hatte in ihrem Erzbistume von der seit Jahrhunderten be- 
haupteten Großräumigkeit schon im Zuge der Josephini- 
schen Reformen®) und dann wieder nach der Säkularisation 
so manches oder besser sehr vieles abgeben müssen.®) Da- 
für hatten aber ihre früher zum Teil recht unbedeutenden 
Suffraganbistümer eine parallele Struktur wie die des Sitzes 
des Hl. Rupertus erlangt. Salzburg umfaßte als Diözese 


1) 215085 Katholiken. 2) 78028 Katholiken. 
®) 15801 Katholiken. *) 64944 Katholiken. 
5) Kusej a.a.O. S. 95ff., besonders S. 197, 1994. 
6) Bastgen a.a.O. S. 135ff. 
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das gleichnamige Land und die nordwestlichen Gebiete 
Tirols.) Ihm waren im Reste Tirols das Bistum Brixen), 
welchem auch ganz Vorarlberg zugewiesen wurde, dann 
Trient®), ferner die ganz Kärnten umfassende Diözese 
Gurk) und die beiden steirischen Diözesen Seckau) und 
Lavant®) untergeordnet. Alle diese Bistümer genossen 
fürstlichen Rang. Durch ihre zum großen Teile in liegenden 
Gütern bestehende Dotation wetteiferten sie, wenn von 
Lavant abgesehen wird, oder übertrafen sogar den Metro- 
politansitz. Diese Struktur erstreckte sich auch über das 
nach manchen Wandlungen der Görzer Metropolie in ihrer 
jüngsten bleibenden Einrichtung unterstellte Fürstbistum 
Laibach’?), welches das ganze Land Krain umfaßte. Hier 
überall räumlich namhaft oder weit ausgedehnte Diözesen 
mit einer dank der Josephinischen Pfarr-Regulierung be- 
deutenden Anzahl von Pfarren und mit hoher sozialer, der 
des politischen Landeschefs (Statthalters, Landespräsiden- 
ten) parallelen Stellung des Bischofes. 

Nieder- und Oberösterreich, die Stammländer des 
Reiches, gehörten bis in die Josephinische Zeit weit über- 
wiegend zur Diözese Passau. Gegenwärtig sind sie als Wiener 
Kirchenprovinz eingerichtet mit dem Fürsterzbistum Wien, 
das außer der Reichshauptstadt zwei der niederösterreichi- 
schen vier Viertel umfaßt®), und den Suffragandiözesen von 
St. Pölten für den Rest Niederösterreichs?) und von Linz 
für ganz Oberösterreich.!) Auch dies lauter große, weit- 
räumige und volkreiche Diözesen mit zum guten Teile auch 
untereinander eigenartig verschiedener Struktur. 

In den Sudetenländern waren der sehr umfangreichen 
Erzdiözese Prag, die in den Hussitenstürmen ihr böhmisches 
Suffraganbistum Leitomischl eingebüßt hatte, die im Zuge 
der Gegenreformation errichteten Bistümer Leitmeritz und 
Königgrätz unterstellt worden. In der Theresianischen Zeit 
wurde das mährische Suffraganbistum Prags Olmütz zur 


1) 2835644 Katholiken. 2) 478125 Katholiken. 
3) 589300 Katholiken. 4, 359000 Katholiken. 
&) 973600 Katholiken. 6, 510131 Katholiken. 
?) 596319 Katholiken. 8) 2589435 Katholiken. 
») 643280 Katholiken. 10) 853007 Katholiken. 
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Metropolitanwürde erhoben und ihm die neu eingerichtete 
Diözese Brünn für das südliche Mähren untergeordnet. 
Unter Joseph II. erfolgte für das südliche Böhmen im 
Jahre 1785 die Errichtung der Diözese Budweis, welche Prag 
unterstellt wurde. In einem Teile Schlesiens blieb die kirch- 
liche Unterordnung unter das Bistum Breslau trotz ver- 
schiedener Versuche, auch da einen Parallelismus der kirch- 
lichen mit den staatlichen Grenzen zu schaffen, bestehen. 
Alle diese Bistümer!) hatten die gleiche Struktur: Vereini- 
gung des Gebietes mehrerer Kreise der staatlichen Ad- 
ministration zu einem ausgedehnten und stark bevölkerten 
kirchlichen Verwaltungsbezirke. Die jurisdiktionelle Über- 
ordnung der gefürsteten Metropoliten von Prag und Olmütz 
über ihre Suffragane war in diesen Gebieten in mancher 
Hinsicht, besonders auch durch die Dotationsverhältnisse, 
sozial stärker betont als in den übrigen sogenannten deut- 
schen Erbländern Österreichs. 

In Galizien bedingte der Unterschied des lateinischen, 
des griechischen und des armenischen Ritus einen dreifachen 
Aufbau der katholischen Hierarchie. Dem römisch-katholi- 
schen Erzbistum Lemberg waren die Suffragandiözesen von 
Przemysl und Tarnöw unterstellt.2) Nach der Resuszitierung 
des Bistums Krakau?) trat dieses, ältere polnische Tradi- 
tionen repräsentierend, als exemptes Fürstbistum neben die 
Lemberger Kirchenprovinz. Die griechisch-katholische 
Kirche‘) hatte unter ihrem Lemberger Metropoliten noch 


!) Prag zählte 2444178, Leitmeritz 1645578. Königgrätz 1479417, 
Budweis 1119416, Olmütz 1882604 und Brünn 1086025 Diözesanen. 
Die Errichtung neuer Bistümer in Böhmen und des Bistums Brünn 
wurde schon in der Denkschrift Kaiser Josephs II. vom 8. Oktober 1771 
angeregt. Dieses für das gesamte Regierungsprogramm und namentlich 
die kirchenpolitischen Maßnahmen des Kaisers grundlegende Memoran- 
dum ist veröffentlicht in: Aus der Zeit Maria Theresias. Tagebuch des 
Fürsten Johann Josef Khevenhüller-Metsch, kaiserlichen Obersthof- 
meisters 1742—1776, hrsg. von Rud. Gf. Khevenhüller-Metsch 
und Dr. H. Schlitter, 1770-1773, Wien 1925, S. 372 ff. 

2) Lemberg mit etwa 811000, Przemysl mit 1167130 und Tarnöw 
mit 836267 Seelen. 

3) 986510 Katholiken. 

4) Die drei griechisch-katholischen Diözesen wurden mit 1079000, 
1000000 und 854000 Angehörigen beziffert. 
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ein Bistum in Przemysl als Suffragandiözese. Als der 
russische Druck auf Galizien nach dem russisch-türkischen 
Kriege, dem Berliner Kongreß und dem Abschlusse des 
Bündnisses mit dem Deutschen Reich immer stärker ein- 
setzte, gewannen die Verhältnisse der unierten griechisch- 
katholischen Kirche erhöhte Bedeutung. Zum Ausdruck 
brachte dies die Errichtung der Diözese Stanislau für den 
Südosten Galiziens und die Bukowina. Sie trat in Unter- 
ordnung unter die Lemberger griechisch-katholische Me- 
tropolie. Sowohl die lateinischen wie die griechischen 
Diözesen Galiziens waren sehr umfang- und volkreich. Das 
armenische Erzbistum!) dagegen hatte keine Suffragan- 
diözese und eine relativ sehr kleine Zahl von Pfarren, von 
denen nur wenige halbwegs geschlossenen, die Mehrzahl aber 
Diasporacharakter trugen. Die kirchliche Organisation fand 
ihre Wurzeln in der wirtschaftlichen, sozialen und dadurch 
auch politischen Bedeutung der Armenier im äußersten 
Osten der Monarchie. — Die römisch-katholische Bevölke- 
rung der Bukowina dependierte kirchlich vom lateinischen 
Erzbistum Lemberg. 

Fügen wir dem noch hinzu, daß die nationalen und 
sprachlichen Verhältnisse in der Mehrzahl der katholischen 
Diözesen mannigfaltige waren. In den Bistümern an der 
adriatischen Küste überwogen die slawischen Idiome das 
Italienische, während beiden gegenüber das Deutsche sehr 
zurücktrat. Das Bistum Laibach war weit überwiegend 
slowenisch. In das ausgedehnte deutsche Metropolitan- 
gebiet von Salzburg ragte an der Südwestecke in dem Italien 
zugewendeten Teile der Diözese Trient eine geschlossene 
italienische, an der südöstlichen Ecke in der Untersteiermark 
eine wenigstens der Mehrheit nach slowenische Sprach- 
halbinsel hinein, die sich auch nach Kärnten hinüber fort- 
setzte, so daß die Diözesen Lavant und Gurk national ge- 
mischt waren. Nur das Gebiet der Wiener Metropolie kann 
als ein ganz geschlossen deutsches bezeichnet werden. In 
der Erzdiözese Prag stand einer tschechischen Mehrheit 
eine bedeutende deutsche Minderheit gegenüber, die sich 


!) Etwa 4000 Seelen. 


192 Max v. Hussarek, 


so verteilte, daß eine der Suffragandiözesen, die von Leit- 
meritz, eine deutsche Dreiviertelmehrheit aufwies, während 
in den anderen Bistumssprengeln das deutsche Element 
in der Minderheit war, aber überall geschlossene Sprach- 
gebiete mit starker städtischer und ländlicher Bevölkerung 
aufwies. Ähnlich lagen die Verhältnisse in der Erzdiözese 
Olmütz, deren Suffraganbistum Brünn übrigens trotz des 
regen deutschen Einschlages unter allen Diözesen der Su- 
detenländer die relativ stärkste slawische Mehrheit besaß. 
In Galizien war wohl das Gebiet der Diözesen von Krakau 
und Tarnöw ziemlich geschlossen polnisch, das Gebiet der 
beiden Diözesen von Przemysl zeigte eine starke Mischung 
des polnischen mit dem ukrainischen Element, die weiter 
östlich gelegenen Kirchensprengel gehörten ethnisch über- 
wiegend dem letzteren an. Endlich war die Bukowina hin- 
sichtlich des römisch-katholischen Elementes teils polnisch, 
teils deutsch, während die ruthenische Bevölkerung sich 
teils zum griechisch-katholischen Ritus, teils zur Ortho- 
doxie hielt, welch letztere auch das Bekenntnis der rumäni- 
schen Bevölkerung des Landes war. 

Dieses skizzenhafte Bild wird gezeigt haben, daß die 
Einrichtung der katholischen Kirche Alt-Österreichs un- 
gleich weniger unifiziert war als die der großen romanischen 
katholischen Staaten Frankreich, Italien und Spanien und 
auch schlechterdings nicht auf eine Linie mit jener deutscher 
katholischer Staaten, wie etwa Bayerns, gestellt werden 
kann. An ihr ist vielmehr sowohl der historische Werdegang 
der Staatsbildung wie die nationale Zusammensetzung und 
Gliederung des Habsburgischen Reiches bis zu seinem Ende 
vollkommen deutlich erkennbar geblieben. Die katholische 
Kirche Österreichs war nichts weniger als ein Einheitsbau. 
Sie glich einem aus sehr verschiedenen Teilen zusammen- 
gesetzten ausgedehnten Gebäudekomplex, in dem zwar 
mannigfache Adaptierungen die einheitliche Bewohnbarkeit 
sicherten, in dem aber im übrigen die einzelnen Bestandteile 
in Stil und Eigenart ihr Sonderdasein fortsetzten. Schon 
auf einen flüchtigen Blick ergeben sich die Gruppen der 
alpenländisch-innerösterreichischen, der küstenländischen, 
der sudetenländischen und der galizischen Diözesen und 
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Kirchenprovinzen. Die österreichische Staatsraison und 
Verwaltung bekundete im überwiegenden Teile des Laufes 
der Geschichte Respekt vor dem historisch Gewordenen und 
sich aus bodenständigen Kräften Erhaltendem. Das ließ 
sich auch im Zusammenhange der Nominationsbefugnisse 
beobachten. = 

Eine Nachprüfung des bisherigen Standes der For- 
schung über die Geschichte des Nominationsrechts der Habs- 
burgischen Landesfürsten liegt außer dem Rahmen dieser 
Arbeit. Wenn Friedrich III. diese Befugnis für eine An- 
zahl Bistümer in seinem damaligen Länderbesitze erwarb, 
wird weder bei ihm noch bei Nikolaus V., Pius II. und 
Paul II. eine Vorstellung von der Tragweite bestanden 
haben, die diese Einräumung im Laufe der Zeiten gewinnen 
sollte. Zähe Verfolgung bei der Wahrnehmung der sich 
ergebenden politischen Ziele ist auch sonst die Eigenart 
habsburgischer Fürsten gewesen. Hier verstanden sie es, 
im Zusammenhange mit der Reformations- und gegen- 
reformatorischen Bewegung das landesfürstliche Benen- 
nungsrecht allmählich zur gemeinrechtlichen Besetzungsart 
für ihr Reich zu machen, neben welcher nur einzelne anti- 
quarische Überbleibsel als Ausnahmen mehr der Form als 
dem Einflusse nach bewahrt wurden. Diese Besetzungsart 
stellte sich schon vom 16. Jahrhundert angefangen 
geradezu in den Dienst der gesamtkirchlichen Interessen, 
sie verbürgte den Ertrag und die Stetigkeit der kirchen- 
politischen Richtung des Herrscherhauses, welches die Re- 
ligionsverhältnisse bei der alten Kirche erhielt und die 
religiösen Neuerungen zurückdämmte, die sich auch für 
die fürstliche Gewalt der Habsburger bedrohlich erwiesen 
hatten. 

Das Nominationsrecht ist als ein persönliches der 
Herrscher überkommen worden und ist ein solches geblieben. 
Wie es geübt wurde, galt als Teil der Gott verantwortlichen 
Gewalt, über deren Wahrnehmung der Fürst nur dem Aller- 
höchsten und seinem eigenen Gewissen, nicht aber irgend- 
einer anderen menschlichen Obrigkeit Rechenschaft schul- 
dete. Es gab dafür nur ein forum internum, nicht ein forum 
externum. Daher fehlten auch genauere rechtliche Regeln 
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darüber bis zu der Zeit, die uns hier beschäftigt. Selbstver- 
ständlich beriet sich auch der absolute Monarch mit Per- 
sönlichkeiten seines Vertrauens darüber, auf wen seine 
Nomination zu fallen hätte. Aber eine Bindung den Rat 
dieses oder jenes zu hören bestand nicht. Bei der Frömmig- 
keit des Herrscherhauses war esevon selbst gegeben, daß 
dabei gerade auch kirchliche Persönlichkeiten zum Worte 
gelangten. Das mochten führende Kirchenfürsten des 
Reiches, aber auch seelsorglich oder sonst durch ihr Ansehen 
der Regentenfamilie nahestehende Priester sein. Auch die 
absolute Monarchie artete in Österreich niemals zur Günst- 
lingswirtschaft aus, sondern bewahrte ihre pflichtmäßige 
Gebundenheit an das Wohl der Völker und in diesem Falle 
an das Beste der Kirche. Das Nominationsrecht ist in Öster- 
reich grundsätzlich immer als ein wesentlich der kirchlichen 
Sphäre angehöriges Recht geübt und niemals auch nur 
gedankenmäßig ganz in die staatliche hinübergezogen 
worden, mochte in der Praxis die Scheidung auch nicht klar 
zum Bewußtsein gekommen sein. Was dabei an staatlichen 
oder an dynastischen Gesichtspunkten und Interessen mit 
wahrgenommen wurde, galt als Nebenher zu den kirchlichen 
Pflichten und Rechten, absorbierte oder verdrängte sie aber 
keineswegs. Die Herrscher faßten ihr Recht und ihre Pflicht 
dahin auf, daß sie beinhalten, der Kirche gute Bischöfe zu 
geben, und daß des Bischofes Amtswirksamkeit eine ge- 
segnete sein werde, wenn er dabei Staat und Dynastie nicht 
aus den Augen verliere, sondern kräftig und nachhaltig für 
sie eintrete und arbeite. Darum fiel ihre Wahl gerne auf 
Männer, die in ihrer kirchlichen Laufbahn Gelegenheit ge- 
habt hatten, zugleich auch für den Staat zu wirken, indem 
sie seine Politik je nach ihrer Raison und das gemeine Wohl 
förderten oder Belange besorgten, die der Kirche zur Ver- 
waltung übertragen waren, an denen aber auch der Staat 
Interesse nahm, so insbesondere im Schuldienste.!) Endlich 
fühlte sich der Monarch durch andere Rücksichten als die 
erwähnten, namentlich wenn dieselben mehr formeller 


1) Ein anschauliches Bild der Vorgänge bei Bistumsbesetzungen in 
der Zeit Kaiser Franz I. bietet (Ginzel) Reliquien von Vincenz 
Milde, 1853, S.XIV, S. XVIIf. 
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Natur waren, nicht beschränkt. Insbesondere fand die 
Versetzung von Bischöfen auf andere Diözesen nicht selten 
statt, ohne daß zum Bewußtsein gekommen wäre, daß die 
päpstliche Translation in diesem Falle Ermessenssache des 
Oberhauptes der Kirche sei. Da sie nie verweigert wurde, 
ist das Ernennungsrecht so ausgeübt worden, als hätte es 
auch für derartige Fälle notwendige Anwendung. Ebenso- 
wenig fühlte sich der Monarch gebunden durch Rücksichten 
auf Abstammung oder Nationalität des Auserkorenen oder 
auf die staatsrechtlichen Verhältnisse des Landes, in dem 
die Diözese lag. Im Zuge der Gegenreformation sind Bischöfe 
nur nach ihrem Wirken für diese, nicht aber nach ihrer 
Sprache und Landeszugehörigkeit ernannt oder versetzt 
worden. Auch später gab es in dieser Hinsicht keine recht- 
lichen Schranken, wohl aber ist tatsächlich mehr und mehr 
der Eigenart der früher erwähnten kirchlichen Organisations- 
gruppen Rechnung getragen worden, so daß Versetzungen 
aus einer derselben in eine andere immer seltener wurden. 
Wenn am Schlusse hervorgehoben wird, daß sich von einer 
Ingerenz des päpstlichen Nuntius auf die Nominationen zu 
Bistümern seit dem 18. Jahrhundert so gut wie keine Spur 
findet, wird das Bild der Vorgänge dabei bis zum Jahre 1848 
ziemlich vollständig umrissen sein. 

In diesem Stande trat das Nominationsrecht in das 
Österreich Kaiser Franz Josephs hinüber. Die kirchen- 
politische Richtung, welche dessen Regierung fast unmittel- 
bar nach seiner Thronbesteigung einschlug!), zog auch 


1) Mein, Die Verhandlung des Konkordats vom 18. August 1855, 
Archiv f. österr. Gesch., 109. Bd., S.460 ff.— Auf die von Prof. Dr. Hein- 
rich Singer im 62. Jg. d. Mitteil. d. Ver. f. Gesch. d. Deutschen Böhmens 
S. 95ff. darüber veröffentlichten „Kritischen Bemerkungen zu einer 
Geschichte des österreichischen Konkordates‘“‘ zu reagieren, erachte ich 
hier nicht am Platze. Das Rechtsleben, welches auch in unseren Tagen 
keine Bedenken trägt, manches Konkordat abzuschließen und auf diesem 
Wege die kirchlichen Verhältnisse in diesem oder jenem Staate zu ordnen 
— vgl. zu der grundsätzlichen Auffassung katholischer Kreise darüber 
jetzt Hilling, Ist d. Abschluß eines Konkordates noch jetzt zeitgemäß 
und nützlich ?, in der Wochenschrift „Das Neue Reich‘ vom 26. März 
1926, S. 505ff. —, geht über die grundsätzlichen Auffassungen Singers 
von der „Koordinationstheorie‘ zur Tagesordnung über. Soweit aber in 
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diesen Bereich in den Kreis ihrer Kritik und ihrer Erwägun- 
gen. Den im Frühjahre 1849 zu Wien versammelten Bi- 
schöfen war klar, daß das landesfürstliche Nominationsrecht 
als solches unantastbar sei. Der österreichische Episkopat 
wollte vielmehr aus voller innerer Überzeugung es als einen 
Damm gegen von ihm befürchtete staatsrechtliche Neuerun- 
gen der Zukunft unversehrt und nach seinem historisch 
gewordenen Charakter erhalten wissen. Deshalb begnügte 
er sich damit, für die Ausübung dieses Rechts zwei Richt- 
linien zu postulieren.!) Einmal sollte es durchaus als ein 
„persönliches‘‘ betrachtet und behandelt werden. Damit 
war der kirchliche Charakter dieses Rechts gewahrt und 
Stellung dagegen genommen, daß es, wie sonstige Gerecht- 
same des Monarchen, einfach die Schicksale der Kronrechte 
im konstitutionellen Staatswesen teile. Auch in der ver- 
fassungsmäßig eingerichteten Monarchie sollte und durfte 
nach dem Antrage der Bischöfe das höchst persönliche 
Element bei diesem Rechte nicht ausgeschlossen sein. Auch 
künftighin sollte der Monarch bei diesem Akte der Kirche 


der Besprechung juristische oder historische Einzelheiten erörtert wurden, 
die, nicht aus persönlichen Gründen, sondern wegen der wissenschaft- 
lichen Wahrheit einer Klärung oder Feststellung bedürfen, wird dazu im 
Zusammenhange einer in Vorbereitung begriffenen Arbeit über die 
Lösung des österreichischen Konkordats Gelegenheit geboten sein. 


1) Aktenstücke, die bischöfliche Versammlung in Wien betreffend, 
1849 (vgl. meine Verhandlung des Konkordats a.a.0O. S. 491 A. 100) 
S. 53: Eingabe vom 16. Juni 1849 über die kirchliche Verwaltung, geist- 
liche Ämter und Gottesdienst: „Das Recht, die Person des zum Bistum zu 
Erhebenden zu bezeichnen, ist den katholischen Landesfürsten von der 
Kirche als Beweis ihrer Dankbarkeit und ihres Vertrauens verliehen 
worden und muß daher als ein rein persönliches betrachtet werden. 
Unter den eigentümlichen Verhältnissen, welche durch die konstitutionelle 
Staatsform begründet werden, ist es für Sicherstellung der wichtigsten 
kirchlichen Interessen unerläßlich, die ehrfurchtsvolle, doch dringende 
Bitte zu stellen, Seine Majestät wolle sich bereit erklären, dieses Recht 
nicht ohne Beirat katholischer Bischöfe zu üben, und die Bischöfe der 
Kirchenprovinz, welcher der erledigte Sitz angehört, dabei niemals zu 
übergehen. Wofern ein Konkordat mit dem Heiligen Stuhle abgeschlossen 
würde, wäre es durchaus notwendig, daß sowohl die eben berührte Be- 
stimmung als auch die Anerkennung, daß das betreffende Recht ein rein 
persönliches sei, in dasselbe aufgenommen würde.“ 
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unmittelbar und als ihr Glied persönlich gegenübertreten, 
ohne daß die Kompetenzen eines Ministeriums oder eines 
der Volksvertretung verantwortlichen Ministers sich tren- 
nend dazwischen schieben sollten. . Der Monarch sollte auch 
künftighin bei Ausübung dieses Rechts im Bewußtsein 
seiner heiligsten Gewissenspflichten vorgehen. 

Um dies zu verbürgen, wurde als zweites Postulat auch 
der Weg vorgezeichnet, der eingehalten werden solle: Das 
Recht wurde als kirchliches näher formalisiert. Es möge 
„nicht ohne Beirat katholischer Bischöfe, namentlich der 
Kirchenprovinz, welcher der erledigte Sitz angehört, aus- 
geübt werden“. Damit war selbstredend weder die Ein- 
holung des Rates anderer kirchlicher Personen noch jenes 
irgendwelcher Laien des Vertrauens des Monarchen oder 
irgendeines verfassungsmäßig berufenen Ministers aus- 
geschlossen, und es war durchaus nicht gedacht, daß sich der 
Monarch an den Antrag der Komprovinzialbischöfe schlecht- 
hin gebunden fühlen solle. Aber es war für die Entschließung 
des Herrschers eine formelle kirchliche Grundlage erbeten.!) 
Diese Anträge wurden angenommen?) und gingen sodann 


— 


1) Die Sätze der bischöflichen Eingabe wegen der künftigen Hand- 
habung des kaiserlichen Nominationsrechtes sind ein treffliches Zeugnis 
der hohen Fähigkeit Fürstbischof Rauschers, der sie verfaßt hat, zur 
Transplantation von Rechtssätzen aus dem staatlichen ins kirchliche 
Gebiet. Mit zwei Strichen wird dasjenige, was seit Jahrhunderten un- 
unterbrochene Übung im Staate war, so auf eine kirchenrechtliche Grund- 
lage gestellt und ihr angepaßt, daß beide Teile, Staat und Kirche, damit 
für jede absehbare Dauer in Friede und Eintracht und ohne irgend 
etwas von ihren Interessen und Grundsätzen aufzugeben, auskommen 
können. Das ist ja doch der Zweck solcher Vereinbarungen. In der Tat 
hat diese Ordnung der Dinge ebensolange sich erhalten und bewährt 
wie das Reich. — Mein Urteil über Rauscher wird durch die Aus- 
führungen Singers a.a.O., namentlich S. 258f. und passim in keiner 
Weise beirrt. Singers Augenmaß reicht an die Bedeutung einer Persön- 
lichkeit, wie es Rauscher war, nicht heran, und seine Charakteristik 
dieses Mannes ist, gelinde gesagt, unrichtig und irreführend. 


2) Antwortschreiben des Ministeriums (Aktenstücke, die bischöfliche 
Versammlung zu Wien betreffend, Wien 1850, Braumüller, S. 57): „In 
der Seiner Majestät zustehenden Ernennung der Bischöfe erkennen Aller- 
höchstdieselben ein von Ihren erlauchten Vorfahren überkommenes 
Recht, welches Sie gewissenhaft zum Heile und zum Frommen der Kirche 
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in Artikel XIX des österreichischen Konkordates!) über. 
Sie sind nach dessen Aufhebung durch $ 3 des Gesetzes über 
die äußeren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche vom 
7.Mai 1874, R.G.Bl. Nr. 50, in ihrem Bestande erhalten 
geblieben?) und bildeten bis zum Ausgang des Reiches die 
Grundlage für die Ausübung des landesfürstlichen Nomi- 
nationsrechtes. 

Die Praxis desselben gestaltete sich so, daß nach dem 
Ableben eines Bischofes oder im Hinblick auf den sonstigen 
Eintritt der Vakanz des Bistums der Statthalter oder Landes- 
präsident des betreffenden Landes vom Minister aufgefordert 
wurde, den Episkopat der Kirchenprovinz zur Namhaft- 
machung jener Priester einzuladen, welche für geeignet 
und würdig erachtet würden, dem Monarchen bei der Wieder- 
besetzung der Diözese gegenwärtig gehalten zu werden. 
Diese Gutachten legte sodann der Statthalter im Geleite 
seiner eigenen Wohlmeinung dem zuständigen Ministerium, 
also überwiegend während dieser Epoche, dem Minister für 
Kultus und Unterricht vor, der auf dieser Grundlage dem 
Throne seine Anträge unterbreitete. 

Die Komprovinzialbischöfe waren selbstverständlich 
nicht gehindert, untereinander über ihre Vorschläge zu be- 
raten.®2) Hic und da haben sie dieselben gemeinsam ein- 
gereicht, hie und da durch den Metropoliten, hie und da 


und des Reiches auszuüben gedenken. Um bei der Auswahl der Person 
das Beste der Kirche zu wahren, werden Seine Majestät, wie dies auch 
bisher in Übnng war, sich stets geneigt finden, bei Besetzung von Bis- 
thümern den Rath von Bischöfen, und namentlich von Bischöfen der 
Kirchenprovinz, in welcher das Bisthum erledigt ist, zu hören. Seine 
Majestät haben Allerhöchst Ihre Regierung beauftragt, den hochwürdigen 
Bischöfen diese Erklärung zu ihrer Beruhigung zu ertheilen, und zugleich 
angcordnet, über die Form, in welcher die landesfürstlichen Rechte in 
betreff der Besetzung geistlicher Ämter und Würden künftig geübt wer- 
den sollen, eine Verhandlung einzuleiten. Insofern es erforderlich ist, wird 
hierüber das Einvernehmen mit dem päpstlichen Stuhle herbeigeführt 
werden.“ 

1) Zur Redaktionsgeschichte meine Verhandlung des Konkordats 
a.a.0. S. 557 A. 218, S. 596f. A. 304, S. 738, 744, 758. 

2?) Tezner, Der Kaiser S. 22; mein Grundriß d. Staatskirchen- 
rechts S. 30. 

®) Mein Grundriß d. Staatskirchenrechts S. 27. 
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aber auch unmittelbar der Landesbehörde. Überwiegend 
sind die Gutachten gesondert erstattet worden und wichen 
auch oft nicht unwesentlich untereinander ab. Je nach der 
Sachlage, insbesondere bei wichtigen Besetzungsfällen, trat 
auch der Landeschef schon vor der formellen Erstattung 
der Vorschläge in ein vertrauliches Benehmen mit dem 
Episkopate, um ein Gutachten zu erzielen, das sich auch 
die Regierung anzueignen vermöchte. Manchmal ist ein 
persönlicher Gedankenaustausch auch durch das Ministe- 
rium selbst eingeleitet worden. Den österreichischen Bi- 
schöfen darf das Zeugnis nicht vorenthalten werden, daß sie 
gerade in solchen Fällen sich ihrer Pflichten und ihrer Würde 
bewußt erwiesen und gegebenenfalls Nackensteifheit ge- 
wahrt haben.!) Die Regierung traf dann entweder auf die 
direkte Ablehnung, jemanden in die Liste aufzunehmen, 
oder die Nennung des Namens erfolgte etwa mit dem Bei- 
fügen, daß Zweifel bestehen, ob das Wirken der betreffenden 
Person ein gottgesegnetes sein würde. Im allgemeinen 
konnte die Beobachtung gemacht werden, daß eine lange 
Liste von Personen nur in der Minderzahl von Fällen ein- 
gereicht wurde. Es ist wohl fast immer von jedem beteiligten 
Bischof mehr als ein Name genannt worden, aber es wurde 
dabei ziemlich deutlich zu verstehen gegeben, daß manche 
Nennung nur ehren- oder anstandshalber erfolgte. Lag eine 
Meinungsverschiedenheit unter den Bischöfen vor, so be- 
schränkte sich wohl einer auf die Erklärung, daß ihm in 
seiner Diözese kein Priester bekannt sei, den er mit ruhigem 
Gewissen namhaft machen könnte. Lange Listen waren 
gewöhnlich der Ausdruck einer gewissen Verlegenheit. Be- 
sonders kamen sie vor, wenn die Komprovinzialbischöfe 


1) Als ein Beispiel hierfür s. das in Beilage IV mitgeteilte 
Gutachten des Fürstbischofes von Seckau Dr. Johannes Zwerger vom 
27. April 1879 über die Besetzung der Diözesen Trient und Brixen. 
Er erstattete es nach einer Besprechung des Fürsterzbischofes Albert 
F. Eder von Salzburg mit seinen Suffraganen von Gurk, Seckau und 
Lavant. Auf Eder hatte der Leiter der Tiroler Statthalterei in einer 
mehrstündigen Unterredung einzuwirken gesucht, und die Bischöfe 
kannten daher genau die Anschauung der Regierung und wußten wohl 
auch, daß der Kaiser für dieselbe gewonnen sei. 
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untereinander über eine oder auch mehrere Kandidaturen 
einig waren, aber Grund zur Besorgnis zu haben glaubten, 
daß keine derselben der Regierung genehm sein würde. Bei 
Zusammenfassung aller als würdig und fähig bezeichneten 
Personen ist auch in größeren Kirchenprovinzen selten eine 
Liste von mehr als drei oder vier real genannten Personen 
zustandegekommen. Die Nennung der Namen erfolgte so 
gut wie ausnahmslos unter Beifügung einer kürzeren oder 
eingehenderen Begründung des Vorschlages durch Schilde- 
rung der bisherigen kirchlichen Laufbahn des Genannten 
sowie unter Hervorhebung besonderer Verdienste, die er auf- 
zuweisen hatte. Namentlich bei wichtigen Besetzungs- 
fällen wurden auch der Zustand der vakanten Diözese und 
ihre Bedürfnisse in der nächsten Zukunft sowie die Aufgaben 
hervorgehoben, die des neuen Bischofs in ihr harrten. 
Solche Motivenberichte für den Vorschlag waren manchmal 
Dokumente von hohem Wert, nicht nur für das Urteil, das 
der Erstatter über kirchliche Verhältnisse und Ziele hatte, 
sondern auch für seine eigene Person, Beobachtungsgabe und 
Gesinnung. Sie waren oft ersichtlich darauf gerichtet, nicht 
nur im Kreise der Regierung, sondern auch vom Monarchen 
persönlich gewürdigt zu werden, und gerade in dieser 
letzteren Erwartung hat sich der Episkopat nicht getäuscht. 
Kaiser Franz Joseph nahm regelmäßig auch in diese Bei- 
lagen des ministeriellen Vortrages Einsicht, und gelegent- 
liche Bemerkungen zeigten, daß solche Ausführungen in 
seinem fast unvergleichlichen Gedächtnisse haften blieben. 
Auch Kaiser Karl hat sich in den wenigen Fällen, die 
während seiner kurzen Regierung vorzutragen waren, genau 
und eingehend mit ihnen befaßt. Die vom Episkopat er- 
statteten Gutachten und Vorschläge waren also weit davon 
entfernt, bloß den Charakter einer formellen Antragsliste 
an sich zu tragen. Vielmehr wohnte ihren Ausführungen 
ganz wesentliche materielle Bedeutung inne. Übrigens 
zeigten diese Vorschläge, daß die Auswahl der Personen 
für ein Bistum doch immer durch die Tatsachen auf 
einen verhältnismäßig engen Kreis beschränkt bleibt. Die 
Namen von Priestern, die einmal hervorgehoben wurden, 
kehrten bei späteren Besetzungsgutachten fast regelmäßig 


Nominationsrecht in Österreich. 201 


wieder, und nur in selteneren Fällen trat eine Änderung 
ihrer Einschätzung durch den Episkopat ein. Eher konnte 
beobachtet werden, daß Kandidaturen, an denen die Re- 
gierung zunächst Anstoß genommen hatte, später zu von 
ihr bevorzugten vorrückten. 

Die Gutachten, welche in der weit überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle die Unterlage für die landesfürstlichen 
Bischofsernennungen bildeten, gaben der Kirche die volle 
Gewähr, daß sie in berufenen Gliedern der Hierarchie bei 
diesem wichtigen Anlasse frei und ungehemmt zum Worte 
gelange.. Damit ist nicht gesagt, daß nicht auch andere 
kirchliche Personen als die Komprovinzialbischöfe hie und 
da zur Beratung herangezogen wurden. Schon der Statt- 
halter war in der Lage, auch sonstige Informationen aus 
kirchlichen Kreisen einzuholen und davon gegebenenfalls 
in seinem Berichte Gebrauch zu machen. Es ist dies in der 
Tat nicht gerade selten geschehen. Der Minister wieder 
vermochte sich unschwer mit führenden Persönlichkeiten 
des kirchlichen Lebens in Österreich in Verbindung zu 
setzen, und zudem lief der Antrag bei dem geistlichen Beirate 
des Kultusministeriums, der entweder Mitglied des Wiener 
Metropolitankapitels oder des Professorenkollegiums der 
theologischen Fakultät an der Wiener Universität war, 
durch, so daß auch dieser, der über reichste Personal- und 
Sachkenntnis in allen Diözesen der Monarchie verfügte, in 
der Lage war, dazu Stellung zu nehmen oder allenfalls 
weitere Informationen zu vermitteln. Im allgemeinen nahm 
man endlich an, daß die Komprovinzialbischöfe solche Per- 
soner: vorschlügen, die das bischöfliche Amt auch annehmen 
würden. Eine besondere Anfrage dieserhalb erfolgte nur 
ausnahmsweise. 

Sammelten sich in den Gutachten der Komprovinzial- 
bischöfe die Auffassungen, welche bei den leitenden kirch- 
lichen Organen über die Personen bestanden, welche für 
die Regierung einer Diözese in Betracht kamen, so hatten 
diese Vorschläge auch eine zweite negative Funktion: Sie 
hidlten in der weit überwiegenden Mehrzahl alle jene 
menschlichen und allzu menschlichen Schwächen von den 
leitenden Regierungsstellen ferne, welche sich sonst über- 
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haupt bei der Besetzung wichtiger Ämter als Strebereien, 
Gefühle der Zurücksetzung usw. geltend machen. Kraft 
des Dammes, den die feste Vorzeichnung des legitimen 
Weges der Vorschläge allen solchen Auswüchsen entgegen- 
stellte, haben sich illegitime Aspirationen nur selten vor 
einem größeren Kreise geltend gemacht, und es bedurfte 
meist mancher Kenntnisse der Vorgänge hinter den Ku- 
lissen, um ihr Dasein überhaupt wahrzunehmen. 

Der Statthalter oder Landespräsident faßte die Gut- 
achten in einem Berichte zusammen, würdigte dieselben so- 
wohl vom Standpunkte der kirchlichen Interessen der 
Diözese wie auch der staatlichen, namentlich in dem be- 
treffenden Kronlande, und erstattete seinen Antrag dem 
Ministerium. Hier kamen also, nachdem die kirchlichen Er- 
wägungen in den meisten Fällen durch das bischöfliche 
Gutachten als gedeckt galten, die staatlichen Erwägungen 
zum Worte, alle die vielfältigen Gesichtspunkte, welche die 
Verwaltung eines aus verschiedenen Nationalitäten, aus 
Bevölkerungsschichten verschiedener Kulturstufen, aus 
Landgebieten mannigfach verschiedener politischer Ver- 
gangenheit und Erlebnisse zusammengesetzten Reiches er- 
heischte. Der Statthalter war regelmäßig in der Lage, das 
Bild, welches der Episkopat von dem bisherigen Wirken 
einer von ihm namhaft gemachten Persönlichkeit entworfen 
‚hatte, auch dahin zu ergänzen, welche äußeren Erfolge und 
welchen Widerhall diese Tätigkeit in jenen Kreisen gefunden 
hatte, bei denen die kirchlichen Interessen nicht im Vorder- 
treffen standen oder von einer anderen Anschauungsweise des 
öffentlichen Lebens überschattet wurden. Der Landeschef 
vermochte aus den ihm zu Gebote stehenden reichhaltigen 
Informationsquellen über Gesinnung und Nuance der poli- 
tischen Richtung, aber auch über die allgemeine Bildung, 
das soziale Ansehen, die Betätigung auf charitativem Gebiete, 
die gesellschaftliche Haltung usw. eines Kandidaten man- 
chen Aufschluß zu geben, der den bischöflichen Gutachten 
abging oder in ihnen des plastischen Ausdruckes entbehrte. 
Manch solcher Bericht war von überaus treffiender Prägnynz 
und zeugte von scharfer Beobachtungsgabe auch in spıezi- 
fisch kirchlichen und religiösen Belangen. Freilich wafren 
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auch Mißgriffe dabei durchaus nicht ausgeschlossen. Na- 
mentlich wenn Liebedienerei gegen die politische Richtung 
— oder das, was dafür gehalten wurde — des Ministeriums 
die Feder geführt hatte, was, zur Ehre der österreichischen 
Verwaltung sei es gesagt, doch nur sehr vereinzelt vorkam. 
Hie und da haftete auch der Blick eines Landeschefs zu 
sehr an einer oder der anderen untergeordneten Äußerlich- 
keit. Hiefür ein Beispiel: In der Diözese Brixen war bald nach 
der Jahrhundertwende der Gegensatz der altkonservativen 
und der christlichsozialen politischen Richtung ein so schar- 
fer geworden und so sehr auch in den Klerus eingedrungen, 
daß die Anbahnung einer Ausgleichung und Versöhnung 
im allgemeinen Interesse geboten erschien. Fehlgeschlagene 
Versuche in dieser Richtung veranlaßten den hochverdienten, 
aber auch schon sehr betagten Fürstbischof Simon Aichner 
zur Resignation. Der Statthalter, ein Mann von hoher 
Bildung und reicher Erfahrung im Verwaltungsdienste, zu- 
gleich einer der vornehmsten Kenner des österreichischen 
öffentlichen Rechts und endlich ein überzeugungstreuer 
Katholik, erklärte mir, daß er keinen Priester der Diözese 
oder Tirols zur Nachfolge vorschlagen könne, da alle sonst 
an sich geeigneten Persönlichkeiten sich bereits für das eine 
oder andere Lager entschieden hätten und diese Zugehörig- 
keit allein hinreiche, das erwünschte Versöhnungswerk zu 
vereiteln. Ich bezeichnete ihm darauf zwei hervorragende 
Mitglieder des Salzburger Klerus als erwägenswerte Kan- 
didaten. Nach einiger Zeit langte der Antrag auf die Er- 
nennung des einen der beiden im Ministerium ein, während 
der andere, von mir für den tüchtigeren angesehene sichtlich 
den Beifall des Statthalters nicht gefunden hatte. Eine vor- 
sichtige und diskrete Erkundigung ergab, daß dieser die 
persönliche Bekanntschaft beider Bezeichneten bei einem 
Mittagessen in Salzburger Gesellschaftskreisen gesucht und 
gemacht hatte, wobei sich erwies, daß der eine im Gebrauche 
von Messer und Gabel nicht denselben feinen Schliff erlangt 
hatte, den seine kanonistischen Gutachten so regelmäßig 
an den Tag legten. Das hat allerdings seinem späteren Auf- 
stiege zu höchsten kirchlichen Ämtern nicht hindernd im 
Wege gestanden. Dem Auserwählten war es aber beschieden, 
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für das Friedenswerk schöne Erfolge zu erzielen, und so 
erwies sich am Ende die auf den Antrag des Statthalters 
hin erfolgte Besetzung als eine gute. Abgesehen von solchen 
Schwächen, die ja im weiteren Verlaufe namentlich dann 
keinen Schaden mehr anrichten konnten, wenn man im 
Ministerium einmal den Statthalter und seine Eigenart und 
Einstellung genau kannte, waren diese Berichte in der 
erdrückenden Mehrzahl der Fälle von jener ruhigen und 
streng objektiven Gediegenheit, welche die altösterreichi- 
sche Verwaltung überhaupt auszeichnete. Gerade für die 
Agenden bei der Ernennung von Bischöfen kam ihr sehr 
zustatten, daß sie nach ihren Traditionen gerne bereit war, 
sich unvoreingenommen auch in einen ihr ferner liegenden 
Gegenstand und in ihr nicht alltäglich unterkommende Ge- 
dankengänge zu vertiefen und eine Sache nicht bloß nach 
Routine abzutun, sondern in ihr tunlichst allen in Betracht 
kommenden Interessen zu dienen. Erwies sich das Gut- 
achten des Landeschefs in der weit überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle als wertvoll, so hat auch die allerdings äußerst 
selten vorgefallene Außerachtlassung der Beratung durch 
ihn und seine Organe manchmal direkt zu einem Mißgriff 
geführt. Auch dafür sei ein Beispiel, diesmal jedoch, da ein 
Beteiligter noch am Leben ist, nur verhüllt angedeutet: In 
einer Erzdiözese war nach dem plötzlichen Dahinscheiden 
des Metropoliten nach allgemeiner Meinung einer der 
Suffraganbischöfe, eine weit über ihre Diözese hinaus hoch- 
angesehene Persönlichkeit, der berufene Nachfolger. D& 
sich der damalige Minister mit diesem Kirchenfürsten bei 
manchen Anlässen nicht zum besten gesprochen hatte, 
trug er deshalb Bedenken, ihm selber die betreffende Mittei- 
lung zu machen, und verfiel, um sich nicht einem Refus 
auszusetzen, auf den Gedanken, den Kaiser zu bewegen, 
den Bischof zu sich zu berufen und ihm seine beabsichtigt® 
Versetzung höchst-persönlich zu eröffnen. Dies geschah: 
Der überraschte Kirchenfürst ließ es nicht an der Äußerung 
mancher Einwendungen fehlen. Der Kaiser zerstreute diese 
in gnädigen Worten. Darauf unterbreitete der Bischof, als 
er sich am Ende der Audienz doch zur Annahme bereit 
fand, die Bitte, es wäre für ihn die größte Beruhigung, wenn 


Nominationsrecht in Österreich. 205 


er in seiner bisherigen Diözese eine bestimmte auswärtige 
Person als Nachfolger erhielte..e Kaiser Franz Joseph, 
dessen Sache eine Übereilung sonst nicht war, fand sich 
bei seiner besonderen Wertschätzung des Mannes, dessen 
Rat bei der Auswahl seines Nachfolgers jedenfalls am schwer- 
sten ins Gewicht gefallen wäre, bestimmt, die Erfüllung 
dieses Wunsches in Aussicht zu stellen. Wäre der Regierung 
Gelegenheit geboten gewesen, noch nähere Informationen 
über die Persönlichkeit dieses Nachfolgers einzuziehen und 
denselben gemäß ihre Anträge zu formulieren, so hätte sie 
dieser Ernennung wohl widerraten müssen. Denn der Aus- 
ersehene wäre wohl das Muster eines Oberen in einem 
Ordenshause strengster Askese mit beschaulichen Aufgaben 
gewesen. Er war ein Mann von geradezu heiligmäßiger 
Frömmigkeit, tadellosem und vorbildlichem priesterlichen 
Wandel, hoher theologischer Bildung und feurigem Seelen- 
eifer, dabei aber von mehr als kindlicher Naivität gegen- 
über nationalpolitischen Ränken und Umtrieben, wie sie 
in jenem Verwaltungsgebiete an der Tagesordnung waren, 
und entbehrte jeder Menschenkenntnis, so daß er in kür- 
zester Frist in das Spinnennetz selbstsüchtiger Intriganten 
verstrickt wurde, jede Selbständigkeit des Entschließens 
und Handelns an sie verlor, ihre umstürzlerischen Ziele 
nicht durchschaute und sich am Ende von der gegen Staat 
und Dynastie gerichteten Bewegung willenlos mitreißen 
ließ.1) Thomas von Aquins Weisheit, den Klugen in der 
Ordensgemeinde zur Regierung zu berufen, den Frömmsten 
aber sich auch weiter dem Gebete weihen zu lassen, blieb 
in diesem Falle zum Schaden von Staat und öffentlichem 
Wesen, aber auch, und vielleicht noch mehr, zum Schaden 
des Katholizismus in dem betreffenden Lande, unbeachtet. 

Die Anträge des Statthalters gingen an das Ministerium 
für Kultus und Unterricht. Dasselbe hatte sich wohl schon 
lange ein Bild von der Wiederbesetzung des erledigten 
bischöflichen Stuhles gemacht und sich um die Vorbereitung 
einer allseitigen sorgfältigen Instruierung seines Vortrages 


1) Nebenbei hat er auch das bis dahin tadellos verwaltete Mensal- 
vermögen in schwere Unordnung gebracht. 
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darüber bemüht, vielleicht auch schon manchen Fühler 
ausgestreckt, um sich der Stimmung in kirchlichen und 
politischen Kreisen zu vergewissern und so jenen Über- 
raschungen vorzubauen, die beim Bestande eines Parla- 
ments und der Entwicklung seines politischen Parteilebens 
manchmal wie ein Blitz aus heiterem Himmel die sachliche 
Arbeit der Verwaltung durchkreuzen. Pflichtmäßige Auf- 
gabe des Ministers und seiner Berater war es, bei der Er- 
nennung eines Bischofs dem Monarchen die Gesamtheit 
jener kirchlichen und staatlichen Erwägungen zu unter- 
breiten, die in dem einzelnen Falle in Betracht kamen. 
In manchem Staate, in dem Nominationsrechte bestanden, 
mochte sich das Ministerium auf die Wahrnehmung politi- 
scher, sozialer oder nationaler Gesichtspunkte bei solchen 
Anlässen beschränken und so gewissermaßen im Geiste 
eine Trennung von Staat und Kirche vollziehen. Öster- 
reichischen und habsburgischen Traditionen hätte dies 
durchaus widersprochen. Das Nominationsrecht war in den 
Augen Kaiser Franz Josephs nicht dazu da, um für die 
Besetzung der Bischofstühle mit Männern zu sorgen, die 
der Regierung bequem waren, Ungelegenheiten mit ihr ver- 
mieden und den Wünschen der staatlichen Organe will- 
fahrten, mochten die kirchlichen Interessen dabei dann so 
oder anders bestellt sein. Er betrachtete es vielmehr als 
seine Aufgabe, für die Erhebung solcher Priester zu sorgen, 
welche die geeignetsten waren, um die ihnen anvertraute 
Diözese kirchlich gut zu leiten und ihre geistlichen Amts- 
obliegenheiten genau und gewissenhaft wahrzunehmen. Ihm 
war ihr Pflichtenkreis eine Einheit, bei der sich von selber 
im Sinne des vierten Gebotes die Treue gegen den Staat 
und seinen Herrscher ergebe. Darum hatte der Minister, 
der ihn bei einer Ernennung beriet, auf den ganzen Umfang 
dieser Pflichten sein Augenmerk zu richten und beim 
Monarchen dafür einzustehen, daß der in Aussicht Ge- 
nommene auch im Sinne des kirchlichen Rechts persona 
dignior sei und von ihm eine gedeihliche Führung des kirch- 
lichen Amtes nach allen seinen Seiten hin gewärtigt werden 
könne, womit in der Regel von selbst auch dem öffentlichen 
Wesen am besten gedient sein werde. Es bedurfte also 
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immer ganz positiver konkreter Tatsachen, um in dem 
Monarchen die Überzeugung wachzurufen, daß die Wahl des 
vom Episkopate als befähigteren bezeichneten Mannes aus 
vom Staate wahrzunehmenden Rücksichten abzulehnen 
wäre. Während der hier in Rede stehenden Periode haben 
nur Katholiken das Amt eines Kultusministers bekleidet, 
aber es waren Männer darunter, deren Liberalismus in 
weiten Kreisen als Kirchengegnerschaft gedeutet wurde. 
Auch diese hatten auf diese Auffassung ihrer Amtsobliegen- 
heiten zu achten, wobei ihnen vom Kaiser vielleicht noch 
genauer als anderen auf die Finger gesehen wurde. 

Während bis an die Jahrhundertwende parlamentari- 
sche Einflüsse bei der Ernennung von Bischöfen nur wenig 
und nicht in ostensibler Form hervortraten, begannen etwa 
seit der Ära Koerber Versuche, auch in dieser Domäne der 
Verwaltung parteipolitische Gesichtspunkte ungescheut zur 
Geltung zu bringen. Einen realen Erfolg haben diese Be- 
strebungen nicht gehabt. Es gelang vielmehr, dieselben 
durch vorsichtige Behandlung der einzelnen Fälle zu um- 
gehen. Dem Kaiser hätte wohl kein Minister die Begründung 
unterbreiten dürfen, daß diese oder jene politische Partei 
für eine Persönlichkeit eintrete. Man hätte eine Kandidatur 
kaum gründlicher zu vereiteln vermocht als durch die Her- 
vorhebung einer solchen Anempfehlung. Damit war natür- 
lich seit der konstitutionellen Ära nicht ausgeschlossen, daß 
einzelne Parlamentarier vertraulich ihren Einfluß beim 
Ministerium gelegentlich positiv oder, vielleicht noch häufi- 
ger, negativ geltend zu machen strebten, wie auch hie und 
da — in Österreich allerdings sehr vereinzelt — die Haltung, 
die ein geistlicher Abgeordneter während seiner Tätigkeit 
im Reichsrate eingenommen hatte, ihm als Empfehlung 
für die Erhebung zur bischöflichen Würde dienen mochte. 
Vielleicht konnte die Bewährung von Milde, Langmut und 
Friedensliebe innerhalb des parlamentarischen Kampf- 
getöses als eine ganz besondere Erprobung dieser Tugenden 
ausgelegt werden. 

Der Minister trug seine Auffassung über eine von ihm 
zu erbittende Ernennung im Ministerrate vor und erstattete 
nach der Erlangung der Zustimmung dieses seinen Antrag 
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schriftlich dem Monarchen. In den letzten Dezennien der 
Regierung dieses war es üblich, über solch einen Antrag 
bereits vorher persönlich dem Kaiser zu berichten, wie 
dieser überhaupt über wichtigere kirchliche Personal- 
angelegenheiten auch durch mündliche Berichterstattung 
auf dem Laufenden gehalten zu werden wünschte. Dabei 
spielte namentlich auch die Sorge für die künftige Besetzung 
von Diözesen, deren Oberhirten im Alter vorgerückt oder 
gesundheitlich nicht mehr fest waren, eine nicht unwichtige 
Rolle, und manchmal war ein Bistum jahrelang sozusagen 
vergeben, ehe sein Titular aus dem Leben schied. Auch dies 
bezeugt die außerordentliche Sorgfalt, welche Kaiser Franz 
Joseph der Besetzung der leitenden kirchlichen Stellen 
widmete. Die entscheidenden EntschließBungen aber er- 
folgten ausnahmslos schriftlich auf aktenmäßigem Wege. 
Das Ministerium des Äußern oder der gemeinsame 
Ministerrat waren mit diesen Agenden nicht befaßt. Der 
auswärtige Dienst beschränkte sich darauf, hie und da einen 
Bericht über die Auffassungen beim Heiligen Stuhle oder 
sonst eine Notiz über bischöfliche Personalangelegenheiten, 
die ihm zugegangen war, dem Ressortamte zu übermitteln. 
Unzweifelhaft hat sich Kaiser Franz Joseph bei 
wichtigeren Fällen von Bistumsbesetzungen je nach der 
Sachlage auch von anderen Personen als dem zuständigen 
Ressortminister beraten lassen. Aus kirchlichen Kreisen 
wird, namentlich in der Ära der kirchenpolitischen Kämpfe. 
Kardinal Rauscher manchmal zum Worte gelangt sein. 
Auch dieser oder jener andere Kirchenfürst, der beim Mo- 
narchen ein gefestigtes Ansehen genoß, dürfte in Zweifels- 
fällen zu einer Äußerung berufen worden sein. Aktenmäßig 
erscheint darüber wohl nichts. Nur läßt sich bei einer 
längeren Verzögerung der Entschließung über einen Antrag 
annehmen, daß inzwischen eine außerordentliche Be- 
sprechung stattgefunden hat oder eine Erkundigung ein- 
gezogen wurde. Jedenfalls durfte ungefragt niemand dem 
Kaiser mit einer Anempfehlung kommen. Im allgemeinen 
legte derselbe auf das Urteil des betreffenden Metropoliten 
und dann auch meist des Statthalters besonderes Gewicht. 
Dagegen ist von einem Einflusse von Mitgliedern der kaiser- 
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lichen Familie oder des engeren Hofstaates auf den Mo- 
narchen nicht die leiseste Spur zu entdecken. Kaiser Franz 
Joseph nahm auch in der Richtung seine Pflichten peinlich 
genau, daß er in Regierungssachen niemanden zur Beratung 
heranzog, der nicht vermöge seiner amtlichen Stellung und 
seines dienstlichen Wirkungskreises sachliche Aufschlüsse 
bieten konnte. Hintertreppeneinflüsse gab es zu seiner Zeit 
nicht. 

Der Monarch gestattete jedem Minister ein offenes und 
rückhaltloses Wort, und wenn der Ressortchef sein Ver- 
trauen genoß, fiel sein Rat regelmäßig auch entscheidend 
ins Gewicht. In einem sehr wichtigen Besetzungsfalle sagte 
der Kaiser mir: ‚Ich will Ihnen einen Namen nennen, aber 
das darf und soll Sie bei Ihren Vorschlägen nicht beirren.‘ 
Ich war in der Lage, dem Kaiser sofort die Gründe darzu- 
legen, welche mir gegen die Berufung des von ihm Ge- 
nannten zu sprechen schienen. Der Kaiser nahm diese 
mündliche Unterbreitung durchaus gnädig auf und kam auf 
diese Kandidatur nicht mehr zurück. In dem gleichen Falle 
interessierte sich Erzherzog Franz Ferdinand lebhaft für 
die Ernennung und ließ mir ebenfalls eine Persönlichkeit 
bezeichnen, die er für die geeignetste erachtete. In einer 
längeren mündlichen Auseinandersetzung gelang es mir, 
den Erzherzog zu überzeugen, daß sowohl dieser als auch 
ein anderer von ihm bei dieser Gelegenheit noch Genannter 
nicht die richtigen Männer für den in Rede stehenden Posten 
wären. Am Ende genehmigten sowohl der Kaiser wie der 
Erzherzog gerne die von mir vorgeschlagene Persönlichkeit 
und gaben hinterher ihrer Zufriedenheit über die getroffene 
Wahl mehrfach Ausdruck. 

Von einem Einflusse der Nuntien am Wiener Hofe auf 
die Nomination der Bischöfe war wenigstens bei den Re- 
gierungsstellen wenig wahrzunehmen. Sie mögen, und viel- 
leicht auch das nicht regelmäßig, auf die Vorschläge der 
Komprovinzialbischöfe eingewirkt haben und hielten sich 
von dem weiteren Gange der Dinge gewöhnlich taktvoll 
zurück. Erst nachdem sich der Kaiser für eine Person ent- 
schieden hatte, ist die Nuntiatur hievon vertraulich in 
Kenntnis gesetzt worden, und die Publikation der Ernennung, 
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erfolgte erst, wenn von ihrer Seite erklärt war, daß seitens 
des Heiligen Stuhles kein Anstand erhoben werde, was 
übrigens nach meiner Erinnerung in diesem Stadium nie- 
mals mehr der Fall war. Dieses Benehmen mit der Nu- 
tiatur!) ist lange Zeit bloß auf schriftlichem Wege nach voll 
zogener kaiserlicher Ernennung durch das Ministerium des 
Äußeren gepflogen worden. Erst in den letzten anderthalb 
Jahrzehnten der Regierung Kaiser Franz Josephs kan 
(die Gepflogenheit auf, noch vor der schriftlichen Ent- 
schließung des Monarchen, aber nach dessen mündlicher 
Bestimmung der Person mit dem Nuntius wegen derselben 
in Fühlung zu treten. Der Anlaß dazu verdient näher 
hervorgehoben zu werden. 

Bei der Vakanz eines Erzbistums erstattete der Landes- 
chef nach Einvernehmung der Suffraganbischöfe einen sich 
auf mehrere Personen erstreckenden Alternativvorschlag. 
Er bezeichnete jede derselben als durchaus geeignet für die 
Metropolitanwürde und stellte dem Ministerium die engere 
Auswahl unter ihnen mit dem Beifügen anheim, daß seines 
‘Wissens die eine derselben sich beim Heiligen Stuhle be- 
sonderer Beliebtheit erfreue. Es war dies einer der Suffre- 
ganbischöfe, dessen Wirken in seiner Diözese in der Tat 
mustergiltig war. Das Ministerium war bei dieser Sachlage 
gerade im Begriff, dieser Ernennung näher zu treten, als 
zur größten Überraschung der Nuntius Mgr. Emidio 
Taliani?) beim Minister Dr. von Hartelerschien — es war 
dies nach meiner Erinnerung der einzige Fall einer solchen 
Intervention, der sich in der ganzen Regierungszeit Kaiser 
Franz Josephs ereignet hat, — und erklärte, daß dieser 
Bischof dem Heiligen Stuhle nicht genehm sein würde. 


— u. 


1!) Schon die Geheim-Instruktion für Kardinal Viale Prelä zu den 
Konkordatsverhandlungen hatte auf ein solches Benehmen hingewiesen, 
meine Verhandlung des Konkordats a. a. O. S. 597 A. 304. Formell an- 
geordnet ist es dann im Zuge der Durchführung der Konkordatsbestim- 
mungen worden. 


®) Er war früher Uditore der Pariser Nuntiatur gewesen und 
kannte daher die dortige Praxis genau. Ob die Demarche etws 
eine der vielen Unliebenswürdigkeiten Kardinal Rampollas gegen die 
Monarchie war, entzieht sich meiner Kenntnis. 
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Zugleich gab er lebhaft dem Wunsche Ausdruck, daß künftig 
schon in einem früheren Stadium einer solchen Ernennung 
mit ihm ein streng vertraulicher Gedankenaustausch ge- 
pflogen werden möge. Um die Gründe der Ablehnung be- 
fragt, verwies er einfach darauf, daß der vom Ministerium 
in Aussicht Genommene bereits Diözesanbischof sei und 
daher eine Nomination desselben nur im Einvernehmen mit 
Seiner Heiligkeit Platz greifen könnte. Im Ministerium 
wurde erkannt, daß mit dem Ansinnen um ein früheres Be- 
nehmen eine Neuerung gegenüber der bisherigen Praxis mit 
manchen Entwicklungsmöglichkeiten angestrebt werde, was 
jedesfalls Bedenken der Regierung auslösen mußte. Aller- 
dings erschien es bei der gesamten politischen Sachlage nicht 
am Platze, das Ansinnen schroff abzulehnen. Für seine 
weitere Behandlung fiel ins Gewicht, daß einerseits sich die 
Regierung auch dem Monarchen gegenüber noch nicht ein- 
mal mündlich an die in Rede stehende Kandidatur gebunden 
hatte und andererseits ja gerade das wesentliche Motiv für 
dieselbe, nämlich daß der Betreffende in Rom persona grata 
sei, durch die Mitteilung des Nuntius entkräftet war. End- 
lich war die Form, in welcher das Petit gestellt wurde, eine 
so vorsichtige, daß es möglich erschien, in gleicher Weise 
einen Ausweg aus der aufgetauchten Schwierigkeit zu ge- 
winnen, ohne einen ernsteren Gegensatz mit dem Heiligen 
Stuhle heraufzubeschwören. Daher wurde, um zu tempori- 
sieren, zunächst bei der Kurie im Wege eines Memorandums 
darauf hingewiesen, daß bisher die Nominationen der öster- 
reichischen Herrscher sich auch auf Translationsfälle er- 
streckt hätten und auch diesen ausnahmslos stattgegeben 
wurde. In dieser Hinsicht gelang es, ein lückenloses, sich 
auf mehr als ein Jahrhundert erstreckendes Material in Rom 
zu unterbreiten. Mittlerweile langte die Nachricht ein, daß 
der ursprünglich in Aussicht genommene Kandidat von einer 
schweren Erkrankung befallen wurde, welcher er tatsächlich 
binnen wenig mehr als Jahresfrist erlag. Damit war auch 
seine Person aus der Kombination ausgeschieden. Rom ant- 
wortete natürlich auf das erwähnte Memorandum mit einer 
klaren und bündigen Auseinandersetzung der Grundsätze 
des kanonischen Rechts, welche, wie man später in Wien 
14* 
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erfuhr, Mgr. P. Gasparri zum Verfasser hatte. Die einst- 
weilen eingetretene Änderung der Umstände bot Anlaß, 
einerseits dem Nuntius eine neue Person zu bezeichnen, die 
er nach einer wenig ins Gewicht fallenden Weiterung an- 
nahm. Leider erwies sich die auf einer warmen Anempfehlung 
des geistlichen Beirates im Ministerium beruhende Wahl 
dieses Kompromißkandidaten, wie dies bei solchen auch in 
manchen anderen Fällen vorkam, nach wenigen Jahren als 
eine minder glückliche. Aber zunächst war der eine Stein 
des Anstoßes aus dem Wege geräumt. Um aber andererseits 
der Hauptsache, nämlich der beanspruchten früheren Ver- 
ständigung des Nuntius, gegenüber die landesherrliche 
Nominationsbefugnis in das rechte Licht zu rücken, wurde 
zunächst die prinzipielle Frage der Translationen mit dem 
Heiligen Stuhle noch in weiterem zweimaligen Schriften- 
wechsel eingehend erörtert. Das erfolgte nicht etwa, um eine 
Änderung der Auffassung zu erzielen, sondern nur, um den 
berufenen Instanzen gegenwärtig zu halten, welches Ge- 
wicht auf die unversehrte und unverkürzte Erhaltung des 
historisch überkommenen Bestandes des Nominationsrechts 
in Österreich gelegt werde. Wie nicht anders erwartet wurde, 
gelang es nicht, auf diesem Gebiete eine schriftliche Ein- 
räumung zu erlangen. Der Notenwechsel verlief vielmehr 
sozusagen im Sande, indem ein jeder der beiden 'Teile von 
seinem Standpunkte nicht abrückte.e. Wohl aber scheint 
der Auditor der Rota und geistliche Konsulent der öster- 
reichisch-ungarischen Botschaft beim Vatikan, Mgr. de 
Montel, Aufträge aus diesem erhalten zu haben. Denn 
gelegentlich einer Urlaubsreise sprach er noch vor dem Ende 
des Schriftenwechsels in Wien im Ministerium vor und wies 
daselbst mündlich sehr emphatisch darauf hin, daß es Rom 
vollkommen ferne liege, das Nominationsrecht irgendwie 
antasten zu wollen. Damit war der Boden geebnet, um dem 
Nuntius ein gewisses Entgegenkommen zu erweisen. Man 
erklärte ihm die Bereitwilligkeit, ihm, noch bevor der Kaiser 
sich für eine Kandidatur entschließen würde, den betreffen- 
den Namen vertraulich, aber auch ganz unverbindlich mit- 
zuteilen, und behielt ausdrücklich vor, daß der Monarch 
durch eine derartige Unterredung bei der vollkommen freien 
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Auswahl der Person in keiner Weise engagiert werde, 
sondern die Wahl treffen werde, wie es Allerhöchstihm ge- 
nehm wäre. Damit gab sich der Nuntius zufrieden, und die 
Verständigungen erfolgten von da ab in der angedeuteten 
Weise, tatsächlich aber, nachdem sich der Kaiser mündlich 
bereits für eine Person entschieden hatte. Endlich wurde 
aus diesem Anlasse mit kaiserlicher Genehmigung im her- 
kömmlichen Wortlaut der zu Rom zu überreichenden 
Nominations- und Präsentationsschreiben noch ein den 
Rechtscharakter des Aktes ganz bestimmt hervorhebender 
Zusatz eingefügt. Dieses vorläufige und unvorgreifliche Be- 
nehmen bot in der Tat in seiner späteren Praxis auch niemals 
Anlaß zu einer Weiterung. Die Nuntien akzeptierten viel- 
mehr alsbald und ausnahmslos die ihnen bezeichneten Per- 
sonen, und eine Verhandlung meritorischer Art, etwa über 
eine engere Auswahl auf Grund einer Liste, also eine aktive 
Mitwirkung, ein positivus concursus!) des päpstlichen Ver- 
treters, fand niemals statt. Auch Translationen wurden nach 
wie vor anstandslos angenommen. So blieb dieses Begehren 
Mgr. Talianis im ganzen weiteren Verlaufe der Dinge 
lediglich eine bloße Episode. Einer seiner Nachfolger in der 
Nuntiatur vermochte sogar das getroffene Arrangement so 
wenig zu würdigen, daß in einem Falle eine Verwechselung 
zwischen der vertraulichen und präalablen und der späteren 
offiziellen Anfrage unterlief und schon auf Grund der erste- 
ren die Ausfertigung des Ernennungsbreves in Rom erfolgte, 
so daß dieses ein früheres Datum aufwies als die in Wien 
erwirkte kaiserliche Ernennung. Dieser Vorfall bot mir An- 
laß zu erwägen, ob nicht diese erste Verständigung des 
Nuntius wieder in Vergessenheit geraten zu lassen wäre. 
Meine bald darauf erfolgte Demission überhob mich dieser 
Sorge. 

Im übrigen haben die Nuntien bei der Ernennung von 
Bischöfen der Regierung gegenüber höchstens bei einer 


1) Zum Grundsätzlichen U. Stutz, Der neuste Stand des deutschen 
Bischofswahlrechts (Kirchenrechtl. Abhandl., hrsg. von U. Stutz, Heft 
38), 1909, S. 72: Eine aktive Mitwirkung wäre „über das rein negative, 
völkerrechtsartige Ausschließungsverfahren hinausgegangen, wie es 
zwischen unabhängigen Mächten allein statthaben kann.“ 
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längeren Sedisvakanz die Beschleunigung der Wieder- 
besetzung und auch dies nur mündlich erbeten. Man scheint 
in Rom die Sachlichkeit der Behandlung durch den Mor- 
archen gewürdigt, aber auch gewußt zu haben, daß er in 
der Wahrnehmung seines Rechts nicht ohne Empfindlich- 
keit war. 

Endlich verdient hervorgehoben zu werden, daß in der 
österreichischen Praxis die Berufung auf den herannahenden 
Termin eines päpstlichen Konsistoriums behufs Beschleuni- 
gung der Nomination kaum eine nennenswerte Rolle spielte. 
Erforderten die Verhältnisse einer Diözese den alsbaldigen 
Amtsantritt eines ernannten Bischofes, so ließ sich der 
Heilige Stuhl, wenn das Konsistorium schon stattgefunden 
hatte, doch unschwer bewegen oder fand sich später bereit, 
auch bei bedeutenden Bistümern die Übernahme der Re- 
gierung mittelst Breve zu gestatten. 

In ganz vereinzelten Fällen hat der Papst unmittelbar 
diem Kaiser eine Person brieflich anempfohlen. Für gebunden 
hat sich der Monarch dadurch nicht erachtet. Es erfolgte 
dann ebenfalls ein formeller Antrag durch die Regierung, und 
die kaiserliche Entschließung erging in der hergebrachten 
Form. Auch dafür möchte ich ein konkretes Beispiel hier 
anführen. 

Der langjährige Rektor des deutschen Nationalinstitutes 
S. Maria dell’ Anima in Rom, Dr. Franz X. Nagl, hatte sich 
auf diesem Posten und auch bei mancher Verhandlung mit 
der Kurie, mit der er von der Regierung betraut worden war, 
bestens bewährt. Als das Bistum Triest-Capodistria vakant 
wurde, erfolgte Nagls Ernennung für dasselbe, welches bei 
den sozialen Verhältnissen der großen Hafenstadt, der 
irredentistischen Strömung in ihr, bei dem schroffen natio- 
nalen Gegensatze der italienischen Stadtbevölkerung und 
der slowenischen Landbevölkerung und endlich bei dem Um- 
stande, daß in mancher Landkirche die glagolitische Liturgie, 
und zwar teilweise in einer vom Heiligen Stuhle nicht an- 
erkannten Form, in Übung stand, bedeutende Schwierig- 
keiten in seiner Verwaltung bot. Nagl nahm sich mit 
großem Eifer und manchem sichtlichen Erfolge seiner Auf- 
gaben in Triest an. Er wirkte dort noch nicht lange, als der 
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Kaiser den damaligen Kultusminister Dr. R. von Hartel 
spontan bei einer Audienz fragte, wer wohl als Nachfolger 
Kardinal Gruschas für das Erzbistum Wien in Aussicht 
zu nehmen wäre, wenn dieser sehr verdiente, aber bereits 
betagte Kirchenfürst einmal aus dem Leben scheiden würde. 
Auf meinen Rat nannte einige Tage später Minister Dr. von 
Hartel den Bischof Nagl, und der Monarch genehmigte 
grundsätzlich diese Kandidatur, welche selbstverständlich 
im strengsten Vertrauen blieb, aber an der vom Kaiser bei 
verschiedenen Anlässen festgehalten wurde. Einige Jahre 
später, als Kardinal Gruscha fast das 90. Jahr erreicht 
hatte, wandte sich der Papst an den Kaiser und regte die 
Bestellung eines Koadjutors mit dem Rechte der Nachfolge 
für das Erzbistum Wien an. Dabei lenkte der Papst von 
sich aus in unverbindlichen Worten die Aufmerksamkeit 
auf Bischof Dr. Nagl. Der Kaiser vollzog dann auf An- 
trag der Regierung die Ernennung desselben zum Koadjutor 
mit dem Rechte der Nachfolge. 

Nachdem eine Ernennung Platz gegriffen hatte, erging 
gleichzeitig mit der amtlichen Verlautbarung in der Wiener 
Zeitung, wobei seit der Dezemberverfassung des Jahres 1867 
auch die ministerielle Gegenzeichnung!) miteingerückt wurde, 
ein vom Monarchen eigenhändig gefertigtes Nominations- 
schreiben in hergebrachter feierlicher Form und lateinischer 
Sprache an den Papst, welches die Botschaft beim Heiligen 
Stuhle überreichte. An den Neuernannten wurde ein mini- : 
sterielles Ernennungsdekret ausgefertigt. 

Den Eid, welchen ein Bischof vor Antritt seines Amtes 
gemäß Artikel XX des Konkordates zu leisten hatte, haben 
Kaiser Franz Joseph und Kaiser Karl in der Regel per- 
sönlich im Beisein des Oberstkämmerers und des Ministers 
für Kultus und Unterricht entgegengenommen. Ausnahms- 
weise wurde aus besonderen Gründen der Statthalter dazu 
delegiert. Die bischöfliche Inthronisation erfolgte seit 
Beginn der fünfziger Jahre nur mehr als kirchliche Feierlich- 
keit, dagegen geschah die Übergabe der Temporalien, und 


1) A. E. vom 16. Jänner 1868; s. meinen Grundriß d. Staate- 
kirchenrechts S. 30. 
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zwar auch unter der Geltung des Gesetzes vom 7. Mai 1874, 
R.G.Bl. Nr. 50, über die äußeren Rechtsverhältnisse der 
katholischen Kirche, in althergebrachter solenner Form.?) 

Nach dieser allgemeinen Charakteristik der Praxis des 
landesfürstlichen Nominationsrechtes sei dieselbe nun noch 
an einigen in diesem Zusammenhange interessanten Fällen 
exemplifiziert. 

Die Ernennung Rauschers zum Fürsterzbischof von 
Wien wurde von Kaiser Franz Joseph mit einem Hand- 
schreiben motu proprio vollzogen, ohne daß die anderen 
Bischöfe der Kirchenprovinz um ihren Rat angegangen 
wurden oder sonst jemand einen Antrag zu stellen gehabt 
hätte.?2) In der Tat lag dieser Fall angesichts der schweben- 
den Verhandlung des Konkordats so, daß irgendeine Weite- 
rung nicht am Platze erschien. Sonst ist während der 
ganzen Regierungszeit Kaiser Franz Josephs an den im 
Jahre 1850 zugesicherten Formen strenge und ohne Aus- 
nahme festgehalten worden. In den ersten beiden Jahr- 
zehnten vollzogen sich diese Ernennungen ohne besondere 
Peripetien. Unter den in dieser Zeit ernannten Bischöfen 
sind einige Männer von besonderer Bedeutung für das 
kirchliche Leben ihrer Diözesen und Österreichs gewesen. 
Vielleicht verdienen unter ihnen Franz Joseph Rudigier 
von Linz, Vinzenz Gasser von Brixen, Maximilian 
Stepischnegg von Lavant, Joseph Feßler von St. Pölten 
und Johann Valerian Jirsik von Budweis besonders 
genannt zu werden. 

Mit der Verfassung vom 21. Dezember 1867 und der mit 
ihr neuerlich eingeleiteten konstitutionellen Ära setzten auch 
schwere kirchenpolitische Kämpfe ein, die zunächst zur 
teilweisen und später zur vollständigen Aufhebung des 


!) Vgl. als Beispiel Beilage II. 

2) Ah. Kabinettsschreiben: „Lieber Graf von Thun! Nachdem es 
dem Allerhöchsten gefallen hat, den Erzbischof von Wien, Vincenz 
Eduard Milde aus diesem Leben abzurufen, so ernenne Ich zu seinem Nach- 
folger den Fürstbischof von Seckau, Joseph Ottmar Ritter von Rauscher. 
Sie haben ihn hiervon in Kenntnis zu setzen, und die weiters erforder- 
lichen Maßregeln einzuleiten. 

Wien, den 26. März 1853. Franz Joseph mp.“ 

(Ministerium für Kultus und Unterricht, Präsidial-Registratur.) 
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Konkordats vom 18. August 1855 führten. In dieser Periode 
stellten sich auch bei manchen Fällen einer bischöflichen Er- 
nennung Weiterungen ein. Die Kenntnis derselben blieb. 
allerdings immer auf einen verhältnismäßig sehr enge ge- 
.zogenen Kreis Wissender beschränkt und trat nicht an die 
breite Öffentlichkeit. Immerhin ist mancher Fall jetzt be-. 
reits so weit bekanntgeworden, daß es wohl eines gewissen 
Interesses nicht entbehrt, ihn in diesem Zusammenhange 
näher zu überblicken. 

Als das Ministerium des Fürsten Adolf Auersperg!) 
ins Amt getreten und Dr. von Stremayr, an dessen 
Namen sich die Lösung des Konkordates im Jahre 1870 
hauptsächlich knüpfte, neuerlich das Amt eines Ministers 
für Kultus und Unterricht übernommen hatte, bot sich im 
Jahre 1872 bei der Vakanz des Bistums St. Pölten durch 
den Tod FeBlers ein Anlaß, grundsätzlich den bisherigen 
Vorgang bei der Nomination aufrecht zu erhalten. Stre- 
mayr holte ein Gutachten des Metropoliten Kardinal- 
Fürsterzbischofes OÖ. von Rauscher über diese Wieder- 
besetzung ein, unterließ es jedoch, auch ein solches des 
Linzer Suffraganbischofes Franz Joseph Rudigier abzu- 
verlangen. Der Kaiser vollzog die Ernennung nach dem An- 
trage des Ministers, fügte aber die Bemerkung bei, daB vor 
Erstattung des bezüglichen Vortrages auch der Bischof von. 
Linz hätte einvernommen werden sollen, und ordnete für 
die Zukunft an, daß in ähnlichen Fällen vorerst die Gutachten 
sämtlicher Bischöfe einer Kirchenprovinz einzuholen sein 
werden. Damit war für das Gebiet der Bischofsernennungen 
der Fortbestand des konkordatären Rechts bestimmt, wie 
dies dann später auch durch $ 3 des Gesetzes vom 7. Mai 
1874, R.G.Bl. Nr. 50, perpetuiert worden ist. 

Am 7. Oktober 1874 war nach 43jähriger Regierung 
der Diözese Königgrätz der noch von Kaiser Franz 1. er- 
nannte Bischof Freiherr von Hanl im Alter von 92 Jahren 
gestorben. Angesichts seiner immer mehr zutage tretenden 
Inhabilität war schon seit einiger Zeit wegen Beigebung eines 


2) Al. Frh. von Czedik, Zur Geschichte der k. k. österreichischen 
Ministerien, 1917, S. 250ff. 
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Koadjutors mit dem Rechte der Nachfolge verhandelt 
worden, doch konnte eine Einigung über dessen Person 
nicht herbeigeführt werden. Als es nun zum Vorschlage 
für die Wiederbesetzung des Bistums kam, machten sich 
die Gegensätze der politischen Anschauungen über die Ge- 
staltung der Verhältnisse in Böhmen bei diesem Nominati- 
onsakte geltend. Kardinal Fürsterzbischof Schwarzen- 
berg schlug in erster Linie seinen Weihbischof Dr. Karl 
Prucha als den geeignetsten Kandidaten vor und be- 
zeichnete neben ihm noch sechs Priester als für das erledigte 
Bistum nicht ungeeignet. Dem Metropoliten schloß sich 
im wesentlichen der Bischof von Budweis an, während sich 
jener von Leitmeritz eines Votums enthielt. Der Minister 
dagegen glaubte auf Grund der Anträge des Statthalters 
sich für keine dieser Kandidaturen aussprechen zu dürfen. 
Er verwies darauf, daß der ganze Episkopat Böhmens 
zu den eifrigsten Anhängern der tschechischen staatsrecht- 
lichen Oppositionspartei zähle, weshalb es unerläßlich sei, 
daß mindestens der erledigte Bischofstuhl von Königgrätz 
mit einer Persönlichkeit von korrekter politischer Ge- 
sinnung besetzt und damit die Verwaltung des bischöflichen 
Amtes in die Hände eines Mannes gelegt werde, der selbst- 
verständlich mit den zur gedeihlichen Führung dieses Amtes 
erforderlichen Eigenschaften des Geistes und Herzens aus- 
gestattet sei, dessen Vorleben aber auch zu der Zuversicht 
berechtige, daß er zu der Regierung Sr. Majestät in ein 
Verhältnis sich stellen werde, durch welches die Interessen 
ebenso des Staates wie der Kirche gefördert werden. Leider 
lasse es sich nicht in Abrede stellen, daß in Böhmen ein 
freundliches Zusammenwirken der Bischöfe mit der Re- 
gierung bei weitem nicht immer stattfinde, es vielmehr 
wiederholt vorgekommen sei, daß die Bischöfe den wohl- 
wollendsten Maßnahmen der Regierung üble Absichten 
unterschöben und dieselben nach Möglichkeit zu durch- 
kreuzen suchten. Namentlich Weihbischof Prucha überrage 
zwar die anderen in diesem Zusammenhange namhaft ge- 
machten Priester an wissenschaftlicher Bildung und vor- 
züglichen Geistesgaben, allein es sei notorisch, daß er nicht 
in dem Lager jener stehe, welche in der gegenwärtigen 
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Verfassung die Grundlagen für die weitere Entwicklung 
staatlichen Gedeihens in Österreich erblicken. Sein Name 
sei zu einem Schlagworte in dem Kampfe der Verfassungs- 
freunde und Verfassungsgegner in Böhmen geworden. Der 
Widerstand, auf den die Regierung wegen ihres politischen 
Programms bei den Bischöfen Böhmens stoße, würde durch 
die Beförderung des Weihbischofs Prucha auf den bischöf- 
Eichen Sitz der Diözese Königgrätz eben wegen dieser Be- 
deutung desselben verstärkt, und es vermöchte dann die Re- 
gierung auf keinen Freund unter dem böhmischen Episko- 
pate zu zählen. Daher beantragte der Minister die Er- 
nennung eines weder vom Fürsterzbischofe von Prag noch 
von sonst einem Bischofe benannten Domherrn in König- 
grätz, dem er eine besondere Anhänglichkeit und Treue 
an das Kaiserhaus nachrühmte und von dem er erwartete, 
daß er ohne Verleugnung kirchlicher Prinzipien sich der 
Regierung freundlich zeigen werde. Kaiser Franz Joseph 
nahm diesen Vorschlag Dr. von Stremayrs nicht an. Er 
vermied es allerdings, auf den von seinem Ministerium 
geradezu perhorreszierten Weihbischof Prucha zu greifen, 
da aber der Minister selbst unter den von dem Kardinal und 
dem Bischofe von Budweis Genannten den Budweiser 
Domherrn Joseph Hais als einwandfrei bezeichnet hatte, 
der nur bei der Leitung der Budweiser Diözese schwer ent- 
behrt werden könnte, so fiel die Wahl des Monarchen auf 
diesen. Vor derselben scheint eine nähere Erwägung und 
auch eine Rücksprache mit dem Minister stattgefunden 
zu haben, da trotz der längeren Sedisvakanz die Ernennung 
erst zwei Monate nach dem Antrage erfolgte und Dr. von 
Stremayr selbst in einem anderen Zusammenhange er- 
wähnte, der Kaiser habe erklärt, bei der Besetzung eines 
Bistums ohne Nötigung nicht auf einen Priester greifen zu 
wollen, der von keinem Bischofen amhaft gemacht worden sei. 
Die späteren Ereignisse haben die Wahl des Kaisers gerecht- 
fertigt, während bei dem tragischen Ende, welches Prucha 
fand, nicht beurteilt werden kann, ob er die vom Kardinal 
in ihn gesetzten Erwartungen damals erfüllt hätte.!) 


1) Prucha verfiel später nach seiner Ernennung zum Bischofe von 
Budweis und, nachdem er aufdieselbe wieder verzichtet hatte, in schwere 


220 Max v. Hussarek, 


Im Bistum Leitmeritz hatten zwei ausgezeichnete 
Bischöfe, der später zum Fürsterzbischof von Wien erhobene 
Vinzenz Eduard Milde und nach ihm Augustin Hille 
gewirkt. Bei dem Tode dieses bestand eine gewisse Verlegen- 
heit für die Wiederbesetzung. Der damalige Staatsminister 
Graf Richard Belcredisah sich deshalb veranlaßt, darüber 
nicht nur den böhmischen, sondern auch den mährischen 
‘ Episkopat zu vernehmen, und erlangte so eine lange Liste 
von 14 Priestern, aus der er den vom Fürsterzbischofe von 
Olmütz vorgeschlagenen Erzpriester von Müglitz Augustin 
Wahala zu erwählen vorschlug, weil von ihm erwartet 
wurde, daß er unter den verschiedenen Strömungen in der 
Diözese in Gemäßheit seiner mannigfaltigen Erfahrungen 
und seines stillen, aber überaus erfolgreichen seelsorglichen 
Wirkens eine streng neutrale Haltung einnehmen werde. 
Der Kaiser genehmigte diesen Vorschlag unter dem 16. Sep- 
tember 1865. 

Zwölf Jahre später bei dem Ableben Wahalas erachtete 
die Regierung, daß seine Verwaltung der Diözese in mancher 
Richtung weniger angemessen gewesen sei. Um so schwie- 
riger war die Besetzung angesichts des Umstandes, daß die 
Vorschläge der übrigen böhmischen Bischöfe notwendig 
manches Bedenken auslösen mußten.!) Denn in erster Reihe 
stand jetzt neuerlich und zwar für eine zu fast drei Vierteilen 
deutsche Diözese der vom Ministerium bereits bei der vor- 
hergehenden Besetzung von Königgrätz ausgeschlossene 
Weihbischof Dr. Prucha von Prag, den übrigens Graf Bel- 
credi schon bei der vorhergehenden Vakanz des Bistums 
Leitmeritz als für dasselbe nicht passend abgelehnt hatte, 
und neben ihm mehrere, zum Teil zwar hervorragend ge- 
diegene Priester, sämtliche jedoch tschechischer Nationali- 
tät. Nur der Bischof von Königgrätz hatte neben ihnen 
auch einen Deutschen, den Prälaten Albert Küffer Ritter 
von Asmannsvilla vorgeschlagen. Minister von Stre- 
mayr glaubte auf diesen greifen zu müssen, obwohl ihn der 


Geisteszerrüttung, in der er selbst Hand an sich legte. S. Wolfs gruber, 
Friedrich Kardinal Schwarzenberg, III. Bd., 1917, S. 741ff., vgl. auch 
S. 521. 

ı) Wolfsgruber, Schwarzenberg a.a.O. III S. 521 ff. 
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Prager Fürsterzbischof, sein unmittelbarer kirchlicher Vor- 
gesetzter, in seinen Vorschlag nicht aufgenommen hatte. 
Daran scheint der Monarch Anstoß genommen zu haben und 
vollzog ohne weitere Rücksprache die Ernennung des 
Wiener Universitätsprofessors und Studiendirektors Dr. 
Franz Laurin, dem der Minister zwar hohes Wissen und 
unbeugsamen Charakter zugeschrieben, den er jedoch aus 
anderen Gründen als für den Posten nicht geeignet bezeich- 
net hatte. Minister von Stremayr erbat darauf unverzüg- 
lich seine Demission.!) Kaiser Franz Joseph traf zunächst 
'keine Entscheidung über dieses Gesuch, und die Diözese blieb 
eine Zeit lang unbesetzt. Erst fast nach Jahresfrist ordnete 
der Kaiser ein neuerliches Benehmen mit dem Kardinal- 
Fürsterzbischofe von Prag an. Man wird mit der Annahme 
kaum fehlgehen, daß diesem in der Zwischenzeit ein Wink 
wegen eines gewissen Entgegenkommens zugegangen sein 
dürfte. Dr. von Stremayr leitete die neuerliche Begut- 
achtung durch Kardinal Schwarzenberg ein, zog jedoch 
auch den Fürsterzbischof von Wien Dr. Kutschker zu 


1) Stremayr, Erinnerungen aus dem Leben, 1899 (als Manuskript 
gedruckt), S. 57: „Es waren oft harte Kämpfe, welche ich mit dem 
gnädigsten Monarchen in mündlicher Erörterung meiner Entwürfe (der 
kirchenpolitischen Gesetze im Jahre 1874) durchzumachen hatte, und 
konnte ich mir auch durch die hartnäckige Vertretung meiner Über- 
zeugung nicht die höchste Gnade und Zufriedenheit erwerben: es gelang 
mir doch nicht selten, meiner bescheidenen Ansicht Geltung zu ver- 
schaffen. Freilich durfte ich mich dabei nicht an mein Portefeuille klam- 
mern und mußte stets bereit sein, dasselbe in die Hände dessen zurückzu- 
legen, der es mir Unwürdigem anvertraut hatte. Nur ein Beispiel für 
viele. Als einmal die Allerhöchste Ernennung eines anderen als des von 
mir vorgeschlagenen kirchlichen Würdenträgers zum Bischof erfolgt war, 
legte ich die Allerhöchste Entschließung sofort ohne meine Gegenzeich- 
nung zurück und überreichte zugleich mein Entlassungsgesuch. Seine 
Majestät hatte die Gnade, nach längerer Zeit es von jener Ernennung 
wieder abkommen zu lassen und mich zu einem anderen Vorschlage auf- 
zufordern, dem, kaum erstattet, allergnädigste Folge gegeben wurde. 
Damit war mein Entlassungsgesuch stillschweigend erledigt.‘‘ — v.Czedik 
Geschichte der österr. Ministerien, a. a. O. 1 S. 125, gibt diese Stelle ohne 
nähere Einzelheiten wieder. Vgl. Wolfsgruber, Schwarzenberg a.a. O. 
III 8. 521 und 8. 741ff. — Beilage III bringt einen Auszug aus dem 
Vortrage Stremayrs vom 16. März 1878 und dessen Demissionsgesuch. 
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Rate, welcher hierauf gleichfalls eine Liste von mehreren 
Personen zustande brachte. Diese wurde aber durch de 
Anträge Kardinal Schwarzenbergs überholt, der unter 
grundsätzlicher Aufrechterhaltung seiner früheren Vor 
schläge drei Priester namhaft machte, welche er nunmelr 
‚ebenfalls für „nicht ungeeignet‘ zur Übernahme der Diözex 
Leitmeritz erkannte. Die beiden ersten davon fanden der 
Beifall des Ministeriums sowie des Monarchen, und so wurd 
zunächst der als Kirchenhistoriker angesehene Prager Don- 
herr Anton Frind zum Bischofe ernannt und kam, als er 
schon zwei Jahre später dahinschied, die Nomination de 
Zweitgenannten, des damaligen Generalgroßmeisters des 
Ordens der Kreuzherren mit dem roten Stern Emanuel 
Schöbel ohne Weiterung zustande. Damit fand diese mit 
so vielen Schwierigkeiten verbundene Personenfrage ihre 
sachlich angemessene Lösung. 

Das Gleiche läßt sich nicht von zwei anderen sehr wich- 
tigen Ernennungen behaupten, die zwar auch noch von 
Minister Dr. von Stremayr beantragt wurden, in welchen 
sich aber der Einfluß des damaligen Ministers des Innern und 
designierten Ministerpräsidenten Grafen Eduard Taaffe 
deutlich zeigte. In Tirol waren kurz nacheinander die Fürst- 
bischöfe von Trient und Brixen Benedikt von Ricca:- 
bona-Reichenfels und Vinzenz Gasser gestorben.!) Der 
erstere war schon seit Jahren unfähig gewesen, seine Diözes 
zu leiten, und hatte daher in der Person Johannes Haller: 
einen Koadjutor erhalten, dem die Regierung jedoch, trotz 
mehrfacher einschlägiger Anregungen des Episkopates, das 
- Recht der Nachfolge zu erteilen versagte. Graf Taaffe, der 
damals Statthalter in Tirol war, erblickte in Haller einen 
Priester von keineswegs hervorragender Bildung oder be 
merkenswerten Geistesgaben, einen intoleranten Zeloten, der 
durchaus einseitig in den kirchenpolitischen Stürmen, deren 
Wellen damals heftig an den Bergen Tirols brandeten, Stel- 
lung nahm, und dem es auch nicht gelungen sei, Energie gegen 
die irredentistischen Strömungen eines Teils des Klerus der 
Trienter Diözese aufzubringen. Ganz anders lautete das 


!) Am 31. März und am 6. April 1879. 
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Urteil des Episkopates über Haller, und namentlich sein 
Vorgänger als Dompropst der Diözese und nunmehr Seckauer 
Fürstbischof Dr. Johannes Zwerger trat nicht nur für 
seine Befähigung, sondern auch für seine streng loyale und 
patriotische Gesinnung sowie seine Geschicklichkeit warm 
und nachdrücklich ein!) Wie sich später erwies, war 
Haller Meister einer Fabius-Cunctator-Politik und bestrebt, 
mit dieser den wälschen Klerus Südtirols in die Hand zu 
bekommen und zur Reichstreue anzuleiten. Dieses kluge 
und, wie sich immer mehr herausstellte, einzig richtige Pro- 
gramm wurde von der Regierung gründlich verkannt. 

Bei Eintritt der Sedisvakanz von Trient und Brixen 
bestand in Österreich eine eigentümliche politische Lage. 
Die sogenannte Verfassungspartei hatte infolge ihrer Hal- 
tung gegenüber der Okkupation Bosniens und der Herze- 
gowina ihre führende Rolle im Abgeordnetenhause ein- 
gebüßt, und Graf Taaffe war dazu bestimmt, eine neue 
Kombination zustande zu bringen und die Regierung zu 
übernehmen.?) Im Frühsommer 1879 war er bestrebt, mit 
Einbeziehung der Verfassungspartei eine parlamentarische 
Mehrheit zustande zu bringen. Unter diesen Umständen 
mußte er darauf bedacht sein, alles zu vermeiden, was in 
den Kreisen dieser hätte Anstoß erregen können, und dazu 
gehörten auch kirchliche Personalfragen. Bei dem Rufe, in 
welchem Koadjutor Haller?) beim Liberalismus stand, 


I!) Beilage IV. Vgl. Wolfsgruber, Schwarzenberg a.a.0O. III 
S. 523ff.; von Oer, Fürstbischof Johannes B. Zwerger von Seckau, 
Graz 1879, S. 298, geht darauf nur andeutungsweise ein. Bischof Ru- 
digier schrieb an Kardinal Schwarzenberg: „Die Regierung will 
Tirol durch die Bischöfe entmannen; es kommen Zeiten, wo sie in Tirol 
Männer & la Andrä Hofer wünschen muß. O Kurzsichtigkeit!“ 

®2) vonCzedik, Geschichte der österr. Ministerien a. a. O.1S. 302£.; 
Kolmer, Parlament und Verfassung in Österreich III, 1905, S. 2£., 7f. 

3) Kurz zusammengefaßte Biographie desselben in dem angegebenen 
Werke der Leo-Gesellschaft, Die katholische Kirche unserer Zeit, Il 
S. 435. Eine Würdigung des Wirkens Hallers vom italienischen Stand- 
punkte aus bei Vigilio Zanolini, Il vescovo di Trento e il Governo 
austriaco durante la guerra europea, Milano 1919, S.9. Über Mgr. Valussi 
daselbst S. 6lf. Die armselizen Winke'züge der Verteidigung Mgr. End- 
ricis in dieser Broschüre und die in diesem Zusammenhange gegen mein 
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hätte seine Ernennung lebhaften Anstoß erregt. Graf 
Taaffe vermochte also seinen persönlichen Eindrücken 
und seinem aus mannigfachem dienstlichem Verkehr mit 
Haller gewonnenen Urteile über ihn um so leichter Folge 
zu geben, als auch die politische Lage damit im Einklange 
stand. So kam es, daß die Regierung aus dem Vorschlage 
des Episkopates der Salzburger Kirchenprovinz, auf den 
sie durch eine nachdrückliche Verhandlung mit dem Fürst- 
erzbischofe Albert Eder einen gewissen Einfluß erlangt 
hatte, für Trient den Salzburger Weihbischof della Bona 
und für Brixen den Innsbrucker Dekan von Leiß zu Lain- 
burg!) wählte und für diese Wahl auch die Zustimmung 
Kaiser Franz Josephs erlangte. Es ist nicht uninteressant 
zu vergleichen, wie dieser Vorschlag vom Grafen Taaffe 
technisch behandelt wurde. Während Minister von Stre- 
mayr bei den beiden wichtigen Ernennungsfällen von 
Königgrätz und Leitmeritz auf die politische Haltung der 
von den Bischöfen vorgeschlagenen Kandidaten in staats- 
rechtlichen Fragen das Hauptgewicht gelegt hatte, ver- 
stand es Graf Taaffe in diesem Falle, durch einen außer- 
ordentlich sorgfältigen Aufbau der Berichte der unteren 
Instanzen in dem Kaiser die Überzeugung wachzurufen. 
daß Haller nicht nur ein kirchlich einseitiger, sondern auch 
höchsten Reichsinteressen an der gefährdeten Südwest- 
grenze gegenüber schwacher und energieloser Mann sei. 


amtliches Wirken erhobenen Rekriminationen halte ich einer Erwiderung 
nicht für wert. 


1) Ein würdiges Seitenstück zu dem von Ferrata bei Stutz, Die 
päpstliche Diplomatie unter Leo XIII, a.a. 0. S. 101 A.1la. E. — er 
zählten Falle, daß des Ministers Combes Sohn und Kabinettschef einen 
Erzbischof auf einen Metropolitanstuhl von höherer Bedeutung bringen 
wollte, weil dieser Prälat ihn getraut hatte: Man munkelte, die kirch- 
lichen Verdienste des Innsbrucker Dechanten und Stadtpfarrers von Leid 
zu Lainburg hätten eine gewisse Ergänzung und Abrundung durch 
seine Teilnahme an der abendlichen Whistpartie in der Statthaltere! 
erfahren. — Die Berufung della Bonas dagegen hing vielleicht auch 
mit den Gutachten zusammen, dieernoch als Landesschulrat in Innsbruck 
in den Jahren 1857 und 1859 über den Plan einer neuen Diözesenrefü- 
lierung in Tirol erstattet hatte, M. Mayr, Der italienische IrredentismüS; 
2. Aufl., 1917, S. 215f. 
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Das hat offenbar den Ausschlag gegeben. Aber die beiden 
tatsächlich Ernannten erwiesen sich als Nullen, die nicht 
imstande waren, ihre Diözesen zum Besten der Kirche und 
noch weniger des Staates zu leiten. In Brixen hat dann der 
hervorragendt üchtige spätere Fürstbischof Dr. Simon 
Aichner die Dinge wieder ins rechte Geleise gebracht. In 
Trient wurde dagegen eine Ära eingeleitet, bei welcher der 
Bischof machtlos der politischen Entwicklung eines nam- 
haften Teils seines Klerus gegenüberstand. Nach dem Tode 
des Nachfolgers della Bonas, des frommen, aber schwachen 
Fürstbischofes Eugen Valussi, wurde von mir noch ein 
Versuch gemacht, der Diözese einen Bischof vom Schlage 
Zwergers und Hallers, einen kernigen Tiroler deutscher 
Abkunft, aber vielbewährt im Wirken in wälschen Gebieten 
zu geben. Der Widerspruch des Statthalters, innere Gegen- 
sätze im deutschen Klerus und die Rücksicht auf die ge- 
samte innerpolitische Lage in der Ära Koerber verhinderten 
aber die Wahl, zu der ich geraten, und die Ernennung, die 
sodann erfolgen mußte, erwies sich später während des 
großen Krieges als eine durchaus unglückliche. | 
Damit sind die wichtigsten Fälle zusammengefaßt, in 
denen bei Bischofsernennungen zur Zeit Kaiser Franz Jo- 
sephsdiePolitik eine einseitige und zum Teil auch vom kirch- 
lichen und staatlichen Standpunkte aus wenig erfreuliche 
Rolle spielte. Seit der Regierung des Grafen Taaffe ebbten 
die kirchenpolitischen Gegensätze mehr und mehr ab, und es 
entstand eine Entspannung an Stelle des früheren Kampfes. 
Das machte sich auch bei den Nominationen von Bischöfen 
.geltend. Mehr und mehr gelang es, dieselben in gutem Ein- 
vernehmen mit dem Episkopate durchzuführen, und selbst 
bei Ernennungen außerhalb der Vorschläge desselben regte 
sich kein Widerspruch, da mindestens die guten Absichten 
der Regierung anerkannt wurden. Man hatte auch ver- 
schiedene Persönlichkeiten richtiger einschätzen gelernt. 
Haller war im Jahre 1880 als Weihbischof und Dompropst 
nach Salzburg berufen worden, im Jahre 1890 erfolgte seine 
Wahl zum dortigen Erzbischofe und wurde, obwohl auch 
damals an der Spitze der Regierung Graf Taaffe stand, 
vom Kaiser anstandslos bestätigt. Zwergers Rat, der zum 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLVII. Kan. Abt. XVI, 15 
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Schaden der Dinge im Jahre 1879 keine Beachtung gefunden 
hatte, wurde bei zwei späteren Besetzungen ausschlag- 
gebend und erwies sich als wohlbedacht und richtig.!) 
Gegensätze zwischen Ministerium und Krone bei Nomins- 
tionsfragen sind nicht mehr an den Tag getreten. Wohl hat 
der Kaiser einmal den Vorschlag des Ministers Freiherrn 
von Gautsch für die Besetzung des Bistums Gurk nicht 
genehmigt, sondern, eben hier dem Rate Zwergers folgend, 
den von diesem bezeichneten Kandidaten Dr. Josef Kahn 
an die Spitze der Diözese gestellt, und diese Wahl erwies sich 
als durchaus erfolgreich und glücklich. Aber damals han- 
delte es sich nicht um die Politik, sondern darum, ob Kahns 
Gestalt nicht zu unansehnlich sei. Mehr und mehr sind auch 
bei der Regierung Kompromisse nicht als Allheilmittel er- 
achtet, sondern ist nach dem Grundsatze vorgegangen 
worden, daß der Kultus der Halbheiten in Personenfragen 
mindestens ebenso schlimm sei wie der in Maßregeln. Das 
beste Beispiel für die Wiedergewinnung dieser Auffassung 
ergab sich, als es sich nach der Resignation des Olmützer 
Erzbischofes Dr. Kohn darum handelte, ihm einen Nach- 
folger zu geben, der wieder den Frieden in der in Verwirrung 
geratenen Erzdiözese herstelltee Auch in diesem Falle 
machte sich eine ähnliche Opposition, wie seinerzeit bei der 
Besetzung von Königgrätz gegen Weihbischof Dr. Prucha, 
gegen den Regierungskandidaten Bischof Dr. Bauer von 
Brünn sehr lebhaft geltend. Aber der von mir beratene 
Minister Dr. von Hartel blieb fest, und das Friedenswerk 
Fürsterzbischof Bauers, dem es in kurzer Frist gelungen 
ist, die Wunden zu heilen, welche die Episode seines Vor- 
gängers dem kirchlichen Leben der Erzdiözese geschlagen 
hatte, ist in Olmütz unvergessen. Die Vorsicht bei Auswahl 
der Kandidaturen blieb groß, aber sie war doch nicht über- 
ängstlich, und man machte manchmal mit einem gewagt 
erschienenen Griff gute Erfahrungen. In einem Falle ging 
die allgemeine Meinung sowohl kirchlicher als staatlicher 
Organe dahin, daß ein sonst ausgezeichneter Mann deshalb 
zurückstehen müsse, weil er in seiner Frömmigkeit zu sehr 


— 
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zur Weltflucht neige. Es wurde deshalb bei einer Vakanz 
des betreffenden Erzbistums eine andere Person erwählt. 
Nach deren wenige Jahre später erfolgten Tode kehrte man 
dann doch wieder zur ersten Kandidatur zurück und riskirte 
sie trotz des angeblich vorhandenen Fehlers. Aber dieser 
machte sich nach der Ernennung nicht mehr bemerkbar, und 
das Wirken dieses Erzbischofes war und ist unter schwierig- 
sten Verhältnissen und Zeiten ein überaus segensreiches. 
In einem anderen Falle wieder wurde einem tüchtigen 
Theologieprofessor, wieder in Übereinstimmung aller be- 
rufenen kirchlichen und staatlichen Instanzen, bei sonstiger 
vollkommener Qualifikation eine übergroße Neigung zu 
sarkastischen Bemerkungen nachgesagt, mit denen er 
manchmal wider seinen Willen verletze oder abstoße. Nach- 
dem zweimal von seiner Berufung abgesehen worden war, 
entschloß man sich bei dem Mangel sonstiger Kandidaturen 
doch zu seiner Ernennung. Auch er hat es als Bischof ver- 
standen, die Leute durch Sanftmut und Mildezu gewinnen und 
jeden Anstoß zu vermeiden, und ist in noch höherer Würde 
auch gegenwärtig erfolgreich tätig. Die Formel, auf welche 
sich der Nuntius Ferrata mit dem französischen Kultus- 
minister Combes verständigt hat, daß ‚für die Nomination 
der Bischöfe von den beiden beteiligten Gewalten das ent- 
scheidende Gewicht darauf gelegt werden müsse, Persön- 
lichkeiten von großen geistigen, sittlichen und Verwaltungs- 
fähigkeiten zu wählen, damit niemand auf sie einen beherr- 
schenden Einfluß gewinne und sie imstande seien, ihre 
Bistümer weise und klug zu regieren ... .“ und man nicht 
„erlebe, um wie viel schwieriger der Verkehr mit Mittel- 
mäßigkeiten sei, deren Beschränktheit und Halsstarrigkeit 
Verlegenheiten bereiten‘‘!) — hat im Kaisertum Österreich 
zweifellos in viel höherem Maße als leitender und oberster 
Grundsatz für das Nominationsrecht gegolten als im Frank- 
reich der dritten Republik. 

In Alt-Österreich wurden zwei Erzbistümer durch die 
Wahl des Kapitels besetzt: In Olmütz hatte die in schweren 


Fi 


1) Nach Stutz, Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII, S. 101. 


und 103 A.1. 
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Zeiten bewährte Treue des Domkapitels diesem neben einer 
hochangesehenen sozialen Stellung in Staat und Kirche und 
reicher Ausstattung auch das Wahlrecht des Bischofs und 
später Erzbischofs erhalten. In Salzburg hatte es bei der 
Neueinrichtung des Erzstuhles nach der Napoleonischen 
Zeit nicht an dem Versuche gefehlt, das Wahlrecht zu 
kassieren und durch das landesfürstliche Ernennungsrecht 
zu ersetzen. Aber auf Wunsch des Heiligen Stuhles blieb 
dem Kapitel, das bei der Säkularisation harte Einbußen an 
Gütern und sozialem Rang der Kapitularen erlitten hatte, 
doch das Wahlrecht gewahrt.!) Dort und da fanden die 
Wahlen in Anwesenheit eines kaiserlichen Kommissärs 
statt?) und unterlagen der landesfürstlichen Bestätigung. 
Das bedeutete nicht bloß eine Aufsicht über die äußere 
Korrektheit der Vorgänge bei der Wahl. Die Regierung war 
vielmehr in der Lage, ihr nicht genehme Kandidaten aus- 
zuschließen und allenfalls tatsächlich auf die Erhebung einer 
bestimmten Person oder auf die engere Wahl unter mehreren 
von ihr bezeichneten zu dringen, wobei in diesem Zusammen- 
hange vorbehalten bleiben mag, wie dies dann nach kanoni- 
schem Rechte zu beurteilen gewesen wäre. In ÖOlmütz 
haben während der Regierungszeit Kaiser Franz Josephs 
drei Wahlen stattgefunden. Bei der ersten davon scheint 
sich die Regierung eines Einflusses auf die wahlberechtigten 
Kapitulare enthalten zu haben, vielleicht weil sie nicht 
hoffen durfte, auch nur bei einem derselben Zustimmung zu 
ihren Reformplänen für das Olmützer Kapitel?) zu finden. 


!) Bastgen a.a.O. S. 143, 147, 151, 181, 186, 192 und 222. 

2) Über die Form und Art vgl. Beilage I und Christian R. d’EI- 
vert, Zur Geschichte des Erzbistums Olmütz, Beiträge zur österr. Rechts- 
geschichte III. Teil, in den Schriften d. hist. statist. Sektion der k. k. 
mährischen Gesellschaft zur Beförderung des Ackerbaues, Brünn 1895, 
29. Bd. S. 145ff. A. 1. — Der dort geschilderte Vorgang ist auch für die 
beiden Olmützer Wahlen in den Jahren 1892 und 1916 maßgebend ge- 
wesen. In Salzburg wurde er, allerdings mit ganz bedeutenden Ein- 
schränkungen im Zeremoniell, in allen relevanten rechtlichen Beziehungen 
ebenfalls eingehalten. — Interessant ist der Vergleich mit den bei U. Stutz, 
Der neuste Stand des deutschen Bischofswahlrechts, a.a.O. S. 74 ff., dar- 
gestellten Vorgängen. 

®) Meine Verhandlung des Konkordats a.a.O. S.607 A 326. 
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Gewählt wurde der Kapitular Friedrich Landgraf zu 
Fürstenberg, ein Mann der entschiedenen Opposition 
gegen diese Pläne. Aus der zweiten dieser Wahlen, bei 
welcher die Regierung durch den kaiserlichen Kommissär 
Minister Freiherrn von Gautsch zuerst eine Kandidatur 
begünstigt hatte, welche die Opposition des Kapitels aus- 
löste, und dann doch nicht auf der Durchsetzung ihres 
Kandidaten bestand, ging zur größten Überraschung aller. 
Außenstehenden!) Dr. Theodor Kohn als Fürsterzbischof 
hervor, der nach zehnjähriger Amtsführung zur Resignation 
in die Hände des Papstes veranlaßt werden mußte. Wegen 
dieser Art der Erledigung des Erzbistums kam es dort zu 
keiner Wahl, sondern Rom beanspruchte die Ernennung als 
Reservat für sich und sicherte die Erhebung des vom Kaiser 
Vorzuschlagenden zu.?) Die Regierung hatte namentlich 
angesichts der unseligen vorhergegangenen letzten Wahl 
keinen Anlaß, dieser im gemeinen kanonischen Rechte be- 
gründeten Auffassung entgegenzutreten. Demnach wurde 
als Nachfolger der Brünner Bischof Franz S. Bauer vom 
Papste über Vorschlag des Kaisers ernannt. Nach dem Tode 
Kardinal Bauers erfolgte wieder eine Wahl, bei welcher mir 
die Ehre zu teil wurde, als kaiserlicher Kommissär zu fungie- 
ren. Gewitzigt durch die Vorgänge bei der Wahl des Jahres 
1892 empfahl jetzt die Regierung den Wählern nachdrück- 
lich zwei bestimmte Kandidaten, deren einer, der Kardinal 
Fürsterzbischof von Prag, Leo Freiherr von Skrbensky, 
einhellig — mit einer Stimmenenthaltung — postuliert 
wurde. 

Die Wahlen in Salzburg?) gingen dagegen ebenso regel- 


1) Ministerpräsident Graf Taaffe, dem manchmal leicht eine 
Schnurre über die Lippen lief, fragte beim Empfang der Depesche über 
das Olmützer Wahlergebnis, ob Dr. Kohn schon getauft wäre. 

2) Also ähnlich wie im Salzburger Besetzungsfalle des Jahres 1822, 
Bastgen a.a.0. S. 222. 

s) Über die Salzburger Bischofswahlen vom 17. bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts s. das gediegene und überaus gründliche Werk von 
H. E. Feine, Die Besetzung der Reichsbistümer vom Westfälischen 
Frieden bis zur Säkularisation 1648-1803 (U. Stutz, Kirchenrecht!. 
Abhandl., 97. und 98. Heft), 1921, S. 11*, 74, 83, 85, 86, 90*, 97, 105, 112, 
124', 191, 205°, 206, 223, 2324, 255, 293, 318, 329, 357, 382, 384, 386 


230 Max v. Hussarek, 


mäßig wie reibungslos vor sich. Als kaiserlicher Wahl- 
kommissär fungierte in allen Fällen der jeweilige Landes- 
präsident in Salzburg. Da man in Regierungskreisen vorher 
ausnahmslos genau über das voraussichtliche Resultat 
unterrichtet war und sich klargemacht hatte, daß keine 
der Kandidaturen Anlaß zu einer Ablehnung bot, fand bei 
keiner dieser Wahlen eine Weiterung statt. 

Die Ernennung der Fürstbischöfe von Seckau, Lavant 
und (in jedem dritten Erledigungsfalle) von Gurk durch den 
Fürsterzbischof von Salzburg wurde von diesem dem Kaiser 
mit der Bitte um Bestätigung unterbreitet. Diese erfolgte 
auf einen ministeriellen Vortrag hin. Anstände haben sich 
dabei in keinem Einzelfalle ergeben. 

Die Ernennung des armenisch-katholischen Erzbischofes 
von Lemberg geschah aus einem Dreiervorschlage, den der 
gesamte armenisch-katholische Pfarrklerus in Wahlform dem 
Kaiser unterbreitete. Es gab da keinen anderen Weg, um 
kirchliche Faktoren dieses Ritus zum Worte kommen zu 
lassen, da dieses Miniaturerzbistum überhaupt keinen 
Suffraganbischof hat. Schwierigkeiten lösten diese Er- 
nennungen in keinem Falle aus. 

Heute ist die historische Distanz noch nicht gewonnen, 
um ein durchaus objektiv abschließendes Urteil über die 
Handhabung des Nominationsrechts in Österreich aus- 
sprechen zu können. Und vielleicht noch weniger ist die 
Zeit schon da, um Wert und Bedeutung des Nominations- 
und Bestätigungsrechtes für den Staat und für die Kirche 
ganz richtig, weder zu hoch noch zu niedrig, einzuschätzen. 
Aber immerhin darf wohl von demselben für unser Rechts- 
gebiet doch schon behauptet werden, daß es, so geübt wie 
zur Zeit Kaiser Franz Josephs, den Interessen der Kirche 
im großen und ganzen nicht minder gerecht geworden ist 
als jenen des Staates. Kaiser Franz Joseph war persön- 
lich fest überzeugt, daß ihm die Erwählung von guten 
Bischöfen seltener vorbeigelungen sei, als wenn sie den 


und 391. Über die letzte dortige Wahl vor der Säkularisation und den 
maßgebenden Einfluß des Wiener Hofes auf dieselbe neben Feine a.a.O. 
S. 11%, 904, 2324 und 357 jetzt auch Khevenhüller-Schlitter, Aus 
der Zeit Maria Theresias, a.a. O. S. 118f und A. 144. 
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kirchlichen Faktoren allein und völlig frei überlassen ge- 
blieben wäre. Jedesfalls ist eine nicht geringe Zahl trefflicher 
Besetzungen gerade nur dem landesfürstlichen Nominations- 
rechte mit seiner sorgfältig abgewogenen Technik zuzu- 
schreiben. Es gewährleistete in der Form, die es seit dem 
Jahre 1850 angenommen hatte, ohne Ausnahme den 
kompetenten Vertretern der kirchlichen Auffassungen die 
rückhaltlose und nachdrückliche Aussprache ihrer An- 
schauung. Es gewährleistete aber auch der landesfürst- 
lichen und Staatsgewalt die Sicherheit, daß Besetzungen, 
die den Keim von Konflikten in sich bargen, vorgebaut 
werden konnte. Wichtiger als dies ist jedoch vielleicht noch 
die außerordentlich sorgfältige Auswahl der Person, die es 
vermittelte. Mißgriffe und Irrtümer können durch keine 
Rechtsform ausgeschlossen werden. Aber es ist schwer, 
sich gerade für die kirchlichen Interessen unheilvollere Miß- 
griffe zu denken, als etwa denjenigen, den die Olmützer 
Kapitelswahl vom Jahre 1892 oder der oben S. 205 er- 
wähnte Besetzungsfall bedeuteten. Beide sind Mißgriffe 
der kirchlich berufenen Organe gewesen. Auch die im Jahre 
1877 erstatteten Vorschläge des böhmischen Episkopates 
für die Nomination in Leitmeritz hätten zu einem für das 
religiöse Leben unheilvollen Ende geführt und der Festig- 
keit des nichts weniger als kirchlich gesinnten Ministers 
von Stremayr sowie dem weisen Einlenken Kaiser Franz 
Josephs hat der Katholizismus damals noch mehr zu 
danken gehabt als das staatliche Leben. Angesichts solcher 
Irrungen drängt sich ein gewisser Skeptizismus auf, und 
neben ihnen tritt der von der Regierung zu verantwortende 
Ernennungsfall für Brixen und Trient vom Jahre 1879 doch 
weit zurück. 

Dabei hat sich diese Auswahl der Personen den sich 
allmählich im Laufe der Zeit eintretenden Änderungen im 
öffentlichen Leben behutsam, aber doch richtig anzupassen 
vermocht. So weist z. B. die Liste der österreichischen 
Bischöfe zur Zeit des Wiener Kongresses eine ganz er- 
drückende aristokratische Majorität auf, im Jahre 1918 
war die Zahl der adeligen Mitglieder des Episkopates eine 
ganz geringe. Oder es hat sich, der immer steigenden Be- 
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deutung des nationalen Bewußtseins parallel, nach und nach 
die Kongruenz der nationalen Zugehörigkeit des Bischofes 
mit der der Mehrheit seiner Diözesanen so gut wie restlos 
hergestellt. Auch den sozialen Anforderungen der Zeit ist 
der österreichische Episkopat nicht bloß gerecht geworden, 
sondern hat für ihren Fortschritt eine bedeutsame, oft 
führende Stellung gewonnen und seine Wegweiser dabei 
sind überwiegend ernannte Bischöfe, z. B. Kardinal 
Gruscha, gewesen. In keiner dieser Richtunge nhat also 
das Nominationsrecht versagt. Der Episkopat vermochte 
bei seinem Bestande sich in die großen Richtlinien der Ent- 
wicklung der katholischen Kirche im 19. Jahrhundert und 
herüber bis in die Gegenwart vollkommen und reibungslos 
einzuordnen und an ihren Gestaltungen tätig und hervor- 
ragend mitzuwirken. Er hat die bürokratisch-obrigkeit- 
lichen Traditionen der Josephinischen Epoche abgestreift. 
Die Bischöfe sind aus beamteten Verwaltungschefs eines 
bedeutenden Kirchenbezirkes wieder mehr und mehr 
Priester und Seelenhirten geworden. Ihre Pflichten sind 
immer stärker als kirchliche und nur als solche geübt worden, 
aber der Kreis derselben hat eine außerordentliche Er- 
weiterung, der Inhalt derselben eine ungemeine Vertiefung, 
das Wesen derselben eine hohe Vergeistigung erfahren. 
Wenn sie als ‚‚Gesandte für Christus‘ im Geiste des Korin- 
therbriefest) wirken, bleibt dabei das Zeugnis des Herrn?) 
unvergessen, daß sein Reich nicht von dieser Welt sei.?) 
Und wenn der Katholizismus ‚,in Österreich überall wieder 
mit dem Bewußtsein des eigenen Wertes, mit der Über- 
zeugung seiner Selbständigkeit, mit dem Gefühle der 
eigenen Verantwortlichkeit ausgestattet“ ist?), so haben an 


1) II, 5, 20. 2) Joh. 18, 36. 

®) Spiritualisierung des Kirchenrechts nach U. Stutz, Kirchenrecht, 
2. Aufl. (in v. Holtzendorff-Kohler, Enzyklopädie der Rechtswissen- 
schaft V) S. 363 ff.; zur Wertung dieses umfassenden geschichtlichen und 
rechtsgeschichtlichen Prozesses darf auch auf v. Hörmann, Zur Würdi- 
gung des Vatikanischen Kirchenrechts S. 12, 14 und 16f. sowie den- 
selben in dieser Ztschr, Kanon. Abt. XII S. 524f., dann auf Feine, Die 
Besetzung der Reichsbistümer a.a.O. S.403 und 404f., endlich auf meine 
Verhandlung des Konkordats a.a.O. S. 548f. A. 209 verwiesen werden. 

*) Meine Verhandlung des Konkordats a.a.O. S. 680. 


Nominationsrecht in Österreich. 233 


diesem im letzten Grunde auf dem Konkordate vom 
18. August 1855 beruhenden großen Entfaltungs- und Wand- 
Jungsereignisse der katholischen Kirche Alt-Österreichs in 
den letzten sieben Jahrzehnten seines Bestandes die er- 
nannten und die bestätigten Bischöfe in vorderster Reihe 
gearbeitet und damit wohl die Form, in der sie zu ihrem 
heiligen Amte berufen worden sind, und die maßgebende 
Mitwirkung durch den Monarchen dabei historisch ge- 
rechtfertigt. 

Eine Lehre kann aber mit voller Sicherheit auch heute 
schon aus den Vorgängen bei den Nominationen der Zeit 
von 1848-1918 abgeleitet werden. Wenn sie sich in ein 
parlamentarisches System nicht immer reibungslos einfügen 
lassen, in eine demokratische Republik paßt ein Nomina- 
tions- oder Bestätigungsrecht schlecht. Es würde alsbald 
die Tendenz zur Ausartung in sich tragen und Quelle 
schwerster Konflikte werden. Das, was es bedarf, ist der 


feste Wille und die Kraft einer durchaus unabhängigen 


Persönlichkeit, kirchliche Pflichten als solche gewissen- 
haft zu erfüllen. Das ist bei je nach der parlamentarischen 
Mehrheit wechselnden Regierungen und bei mehr oder 
minder machtlosen republikanischen Präsidenten nicht der 
Fall und kann bei ihnen gar nicht der Fall sein. In unserem 
Vaterlande haben sie als „Volksbeauftragte‘‘ im Sinne 


unserer Bundesverfassung!) dazu weder Eignung noch 


Beruf. Dazu bedarf es eines Monarchen, der in den großen 


Traditionen seines Hauses lebt und ihnen würdig nachzu- 


streben beflissen ist. Darum ist es richtig und durchaus 
billigenswert gewesen, wenn die jetzige Republik Österreich 
ihre Hand nach solchen Gerechtsamen niemals ausgestreckt 
hat.?) 


I) Ges. vom 1. Oktober 1920, B.G.Bl. Nr. 1, womit die Republik 
Österreich als Bundesstaat eingerichtet wird, Art. 19. 

2) Im Endergebnisse fühle ich mich also in Übereinstimmung mit 
dem Urteil von U. Stutz, Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII, 
a.a. O0. S. 101, wenn ich auch den Wert des gewesenen Nominationsrechts 
für Österreich, alles in allem genommen, und zwar namentlich auch für 


die Kirche, weit höher einschätze, als sich aus den allgemeinen Aus- 


führungen daselbst S. 129 ableiten lassen würde. 
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| I. 

A. Aus dem a.u. Vortrage des Ministers für Kultus und Unterricht Leo Graien 
von Thun vom 9. Juni 1853 239 M.C. über die am 6. d.M. volibrachte 
Wahl des Olmützer Fürsterzbischofes.!) 


„Mit Allerhöchster Entschließung vom 23. April d. J. haben Eure 
Majestät mich allerunterthänigst Gefertigten für die Wahl eines neuen 
Erzbischofes von Olmütz zu Eurer Majestät Wahlkommissär zu be- 
stimmen, und mir ad latus den geistlichen Referenten im Ministerium 
für Kultus und Unterricht, Ministerialrath Meschutar beizugeben geruht. 

Ich habe mich demnach in Begleitung des geistlichen Ministerial- 
rathes Meschutar und des Ministerial- und Präsidialsekretäre Altmann 
am 4. I. M. mittelst Eisenbahn nach Olmütz begeben, wo ich um 2 Uhr 
Nachmittags eingetroffen bin. Am Bahnhofe war eine Grenadier-Kom- 
pagnie vom Infanterie-Regimente Prinz von Preußen mit der Fahne 
aufgestellt. Beim Herabtreten vom Wagen wurde ich von zwei Deputirten 
des Metropolitankapitels, dem Landgrafen von Fürstenberg und dem 
Ritter von Unkrechtsberg empfangen. Hierauf stellte sich mir der Lokal- 
Genie-Direktor vor, welcher mir mit seinem Adjutanten bis in die Stadt 
vorritt, wohin ich in einem mit sechs Pferden bespannten Wagen, dem in 
einem zweispännigen der Ministerialrath Meschutar und der Ministerial- 
Präsidial-Sekretär folgten, fuhr; eine Dragoner- Abtheilung eröffnete, eine 
gleiche schloß den Zug. Als ich mich der Stadt näherte, wurden Kanonen 
gelöst. Am Schlagbaume vor dem Burgthore empfing mich der Platz- 
kommandant zu Pferde und ebenso am Festungsthore der Brigadier, 
General-Major Colo mit gesenktem Säbel und begleiteten mich. Die 
Thor- und Hauptwache erwiesen die Ehrenbezeugungen, die Garnison 
und die Kadetenkompagnie waren auf dem großen Platze und in den 
Gassen aufgestellt, in deren einigen auch die uniformirten Bürger-Corps 
Spalier machten. 

Vor dem Hause, welches der Festungs-Gouverneur bewohnt und 
wo ich mein Absteigquartier nahm, wurde ich bei dem Aussteigen aus dem 
Wagen von dem Festungs-Gouverneur. General der Kavallerie Freiherrn 
von Böhm, der Generalität, dem Offizierkorps und den sämtlichen 
Civil-Autoritäten empfangen und in die Zimmer geführt. Nach Ent- 
fernung der Vorbenannten versetzte ich mich aus der kleinen Uniform, 
in welcher ichankam, in die Ministersuniform, und sendete den Präsidial- 
Sekretär zu dem Domdechante, Freiherrn von Thysebaert, um demselben 
meine Ankunft melden zu lassen. 

Dieser ließ mir seine Freude über meine Ankunft mit der Eröffnung 
melden, daß er mir ungesäumt aufwarten werde. Er kam sehr bald in 
Tular und Mantel angethan in seinem Gallawagen angefahren. Ich ging 


t) Ministerium f. Kultus u. Unterricht, Präsidial-Registratur. 


Nominationsrecht in Österreich. 235 


ihm bis unweit der Stiege entgegen und führte ihn an meiner linken Seite 
in das Empfangszimmer, wo zwei gegenüberstehende Sessel bereitet 
waren. Nach geschehener Bewillkommung erbath er sich die Erlaubniß, 
daß zwei Deputirte des Metropolitankapitels mich in die erzbischöfliche 
Residenz abholen dürfen, damit ich dort meine Wohnung nehme. Ich 
nahm diese Einladung an und begleitete den Domdechant bis zu der 
Stelle, wo ich ihn empfangen hatte. 

Hierauf kamen zwei Prälaten des Metropolitankapitels, nämlich der 
Archidiakon Graf Sz4p4ry und der Domscholaster Ritter von Holle in 
langer Kleidung in einem mit sechs Pferden bespannten Gallawagen, dem 
ein zweispänniger Wagen für den Ministerialrath und den Präsidial- und 
Ministerialsekretär folgte, unter Voraustretung der erzbischöflichen 
Dienerschaft, der Hausoffiziere und Konsistorial-Kanzleibeamten. 

Ich empfing sie, wie den Domdechant, und begab mich dann in den 
sechsspännigen Gallawagen, wo ich oben allein, mir gegenüber aber die 
zwei deputirten Prälaten Platz nahmen. Ich fuhr an der paradirenden 
Garnison vorüber. Vor der erzbischöflichen Residenz war eine Grenadier- 
Kompagnie aufgestellt. Am Fuße der Stiege empfing mich das Metro- 
politankapitel in langer Kleidung, und führte mich paarweise vor mir 
gehend, bis in das innerste Empfangzimmer der erzbischöflichen Woh- 
nung. Alle Domherren waren anwesend mit Ausnahme des resignirten 
Bischofes vom Weszprim, Grafen von Zichy, welcher zwar, da er sich nicht 
entschuldigte, erwartet wurde, sich aber zur Wahl nicht einfand, daher ich 
das an ihn erlassene Credentiale Eurer Majestät im Anschlusse uneröffnet 
ehrerbietigst unterlege. 

Nach einer kurzen Unterredung entfernten sich die Domherren, um 
in kurzer Kleidung angethan bei der Tafel zu erscheinen. Den Kom- 
mandanten der Grenadier-Kompagnie ersuchte ich solche einrücken zu 
lassen, und nur einen Offizier mit 30—40 Mann zu belassen. Der Dom- 
dechant hat sich gleich nach dem ersten allgemeinen Empfange die Er- 
laubniß erbethen, daß mir jeder Domherr einzeln nach der Tafel auf- 
warten dürfe. Es kamen sonach bald nach aufgehobener Tafel die Dom- 
herren einzeln nach dem Senio in Talar und Mantel gekleidet zu mir. 
Ich ging jedem bis an die Thür entgegen und begleitete ihn wieder bis 
dahin zurück, ohne dem Range, welcher mir in der Eigenschaft Eurer 
Majestät Wahlkommissärs gebührte, etwas zu vergeben. 

Abends leisteten mirdiesämmtlichen Domherrn Gesellschaft. Hierauf 
brachten mir die Hörer der Rechte an der Olmützer Hochschule eine 
Serenade mit Fackelzug. Als in das letzte Musikstück eingeflochten die 
österreichische Volkshymne erklang, wurde dieselbe von einem tausend- 
stimmigen Vivat der Studierenden und der versammelten Volksmenge 
begrüßt. 

Am folgenden Tage, das ist den 5. wurde das Kapitel abgehalten, 
in welchem der Wahlkommissär den Vortrag nach Eurer Majestät aller- 
höchster Instruktion an das Metropolitankapitel zu machen hat. 

Am 5. erschienen sonach um !/, 11 Uhr die zwei deputirten oben 
erwähnten Prälaten des Metropolitankapitels in langer Kleidung bei mir, 
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um mich für die Kapitular-Versammlung abzuholen. Zu diesem Ende 
war der sechsspännige Gallawagen, und ein anderer zweispänniger für 
den Ministerialrath und den Präsidial-Sekretär in Bereitschaft, in dem 
ersten nahm ich obenan, die zwei deputirten Domherrn aber mir gegen- 
über Platz. Der Zug ging unter Vortretung der erzbischöflichen Diener- 
schaft und Hausoffiziers in die Behausung des Domdechants, wo die 
Kapitular-Versammlungen gewöhnlich abgehalten werden. Am Fuße 
der Stiege empfing mich das Metropolitankapitel in langer Kleidung und 
führte mich in das Kapitelzimmer, in welchem sich ein mit grünem Tuch 
bedeckter Tisch für das Kapitel und zur Rechten des Domdechants auf 
einer mit einem Teppiche belegten Erhöhung ein rothsammtener Arm- 
sessel für mich und ein mit einem rothen Damaste überzogener Tisch be- 
fand, mir gegenüber zur Linken des Domdechants befanden sich der 
Tisch und Sessel für den Ministerialrath und Präsidial-Sekretär. 

Als ich mich niedergelassen hatte, überreichte ich das von Eurer 
Majestät Allerhöchst gefertigte und an das Metropolitankapitel gerichtete 
Beglaubigungsschreiben dem Domdechante, welcher es dem Notarius 
übergab, worauf es von diesem laut abgelesen wurde. Sodann hielt ich 
mit bedecktem Haupte den ehrerbietigst angeschlossenen Vortrag an 
das Metropolitankapitel. Der Domdechant beantwortete diesen Vortrag, 
indem er den Dank des Metropolitankapitels für die allergnädigste Ab- 
sendung eines Wahlkommissärs, wie auch zugleich die Versicherung aus- 
drückte, daB sich dasselbe bei der Wahl eines gewissenhaften Eifers für 
das Beste der Kirche und die Zufriedenheit Eurer Majestät angelegent- 
lichst befleißigen werde. Nach dieser kurzen Rede entfernte ich mich aus 
der Kapitularversammlung und wurde abermals von dem genannten 
Kapitel bis an den Wagen, von den zwei deputirten Prälaten aber in der. 
vorigen Ordnung bis nach Hause begleitet. 

Bald darauf verfügte ich mich noch vor der Tafel zu der Generalität, 
um derselben meinen Gegenbesuch zu machen. 

Nachmittags fuhr ich zu jedem Domherrn in seine Wohnung mit 
Beobachtung des Ceremoniells, demzufolge ich von jedem am Fuße der 
Stiege empfangen, in sein Empfangszimmer zum Sopha geführt, dem 
gegenüber der Domherr steht, und wieder zum Wagen zurück begleitet 
wurde. Bei diesen Besuchen wurde jedem Domherrn das von Eurer 
Majestät an denselben erlassene Allergnädigste Credentiale überreicht. 

Abends spielte die Musikbande des Infanterie-Regimentes Prinz von 
Preußen vor den Fenstern der erzbischöflichen Residenz. 

Montag am 6., nämlich am Wahltage war vor 8 Uhr morgens von 
der erzbischöflichen Residenz bis zur Domkirche von den uniformirten 
Bürgern Spalier aufgestellt, in der Domkirche bildete das k. k. Militär 
Spalier. Eine Grenadierkompagnie des Infanterie-Regimentes Prinz von 
Preußen mit Fahne und Musikbande war auf dem Domplatze, und ein 
Bataillon Infanterie auf dem Platze vor der Exklarisser Kaserne auf- 
gestellt. Vor 8 Uhr kamen die zwei deputirten Prälaten des Metropolitan- 
kapitels in ihrer Chorkleidung, nämlich in Rochet und der Cappa mich 
zu dem Hochamte abzuholen. Ich fuhr in großer Galla unter Voraus- 
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-tretung der Dienerschaft und Hausoffiziere und des Konsistorialkanzlei- 
"Personales in dem erzbischöflichen mit sechs Pferden bespannten Galla- 
wagen, worin ich oben allein, die deputirten Prälaten aber mir gegenüber 
‚Platz einnahmen, unter Bezeugung der militärischen Ehren nach der 
Metropolitankirche. Dem sechsspännigen Wagen folgte ein zweispänniger 
mit dem Ministerialrathe und dem Präsidial-Sekretär. 

Am Thore der Metropolitankirche empfing mich das gesamte Ka- 
'pitel in der Chorkleidung, der Domprobst reichte mir das Weihwasser, 
.und ich wurde unter dem Spiele der Orgel und dem Schalle der Trompeten 
und Pauken durch die aufgestellten Reihen des Militärs an den Hochaltar 
. geführt, wo auf der Evangelii Seite auf einer 3 Stufen hohen Treppe unter 
-dem Baldachin ein Bethstuhl und ein Armsessel für mich bereitet waren. 

In kleiner Entfernung rechts von den Stufen war ein Bethstuhl und 
Sessel für den mich begleitenden Ministerialrath und Präsidial-Sekretär 
angewiesen. 

Der Domdechant hielt das Hochamt, das Evangelienbuch und das 
Pacificale wurden mir zum Küssen gereicht und das Rauchwerk dar- 
gebracht. Die Domherrn, welche während des Hochamtes in den Stallis 
waren, empfingen nach der Kommunion des Pontifikanten das heilige 
Abendmal. Die Generalität, die Behörden, das Universitätspersonal, die 
Lehnsvasallen des Olmützer Erzbischofes und der Stadtmagistrat nahmen 
-die übrigen Stühle des Presbyteriums ein. Bei dem Gloria, dem Evange- 
lium und der Wandlung wurden Salven auf dem Kleingewehr gegeben 
und die Kanonen gelöst. 

Nach Vollendnng des Hochamtes wurde ich von dem gesammten 
Kapitel zur Kirohenthür, von den zwei deputirten Prälaten aber unter 
Vortretung der Dienerschaft und Bezeugung der militärischen Ehren 
in die Domdechantei geführt, die zwei Prälaten sowie die andern Dom- 
herrn begaben sich nach Absingung des Veni Creator Spiritus in die Anna- 
kirche, als das für diesen Akt bestimmte und erforderlich zubereitete 
Conclave, wo die versammelten 21 Domherrn bei verschlossener Thür 
das Wahlgeschäft vornahmen. 

In der Domdechantei hatte sich die Generalität, das Offizierkorpe, 
die Civil-Autoritäten und andere Honorationen versammelt, mit mir die 
Nachricht von der Vollendung des kanonischen Wahlgeschäftes er- 
wartend. 

Gegen !/,12 Uhr erschienen die zwei deputirten Prälaten, und 
brachten mir die Nachricht von der bereits vollbrachten kanonischen 
Wahl eines Erzbischofes, zu deren Publikation sie mich in das Conclave 
zu kommen bathen. Ich verfügte mich dahin, jedoch in das Conclave 
selbst mit diesen beiden ganz allein, während die Autoritäten ihre vorigen 
Plätze im Presbyterium einnahmen. Am Eingange des Conclave er- 
wartete mich das Metropolitankapitel und führte mich zu dem vor dem 
Tische des Conclave auf der Evangelii Seite auf einer erhabenen Treppe 
zubereiteten Armsessel, dem gegenüber der neuerwählte Erzbischof mit 
dem Pluviale bekleidet stand. Der Domdechant eröffnete mir den Aus- 
schlag der kanonischen Wahl, nach welchem der Dom- und Kapitularherr 
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Friedrich Landgraf von Fürstenberg zum Erzbischofe von Olmütz er- 
wählt wurde, stellte mir den mit Pluviale angekleideten neuen Erzbischof 
vor und fügte die Bitte bei, daß Eure Majestät diese mit aller Ergebenheit 
des Metropolitankapitels vollzogene Wahl mit Allerhöchstem Wohlge- 
fallen aufzunehmen und allergnädigst genehm zu halten geruhen möchten. 

Diese Eröffnung erwiderte ich mit der ehrerbietigst angeschlossenen 
Gegenrede. 

Nach Vollendung derselben füllte ich die schon vorbereitete mit mir 
getragene ehrerbiethigste Anzeige an Eure Majestät mit dem Namen des 
Neuerwählten auf dem Tische des Conclave aus, und übergab mit meinem 
Wappen gesiegelt diese allerunterthänigste Anzeige dem Notar des Con- 
clave, um die Depesche dem bereit stehenden Vorstand des Telegraphen- 
amtes zu übergeben, welcher mit derselben die Festung verließ, worauf 
die Stadtthore, welche während der Wahl geschlossen waren, wieder 
geöffnet wurden. 

Nach zugestandener Erlaubniß, die Wahl dem Volke bekannt geben 
zu dürfen, und nach der von einem Chorvikar wirklich geschehenen 
Publikation, erfolgte der feierliche Einzug zum Hochaltar in der Dom- 
kirche. Das Metropolitankapitel trat vor, zu meiner linken Hand ging der 
neuerwählte Erzbischof mit dem Pluviale bekleidet, und an beiden Seiten 
in gleicher Reihe die zwei deputirten Prälaten, die Orgel wurde gespielt, 
Trompeten- und Paukenschall ertönten während des Zuges. Ich begab 
mich abermals auf meinen vorigen Platz unter dem Baldachin, der neu 
erwählte Erzbischof aber mit dem Domdechanten und zwei assistirenden 
Domherrn vor den Hochaltar, wo der Domdechant den ambrosianischen 
Lobgesang feierlichst anstimmte, unter dessen Absingung die vierte 
Salve von der vor der Kirche aufgestellten Mannschaft gegeben, und die 
Kanonen auf den Wällen der Festung gelöst wurden. 

Nach Vollendung des Tedeum und der Gebethe wurde der neue Erz- 
bischof zu dem mir zur Linken bereiteten Sessel geführt. Der Domdechant 
am Fuße der 3 Stufen hohen Erhöhung hielt an ihn in lateinischer Sprache 
eine Anrede, in welcher er mit Rücksicht auf den verblichenen Vorgänger 
und den über dessen Hinscheiden empfundenen Schmerz das Kapitel und 
die Erzdiöcese seiner oberhirtlichen Leitung empfahl, welche von dem 
Dechante und der anwesenden Versammlung mit dem Ausrufe Vivat 
beschlossen wurde. 

Sodann ging der Zug in der vorigen Ordnung bis an das Kirchen- 
thor, wo ich in den sechsspännigen Gallawagen obenan rechte, der neue 
Erzbischof, mit dem Pluviale angethan aber links neben mir Platz nahm. 
Es wurde in gleich feierlicher Weise durch die aufgestellten Spaliere zur 
erzbischöflichen Residenz zurückgekehrt, wie ich zur Domkirche ge- 
kommen war. Der Erzbischof begleitete mich bis in mein innerstes 
Empfangzimmer und zog sich dann bald zurück. Hierauf versammelte 
sich die Generalität in den Appartements der Residenz, um mit mir das 
Defiliren des zur Parade aufgestellten Militärs zu sehen. Sodann kam der 
neugewählte Erzbischof in Talar und Mantel angethan, um mir seine 
feierliche Danksagungs-Visite abzustatten, bei welcher ich abermals den 
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Vorsitz behielt; ich ging ihm bis in die zweite Antichambre entgegen und 
begleitete ihn in das Empfangszimmer, und aus demselben zurück zu 
meiner Rechten. 

Ich fuhr sodann in einem Gallawagen unter Vortretung der Diener- 
schaft zu dem neuen Erzbischofe in seine Residenz, um ihm meinen 
Glückwunsch darzubringen; er empfing mich in Talar und Mantel an dem 
Wagen und begleitete mich auch dahin zurück. 

Bei der Mittagstafel nahm ich wie immer den ersten Platz ein; 
neben mir links saß der neue Erzbischof. Während der Tafel wurde auf 
Eurer Majestät Allerhöchstes Wohlsein von dem Erzbischofe ein drei- 
maliges Lebehoch unter dem Donner der Kanonen, und dann von mir die 
Gesundheit des neuen Erzbischofes ausgebracht. Abends hatte in der 
Residenz großes Konzert und Gesellschaft zur Verherrlichung dieses 
Tages statt. 

Am folgenden Tage den 7. erhielt ich noch mehrere Besuche, besah 
die öffentlichen Anstalten, und machte Abschiedsvisiten bei dem Erz- 
bischofe und jedem Domherrn, welche letzteren durch bloßes Vorfahren 
und Abgeben von Visitkarten geschahen. 

Am 8. Vormittags nach 11 Uhr erfolgte meine Abreise. Der Erz- 
bischof, das Metropolitankapitel nebst der übrigen Klerisei, das bei der 
Truppe nicht beschäftigte Offizierkorps und alle Civil-Autoritäten hatten 
sich schon früher in den Empfangzimmern der Residenz versammelt. 
Der Erzbischof und das Metropolitankapitel waren in Talar und Mantel; 
ersterer begleitete mich beim Weggehen bis an die äußerste Thüre, das 
Kapitel und alle übrigen Anwesenden aber bis zum Wagen, worauf ich 
unter Wiederholung aller bei meiner Ankunft beobachteten Ehren- 
bezeugungen abreiste. 

Geruhen Eure Majestät aus diesem allerunterthänigsten Vortrage 
über den Erfolg meiner Sendung allergnädigst zu entnehmen, daß das bei 
früheren ähnlichen Fällen beobachtete Ceremoniell genau eingehalten 
und auch militärischer Seits beobachtet wurde, und daß, gleich wie ich 
besorgt war, bei diesem Wahlakte die Allerhöchste Gerechtsamen Eurer 
Majestät in Allem auf das Pünktlichste aufrecht zu erhalten, so auch 
alle übrigen Behörden eifrigst befließen waren, alles genau zu beobachten, 
was meinem die Allerhöchste Stelle Eurer Majestät vertretenden Charakter 
gebührt hat, und diese Feierlichkeit zu heben vermochte. 

Gegen den Gebrauch, welchen das Domkapitel von seinem Wahl- 
rechte gemacht hat, läßt sich bei der unzweifelhaften Würdigkeit des Ge- 
wählten, und nachdem ich dessen Wahl vermöge der mir allergnädigst 
ertheilten Weisungen nicht als dem Allerhöchsten Willen Eurer Majestät 
widersprechend bezeichnen konnte, nichts einwenden. 

Geruhen demnach Eure Majestät den erwählten Erzbischof von Olmütz 
Friedrich Landgrafen von Fürstenberg allergnädigst zu bestätigen, dessen 
Sache es sein wird, sich die päbstliche Confirmation zu erwirken, und um 
die Belehnung von dem Allerhöchsten Throne Eurer Majestät allerunter- 
thänigst anzusuchen, so wie auch dem königlich Preußischen Hofe rück- 
sichtlich derdortländigen Besitzungendie geziemende Anzeige zu machen.“ 


‚240 Max v. Hussarek, 


B. Anrede des Ministers Grafen Leo Thun an das Olmützer Metropolitan- 
Capitel am 5. Juni 1853: 


| „Seine k. k. apostolische Majestät, unser allergnädigster Kaiser 
und Herr, lassen dem gesammten, getreuen Metropolitankapitel Aller- 
höchst Ihre kaiserliche Gnade und alles Gute vermelden und geben dem- 
selben weiters zu vernehmen: 

Nach dem Hintritte des Hochwürdigen Kardinals, des Fürst- 
Erzbischofes Maximilian Joseph aus dem Hause der Freiherrn von 
Somerau-Beckh, sind Seine k. k. apostolische Majestät durch das gehor- 
samste Anbringen des getreuen Metropolitankapitels in Kenntniß gesetzt 
worden, daß dasselbe die Wahl eines neuen Erzbischofes am 6. d. M. vor- 
zunehmen Willens sei. 
| Seine k. k. apostolische Majestät haben nicht nur diesen Wahltag 
allerhuldreichst genehmigt, sondern auch Allerhöchst Ihren bevoll- 
mächtigten Commissär in meiner Person bieher zu senden und Allerhöchst 
Ihre allergnädigste Gesinnung dem getreuen Metropolitankapitel vortragen 
zu lassen beschlossen, wie das soeben vorgelesene Beglaubigungsschreiben 
bewährt. 

Es ist Seiner k. k. apostolischen Majestät zwar bekannt, daß das 
getreue Metropolitankapitel unter anderen von Allerhöchst Ihren glor- 
würdigsten Vorfahren und dem allerdurchlauchtigsten Erzhause erhaltenen 
verschiedenen hohen Benefizien und Gnaden auch mit dem ansehnlichen 
Privilegium der freien Wahl eines Erzbischofes versehen sei. Seine Ma- 
jestät erinnern Sich aber auch mit besonderem gnädigsten Wohlgefallen, 
daB das getreue Metropolitankapitel in Erkenntniß der von dem aller- 
durchlauchtigsten Erzhause diesem Stifte und dessen Mitgliedern zu- 
geflossenen Gnaden und Wohlthaten bei vorigen Wahlen auf die gnädig- 
sten landesfürstlichen Vor- und Anträge die gebührende Rücksicht ge- 
nommen und dadurch gegen Seine k. k. apostolische Majestät als obersten 
Schutzherrn der Kirche ihre dankbare Devotion und Verehrung freiwillig 
bezeiget habe. Seine k. k. apostolische Majestät versehen Sich daher, das 
getreue Metropolitankapitel werde, geleitet von eben diesen Gesinnungen 
und von der Überzeugung, wie wichtig das Amt ist, für welches es zu 
wählen hat, von dem ihm gnädigst zugestandenen Privilegium einer freien 
Wahl auch dießmal einen solchen Gebrauch machen, daß es das Absehen 
vor Allem auf die Beförderung der Ehre Gottes, auf die Fortpflanzung 
der allein seligmachenden katholischen Religion und auf des Erzbisthums 
eigene Wohlfahrt und Aufnahme richte, und nur einen solchen Mann zum 
Erzbischofe wähle, welcher dem Stifte wohl vorzustehen, auch Seiner 
k. k. Majestät und dem Vaterlande nützlich und annchmlich sein mög®. 

Zugleich versichern Seine k. k. apostolische Majestät das getreu® 
Metropolitankapitel neuerdings Allerhöchst ihrer Sorgfalt, Liebe und Zu- 
neigung, und werden, also wie bisher geschehen ist, nicht weniger auch in 
Zukunft, die Erhaltung dieses uralten Stiftes Sich väterlich angelegen 
sein lassen, und dasselbe in gnädigstem Schutze beständig erhalten.“ 
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C. Ansprache des Ministers Grafen Leo Thun an den neugewählten Fürst- 
erzbischef: 

„Die Wahl des hochwürdigen getreuen Metropolitankapitels ist auf 
einen Mann gefallen, welcher durch pflichttreuen Eifer in der Seelsorge, 
durch thätigen Antheil an den Geschäften der Diözesanleitung und durch 
seinen in jeder Hinsicht erbaulichen Lebenswandel sich die allgemeine 
Achtung und das besondere Vertrauen des dahingeschiedenen Kardinal- 
Fürst-Erzbischofes erworben, und welcher sich stets im gleichen Maße 
als einen würdigen Diener der Kirche, wie als einen getreuen Unterthan 
Seiner k. k. apostolischen Majestät erwiesen hat. 

In diesen vorzüglichen Eigenschaften des Gewählten liegt die 
Bürgschaft, daß Seine k. k. apostolische Majestät der kanonisch voll- 
zogenen freien Wahl des hochwürdigen Metropolitankapitels die Aller- 
höchste Genehmigung zu ertheilen geruhen werde. 

Ich freue mich sonach, dem erwählten hochwürdigsten Herrn Fürst- 
Erzbischofe mit der Versicherung meiner aufrichtigen Hochachtung zu 
seiner neuen Würde, sowie dem hochwürdigen Metropolitankapitel zu 
dieser Wahl mit lebhafter Theilnahme Glück wünschen zu können, und 
es wird mir eine wahrhaft erfreuliche Pflicht sein, den erwählten Herrn 
Fürst-Erzbischof und das hochwürdige getreue Metropolitankapitel der 
Gnade Seiner Majestät auf das Wärmste zu empfehlen.“ 


uU. 

Bericht des Statthalters in Niederösterreich Freiherrn Conrad von Eybesteid 
vom 2. Mai 1876 Nr. 2130/Präs. über die Einführung des Fürsterzbischofs 
von Wien Dr. Johann Rudolf Kutschker in die Temporalien des Wiener 
Erzbistums.!) 

„Mit der Ah. EntschlieBung vom 20. April 1876 haben Se. k. u. k. 
Apostolische Majestät geruht, mich zum Ersten 1. f. Kommissär, und die 
mitgefertigten k. k. Statthaltereiräte Peter von Sagburg und Karl Ritter 
von Krticzka zu 1. f. Mitkommissären zum Zwecke der Einführung des 
neuernannten Herrn Fürsterzbischofs von Wien Dr. Johann Rudolf 
Kutschker in die Temporalien des Wiener Erzbistums zu ernennen. 

Eure Excellenz haben mich hiervon mit dem h. Erlasse vom 21. April 
1876 Z. 251 C. U.M. in Kenntniß gesetzt und mich sowie die Mitkom- 
missäre angewiesen über die Vorname der feierlichen Einführung des 
Herrn Erzbischofs in die Temporalien Bericht zu erstatten. Diesem Auf- 
trage entsprechend berichten die unterzeichneten 1. f. Kommissäre, daß 
der feierliche Installationsakt des Herrn Fürsterzbischofs am 30. April 
1876 in der nachfolgenden Weise u. z. mit thunlichster Einhaltung jener 
Förmlichkeiten und jenes Zeremoniells vorgenommen worden ist, welches 
aus Anlaß der feierlichen Temporalien-Installation des verstorbenen 
Herrn Fürsterzbischofs Josef Othmar Ritter von Rauscher am 15. August 
1853 beobachtet wurde. 


1) Ministerium für Kultus und Unterricht, Präsidial-Registratur, 
289/C. U. M. vom Jahre 1876. 
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Am 30. April 1876 wurden Se. fürstliche Gnaden der Hochwürdigst- 
Herr Fürsterzbischof von Wien Johann Rudolf Kutschker in die Metro- 
politankirche zu St. Stefan eingeführt und ist die Veranlassung getroffen 
worden, daß nach Vollendung dieser kirchlichen Handlung die Tempu- 
ralien-Installation in dem f. e. Pallaste vorgenommen werde. 

Zu diesem Zwecke wurde das k. k. Generalkommando ersucht zur 
Hebung der Feierlichkeit und Erhaltung der Ordnung bei Auffahrt der 
1. f. Kommissäre von dem Statthaltereigebäude bis zum erzbischöflichen 
Pallaste, die erforderliche Mannschaft zur Bildung einer Spalier in den 
Gassen und Plätzen, durch welche die Auffahrt zu erfolgen hatte, um 
1/12 Uhr Vormittags zu komandieren, ferner eine Abtheilung Kavallerie 
zur Eröffnung und zum Abschlusse des Zuges der 1. f. Kommission zur 
Verfügung zu stellen. Gleichzeitig wurde die k. k. Wiener Polizeidirektion 
beauftragt, Vorsorge zu treffen, daß die Feierlichkeit der Auffahrt an- 
standslos vor sich gehe und zu diesem Zwecke die nötige Mannschaft der 
Sicherheitewache vertheilt werde. 

Zur festgesetzten Stunde war, diesen Voreinleitungen gemäß, durch 
das k. k. Militär und die Sicherheitswache von dem Statthaltereigebäude 
an in der Herrengasse am Kohlmarkt, Graben Stefansplatz bis zu dem 
erzbischöflichen Palaste eine Spalier gebildet; eine halbe Eskadron 
Hußaren bei dem Statthaltereigebäude zur Begleitung des Zuges in 
Bereitschaft, sowie die k. k. Hofwägen sammt Hofdienerschaft der Ab- 
fahrt gewärtig. 

Im Präsidialbureau des unterzeichneten Statthalters waren die 
l. f. Kommissäre, dann der zur Funktion bei dem feierlichen Akte be- 
stimmte k. k. n. ö. Statthalterei-Sekretär Franz Freiherr v. Krauß un!l 
der ad actum bestimmte k. k. Offizial Ferdinand Kuttenberger, in Gala- 
Uniform versammelt, in Erwartung der Meldung, daß die kirchliche 
Feierlichkeit beendet ist. Nach 12 Uhr erschien die Dienerschaft des 
Herrn Fürsterzbischofs im Statthaltereigebäude um zu melden, daß Seine 
fürstliche Gnaden nach vollendeter kirchlicher Feier sich in den erz- 
bischöflichen Pallast begeben haben, worauf sich die Auffahrt in folgender 
Ordnung in Bewegung setzte: 

Den Zug eröffnete eine Abtheilung der k. k. Kavallerie, dieser 
folgte ein zweispänniger k. k. Hofwagen mit dem k. k. Statthalterei- 
Sekretäre und dem k. k. Statthalterei-Offiziale, welch letzterer die In- 
ventarien, die Reverse und das Statthalterei-Siegel trug. 

In dem hierauffolgenden zweiten zweispännigen k. k. Hofwagyen 
fuhr der k. k. Statthaltereirath Karl Ritter von Krticzka-Jaden, und in 
dem dritten zweispännigen Wagen der k. k. Statthaltereirath Peter von 
Sagburg. Hierauf fuhr unter Vortritt der zur Abholung eingetroffenen 
f. e. Dienerschaft und unter Seitenbegleitung der k. k. Hofdienerschaft in 
einem sechsspännigen k. k. Hofgala-Wagen der unterzeichnete Statt- 
halter. Eine Kavallerie-Abtheilung schloß den Zug. 

Die Kommission wurde im f. e. Palais am Fuße der Treppe von den 
Hausoffizieren und Beamten des Herrn Fürsterzbischofs empfangen, und 
in den zur Vorname der Installation vorbereiteten Saal geführt. 
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In diesem Saale, in welchem der Fensterseite gegenüber das lebens- 
große Bild Sr. k. u. k. apost. Majestät des Kaisers angebracht war, stand 
ein Tisch derart, daß auf der einen Seite desselben und zwar an der Wand 
unter dem oben bemerkten Bildnisse Sr. Majestät des Kaisers die 3 Arm- 
sessel für die l. fe. Kommissäre, und auf der anderen Seite des Tisches 
den obigen Sesseln gegenüber der Armstuhl für den Herrn Fürsterz-. 
bischof bereit stand. Rechts von diesem Tische in einer Entfernung von 
2 Schritten gegen die Seitenwand zu war ein kleinerer für den Regie- 
rungssekretär bestimmter Tisch mit einem Lehnsessel ohne Armlehne 
vorbereitet, auf beiden Tischen Schreibzeuge und silberne Leuchter 
mit Lichtern. 

In einer Fensterecke des Saales stand ein Tisch mit einer silbernen 
Tasse, worauf die Pectoralien des Erzbisthums sich befanden. 

Nachdem sich die Il. f. Kommissäre überzeugt hatten, daß auf dem 
für dieselben bestimmten Tische das Siegel des Erzbischofs, die Schlüssel 
und die Inventarien, ferner der Revers deponiert worden ist, und der 
Installationsakt ungehindert vorgenommen werden könne, wurde der 
k. k. Statthaltereisekretär Franz Freiherr von Krauß von dem ergebenst 
gefertigten Statthalter zu Seiner Fürstlichen Gnaden entsendet demselben 
zu melden, daß die l. f. Kommissäre bereit sind, die von Sr. k. u. k. Apost. 
Majestät A. g. anbefohlene Installation vorzunehmen, worauf der Herr 
Fürsterzbischof erwiderten, daß er zur Aufwartung bereit sei. 

Nun gingen die Unterzeichneten dem Herrn Fürsterzbischofe in 
das Nebenzimmer entgegen und führten ihn und zwar zur rechten Hand 
des unterzeichneten Statthalters in den gedachten Saal, in welchem sich 
die geistlichen und weltlichen Beamten, Hausoffiziere und die Diener- 
schaft des Herrn Fürsterzbischofes versammelt batten. 

Als sowol die I. f. Kommissäre als auch der Herr Fürsterzbischof 
die für dieselben bestimmten Plätze eingenommen, der Regierungs- 
sekretär und etwas zurück neben demselben der ad actum bestimmte 
Offizial an die für dieselben bestimmten Tische getreten, der Privat- 
sekretär des Fürsterzbischofs sich hinter denselben bestimmten Arm- 
stuhle, die Beamten und Diener aber in der Nähe des Einganges im 
Halbkreise aufgestellt hatten, wurde zum eigentlichen Installationsakte 
geschritten. 

Der unterzeichnete Statthalter hielt eine kurze Anrede an den 
Herrn Fürsterzbischof, in welcher er ihm den Zweck der Sendung der 
1. £. Kommissäre bekannt gab, die Ah. Erwartungen von dem Eifer des- 
selben in Erfüllung der mit dem hohen Amte verbundenen Verpflichtungen 
eröffnete und denselben aufforderte in Gemäßheit des erhaltenen höchsten 
Auftrages sich zur Erfüllung der in Verwaltung des bischöflichen Hirten- 
amtes als der erzbischöflichen Temporalien durch Ausstellung eines 
Reverses zu verbinden, 

Der Herr Fürsterzbischof las hierauf stehend den Revers ab, unter- 
fertigte die beiden Exemplare des Reverses sitzend, und ließ diesen Re- 
versen von denen ein Exemplar anliegend überreicht wird, durch seinen. 
Privatsekretär das Siegel beidrücken. 


16* 
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Der Herr Fürsterzbischof erhob sich sodann von seinem Sitze und 
drückte die Empfindungen des wärmsten Dankes und der unterthänigsten 
Ergebenheit für Seine k. k. Apost. Majestät den Kaiser, mit der Zu- 
sicherung der getreuesten Verwaltung seines Hirtenamtes aus, und be- 
tonte insbesondere, daß er die Staatsgesetze achte, und so wie es bisher 
sein Streben gewesen sei im Einvernehmen mit der Regierung die ihm 
obliegenden Pflichten zu erfüllen auch in seinem neuen Amte immer von 
demselben Streben beseelt sein werde, indem er der Überzeugung Aus- 
druck geben müße daß nur durch das Einverständniß der hohe Zweck. 
welchen Staat und Kirche verfolgen, erreichbar sei, 


Der unterzeichnete Statthalter erwiederte hierauf, er nehme diese 
Erklärung Sr. fürstlichen Gnaden mit wahrer Freude entgegen, werde 
hievon A. h. Orts die Mittheilung machen, und müsse auch seinerseits 
erklären, daß er die Anschauung Sr. fürstlichen Gnaden vollkommen 
theile, daß die Wohlfahrt und das Gedeihen des Staates am besten ge- 
fördert werden, wenn wie es in dieser Diözese auch bisher der Fall war, 
zwischen Regierung und Kirchenbehörden gegenseitiges volles Vertrauen 
und aufrichtiges Einvernehmen obwalte. 


Der Statthalter übergab sohin dem Herrn Fürsterzbischof das In- 
ventar, die Schlüssel und das Erzbischöfliche Siegel, welche derselbe 
zum Zeichen der Übergabe berührte. 


Die Inventarien wurden sohin von dem Herrn Fürsterzbischofe 
rechts, von den 1. f. Kommissären links, vom Statthaltereisekretäre 
unterschrieben, denselben von dem k. k. Offizialen ad actum das Siegel 
der Statthalterei, dann das Siegel des Erzbischofs von dessen Privatsekre- 
täre beigesetzt, und ein Exemplar der unterzeichneten Inventarien dem 
Herrn Fürsterzbischofe von dem Statthalter zur Aufbewahrung übergeben. 


Das zweite Exemplare des Inventars wird Eurer Excellenz er- 
gebenst beiliegend überreicht, das dritte Exemplare wurde der k. k.n. ö. 
Statthalterei zur Aufbewahrung bei den Akten übergeben. 


Nachdem die Beamten und Diener des Herrn Fürsterzbischofs dem- 
selben die Angelobung des Gehorsams mittelst Handkusses geleistet 
hatten, wurde der Herr Fürsterzbischof an den Tisch geführt, auf welchem 
die Pectoralien lagen und diese Pectoralien dem Herrn Fürsterzbischofe 
übergeben, womit der Installations-Akt beendet war. 


Nach abgestattetem Glückwunsche beurlaubten sich die 1. f. Kom- 
.missäre von dem Herrn Fürsterzbischofe, welcher zur linken Hand des 
gefertigten Statthalters tretend unter Vortritt der Dienerschaft und der 
Beamten die Kommissäre bis an die Treppe begleitete und daselbst 
stehen blieb bis die Kommissäre den ersten Absatz der Treppe erreicht 
hatten. 

Die Diener, Hausoffiziere und weltlichen Beamten geleiteten die 
Kommission hierauf bis zu den Wägen, worauf die Rückfahrt auf 
demselben Wege und in derselben Ordnung wie bei der Auffahrt 
erfolgte.“ 


m 5 ni m (iii. ende 
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A. Aus dem a. u. Vortrage des Ministers für Kultus und Unterricht Karl 
von Stremayr vom 16. März 1878, betreffend die Besetzung des er- 
ledigten bischöflichen Sitzes der Diözese Leitmeritz. 20306 ex 1877.) 


ne: Es sind aber noch einige andere in den Acten nicht her- 
Terzehobens Umstände, die bei der Besetzung des bischöflichen Sitzes 
der Leitmeritzer Diöcese in Betracht kommen. 


Bischof Wahala hat die Diöcese Leitmeritz durch zehn Jahre ge- 
leitet. Er war aus der Olmützer Erzdiöcese auf den bischöflichen Sitz 
von Leitmeritz berufen. Beim Antritte des Bisthums fand er in dem 
Leitmeritzer Cathedral-Capitel mehrere Domherrn von einseitiger natio- 
naler Richtung vor, an deren Beihilfe er bei der Verwaltung der ihm un- 
bekannten Diöcese gewiesen war und blieb. Daraus mag es sich zum 
Theile erklären, daß man ihm eine Vorliebe für die czechischen Elemente 
der Leitmeritzer Diöcese zur Last legte. Jedenfalls ist mir versichert 
worden, daß durch den Mangel an Energie, zu der sich der von Anderen 
geführte Bischof nicht aufzuraffen vermochte, die Disciplin unter dem 
überdies national gespaltenen Clerus der Diöcese gelitten hat und Manches 
zu wünschen übrig ließ. 


Ein anderer nicht zu unterschätzender Umstand liegt darin, daß in 
der Leitmeritzer Diöcese, und zwar insbesondere in Warnsdorf und Aussig 
der Alt-Katholiciamus in größerem Maße zutage getreten ist, und daß der 
künftige Bischof von Leitmeritz mit großer Umsicht wird vorzugehen 
haben, wenn die altkatholische Strömung nach und nach eingedämmt 
werden soll, zumal in Böhmen seit jeher eine Neigung zur Sectirerei vor- 
handen war und durch die heutigen Zustände daselbst Nahrung findet. 


Bei der angedeuteten Sachlage wird nicht zu verkennen sein, daß 
bei der Auswahl der Person des künftigen Bischofs von Leitmeritz große 
Vorsicht geboten sei. 


Unter den sechs, oben genannten Candidaten gebührt unstreitig, 
wenn man die geistige Begabung, Gelehrsamkeit, geistliche Geschäfts- 
kenntniß und Geschäftsegewandtheit im Auge hat, dem Prager Weih- 
bischofe Dr. Prucha ein hervorragender Platz, und wird es von allen 
Seiten anerkannt, daß Bischof Prucha die Befähigung zur Verwaltung 
des bischöflichen Amtes für sich hat. Dessenungeachtet hat schon im 
Jahre 1865 der damalige Staatsminister, Graf von Belcredi, Anstand ge- 
nommen, denselben Eurer Majestät zur allergnädigsten Ernennung für 
das Bisthum Leitmeritz zu empfehlen und habe auch ich mich im Jahre 
1875 außer Stand gesehen, den genannten Weihbischof für die Besetzung 
des bischöflichen Sitzes der Diöcese Königgrätz Eurer Majestät allerunter- 
thänigst in Vorschlag zu bringen. Ich erlaube mir die beiden betreffenden 
ellerunterthänigsten Vorträge in der Nebenlage ehrerbietigst zu reprodu- 
eiren. 


1) Aus dem Haus-, Hof- und Staatsarchiv, jetzt Staatsarchiv. 
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In dem zuletzt bezogenen allerunterthänigsten Vortrage findet sich 
auch der Domherr des Prager Metropolitan-Capitels, Karl Schwarz, 
besprochen und bemerkte der Statthalter, daß Schwarz einer von jenen 
der czechischen Opposition angehörigen Landtagsabgeordneten_ sei, 
welche nach Abgabe einer durchaus oppositionellen Erklärung wegen ihres 
Fernbleibens vom Landtage des Mandates verlustig erklärt wurden. 
| Der theologische Professor Dr. Franz Bauer, der unter den von dem 
Cardinal von Schwarzenberg nahmhaft gemachten Priestern erscheint, 
zählt erst 36 Alters- und 14 Priesterjahre; überdies gehört derselbe zur 
Erzdiözese Olmütz und ist erst im Jahre 1873 an die theologische Fakultät 
der Prager Universität versetzt worden. 

Was den Dechant von Hohenelbe, Wenzel Weber, betrifft, so rühmt 
der Statthalter das vorzügliche Wirken, welches dieser Dechant in der 
mühevollen Seelsorge des sehr bevölkerten, zumeist im hohen Gebirge 
gelegenen Pfarrsprengels Hohenelbe, insbesondere aber als Bezirksschul- 
inspektor bei der Förderung des Schulwegens entwickelt. Dessen beson- 
dere Verdienste um das Schulwesen haben Eure Majestät durch aller- 
gnädigste Verleihung des Ritterkreuzes des Franz-Josef-Ordens anzu- 
erkennen geruht. Das einzige Bedenken bezüglich dieses Dechantes 
liegt darin, daß derselbe von keinem Bischof genannt erscheint und Eure 
Majestät die Allerhöchste Willensmeinung auszusprechen geruht haben, 
bei der Besetzung eines Bisthums ohne Nöthigung nicht auf einen Priester 
zu greifen, der von keinem Bischofe nahmhaft gemacht worden ist. Zwar 
versichert der Statthalter, daß er über den Dechant Weber den Bischof 
von Königgrätz gefragt und dieser sich dahin geäußert habe, daß er den- 
selben mit Rücksicht auf seinen seelsorglichen Eifer und reinen Lebens- 
wandel zu den musterhaften und vorzüglichen Priestern seiner Diözese 
zähle. Es fällt aber auf, daß Bischof Hais dessenungeachtet in seiner 
Äußerung vom 25. November 1877 den mehrgenannten Dechant nicht 
jenen Priestern beigezählt habe, die er für die Leitung der Leitmeritzer 
Diöcese geeignet und würdig erkennt. 

. Es erübrigen nur noch zwei Priester, welche von den Bischöfen 
der Prager Kirchenprovinz bei dem gegenwärtigen Anlasse zur Spraobe 
gebracht erscheinen; der Praelatus Archidiaconus des Prager Metro- 
politan-Capitels, Albert Küffer Ritter von Asmannsvilla, und der Stu- 
diendirektor Professor Dr. Franz Laurin. 

Für den Ersteren spricht, daß er sich, wie der Bischof von König- 
grätz hervorhebt, in der Leitmeritzer Diözese, wo er als Pfarrer und Be- 
zirksvicar Jahre lang thätig war, des besten Andenkens und eines wohl- 
begründeten ausgezeichneten Rufes erfreut. Dasselbe versichert def 
Bischof von Budweis. Daß der Cardinal von Schwarzenberg denselben 
nicht genannt hat, dürfte darin seinen Grund haben, daß er seinem 
Generalvicar die vollkommene Kenntniß der böhmischen Sprache nicht 
zutraut. Indessen bezeugte der als geborener Czeche in dieser Frage 8* 
wiß competente Bischof von Königgrätz, daß der Prälat Küffer, wenn 
gleich der Geburt und Erziehung nach ein Deutscher, sich durch Umgang 
und Übung so viel Kenntniß der böhmischen Sprache erworben hat, daß 
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er in dieser Sprache selbst wird predigen können. Der Statthalter rühmt 
die vorzüglichen Eigenschaften Küfferr, den ehrenhaften Charakter 
<«lieses Prälaten, seine bisherige ausgezeichnete Thätigkeit und seine stets 
bewährte correcte regierungsfreundliche Haltung, wie auch die ihm zu 
Statten kommende, aus eigener Erfahrung geschöpfte Kenntniß der Ver- 
hältnisse der Leitmeritzer Diöcese. Die Besorgniß, daß der Generalvicar 
Küffer, da derselbe bereits im 64. Lebensjahre steht, vielleicht nicht mehr 
die zur Leitung der Leitmeritzer Diöcese erforderliche Thatkraft und 
Energie entwickeln werde, kann ich nach der Individualität dieses Prä- 
laten als ganz unbegründet bezeichnen. 

Hofkaplan und Professor Laurin überragt die oben genannten 
Priester vielleicht an theologischem, insbesondere an kirchenrechtlichem 
Wissen; er ist ein durch und durch correcter Mann von unbeugsamen 
Charakter, doch hatte er bisher nie Gelegenheit, seine gründlichen und. 
umfassenden litterarischen Kenntniße auf dem Gebiete der practischen 


, Seelsorge oder der kirchlichen Administration in Anwendung zu bringen. 


Dieses Bedenken, welches selbst Cardinal von Schwarzenberg in seiner 
Äußerung nicht unterdrücken konnte, fällt aber um so schwerer ins Ge- 
wicht, als gerade die bereits oben geschilderten eigenthümlichen Verhält- 
niße der Diöcese Leitmeritz einen in der Seelsorge und Administration 
praktisch erfahrenen Bischof unbedingt nöthig erscheinen lassen. Unter 
diesen Verhältnissen wäre die Bestellung Laurins zum Bischofe ein um so 
gefährlicheres Experiment, als das strenge und dabei verschlossene und 
unberechenbare Wesen Laurins keinen Schluß auf sein ferneres Verhalten 
gestattet. Der — bei aller Achtung seiner Überzeugungstreue und In-- 
tegrität sei es gesagt — irreconciliante Charakter Laurins trat schon auf 
dem einzigen Gebiete äußcrer practischer Thätigkeit, das er betrat, im 
Professoren-Collegium und Senate der Universität in einer Weise zu Tage, 
daß Laurin sich selbst veranlaßt sah, die nach dem Turnus auf ihn gefallene 
Wahl zum Decan abzulehnen. 

Laurin hat sich immerhin als ein strenger Director des Priester- 
bildungs-Institutes und als ein gelehrter Canonist und schneidiger Kämpe 
in literarischen Fehden bewährt. Würde er aber die Principien, welche 
ihn bisher in der Instituts-Direction mit Erfolg leiteten, die aber doch bis- 
weilen schon das Eingreifen einer mildernden Hand nöthig machten, au: 


“die Seelsorge und Geschäftsführung einer Diöcese wie Leitmeritz über- 


tragen, so müßte dies gar bald sehr bedenkliche Consequenzen nach sich 
ziehen, und sein starres Festhalten an canonistischem Legismus und an den 
Grundsätzen strengster Kirchlichkeit müßte in kürzester Zeit zu Con- 
flikten mit der Staatsgewalt führen. 

Bei dieser Sachlage bin ichaußer Stande, Eurer Majestät den Professor 
Laurin ungeachtet seiner vorzüglichen Eigenschaften zur Ernennung für 
den Bischofssitz Leitmeritz vorzuschlagen, während Küffer von Asmanns- 
villa, welchen Cardinal Schwarzenberg durch diefreie Wahl zum Domherrn 
und sonach zum Generalvicare in Prag das beste Zeugniß gegeben hat, alle 
Bürgschaften dafür gewährt, daß seine Wirksamkeit als Bischof der Leit- 
meritzer Diöcese eine für Staat und Kirche segensvolle sein wird... .“ 
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B. Allerunterthänigster Vortrag des Ministers für Cultus und Unterricht Dr. Karl 
von Stremayr vom 23. März 1878 mit der Bitte um Enthebung vom Amte.!) 
A. gn. Herr! 

„Mit der A.h. Entschl. v. heut. Tage haben E. M. den Prof. u. 
Direkt. d. höh. Priest.Bild.Inst. in Wien Th. Dr. Franz Laurin zum 
Bischofe von Leitmeritz a. gn. zu ernennen geruht. 

Zu meinem tiefsten Bedauern sehe ich im Bewußtsein der treuesten 
Hingebung an E.M. mich außer Stande, die Ausführung dieser a.h. 
Entschließung auf meine Verantwortung zu nehmen. Diese Ernennung 
erscheint mir ganz unvorgreiflich aber nach meiner tiefinnersten Über- 
zeugung als ein Bruch der seit 7 Jahren geübten, auf Herstellung des 
Friedens zwischen Kirche und Staat gerichteten Politik; sie wird schon 
in Folge des Rufes, den nun einmal die A. h. ernannte Persönlichkeit ob 
mit Recht od. Unrecht genießt, in der Diöcese L. als Brandfackel in dem 
Streite der religiösen und nationalen Parteien, sie wird in ganz Österreich 


als Ermunterung der Kämpfer für die absolute Kirchengewalt gegen die 


Rechte des Staates wirken; u. es wird keine Diöcese der Monarchie 
geben, in der nicht durch diese Ernennung den jugendlichen Heißspornen 
unter dem Clerus neuer Muth und frische Streitlust eingeflößt wird. 

Ich darf es nicht wagen E. M. treugehors. zu bitten, es von der in 
t. Ehrfurcht reproducirten A.h. Entschl. abkommen zu laßen; daher er- 
übrigt mir, eingedenk meiner beschwornen Dienstpflicht u. Verantwort- 
lichkeit für die Vollziehung d. A. h. Befehle nichts anderes, als E. M. die 
unterth. Bitte zu Füßen zu legen, daß E.M. mich von der Stelle des 
Ministers f. C. u. U. a. gn. zu entheben geruhen mögen.“ 


IV. 
Vorschlag des Fürstbischofes von Seckau Johannes Zwerger für die Besetzung 
der Bistümer Trient und Brixen im Jahre 1879.?) j 
Eure Fürsterzbischöfliche Gnaden! 


haben mir von ein Paar Tagen die Einladung des k. k. Statthalterei- 
Präsidiums von Innsbruck mündlich mitgetheilt, daß die Bischöfe der 
Salzburger Kirchenprovinz mit möglichster Beschleunigung Priester be- 


zeichnen möchten, welche nach allen Richtungen hin als geeignet anzu- ' 


sehen wären, Seiner kaiserl. u. königlich apostolischen Majestät für die 
fürstbischöflichen Sitze von Trient und Brixen empfohlen zu werden. 

Zuvörderst sei hier ausgesprochen, daß Sr. Majestät in der That 
der aufrichtigste Dank gebührt, wenn die zwei Sitze mit möglichster 
Beschleunigung mit geeigneten Männern besetzt werden. Die kirch- 
lichen, u. fast noch mehr die politischen Verhältnisse drängen zur Eile; 
in der Trienter Diözese besonders, weil dort die Bestrebungen der Italis- 


2) Nach dem Konzept im Min, f. K. u, U., Präsidial-Registratur. 


°) Ministerium f. Kultus u, Unterricht, Präsidial-Registratur, Beilagen 
zu 2. 381/C. U. M. vom Jahre 1879. 
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nissimi, welche gegen Österreich u. gegen die Kirche zugleich gerichtet 
sind, nicht mit Erfolg gehemmt werden können, wenn der dortige Kir- 
chenfürst nicht definitiv als Fürstbischof von Trient eingesetzt ist, u. den 
thatsächlich bewährten Ruf genießt, daß er ein unabhängiger Mann ist, 
welcher die österreichischen Interessen gerade aus Gewissenhaftigkeit 
im Hinblicke auf das vierte Gebot Gottes vertritt, u. welchem die Übel- 
gesinnten diese Pflichterfüllung nicht als Wohldienerei gegen die 
Regierung verlästern u. dadurch großentheils wirkungslos machen können. 
Wäre Bischof Johannes Haller schon gleich anfangs cum jure succes- 
sionis eingesetzt worden!), wie Se. Heiligkeit, Pius der Neunte dieß so 
lebhaft gewünscht hat, so hätte er dadurch die nothwendige Basis ge- 
habt, von welcher aus er auch in dieser Beziehung viel erfolgreicher hätte 
wirken können, weil die Gegner gewußt hätten, daß sie es mit ihrem 
eigenen Bischofe von Trient zu thun haben, u. weil sie nicht hätten sagen 
können: „Was geht uns der Bischof von Adra an? Adra liegt ja in 
Arabien!“?) 

Wer immer nun F. Bischof von Trient werden mag, der kommt 
unvermeidlich in eine sehr dornenvolle Lage; denn zu den allgemeinen 
Schwierigkeiten, die überall groß sind, kommen dort noch ganz eigene, 
und zwar nicht bloß solche, die sich aus der Gährung der zwei Nazio- 
nalitäten ergeben, u. weiters aus der Lage an der Reichsgränze 
mit den beständigen Wühlereien der „Italia irredenta‘“, sondern auch 
andere, an welche Niemand denkt, wer nicht durch eigene Anschauung 
sie kennt, u. zu deren allmähliger Beseitigung ein thatkräftiger Bischof 
sicher ein Vierteljahrhundert brauchen wird. 

Da ich in meiner Heimatsdiözese Trient als Professor der Theologie, 
als Mitglied des Domkapitels u. als Mitarbeiter mit dem Fürstbischofe 
die Verhältnisse u. Personen kennen gelernt habe, u. seit meiner Ver- 
setzung nach Graz fortwährend in brieflichem u. persönlichem Verkehre 
geblieben bin, so kann ich wohl mit ziemlicher Beruhigung daran gehen, 
in Nachstehenden mich auszusprechen, wie folgt: 

Es wird Niemand gefunden werden können, der dem bisherigen 
Bischof-Coadjutor von Trient, Johannes Haller, gleichgestellt 
oder vorgezogen werden könnte. Das war nicht blos die Überzeugung des 
sel. Fürstbischofes Benedict, sondern auch seines Generalvicare, Dr. Joh. 
Boghi, welcher ein treuer Priester, u., obgleich Italiener, doch ein vor- 
züglicher Österreicher war, wovon ich, an seiner Seite wirkend, besonders 
während des Krieges 1866, wo die italienischen Truppen nur mehr zwei 
Stunden von uns standen, u. in den darauf folgenden Jahren täglich neue 
Beweise gesehen habe. Mit seiner Kenntniß, die er als langjähriger Pro- 
fessor der Theologie u. als Generalvicar von der gesammten Geistlichkeit 
sowie von allen Verhältnissen hatte, sagte er mir seit 1870 (seit der 
Krankheit des Fürstbischofes Benedict) oftmals: „Der rechte Mann ist 


1) Hier eine eigenhändige Bleistiftbemerkung Kaiser Franz Josephs: 
„0 wäre das Unglück nicht mehr abzuwenden.“ 


®2) Bleistiftbemerkung des Kaisers: „lächerlich dumm.“ 
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nur der einzige Canonicus Haller; ich bitte, wirken Sie nach Möglichkeit 
mit, daß wir den Haller als Fürstbischof bekommen!‘“ — Er ist Bischof- 
Coadjutor geworden u. hat seit bald fünf Jahren die Erwartungen von 
ihm thatsächlich erfüllt!); u. daß er einige Dinge bisher noch nicht ordnen 
konnte, kommtizum Theile ausder Natur der Dingeselbst, die nur inlänge- 
rer Zeit geheilt werden können, zum großen Theile aber auch daher, weil 
widerstrebende Elemente ihn ‚‚den Bischof von Adra‘“‘ nennen konnten, 
das heißt, weil er das jus successionis nicht hatte. Hätte er dieses Recht 
gehabt, so wäre die in letzter Zeit künstlich und betrügerisch gegen ihn 
geschürte Agitation niemals entstanden, wie sie auch sogleich verschwinden 
wird, sobald er. zum Fürstbischofe ernannt wäre, u. die Agitatoren sehen, 
daß sie nun zu ihrem Ziele nicht mehr gelangen können. Übrigens hätte 
wohl Niemand in jenem Gränzlande mit gemischter Nazionalität seine 
bischöflichen Pflichten in den letzten fünf Jahren erfüllen können, ohne 
diesem oder jenem zu mißfallen; den er kann nicht und darf nicht einem 
Jeden zu Gefallen handeln, sondern nur so, wie es recht und möglich ist. 

Während nun Haller in vorzüglichem Grade geeignet ist, weiß ich 
sonst im Kapitel oder in einer anderen hervorragenden Stellung Keinen, 
wo nicht dieses oder jenes Bedenken entstehen dürfte. Hingegen wäre 
in der Stellung eines Spirituals im Priesterseminar in Brixen ein geeig- 
neter Mann, Dr. Joseph Walter. Er ist 44 Jahre alt; die Deutschen 
würden ihn gerne haben, die Italiener würden ihn wohl acceptiren, da er 
ein Neffe des jüngst verstorbenen Fürstbischofes Benedict ist. Er hätte 
die erforderlichen Eigenschaften, u. hat sich die italienische Sprache 
durch mehrjährigen Aufenthalt in Italien eigen gemacht. 

Ebenso geeignet würde Dr. Martin Innerhofer sein, Präfekt im 
Priesterseminar in Trient, 42 Jahre alt; allein ich wage:cs nicht, ihn wirk- 
fich vorzuschlagen?), weil er,bei vielen Italienern einer Antipathie 
begegnen würde, bei der er wenigstens anfangs eine geranme Zeit hindurch 
kaum mit Erfolg wirken könnte, zumal die Diözese zu zwei Dritteln aus 
Italienern besteht. 

Auch der Spiritual des Trientner Priesterseminars, Guidobald 
von Stefenelli, hätte die übrigen Eigenschaften sicher, u. ist auch, 
obgleich Italiener, ein verläßlich guter Österreicher. Allein seine physische 
Schwächlichkeit?) würde es ihm unmöglich?) machen, die mit der bischöf- 
lichen Amtsführung verbundenen Anstrengungen zu ertragen, welche in 
Tirol besonders auf den Visitazionsreisen größer sind als anderswo. 


Ich kann also für Trient mit voller Beruhigung nur vorschlagen: 

1° loco: Johannes Haller, bisheriger Bischof -Coadjutor, nun 
Capitel-Vicar von Trient, 

11° loco: Dr. Joseph Walter, Spiritual im Priesterseminar in Brixen; 


Dr. Martin Innerhofer, Präfekt im Priesterseminar in 
Trient, nur mit Hinweisung auf obiges Bedenken. 


—_- _ 


I) Hier ein Bleistift-Frazezeichen von der Hand des Kaisers. 
°) Diese Stellen sind vom Kaiser mit Blaustift unterstrichen. 
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Für Brixen ist die Auswahl insoferne leichter, als die Kenntniß 
beider Landessprachen in geringerem Grade nothwendig ist. 

' Der geeignetste Mann in jeder Beziehung befindet sich im Domkapitel 
selbst, u. ist gewiß derjenige, welchen dieeinstimmige Wahl der Capitulare 
als Capitel-Vicar mit der einstweiligen Verwaltung der Diözese betraut hat: 
Dr. Simon Aichner, Regens des Priesterseminars u. Domscholaster des 
Capitels. Zwar steht er schon im 63. Jahre, aber seit lange her in den 
verschiedenen Zweigen der bischöflichen Diözesanverwaltung als vorzüg- 
licher Arbeiter stehend, hätte er hierin nicht erst lernend u. mühsam zu 
beginnen, sondern nur das Langegewohnte fortzusetzen. Da er eine so 
stille, anspruchlose Natur ist, würde es ihm zwar schwer fallen, Fürst- 
bischof zu heißen; aber er wird so ausschließlich bei seiner Pflichterfül- 
lung bleiben, daß gerade durch sein Walten die Diözese am besten in der 
Kirchen- u. Kaisertreue wird erhalten werden; u. die ganze Diözese 
würde es Seiner Majestät aufrichtig danken, diese verborgene aber sehr 
kostbare Perle an die rechte Stelle gesetzt zu haben. 

Weiters muß ich den schon für Trient bezeichneten Dr. Joseph 
Walter auch hier für Brixen als ganz geeignet wiederum nennen. 

Ferners würde ohne Zweifel auch Dr. Joh. Katschthaler, Pro- 
fessor der Theologie an der Universität Innsbruck, 47 Jahre alt, als taug- 
lich zu benennen sein. 

Endlich meine ich noch den Decan Joh. Paul Rauch von Imst 
nenen zu sollen. Er steht im 55. Lebensjahre. 

Demnach würde sich der Vorschlag für Brixen in folgender Weise 
gestalten: 


I® loco: Dr. Simon Aichner, Capitel-Vicar von Brixen, 
II® 1oco: Dr. Joseph Walter, Spiritual in Seminar Brixen, 
III® loco: Dr. Joh. Katschthaler, Professor in Insbruck, 
IV® loco: Joh. Paul Rauch, Decan von Imst, 


jedoch mit dem ausdrücklichen Beisatze: sollte Bischof Johannes 
Haller, Capitel-Vicar von Trient, aus was immer für einem Grunde nicht 
zum Fürstbischofe von Trient ernannt werden, so würde ich ihn für Brixen 
primo loco setzen, nämlich 

Haller, 

Aichner, 

Walter, 

Katschthaler, 

Rauch. 


Hiebei könnte es auifallen, daß ich zwei Namen unerwähnt lasse: 
Dr. Della Bona, Weihbischof von Salzburg, u. Johann von Leiß, Decan 
von Innsbruck. Beide haben das Gemeinsame, daß sie sehr liebenswürdige 
Herren sind, was ich auch gegen mich persönlich ihnen insbesondere 
nachzurühmen habe. Dennoch aber kann ich dieselben nach reifem Vor- 
bedachte nicht in Vorschlag bringen. Denn: Weihbischof Della Bona 
scheint niemals von fester Constitution gewesen zu sein; zudem steht er 
am 66. Lebensjahre, wo die physischen Kräfte bedeutend abnehmen u. im 
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Falle einer Krankheit nicht mehr zurückkehren. In den beiden Tiroler 
Diözesen aber bedarf es wegen der überaus schwierigen Gebirgslage zur 
bischöflichen Amteverwaltung, besonders auf den Visitationsreisen ein 
bedeutend höheres Maß von physischen Kräften, als in den übrigen 
Diözesen des Reiches. Der Mangel an ausreichenden Kräften muß aber 
bei einem Manne von 66 Jahren fortan größer werden. — Noch wichtiger 
ist, daß Della Bona sich in Tirol keiner sympathischen Aufnahme erfreuen 
würde. Auch das Beste würde ihm nicht gut ausgelegt werden und so 
wäre eine ersprießliche Amtswirksamkeit kaum vorauszusehen. Ich 
fühle es vollkommen, daß dieß ein hartes Wort ist, aber es entspricht 
wirklich der Wahrheit, u. ich spreche es nur deßhalb aus, weil ich es als 
meine strenge Pflicht gegen Gott u. Kaiser betrachte, es einfach u. offen 
auszusprechen. Seit vielen Jahren schon, wo Della Bona Schulrath in 
Tirol war, besteht im Lande eine Antipathie, obgleich er liebenswürdig 
und freundlich war u. ist. Von dort an habe ich bei jeder Gelegenheit 
beobachten können, daß jene Antipathie jedesmal entschieden dagegen 
reagierte, so oft Della Bona als möglicher Bisthumscandidat für Trient 
oder Brixen genannt wurde, was um so öfter geschah, als dieKrankheit des 
Fürstbischofes von Trient seit mehr als neun Jahren beständig die baldige 
Erledigung seines Sitzes eröffnet ließ. Und es wäre doch eine gar zu 
bittereLage, einerseits über dasMaß der physischen Kräfte hinaus arbeiten 
zu müssen, u. anderseits dennoch keine Anerkenung finden zu können. 

Und was den Decan Johann von Leiß betrifft, ist es notorisch!), 
daß er an solchen Apprehensionen leidet, die es ihm schon seit Jahren 
unmöglich machen, ein Hohamt zu halten; also würde es ihm noch 
weniger möglich sein, die viel größeren, oft fünf bis sieben Stunden lang 
dauernden Pontifikalfunctionen halten zu können; u. dieß sind gerade 
diejenigen, in welchen er durch keinen andern Priester supplirt werden 
könnte. Bei einer solchen, seit Jahren bestehenden Unfähigkeit, welche 
beieinem Manne von 58 Jahren mit der Zeit nicht besser sondernschlimmer 
wird, kann man doch gewiß nicht daran denken, schon aus diesem Grunde 
allein nicht, ihm das bischöfliche Amt aufzulasten. 

Nach all dembin ich überzeugt, daß Eure Fürsterzbischöfliche Gnaden 
sich vor Gottu.der Kirche, vor Sr. kaiserl.Majestät, u. vordemVolkeu.Lande 
Tirol wohlverdient machen werden, wenn Hochdieselben nach Möglichkeit. 
dahin wirken, daß Se. Majestät für Trient den Bischof Johannes Haller, 
u. für Brixen den Canonicus Simon Aichner zu ernennen geruhen. 


Mit besonderer Verehrung und Hochachtung bin ich 


Eurer Fürsterzbischöflichen Gnaden 
ergebenster Suffragan 


Graz 27. April 1879. Johannes Zwerger 
| Fürstbischof von Seckau. 


E) Hier ein Ausrufungszeichen mit Blaustift von der Hand des Kaisers. 
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V.*) 
Primatus Petri. 


Eine philologisch - historische Untersuchung 
über die Ursprünge der Primatslehre. 


Von 


Herrn Professor Dr. Erich Caspar 
in Königsberg. 


„Tu es Petrus et super hanc petram aedificabo ecclesiam 
meam et portae inferi non praevalebunt adversus eam. Et tibi 
dabo claves regni coelorum. Et quodcunque ligaveris super 
ierram, erit ligatum et in coelis, et quodcunque solveris super 
terram, erit solutum et in coelis.‘“ Diese Worte des Matthäus- 
evangeliums c. 16, 18. 19 sind das Thema einer unabseh- 
baren Literatur zur Primatsfrage durch die Jahrhunderte hin 
bis auf unsere Tage.!) Aus der neueren wissenschaftlichen 
Diskussion haben sich vor allem zwei Probleme heraus- 
gestaltet, das textkritisch-exegetische Problem: Echtheit als 
Herrenwort und ursprüngliche Bedeutung?), und das 
historische Problem: Verwertung zur Begründung des 
Primatsanspruchs durch die römischen Bischöfe. Das 
erstere Problem steht an Eigengewicht und Wesensfülle 
gewiß voran, und das letztere ist daher fast immer nur 
daneben in zweiter Linie behandelt worden; und doch 
verdient es einmal eine isolierte Behandlung nach den 
Gesetzen philologisch -historischer Methode: die Über- 
schattung dieses ‚Neben‘‘problems durch das Hauptproblem 
hat verhindert, daß die spezifisch historische Frage- 
stellung, wann, wo und an welcher Stelle des historisch 


1) Vgl. etwa zuletzt die Schriften von J. Schnitzer, Hat Jesus das 
Papsttum gestiftet? Eine dogmengeschichtliche Untersuchung, 1910; 
Tillmann, Jesus und das Papsttum. Eine Antwort auf die Frage: 
Hat Jesus das Papsttum gestiftet? 1910; J. Schnitzer, Das Papsttum 
eine Stiftung Jesu? 1910. 

?) Die neueste Literatur hierüber siehe unten S. 330 A.2. 

*) Die Abhandlung erscheint gleichzeitig als Buchausgabe im Verlag 
von Hermann Böhlaus Nachfolger, Weimar. 
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erkennbaren Entwicklungsprozesses eines Primats des rö 
mischen Bischofs das Matthäuswort in den Quellen 
auftaucht, klar herausgestellt und für das Gesamtproblen 
fruchtbar gemacht worden ist. Weil die wissenschaftliche 
Diskussion bisher fast ausschließlich den Theologen der 
verschiedenen Lager überlassen wurde, hat man die Quellen 
unter der Fragestellung nach Recht oder Unrecht de 
römischen Primatsanspruchs immer auf Beweise oder auf 
Gegenargumente e silentio hin durchsucht und dabei 
häufig mehr in ihnen finden wollen, als sie herzugeben 
vermögen, anderes aber darüber vernachlässigt. 


I. 


Ein faktischer Vorrang!) der römischen Kirche in dem 
Liebesbund aller christlichen Gemeinden ist bereits ım 
2. Jahrhundert anerkannt. Ignatius nennt sie rgoxadnuem 
ns dyanıns, Irenaeus spricht ihr eine potentior princıpalkas 
(ixavorloa addevria?) zu, weil sie mazima et antıquissima 
et omnibus cognita, a gloriosissimis duobus apostolis Petro & 
Paulo fundata et constituta sei; mit ihr müsse jede einzelne 
Kirche übereinstimmen (convenire).) Aus diesen und 
ähnlichen Schriftstellerzeugnissen läßt sich keine begriffliche 
Definition des primatus Petri gewinnen, und noch weniger 
geht es an, über den ausgebildeten Primat der späteren Zeit, 
die dreifache potestas magisterii, ordinis, iurisdietionis?) auf 
Grunddieser Quellenstellen, seiespositiv, seiesnegativ, etwas 
bündig Beweisendes auszusagen, so oft man es auch versucht 
hat. Denn einerseits findet sich von einer auf Matth. 


ı) Harnack, Dogmengeschichte* I, 8.489 unterscheidet einen 
„faktischen Primat‘‘ der römischen Gemeinde von dem ‚rechtlichen 
Primat“ für die Person des römischen Bischofs. Man wird aber guttun. 
nur in letzterem Fall von Primat zu sprechen, weil dieser Begriff eben für 
die aus Matth. 16, 18. 19 erschlossene Stellung des Petrus im Kreise der 
Apostel und des römischen Bischofs als Nachfolgers Petri geprägt worden 
ist (siehe unten $.298 ff), und den älteren Vorrangsanspruch der römische? 
Kirche auch terminologisch noch klarer davon zu unterscheiden. 

2) Es genügt hierfür, auf die Zusammenfassung bei Harnack |. 
S.485f. hinzuweisen, ohne auf die zahlreichen kontroversen Interpf- 
tationen dieser Quellenstellen einzugehen. 

3) Vgl. Sägmüller, Lehrb. d. kath. Kirchenrechts? I S. 28. 


Primatus Petri. 255 


16, 18 begründeten, als primatus bezeichneten Vorrang- 
stellung des Petrus in diesen Quellen des 2. Jahrhunderts 
keine Spur, andererseits widerlegt diese Feststellung nicht 
die Überzeugung derjenigen, welche Matth. 16, 18 als ein 
Herrenwort ansehen und in der Primatstellung der römischen 
Nachfolger Petri eine gottgewollte Institution erblicken, 
die lediglich erst allmählich zur Entfaltung gekommen sei. 


1. Wann taucht Matth. 16, 18. 19 in den Diskussionen 
über den römischen Primat auf? Die Antwort, welche 
Harnacks Autorität zu bis heute weitgehender Anerken- 
nung gebracht hat, lautet: Der römische Bischof Kallist, 
um 220 n.Chr. ist es gewesen, der zum ersten Mal Matth. 
16, 18. 19 ‚in besonderer Weise auf sich als Nachfolger Petri 
und römischen Bischof bezogen hat“.!) 

Quellengrundlage für diese These ist die berühmte 
Polemik Tertullians in seiner montanistischen Schrift 
De pudicitia, wo es in c. 21 heißt?): Exhibe igitur et nunc 
mihi, apostolice, prophetica exempla, ut agnoscam divinitatem, 
et vindica tibi deliciorum eiusmodi remittendorum potestaten. 
Quod si disciplinae solius officia sortitus es, nec imperio 
praesidere, sed minisierio, quis aut quantus es indulgere, 
qus neque prophetam nec apostolum exhibens cares ea virtute, 
cusus est indulgere. Sed habet, inquis, potestatem ecclesia 
delicta donandi. Hoc ego magis et agnosco et dispono, qui 
ipsum paracletum ın prophetis novis habeo dicentem: “potest 
ecclessa donare delictum, sed non faciıam, ne et alia delin- 
quant .... De tua nunc sententia quaero, unde hoc ius 
ecclesiae ursurpes. Si quia dixerit Petro Dominus: “super 
hanc petram aedificabo ecclesiam meam, tibs dedi clavis regn: 
caelestis, vel quaecumque alligaveris vel solveris in terra, 
erunt alligata vel soluta in caelis’ (Matth. 16, 18. 19), tdeirco 
praesumis et ad te derivasse solvendi et alligandi potestatem, 


I) So in seinem Aufsatz: Die Entstehung des Papsttums (Aus 
Wissenschaft und Leben I 1911) S. 216 und anderwärts, ferner Preuschen 
in Zeitschr. f. neutestamentl. Wiss. XI (1910) S. 157f. und Dell, ibid. XV 
(1914) S.9; vgl. auch die Zusammenstellung bei Koch, Kallist und 
Tertullian, Heidelberg. Sitz.-Ber. 1919, Nr. 22, S.86 A.2. | 

:) Ed. Preuschen (Samml. ausgew. kirchen- und ee 
Quellenschr., herausgeg. v. Krüger) 1891. S. 70f. 
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id est ad omnem ecclesiam Petri propingquam, qualıs es evertens 
atque commutans manifestam Domini intentionem personaliter 
hoc Petro conferentem? “Super te’, inquit, “aedificabo ecclesiam 
meam’ et ‘dabo tibi claves’, non ecclesiae, et "quaecumque 
solveris vel alligaveris’, non quae solverint vel alligaverint. 
Sic enim et exitus docet. In ipso ecclesia extructa est, id est per 
ipsum, ipse clavem imbuit etc. 

Die neuere kirchengeschichtliche Forschung hat sich 
darum bemüht, aus dieser Polemik Tertullians einen 
Text möglichst im Wortlaut zu rekonstruieren, gegen den sich 
der Autor wendet. Das gegenwärtig vorliegende Resultat 
dieser Bemühungen ist eine ungeheure Zersplitterung der 
Meinungen. Bald soll der Text Teil einer großen ‚Ablaß- 
bulle“ Kallists sein!), bald soll er aus einem Traktat stam- 
men, welcher das eingangs seiner Schrift von Tertullian 
angezogene Bußedikt des pontifex mazimus quod est epi- 
scopus episcoporum?) begleitete, und als dessen Verfasser von 
den einen Kallist selbst?), von den anderen ein Bischof von 
Karthago ?) angesehen wird. 

Einig sind nur alle diese Autoren in der Ansicht, 


!) So Rolffs, Das Indulgenzedikt des römischen Bischofs Kallist, 
in: Texte u. Untersuch. zur Gesch. d. altchristl. Literatur XI, H. 3 (1893), 
S. 89, vgl. die Rekonstruktion S. 103f. 

*) Vgl. über diese Titulatur unten S. 266. 

3) So Harnack, Die Lehre von der Seligkeit allein durch den 
Glauben, in: Zeitschr. f. Theol. u. Kirche I (1891), S. 119 A. 1, der es noch 
offen ließ, ob „Kallist selbst sein Edikt aus der Hl. Schrift und der Sache 
begründet hat, oder daß andere mit seiner Approbation in seinem Sinne 
über dasselbe geschrieben haben, oder daß beides der Fall war‘. Ähnlich 
Nöldechen in Theol. Studien u. Kritiken LXI, 1 (1888), S. 341 („daß 
neben dem Edikt Kampfschriften ausgingen, die für dasselbe sich in dessen 
Verteidigung auslegten“) und H. Koch, Kallist und Tertullian, 1. c. 
8.69 („Verschiedene Begründungen mögen mit dem Edikt aus Rom 
gekommen sein, andere aus kirchlichen Kreisen Afrikas stammen“). 

“) So Esser (nach mehrfachem Wandel seiner Ansichten in Auf- 
sätzen in: Katholik LXX XII, 2 (1902), LXX XVII, 2 (1907), LXXXVII, 
1 (1908), worüber vgl. Kochl. c. S. 3ff.) in seiner Schrift: Der Adressat der 
Schrift Tertullians De pudicitia und der Verfasser des römischen BuB- 
edikts (1914), und Adam, Das sogenannte Bußedikt des Papstes Kallistus 
(1917), der noch über Esser hinaus leugnete, daß neben der Debatte 
Tertullians mit einem karthagischen Gegner ein Bußerlaß Kallists be- 
kämpft werde und überhaupt ergangen sei. 
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daß Tertullian hier einen fremden Text reproduziere. 
Zurückhaltend äußerte sich zwar noch Preuschen!): „Es 
ist nicht ganz sicher, ob Kallist das Argument wirklich in 
dieser Form vorgebracht hat. Denn die Worte ‚etwa weil der 
Herr zu Petrus gesagt hat‘ usw. lassen die Möglichkeit zu, 
daß Tertullian sich diesen Einwand selbst macht.‘‘?) 
Dann aber glaubte Rolffs Gewißheit schaffen zu können 
durch eine Verbesserung der Interpunktion und syntaktischen 
Gliederung gegenüber den älteren Tertullian-Ausgaben. 
Während diese den Satz hinter propinguam mit einem 
Fragezeichen schlossen, wies er darauf hin, daß si quia ... 
praesumis ein regelrechter Konditionalsatz und die vordere 
Hälfte eines mit qualis es fortgehenden einheitlichen Satzes 
sei.®) Er übersetzte: ‚wenn du, weil der Herr dem Petrus 
gesagt habe — deshalb behauptest — ja, wer bist du denn ?“ 
und fuhr fort: ‚schon daraus, daß Tertullian schreibt: 
quia reliquerit‘), also die indirekte Rede gebraucht, 
läßt sich entnehmen, daß er Worte Kallists referierend 
mitteilt. Deutlicher wird dies noch durch die Wendung 
ad te derivasse solvendi et alligandi potestatem, id est ad omnem 
ecclesiam Petri propinquam. Das id est in der indirekten 


1) Tertullians Schriften De poenitentia und De pudicitia (Diss. 
Gießen 1890) S. 39. 

2) In seine gegenüber Rolffs viel vorsichtigere „Rekonstruktion“ 
des Kallisterlasses hat Preuschen $. 49 nur den Satz Habet potestatem 
ecclesia delicta donandi, nicht aber die folgende Erörterung über Matth. 16, 
18. 19 aufgenommen. 

3) ].c. S.55 A.1. Die „unerträgliche Härte‘, die Rolffs in dem 
Fragesatz erblickte, besteht freilich auch so — Einschub des quia-Satzes 
direkt hinter si und Wiederaufnahme durch idcirco im Rahmen desselben 
Satzes —, aber sie ist allerdings tertullianisch, vgl. De praescer. c. 10, 6: 
Ceterum si quia et alia tanta ab aliie sunt instituta, propterea in tantum 
quaerere debemus, in quantum possumus invenire, semper quaeremus et 
nunquam omnino credemus. Die neue Interpunktion, und zugleich mit ihr 
auch die Schlußfolgerung, daß ein fremder Text referierend von Tertullian 
wiedergegeben werde, ist allgemein akzeptiert worden; vgl. die neue 
Edition von De pudicitia durch Rauschen (Florileg. patrist. X, 1916) 
8.94 und die Übersetzung von Esser (Bibl. d. Kirchenväter, Tertullian 
II, 1915, S. 465 A. 2). Vgl. auch Esser, Katholik 1902 II S. 193 A. 1 und 
sonst, Koch, Kallist und Tertullian l.c. S.91 A.2. 

4) So! Soll heißen dizerst. 
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Rede wäre gar nicht zu verstehen, wenn Tertullian den 
Satz frei gebildet hätte. Man sieht auch gar nicht ein, 
wie er dazu gekommen sein sollte, das te mit id est zu um- 
schreiben, was nur eine Abschwächung seiner Polemik 
bedeutet.‘ Rolffs’ Ansicht war vielmehr, daß Tertullian 
das ad te selbst eingesetzt habe: „er muß hinzufügen: 
td est ad omnem ecclesiam Petri propinquam, weil dies durch 
die Form, wie Kallist Matth. 16, 18. 19 auf sich bezogen 
hatte, gefordert war ... (Seine Worte) könnten dann etwa 
gelautet haben: ‚quia dizit Petro Dominus: super ham 
pelram aedificabo ecclesiam meam, tibi dedi claves rem 
caelestis etc., derivavıt solvendi et alligandı potestas ad omnem 


cc 


ecclesiam Petri propinquam‘. 

Die erhoffte Gewißheit hat diese syntaktische Besserung 
jedoch nicht gebracht, und mit seiner Textrekonstruktion 
insbesondere hat Rolffs wenig Beifall gefunden. In der 
Tat macht der Satz ad te derivasse, id est ad omnem ecclesiam 
Petri propinguam seine These von der Wiedergabe eines 
fremden Textes in indirekter Rede keineswegs ‚‚deutlicher“, 
sondern er bereitet ihr im Gegenteil die allergrößte Schwierig- 
keit. Rolffs selbst hat sie nur durch gewaltsame Eskamo- 
tierung!) von ad te umgangen, aber nicht überwunden. 
Seine Argumentation ist vielmehr umzukehren: da td est als 
Element der indirekten Rede, d. h. Wiedergabe eines fremden 
Textes, gar nicht zu verstehen ist, so hat Tertullian zum 
mindesten an dieser Stelle den Satz frei gebildet.2) Ist nun, 


1) Diesen Ausdruck gebraucht Esser in: Katholik 1902 II S. 209 
mit Recht im Rahmen einer Widerlegung der Rolffsschen Interpretation, 
vgl. unten S. 263 A.3. 

2) Esser l.c. S. 210 stellte, ohne an der Grundansicht von Rolffs, 
daß Tertullian einen fremden Text referierend mitteile, zu rütteln, wenig- 
stens fest, daß „nach der Form des Referats die Annahme eher berechtigt 
(wäre), daß Tertullian diesen Zusatz (td est etc.) frei gebildet hätte, als jene, 
daß er den Vordersatz hinzugefügt habe‘; im übrigen bemerkte er (l. c. 
Anm. 1): „Wahrscheinlicher ist es, daß Tertullian die genaue Wortform 
oder besser gesagt die genaue Verbindung, in welcher die beiden Satzteile 
zueinander standen, nicht wiedergibt. Die kurze Aneinanderreihung 
zweier voneinander abhängiger Gedanken durch id est entspricht gauz 
der Eigenart seiner Schriftstellerei.‘‘ Die Schwierigkeit, welche id est der 
Rekonstruktion bereitet, ist also richtig erkannt. 
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so lautet die weitere Frage, das gleiche durch den Konjunktiv 
quia dicerit im vorangehenden Satze wirklich ausgeschlossen ? 
Muß er als ‚indirekte Rede“ in dem Sinne interpretiert 
werden, daß ein gegnerischer Text ‚referierend mitgeteilt‘ 
wird? Grammatisch nötigt nichts dazu: der Konjunktiv ist 
ebenso am Platze, wenn es sich um Einführung eines 
möglichen, d.h. von Tertullian fingierten gegnerischen 
Arguments handelt. 

Eine solche polemische Taktik ist nun bei Tertullian, ins- 
besondere in De pudicitia, sehr beliebt. Schon Preuschen!) 
hatte darauf hingewiesen, daß Tertullian ‚nicht selten“ 
selbst Einwürfe macht, die er scheinbar dem Gegner in den 
Mund legt, die aber tatsächlich nicht erhoben worden sind. 
Das Beispiel, das er heranzog, bildet in der Tat eine interes- 
sante Parallele zu c. 21; es steht in c. 182): Sed haec, inquit, 
ad interdictionem pertinebunt omnis impudicitiae ... Seque- 
batur et hoc psychicos sapere, et ideo reservavimus husc loco ... 
Nam et in proverbiis Salomonis ... "moechus autem’, inquit, 
‘per indigentiam sensuum etc. (Prov. 6, 32—36). Hoc si de 
eihnico putaveris dietum, certe de fidelibus iam audisti 
(folgen Bibelstellen). Quid si et hic respondere concıpias, 
adımi quidem peccatoribus vel maxime carne pollutis com- 
municationem, sed ad praesens, restituendam scilicet ex 
paenitentiae ambitu secundum sıllam clementiam Dei, quae 
mavult peccatoris paenitentiam quam mortem? Hoc enim 
Jundamentum opinionis vestrae usquequaque pulsandum est. 
Harnack?) charakterisierte diese Ausführungen als ‚eine 
ganz geschlossene Vorstellung ..., mittels welcher die 
Gegner der Rigoristen in Rom und Karthago eine Neu- 
ordnung der Bußdisziplin zu begründen unternehmen“; 
aber Rolffs*) erwiderte mit Recht: ‚‚Diese Argumente sind 
Einwände auf die Widerlegungen Tertullians, die dieser sich 
selbst macht; sie sind deutlich auf die von ihm beigebrachten 
Beweise. . . zugeschnitten (schon haec, hoc, hic deuten dasan) 
.... der dritte Einwand wird schon durch die Worte... 
Quid si et hic respondere concipias als fingiert, als möglich 


1) 1.c. 8.20. 2) Ed. Preuschen S. 60. 
3) Zeitschr. f. Theol. u. Kirchel 8. 119. 4%) l.c. S. 87. 
17* 
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gekennzeichnet ... Es handelt sich hier also nicht um 
wirkliche Argumente der Gegner, sondern um fingierte 
Einwände Tertullians, durch welche er seine Darlegung 
geschickt und lebendig weiterführt.‘“ Das gleiche Verfahren 
Tertullians enthüllte Rolffs!) selbst auch bei De pud. c. 6: 
‚(Es) wendet sich an Kallist persönlich, wie aus den An- 
fangsworten hervorgeht (Plane, si ostendas etc.), und 
Tertullian fordert darin den biblischen Beweis dafür, 
daß das milde Verfahren Kallists gegen die Fleisches- 
sünder ohne Inkonsequenz auf diese beschränkt bleiben 
könne ... Bevor er aber in die Erörterung darüber eintritt, 
steckt er den Kampfplatz ab, indem er eine Berufung auf 
alttestamentliche Stellen prinzipiell abweist (Praescrsbam 
tibi formam, necesse est, ne ad velera manum emittas). Es 
fragt sich: hat Kallist schon alttestamentliche Stellen benutzt, 
oder will ihm Tertullian nur eine mögliche Ausflucht ab- 
schneiden? .... Aus den weiteren Ausführungen geht hervor, 
daß Kallist zur Rechtfertigung seiner Praxis konkrete 
Beispiele nicht herbeigezogen hat; denn der Satz: Ceterum 
8? qua vobis exempla in sinu plaudent, non opponentur huic 
quam defendimus disciplinae, schließt dies bestimmt aus; 
außerdem werden im folgenden diejenigen Fälle, auf welche 
Kallist sich etwa beziehen könnte, genannt, und zwar in 
einer Weise, die deutlich zeigt, daß er es nicht getan hat. 
Also einzelne Personen aus dem A.T..... hat Kallist nicht 
aufgeführt, Tertullian will ihm diese Möglichkeit nur für die 
Zukunft abschneiden.“ Noch ein drittes Beispiel möge 
folgen. In cap. 3?) heißt es: Sed prius decidam inter- 
cedeniem ex diverso responsionem ad eam paenitentiae 
speciem, quam cum mazxime definivi venia carere. Si enim, 
snquiunt, aliqua paenilentia carel venia, iam nec in tolum 
agenda tibi est. Rolffs?) bemerkte dazu: ‚Den Grundsatz, 
gegen den sich dieser Einwand richtet, hat Tertullian selbst 
c. 2 ausgesprochen: alia (scil. paenitentia) erit quae veniam 
consequi possit, in delicto scilicet remissibili, alia quae consequ! 
nullo modo possit, in delicto scilicet inremissibili. Der Ein- 
wand selbst wird als responsio ex diverso bezeichnet, deren 


Y) 1.c. 8.66. 2) Ed. Preuschen S. 24. 3) |.c. S. 66. 
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Widerlegung notwendig ist, da sie den Gang seiner Beweis: 
führung unterbricht. Diese responstio wird also auch erst 
durch seine Beweisführung hervorgerufen sein. Wenn es 
daher auch nicht ganz ausgeschlossen ist, daß die Gegner der 
Montanisten den Einwand in dieser Form gemacht haben, 
so ist es doch wahrscheinlicher, daß Tertullian denselben von 
den Voraussetzungen seiner Gegner aus selbst so formuliert.‘“ 

Die Ähnlichkeit der syntaktischen Gliederung zwischen 
diesen Stellen und der Periode in c. 21 ist unverkennbar. 
Mit sed anhebend wird eine These der Gegner hingestellt; 
daß sie mit inguit, inquis eingeführt wird, ist dort kein 
Beweis für wirkliches Zitat und kann es deshalb auch hier 
nicht sein. Dann folgen in Konditionalform (hoc si putaveris, 
quid si respondere concipias, si ostendas) konjunktivisch 
eingeführte biblische Argumente der Gegner; wenn sie dort 
fingierte, von Tertullian selbst formulierte Einwürfe sind, 
so ist es nicht nur möglich, daß das gleiche auch in c. 21 der 
Fall ist, wie Preuschen sagte, sondern es ist wahrscheinlich. 

Was ihn veranlaßte, diese Möglichkeit abzulehnen, 
war die Erwägung, daß ‚man in Rom auf ähnliche Weise 
argumentiert haben müsse‘. Es ist mit anderen Worten die 
aus der Entwicklung der Folgezeit rückwirkende Suggestion, 
daß Matth. 16, 18. 19 ein spezifisch römisches Argument 
ist. Nun hat aber Adam bereits trefiend dargelegt!), daß 
Matth. 16, 18.19 in De pudicitia gar nicht im Sinn der 
späteren römischen Interpretation, nämlich als Begrün- 
dung eines Primats Petri (aus v. 18), sondern lediglich als 
Begründung der amtsbischöflichen Binde- und Lösegewalt 
(aus v. 19) verwertet wird: ‚„(Der)?) Beweisgang ist einfach: 
auf Petrus ist nach dem Wort des Herrn die Kirche erbaut. 
Petrus hat nun aber die Schlüsselgewalt, idcirco besitzt sie 
jeder Bischof, der mit Petrus in Verbindung steht.‘ Gegen 
diese These kämpft Tertullian®) an:. die Schlüsselgewalt sei 
Petrus nur personaliter übertragen, und die eeclesia, die auf 
ihn gebaut sei, sei nicht numerus episcoporum, die Bischofs- 


1) Cyprians Kommentar zu Matth. 16, 18.19 II. Der Kommentar 
der übrigen afrikanischen Theologie, Sunae Theol. De XCIV 
(1912) S. 203. 

2) l.c. 8.2091. ®) De pudicitia c. 21. 
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kirche, sondern proprie et principaliter ipse est spirstus, 
die montanistische Kirche der Geistträger, und nur von ihr 
gelte das Habet potestatem ecclesia delicta donandi. Ist es nun 
notwendig, wie Adam gleich allen anderen Forschern an- 
nimmt, daß diese Polemik sich gegen eine Tertullian wirk- 
lich in einem katholischen Traktat entgegengestellte These!) 
wendet? Adam selbst hat aus den übrigen Schriften Ter- 
tullians die Stellen gesammelt?), an denen jener Matth. 16, 
18. 19 zitiert, und hat festgestellt, daß auch für Tertullian 
Petrus typischer Repräsentant der ecclesia ist. (De monogam. 
c. 8: Peirum solum invenio maritum, per socrum; monogamum 
praesumo per ecclesisam, quae super illum aedificata 
omnem gradum ordinis sur de monogamis erat collocatura) ; 
auch er sagt, daß Petrus seine Schlüsselgewalt der Kirche 
hinterlassen habe (Scorpiace c. 10: Nam etsi adhuc clausum 
putas caelum, memento claves eius hic Dominum Petro et per 
eum ecclesiae reliquisse).. Der strittige Punkt in De 
pudicitia ist also lediglich, was unter ecclesta zu ver- 
stehen sei. Tertullian selbst ist in dieser Frage in der 
früheren Zeit, ehe er De pudicitia schrieb, nicht eindeutig; 
denn Demonogam. c. 8exemplifiziert aufomnisgradus ordinis, 
also die Hierarchie der Kleriker, für welche, als dieecclesia, 
Petrus das Muster darstelle, was nicht allzuweit von der in 
De pudicitia bekämpften Ansicht, ecclesia = numerus 
episcoporum, absteht; Scorpiace c. 10 andererseits fügt dem 
zitierten Satz an: quas (claves) hic unusquisque interrogatus 
atque confessus feret secum, vindiziert also den Besitz der 
Schlüsselgewalt jedem in der Verfolgung bewährten 
confessor, was sich mehr der eigenen These Tertullians in 
De pudicitia c. 21 nähert: secundum enim Petri personam 
spiritalibus potestas ista conveniet, aut apostolo aut prophetae. 

Die Schlußfolgerungen liegen auf der Hand: diese 
Argumentation in De pudicitia über ecclesia und Schlüssel- 
gewalt, einschließlich These und Antithese, läßt sich gar 
nicht auseinanderreißen. Matth. 16, 18. 19 war Tertullian, 
schon ehe er De pudicitia schrieb, ein vertrautes Zitat, 


1) Adam behandelt die Stelle I.c. S.209 unter der Überschrift 
„Die karthagischen Theologen des (römischen ?) Bußedikts“. 
2) ].c. 8.203. 


hie eiiliigiemmmme mie —— eeiiiee 


Primatus Petri. 263 


dessen Exegese ihn intensiv beschäftigte, und das edictum 
peremptorsum des episcopus episcoporum „Ego ....delicta... 
dimitio‘‘, das ihn auf die Schanzen rief, mußte ihn aus 
eigenem Antrieb veranlassen, den bestimmten Sinn, 
den ecclessa in diesem Bibelwort habe, vor sich selbst und vor 
den anderen schärfer und klarer herauszuarbeiten, als es 
bisher in seinen Schriften geschehen war. Deshalb stellte er 
nunmehr die beiden möglichen Interpretationen, ecclesia — 
Hierarchie, und ecclesia = die Geistträger, als fingierte 
These der Gegner: ecclesia = numerus episcoporum, und 
eigene Antithese: ecclesia = spiritus, einander entgegen. 


2. Zu dem gleichen Resultat führt sodann die philo- 
logische Einzelinterpretation des Textes. Der Satz: Idcirco 
praesumis et ad te derivasse solvendi et alligandı potestatem, 
id est ad omnem ecclesiam Petri propinquam, ist die eigentliche 
crux interpretum für alle Rekonstruktoren des ‚‚gegnerischen 
Textes‘ geworden. Die einen meinten, ecclesia Peiri propin- 
qua heiße „jede Gemeinde, welche sich auf Petrus zurück- 
führen könnte‘, also ‚‚in erster Linie Rom“ (Preuschen)!), 
oder „jede durch Petrus gegründete Gemeinde“, weshalb 
Kallist ‚als Vertreter der Gemeinde, deren petrinischer 
Ursprung über jedem Zweifel stehe, spreche (Rolffs).‘?) 
Aber Esser wies mit Recht diese dogmatisch unhaltbare und 
deshalb im Munde eines römischen Bischofs unmögliche 
Deutung zurück.?) Philologisch war freilich seine eigene 


1) l.c. S. 39. 2) l.c. S. 57. 


3) Katholik 1902 II, S. 211: „Wenn man Kallist "Klugheit .. 
nachrühmt, dann traue man ihm doch nicht zu, daß er auch nur einen 
Augenblick daran gedacht habe, durch eine derartige Argumentation 
seinen Satz: habet ecclesia potestatem delicta donandi, zu beweisen. Eine 
solche Beweisführung hätte seinem Gegner leichtes Spiel geboten und 
würde im 3. Jahrhundert mit denselben Empfindungen wie heute auf- 
genommen worden sein.‘‘ Treffend auch sein Nachweis eines sinnstörenden 
Übersetzungsfehlers unde hoc ius ecclesiae usurpes = „woher du dir dies 
Recht der Kirche anmaßest“ statt „dies Recht für die Kirche in Anspruch 
nimmst“ (l.c. S.204, vgl. auch Katholik 1907 II S. 191; zustimmend 
Kochl.c. S. 94 A. 2), sowie seine Polemik gegen die Willkür von Rolffs 
bei der Rekonstruktion: derivavit ... potestas ad omnem ecclesiam 
Petri propinquam mit der „Eakamotierung‘‘ des ad te als tertullianischen 
Zusatzes (l.c. S. 209f.), siehe oben $S. 258. 
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Übersetzung?), „die einzelnen Kirchen, weilund wenn sie mit 
der Kirche Petri in Verbindung stehen (Peire = ecclesiae 
Petri propinquam)‘“, resp. ‚jede Kirche, die im organischen 
Verband mit dereinen, auf Petrusgegründeten Kirche steht‘“?), 
nicht minder anfechtbar, denn sie schwärzte eine ecclesia 
Petri ein, die gar nicht im Text steht.?) Auf denselben 
Fehler kommt es hinaus, wenn Adam) bemerkte: ‚Das 
beigefügte omnis besagt übrigens, daß nicht an Rom, 
sondern an die Gesamtheit der mit Rom in Verbindung 
stehenden Kirchen gedacht ist ... nicht die Kirche Petri, 
sondern eine der Petrus verwandten Kirchen steht also in 
Frage.‘‘ Aber auch die letzte, diesen Fehler ausschaltende 
Übersetzung von H.Koch?): ‚jede mit Petrus verwandte 
und zusammenhängende, von Petrus herstammende, zu 
Petrus in Beziehung stehende, d.h. eben jede katholische 
Kirchengemeinde‘ verurteilte sich selbst schon durch die 
pleonastische Häufung der Vorschläge als unpräzis. 


. Ecclesia Petri propinqua heißt wörtlich ‚petrusnahe 
Kirche“. Dieser Ausdruck — und darin liegt die Schwierig- 
keit, ihn in irgendein von Tertullian bekämpftes ‚„Edikt“ 
oder einen ‚Traktat““ einzubauen — hat in der ganzen 


ı) l.c. 8. 207. 

2) Katholik 1907 II S. 191. 

3) „So darf man es eben nicht machen, wenn man rekonstruieren 
will, daß man nämlich lesen will, was nicht dasteht‘‘, schrieb Esser, 
Katholik 1902 II S. 209 gegen Rolffs; aber dieser Vorwurf trifft ihn selbst 
in gleicher Weise. Wenn Koch l.c. S. 95 dagegen bemerkte, daß ‚„‚zu der 
Annahme, daß Petr: nicht unmittelbar von propinguam, sondern von 
einem aus ecclesiam zu ergänzenden ecclesiae abhängig sei, keine Nötigung 
(vorliege)‘‘, so ist das noch zu wenig gesagt. 

4) Das sogenannte Bußedikt Kallists (1917) S.48. Adam ,„re- 
konstruierte‘: /dcirco ad me derivavit solvendi et alligandi potestas id est ad 
omnem ecclesiam Pelri propinquam, und schloß daraus, daß hier ein 
karthagischer Bischof spreche, dessen Kirche eine petrusverwandte 
Kirche sei, weil sie von Rom her ihre apostolische Lehrautorität geholt 
habe. Koch]. c. S. 95 A. 1 entgegnete darauf: „Damit taucht bei Adam 
in diesem angeblich rein afrikanischen Streite auf das Stichwort Petrus hin 
auf einmal wie ein deus ex machina Rom auf.“ Aber den springenden 
Punkt, was es denn mit diesem Quid pro quo Petrus = Rom auf sich hat, 
hat er nicht erkannt. Vgl. darüber weiterhin im Text. 

s) ].c. S. 95. 2 
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zeitgenössischen Literatur keinerlei Parallele, es sei denn — 
bei Tertullian selbst. Schon Adam!) wies darauf. hin, 
daß „nach dem Sprachgebrauch, den Tertullian in seiner 
katholischen Zeit anwendet, als ‘verwandte’ Kirche gilt eine 
jede, welche von einer durch Apostel oder Apostelschüler 
gegründeten Kirche sich traducem fider et semina doctrinae 
eingetauscht hat. (De praeser. 20.2) Non minus apostolicae 
deputantur pro consanguinitate doctrinae c. 32). Eine 
‘verwandte Kirche’ ist also vor allem die Kirche in Karthago, 
die wegen ihrer örtlichen Nachbarschaft (Italiae adiaces 
c. 36) von Rom her ihre apostolische Lehrautorität geholt hat 
(habes Romam, unde nobis quoque auctoritas praesto est c. 36)“. 
Wäre Adams Aufmerksamkeit nicht ausschließlich auf 
Beweisstücke für Karthago als petrus- — romnahe Kirche 
gerichtet gewesen, so hätte er andere Parallelen, die dem 
propingquam auch sprachlich näher stehen, aufgefunden. 
Percurre ecclesias apostolicas, heißt es in De praescr. c. 36°), 
apud quas ıpsae adhuc cathedrae apostolorum suis locis 
praesident ... Proxima est tibi Achaia, habes Corinthum. 
Sinon longeesa Macedonia, habes Philippos. ‚Apostolische 
Nähe“ ist also ein tertullianischer Begriff, und ebenso ist 
es ein spezifisch tertullianischer Gedanke, die Zugehörig- 
keit einzelner apostolischer Kirchen zu bestimmten 
Aposteln. zu betonen: De praeser. 324): Hoc enim modo 
ecclesiae apostolicae census suos deferunt, sicut Smyrnaeo- 
rum ecclesia Polycarpgum ab Joanne conlocatum refert, 
stcut Romanorum Clementem a Petro ordinatum, und 
c.365): St autem Italiae adiaces habes Romam ... Ista quam 
felix ecclesia, cut totam doctrinam apostoli cum sanguine suo 
profuderunt, ubi Petrus passione Dominicae adaequatur, 
ubi Paulus Ioannis exitu coromatur, ubt apostolus Ioannes, 
posteaquam in oleum igneum demersus nihil passus est, 
in insulam relegatur. Beide Gedanken sind in ecclesia Petri 
propinqua vereint: ‚„‚petrus-nahe‘, hier nicht Ba 


1) Bußedikt 1.c. S. 48. 

2) Gemeint ist die Stelle: ac pro hoc ipsae apostolicae Seabunker ut 
suboles apostolicarum ecclesiarum (ed. Preuschen in: Samml. ausgew. 
kirchen- u. ee Quellenschriften, H. III [1892], S. 1) 

s) ].c. 8. 30. %) ].c. S. 26. 6). co. S. 30. 
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sondern der Abstammung nach (propinquus — verwandt), 
und: „petrus-nahe‘, ein Begriff, der nicht einfach jede 
katholische Kirche bezeichnen kann, wie H. Koch wollte, 
sondern der einen Korrelatbegriff ‚Petrus ferner stehend“ 
oder „einem andern Apostel nahe‘ involviert. 

Es ist durchaus richtig, wie besonders Adam betonte, 
daß ecclesia Petri propinqua im Munde eines römischen 
Bischofs befremdlich klingen würde, ja unmöglich wäre; 
aber der Versuch, den er und andere unternahmen, ecclesia 
Petri propinqua als überhaupt nicht auf Rom gehend zu 
deuten), die römische Kirche also gänzlich aus der Kontro- 
verse auszuschalten und die Polemik in Afrika zwischen 
Tertullian und dem Bischof der ecclesia Petri propinqua 
Karthago spielen zu lassen, dieser Versuch führte zu den 
größten Künsteleien und gewagtesten Konstruktionen. 
Tertullian apostrophiert ja bereits im 1. Kapitel von 
De pudicitia einen Gegner?): Audio etiam edictum esse 
propositum etquidem peremptorium. Pontifex scilicet mazimus, 
quod est episcopus episcoporum, edicit: “Ego et moechiae et 
fornicationis delicta paenitentia functis dimitto’. Diese Spott- 
titulatur — in die Sprache unserer Zeit übertragen etwa: 
Seine Majestät der Bischof der Bischöfe erläßt einen Ukas — 
ist zwanglos nur auf den römischen Bischof und ein Edikt 
desselben zu beziehen.?) Es kommt hinzu, daß Hippolyt in 
seinen Invektiven gegen Kallist von Rom sagt‘): IIp@tos 
ta noös Tüs Ndovas Tois dvdownoıs ovyywoeiv Znevönoe, 
AEywy näcıw ün’ avrod dApisodaı Anaprias. Ganz augen- 
scheinlich ist hier das gleiche Bußedikt, gegen welches 
Tertullian ankämpft, gemeint’), und die knappe, apo- 


1) Siehe unten S. 272. 2) Ed. Preuschen l.c. S. 20. 

?) Es konnte Adam (Das sogen. Bußedikt Kallists, 1917, S. 12.) 
nicht gelingen, die früher allgemein als selbstverständlich betrachtete, 
auch von Esser noch festgehaltene Beziehung dieser Spottitulatur auf den 
römischen Bischof wegzuinterpretieren; vgl., was Koch, Kallist und 
Tertullian l.c. S.87ff. mit Recht dagegen einwendet. 

4) Refutatio omnium haeres. IX, 12,20. (Die griech. christl. Schrift- 
steller, herausgeg. v. d. Berliner Akademie. Hippolyt Werke III, 
od. Wendland S. 249). 

5) Die entscheidenden Argumente schon in der kurzen Notiz von 
Harnack, Zeitschr. f. Theologie u. KircheI (1897) S.119 A.1, auf 
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diktische Ego-Form desselben, die Tertullian überliefert, 
findet schließlich eine Parallele in einem formell ganz 
ähnlichen dogmatischen ’Eyw-Erlaß des Bischofs Zephyrinus, 
den wiederum Hippolyt mitteilt.!) Wenn Tertullian aber in 
De pudicitia c. 1 den Bußerlaß Kallists von Rom bekämpft, 
so ist die Annahme?) unwahrscheinlich kompliziert, daß der 
in c. 21 apostrophierte apostolicus nicht Kallist, sondern der 
Bischof von Karthago als Autor oder Inspirator eines von 
dem römischen Edikt zu unterscheidenden afrikanischen 
Traktats zur Bußfrage anzusehen sei. 

In Wahrheit sind die Dinge nur durch jene fragwürdige 
quellenkritische Methode, welche die Überlieferung durch 
Rekonstruktion von Deperdita bereichert, verwirrt worden; 
sie liegen textlich viel einfacher und sachlich viel klarer: 
Tertullian polemisiert in De pudicitia c. 21 gegen denselben 
Bischof von Rom, dessen Edikt er in c. 1 anführt, und er 
selbst ist es, der die römische Kirche eine ecclesia Petri 
propsnqua nennt; aus seinem Sprachgebrauch stammt der 


welcher die längeren Nachweisungen von Rolff 8 und anderen weiter- 
bauten. Die von Esser u.a. aufgewiesenen Differenzen zwischen Ter- 
tullians und Hippolyts Angaben erlauben nicht den Schluß, daß es sich bei 
beiden um verschiedene Angriffsobjekte handelt. „Das Bild (Hippolyts) 
stimmt, wenn man die Verzerrung in Abrechnung bringt, 
mit der Haltung dessen, den Tertullian in De pudicitia angegriffen hat, 
vollständig‘, sagte Harnack 1l.c. mit Recht, und jene neueren über- 
scharfen Distinktionen ziehen den polemischen Charakter der hippolyti- 
schen Darstellung nicht gebührend in Rechnung. 

1) Auf diese Parallele, welche Esser und Adam noch nicht gegen- 
wärtig war, und die gleichfalls gegen ihre These spricht, wies zuerst Gf. 
Preysing S.J. in: Zeitschr. f. kath. Theologie 1917 S.595ff. hin; 
ausführlicher v. Harnack in: Berliner Sitz.-Ber. phil.-hist. Kl. 1923, 
S.5lff.; vgl. auch H.Koch I.c. 8.55 A.1. 

2) Esser, Der Adressat der Schrift Tertullians 1. c., dessen These sich 
in der Tat keiner der anderen Forscher angeschlossen hat. Vgl. die 
Kritik v. Sodens in: Theol. Literaturzeitung 1916 S. 173, der über die 
mächtig angeschwollene neue Spezialliteratur zum Bußedikt Kallists mit 
Recht skeptisch urteilt: „ein Reichtum, den man nicht ohne Verlegenheit 
betrachtet, da Methode und Resultat dem aufgewendeten Fleiß nicht 
entsprechen.‘“ Die neueste einschlägige Arbeit von D. Franses O.F.M., 
Das edictum Kallists in der neueren Forschung, in Studia catholica I 
(1924/25) S. 248ff. referiert im wesentlichen nur über die verschiedenen 
aufgestellten Hypothesen. 
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Ausdruck, und nur in seinem Munde ist dies üna£ Asyousvor 
verständlich. 


3. Zu dem stilkritischen und dem textkritischen kommt 
endlich auch ein sachkritisches Moment, das für tertullia- 
nische und gegen römische Herkunft der ganzen Argu- 
mentation mit Matth. 16, 18.19 in De pudicitia c. 21 
spricht. Daß Matth. 16, 18. 19 hier nicht nach der Weise der 
späteren römischen Primats-Argumentation verwendet ist, 
hat Adam bereitsnachgewiesen.!) Aber ist Matth. 16, 18. 19 
zu Kallists Zeit überhaupt ein römisches Argument? 
Der mehrfachen Bezeugung von Matth. 16, 18.19 in Ter- 
tullians Schriften?) steht zunächst die Tatsache gegenüber, 
daß dies Bibelzitat im gleichzeitigen römischen Schrifttum 
wederbei Novatian noch bei Hippolyt überhaupt vorkommt.?) 
Wenn H. Koch*) sodann noch jüngst meinte: „Ob Kallist 
schon eine Vorrangstellung der römischen Kirche und für sich 
das Recht als episcopus episcoporum aufzutreten, aus Matth. 
16, 18. 19 abgeleitet habe... ist nicht zu erkennen, ebenso- 
wenig wie bei Papst Victor im Österfeierstreit‘‘, so bezeichnet 
dies Non liquet) nicht die Grenze des quellenkritisch mit 
Sicherheit Erschließbaren. Zunächst haben wir aus der 
Mitte des 3. Jahrhunderts, also aus der Zeit nach Victors 
und Kallists praktischen Beanspruchungen einer Vorrang- 
stellung der römischen Kirche, über deren theoretische 
Begründung die erhaltene Überlieferung keine Auskunft 
gibt, in zwei Schreiben der römischen Gemeinde aus der 
Sedisvakanz nach dem Tode Bischof Fabians (250 n. Chr.) ®) 


1) S. oben S. 261. 2) S. oben S. 262. 

3) Bezügl. Novatians vgl. den Index II der Bibelstellen in der 
Ausgabe des Liber de trinitate von Fausset (Cambridge 1909); für 
Hippolyt existiert bisher kein Generalindex, da die kritische Edition seiner 
Werke in der Berliner Akademieausgabe (Die griech. christl. Schriftsteller) 
noch nicht abgeschlossen ist. Von älteren römischen Autoren zitieren 
Irenaeus und Justin (Apologie) zwar Matth. 16, 17, nicht aber die beiden 
folgenden Verse, vgl. Schnitzer, Hat Jesus das Papsttum Beuee) 
(1910) S. 60f. 

4) l.c. 8.96. 

5) Es bedeutet im Grunde einen Rückschritt gegenüber der bereits 
von Adam (siehe oben) erarbeiteten Erkenntnis. 

®) Am besten kommentiert von Harnack, Die Briefe des römischen 
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eindrucksvolle Manifestationen eines Vorrangsanspruchs der 
römischen Kirche, welche zeigen, wie man ihn damals 
begründete. 

Der erste Brief, aus der Feder der römischen Diakonen!), 
spiegelt eine ähnliche Situation wider wie der 1. Clemens- 
brief v. J. 95n. Chr.: die römische Gemeinde greift anfragend 
und mahnend in die verworrenen Verhältnisse einer anderen 
ein; wie es dort Unruhen in Korinth waren, welche den 
römischen Schritt verursacht hatten, so hier die Revolten, 
welche in Karthago ausgebrochen waren, nachdem der 
Bischof Cyprian vor der decianischen Verfolgung in ein 
Versteck geflüchtet war. Der Brief endet mit dem Schluß- 
wunsch: Salutant vos fratres qui sunt in vinculis et presbyteri 
et tola ecclesia, quae et ipsa cum omni sollicitudine excubat pro 
omnibus qui invocant nomen Domini. Kurz darauf, nachdem 
durch Cyprians Rückkehr auf seinen Sitz die Lage geklärt 
war, griff dann der Leiter des römischen Presbyteriums 
Novatian selbst?) zur Feder. Er rühmt die ?% toto mundo nach 
Pauli Wort (Rom. 1, 8) bekannte antiqua severitas, fides, 
disciplina der römischen Kirche; es sind die gleichen Prädi- 
kate, die ähnlich schon Irenaeus für eine potentior princi- 
palitas der römischen Kirche anführte: maxima et anti- 
quissima et omnibus cognita, a duobus gloriosissimis 
apostolis Petro et Paulo fundata, und: eam quam habet ab 
a postolistraditionem et annuntiatam fidem. Aber Novatian 
schließt seine Paränese: quarum laudum et gloriae degenerem 
fuisse maximum crimen est: ein Lob des Paulus, das Ver- 
pflichtungen auferlegt, ist die einzige biblische Fundierung 
für die irenaeische principalitas, die er ins Feld führt. 

Noch stärker tritt die Verpflichtung in dem ersten 
Schreiben der Diakonen in den Vordergrund: Cum incumbat 
nobis, qui videmur praepositi esse et vice pastorum custodire 
gregem, si neglegentes inveniamur, dicetur nobis quod et ante- 
cessoribus nostris dictum est, qui tam neglegenies praepositi 
erant, quoniam perditum non requisivimus elerrantem non cor- 


Klerus aus der Zeit der Sedisvakanz i. J. 250, in: Theol. Abhandl. C. Weiz- 
säcker gewidmet (1892) S. 1ff. 

1) Epist. Cypriani n.8 ed. HartellI S. 486. 

?) Epist. Cypriani n.30 ed. HartelII S. 549. 
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reximus et claudum non colligavimus et lactem eorum edebamus 
et lanis eorum operiebamur (Ezech. 34, 3—4). Denique et ipse 
Dominus implens quae erant scripta in lege et prophetis docet 
dicens: "Ego sum pastor bonus, qui Pono animam meam pro 
ovibus meis; mercennarius aulem ei cuius non sunt propriae 
oves, cum viderit lupum venientem, relinquit et fugit et lupus 
dispargit eas’ (Jo. 11,12). Sed et Simons sic dicit: ‘Diligis me? 
Respondit: Diligo. Ast ei: Pasce oves meas’ (Jo. 21, 15). 
Hoc verbum jactum ex actu ipso quo cessit cognoscimus, 
et celeri discıpuli similiter fecerunt. Das sind die schlichten, 
eindringlichen Gedankengänge über die Hirtenpflicht, die 
100 Jahre vorher in Rom bereits der ‚Hirte‘ des Hermas 
abhandelte. Das römische Gemeindeschreiben stellt sie — 
und die eigene nach ihnen orientierte Praxis — ähnlich wie 
einst der erste Clemensbrief an die Korinther als mahnendes 
Muster für die andere Gemeinde hin; aber es ist die Hirten- 
pflicht, die jedem Bischof in gleicher Weise obliegt, und wenn 
auch das Wort ‚Weide meine Schafe“ zitiert wird, so fehlt 
doch die geringste Andeutung, daß dies Wort, weil es zu 
Petrus gesprochen ist, deshalb eine besondere Beziehung auf 
die römische Kirche habe, denn ‚‚die übrigen Jünger taten 
desgleichen“. 

Diese pastoralen Klänge sind in den päpstlichen 
Kundgebungen späterer Zeiten zwar immer die Grund- 
melodie geblieben, aber hörbarer tritt nachmals die helle 
Oberstimme hervor, welche auf dem Hauptthema Matth. 16, 
18. 19 samt dem Seitenthema Luc. 22, 32: Ego pro te rogavi 
(Petre) ut non deficiat fides tua, das ebenfalls die Verpflich- 
tung des Pauluslobs in die sichere Gewähr einer Herren- 
verheißung an Petrus moduliert, jenen transzendental 
fundierten Rechtsanspsuch des römischen Bischofs 
vorträgt. 

Die römischen Schreiben vom Jahr 250 begründeten den 
Vorrangsanspruch der römischen Kirche, den sie in der 
Tradition seit Irenaeus’ und Victors I. Zeiten vertraten, 
noch nicht mit Matth. 16, 18. 19, sondern in der alten Weise, 
wie es schon im 2. Jahrhundert geschah. Schon diese 
Beobachtung spricht gegen die Annahme, daß bereits ein 
Menschenalter vorher Kallist die neue Argumentation aus 
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Matth. 16, 18.19 angewandt habe. Nicht minder spricht 
_ dagegen das, was schon Rolffs!) hinsichtlich des Verhaltens 
des Origenes feststellte. Dieser polemisiert an mehreren 
Stellen seiner Werke gegen die Bußpraxis des Kallist; 
aber dort, wo er in seinem Matthäuskommentar an c. 16, 
18. 19 gelangt, enthält seine Exegese nicht die geringste 
Spur von Polemik gegen eine Verwendung dieses Bibelworts 
durch Kallist.?) 

Aber Origenes schweigt nicht nur von Kallist, sondern 
überhaupt von Rom. Seine Exegese von Matth. 16, 
18. 19 kreist, wo sie nicht lediglich an der Person Petri 
haften bleibt?), um das Problem, wem die in Petrus an die 
ecclesia verliehene Binde- und Lösegewalt eigene: 77» de 
Ö£now, sagt er in Ileoi eügijs*), uovov dyloıs, el us edgedein 
Ilavios 9 IlE&roos, Ya wpeinoworw Nuäs dfiovs noloüvres 
Tod Tuyeiv ins dedoufens adrois 2£ovolas noös TO Auapınuara 
doısvaı, und im Matthäuskommentar) heißt es: ’Enel Ö& ol 
ı0» Tönov ınjs Enuoxonns Exdlnodvies yo@vıa ı@ 6MT@, @s 
Il&roos xal täs xAeidas Ts ray odgavav Paorkelas And Toü 
Zwrnjoos ellnpöores Örödoxovoi Te Ta Un adı@v Öeönufva, 


ı) l.c. S. 127fl. 

2) Rolffsl.c.S. 135 zog freilich einen anderen Schluß. Er beendete 
das Kapitel über: „Die Bezeugung der Schrift Kallists‘‘ (S. 123ff.) 
mit den Sätzen: „Cyprian kennt die rekonstruierte Schrift Kallists nicht, 
oder er ignoriert sie absichtlich. Origenes ist über das Verfahren Kallists 
in der Bußdisziplin genau unterrichtet, kennt aber seine Rechtfertigungs- 
schrift nicht. Hippolyt kennt dieselbe nicht oder ignoriert sie absichtlich.‘ 
Rolffs wollte daraus den privaten, nur für die römische Gemeinde gelten- 
den Charakter der „Schrift Kallists‘ erschließen (S. 135ff.). Der richtige 
Schluß ist, daß diese „rekonstruierte Schrift Kallists‘‘, von der kein 
anderer Autor über die Bußstreitigkeiten etwas weiß, nie existiert hat. 

3) So in Hom. in Exod.V, 4 (Die griech. christl. Schriftsteller, 
Origenes Werke VI, 8. 188): Vide magno slli ecclesiae fundamento et pelrae 
solidissimae, super quam Christus fundavit ecclesiam, quid dicatur a Domino: 
Modicae, inquit, fidei, quare dubitastı ? (Matth. 14, 31). Comm.in Ioann. X, 
8, 33, WerkeIV S.178: d yap dowusvos UNO Tod nepınaroüvros napa 
ınv Oaldooav ns Talılalas udlıs nors xal Üoreoov Aaußavs 10 »2v el 
IIeroos« xıl. Vgl. ferner Kara Keloov VI, 77, Werkell S. 147, Hom. 
in Isai. VII, 1, Werke VIII, 8.280. 


4) XIV, 6, Werke VI, S. 333. 
5) Origenis Opera, ed. Lommatzsch III S. 156. 
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zovreor xaradedıxaoufva xal Ev oüdpavois Öeötodaı, xal a 
vn’ avıwv üpeow elinpdra xal Ev odoavois Aslvodaı, Asxıdor 
öt üyıös Akyovow, el Eyovow Eoyov, di 5 elomraı Exeivo 
ı@ Dow: »20 el Tl&oos« xl. Nur wer „heilig“ ist 
wie Petrus und Paulus, und auch der Bischof nur, wenn 
er sich durch Werke gleich Petrus bewährt, hat die 
Binde- und Lösegewalt. Es sind Gedankengänge, die 
sich nahe mit dem tertullianischen Satz!): qguas (claves) 
unusquisque interrogatus alque confessus ferei secum, 
ja mit der montanistischen Zuspitzung: secundum Per 
personam spiritalibus potestas ista conveniel, berühren. 
Die Exegese von Matth. 16, 18. 19 einerseits, der Vorrangs- 
anspruch der römischen Kirche andererseits sind also bis in 
die Mitte des 3. Jahrhunderts hinein zwei Gedankenbahnen, 
die sich nicht berühren. Die einzige Ausnahme macht jene 
Argumentation Tertullians in De pudicitia c. 21, wo er in 
Polemik gegen Kallist und sein Bußedikt bestreitet, daß die 
Verheißung an Petrus auf ‚jede petrusnahe Kirche‘ gehe. 

Was lehrt nun aber die Tatsache, daß dieser seltsame 
und singuläre terminus ecclesia Petri propingua die früheste 
Verbindungsbrücke zwischen Rom einerseits, Matth. 16, 
18.19 andererseits darstellt? Adam, der mit dem Hinweis 
auf Tertullians Sprachgebrauch schon auf der richtigen 
Fährte war, hat sich den Weg zum Ziel selbst verbaut. 
Denn die Frage, was mit omnis ecclesia Petri propinqua 
gemeint sei, beantwortete er von vornherein zuversichtlich?): 
„Gewiß nicht die Kirche Roms. Nach dem altchristlichen 
Sprachgebrauch wird die römische Kirche als die ecclesta 
Petri, ecclesia super Petrum constituta, Petri cathedra (vgl. 
Cypr. Ep. 59, 14), locus Petri (Cypr. Ep. 55, 8) bezeichnet, 
niemals und nirgends wird sie ecclesia Petri propinqua 
genannt.“ Wenn Adam gesagt hätte: „nirgends sonst‘, 
so wäre er im Recht. Wie aber steht es mit dem ‚‚altchrist- 
lichen“ Sprachgebrauch ecclesia Petri? Adam führte als 
älteste Belege Briefe Cyprians an, und er hätte ältere auch 
gar nicht anführen können. Der ein Menschenalter frühere 
Tertullian kennt wohl cathedrae apostolorum, aber Rom ist 


1) Siehe oben S. 262. 2) Bußerlaß l.c. 8.48. 
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ihm eine apostolische Kirche durch Petrus, Paulus und 
Johannes!t); er exemplifiziert freilich für die apostolische 
Sukzession in Rom bereits mit Petrus, der Clemens ordiniert 
habe?), aber der Terminus cathedra Petri fehlt ihm 
noch. 

Er fehlt aber nicht nur bei Tertullian, sondern ist damals 
überhaupt noch gar nicht vorhanden, auch nicht in Rom 
selbst. Das sogenannte Muratorische Fragment?), das 
vielleicht, ja wahrscheinlich Hippolyt zum Verfasser hatt), 
nennt den römischen Bischofsstuhl cathedra urbis Romae 
ecclesiae, und in der Refutatio omnium haeresium®) sagt 
Hippolyt zwar: ol ändorodo: ... @v Hueis dıddoyoı Tuyydvortss, 
bezeichnet also die Bischöfe als Nachfolger der Apostel; 
aber die Vorstellung, daß er als römischer Bischof Nach- 
folger des Petrus sei, ist ihm noch fremd. Denn einen 
römischen Nachfolger Petri, eine römische cathedra Peiri 
konnte es erst von dem Augenblick an geben, da Petrusals 
der erste Bischof von Rom galt. Die Entwicklung 
der römischen Bischofsliste, deren Genesis ich jüngst in 
anderem Zusammenhang aufzudecken versucht habe®), 
war aber zu Beginn des 3. Jahrhunderts und insbesondere bei 
Hippolyt noch nicht bis zu diesem Punkt gediehen. Die 
Bischofsliste seiner Chronik?) begann noch: 

Iletoos xal TIadkos 
a’ Alvos 
ß’ "Avsyrintos 
y Kinuns x. 

1) De praescr. c. 36, siehe oben 8.265. *) Ibid.c. 32, siehe ibid. 

°) Ed.Lietzmann, Kleine Texte f. theol. u. phil.Vorles.I (1908) 8.9. 

4) Vgl. Bonwetsch in: Nachr. d. Gött. Ges. d. Wiss. 1923 8. 27 ff. 
63f.;Harnackin: Zeitschr. f. neutestamentl. Wiss. XXIV (1925) S.1ff. — 
Die neueste Arbeit über das Fragm. Muratori von H. Koch in: Zeitschr. f. 
neutest. Wiss. XXV (1926) S. 154 ff. ist, zum mindesten soweit sie sogar 
den römischen Ursprung anzweifelt (S. 159£f.), wenig überzeugend. 

s) Elench. I praef., ed. Wendland l.c. S.9. 

®) Die älteste römische Bischofsliste. Kritische Untersuchungen zum 
Formproblem des eusebianischen Kanons sowie zur Entwicklung der 
ältesten Bischofslisten und ihrer Entstehung aus apostolischen Suk- 
zessionenreihen, Schriften d. Königsberger Gelehrten Gesellschaft, Geistes- 
wiss. Kl., Jahrg. II, Heft 4, 1926. 

?) Vgl. die Rekonstruktion l.c. S. 208. 


Zeitschrift für Rechtsseschichte. XLVII. Kan. Abt. XVI, 18 
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d.h., sie trug mit der Sukzessionenzählung, welche die 
beiden apostolischen Gründer außerhalb der Numerierung 
voranstellte, die charakteristischen Merkmale jenes Vor- 
stadiums in der Entwicklung der römischen Bischofsliste 
(wie aller übrigen), da sie noch eine apostolische Suk- 
zessionenreihe war, d.h. eine Namenreihe derjenigen 
Männer in der Gemeinde, welche als dıadoyn; ww dnoordlor 
die Träger der ruoddooıs av dnootöiwv waren, und die 
dementsprechend mit dem Ersten nach den Aposteln zu 
zählen anhub.!) 

Gleich der Hippolytliste (236 n. Chr.) war auch ihre 
früheste Ableitung, der Archetyp jener von Mommsen als 
“Index” bezeichneten Papstkataloge, eine mit Linusanhebende 
Sukzessionenreihe.?) In dem anderen Überlieferungszweig 
der Liste, welcher mit einer Sukzessionenreihe im Rahmen 
der Chronik des S. Julius Africanus (221 n. Chr.) beginnt, 
ist sodann vor Anfang des 4. Jahrhunderts als Ergebnis einer 
pseudogelehrten Chronologenberechnung ein 25jähriger Epi- 
skopat des Petrus an die Spitze getreten?), denn in dieser 
Gestalt lag die römische Bischofsliste bereits Eusebius vor, 
als er sie in seine xporıxol zavöves einfügte (311 n. Chr.). 

Der Zeitraum, in welchem sich in Rom diese Wandlung 
vollzog, d.h. die Vorstellung, daß Petrus der erste Bischof 
von Rom gewesen sei, durchsetzte, läßt sich vielleicht noch 
bestimmter auf die Zeit erst nach der Jahrhundertmitte 
einengen durch ein in diesem Zusanımenhang bisher noch 
nicht gewürdigtes Zeugnis.) Der im Jahre 250 verstorbene 
römische Bischof Fabian war der Reorganisator der römi- 
schen Coemeterien gewesen und hatte für die römischen 
Bischöfe eine eigene Gruft in der Kallistkatakombe angelegt, 
in welcher er als ersten seinen Vorgänger Pontianus (gestorben 
235) beisetzen ließ; er selbst und seine Nachfolger bis zum 
Ende des 3. Jahrh. haben in dieser Gruft gleichfalls ihre letzte 
Ruhestätte gefunden. Nun fällt aber in ebendiese Periode 


!) Vgl. darüber l.c. Abschnitt IIT Kap. V, S. 222 ff. 

2) l.c. 8.203 Anm. 2. 

®) ].c. Abschn. III Kap. 111 S. 193 ff. 

*) Vgl. zum Folgenden Lietzmann, Petrus und Paulus in Rom 
(1915). 
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auch eine Translation der Reliquien des Petrus und Paulus; 
während sie vorher getrennt, in Vaticano die einen, in via 
Östiensi die andern, geruht hatten, wie schon um 200 n. Chr. 
Dionys von Korinth bezeugt, wurden sie am 29. Juni 258, 
also während der valerianischen Verfolgung, in einer 
gemeinsamen Grabstätte Ad catacumbas an der Appischen 
Straße beigesetzt. Man darf vielleicht sagen: wenn damals die 
römische Kirche im allgemeinen Bewußtsein der Gemeinde 
bereits als die ecclesta Petri, der römische Bischof als 
Nachfolger Petri gegolten hätte, würde man dann nicht die 
Reliquien des Petrus, die ja vorher von denen des Paulus 
getrennt ruhten — und bekanntlich auch im 4. Jahrhundert 
wieder ihre Sondergruft an der alten vatikanischen 
Stätte fanden —, in der eben eingerichteten römischen 
Bischofsgruft beigesetzt haben? Daß man ihnen statt 
dessen gemeinsam mit den Paulus-Reliquien eine besondere 
Stätte des Gedächtnisses und der Verehrung schuf, darin 
kommt noch immer das gleiche Bewußtsein wie in der durch 
Hippolyt und den Archetyp der Indexkataloge bezeugten 
Form der Bischofsliste zum Ausdruck, daß Petrus und 
Paulus als die beiden Gründerapostel zusammengehören. 

Solange sich nun aber die Anschauung, daß die römische 
Kirche die ecclesia Petri sei, noch nicht durchgesetzt hatte, 
war weder Anlaß noch Möglichkeit vorhanden, der Exegese 
von Matth. 16, 18. 19 eine besondere Beziehung auf die 
römische Kirche zu geben und römische Vorrangsansprüche 
auf die Verheißung an Petrus zu gründen. Die sach- 
kritische Erörterung führt also zu dem Ergebnis, daß um das 
Jahr 220 Matth. 16, 18. 19 noch gar nicht ein römisches 
Argument war und Kallist noch nicht so argumentiert haben 
kann, wie ihn die herrschende Meinung im Anschluß an jene 
Rekonstruktoren einer angeblich aus De pudieitia c. 21 
herauszuschälenden katholischen Schrift, gegen die Tertullian 
polemisierte, argumentieren läßt. 

Tertullian aber ließ mit seinem auf Rom gemünzten 
Wort von der ecclesia Petri propinqua den ersten Funken 
springen zwischen zwei Elementen, die sich bisher getrennt 
voneinander mit Gedankeninhalt geladen hatten; er meinte 
mit einem Blitz aus der biblischen Sphäre der Petrus- 

18* 
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verheißung Matth. 16, 18. 19 die hierarchisch-bischöflichen 
Aspirationen und die römischen Vorrangsansprüche ins- 
besondere zu zerschmettern. In Wahrheit setzte er, ohne es 
zu ahnen, zwei Kraftzentren in Kontakt, die aus der Ver- 
einigung des bisher Getrennten einen neuen Gedankenstrom 
von ungeheurer Gewalt, die Idee vom Primat des römischen 
Bischofs in der Gesamtkirche auf Grund der Petrusverheißung 
Matth. 16, 18. 19, erzeugten. 

Ein Menschenalter nach Tertullian bereits ist dieser 
Kontakt zwischen Rom und Matth. 16, 18. 19 fest geschlossen 
worden. Es geschah nicht zuerst in Rom, sondern wiederum 
in der afrikanischen Kirche, der führenden, ja fast alleinigen 
Gedankenwerkstätte abendländischer Theologie im 3. Jahr- 
hundert, und zwar durch Cyprian, den Schüler und Wider- 
leger des ‚‚Meisters“.!) Er zuerst nannte den römischen 
Bischofsstuhl, indem er Tertullians unbestimmte Fassung 
ecclessa Petri propinqua zur festen Nomenklatur formte, 
cathedra Petri oder locus Petri.?) Es liegt dieser seiner 
Prägung die bewußte Überzeugung zugrunde, daß Petrus der 
erste Bischof von Rom gewesen sei, eine Meinung, die vor 
ihm niemand, weder in Rom noch sonstwo, ausgesprochen 
und gehegt hatte?); denn er hat an anderer Stelle?) zum 
ersten Mal Petrus als Nr. 1 der römischen Bischofsliste 
gezählt, indem er die Sukzessionsnummer VIII des 
Bischofs Hyginus in der römischen Liste des Irenaeus bei 
Übernahme des Irenaeuszitats in seinen Text in Nr. IX 
korrigierte.) Es findet sich bei ihm endlich auch zum 


1) Vgl. Hieronymus De viris illustr. c. 53, ed. Richardson S8. 32. 

2) Cypriani Epist. 59, 14; 55, 8; das Nähere unter II, 2. 

®2) Wenn Turmel, Histoire du dogme de la papaute 1908 S. 132 
sagt, „que la ‘chaire de Pierre’ est une formule qui a dü venir toute faite de 
Rome a Carthage, oü elle a &t& utilisce“, so spricht er aus, was stillschwei- 
gend wohl bisher die allgemeine Meinung war; aber es ist trotzdem falsch 
und an Hand der Quellen zu widerlegen. 

*) Ep. 74, 2, ed. Hartelll S. 801: Cerdon sub Hygino, qus in urbe 
nonus fuit, Romam venit, quem Marcion seculus, beruhend auf Irenaeus III, 
4, 3 (versio latina, ed. Stieren I S. 493): Cerdon autem, qui ante 
‚Marcionem et hic sub Hygino qui fuit ocdavus episcopus, saepe in ecclesiam 
voniens. 

8) Vgl. den Nachweis in „Bischofsliste‘“ 1.c. S. 241 ff. 
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ersten Mal in der erhaltenen Überlieferung der Ausdruck 
Primatus Petri.) Damit ist die Untersuchung bei dem 
eigentlichen Primatsproblem angelangt. 


11. 


Das Problem des römischen Primats nimmt in der 
theologischen Literatur über Cyprian, insbesondere über 
seine theoretische Hauptschrift De ecclesiae unitate?), 
einen breiten Raum ein, und diese theologische Cyprian- 
literatur ist eines der umfangreichsten Kapitel in der 
konfessionellen Kontroverse zwischen Katholiken, Angli- 
kanern, Altkatholiken und Protestanten.?) All diesen 
Arbeiten gemeinsam ist, daß sie mit dem ‚„Primat‘ als jener 
festen begrifflichen Größe, die er in der späteren römischen 
Doktrin darstellt, operieren und nun polemisch oder apolo- 
getisch erörtern, ob Cyprian einen solchen Primat gelehrt 
habe oder nicht. Der Historiker wird nach den Gesetzen 
seiner Methode anders verfahren und vielmehr von einer 
Interpretation der Quellen, d.h. der cyprianischen Texte, 
seinen Ausgang nehmen, und er wird nach den Ergebnissen, 
welche die quellenkritische Untersuchung an Tertullians 


!) De ecclesiae unitate c.4 (zweite Fassung), ed. Hartell S. 212 
Note; vgl. dazu unten DJ, 2. 

2) Daß der Titel ursprünglich so (mit zwei Hss. und dem Schriften- 
verzeichnis von 359, ed. Mommsen in: Hermes XXI [1885] 8.147) 
und nicht, wie in den meisten Handschriften (und in Cyprians späterem 
Selbstzitat ep. 54, 4, ed. Hartel II S. 623) De catholicae ecclesiae unitate 
lautete, hat jüngst H. Koch, Cyprianische Untersuchungen {Arbeiten z. 
Kirchengeschichte, herausgeg. Holl und Lietzmann, H. 4, 1926, 
S. 102ff.) wahrscheinlich gemacht. 

®2) Eine gute Übersicht findet sich in der Vorrede von H.Koch, 
Cyprian und der römische Primat, in: Texte u. Untersuch. z. altchristl. 
Literatur XXXV (3. Reihe V) Heft I, 1910. Er unterscheidet Il. c. S. 3f. 
drei Gruppen: 1. solche, die bei Cyprian einen Jurisdiktionsprimat bezeugt 
finden; 2. solche, die ihn als Vertreter einer reinen Episkopalverfassung 
ansehen; 3. eine mittlere Anschauung, die ihn der römischen Kirche zwar 
keinen Jurisdiktionsprimat, aber doch den Charakter eines realen Einheits- 
und Mittelpunktes der Gesamtkirche zuerkennen läßt. Am Schluß folgt 
dann eine Parade von Autornamen: 10 für die erste, 17 für die zweite, 
6 für die dritte Gruppe! Seitdem ist wieder eine stattliche Zahl neuer 
Arbeiten hinzugekommen. 
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De pudicitia c. 21 über das Problem: Matth. 16, 18. 19 und 
die römische Kirche zeitigte, auch diesmal die cyprianische 
Exegese von Matth. 16, 18. 19 und ihre Anwendung auf 


Rom resp. in Rom als zwei gesondert zu erörternde Fragen 
behandeln. 


1. Die erste dieser Fragen hat in jener schon erwähnten!) 
Abhandlung von K.Adam, (C'yprians Kommentar zu Matth. 
16,18.19 in dogmengeschichtlicher Beleuchtung, bereits eine 
vortreffliche Behandlung erfahren, die als Maxime an der 
Spitze trägt, daß ‚Cyprians Verständnis nur gelingen (kann), 
wenn man ihm mit den Mitteln des Philologen und Histo- 
rikers nahezukommen sich nicht scheut“.?) Die Hauptstelle 
ist das 4. Kapitel der Schrift De ecclesiae unitate?): Loguitur 
Dominus ad Petrum: Ego tibi dico, inquit, quia tu es Petrus et 
super istam pelram aedificabo ecclesıam meam, et portae 
inferorum non vincent eam. Dabo tibi claves regni caelorum. 
et quae ligaveris super terram, erunt ligala et in caelis, et 
quaecumque solveris super terram, erunt soluta et ın caelis 
(Matth. 16, 18. 19). Super unum aedificat ecclesiam, et 
quamvıs apostolis omnibus post resurreciionem suam parem 
potestatem tribuat et dicat: sicut misit me paler, et ego mitto vos; 
accıpıte spiritum sanctum,; si cuius remiserilis peccata, re- 
mittentur illi, si cuius tenuerilis, tenebuntur (Jo. 20, 21—23), 
lamen, ut unitatem manifestaret, unitalis eiusdem originem ab 
uno incipientiem sua auctoritate disposutt. Hoc erant ulique 
et ceteri apostoli quod fuit Petrus, parı consorlio praediti et 
honoris et potestatis, sed excordium ab unitate proficiscitur, 


1) Siehe oben S. 261 A.1. 


2) 1.c. 8.100. Vgl. auch sein tretfendes Urteil über die konfessionelle 
Literatur beider Lager l.c.: „Das angestrengte Bemühen des scharf- 
sinnigen Historikers (Koch), die Cyprianfrage als eine Lebensfrage des 
Papsttums, als eine Kardinalfrage der katholischen Dogmatik und des 
katholischen Kirchenrechts zu erweisen, war schr dazu angetan, eine 
objektiv nüchterne Klarstellung des Sachverhalts auf katholischer Seite 
zu erschweren oder gar zu vereiteln. Der geschichtsfeindliche, wirklich- 
keitsfremde Apriorismus trieb in der Antikochliteratur seine üppigsten und 
auch mitunter — wunderlichsten Blüten.“ 


%) Ed. Hartel (Corpus script. eceles. latin. Vindobon. IlI pars I) 
S. 212. 
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ut ecclesia Christ; una monstreiur. Quam unam ecclessam 
eliam in cantıco canticorum Spiritus sanctus ex Persona 
Domini designat et dieit: Una est columba mea, perfecta mea, 
una est matris suae, electa genitrici suae (Cant. 6, 8). Hanc 
ecclesiae unitatem qui non tenet, tenere se fidem credit? Qui 
ecclesiae renititur et resistit, in ecclesia se esse confiüdit? 
Quando et beatus apostolus Paulus hoc idem doceat et sacra- 
mentum unitalis ostendat dicens: Unum corpus et unus 
spiritus, una spes vocationis vestrae, unus Dominus, una fides, 
unum baptısma, unus Deus (Eph. 4, 4-6). 

C.5. Quam unitalem tenere firmiter et vindicare debemus 
mazime episcopi qui in ecclesia praesidemus, ut episcopabum 
quoque ipsum unum adque indivisum probemus :.... Epi- 
scopatus unus est, curus a singulis in solidum pars tenelur. 

Diese Fassung des Textes ist von Chapman), der sich 
neben Adam in neuerer Zeit die größten Verdienste um das 
philologische Verständis des Cypriantextes erworben hat, 
mit durchschlagenden Gründen als die ursprüngliche 
bezeichnet worden. Auch hat er erwiesen, daß das Werk in 
dieser Gestalt von Cyprian bereits während seines freiwilligen 
Exils fern von Karthago um Ostern 251 verfaßt wurde, 
noch ehe ihm Kunde von einem Schisma in Rom zuge- 
kommen war. Dieser Text ist also nicht mit Rücksicht auf 
Rom geschrieben. Die Gegner, gegen die Cyprian kämpft, 
sind vielmehr die (karthagischen) Schismatiker, die be- 
haupten, ebenfalls eine Kirche mit Heilsgewißheit und 


1) Les interpolations dans le traite de St. Cyprien sur l’unite de 
leglise, in: Revue benedictine XIX. XX (1902/03), und nochmals ibid. 
XXVII (19010) S. 453ff., gegen Batiffol, L’eglise naissante et le catholi- 
cisme? (1909) S. 440ff., der diesen Text für die spätere, zweite Fassung, 
dagegen die andere Redaktion (vgl. über dieselbe unten S. 297 ff.) für die 
ursprüngliche erklärte. Chapman zustimmend Harnack, Chronol.d. 
altchristl. Literatur II (1904) S. 334 A.2 und 364, und andere; vgl. die 
Literaturübersicht bei H. Koch, Cyprianische Untersuchungen I. o. 8. 83, 
der nunmehr in diesem Punkte ebenfalls zustimmt (S. 110), doch vgl. 
unten 8. 296 A.2. Nur Batiffol hielt auch in der letzten Ausgabe * (1922) 
S. 440ff. an seiner abweichenden Ansicht fest und führte als Vertreter 
derselben Lacey, Unity and schism (1917) S. 177 ff. (mir nicht zugäng- 
lich) an. Gegen ihn und für Chapman mit Recht D’Ales, La th&ologie de 
St. Cyprien (1922) S.109 A.1. 
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Schlüsselgewalt zu besitzen. Ihnen stellt er, wie Adam 
ausführte!), die Lehre von der Einheit der Schlüssel- 
gewalt entgegen. Diese ideelle Einheit trotz praktischer 
Verteilung auf eine Vielheit von Bischöfen zu erweisen, 
dient ihm die Exegese von Matth. 16, 18. 19. Sein Argument 
aus v. 18 lautet: Super unum aedificat ecclesiam. Es wird in 
den folgenden Sätzen noch zweimal aufgenommen, 
einmal in Konfrontierung mit der anderen Bibelstelle, in 
welcher Christus die Schlüsselgewalt an alle Apostel verleiht, 
sodann mit der entsprechenden positiven Versicherung, 
daß die übrigen Apostel das gleiche consortium honoris ei 
potestatis mit Petrus gehabt hätten; dennoch sei origo 
unitatis ab uno incipiens durch göttliche Autorität eingesetzt, 
gehe das exordium ab unitate aus. Man darf diese Argu- 
mentation nicht verschieben, indem man den Hauptton auf 
das hoc erant utique et ceteri apostoli quod fuit Petrus legt und 
von da aus interpretiert, Cyprian spreche Petrus nur den 
einzigen Vorzug zu, daß er eine Zeitlang allein die 
Schlüsselgewalt — obendrein bloß potentiell, nicht aktuell — 
besessen habe, die dann an alle Apostel verliehen wurde?); 
man darf auch nicht über den nächsten Zweck dieser 
Argumentation hinaus in dieser Stelle „die in katholischen 
Kreisen anerkannten Grundzüge und Grundsätze kirch- 
lichen Gemeinschafts- und Verfassungslebens“ suchen?); 
man darf überhaupt, so muß hinzugefügt werden, Cyprians 
Ausführungen nicht klarer machen wollen, als sie tatsächlich 
sind. Die Einheit der Kirche in der Vielheit der Bischöfe 
rational zu beweisen, war eine ähnliche logische Nuß, 
wie jenes größte und schwierigste Problem christlicher 
Theologie, die Einheit Gottes in der Dreiheit der Personen 
zu beweisen, und vielleicht hat ein trinitarischer Beweisgang 

!) l.c. S. 108f. 

2) Dies die von Adam Il.c. und schärfer noch von Chapman, 
Revue bened. XXVII S.447ff., Ernst in: Katholik XCI, 2 (1911), 
S.ö5ff., und D’Ales, La theologie de St. Cyprien (1922) S. 133. 
bekämpfte These von Koch, Cyprian und der römische Primat 


(1910). 
®) Adaml.c.S. 104 A.1 gegen Koch S. 8, aber nicht minder gegen 
seine katholischen Bekämpfer vgl. oben S. 278 A.2. 
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des römischen Theologen Novatian sogar Pate gestanden bei 
dieser Argumentation Cyprians.!) 

Man muß vielmehr fragen: wie definiert Cyprian den 
Begriff unitas ecclesiae, und in welche Beziehung setzt er 
Petrus (super unum aedificat ecclesiam) zu dieser Einheit? 
Die Anwort ist den zahlreichen Stellen seiner Briefe zu 
entnehmen, in denen er Matth. 16, 18. 19 gleichfalls heran- 
zieht. Schon vor Abfassung von De unitate schrieb er in 
ep. 33, 12): Dominus noster, cuius praecepla metuere et 
servare debemus, episcopi honorem et ecclesiae suae rationem 
dispomens in evangelio loquitur et dicit Petro: Ego tibi dico, 
quia tu es Petrus etc. (Matth. 16, 18. 19). Inde per temporum 
ei successionum vices episcoporum ordinatio et ecclesiae ratio 
decurrit, ut ecclesia super episcopos constituatur et omnis actus 
ecclesiae per eosdem praepositos gubernetur. Cum hoc ita 
divina lege fundatum sit, miror quosdam etc., und in ep. 43, 
5°): Deus unus est et Christus unus et una ecclesia et cathedra 
una super Petrum Domini voce fundata. Aliud altare constitui 
aut sacerdotium novum fieri praeler unum altare et unum 
sacerdotium non potest. In der Zeit nach De unitate heißt esin 
ep. 70, 3%): Quando et baptisma unum sit et Spiritus sanctus 
unus et una ecclesia a Christo Domino nostro super Petrum 
origine unitalis ei ratione fundala, und in ep. 73, 7°): Mani- 
festum est autem, ubi et per quos remissa peccatorum dari 
possit, quae in baptismo scilicet datur. Nam Petro primum 
Dominus, super quem aedificavit ecclesiam et unde uniltatis 
originem instituit et ostendit, potestatem istam dedit, ut id 
solveretur quod ille solvisset, et post resurreclionem quoque ad 
apostolos loquitur dicens etc. (Jo. 20, 21—23). Unde intelle- 
gimus non nisi in ecclesia praepositis ... licere baptızare ei 
remissam peccalorum dare, foris autem nec ligart aliquid posse 
n.ec solvi, ubi non. sit, qui aut ligare possit aut solvere. 

Der Begriff unitas ecelesiae wird hier überall durch den 


5 


1) Vgl. H.Koch, Cyprianische Untersuchungen I.c. 8.93ff., 
wo mit Parallelstellen zu Cyprians De unitate aus Novatians De trinitate 
(ed. Fausset, 1909) der Nachweis versucht wird, daß Cyprian seine 
Beweisführung an diejenige des römischen Theologen angelehnt habe. 

®) Ed. HartellII S. 566. 3) 1.c. S. 594. 

%) l.c. 8.769. 5) l.c. S. 783. 
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Gegenbegriff ‚„schismatische Spaltung‘‘ bestimmt und mit 
einer Reihe anderer Begriffe gleichgesetzt. Unitas ist einer- 
seits das Heiligkeitsmerkmal, das ecclesia mit den höchsten 
transzendentalen Begriffen Gott, Christus, Heiliger Geist, 
Taufe (vgl. Eph. 4, 4-6) gemeinsam hat, andererseits das 
Echtheitsmerkmal für die Korrelatbegriffe von ecclesta: 
episcopatus und cathedra. Ep. 33 bezeichnet als ratio 
ecclesiae, ihr Wesen und Prinzip!), daß sie divina lege 
(Matth. 16, 18. 19) super episcopos constituta sei. Das 
letztere ist eine direkte Antithese zu Tertullians 'These 
ecclesia non numerus episcoporum, und so ist es offenbar auch 
das Vorbild Tertullians, der Matth. 16, 18.19 gegen die 
Bischofskirche wendete, gewesen, was Cyprian die Anregung 
dazu gab, sich dieses Bibelzitats für seine Zwecke zu 
bedienen, indem er esimentgegengesetzten Sinn deutete. 
Matth. 16. 18. 19 ist ihm die divina lex, welche die 
monarchische Bischofsgewalt stiftete.?) Er folgert 


!) Über ratio ecclesiue und ratio unitatis bei Cyprian (= „immanentes 
gedankliches Prinzip, Seinsgrund‘‘) vgl. Adam Il.c. S. 114ff. treffend 
gegen Koch S. 44f. („Erkenntnisgrund‘*). 

2) Das hat zuerst Sohm, Kirchenrecht I S. 251 klar ausgesprochen: 
„Indem der Herr Christus zu Petrus sagte... (Matth. 16, 18. 19), hat der 
Herr nach Cyprian den Episkopat eingesetzt.‘ Ebenso Turmel, Hist. du 
dogme de la papaute (1908) S. 134; Koch, Cyprian (1910) S. 30£.. 33, 97. 
D’Al&s, La theologie (1922) S. 120 ff. stützt seine Polemik gegen Turmel, 
die beweisen will, daß Cyprian vielmehr einen Primat des Petrus und der 
römischen Kirche aus Matth. 16, 18. 19 hergeleitet habe, auf die spätere 
Fassung von De unitate c. 4 und andere spätere Briefstellen, vorzüglich 
ep.59, 14, worüber vgl. unten S.293,297 ff. Aber ep. 33, 1 sieht er sich ge- 
nötigt bei dieser Beweisführung ausdrücklich auszuschalten, „car Pierre y 
apparait bien comme la personnification de l’episcopat, sur lequel repose 
l’eglise, mais non precisement comme prince des evöques“. Sehr richtig; 
aber gerade diese Stelle darf nicht ausgeschaltet werden, denn sie bringt 
noch früher als die erste Fassung von De unitate und ebenso klar wie diese 
andere Hauptstelle die Konzeption Cyprians zum Ausdruck. Über das 
Quid pro quo Petrus = Rom (vgl. schon oben S.264 A.4), das den Argu- 
mentationen von D’Al&s zugrunde liegt, vgl. auch unten S. 287 A. 1 und 
S.289 A.l. Auf ein Sowohl-als-auch-Kompromiß kommt Ernst in: 
Katholik XCI, 2 (1911) S. 268 hinaus: Christus habe in Matth. 16, 18.19 
„zugleich mit dem Primat auch den Episkopat gestiftet“. Demgegenüber 
gilt das gleiche wie gegenüber D’Ales, und vollends sind die späteren 
patristischen Zitate, die Ernst l.c. für solche Doppeldeutung anführt. 
für die Interpretation Cyprians natürlich nicht maßgebend. 
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aus dieser Bibelstelle 1. daß es in jeder einzelnen Kirche nur 
einen Bischof, also kein Schisma geben kann; 2. daß wie 
ecclessa so auch episcopatus unus ist. Er stellt sich diese 
Einheit des Episkopats unter dem Bilde der römisch- 
rechtlichen Solidarschaft vor, cuius (episcopatus) a singulis 
in solidum pars tenelur, ‚derart, daß jeder einzelne (Bischof) 
den gleichen Anteil und Anspruch auf den ganzen Episkopat 
hat‘‘!), und sieht sodann auch dies Verhältnis der Vielheit in 
der Einheit biblisch vorgebildet und verordnet: Jesus hat 
dieselbe Gewalt, die er Petrus durch Matth. 16, 18. 19 
verlieh, auch an die anderen Apostel verbiehen. Damit ist die 
gedankliche Verknüpfung seiner neuen Einheitstheorie mit 
der apostolischen Sukzessionstheorie des tertullianischen 
Zeitalters vollzogen.?) Damals hieß das Problem: die reine 
Kirche, und das Heilmittel: die dıadoyı @v dnoorölwr, 
die in jeder Einzelkirche durch die in ununterbrochener 
Sukzession auf ‚die Apostel‘ zurückgehende Reihe der 
Bischöfe, als Garantie der unverfälscht bewahrten zapddooıs 
z@v änocıölwv.?) Das neue Problem, mit welchem Cyprian 


!) De unitate c. 5 (siehe oben S. 279). Diese lange mißverstandene 
Phrase hat zuerst Casel in Rev. bened. XXX (1913) S. 413ff., dem sich 
D’Ales, La thöologie de St. Cyprien (1922) S. 131ff. anschloß, aus dem 
juristischen terminus technicus heraus richtig interpretiert, vgl. auch 
Salin, Civitas Dei (1926) S. 135 und 236, wo noch auf eine (mir nicht 
erreichbare) Spezialarbeit, A. Beck, Das römische Recht bei Cyprian, 
Preisarbeit der juristischen Fakultät Bern, 1924 (ungedruckt) verwiesen 
wird. Mit dieser richtigen Interpretation fällt eine der Hauptstützen der 
Kochschen „Episkopaltheorie Cyprians‘ („jeder Bischof hat teil an der 
bischöflichen Gewalt ir solidum, d. h. zum Ganzen hin, sofern er mit dem 
(esamtepiskopat in Verbindung steht“, l.c. 8.28). 

2) Richtig Sohm, Kirchenrecht I S.251: „Die Schlüsselgewalt, 
welche Petrus empfangen, ist die Episkopalgewalt, und diese selbe Episko- 
palgewalt ist durch die Reihenfolge der Bischöfe auf jeden Bischof über- 
gegangen.‘ Über die Sukzessionstheorie vgl. auch meine „Bischofsliste‘‘ 
l.c. S. 222. 

3) Die Hauptstelle ist Tertullian, De praescr. c. 32, ed. Preuschen 
S. 26: evolvant (die Häretiker) ordinem episcoporum suorum la per suc- 
cesstonem ab initio decurreniem, ul primus slle episcopus alıquem ex apostolıs 
vel apostolicis viris, qui lamen cum apostolis perseveraverit, habuerst aucdorem 
es antecessorem. Hoc enim modo ecclesiae apostolicae census suos deferunt, 
sicut Smyrnaeorum ecclesia Polycarpum ab Joanne conlocatum refert; 
sicut Bomanorum Clemeniem a Petro ordınatum. Ibidem ulique et ceterae 
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rang, die eine Kirche, war erwachsen aus der Gefahr, 
daß zwei Bischöfe gleichzeitig behaupteten, Repräsentanten 
der dıadoyn ıöv dnocıdAwv in einer Einzelkirche zu sein.!) 
Hiergegen bedurfte es der ideellen Gewähr einer die Vielheit 
der Bischöfe unlöslich zusammenbindenden Einheit, vor 
welcher jedes einzelne Schisma als eine Negierung des 
Episkopatsbegrifis selbst erwiesen und damit geistig über- 
wunden wurde. Cyprian fand sie in dem Herrenwort, 
welches Petrus als den Felsen bezeichnete, auf welchen die 
Kirche gegründet sei. Die apostolische Sukzessionstheorie 
reichte nur bis in das apostolische Zeitalter hinauf, Cyprians 
Einheitstheorie setzte ihr ein weiteres Glied nach rückwärts 
an, das die Kirche mit dem Uranfang aller Tradition, der 
Bibel selbst, verknüpfte, und tertullianische termini für die 
apostolischen Einzelkirchen wandelte er in solche für die 
eine durch Matth. 16, 18. 19 gestiftete Gesamtkirche um.?) 

Indem Cyprian diese seine Theorie auf Matth. 16, 18. 19 
aufbaute, mußte er vor allem Petrus in die Argumentation 


exrhibent quos ub apostolis in episcopalum constilutos apostolici seminis 
traduces habeunt. 


!) Vgl. Adam l.c. S. 105: „Die Bischöfe glaubten sich als Nach- 
folger der Apostel im Besitz der gesamten Schlüsselgewalt und vermeinten 
deshalb, auch ohne Beziehung und Rücksicht auf die Gesamtkirche eine 
gnadenbringende ecclesia bilden zu können. Die späteren donatistischen 
Bischofskirchen melden sich hier bereits an.“ 

3) Vgl. weiterhin im Text die Nachweisungen bezüglich matrix 
ecclesia und cathedra una. Diese terminologische Abhängigkeit Cyprians 
von Tertullian ist selten ins einzelne verfolgt worden, denn in den Er- 
örterungen über die Entwicklung des Kirchenbegriffs (vgl. z. B.Harnack, 
Dogmengesch.* I S. 405ff.), in welcher Cyprian eine so bedeutende Rolle 
spielt, wurde naturgemäß gerade seine gegensätzliche Stellungnahme 
zu Tertullian betont. Aber jene trotzdem bestehende Abhängigkeit ist 
daneben nicht minder wichtig; sie lehrt, daß man die Genesis des cypri- 
anischen Kirchenbegriffs bestimmter als es gewöhnlich geschieht, aus der 
afrikanischen Schule, speziell aus Tertullian heraus, entwickeln muß. 
Meist wird vielmehr Rom und einer angeblich von dort ausgehenden 
Lehre vom Primat des Petrus auf Grund von Matth. 16, 18.19 die ent- 
scheidende Rolle in dieser Entwicklung zugeschrieben, so noch jüngst bei 
Salin, Civitas Dei (1926) S. 136ff. Aber Matth. 16, 18.19 hat vielmehr 
Tertullian aufs Tapet gebracht, siehe oben unter I, und von ihm hat 
Cyprian die Anregung zu seiner (gegensätzlichen) Exegese erhalten 
(siche oben 8. 282). Bez. des Primats Petri vgl. unter II, 2. 
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einbeziehen; während Tertullian bei der Exegese von 
Matth. 16, 18. 19 mit der Bedeutung von ecclesia gerungen 
hatte, rückte Cyprian das super unum (scil. Peirum) 
aedificat ecclesam in den Mittelpunkt. 

Was ist nun nach Cyprian die Beziehung des Petrus zu 
una ecclesia = unus episcopatus? Nach Koch!) ‚findet der 
Satz (super unum aedificat ecclesiam) seine Erklärung in den 
beiden anderen Sätzen (unstatis originem ab uno incipientem 
sua auctoritate disposuit und exordium ab unitate proficiscitur) 
und will einfach besagen: mit Einem beginnt der Kirchen- 
bau“. Chapman?) wies den Übersetzungsfehler nach, auf 
dem diese Interpretation Koc hs aufgebaut ist: ‚Nicht “mit”, 
sondern ‘auf’, und das macht den ganzen Unterschied aus. 
Cyprian dachte niemals daran, Petrus als den ersten Grund- 
stein, der gelegt wurde, zu bezeichnen, sondern als den 
Felsen, auf welchem die Gründung erfolgte.‘‘?) Seine eigene 
Antwort auf die Frage, worin die Prärogative des Petrus 
bestehe, lautete viel vorsichtiger *): Zeitliche Priorität allein, 
wie Koch meinte, sei es nicht; ‚‚was übrigbleibt, ist offenbar 
die Metapher, die der Herr gebraucht, der Name, den er 
Petrus gibt. Dies allein ist (für Cyprian) ausreichend, 
um die Einheit des Baues, der auf ihm errichtet ist, zu 
beweisen, ohne daß genau definiert wird, was es 
umfaßt. Auf den Einwurf wird nicht wirklich eingegangen: 
ja, ich weiß, sie hatten alle dieselbe Gewalt, aber die Kirche 
ist auf einen gebaut. Ich glaube, es ist zwecklos, die 
Stelle weiter zu befragen.“ 

Es mag in der Tat ein schwieriges und gewagtes Unter- 
nehmen sein, die Prärogative des Petrus, wie sie Cyprian 
meinte, auf eine präzise Formel zu bringen®), aber etwas 


I) Cyprian l.c. 8.13. 

2) Rev. bened. XXVII S. 448. 

3) Mit Recht spotteterüber Kochs(l. c. S. 43) verzwickte Definition 
(„Petrus ist nicht Realgrund, nicht Ursache und Mittelpunkt, sondern nur 
der zeitliche Ausgangspunkt und der Erkenntnisgrund der kirchlichen 
Einheit‘): „Und all das ist in super unum aedificat ecclessam enthalten! 
Was für eine komische Art von Felsen!“ (l.c. S.453 A.]l). 

4) l.c. S. 462. 

5) Adam l.c. S. 119 versuchte gleichwohl folgende Formulierung: 
„Die in Petrus gestiftete Ungeteiltheit der Schlüsselgewalt sollte für die 


2856 Erich Caspar, 


Negativesläßt sich, wie Adam richtig erkannte, doch noch 
mit Sicherheit sagen. ‚Welche Bedeutung‘, so fragte er), 
„spricht Cyprian dem hl. Petrus zu? Der Text weiß jeden- 
falls nichts von einer aktiven Sondergewalt, welche etwa die 
auseinanderstrebenden Teilgewalten der Apostel bzw. Bi- 
schöfe zur Einheit verbinden müßte. Alle Versuche, Cyprians 
Argument in diesem Sinne auszulegen?), scheitern an dem 
nackten Wortlaut. Das super istam petram aedificabo eccle- 
siam meam. glaubt Cyprian durch die Tatsache erschöpft, 
daß Petrus es war, dem die Kirchengewalt ursprünglich 
ungeteilt übertragen wurde.‘ Mit anderen Worten: Cyprian 
vindiziert Petrus keinerlei Oberhoheit über die una ecclessa, 
wie es die spätere römische Theorie vom Primat Petri und 
seiner römischen Nachfolger tut. Die Organisation der 
Kirche erblickt er nicht in einer vertikalen, sondern in einer 
horizontalen Ordnung?), in einem Liebesbunde gleich- 
geordneter, für ihre Amtsführung nur Gott verantwortlicher 
Bischöfe, der durch ‚‚den Kitt der Eintracht‘ zusammen- 
gehalten wird.?) 


-— Br 


künftige Entfaltung der ecelesia super episcopos conslituta der einheitliche 
Ausgangspunkt und damit das einheitbildende Prinzip, der eigentliche 
fortzeugende Grund ihrer Einheit werden (ratio ecclesiae, ralio untlatıe). 
Insofern jene Ungeteiltheit der Schlüsselgewalt in Petrus gestiftet wurde, 
ist Petrus selbst nach dem Willen Jesu der geborene Repräsentant und 
damit auch der fortwirkende Ausgangspunkt der unitas clavium ... 
vermöge der in ihm ursprünglich errichteten Einheitlichkeit und Un- 
geteiltheit der Schlüsselgewalt, die nach der Anordnung des Herrn für die 
Kirche einheitbildend und erhaltend wirken sollte.‘ 


)1.c. 8.108. 

°®) Den letzten Versuch in dieser Hinsicht: unternahm D’Ales, 
La theologie de St. Cyprien (1922). der I. c. S. 120 De unitate c.4 —d.h. 
die spätere Fassung, die er allein berücksichtigte, siehe oben S. 282° 
A.2 — mit erstaunlicher Zuversichtlichkeit „sans contredit le t&moig- 
nage le plus aolennel rendu par C‘'vprien & la primaute du successeur de 
Pierre“ nennt. Es ist überflüssig. das schon oft, auch von katholischer 
Seite, Widerlegte noch einmal zu widerlegen. 

2) Vol. Adam l.c. S.217: „Die Einwirkung Petri auf die Kirche 
geschieht (nach C'yprian).... in der Horizontale, nicht in der Vertikale.“ 

4) De unitate c. 23, ed. Harte! 8.231: Una ecelesia eius et fides una 
et plebz una in »olidam rorporis unilatem romcordiae glutino copulata; 
ep. 66,81. c. IT S. 733: (fecclesia) utique conexa et cohaerentium sibi invirem 
sacerdotem glutino copulata; ep. 68, 3 1. c. TI S. 746: C’opiosum corpus ert 
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Es fehlt in der ersten Fassung von De unitate überhaupt 
jede Brücke hinüber zu jenem späterenrömischen ‚Primat‘‘. 
Denn hier wie in den übrigen bisher angezogenen Briefen ist 
gar nicht von der römischen Einzelkirche die Rede. Die una 
erclesta, die in Matth. 16, 18. 19 auf Petrus begründet ist, 
ist nämlich hier überall die Gesamtkirche, die alle 
Einzelkirchen umspannt.!) Zwei bisher wenig oder gar nicht 


sacerdotum concordiae muluae glutino atque untlalis vinculo copulatunn. 
Ferner: ep. 55, 211. c. 11 S. 639: Manente concordiae vinculo el perseverante. 
catholicae ecclesiae individuo sacramento actum suum disponit et diriqit 
unusquisque episcopus ralionem proposils sui Domino redditurus; ep. 59, 14 
l.c. 11 8.683: Singulis pastoribus portio gregis sit adscripta, quam regal 
unusquisque et gubernet ralionem sui aclus Domino redditurus. So schreibt 
Cvprian schon vor jedem Konflikt mit römischen Befehlsansprüchen im 
Ketzertaufstreit mit Stephan I (siehe unten II], 3). in welchem er dann die 
gleiche Anschauung nur nachdrücklicher und mit biblischer Fundierung 
sowie polemischer Ergänzung vorträgt, ep. 69, 17 l.c. 8. 765: nemini 
praescribentes, quominus slatuat quod putat unusquisque praeposilus, 
actus sur ratiomem Domino redditurus, secundum quod b. apostolus Paulus ın 
epistula sua ad Romanos (14, 12. 13) sersbit et diest: unusquisque nostrum pro 
se rationem dabnt. Nom ergo nos invicem iudicemus; ep. 72,31. c. II S. 778: 
Qua in re nec nos vim cuiquam facimus aut legem damus, quando habeat in 
ecclesiae administratione voluntatis suae arbitrium liberum unusquisque 
praeposius, ralumem actus ui Domino redditurus. Koch, Cyprian (1910), 
Kap. IX. S. 54ff., hat alle diese Stellen zum ersten Male zum Gesamtbilde 
der evprianischen Konzeption von der Kirchenorganisation zusammen- 
gefaßt. und darin liegt das große Verdienst. seiner Arbeit, so verfehlt auch 
seine Einzelinterpretation der 'Episkopaltheorie’ Cyprians (s. oben S. 283 
A.1, 285), insbesondere der dem Petrus zugewiesene Stellung war. 

1) Die Frage, wo bei Cyprian ecdesia die Gesamtkirche und wo es die 
Einzelkirche bedeutet, ist für die Interpretation jeder einzelnen Stelle 
von Wichtigkeit. Sie ist wohl zu unterscheiden von der anderen Frage, 
ob ecclesia, wie in der älteren Zeit. als eine himmlische Gemeinschaft des 
Glaubens, deren Abbilder die irdischen Einzelkirchen sind, oder, wie bei 
Cvprian, als eine empirische Konföderation, cine einheitliche Organi- 
sation der Einzelikirchen, gefaßt. wird (vgl. Harnack, Dognıengesch.* I 
8.418). Über der letzteren, für die Entwicklung des Kirchenbegriffs 
wichtigen Unterscheidung ist die erstere zumeist vernachlässigt worden. 
Was O. Ritschl, Cyprian und die Verfassung der Kirche (1885) S. 88 zur 
Frage ecclesia = Gesamtkirche oder = FEinzelkirche bietet, sind außer der 
Fragestellung nur Ansätze, und bei Späteren vermißt man häufig sogar 
eine klare Fragestellung. (Doch vgl. die richtigen Bemerkungen von 
Turmel. Hist. du dogme de la papaute [1908] S. 115 A. 1). Damit hängt. 
es zusammen, daß die meisten Forscher sämtliche Aussagen Cyprians über 
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beachtete Quellenstellen erweisen das zur Evidenz. Die eine ist 
Tertullian De baptism.c.15?): unus Deus et unum baptismum 
et una ecclessa in caelis, die Vorlage für Cyprian ep. 70, 
3: baptisma unum et spiritus sanclus unus et una ecclesia a 
Christo Domino super Petrum fundata?); die andere ist 
Cyprian Ad Fortunatum c. 113): In Apocalypst Dominus 
mandata sua divina et praecepta caelestia ad septem ecclesias et 
earum angelos dirigit, qui nunc istic numerus in fratribus inve- 
nitur, ut consummatio legitima conpleatur. Cum septem 
liberis plane copulatur et mater origo et radix, quae ecclesias 
septem postmodum peperit, spsa prima el una super pelram 
(al. codd. Petrum) Domini voce fundata; die sieben Kirchen 
von Ephesus, Smyrna, Pergamon, Thyatira, Sardes, Phil- 
adelphia, Laodicea (welche Cyprian neben anderen Beispielen 
für die Bedeutung der Siebenzahl als Symbols der Voll- 
kommenheit anführt), sind natürlich nicht Töchter der 
römischen Kirche, und wenn Cyprian die mater origo et 
radix dieser sieben Kirchen mit der (ecclesia) prima et una 
super peiram (Petrum) Domini voce (Matth. 16, 18. 19) 


Petrus alsbald als Aussagen über die römische Kirche auffassen oder doch 
mit der römischen Kirche in Beziehung setzen. Die letzte Ursache dieser 
Unklarheit ist natürlich die oben S. 272 ff. widerlegteallgemeine Vorstellung, 
daß Rom seit je als die ecclesia Petri galt, während es erst Cyprian selbst 
gewesen ist, der aus besonderem Anlaß und zu einem bestimmten Zeit- 
punkt, der später als die erste Fassung von De unitate und die im Text 
besprochenen Briefe liegt, den Begriff cathedra Petr: für die römische 
Kirche geprägt und damit jene Identifizierung vollzogen hat, siehe unten 
S. 302 fl. 

1) Opera ed. Öhler I, S. 633. 

2) Die gemeinsame Grundlage beider Stellen, Eph. 4, 4-6: Unum 
corpus ei unus spiritus, sicut vocalı eslis in una spe vocalionis vestrae, 
unus Dominus, una fides, unum baptisma, unus Deus, spricht nicht von 
ecclesia, also ist direkte Vorlage Cyprians Tertullian, und beide meinen 
die Gesamtkirche.Ep. 70, 3 darf also nicht, wie eg Harnack, Dogmen- 
geschichte I S. 420 A.2 tut, unterschiedslos mit Cyprianzitaten, welche 
auf die römische Einzelkirche gehen (ep. 59, 14 u.a., s. unten S. 292), 
zusammengestellt werden. Die textliche Abhängigkeit Cyprians von 
Tertullian geht auch hier Hand in Hand mit gegensätzlicher Inter- 
pretation von ecclesia, vgl. Harnack l.c. S.4ll A.3, wo er die Ter- 
tullianstelle unter anderen als Beleg für den älteren, von Cyprians 
hierarchischem verdrängten Kirchenbegriff (s. S. 287 A. 1) zitiert. 

3) Ed. HartellI S. 338. 
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fundata identifiziert, so ist die letztere nicht mit der rö- 
mischen, sondern mit der Gesamtkirche gleichzusetzen.!) 

Diese ecclesia una wird, weil ihr Gegenbegriff das 
Schisma ist, in ep. 66, 82) als ecclesia quae catholsca una est?). 
scissa non sit neque divisa, sed sit utique conexa et cohaerentium 
sibi invicem sacerdotum glutino copulata definiert. Auch als 
matr:z wird sie dem Schisma gegenübergestellt in ep. 71 
2%): quod nos quoque hodie observamus, ul quos constet hic 
baptizatos esse et a nobis ad haereticos transisse, si postmodum 
peccalo suo cognito et errore digesto ad veritatem et matricem 
vedeant, satis sit in paenitentia manum inponere. Das 
Wort stammt, wie so häufig bei Cyprian, aus Tertullian ; 
aber dieser sprach von ecclesiae matrices et originales aposto- 
lischer Lehrtradition in der Mehrzahl), Cyprian bildete den 
tertulliansichen Kollektivbegriff zu einem Prädikat der una 
ecclesia um. Weil es sich bei una ecclesıa stets um die 
Gesamtkirche handelt, kann Cyprian, als ein in Solidarschaft 
am unus episcopatus teilhabender Bischof sagen, indem er 
sich selbst einschließt: Episcopi qui in ecclessa (weiterhin 
definiert als unum caputi ei orsgo una ei una mater®)) 
praesidemus (De unitate cap. 5), oder noch deutlicher ep. 73, 
11°): ecclessam quae una est et super unum, qui et claves eius 


on nn  — 


1) Diese Stelle ist wie bei Harnack |. c. so in den meisten neueren 
Interpretationen von una ecclesia super Petrum fundata übersehen worden. 
Nur Ernst in: Der Katholik XCI, 2 (1911) S. 227 A. 2 nach dem Vorgang 
‘von Kneller in: Zeitechr. f. kath. Theol. 1911 S. 263 deutete sie mit 
Bestimmtheit auf die Gesamtkirche. D’Alds, La theologie de St. Cyprien 
S. 152 erblickt in dem super Peirum fundata doch eine Beziehung auf die 
römische Kirche, vgl. was oben 8. 282 A.2 und 287 A. 1 über dies Quid 
pro quo Petrus = Rom gesagt ist. 

2) Ed. HartelllI S. 733. 

3) Über catholica ecclesia, Aufkommen und Bedeutung dieses 
“Terminus in der Patristik, vgl. zuletzt Koch, Cyprian. Untersuch. 1. c. 
8. 102ff. 

4) Ed. HartellI S. 772. 

5) De praescr. c.21 ed. Preuschen S. 17: si haec ila sunt, constat 
proinde omnem doctrinam, quae cum ülis ecclesiis apostolicıs matricibus ei 
originalibus fidei conspiret, veritals depulandum. 

©) Auch sater ecclesia hat Cyprian aus Tertullian, vgl. die von 
Harnack, Dogmengesch.* I S.409 A.2 gesammelten Stellen. 

?), Ed. HartelII S. 786. 
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accepit, Domini voce fundata ... haec est una quae tenel et 
possidet omnem sponsi sui ei domins polestatem, in hac 
praesidemus, und ep. 73, 21): nos autem, qui ecclesiae 
unius caput et radıcem tenemus. 


Neben una ecclesia spricht Cyprian in ep. 43,5 nun endlich 
auch von (una ecclesia et) cathedra una super Petrum Domini 
voce fundata. Was bedeutet das? O.Ritschl?) erklärte zu- 
versichtlich: ‚Daß an dieser Stelle mit cathedra una super 
Petrum fundata der römische Bischofsstuhl als Besitz der 
Nachfolger Petri gemeint sei, dürfte dem Unbefangenen 
nicht zweifelhaft sein. Denn daß jede andere Deutung 
ausgeschlossen ist, zeigen mehrere Parallelstellen. In ep. 48, 
3 lesen wir in Beziehung auf Cornelius: Communicatio tua, 
id est catholicae ecclesiae unitas pariter et carıtas, undin ep. 55, 
8 heißt es direkt vom römischen Stuhl: Fabiant locus, ıd est 
Petri locus. Ebenso können in ep. 59, 14: Navigare audent et 
ad Petri cathedram adque ad ecclesiam principalem, unde 
unitas sacerdotalis exorta est, die Aussagen nur auf den 
römischen Stuhl bezogen werden.“ Ist diese Deutung 
wirklich so sicher? ‚Die cathedra Petri‘ — von locus 
Petri zu schweigen — und ‚‚die eine cathedra, die auf 
Petrus gegründet ist“, sind für den ‚Unbefangenen“ sicher 
nicht dasselbe, zumal wenn man bedenkt, daß Cyprian nicht 
mit dem bereits übernommenen Begriff eines ‚Stuhles Petri“ 
arbeitet, sondern beide Ausdrücke erst selbst geprägt hat?): 
bei zwei trotz sprachlicher Verwandtschaft doch sinnver- 
schiedenen Formulierungen ist vielmehr gerade O. Ritschls 
Deutung, daß C'yprian mit ihnen ein und dasselbe be- 
zeichnen wollte, „ausgeschlossen“. Cathedra una steht nun 
in ep. 43, 5 in engster Verbindung mit una ecclesia; das 
Partizip super Petrum fundata kann grammatisch auf beide 
gemeinsam bezogen werden, und das muß sogar sinngemäß 
geschehen, wenn man die Parallelstellen ecclesia super 
Petrum origine unitatis et ratione fundata (ep. 70, 3), ecclesia, 
quae una est el super unum Domini voce fundata (ep. 73, 11) 
und (ecclesia) prima et una super petram (Petrum) Domint 


!) Fd.Hartel II S.779. 2) Cyprian l.c. 8.92. 
3) Siche oben 8. 276. 


Primatus Petri. 291 


voce fundata (Ad Fortun. c. 11) danebenhält. Es kommt 
hinzu, daß cathedra una, gleich dem Prädikat matrix für 
ecclesta una!), die Umbildung eines tertullianischen Kollektiv- 
begriffs cathedrae apostolorum?) durch Einbeziehung in den 
Begriffskomplex unstas ist. Auch cathedra una super Petrum 
fundata gehört also der Sphäre der Gesamtkirche an.?) 
Jene Parallelstellen ep. 48, 3 und 59, 14 aber, welche 
O. Ritschl anführte, sind so wenig eindeutig in seinem 
Sinn, daß sie vielmehr, wie die anschließende Forschung 
gelehrt hat, Schwierigkeiten der Interpretation bergen, 
welche er noch garnicht gesehen hatte. In ep. 48, 3*) 
schreibt Cyprian an den römischen Bischof Cornelius, 
er habe die von Karthago nach Rom Reisenden gemahnt, 
ut ecclesiae catholicae matricem et radicem agnoscerent,und: ut 
te universt collegae nostri et communicationem tuam, id est 
catholicae ecclesiae unıtatem pariter et caritatem, tenerent. 
Die matrix et radıx catholicae ecclesiae resp. die catholica 
ecclesia ist auch hier wie an den früheren Stellen, was jetzt 


1) Siehe oben S. 289. 

2) Siehe oben S. 272. 

3) Das Richtige hatte längst vor O. Ritschl bereits A. Ritschl, 
Die Entstehung der altkath. Kirche? (1857) S. 573 A.2: „In der Stelle 
ep. 43, 5 ist nicht auf den römischen Stuhl, sondern auf die auf Petrus 
beruhende Einheit des Episkopats angespielt.‘‘ Ebenso Turmel, Hist. du 
dogme de la papaute (1908) S. 121f. (vgl. unten S.303 A.1), ferner 
Chapman in Rev. bened. XXVII S. 451 („der monarchische Charakter 
des Episkopats“) und Ernst in: Katholik XCI, 2 (1911) S. 220 A.3 
(„der in Petrus geeinigte Gesamtepiskopat ... die cathedra una steht der 
una ecclesia und dem unum sacerdotium parallel, ist gleichbedeutend mit 
dem episcopatus unus“‘), vgl. ibid. S. 267 A. 3; aber Ernst vermengt damit 
den Primatsbegriff (S. 267: „die Gesamtkirche ... una ecclesia et cathedra 
una ... durch die Primatialgewalt, die dem hl. Petrus und seinen Nach- 
folgern durch den Herrn übertragen worden ist‘), wodurch sich die 
cathedra una doch wieder mit der römischen cathedra Petri und seiner 
Nachfolger deckt. Vgl. dagegen unten S. 302 ff. Identität beider Begriffe 
nahmen mit O. Ritschl ohne weiteres auch Harnack, Dogmengesch * I 
S. 420 mit A.2 und Adam (siehe oben S. 272 und unten 8. 303 A. 3) 
an, andere deuteten diese Identität so, daß die una cathedra die sich 
in jeder Einzelkirche wiederholende cathedra Petri sei. so Langen, 
Gesch. d. röm. Kirchel S. 340, Sohm, Kirchenrecht I S. 345, Koch, 
Cyprian S.4lff., 97. Dagegen mit Recht Ernst l.c. S. 263 ff. 

*) Ed. Hartelll S. 607. 

19* 
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allerseits anerkannt ist, die Gesamtkirche!): weil Cor- 
nelius der rechtmäßige Bischof ist, deshalb ist die com- 
munscatio mit ihm die unitas catholicae ecclestae. Diese 
Stelle fällt also nicht aus dem Rahmen der übrigen von der 
Gesamtkirche sprechenden heraus. Aber indem sie sich auf 
ein Schisma in der römischen Kirche bezieht, wird sie 
mehrdeutig: man könnte sie auch so verstehen, als sei die 
communscalio mit der römischen Kirche die unstas catho- 
licae ecclesiae. Ist diese Deutung falsch und die andere allein 
richtig? Mit anderen Worten: kann Cyprian das letztere 
nicht gemeint haben, oder findet sich auch dieser Gedanke 
irgendwo bei ihm und ist somit entweder ein gewollter 
Doppelsinn?) oder eine unbeabsichtigt schillernde Be- 
deutung anzunehmen? 


Noch schwerere Rätsel gibt ep. 59, 14 auf. Was heißt 
Petri cathedra adque ecclesia principalis, unde unitas sacer- 
dotalis exorta est? Hier ist umgekehrt kein Zweifel, daß 
Cyprian von der römischen Kirche spricht. Aber wie 
stimmt ecclesia princıpalis mit unde unitas sacerdotalis exorta 
est zusammen? Sohm?) interpretierte: ‚Mit Recht sagt 
Cyprian: von Rom ist der Episkopat in die ganze Welt 
ausgegangen. In Rom steht der erste Bischofsstuhl, von 
welchem alle übrigen nur eine Nachbildung darstellen. 
Rom ist die Mutter und Wurzel der Christenheit (weil die 
Muttergemeinde und die Wurzel des Episkopats, welcher die 
Kirche trägt). Auf der römischen Gemeinde und ihrem 
Bischofsstuhl ruht die Einheit der Christenheit.“?) Wenn 


I) So zuerst Turmel, Hist. du dogme de la papaute (1908) 8. 115 
A.1, dann mit ausführlicher Begründung Koch, Cyprian (1910) 8. 74 ff.. 
dessen Argumenten Ernst in: Katholik XCH. 1 (1912) S.8ff. und 
D’Ale&s. La theologie de St.Cvprien S.149ff. sich in diesem Fall anschlossen, 
während man früher in dieser Stelle ein evprianisches Zeugnis für den 
römischen Primat erblickte. 

2) Dies die Ansicht von Ernst l.c. und D’Alea l.c. 

3) Kirchenrecht I S. 382. 

4) Sohm stützte seine Interpretation von ep. 59, 14 noch durch 
folgenden Hinweis (l.c. S.252 A.6): „Infolge (seiner) Auffassung (daß 
Rom der Ursprung des Episkopats sei) betrachtet C'yprian die früheren 
römischen Bischöfe auch als seine Vorgänger, ep. 68, 5: anlecessorum 
nostrorum bealorum martyrum Cornelü et Lucti hımor; ep. 59, 10: ante- 
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Cyprian das wirklich hat sagen wollen, so müßte man 
feststellen, daß er hier eine Anschauung äußert, die er 
nirgends sonst vertreten hat, und die mit einer Fülle seiner 
anderen Aussagen in Widerspruch steht. Nirgends sonst 
führt Cyprian die unttas auf Rom, noch überhaupt auf eine 
konkrete Einzelkirche zurück. Diese Schwierigkeit hat 
D’Ale&s!) gesehen: „Sicherlich geht die Konzeption Cyprians 
‚(in De ecclesiae unitate) über die Grenzen einer Einzelkirche 
hinaus. Sie erstreckt sich auf die Gesamtkirche, die auf 
Petrus gegründet ist, auf die Kirche, die ihr Zentrum in 
Rom hat.‘ Aber er wußte, wie schon dieser Schlußsatz zeigt, 
Rat zu schaffen durch folgende Sinnverknüpfung zwischen 
ecclesia principalis und unde sacerdotalis unitas exorta est?): 
„Erst an dem Tage, da Petrus seinen Sitz in Rom nahm, ... 
begann die römische Kirche die Einheit des Sacerdotiums zu 
bilden.‘ ‚Cyprian beschäftigt sich hier nicht mit der 
persönlichen Rolle des Petrus, sondern mit der historischen 
Rolle der Kirche, wo sein Nachfolger sitzt. Diese Rolle 
konnte nicht mit der persönlichen Investitur des Petrus 
beginnen, weil es damals noch keinen Stuhl Petri und keine 
Kirche gab.“ Aber diese Interpretation beseitigt die 
Schwierigkeiten nicht, sondern stellt sie wider Willen erst 
recht klar ans Licht. Cyprians sämtliche Erörterungen über 
die Frage, woher die unitas ihren Ursprung habe?), basieren 


— 


cessorum eliam nostrorum ... Fabianı et Donatı (wie Fabian, der be- 
kannte römische Bischof, so erscheint hier umgekehrt Donatus, ein 
unbekannter, wahrscheinlich karthagischer Bischof als Vorgänger auch des 
römischen Bischofs Cornelius, an den der Brief gerichtet ist)“. Diese Inter- 
pretation ist bereits von Ernst in: Katholik XCI, 2 (1911) S. 266 als 
unmöglich erwiesen: antecessores sind im ersteren Fall die Cyprian im 
Tode vorangegangenen Fabian und Lucius (die als Bischöfe vielmehr 
jünger als er waren), im zweiten Fall ist es wohl disjunktiv zu nehmen, 
Fabian antecessor des Cornelius, Donatus antecessor des Cyprian; wollte 
man es aber selbst wörtlich nehmen, so wären gerade in diesem Fall ante- 
cessores der Bischöfe nicht die römischen als solche, sondern die früheren 
Bischöfe insgesamt im Verhältnis zu den lebenden, und zwar weil sie 
alle in solidum am unus episcopalus teilhaben; es handelte sich dann 
um die Idee apostolischer Sukzession in Kombination mit der cypri- 
anischen unitas-Theorie, vgl. oben S. 283. 

!) La theologie de St. Cyprien S. 393. 

2) l.c. 8. 394. 3) Siehe oben S. 281 ff. 
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ja auf der Exegese von Matth. 16, 18. 19, also auf der 
„persönlichen Investitur des Petrus“, und sie haben an sich 
gar nichts mit Rom zu tun, weil es im Augenblick dieser 
Verheißung an Petrus allerdings ‚noch keinen (römischen) 
Stuhl Petri gab“. 

Diese Interpretation von ep. 59, 14 als eines „Haupt- 
pfeilers cyprianischer Primatsgedanken bei katholischen 
und protestantischen Theologen‘‘!) wollte Koch durch eine: 
andere widerlegen, welche indes nicht glücklicher genannt 
werden kann. Er ging umgekehrt von unde sacerdotalis 
unstas exorta est aus und suchte ecclesta principalis mit den 
anderen Stellen über den Ursprung der unitas in Einklang zu 
setzen?): ‚Die römische Kirche ist die ecclesia principalis, 
weil der princepse Petrus ihr erster Bischof ist ... Wie 
Petrus chronologisch der älteste Apostel, so ist für Cyprian 
Rom ideell die älteste cathedra und ecclesia, mit der die 
priesterliche Einheit angefangen hat.‘‘ Aber ecclessa princi- 
palis heißt nicht ‚älteste‘ oder ‚„Urkirche‘?); eine solche 
Deutung könnte auch nur mittels einer höchst gekünstelten 
„ideellen‘‘ Umdeutung auf Rom, das ja tatsächlich jünger als 
z.B. Jerusalem oder Antiochia war, angewendet werden; 
vor allem aber wird der Einklang mit Cyprians unstas- 
Theorie auch so nicht hergestellt, denn diese führt auf die 
Stiftung der Gesamtkirche in Matth. 16, 18. 19 zurück. 
Nicht ohne Recht spottete Chapman): „Es scheint kaum 
glaublich, daß Koch das meint“ ; aber er fuhr resigniert fort: 
„Ich versuche nicht, genau zu definieren, was Cyprian 
meinte, aber er meinte ein gut Teil mehr als das‘ (was 
Koch ihn sagen läßt). Diese Resignation war klug, weil sie 
die Schwierigkeiten der Interpretation am schärfsten sah und 
offen anerkannte?) 


1) Koch, Cvprian (1910) 8. 92. 

2) ].c. S. 96. 

8) So übersetzte Langen, Gesch. d. röm. Kirche I S. 340 ecclesia 
principalis nach dem Vorgang von Reinkens, Die Lehre des hl. Cyprianus 
von der Einheit der Kirche (1873) S. 26 (,.die primitive, die erste der 
Zeit nach‘‘), wogegen mit Recht schon O.Ritschl. Cyprian S. 92. 

1) Rev. bened. XXVII S. 462 A.1. 

5) EheKochs Interpretation vorlag. hatte übrigens auchChapman 
eine Übersetzung versucht. vgl. Revue hened. XX (1903) 8. 43: „Dadurch, 


Primatus Petri. 295 


Mit Definitionen kommt man in der Tat niemals aus 
diesen Schwierigkeiten heraus, sondern man muß sich 
zunächst darüber klar werden, wodurch sie verursacht sind, 
und worin sie bestehen. Sie sind verursacht durch das 
Zusammentreffen von Aussagen über die römische Einzel- 
kirche mit Gedankengängen der unitas-Theorie über die 
Gesamtkirche, und sie bestehen in Unklarheiten des 
Cypriantextes selbst. Es muß versucht werden, diesen 
Unklarheiten auf die Spur zu kommen und sie quellenmäßig 
bis an ihre Wurzel zu verfolgen. Es handelt sich um eine 
kleine Sondergruppe von Quellenstellen!), die sämtlich 
der römischen Korrespondenz Cyprians angehören, und 
somit um ein Sonderproblem, das auch eine besondere 
Untersuchung für sich erfordert. Es war ein methodischer 
Fehler der bisherigen Forschung, diese Gruppe von Quellen- 
stellen interpretatorisch mit dem Gesamtschrifttum Cyprians 
zu vermengen, und entweder, gestützt auf die Menge der 
übrigen Stellen, das Besondere aus dieser Quellengruppe 
heraus zu interpretieren, wie Koch, oder umgekehrt in ihr 


daß Petrus in Rom seine cathedra errichtete als Zentrum der Einheit der 
Gesamtkirche und Typus der Einheit der Einzelkirchen, ist Rom die 
ecclesia principalis geworden, von welcher die bischöfliche Einheit ihren 
Ursprung genommen hat.‘ — Einen dritten Ausweg, der indes noch 
weniger gangbar ist als die übrigen, suchte Turmel, Histoire du dogme de 
la papaute S. 122: „(Cyprien) avoue que le corps episcopal d’Afrique, 
ce qu’il appelle l’unttas sacerdotalis, vient de Rome et que Rome est l’Eglise 
principale, l’eglise-mere, celle & qui les eglises d’Afrique doivent leur 
fondation et dont elles sont les filles“ ; er verwies S. 89 A. 1 zur Erklärung 
von principalis auf Tertullian De praeser.c.36: Roma, unde nobis quoque 
aucioritas praesto est. Während Batiffol, L’eglise naissante? (1909) 
S.449 A.2,undKoch, Cyprian, S. 95 die letztere Parallele beifällig zitierten, 
wies sie D’Ale&s, La theologie de St. Cyprien S. 390 mit Recht ab. Vor 
allem ist es aber unmöglich, den universalen Einheitsbegriff sacerdotalis 
unslas hier auf den afrikanischen Episkopat einzuschränken. 


ı) D’Ales, La theologie l.c. S.114 verkehrte das numerische 
Verhältnis in das Gegenteil, wenn er sagte, daß „Petrus für Cyprian 
bisweilen einfach der allgemeine Typus des Bischofs, im allgemeinen 
aber der römische Bischof, das dauernde Zentrum der kirchlichen Einheit‘ 
sei. Er zitierte für die letztere Bedeutung als „hanptsächlich‘“ ep. 55, 8 
locus Petri und ep. 59, 14 Petri cathedra adque ecclesia principalis. 
In Wahrheit sind es unter der Fülle der übrigen die einzigen Stellen, 
die Petrus mit der römischen Kirche verknüpfen. 
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die cyprianischen Leitideen zu erblicken und sie von hier aus 
in alle übrigen Stellen hineinzuinterpretieren, wie die 
Gegner Kochs im katholischen und protestantischen 
Lager.!) | 

Dieser Gruppe der auf die römische Einzelkirche 
gehenden Stellen gehört außer ep. 48, 3; 55, 8; 59, 14; 
nur noch eine weitere an, nämlich die andere Fassung von 
De unitate c. 4, die von Chapman gegen frühere Anzweife- 
lungen ihrer Echtheit siegreich verteidigt und als eigene 
Neuredaktion Cyprians erwiesen und fest datiert worden 
ist ?2): es ist diejenige Fassung, welche Cyprian seiner Schrift 
gab, als er sie im Laufe der zweiten Hälfte des Jahres 251°) 
nach Rom sandte, um sie, die ursprünglich die karthagischen 
Wirren im Auge hatte, im römischen Schisma für Cornelius 
und gegen Novatian wirken zu lassen. 

De unitate c. 4 Fassung II ist somit zeitlich früher als 
die anderen ‚römischen‘ Stellen und wird dadurch von 
entscheidender Wichtigkeit: sie ist das früheste Zeugnis 
für cathedra Petri. Hier hat Cyprian also zum ersten 


!) Chapman,Revuebened. XXVII. S. 463 hat diesen methodischen 
Fehler sehr wohl gesehen: „(Koch) hat die äußersten Folgerungen einiger 
weniger Aussprüche ausgespürt und gebraucht sie nın als eine Norm, 
indem er weginterpretiert. was nicht im Einklang mit ihnen steht. In ganz 
der nämlichen Weise haben einige katholische Kontroversialisten sich von 
einigen wenigen Stellen Cyprians über Rom so beeindrucken lassen, 
daß sie andere Stellen ohne genügende Vorsicht im gleichen Sinne ver- 
standen und über gewisse Schwierigkeiten hin interpretiert haben. Das ist 
methodisch ebenso verfehlt.‘ Aber leider hat Chapman nicht den 
besonderen Punkt der Quellenüberlieferung gefunden, an dem dieser 
allgemein richtige kritische Grundsatz. praktisch bewährt werden muß, 
nämlich die „römische“ Briefgruppe. Auch ihm ist vielmehr ep. 59, 14 der 
„Haupttext‘“ (S.461), aus welchem zu entnehmen sein soll, welche 
Stellung Cyprian der römischen Kirche zuweist. Vgl. unten S. 306. 

2) Auch diese zweite Hälfte seiner Beweisführung (siehe oben S. 279 
A.1) haben Harnack.c., D’Ales].c. und Ernst, Katholik XCI, 2 (1911) 
S. 32] ff. anerkannt, während Turmel. Histoire du dogme de la papaute 
(1908) S. 109 A. 1 sie ablehnte, und Koch sein früheres, auf römische Fäl- 
schung lautendes Urteil(Cyprian u. d. römische Primat 1910, S. 158 ff.) auch 
jetzt noch aufrechterhält (Cyprianische Untersuchungen, 1924, S. 110). 

*) Vermutlich gemeinsam mit epp. 45—47, vgl. jetzt Koch; 
Cyprian. Untere. ].c. S. 108 und Chapman, Rev. bened. XXVII S. 456 
A.1, welcher seine frühere Ansicht (mit ep. 54) selbst korrigierte. 
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Male den Kontakt zwischen der Petrusverheißung 
Matth. 16, 18.18 und der römischen Kirche her- 
gestellt.!) Bei einer Analyse dieses Textes muß die weitere 
Untersuchung einsetzen. 

2. Die zweite Fassung von De unitate c. 4 lautet: 
Loguitur Dominus ad Pelrum in evangelio (etc. wie oben) e£ 
eidem post resurrectionem dicit “pasce oves meas’ (Jo. 21, 16). 
Super illum aedificat ecclesiam et illi pascendas oves mandat. 
Et quamvis apostolis omnibus parem tribuat potestatem, 
unam tamen cathedram constituit et untlalıs originem atque 
rationem sua auctoritate disposuit. Hoc erant utique et ceteri 
quod Petrus, sed primatus Petro datur et una ecclesia 
et cathedra una monstratur. Et pastores sunt omnes, 
sed grex unus ostenditur, qui ab apostolis omnibus unanimi 
consensione pascatur. Hanc et Paul: unitatem?) qui non tenet, 
tenere se fidem credit? Qui cathedram Petri, super quem?) 


1) Siehe oben S. 276. 

2) So lesen die beiden alten Hss. M (München, saec. IX) und T 
(Troyes, saec. VIII/IX) und die ihnen verwandte jüngere 'Bod. 3’ (Oxford, 
sacc.XV). Diese Lesart rezipierten Hartel 1.c.Il S.212 Note und 
Batiffol, L’eglise naissante? (1909) S. 443; dagegen bevorzugte Chap- 
man, Revue bened. XIX (1902) S. 251 die Lesart hanc ecclesiae unitatem 
einer dritten Hs. derselben Familie, ‘Bod. 4’ (Oxford, saec. XI), weil et 
Pauli ein ‚„Nonsens‘‘, also eine Korruptel sei, und ihm schlossen sich 
Ernst in: Katholik XCI, 1 (1911) S. 335, und D’Ales, The&ol. de St. Cy- 
prien S. 105 A. 1, sowie Batiffol in der letzten Ausgabe (1922) S. 446 
A.2 an. Mit Recht wandte Koch, Cyprian S. 164 dagegen ein, daß 
l. et Pauli keine Korruptel ist, sondern offenbar Ersatz für die Auslassung 
des folgenden Bibelzitats Eph. 4, 4- 6. (Der Versuch von Ernst l.c., 
Eph. 4, 4- 6 auch für die zweite Fassung zu reklamieren, ist verfehlt; 
er verwechselt die Umredigierung, die ganz unzweifelhaft hinter confidit 
das c. 4 schließt, mit der handschriftlichen Überlieferung, die uns jetzt 
nur in kontaminierter Form vorliegt und hinter Fassung II sogleich 
Fassung I (und somit an deren Ende auch Eph. 4, 4-6) folgen läßt); 
daß 2. eine dritte von Chapman nur noch in einem Nachtrag berück- 
sichtigte Hs. T (Vat. Reg. 118 saec. X) hanc et ecclesiae unitatem liest, 
also eine Zwischenstufe der Metamorphosenreihe hanc et Pauli — hanr et 
ecclesiae — hanc ecrelesiae repräsentiert. Nur die Folgerung Kochs 
S. 166, daß Cyprian selbst ein solcher ‚„‚faux pas“ nicht passiert sein könne, 
sondern daß er eine fremde Hand verrate, ist nichts weniger als zwingend, 
siehe unten 8.299 A.2. 

3) Quem setzten Chapman, Revue bened. XIX S. 251, Ernst .c. 
S.323 und D’Alcs, La theologie S. 106 mit Recht in den Text; denn so hat 


fundata est ecclesia, deserit, in ecclessa se esse confidit? Ein 
Vergleich mit der ersten Fassung ergibt folgendes: die 
Gliederung des Satzgebäudes in drei Doppelsätze ist ge- 
blieben, aber die Gewichte innerhalb der drei Satzpaare sind 
verschoben. Die Bibelzitate für die Schlüsselgewalt der 
anderen Apostel und für die Einheit der Kirche (Cant. cant. 
6, 8, Eph.4, 4-6) sind fortgelassen, dafür ist auf der 
anderen Seite die Verheißung an Petrus durch ein weiteres 
Bibelzitat (Jo. 21, 16) belegt und im Wortlaut stärker betont. 
Man kann diese Veränderungen dahin präzisieren, daß neben 
dem Objekt der biblischen Verheißung, unitas ecclesiae, das 
Subjekt derselben, Petrus, schärfer herausgearbeitet ist.!) 

Die stärkste und meisterörterte Änderung ist der 
Einschub im Bereich des dritten Satzpaares: sed primatus 
Petro datur. Diese Stelle ist die früheste, in welcher 
das Wort „Primat‘“ überhaupt vorkommt, und damit 
erhebt sich die elementare und für die Interpretation 
grundlegende quellenkritische Frage, die doch seltsamer- 
weise in der gesamten bisherigen Literatur niemals auf- 
geworfen worden ist: Woher stammt das Wort prt- 
matus? So wie D’Al&s sagte, und wie alle übrigen Forscher, 
soweit sie die zweite Fassung nicht als ‚römische Fälschung‘ 
ansahen, stillschweigend annahmen, daß nämlich ‚Cyprian 
den römischen Primat als ein Dogma empfangen und als 
solches bewahrt habe‘‘?), so kann es sich gar nicht verhalten. 
Denn diese Voraussetzung, so selbstverständlich sie der 
bisherigen Forschung erschien, ist bereits durch die Ergeb- 
nisse über das Problem Rom und Matth. 16, 18. 19 widerlegt: 
da die Beziehung zwischen beiden Begriffen nicht zuerst in 


Cyprian ohne Zweifel geschrieben, indem er hier wie überall sonst die 
Gründung der Kirche auf Petrus erfolgt sein läßt. Über die Lesart guam 
der meisten Hss. siehe unten S. 327 A.2. 


!) Vgl. im einzelnen Chapman, Rev. bened. XX (1903) S. 40f. 
und Ernst.c. S. 321 ff., der indes dort, wo er im einzelnen vonChapman 
abweicht, nicht überzeugt: so ist seine Annahme eines verlorenen, 
besonderen Begleitschreibens, mit welchem De unitate nach Rom gesandt 
worden sei, unnötig, und die Herleitung aller Umredigierungen aus der 
Einfügung von Jo. 21,16, statt aus der Umstellung der Argumentation auf 
Rom und das dortige Schisma, verfehlt. 

2) Theol. de St. Cyprien S. 221. 
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Rom, sondern in der afrikanischen Theologie hergestellt 
worden ist, und da erst Cyprian den Begriff cathedra Petri 
geprägt hat, so ist es evident, daß auch er erst den Begriff 
gporimatus Petrt, der sich gleich cathedra Petri bei ihm zuerst 
findet, geprägt hat. Die obige Frage ist also schärfer so zu 
fassen: Woher hat Cyprian das Wort primatus 
genommen? Ist die Frage aber erst einmal richtig gestellt, 
so ist auch die Antwort nicht mehr schwer zu finden. 
Sie lautet: Cyprian hat Wort und Begriff primatus 
der Bibel entlehnt. 

Die gesamten Argumentationen Cyprians über die 
unitas ecclesiae gehen auf die Bibel zurück. Er zitiert in der 
ersten Fassung von De unitate c.4 wörtlich die neben 
Matth. 16, 18. 19 wichtigste Stelle, an welche auch zahlreiche 
seiner Briefe anklingen, nämlich Eph. 4, 4-6: Unum corpus 
et unus spiritus, sicut vocats estis in una spe vocationts vestrae. 
Unus Dominus, una fides, unum baptisma, unus Deus. 
In der zweiten Fassung ist dies Zitat gleich anderen fort- 
gelassen. Aber man liest dafür einige Zeilen vorher: hanc et 
Pauli unitatem qui non tenet, statt: hanc ecclesiae unitatem qui 
non tenet. In einer auf die kürzeste Form komprimierten 
Reminiszenz ist also die Tatsache, daß Paulus in Eph. 4, 4—6 
einen biblischen locus classicus für die unitas ecclesiae 
darbietet, auch hier festgehalten.?) 

Eine Paulusstelle wie Eph. 4, 4-6 liegt nun auch der 
textlichen Erweiterung sed primatus Petro datur zugrunde. 
1) Siehe oben 8. 272ff. 


2) Nur der Autor selbst, der den ursprünglichen Gedankengany 
konzipiert hatte, kann auf eine solche Änderung verfallen sein, und wenn 
sie eine fast unerträgliche stilistische Härte in den Text hineinbrachte, 
so ist das ein bei Umredigierungen nicht eben seltener Vorgang. ins- 
besondere im Falle von De unitate nicht die einzige Härte, siehe unten 
S. 302 ff. Die Lesart hanc ecclesiae unstatem sucht die Härte zu glätten durch 
Angleichung an die ältere Fassung, die andere hanc Petri unitatem 
vertauscht das scheinbar unverständliche Pauli — das sie somit zur 
Voraussetzung hat — mit dem durch die textliche Umgebung nahe- 
gelegten, aber trotz Chapman I.c. S. 253 sicher nicht ursprünglichen 
Petri. Beides sind Prozeduren, die ebenso typisch für nachträgliche 
Korrektoren, wie unınöglich für den Verfasser selbst, Cvprian, sind. 
Siehe oben $S. 297 A. 2. 
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In der Christologie des Colosserbriefs (1, 18) heißt es in: der 
Vulgata wie schon in der älteren von Cyprian benutzten 
lateinischen Version!): Et spse (Christus) est caput corporis 
ecclesiae, qui est princıpıum, primogenslus ex morluis, 
ut sit in omnibus ipse primatum lenens. Cyprian hatte 
diesen Vers in extenso in sein biblisches Florilegium oder 
Spruchkompendium, die Testimonia?), welche bereits den 
Anfängen seiner Schriftstellerei vor der Verfolgung von 250 
angehören?), aufgenommen, ein Beweis, daß er ihm wohl- 
vertraut war. 

Die Tatsache, daß primatus bei Cyprian biblischer 
Herkunft ist, muß nun die Basis einer neuen quellenkritischen 
Erörterung des Primatsproblems bilden. Man darf nicht, 
wie es bisher stets geschah, vom ‚„Primat“ ausgehen, 
um festzustellen, was Cyprian über ihn gelehrt hat, sondern 
man muß umgekehrt von Cyprian und seiner biblischen 
Quelle ausgehen, um festzustellen, in welcher Bedeutung er 
das Wort primatus gebraucht. 

Was die lateinische Bibel mit in omnibus primatum 
tenere wiedergibt, heißt bei Paulus: & näoı nowrevew und 


faßt zusammen, was in dem vorangehenden Relativsatz 


ös Eorıv doyn, nowröroxos Ex ıöv vexroWv, (va yernıa Er 
näoı adrös nEwtev@yv) über Christi Verhältnis zur Gemeinde 
ausgesagt wird. Das Wort zowrevew ist im NT. ein ära£ Aeyo- 
uevov, während das vorangehende nowtoroxos (Ex T@r vexo@v) 
in der Verbindung nowröroxos tijs xtioews kurz vorher in Col. 
1,15 und nochmals in Apocal. 1,5: nowrötoxos ı@v vexowr, 
sinngleich auch in 1. Cor. 15, 20: draoyn tov xerouumusrov 


m 


1) Vgl. Sabatier, Bihliorum sacrorum latinae versiones antiquae 
111, 2 (1751) 8. 831. Dazu v. Soden, Das lateinische N. T. in Afrika zur 
Zeit Cyprians, Texte und Untersuch. z. Gesch. d. altchristl. Literatur 
XXXIT (3. Reihe III) 1909. 

2) Testimonia II c.1, cd. Hartel IS. 63, unter der Rubrik: Christum 
primogenitum esse etc., vgl. v. Soden I.c. S. 666. Über die Testimonia 
vgl. zuletzt Koch, Cyprian. Untersuch. 1.c. S.183ff.: Wohleb in: 
BRöm. Quartalschr. XXXTII (1925) S. 22 ff. 

®) Vgl. Koch |. ce. $. 202. 

4) Vgl. Preuschen, Handwörterbuch d. N.T. (1910) s.v. Über 
zporevew bei antiken Autoren vgl. die Stelle bei Stephanus, Thea. ling. 
graec. 8. v. 
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vorkommt, wo die lateinische Übersetzung überall primo- 
genitus setzt. 

Iloorevev, = primatum tenere der lateinischen Über- 
setzung, bedeutet im Zusammenhang dieser Parallel- 
stellen deutlich eine Vorrangschaft, die auf der Tatsache 
beruht, zeitlich der erste oder der Erstgeborene (nowröroxos 
= primogenitus) oder der Anfang (deyj = principium) 
zu sein.!) Im Paulustext sind diese Erstlingsgleichnisse als 
Relativsatz an die Hauptaussage über Christus xal autos 
Zorıv I) xepain, Tod omuaroc rs Exxinoias angefügt. Für die 
Interpretation von prımatus beiCyprian ist es nun wesentlich, 
daß er für seine Verstärkung der Petrus-Paränese und um 
gegenüber der ersten Fassung deutlicher dasjenige zu 
betonen, was Petrus vor den anderen Aposteln voraushabe, 
nicht etwa diesen Hauptsatz der paulinischen Aussage über 
Christus: /pse est caput corporis ecclesiae, sondern jenes 
primatus des Relativsatzes, das von dem vorangehenden 
primogenitus, princıpium seine Bedeutung erhält, heraus- 
gegriffen hat. Er nennt Petrus nicht etwa caput aposto- 
lorum, wie die Vertreter der späteren Doktrin vom römi- 
schen Primat?); der Gedanke einer Stellvertreterschaft des 
Petrus und seiner Nachfolger auf der römischen cathedra für 
Christus, das caput corporis ecclesiae, lag ihm also völlig fern. 
Primatus verstand er vielmehr augenscheinlich im Sinn der 
Paulusstelle, und man muß übersetzen: ‚aber der Erstlings- 
rang wird dem Petrus gegeben.“ So — und nur so — 
übersetzt, harmoniert der Satz auch mit dem vorangehenden: 
„dasselbe waren auch die anderen Apostel, was Petrus war“. 
Primatus ist also in Cyprians Sinn der Vorrang eines pri- 
mus inter pares, nicht eine übergeordnete Stel- 
lung. 

Cyprian fährt fort: (sed primatus Petro datur) et una 
ecclesia ei cathedra una monstratur, was an Stelle von: 
sed exordium ab unitate proficiscitur, ut ecclessa Christi una 
monstreiur in der ersten Fassung tritt. Die Umstilisierung 


—— 


1) Vgl. über die Interpretation dieser termini und ihre Geschichte 
Ewald, in: Handbuch zumN.T. X S. 321 ff., 1. c. S. 332 A. 2: „sowtsvewv 
ist unser 'Nummer eins sein’.‘“ 

°) Siehe unten S. 307. 
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durch Einfügung von cathedra una schließt sich eng an die 
Formulierung des dieser Neuredaktion kurz vorangegangenen 
Briefs ep. 43, 5!): una ecclesia et cathedra una super Petrum 
voce Domini fundata an. Zweck und Wirkung des dem 
Petrus gegebenen primatus ist der Erweis der Einheit der 
Gesamtkirche, die in Matth. 16, 18.19 gestiftet ist.?) 
Dieser Schlußsatz beweist abermals, daß primatus sich im 
Rahmen der Argumentation der ersten Fassung von De 
unitate hält. Bis hierher ist die Charakteristik, welche 
Adam?) von der zweiten Fassung gab, daß sie ‚den Akzent 
von unus und unias auf Petrus verschiebt‘, aber ‚‚keine 
neuen Gedankengänge enthält‘, durchaus zutreffend. 
Aber die zweite Fassung bringt zum Schluß noch eine 
weitere Umarbeitung des Textes, welche neben den unend- 
lichen Diskussionen, die sich an primatus Petro datur 
angeknüpft haben, weniger beachtet worden ist; und doch ist 
sie quellenkritisch ebenso wichtig wie jene erste. Gegen Ende 
von c. 4 steht in der ersten Fassung: Qus ecclesiae renititur et 
resistit, in ecclesia se esse confidit?, in der zweiten folgt: der 
Einschub: qus cathedram Petri, super quem Jfundata est 
ecclesia, deserit, in ecclesia se esse confidit? Das ist nun 
freilich mehr als eine bloße ‚Verschiebung des Akzents von 
unitas auf Petrus‘ nach Art der übrigen Petrusretuschen. 
Die erste Fassung bleibt völlig im Rahmen der begonnenen 
allgemein theoretischen Deduktion; der Satz:,, Wer der 
Kirche widerstrebt, ist nicht in der Kirche‘, ist eine einfache 
und häufig in den verschiedensten Formulierungen von 
Cyprian gezogene Folgerung aus der unitas-Argumentation. 
Der eingeschobene neue Satz: ‚Wer die cathedra Petri 
verläßt“, ist dagegen eine Anspielung auf den kon- 
kreten Sonderfall Novatians, der die römische 
cathedra, die rechtmäßig Cornelius innehat, verlassen hat. 
Man erkennt von hier aus rückschauend, daß Cyprian 
die Petrus- Retuschen der zweiten Fassung vornahm, 


1) Auf andere nahe stilistische Berührungen zwischen ep. 43 und 
De unitate e.4ff. hat H.Koch, Cyprianische Untersuch. 1. c. S. 101f. 
aufmerksam gemacht. 

2) Siehe oben 8. 287 fl. 

8) Tüb. Theol. Quartalschr. 94 (siehe oben S. 261 A. 1) S. 119 A. 1. 
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um die Wirkung seiner Schrift im Schisma um dierömische 
cathedra zu verstärken.!) Er schrieb also Matth. 16, 18. 19, 
der für jede Einzelkirche und ihren monarchischen Bischof 
geltenden biblischen Fundamentierung der cathedra una 
super Petrum fundata, außerdem, weil es eine Verheißung an 
Petrus ist, noch eine besondere Bedeutung für die römi- 
sche Kirche zu. Wie fügt sich diese Neuredaktion nun dem 
übrigen Texte ein? Nachträgliche Umredigierungen eines 
ursprünglich in einem Zuge geschriebenen Textes sind immer 
etwas Mißliches. Schon die Zusammenziehung hanc et 
Pauli unitatem zeitigte eine grobe stilistische Härte?), 
hier im Schlußsatz handelt es sich um Schlimmeres. Mit 
cathedra Petr: springt Cyprian unvermittelt von der Ge- 
samtkirche (cathedra una super Petrum fundata) auf die 
römische Einzelkirche über. Der theoretischen Er- 
örterung, auf welcher die Schrift De unitate durchweg ruht, 
wird nachträglich und ohne organische Verbindung mit dem 
übrigen ein neuer auf den römischen Sonderfall gehender 
Satz eingeflickt, welcher aus dem ursprünglichen Gedanken- 
gang herausfällt und mitten in dessen Gefüge den neuen 
Gedanken einsprengt, daß es auf das Zusammenbleiben mit 
der römischen Kirche ankomme, damit man in der 
Kirche sei. Dieser Gedanke fehlt aber nicht allein in der 
ursprünglichen Fassung?), er ist sogar seinem Ursprung nach 


1) Nicht weil er ‚‚mit der ersten Fassung der Stelle nicht zufrieden 
war und sie aus dem Grunde noch einmal schrieb“, wie Chapman, 
Rev. bened. XXVII S. 453 vermutet. Die erste Fassung ist nicht etwa 
unvollkommener und weniger klar als die zweite, sondern gerade das 
Umgekehrte ist der Fall, vgl. im Text. Richtig sagt Turmel, 
Hist. du dogme de la papaute 8. 121] (nur mit Anwendung auf die andere 
cathedra- Petri-Stelle ep. 59, 14, da er die zweite Fassung von De unitate 
c. 4 nicht für cyprianisch hält, siehe oben S. 296 A.2): „(Cyprian) quiaime& 
se Tepresenter la dignite möme de l’episcopat comme une cchaire dont saint 
Pierre a ete le premier occupant, c’est bien au siege de Rome qu’il reserve 
letitredecathedra Petri. Il reconnait ain«i que des liens particuliers 
rattachent l’eglise de Rome au prince des apötres.‘‘ Seine Interpretation 
von ep. 59, 14 selbst freilich ist verfehlt, siehe oben S. 294 A.b. 

t) Siehe oben S. 299 A.2. 

3) Anders freilich Adam I.c. S.119 A.], der meint, dieser Satz 
„drücke die in der Rezension A bloß angedeuteten Gedanken konkret aus“ 
indem er „die cathedra Petri als ein Kennzeichen der wahren Kirche 
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gar nicht cyprianisch, sondern ein älterer römischer 
Gedanke, dem bereits Irenaeus die berühmte Formulierung 
gegeben hatte: Ad hanc ecclesiam (Rom) propter potentsorem 
principalitatem necesse est omnem convenire ecclesiam!); 
es war die theoretische Fundamentierung des Vorrangs- 
anspruchs der römischen Kirche, den Victor I. und Kallist in 
der kirchenpolitischen Praxis vertraten. Indem Cyprian 
De unitate c.4 im Hinblick auf einen römischen Fall 
umarbeitete, adoptierte er einen fremden Gedanken und 
setzte ihn in seinen eigenen Ideengang ein?), ohne doch diese 
redaktionelle Ergänzung organisch mit dem übrigen zu 
verknüpfen. 

Dieser irenaeische Gedanke deckt sich nun mit jener 
zweiten Deutung, welche in ep. 48, 3 den an Cornelius 
von Rom gerichteten Worten: communtcalionem tuam, id 
est catholicae ecclesiae unitatem pariter ei carstateın, gegeben 
werden kann. Man wird diese Deutung also nicht als 
. Cvprian fremd verwerfen dürfen, vielmehr nach Analogie der 
Umredigierung von De unitate c. 4 feststellen, daß in diesen 
Worten neben der Bedeutung, daß die communicatio mit 
Cornelius die unstas catholicae ecclesiae sei, weil er der 
rechtmäßige Bischof ist, die andere Bedeutung mit- 
schwingt: weil er der römische Bischof ist. Die Absicht 
eines Doppelsinns ist dabei kaum anzunehmen, sondern eher, 
daß der Gedanke in einem römischen Brief unwillkürlich 
diese schillernde Prägung erhalten hat. 

Auch die Interpretationsschwierigkeiten, die ep. 59, 14 
(Petri cathedra adque ecclesia principalis, unde unitas sacer- 
dotalis exorta est) bereitet?), sind in der gleichen Weise ver- 
ursacht und von dieser Seite her aufzuhellen. Hcelesia 


(beschreibe)‘‘. Aber es ist die irrige Identifizierung von cathedra Petri mit 
catheılra una super Petrum fundata (siehe oben 8. 291 A.3), die Adam hier 
den Blick für das Richtige und Wesentliche getrübt hat. Kennzeichen der 
wahren Kirche ist überall bei Cyprian, auch in der zweiten Fassung von 
De unitate (sicheoben S. 301f.), der Begriff una ecclesia et cathedra una super 
Petrum fundata. Der Gedanke des cathedra Petri-Satzes aber hat mit diesen 
evprianischen Grundgedanken gar nichts zu tun. 

1) Adv. haeres. III, 3, 2, siehe oben 8. 254. 

2) Daß der Irenacussatz. direkte Quelle C'ypriana ist, erweist der 
Parallelfall ep. 50, 14. siehe unten S. 305 A. 3. 3) S. oben $S. 292 ff. 


Primatus Petri. 305 


principalis, um dessen Wortbedeutung bei Cyprian die 
bisherige Forschung ebenso emaig wie vergeblich bemüht 
war!), kommt in seinem gesamten Schrifttum, das im 
übrigen durch unablässige Wiederholung und Abwandelung 
derselben Wendungen charakterisiert ist?), sonst nirgends 
vor. Es ist mitten im Gefüge der cyprianischen Diktion ein 
fremdes Lehnwort aus derselben römischen Quelle, 
aus welcher der zweiten Fassung von De unitate c.4 ein 
neuer Gedanke aufgeflickt wurde, und welche ep. 48, 3 zu 
einer doppelsinnigen Bedeutung verhalf, nämlich aus jener 
Irenaeusstelle, welche der römischen Kirche eine potentior 
principalitas vindizierte?) Indem Cyprian von der rö- 


1) Vgl. oben 8. 294 und unten A. 3. 

2) Vgl. Chapman, Rev. bened. XXVII S. 456: „Cyprian hatte die 
Gewohnheit, sich zu wiederholen und wendet unfehlbar die gleiche 
Phrase an, wenn er zu dem gleichen Gedanken zurückkehrt.‘‘ Diese 
richtige Charakterisierung des cyprianischen Stils hätte ihn davor be- 
wahren sollen, ep. 59, 14 mit dem singulären ecclesia principalis für den 
“Haupttext’ über Cyprians Stellungnahme zu Rom anzusehen, siehe oben 
S. 296 A. 1 und unten 8. 306. 

3) Daß Cyprian den Irenaeus gekannt und benutzt hat, wird durch 
das Zitatin ep. 74, 2 klar erwiesen (siehe oben S.276 A.4), wasChapman, 
Rev. bened. XXVII S. 462 A. 1 (463) übersehen hat, wenn er sagte, 
daß „Cyprian augenscheinlich kein Griechisch konnte und wahrscheinlich 
mit der lateinischen Übersetzung des Irenaeus nicht bekannt war“. 
Ferner erfordert principalis bei Cyprian, als ära& Asyöuevor und seinem 
eigenen Sprachgebrauch sonst fremd, direkte Herleitung aus einer 
Quelle. Ein Hinweis auf principalitas bei Irenaeus als bloße Parallel- 
stelle (vgl. Batiffol, L’eglise naissante? [1909], * [1922] S.449 A.2, 
und Koch, Cyprian [1910] S. 95f.) genügt nicht, und ebensowenig be- 
friedigt der Versuch von D’Ales, La theologie de St. Cyprien, in einem 
eigenen Exkurs (S. 389 ff.) die Bedeutung von ecclesia principalis bei 
Cyprian zu klären, weil über die philologisch-textkritische Grundfrage, 
woher Cyprian das Wort entlehnt hat, hinweggegangen wird. Hierfür 
kommt keine der von D’Al&s zusammengetragenen Stellen aus Tertullian 
in Betracht, weil principalis dort — in drei verschiedenen Bedeutungen 
verwendet — nirgends mit ecclesia verbunden ist. Cyprians Quelle für 
ecclesia principalis mit Anwendung auf Rom ist vielmehr offenbar Irenaeus, 
der Rom eine potentior principalitas zuschrieb. Das Alter der lateinischen 
Irenaeusübersetzung ist bekanntlich gerade heute vielumstritten. Galt 
sie früher für vortertullianisch, so wollte man sie neuerdings erst ins 
4. Jahrhundert setzen (vgl. die Literaturangaben in meiner „Römischen 
Bischofaliste‘‘ S. 167 A. 2), aber jüngst hat Kraft, Die Evangelienzitate 
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mischen cathedra Petri spricht, adoptiert er auch hier einen 
älteren römischen Gedanken.!) Indem er dann aber mit 
einer seinen eigenen Ideengängen entstammenden Phrase 
fortfährt unde unitas sacerdotalis exorta est, entsteht eine in 
seinem gesamten Schrifttum singulär dastehende Ver- 
bindung?), welche die Einheit der Kirche statt wie überall 
sonst auf Petrus, vielmehr auf Rom als die „Hauptkirche‘“ 
zurückführt. .Man hat also nicht mit Chapman?) in Petr: 
cathedra adque ecclesia principalis, unde unitas sacerdotalis 
exorta est den ‚Haupttext‘“ zu erblicken, in welchem Cyprians 
Ansicht über Roms Bedeutung für die Einheit der Kirche in 
besonders deutlicher Formulierung zutage träte, sondern es 
handelt sich um einen in keiner Weise zu generalisierenden 
Sonderfall, für dessen Interpretation die einzige und 
entscheidende Analogie der Einschub: qui cathedram 
Petri deserit etc. in der zweiten Fassung von De unitate c. 4 
darstellt: dort ist nachträglich im Gefüge einer ganzen 
Periode, hier von vornherein im Rahmen einer einzelnen 
Phrase eine unorganische Verbindung von cyprianischem 
Eigen- mit entlehntem römischem Gedankengute (in Gestalt 


des hl. Irenaeus, in: Bibl. Studien, herausgeg. von Bardenheuer, 
XXI, 4 (1924) S. 45ff., mit triftigen Gründen Einspruch gegen einen so 
späten Ansatz erhoben. Er schlägt die Zeit vor oder um 300 v. Chr. vor. 
Wenn man aber die Benutzung durch Cvprian (dem der griechische Urtext 
wohl nicht zugänglich war) berücksichtigt, so muß man mindestens bis zur 
Mitte (des 3. Jahrhunderts hinaufgehen. 


!) Ein zweiter römischer Gedanke folgt sogleich, wenn C'yprian 
fortfährt: (ad Petri calhedram. adque ad ecclesiam principalem, unde unitas 
sacerdotalıs exorta est) ab schismaticts el profanis litteras ferre, nec cogitare 
eos esse Romanor, quorum fides aposlolo praedicante (Rom.], 8) 
laudata est. Auf Rom. 1, 8 hatte man sich seit je in Rom berufen, 
zuletzt noch in dem nach Karthago gerichteten Diakonenschreiben, 
ep. ('ypriani n. 8, siehe oben S. 269. 

2), W’Alesl.c. S. 390 warf die Frage auf, „ob die Worte unde unitas 
sacerdotalis erorta est, die ecclesiam principalem hinzugefügt sind, dieselben 
nur kommentieren, oder vielmehr einen neuen Gedanken hinzufügen“, 
und beantwortete sie S.393 dahin, daß sie „nicht eine hinzugefügte 
Idee, sondern vielmehr den authentischen Kommentar zu ecclesta principa- 
is darstellen“. In Wahrheit treffen hier zwei aus verschiedenen Gedanken- 
werkstätten stammende Formulierungen unausgeglichen aufeinander. 

°) Rev. bened. XXVIL S. 461. 
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des gleichen Irenaeussatzes) vollzogen.!) Die Ursache ist in 
beiden Fällen die Einführung des Begriffs cathedra Petri: 
dadurch, daß Cyprian mit diesem Begriff zum erstenmal den 
Kontakt zwischen der Exegese der Petrusverheißung 
Matth. 16, 18. 19 und der römischen Kirche schloß, strömte 
in einer kleinen ‚römischen‘ Sondergruppe von Cyprian- 
stellen ein Element der älteren römischen (irenaeischen) 
Ideengänge vom Vorrangsanspruch der römischen Kirche in 
seine eigene Argumentation über die uniflas ecclesiae auf 
Grund von Matth. 16, 18.19 ein. Wie verträgt sich nun 
beides miteinander? Die Antwort lautet: der römische 
Gedanke ist nicht allein uncyprianisch und unorganisch 
eingeflickt, sondern er ist in seinen Konsequenzen 
anticyprianisch. Eine ‚Hauptkirche‘“ fügt sich Cyprians 
Konzeption der una ecclesia super Petrum fundata, der 
Gesamtkirche als eines Liebesbundes koordinierter Bischöfe?) 
nicht ein, und nicht anders steht es mit der zweiten Fassung 
von De unitate c.4, wie ein Vergleich mit Optatus von 
Mileve lehrt. Dieser um etwa 100 Jahre jüngere Donatisten- 
bekämpfer hält seinem Gegner Parmenian die cyprianische 
Argumentation in folgender Form entgegen?): Igitur negare 
non potes, in urbe Roma Petro primo cathedram episcopalem 
esse conlatam, in qua sederit omnium apostolorum caput 
Petrus, unde et Cephas est appellatus, in qua una cathedra 
unilas ab omnibus servaretur, ne ceteri apostoli sınqulas 
sibi quisque defenderent, ut am scismaticus et peccator 


1) Chapmanl.c.S. 461 sagt statt dessen, daß man in dem „Haupt- 
text‘ ep. 59, 14 „nicht (Cvprians) eigenes Theoretisieren, sondern die 
landläufigen kirchlichen Ansichten, welche zu assimilieren er nicht ver- 
meiden konnte“, vor sich habe. Aber der Mangel einer „Assimilierung“ 
des Fremden mit dem Eigenen ist gerade das Charakteristische der 
Verbindung Petri cathedra adque ecclesia principalis, unde unitas sacerdotalis 
ezorta est, und nicht um eine „landläufige kirchliche Ansicht‘ — oder wie 
Batiffol, L’eglise naissante? (1909), * (1922) S. 457 sagt ‘le catholicisme 
traditionel’ im Kontrast zum ‘provincialisme inquiet et inconsequent des 
Africains’ — handelt es sich, sondern umgekehrt um einen seiner Herkunft 
nach genau bestimmbaren einzelnen römischen Gedanken mitten im 
Gefüge der „afrikanischen“ theologischen Deduktionen Cyprians. 

2) Siehe oben S. 286 mit A. 4. 

3) S. Optati Milevitani Libri VII (Corp. script. eceles. Latin. Vindo- 
bon. XXVI, ed. Ziwsa, lib. II, 2, S. 36. 

20* 


308 Erich Caspar, 


esset, qui contra singularem cathedram alteram conlocaret. 
„In diesem Satze ist wie in einem Kompendium die ganze 
Exegese Cyprians von Matth. 16, 18. 19 zusammengedrängt‘“. 
meinteAdam.!) Mit nichten ; sondernhier ist die Exegese von 
Matth. 16, 18. 19, die in Cyprians eigentlicher Argumentation 
über die unitas eccleiae mit Rom überhaupt nichts 
zu tun hatte und nur nachträglich in jenem Satz: qui 
cathedram Petri ... deserit, auf einen römischen aktuellen 
Fall umredigiert und auf einen römischen Gedanken ab- 
gebogen wurde, ganz auf die römische Kirche eingestellt 
und von hier aus zu einem einheitlichen Gedankengang 
gestaltet. Was aber ist dabei herausgekommen ? Die 
una oder singularıs cathedra, die Petrus zuerst übertragen 
wurde, ist der römische Bischofsstuhl, auf dem Petrus als 
omnium apostolorum caput?) sitzt, und die anderen Apostel 
wären Schismatiker, wenn sie dagegen eigene cathedrae 
errichteten. Ihre Schlüsselgewalt ist, wie es an anderer 
Stelle bei Optatus heißt, überhaupt nur abgeleitet von der 
des Petrus, welcher claves regni caelorum communicandas 
ceteris solus accepit.?) Das ist nichts weniger als ein 
„Kompendium“ der cyprianischen Anschauungen, sondern 
läuft dem cyprianischen®): hoc erant utique et ceteri apostoli 
quod fuit Petrus, parı consortio praediti et honoris ei potestatis, 
und: apostolis omnibus post resurrechionem suam parem. 
potestatem tribuit (Christus), insgesamt der cyprianischen 
Konzeption der una ecclesia et cathedra una der in solidum am 
unus episcopatus teilhabenden Bischöfe°), stracks zuwider.®) 


t) l.c. S.215, vgl. S.119 A. 1, wo er die zweite Fassung von De 
unitate c.4 als Optatus von Mileve sehr nahestehend bezeichnet. 

2) So noch einmal lib. VII, 3, l.c. S. 172: potuit ufique caput 
apostolorum ita se gubernare; vgl. lib. 11, 4, I. c. p. 39: contra quas porlas 
claves salulares accepisse legimus Pelrum principem scilicet nostrum; 
vgl. dagegen oben 8. 306f. über primatus bei Cyprian. 

3) Lib. VII. 3, 1.c. S. 171. 4) Siehe oben 8. 278 und 297. 

8) Siehe oben 8. 283. | 

©) Koch, Kallist und Tertullian 1. c. S. 80ff. betont ebenfalls wie 
Adam mehr das, was Optatus daneben mit C'yprians Spekulationen über 
die unitas, die sich lediglich auf die Schlüsselgewalt bezieben, gemein hat, 
im Unterschied von der späteren ausgebildeten römischen Lehre vom 
Jurisdiktionsprimat des Papstes: aber er sagt doch, daß die im Text 
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Matth. 16, 18. 19 ist nach Optatus’ Exegese nicht mehr die 
Stiftung des monarchischen Episkopats in dem einen 
Petrus mit dem Erstlingsvorrang (primatus), sondern die 
Stiftung einer monarchischen Stellung der römischen 
cathedra des Petrus als des Hauptes der Apostel. 

Eine solche Auswirkung der römischen Gedanken und 
Umprägung der unitas-Argumentation lag gewiß nicht in 
Cyprians Absicht, ja überhaupt außerhalb seines Gesichts- 
kreises. Im Kontrast zu dieser Weiterentwicklung wird erst 
recht deutlich, wie locker und bloß gelegentlich Cyprian 
selbst in jenen wenigen Stellen seiner römischen Korre- 
spondenz römische Gedanken durch das Bindeglied cathedra 
Petri mit seinem eigenen Ideengebäude verknüpft hat. 

Aber der Gedanke, den Cyprian zum ersten Male faßte 
und durch diePrägung cathedra Peiri zum Ausdruck brachte, 
ohne sich selbst über seine weittragende Bedeutung klar zu 
sein, der Gedanke, daß der römische Bischof 
Nachfolger jenes Petrus sei, an den sich die 
Verheißung Matth. 16, 18. 19 richtete, er gehört zu den 
Ideen von weltgeschichtlicher Größe, die, einmal ausge- 
sprochen, eine ungeheuere Eigenkraft der Entfaltung 
betätigen; ihr menschlicher Urheber erscheint fast nur wie 
das Sprachrohr, dessen sie sich bedienten, um ins Leben zu 
treten; er hat keine Gewalt mehr über sie, und wenn sie sich 
gegen ihn selbst wenden, so gleicht er dem Goetheschen 
Zauberlehrling, der die Geister, die er rief, nicht mehr los- 
wird. 

Cyprian hat mit dem Zauberwort cathedra Petri die 
Idee deg römischen Primats über die gesamte 
Kirche entfesselt, und er hat auch jene Zauberlehrlings- 
tragik an sich selbst erfahren. Es geschah im Ketzertauf- 
streit, der seine letzten Lebensjahre verbittern sollte. 


3. Mit Cornelius von Rom hatte Cyprian gemeinsam 
gegen Novatian gefochten;; wenige Jahre darauf geriet er mit 
dessen zweitem Nachfolger Stephan in Konflikt über die 


m 


angeführten Stellen „um einen Ton petrinischer und römischer“ klingen als 
Cyprian. In Wahrheit ist das Römische bei Cyprian ein von außen herein- 
getragener fremder Ton, bei Optetus der Grundton. 
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Frage, ob die von Schismatikern Getauften bei der Aufnahme 
in die Kirche zu taufen seien. Nicht der materielle Inhalt 
dieses Streits und die Einzelheiten seines Verlaufs sind hier 
zu erörtern!), sondern lediglich die Rolle, die Matth. 16, 18. 
19 und die römischen Vorrangsansprüche in ihm gespielt 
haben. 

Die einzigen Quellenzeugnisse hierfür sind einige Briefe, 
die sämtlich gegen Stephan gerichtet sind; was der römische 
Bischof selbst gesagt und getan hat, muß fast allein?) aus 
ihnen erschlossen werden. Am ergiebigsten ist ein Schreiben 
des Bischofs Firmilian von Caesarea, der Cyprian auf seine 
Bitte als Bundesgenosse beisprang. Hier heißt es in Polemik 
gegen Stephans Ablehnung einer ‚„Wiedertaufe‘‘®): Hostes 
autem unvus catholicae ecclesiae, ın qua nos sumus, et ad- 
versaris nostri, qui apostolis successimus, sacerdotta sibi 
inlicıta contra nos vindicantes ei altarıa profana ponenltes, 
quid aliud sunt quam Core et Dathan et Abiron pari scelere 
sacrilegi et easdem quas et illi poenas daturi cum his qui sibi 
consentiunt? Secundum quod eliam tunc illorum participes et 
fautores pari cum eis morte perierunt. Atque ego in hac parte 
vuste indignor ad hanc tam apertam et manifestam Stephani 
stultitiam, quod qui sic de epıscopatus sui loco gloriatur 
et se successionem Petri tenere contendit, super 
quem fundamenta ecclesiae collocata sunt, multas 
alias petras inducat et ecclesiarum multarum nova aedificia 
constituat, dum esse illic baptisma sua auctoritate defendit. 
Nam qui baptizantur complent sine dubio ecclesiae numerum, 
qui autem baptisma eorum probat, de baptızatis ei ecclesiam 
illic esse confirmat, nec intellegit offuscarı a se et quodammodo 
aboleri christianae petrae veritatem, qui sic prodit et 


!) Aus der großen Literatur nenne ich nur die beiden neuesten 
Spezialarbeiten: Ernst, Papst StephanI. und der Ketzertaufstreit 
(Forsch. z. christl. Literatur- u. Dogmengesch., herausgeg. von Ehrhard 
und Kirsch V, 1, Mainz 1905) und v.Soden, Der Streit zwischen 
Rom und Karthago über die Ketzertaufe, in: Quell. u. Forsch. aus 
Röm. Archiven u. Bibliotheken XII, 1909), woselbst einleitend ausführ- 
liche Literaturangaben. 


2) Doch vgl. unten $. 312. 
®) Cypriani ep. 75, 16. 17, ed. HartelII S. 820f. 
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deserit unitatem. lJudaeos tamen, quamvis ignorantia 
caecos et gravissimo facinore constrictos, zelum Dei apostolus 
habere profiüetur. Stephanus, qui per successionem 
cathedram Petri habere se praedicat, nullo adversus 
haereticos zelo excitatur. 

Stephan hat also sein taktisches Vorgehen im Ketzer- 
taufstreit, das, mit einer Aufsage derkirchlichen Gemeinschaft 
an die Orientalen und schließlich auch an Cyprian!), in der 
römischen Tradition Victors I. im Osterstreit und Kallists im 
Bußstreit stand, damit motiviert, daß er der Nachfolger 
des Petrus sei, auf welchen die Kirche begründet 
wurde. Das ist, nachdem sich der vermeintliche Präzedenz- 
fall Kallists als Irrtum erwiesen hat?), die erste Berufung 
eines römischen Bischofs als Nachfolgers Petri auf Matth. 16, 
18.19. Sie erscheint nunmehr in neuem Licht, weil sie 
jünger ist als Cyprians zweite Fassung von De unitate c. 4, 
wo überhaupt zum ersten Male eine Beziehung von Matth. 16, 
18. 19 auf die römische cathedra Petri vollzogen worden war. 
Es ergibt sich daraus, daß Stephan das neue Argument 
von Cyprian selbst entlehnt?) und die Waffe, mit der 
dieser seinem Vorgänger Cornelius beigesprungen war, 
gegen ihn selbst gekehrt hat! | 

Firmilians Polemik gegen Stephan, sachlich mit den 
üblichen Argumenten der Verteidigung einer Ketzertaufe 
arbeitend, zeichnet sich durch eine vor den letzten Konse- 
quenzen nicht zurückscheuende Energie des Gegenangriffs 
aus: Stephan selbst sei ein Schismatiker, wenn er anderen 
Kirchen die Gemeinschaft aufsage. Insbesondere wirkte 
Stephans Berufung auf Matth. 16, 18. 19 offenbar völlig 
verblüffend auf den Bischof von Caesarea ; er empfand sie als 
absurd, als stultitia des Gegners, ein indirekter Beweis dafür, 


1) Vgl. darüber ep. 75, 25, l.c. S. 826 und ergänzend den Brief des 
Dionysius von Alexandria bei Eusebius, Hist. eccl. VII, 5, 4, ed. Schwartz 
II S. 640, sowie die oben S. 310 A. 1 genannten Darstellungen. 

2) Siehe oben unter I. 

2) Von De unitate c. 4: Qui cathedram Petri, super quem fundata 
est ecclesia, deserit, ist in der Tat sowohl Stephan textlich abhängig, 
von dem Firmilian zitiert se successionem Peirs tenere, super quem 
Sundamenta ecclesiae collocata, als auch Firmilian, indem er Stephan 
vorwirft: christianae petrae unitatem deserit. 
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wie neu und unvermutet dies Argument die weiteren Kreise 
der Kirche damals traf. Von einem primatus aber, der ihm als 
Nachfolger Petri zustehe, überhaupt von einem primatus 
Petri hat Stephan offenbar noch nicht gesprochen; wie wäre 
Firmilian in solchem Fall erst über diese noch erstaunlichere 
Behauptung polemisch hergefallen! 

Ganz anders ist das Bild, das Cyprians Haltung 
gegenüber Stephan im Ketzertaufstreit darbietet. Es 
enthüllt sich am deutlichsten, wenn man die einzelnen 
Phasen seiner Stellungnahme in umgekehrter Reihenfolge 
der Ereignisse, nämlich mit der letzten beginnend, betrachtet. 
Unmittelbar vor Firmilians Brief (n. 75) steht in der Samm- 
lung als ep. 74 ein Brief Cyprians selbst an Stephan!), 
das einzige Schreiben aus seiner Feder, das direkt gegen das 
gleiche Reskript des römischen Bischofs Stellung nimmt 
und damit den Höhepunkt des persönlichen Konflikts 
bezeichnet, zugleich aber, soweit Cyprian in Betracht 
kommt, das Ende desselben, denn gegenüber den letzten 
Maßnahmen Stephans, die man aus Firmilians Brief erfährt, 
hat er Schweigen beobachtet. 

In ep. 74 beschäftigt sich nun Cyprians direkte Polemik 
gegen Stephan nur mit den folgenden wenigen, wörtlich 
reproduzierten Sätzen?): Nam inter cetera vel superba vel ad 
rem non pertlinentia vel sibi ıpsi contraria, quae inperite adque 
inprovide scripsit, eliam illud adiunczit, ut diceret: "St qui ergo 
a quacumque haeresi venient ad vos, nihil innovetur, 
nısi quod tradıtum est?), ut manus ıillis inponatur ın 
paenitentiam, cum ipsi haeretici proprie alterutrum ad se 
venientes non baptızent, sed communicent tantum’. Was 
Cyprian an Stephans Verhalten als superba verurteilte, 
ersieht man aus den Akten des vorangegangenen Konzils von 


ı) Ed. HartelII S. 799. 2?) Ep. 74, 1, l.c. S. 799. 

3) Diese These ist, nebenbei bemerkt, die früheste klassische For- 
mulierung einer fundamentalen Maxime römischer Kirchenpolitik. 
Noch Papst Benedikt XV. hat sie in unseren Tagen in seiner Enzyklika 
Ad beatissimi principis vom Jahre 1914 (Acta apost. sedis VI n. 18 
S.56öff.) zitiert, vgl. den Exkurs 11 bei D’Ales, La theologie de St. Cy- 
prien S.380ff., der im Anschluß an eine moderne Preßkontroverse, 
die sich an Benedikts XV. Enzyklika anknüpfte. eingehend über die 
Interpretation des Nihil innovetur, nisi quod traditum est handelte. 
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87 afrikanischen Bischöfen (1. November 256)!), einer von 
Cyprian inszenierten großen Aktion, um die karthagische 
Haltung in der Frage der Ketzertaufe gegen die von Rom 
ausgehende Gegenaktion zu verteidigen. Cyprian legte den 
versammelten Bischöfen als Material der Verhandlungen 
seinen kurz vorher geführten Briefwechsel mit dem maure- 
tanischen Bischof Jubaian vor?) und gab folgende ein- 
leitenden Bemerkungen zu Protokoll?): 

Suwperest, ut de hac ipsa re singuli quid sentiamus pro- 
jeramus, neminem iudicantes aut a iure communi- 
catwonıs aliquem, si diversum senserit, amoventes. Neque 
enim quisquam nostrum episcopum se episcoporum 
constituit aut tyrannico terrore ad obsequendi neces- 
ststatem collegas suos adıyıt, quando habeat omnis episcopus 
pro licentia libertatis et potestatis suae arbitrium proprium 
tamque iudicarı ab alio non possit, quam nec ipse possit 
alterum iudicare. Sed expectemus universi wudicium Domini 
nostrt lesu Christi, qui unus et solus habet potestatem et 
praeponendi nos in ecclesiae suae gubernatione et de actu 
nostro iudıcandı. 

Derjenige, dem hier iyrannıcus terror ad obsequendi 
necessitatem vorgeworfen wird, ist augenscheinlich Stephan 
von Rom, denn nur auf ihn kann der indirekte Pfeil episcopus 
episcoporum zielen: Cyprian eignet sich hier aus dem 
polemischen Arsenal des von ihm ebensoviel benutzten, wie 
eifrig befehdeten Tertullian jenes Spottwort an, das dieser 
gegen Kallists Bußerlaß geschleudert hatte.) Schon vor 


1) Sententiae LXXXVII episcoporum, ed. HartelIS. 432ff., besser 
herausgegeben und ausführlich kommentiert von v. Soden in: Nachr. d. 
Cies. d. Wiss. zu Göttingen, phil.-hist. Kl., 1909, S. 247 ff. 

2) Cum in unum Carthagini convenissent kalendis Septembribus 
episcopi plurimi ... et lectae essent literae Tubaianı ad Cyprianum factae, 
item C'yprianı ad lubatanum rescriptae de haereticis baptızandis, quidque 
postmodum Cypriano Tubaianus idem rescripserit etc. Erhalten davon ist 
nur Cyprians eigener Brief ep. 73, vgl. über ihn sogleich oben im Text. 

8) v. Soden I.c. S. 248. 

4) So in Übereinstimmung mit der früher allgemein herrschenden 
Ansicht mit Recht auch jüngst v. Soden ].c. gegen den Versuch von 
Ernst u. a., Rom aus diesen früheren Phasen ganz auszuschalten und den 
episcopus episcoporum auf irgendeinen unbekannten afrikanischen 
Gegner zu beziehen. Bei dem engen Abhängigkeitsverhältnis, in welchem 
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jenem direkten päpstlichen Brief an Cyprian, auf den ep. 74 
antwortet, ist Cyprian also bekannt gewesen, daß Stephan 
für die abweichende römische Beurteilung des Ketzertauf- 
problems Gehorsam der übrigen Bischöfe als notwendig 
hingestellt und für sich selbst eine Entscheidung und das 
Recht, Widerstrebende von der Kirchengemeinschaft aus- 
zuschließen, beansprucht, also die praktische römische 
Vorrangspolitik Kallists fortgesetzt hat. In der Tat hatte 
Stephan den römischen Standpunkt in einem ausführlichen 
Traktat niedergelegt oder niederlegen lassen. Denn ein 
solcher lag bereits jenem Briefwechsel zwischen Cyprian 
und Jubaian zugrunde!); Jubaian hatte ihn zur Begut- 
achtung eingesandt. und Cyprian unternahm in ep. 73 eine 
gleich ausführliche Widerlegung, an deren Schluß es ähnlich 
wie in den Akten der Novembersynode heißt?): 

Haec tibi brevibus pro nostra mediocritate rescripsimus, 
frater carıissime, nemini praescribentes aut praeiudi- 
cantes, quominus unusquisque episcoporum quod putat 
faciat, habens arbitrii sui liberam potestatem. Nos, quantum ın 
nobis est, propter haereticos cum collegis et coepiscopis non 
contendimus, cum quibus divinam concordiam et Dominicam 
pacem tenemus, maxime cum. et apostolus dicat: “Si quis autem 
pulaverit contentiosus esse, nos talem consueludinem non 
habemus neque ecclesia Dei (1. Cor. 11, 16). 

Der Unterschied zwischen der Haltung Cyprians und 
Firmilians ist stark.?) Bei dem letzteren eine entschiedene 


Cyprian durchweg zu Tertullian steht, ist die Entlehnung von episcopus 
episcoporum aus De pudicitia c.1 ganz unbezweifelbar, und damit ist 
zugleich erwiesen, daß Cyprian selbst die Situation derjenigen im Streit 
Tertullians gegen Kallist ähnlich fand, daß auch er mit anderen Worten 
einen römischen Bischof als Hauptgegner hatte. Demgegenüber 
beweist der Hinweis auf die bloß ähnliche Wendung gus te episcopum 
episcopi et iudicem iudicis constituis in ep. 66, 3 mit Anwendung auf einen 
nichtrömischen Bischof nicht das mindeste. 

1) Auch in der Frage nach der Herkunft dieses widerlegten Traktats 
ist mit v. Soden. c. S. 45ff. die früher herrschende Ansicht (Stephan der 
Autor oder Veranlasser) durchaus festzuhalten gegen die Ernstsche 
These, daß es sich um einen afrikanischen Traktat handle. 

2) Ep. 73, 26, ed. HartellI S. 798. 

®) Vgl. Chapman, Revue bened. XXVII S. 457, der ihn treffend 
hervorhebt, aber nicht ganz richtig charakterisiert. 
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und klare Offensive gegen Stephans Berufung auf Matth. 16, 
- 18. 19, bei Cyprian dagegen trotz heftiger Worte eine 
Defensive, die man weder entschieden noch klar nennen 
kann. Cyprian hat weder beansprucht, daß sein Standpunkt 
für Rom maßgebend sein sollte, noch hat er, als Stephan die 
Gemeinschaft mit ihm wirklich abbrach, seinerseits irgend- 
welche Konsequenzen daraus gezogen, sondern sich passiv 
verhalten. Was hat ihn dazu bewogen ? Es war nicht bloß 
die Erinnerung an seinen jahrelangen Kampf gegen das 
Schisma gemeinsam mit den Vorgängern Stephans; vielmehr 
war ihm, der selbst den römischen Bischof als den Inhaber 
der cathedra Petri in eine vor anderen Bischöfen enge Ver- 
bindung mit Petrus und der Verheißung Matth. 16, 18. 19 
gebracht hatte, Firmilians Hauptwaffe versagt; er konnte 
eine Berufung Stephans auf Matth.16, 18.19 
nicht direkt anfechten und hat es nicht getan. 

Aber wenn er sich seit dem Novemberkonzil 256 und 
im direkten Konflikt mit Stephan (ep. 74) auf eine materielle 
Verteidigung seines Standpunkts beschränkte, so hat er sich 
anfangs doch wenigstens der Konsequenzen, die Stephan aus 
der Inhaberschaft der cathedra Petri zog, zu erwehren gesucht. 
Einen schwachen Versuch in dieser Richtung enthält noch 
ep. 73, die Widerlegung des römischen Traktats. Hier zieht 
Cyprian für seine These, daß die Häretiker überhaupt keine 
Taufe spenden könnten (eine Ketzertaufe also notwendig 
und nicht eine ‚Wiedertaufe “sei), noch einmal ausführlich 
— zum letzten Male in seinen Briefen — Matth. 16, 18. 19 
heran!): Nam Petro primum Dominus, super quem aedificarıt 
ecclesiam et unde unitatis originem instituit et ostendit, potes- 
tatem istam dedit, ut id solveretur in terris quod ille solvisset, 
et post resurectionem quoque ad apostolos loquitur dicens: 
Sicut misit me pater, et ego mitto vos. Hoc cum dixisset, 
inspiravit et aitillis: accipite spiritum sanctum. Si cuius remi - 
seritis peccata, remittentur illi, si cuius teneritis, tenebuntur. 
(Jo. 20, 21—23.) Unde ıntellegimus nonnisi in ecclesia prae- 
positis et evangelica lege ac Dominica ordinatione fundatis licere 
baptızare et remissam peccatorum dare, foris autem nec ligari alı- 


1) Ep. 73, 7, ed. HartellI S. 783. 
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quid posse nec solvi. Hier ist nicht allein, was durch den Be- 
weisgang an sich schon begründet ist, die Verleihung der 
Binde- und Lösegewalt an alle Apostel durch Zitat in extens 
stark betont und die Verleihung an Petrus gekürzt — 
das umgekehrte Verfahren also wie bei der Umredigierung 
von De unitate c. 4!) —, sondern es ist über diese Um- 
redigierung und die ‚römische‘ Briefgruppe hinweg der 
cyprianische Grundgedanke in der ursprünglichen Reinheit 
wiederhergestellt: das unde unitatis originem insiituit geht 
wieder unzweideutig auf Petrus wie in der ersten Fassung 
von De unitate c. 4 (unitatis originem ab uno incipientem sua 
auctoritate disposuit) und den früheren Briefen. Berück- 
sichtigt man, daß das in einem Brief geschieht, der den 
römischen Gegner ins Auge faßt, so sieht es wie eine 
stillschweigende Selbstkorrektur Cyprians aus, wie der 
Versuch, von den ‚römischen‘ Ablenkungen des Haupt- 
gedankens über die unitas ecclesiae in der dazwischenliegenden 
„römischen‘‘ Briefgruppe, insbesondere von der Formulie- 
rung in ep. 59, 14: Petri cathedra adque ecclesia principalis, 
unde unitas sacerdotalis exorta est, einen vorsichtigen Rück- 
zug anzutreten.?) 

Ist Cyprian anfangs vielleicht noch etwas mutiger als in 
ep. 73 gewesen ? Es bleibt noch seine früheste — und zugleich 
die meisterörtertte — Äußerung aus den Anfängen des 
Ketzertaufstreits zu interpretieren. 

Ein Osterkonzil von 255 in Karthago hatte soeben unter 
Cyprians Führung den afrikanischen Brauch der Ketzertaufe 
feierlich sanktioniert, als ihm brieflich Kunde von einer 
Opposition mauretanischer Bischöfe zukam, welche eben 
diesen Brauch für eine zu verwerfende ‚Wiedertaufe“ 
erklärte und sich gegen ihn auf die vetus consuetudo berief. 
Darauf schrieb Cyprian?): Non est autem de consuetudine 
praescribendum, sed ratione vincendum. Nam nec Petrus, 
quem primum Dominus elegit et super quem aedificarit 
ecclesiam suam, cum secum Paulus de circumcisione post- 


1) Siehe oben S. 298. 

?) Vgl. zur Bestätigung dieser Deutung den zweiten, weitergehenden 
Rückzug Cyprians in ep. 74, 11, siehe unten 8. 322. 

®) Ep. 71, 3, ed. Hartelll, S. 773. 
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modum disceptaret, vindicavit sibi aliquid insolenter aut 
adroganter adsumpsit, ut diceret se primatum tenere ei 
obtemperari a novellis et posteris sibi polius oportere, nec 
despexrit Paulum, quod ecclesiae prius persecutor fuisset, 
sed comsilium veritatis admisit et rationi legitimae quamı 
Paulus vindicabat facıle consensit, documentum scilicet nobis 
et concordiae et patientiae tribuens. 


Hier fällt zum zweiten Male in Cyprians Schrifttum das 
Wort primatus. Es hat auch hier Anlaß zu zahlreichen und 
zu den widersprechendsten Interpretationen gegeben. Zu- 
nächst: gegen wen wendet er sich? Stephan von Rom ist 
weder genannt — denn der Brief spricht nur von quidam de 
collegis nostris, den mauretanischen Bischöfen —, noch ist 
irgendein sonstiges Zeugnis vorhanden dafür, daß er schon 
damals direkt in den Ketzertaufstreit eingegriffen hätte. 
Dennoch kann nur er gemeint sein. Denn die römischen 
Argumente und Forderungen, die im weiteren Verlauf des 
Streits hervortraten, waren es augenscheinlich schon hier, 
die hinter der lokalen Opposition der Mauretanier standen: 
die Berufung auf die consuetudo, die Kennzeichnung der 
afrikanischen Praxis als ‚‚Wiedertaufe‘‘, gegen die schon 
dieser Brief 71 protestiert, der Anspruch, Vorschriften zu 
machen (praescribendum) und Gehorsam zu fordern (ob- 
temperari). Vor allem aber ist die Hereinziehung des 
Petrus in die Gegenargumentation nicht anders zu deuten, 
als daß Cyprian noch einen Größeren als die direkt apo- 
strophierten quidam collegae im Auge hatte.!) Es war ihm 
also durch Vermittelung der mauretanischen Opposition 
schon damals zu Ohren gekommen, daß Stephan mit 
Berufung auf Matth. 16, 18. 19 als Inhaber der cathedra 
Petri allgemein maßgebende Vorschriften über die Tauf- 
praxis zu erlassen beanspruchte, wie er es dann offen getan 
hat in dem Traktat, gegen den ep. 73, und in dem Brief an 
Cyprian, gegen den ep. 74 gerichtet ist. 


1) So mit Recht v. Soden ].c.S.10, auch hier mit der früher 
allgemein herrschenden Meinung, gegen die neueren Versuche von Ernst 
l.c. einen Konflikt mit Rom in den Anfängen des Ketzertaufstreits zu 
leugnen. 
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Die Reaktion Cyprians war bei dieser frühesten, 
nur erst indirekten Berührung mit dem römischen Befehls- 
anspruch die heftigste von allen: nec Petrus... sibi aliquid 
insolenter aut adroganter adsumpsit, ut diceret se primatum 
ienere! Ist das nicht das genaue Gegenteil der These: 
sed primatus Petro datur ? 

In der Tat hat die bisherige Forschung nur zwei Aus- 
wege aus diesem Dilemma!) gefunden. Die einen haben die 
zweite Fassung von De unitate c. 4 als ‚römische Fassung“ 
verworfen ?), weil sie im Widerspruch nicht nur zu Cyprians 
Theorie von der unitas ecclesiae, sondern insbesondere zu 
ep. 71 stehe; aber Chapmans philologische Analyse der 
zweiten Fassung erwies ihren echt cyprianischen Charakter?), 
und die Herleitung von primatus aus Col. 1, 18 ergab. 
daß sed primatus Petro datur nicht mit Cyprians Theorie im 
Widerspruch steht.*) Für die anderen war Harnack Wort- 
führer): ‚Cyprian hat sich unzweifelhaft bei seinem 
Konflikt mit Stephan (ep. 71) in Widerspruch zu seinen 
früheren Ansichten über die Bedeutung des römischen 
Stuhles für die Kirche gesetzte), womit gemeint ist, 
daß Cyprian als Bundesgenosse des Cornelius den ‚Primat“ 
anerkannt, als Opponent gegen Stephan ihn bestritten 
habe; aber die Frage gewinnt ein anderes Gesicht, nachdem 
primatus als eine Prägung Cyprians selbst (gleich cathedra 
Petri) erkannt ist”); damit fällt der scharfe Widerspruch 
zwischen Anerkennung und Bestreitung eines fertigen. 
von außen (Rom) her zu ihm gekommenen Begriffs ‚‚Primat“ 
dahin. 


1) Auf die Argumentationen von wahrhaft halsbrecherischer 
Kühnheit der Logik, mittels welcher manche katholischen Forscher, 
zuletzt Ernst in: Katholik XCI, 1 (1911) 8.431 ff. und D’Ales, La 
theologie S. 117ff., dies Dilemma leugnen und auch ep. 71 als .‚Beweis" 
für den „Primat‘ in Anspruchnehmen, verlohnt es nicht näher einzugehen. 

2) Siehe oben S. 296 A. 2. 3) Siehe ibid. 

4) Siehe oben S. 299 ff. 

5) Lehrb. d. Dogmengesch. I S. 420 A.2 (S. 421). 

6) Diese Ansicht Harnackshielt auch v. Soden]. c. 8. 2 fest, indem 
er von einer „Inkonsequenz gegen die Aussprüche in den Briefen ans der 
Zeit des Cornelius“ sprach. 

?) Siehe oben 8. 29. 
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Es bliebe zunächst die dritte Möglichkeit, daß es mit 
primatus ebenso gegangen wäre wie mit cathedra Peiri und 
Matth. 16, 18. 19: wie diese von Cyprian selbst geschaffene 
Begriffsverbindung ihm von römischer Seite im ganzen 
Verlauf des Streits entgegengehalten worden ist, so könnte 
man denken, sei es anfangs auch mit primatus geschehen, 
Cyprian hätte durch Vermittelung der mauretanischen 
Opposition erfahren, daß man in Rom neben der Berufung 
auf Matth. 16, 18. 19 ausdrücklich einen Primat des Petrus 
(auf Grund des cyprianischen sed primatus Petro datur) 
behauptet habe. Aber es spricht Entscheidendes gegen diese 
Vermutung. Nicht allein, daß Stephan selbst sich in seinem 
Briefe an Cyprian augenscheinlich auf einen primatus nicht 
berufen hat!), sondern man muß sogar um fast zwei Jahr- 
hunderte herabgehen, ehe man in den Quellen das Wort vom 
primatus der römischen Kirche zum ersten Male aus rö- 
mischem Munde vernimmt.?) Die beiden Zeugnisse in 
De unitate c.4 und in ep. 71 sind also als ‚„cyprianisch“ 
im eigentlichsten Sinne anzusehen: das Wort ist zunächst 
auf seinen geistigen Urheber, Cyprian, beschränkt geblieben 
und hat erst viel später den Weg in weitere Kreise gefunden. 

So bleibt nur eine vierte Möglichkeit, die Spannung, 
die zwischen dem: primatus Petro datur in De unitate c. 4 
und dem: nec Petrus... sibi adsumpsit, ut diceret se prima- 
tum tenere in ep. 71 zu erklären: sie erscheint nicht als 
Wechsel der Anschauung Cyprians über den ‚Primat“, 
sondern als ein Ringen um den Bedeutungsinhalt der eigenen 
Begriffsprägung primatus, das sich in Cyprians Seele in einem 
kritischen Augenblick vollzog, ein Vorgang ähnlich Tertullians 
dialektischer Selbstauseinandersetzung mit der Bedeutung 
von ecclesia in Matth. 16, 18.19 (De pudiceitia c. 21).?) 

In der Tat liegt hier, wie mir scheinen will, der psycho- 
logische Schlüssel zu dem Rätsel, das Cyprian umgibt, und 
das zu so verschiedenen Deutungen und Wertungen seiner 
Persönlichkeit geführt, aber niemals eine wirklich befrie- 
' digende und überzeugende Lösung gefunden hat. 


nn de a en 


1) Siehe oben S. 312. 2) Siehe unten $. 325. 
3) Siehe oben S. 263. 
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Es war gewiß ein erschütterndes Erlebnis für Cyprian, 
als er zum ersten Male auf indirekten Wegen von Stephans 
auf Matth. 16, 18. 19 gegründetem Anspruch erfuhr. Das 
starke Gefühl seiner Würde als katholischer Bischof der una 
ecclesia et cathedra una!) empörte sich dagegen vielleicht noch 
heftiger, als Tertullian, Origenes, Hippolyt sich über Kallists 
Edikt entrüstet hatten. Schmerzlich empfand er überdies, 
wie sein heiß erstrebtes Wunschbild einer ecclessa utique 
conexa ei cohaerentium sibt invicem sacerdotum glulino 
copulata?) durch Stephans Forderung und Haltung vernichtet 
wurde. Die Begründung des römischen Anspruchs aber 
muß ihm Staunen und Schreck erregt haben; denn sie baute 
sich auf dem auf, was er selbst aus tiefster Überzeugung über 
Rom als cathedra Petri und Adressatin der Petrusverheißung 
Matth. 16, 18. 19 in einem besonderen Sinn verkündet hatte. 

Diese widerstreitenden Gedanken und Gefühle haben 
sich in ep. 71 Luft gemacht. Legte der römische Bischof, 
als Inhaber der cathedra Petri, die Petrusverheißung Matth. 
16, 18. 19 so, wie er es durch seine Gehorsamsforderung tat, 
richtig aus, und führte das, was Cyprian selbst den primasus, 
der Petrus gegeben ist, genannt hatte?), wirklich zu solchen 


!) Es spricht besonders aus ep. 68, dem ersten erhaltenen Brief an 
Stephan, vgl. die Charakteristik bei v. Soden. Ketzertaufstreit l. c. 8. 8. 
Auf die vielumstrittene Frage nach der materiellen Bedeutung des hier 
behandelten Falles (Martianus von Arles) für eine Oberhoheit. welche dem 
römischen Bischof gegenüber der gallischen Kirche damals zustand, 
ist in dieser Untersuchung, die sich auf die Entwicklung der Lehre vom 
Primat beschränkt, ebensowenig einzugehen, wie auf ep. 67 mit einem 
ähnlichen Problem hinsichtlich der spanischen Bischöfe Basilides und 
Martialis. 

2) Siehe oben S. 286 mit A.4. 

3) Daß Cyprians Gedanken in diesen Jahren des Keizereireite um 
das Wort primatus kreisten, wird indirekt dadurch illustriert, daB sämt- 
liche drei übrigen Stellen, an denen er es, ohne eine Beziehung auf den 
primatus Petri, braucht, in ebendiese Zeit fallen. Noch aus einer anderen 
Stelle der lateinischen Bibelübersetzung, die ihm vorlag, hat er es hervor- 
gezogen, nämlich aus (ten. 25, 32, wo Esau sagt: Quid mihi primatus ? 
(Vulg.: Quid mihi proderunt primogenita?; doch vgl. Ambrosius De Cain et 
Abel I, 4 (Opp. 1585 I S. 176): Esau ... cessisse palienter primatus sU08 
fratri suo Iacoh, ita ut diceret: Ut quid mihi prümnatus? Augustin, De civ. 
Dei 1. XVI c. 37 ed. Dombart IT. S. 183: Primatus maioris transfunditur 
in minorem: vgl. Sabatier. Bibl. sacr. latinae versiones antiquael 


 untn, , „ GEHE SEHE nen „| GE 


Primatus Petri. 321 


praktischen Konsequenzen ? Diese Fragen, die Cyprian im 
Innersten erregen mußten, beantwortete er sich laut mit 
Nein: einen Primat der Gehorsamsforderung an die novelli 
et posters hat Petrus nicht anmaßend und übermütig in 
Anspruch genommen, das zeigt sein Verhalten im Streit mit 
Paulus über die Beschneidung (auf dem Apostelkonzil). 
Er hat von Paulus, der (nicht allein der jüngere Apostel, 
sondern vorher) ein Verfolger der Kirche war, vernünftigen 
Rat angenommen und damit ein Beispiel der Eintracht und 


Duldung gegeben, (das sein römischer Nachfolger beherzigen 
sollte). 


Überblickt man nun zum Schluß Cyprians Verhalten von 
diesem mutigen Auftakt bis hin zu ep. 74 noch einmal, 
so muß man es als ein Zurückweichen Schritt um Schritt 
kennzeichnen, und daß es Matth. 16, 18. 19 und seine eigene 
Exegese war, was ihm diese Taktik aufzwang, dafür liefert 


8. 72); vgl. ep. 73, 25, ed. Hartel II S. 798: Cum ın genesi Esau primatus 
suos ... perdiderit, und in der gleichzeitigen (ep. 73, 26) Schrift De bono 
patientiae c. 19, ed. HartelI S. 411: Quod Esau de maioribus ad minora 
descendit, primatus suos per inpatientiam lentis amisit. Endlich ep. 69, 8, 
ed. HartelII S.757, wo die Novatianer als noch schlimmer denn die 
Rotte Korah bezeichnet werden: Et tamen slli schisma non fecerant nec 
Joras egressi contra Dei sacerdotes inpudenter adque hostsliter rebellaverunt, 
quod nunc hi ecclesiam scindentes et contra pacem alque unilatem Christi 
rebelles cathedram sibs constituere et primatum adsumere et baptızandi 
atque ofjerends licentiam vindicare conantur. Diese Stellen als Zeugnisse für 
eine Anerkennung des „Primats‘ im späteren römischen Sinne durch 
Cyprian zu reklamieren, wie es mitanderen auch D’Al&s, La theologie l. c. 
S. 117f. tut, ist natürlich völlig abwegig. Die primatus Esaus sind ein 
Erstgeburtsrecht im eigentlichen Wortseinn, wie ähnlich im über- 
tragenen Sinne primatus in Col. 1, 18, wo die Bedeutung durch voran- 
gehendes princıpium und primogenitus determiniert wird, siehe oben 
S. 301. In ep. 69, 8 aber handelt es sich um die schismatische Errichtung 
einer anderen cathedra gegen die eine legitime, und da fließt Cyprian als 
koordinierter Begriff zu cathedram constituere und ecclesiam scindere auch 
primatum adsumere (in der gleichen Verbalverbindung wie in ep.7l, 
die nach v. Soden zeitlich vorangeht) in die Feder; es heißt hier nicht 
etwa „den (römischen) Primat (der Cornelius zusteht) beanspruchen“ 
(so auch Chapman, Rev. bendd. XXVII, 8.454 A.2), sondern „sich 
einen Primat anmaßen“. Primatus ist eben kein von außen her Cyprian 
zugekommener fester Begriff, sondern eine von ihm selbst geschaffene 
Prägung. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVII, Kan. Abt, XVI. 2l 
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ep. 74 den schlagenden Beweis, der zugleich dem hier 
entrollten Bilde die letzte bestätigende Abrundung gibt, in 
folgenden Sätzen): Quod ei nunc facere oportet Dei sacerdotes 
praecepta divina servantes, ul i in aliquo nutaverii ei vacıl- 
laverit veritas, et ad originem Dominicam et ad evangelicam 
atque apostolicam traditionem reverlamur, et inde surgat actus 
nostrı ratio, unde et ordo et origo surrexit. Tradıtum est enim 
nobis, quod sit unus Deus ei Christus unus et una spes et fides 
una et baptisma unum (Eph. 4, 4-6) nonnisi in una ecclesia 
constitutum, a qua quisque discesserit, cum haerelicis necesse 
est invenialur. Hier trägt Cyprian noch einmal seine unitas- 
Theorie vor, aber gelöst vonder Hauptstelle Matth. 16, 
18. 19, aus der heraus er sie in der ersten Fassung von 
De unitate c. 4 entwickelt und auf die er sie in all seinen 
früheren Briefen in erster Linie gegründet hatte. Nicht nur 
die verfänglichen cathedra Petri-Verknüpfungen der ‚‚rö- 
mischen‘ Briefgruppe sind ausgeschaltet, wie in ep. 73?), 
sondern Petrus selbst. Als er gesehen hatte, welchen 
Gebrauch Stephan von der Petrusverheißung Matth. 16, 
18. 19 machte, hat Cyprian also versucht, sich allein auf das 
in De unitate c. 4 und in den Briefen subsidiär herangezogene 
Pauluswort Eph. 4, 4-6 als biblisches Fundament der 
unitas-Theorie zurückzuziehen. 

Dieser Versuch konnte freilich nicht glücken. Denn an 
Plastik und Prägnanz war das Herrenwort Tu es Petrus so 
weitaus überlegen, daß es gegenüber allen anderen Bibel- 
stellen durchschlagen und im Bewußtsein der Folgezeit 
haften bleiben mußte. Die weitere Entwicklung ist denn 
auch, ihren eigenen Gesetzen folgend, über Cyprian hinweg- 
geschritten. Gewiß trug er, wie Koch dargelegt hat, ein 
Bild der ecclesia una in der Seele, in welchem für eine 
monarchische Spitze kein Platz war, aber vergebens suchten 


ı) Ep.74, 10.11, ed. HartelIIl, S.808. Auf diese Stelle wies 
D’Ales, La th£ologie l.c. S.115. Richtig sagte er, daß Cyprian hier 
Petrus herausgelassen habe, „parce qu’iln’attend rien, dans la circonstance 
presente, du recours & la source immediate, & Pierre. C’est l& une nou- 
veaut6, qui ne doit pas refluer sur un traite anterieur de cing ans“. Aber 
damit ist die eigentliche Bedeutung der Stelle im Zusammenhang der 
übrigen nicht getroffen. 

2) Siche oben S. 316. 
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ihn mit Koch die Anglikaner und Altkatholiken zum 
Vorkämpfer eines gegen römische monarchische Ansprüche 
gerichteten förmlichen Episkopalsystems zu machen; viel- 
mehr ist gerade er es gewesen, welcher die Petrusverheißung 
Matth. 16, 18.19 an die una ecclesia ei cathedra una super 
Petrum fundata, die Gesamtkirche, so ausgelegt hat, 
daß sie daneben eine besondere Bedeutung für dierömische 
Kirche habe, weil diese die cathedra Petri sei. Es ist die 
Tragik in Cyprians Leben, daß dieser akzessorische Neben- 
gedanke, den er in einigen nach Rom gerichteten: Schreiben 
aussprach und gegen dessen Auswirkungen er sich nachmals 
zu wehren versuchte, seine welthistorische Tat in der Ent- 
wicklungsgeschichte des katholischen Kirchengedankens 
über seine eigenen Ideen hinweg geworden ist. Also ist seine 
Bedeutung für die Lehre vom Primat der römischen 
Kirche anders, als es bisher geschah, zu formulieren. Die 
Katholiken betrachten ihn als einen klassischen Zeugen für 
den uranfänglich durch göttliche Stiftung in Rom bestehen- 
den Primat, die Protestanten als einen frühen Herold des in 
Rom allmählich sich entwickelnden Primats. In Wahrheit 
ist er der Wegbereiter wider Willen für den Primat 
geworden: erst dadurch, daß er die römische Kirche als den 
„Stuhl Petri“ proklamierte, konnte die Petrusverheißung 
Matth. 16, 18.19 auf Rom und seine längst faktisch be- 
stehenden Vorrangsansprüche angewendet und diesen als 
biblische Fundamentierung von transzendentaler Wahrheits- 
gewähr unterbaut werden. 


III 


Es bleibt zum Schluß noch die eigene Rolle Roms in der 
Entwicklungsgeschichte des Primatsgedankens zu erörtern. 
Hier bedarf die bisher für selbstverständlich gehaltene 
Anschauung aller theologischen Lager von einer führenden 
Rolle der römischen Bischöfe, sei es als der Hüter und 
Bewahrer einer uranfänglichen Tradition vom Primat 
Petri, sei es als der treibenden Faktoren einer aus Matth. 16, 
18. 19 gesponnenen Petruslegende, einer Revision von 
Grund aus. Gerade die Anfänge der Entwicklung gewinnen 
jetzt ein wesentlich anderes Gesicht. 

21* 
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Die Wurzeln der Lehre vom Primat Petri ruhen in einer 
theologischen Gedankenarbeit an der Exegese von Matth. 16, 
18. 19 im Schoß der afrikanischen Schule von Tertullian hin 
zuCyprian. Rom hat an dieser Arbeit keinen Anteil gehabt, 
wie es denn selten in der Geschichte der theologisch-dog- 
matischen Entfaltung des Systems der Kirchenlehre die 
geistige Führung gehabt hat. Es waren fast zu allen Zeiten, 
und so auch im 3. Jahrhundert, andere Qualitäten als die 
theologischer Gelehrsamkeit, welche die römischen Bischöfe 
bewährt haben: nämlich der Mut der Konsequenz in der 
praktisch-politischen Durchfechtung römisch-kirchlicher An- 
sprüche, wie man ihn Victor I. und Kallist nachrühmen muß, 
und Scharfblick im Erspähen, blitzartiger Zugriff im 
Ausnützen günstiger Gelegenheiten. Das letztere aber ist der 
Fall Stephans I. Dee 


nd ua 

Es war in der Tat ein genialer Griff, mit welchem sich 
Stephan im Streit mit Cyprian jener Matthäus-Stelle als 
Nachfolger Petri bemächtigte, um sie gegen den Mann zu ver- 
wenden, der sie eben erst selbst so ausgelegt hatte. Dieser 
Schachzug ist ein würdiges Seitenstück zu jenem berühmten 
Brief, in welchem nachmals Nicolaus I. sich auf die kurz 
vorher in Frankreich geschmiedeten und eben erst nach 
Rom gelangten pseudoisidorischen Dekretalen berief), 
indem er mit Scharfblick den möglichen Nutzen für Rom und 
seine Suprematsansprüche in ihnen erspähte, eine Inter- 
pretation, welche dem Fälscher selbst ebenso ferngelegen 
hatte, wie Cyprian bei seiner Matth. 16, 18. 19-Exegese ein 
darauf zu gründender Befehls- und Oberhoheitsanspruch der 
römischen Kirche im Sinne des späteren ‚Primats‘“. 

Man kann diese Parallele noch weiter verfolgen. 
Es sind bekanntlich nach dem ersten kühnen Zugriff Nico- 
laus’ I. noch anderthalb Jahrhunderte vergangen, ehe die 
pseudoisidorischen Dekretalen dem Arsenal geistiger Waffen 
der römischen Kirche so völlig eingeordnet waren, wie es etwa 
in Gregors VII. und seiner Nachfolger Dekreten und Briefen 
der Fallist. Auch die ausgebildete Doktrin vom Primat der 
römischen Kirche und die ständige, fast formelhafte Be- 


I) JL. 2785. MG. Epp. VI, S. 393 Nr. 71, vgl. ib. S. 380 Nr. 66a. 
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rufung auf Matth. 16, 18. 19 in den päpstlichen Urkunden ist 
nicht früher als etwa in Leos d. Gr. Zeit, also fast zwei 
Jahrhunderte nach Cyprian, zu setzen. Das Wort primatus 
in dem Sinn der päpstlichen Doktrin, als Primat des rö- 
mischen Bischofs und der römischen Kirche, findet sich zum 
ersten Male in zwei wichtigen Dokumenten aus seiner Zeit, 
nämlich in dem von ihm inspirierten Gesetz Kaiser Valen- 
tinians III. von 4451), das vom primatus sedis apostolicae 
spricht, und in der interpolierten Fassung der nicaenischen 
Kanones, welche Leos Legaten auf dem Konzil von Chal- 
cedon von 451 vorbrachten: Zcclesia Romana semper habuit 
primatum.?) 

Ferner: In beiden Fällen ist der Weg vom ersten 
Auftauchen bis zur endgültigen Durchsetzung zwar weit, 
aber geradlinig, die Entwicklung zwar langsam, aber 
folgerichtig gewesen. Die pseudoisidorischen Dekretalen 
bedeuten gewiß ein mächtiges Hilfsmittel für die volle Aus- 
bildung des hochmittelalterlichen hierokratischen Systems; 
aber wie man nicht mehr bestreiten sollte, daß die Päpste 
vom 11. Jahrhundert an sich ihrer bona fide als einer 
echten Überlieferung bedient haben, so ist auch die nach 
Aufdeckung der Fälschung in der Humanistenzeit zunächst 
im protestantischen Lager lange Zeit herrschende These, 
daß die kirchlichen Universalherrschaftsansprüche des Papst- 
tums objektiv auf nichts als Lug und Trug ruhten, von 
der Wissenschaft jetzt aufgegeben. Die Wurzeln des päpst- 
lichen Systems reichen in viel ältere Schichten einer tat- 
sächlichen Entwicklung zurück, und die gelehrte kirchen- 
rechtliche Fiktion des Dekretalenfälschers, die selbst zu 
einem Teil einen literarischen Niederschlag dieser tat- 
sächlichen Entwicklung bedeutete, hat nur den syste- 
matischen Ausbau jener frühen Ansätze ermöglicht und 
veranlaßt. 

Ähnlich liegen die Dinge beim ‚‚Primat“. Ein Vorrangs- 
anspruch der römischen Gemeinde läßt sich sogar mit 
unserer trümmerhaften Überlieferung bis fast an die Anfänge 


ı) Novell. Valentin. III. tit.16, abgedr.bei Mirbt, Quellenz. Gesch. 
d. Papsttums® (1924) 8.76 Nr. 172. 
2) Vgl. Mansi, Coll. concil. VII 8. 444. 
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des Christentums in Rom zurückverfolgen: Schon im 
1. Clemensbrief (um 95 n.Chr.) tritt er tatsächlich in 
Erscheinung. Auch eine römische Petrusüberlieferung!) und 
die Ansätze einer römischen Petruslegende?) bestanden 
erweislich bereits seit 200 n. Chr. Aber erst die cyprianischen 
Prägungen cathedra Petr; und primatus Peiro datur im 
Zusammenhang mit seiner Exegese von Matth. 16, 18. 19 
waren der fruchtbare Keim, aus welchem in langsamem, 


1) Vgl. über sie am besten Lietzmann, Petrus und Paulus in 
Rom (1915). 

3) Die Geschichte der Petruslegende in Rom harrt noch einer 
kritisch abschließenden Behandlung. Vgl. Bernheim, Mittelalterliche 
Zeitanschauungen I (1918) S. 129, der Dokumentationen des Petrus- 
glaubens der späteren Jahrhunderte zusammenstellte. Hier muß ich mich 
auf den Hinweis beschränken, daß ein Ergebnis meiner Unter- 
suchungen — daß Petrus erst nach 250 n. Chr. und zuerst von Cyprian als 
l. Bischof von Rom bezeichnet worden ist — durchaus im Einklang steht 
mit den auf anderen Wegen erschlossenen chronologischen Fixierungen 
Harnacks für die beiden hauptsächlichsten literarischen Dokumente 
dieser Petruslegende, und daß es umgekehrt diese chronologischen Fixie- 
rungen noch fester zu sichern vermag. Die Actus Petri wies Harnack 
(Chronol. d. altchristl. Lit. II S.169 ff.) der ersten Hälfte des 3. Jahr- 
hunderts zu. Sie sprechen nun mit keinem Wort von einem römischen 
Episkopat ihres Helden; ja, sie ermangeln so sehr eines lokalrömischen 
Kolorits, daß man ihnen deshalb (wohl mit Unrecht) die Entstehung in 
Rom abgesprochen und sie in den Orient verwiesen hat. Der sog. Clemens- 
roman dagegen, die Urschrift der Pseudoklementinen, wurde von Har- 
nackl. c. S. 518ff. der Zeit zwischen 225 und 300 n. Chr., aber wegen der 
Gesamthaltung eher der 2. Jahrhunderthälfte (um 260 n. Chr.) zugewiesen 
(gegen Waitz, der auch in Haucks Realenc. XXIII S. 314 bei dem 
Ansatz 222—35 verblieb). Daß Harnack im Recht war, ergibt sich jetzt 
deutlich aus dem zum Clemensroman gehörigen einleitenden Brief des 
Clemens an Jakobus, der Petrus als ersten Bischof von Rom und Ordinator 
des Clemens folgendermaßen redend einführt: Kirnusvra roürov Enioxonor 
dulv zeıgorov@, d ınv &unv ıav Adywr niorsim zadEedpay ... usradidmus 
ınv EEovolav ou Ösousvsw xal Ave, iva nspl navıös 00 Ay xEIPOTorNoN 
ini vis yüs, Eoraı Ösdoyuarıousvov Ev ovoavois. Anosı yap 6 dei dedijvaı, xai 
Avosı 5 dei Avdiivaı (Migne, Patr. graec. II S.36). Dieser Brief, in dem 
Petrus von seiner römischen cathedra spricht, kann nicht vor Cyprians 
cathedra Petri-Prägung, d.h. vor den 50er Jahren des 3. Jahrhunderts 
verfaßt sein, und er stellt wohl deren früheste literarische Auswirkung auf 
römischem Boden dar. Aber nicht erst dieser Brief „macht die Verse 
(Matth. 16, 18.19) zur Grundstelle des päpstlichen Primate‘‘, wie 
Dell in: Zeitschr. f. neutestamentl. Wiss. XV (1914) S. 13 sagte. 
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verborgenem Werden die unter Leo d. Gr. voll entfaltete 
Lehre vom Primat erwuchs: schon die lange Inkubations- 
dauer ist ein Anzeichen dafür, daß dieser Keim, gleich den 
Dekretalen Pseudoisidors, von außen her in den römischen 
Boden gesenkt worden ist. 


Die Entwicklung ist aber trotzdem auch hier geradlinig 
und folgerichtig gewesen; sie läßt sich an der weiteren 
Geschichte der Exegese von Matth. 16, 18. 19 nach Cyprian 
und insbesondere in Rom verfolgen. Cyprians Konzeption 
von der unitas ecclesiae blieb auf halbem Wege stehen. 
Er hatte den Mikrokosmos der Einzelkirche und seine 
schismatische Gefährdung im Auge und suchte seine 
monarchische Organisation durch Matth. 16, 18. 19 biblisch 
zu fundamentieren. Der Makrokosmos der Gesamtkirche 
blieb ihm ziemlich schemenhaft: seine Einheit dachte er als 
einen Liebesbund gleichgeordneter Bischöfe; aber er selbst 
erlebte es noch, daß dies lockere Gedankengebilde an den 
Realitäten des Ketzertaufstreits zerschellte.!) Zwangsläufig 
mußte die Weiterentwicklung dahin gehen, daß man auch 
für den Makrokosmos der Gesamtkirche den Einheits- 
gedanken zu Ende dachte, und die Richtung hatte dieser 
Entwicklung Cyprian selbst mit der zweiten Fassung von 
De unitate c. 4 gewiesen: von dem sed primatus Petro datur 
war es, nachdem Rom als cathedra Petri galt, nur ein Schritt 
zu der Formulierung, daß der römische Bischof Petrus 
caputi apostolorum und sein Nachfolger die monarchische 
Spitze des Makrokosmos der Gesamtkirche sei.?) Wie schon 


1) Das letztere mußte auch Koch, Cyprian 8.57ff. zugeben; 
gleichwohl hielt er an einer geschlossenen Episkopaltheorie Cyprians fest: 
„‚Die Konsequenzen einer Theorie sind noch nie ein Beweis dafür gewesen, 
daß der Theorie nicht gehuldigt worden sei.‘‘ Dagegen urteilte aus dem 
nämlichen Grunde Chapman, Rev. bened. XXVII S. 461 sehr abschätzig 
über die Fähigkeit Cyprians zu theoretischem und systematischem 
Denken. 

2) Sogar an Cyprians eigenem Text hat sich diese Entwicklung sehr 
früh vollzogen, wie die interessante handschriftliche Geschichte einer 
Leesart zeigt. Cyprian selbst hatte De unitate c.4, II. Fassung geschrieben: 


qui calhedram Petri, super quem fundala est ecclesia, deserit. Aber diese 


richtige Lesung (siehe oben $. 297 A.3) hat, wie der Variantenapparat bei 
Chapman, Rev. bened. XIX 8.261 lehrt, nur eine Minderheit von 
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Optatus von Mileve!), so hat auch Hieronymus diesen 
Schritt vollzogen. Er kommentiert Matth. 16, 18.19 
folgendermaßen?): At dicis: super Petrum fundatur ecclesia, 
licet id ipsum in alio loco super omnes apostolos fiat ei cuncts 
claves regni coelorum accipiant et ex aequo super eos ecclesiae 
fortitudo solidetur, tamen propterea inter duodecim unus 
eligitur, ut capiteconststutoschismatis tollatur occasto. 
Die Gewähr gegen das Schisma, die Cyprian für die Einzel- 
kirche suchte, ist hier als Motiv für die monarchische 


Hss. in den beiden Überlieferungszweigen (demjenigen, wo Fassung II 
und Fassung I in extenso nacheinander stehen, und dem anderen, wo eine 
Ineinanderarbeitung beider Fassungen erfolgt ist). Die Mehrzahl der 
Hss., und unter ihnen gerade die ältesten, M (München, saec. IX) und 
T (Troyes, saec. VIII/IX) lesen statt quem vielmehr quam. Ja, diese 
falsche Lesung geht zeitlich noch viel weiter zurück; denn bereits Papst 
Pelagius II. zitiert die Fassung II in einem Briefe (JL. 1055), dessen 
Verfasser sein Nachfolger Gregor d. Gr. als Diakon war, (vgl. die Edition in 
MG. Epp. II S. 448 als Appendix III, 2 zum Register Gregors d. Gr.): 
qui cathedram Petri, super quam ecclesia fundala est, deserit. Wenn ferner 
Hieronymus an Papst Damasus schreibt (Epist. 15, ed. Hilberg, Corp. 
script. eccl. lat.Vindobon. LIV, 1910, S.63): beatitudini tuae, id est cathedrae 
Petri communione consocior; super illam pelram aedificalam ecclesiam scio, 
so fragt Chapman |. c. S.362 nicht ohne Grund: „Lisait-on deja Super 
quam pour Super quem?‘“ Die Lesung super quam als die stilistisch 
glattere schlich sich siegreich ein, weil nachmals die Begriffe Petrus und 
Rom sich in der Tat deckten; aber erst Cyprian selbst hat in seinen „rö- 
mischen‘ Briefen diese Identifizierung durch den Begriff cathedra Petri 
angebahnt, im übrigen ist aber auch bei ihm noch wohl zwischen beidem 
zu scheiden. 


1) Siehe oben $. 307. 

2) Ad lIovinian. I c. 26 (ed. Migne, Patr. lat. XXIII, S. 247), 
vgl. dazu Batiffol, Revue biblique 1920 S. 569 ff. und L’eglise naissante 
* (1922) S.441 A.1. Wenn an letzterer Stelle als weiterer Beleg für die 
Benutzung von De unitate c. 4 „l’epistola ad Gallos episcopos 9 du pape 
Damase‘‘ zitiert ist, so beruht das auf einem Versehen. Gemeint ist 
offenbar JK. } 243, Pa. Isidori Decr. Damasi c.9 (ed. Hinschius S.502): 
Scitis, fratres karissimi, firmamenium a Deo fizum et immobile atque 
titulum lucidissimum suorum sacerdolum, id est omnium episcoporum, 
apostolicam sedem esse constilutam ei verlicem ecclesiarum. Tu es enim, 
sicut divinum pronunliat veraciter verbum, Petrus ei super firmamentum 
tuum ecclesiae columnae, qui episcops inlelliguntur, confirmata sunt etc. 
Aber das ist kein echter Damasustext und kommt, weil erst im 9. Jahr- 
hundert gefälscht, als frühes Zeugnis überhaupt nicht in Betracht. 
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Organisation der Gesamtkirche unter Petrus als Haupt 
gefaßt. 

Dann hat Leo d. Gr. Cyprians hoc erant utlique ei ceters 
apostoli, quod fuit Peirus, pari consortio praediti et 
honoris et potestatis, einer ausdrücklichen Revision 
unterzogen in der berühmten Instruktion für seinen Vikar 
Anastasius in Thessalonich!): Quibus (sacerdotibus) cum 
dignitas sit communis, non est tamen ordo generalis, quoniam 
ei inter beatissimos apostolos in simslitudine 
honorss fuit quaedam discretio potestatis, et cum 
omnium par esset electio, uni tamen datum est, ul ceteris 
praeemineret. De qua forma episcoporum quoque est orta 
distinctio et magna ordinatione provisum est, ne omnes sibi 
omnia vindicarent, sed essent in singulis provinciis singuli, 
quorum inter fratres haberetur prima sententia et rursus qui- 
dem in maioribus urbibus constituti sollicitudinem susciperent 
ampliorem, per quos ad unam Petri sedem universalis eccle- 
siae cura conflueret, et nihil usguam a suo capite dissideret. 

Leo d. Gr. gab endlich auch in einer seiner Predigten?) 
eine klare römische Exegese von Matth. 16, 18.19: 
Transivit etiam in alios apostolos ius potestatis istius et ad 
omnes ecclesiae principes decreti huius constilutio commeanit; 
sed non frustra uni commendatur, quod omnibus inti- 
metur. Petro enim ideo hoc singulariter creditur, quia cunctis 
ecclesiae rectoribus Petri forma praeponitur. Mit der 
gleichen Argumentation interpretierte Leo anschließend auch 
die andere, nachmals in zahllosen Papstbriefen angeführte 
Bibelstelle für ein Vorrecht des Petrus vor den übrigen 
Aposteln, als eines Mittlers: Instante aulem passione sua 
Dominus, quae discipulorum erat turbatura constantiam, 
“Simon, inquit, "Simon, ecce Satanas expostulavit vos, ut 
cerneret sicut triticum. Ego autem rogavi pro te, ne deficiat 
fides tua. Et tu aliquando comversus confirma fratres tuos, 
ub non intretis in tentationem’ (Luc. 22, 31f... Commune 
erat omnibus apostolis periculum de teniatione jormidinss et 
divinae protectionis auxilio pariter indigebant ... et tamen 

1) Epist. 14, 11, JK.411, abgedr. bei Mirbt l.c. 8.76 Nr. 171. 

2) SermoIV (Opp. ed. BalleriniI S.14ff.), abgedr. bei Mirbt, 
Quellen S. 75 Nr. 169. 
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specialis a Domino Petri cura suscipitur et pro fide Per 
proprie supplicatur, tamquam alıorum status certior sit 
futurus, si mens principis vicda non fuerit. In Petro ergo 
omnium fortitudo munitur et divinae gratiae ita ordinatur 
auxilium, ut firmitas, quae per Christum Petro tri- 
buitur, per Petrum apostolis conferatur. 

Mit Leo d. Gr., der auch in der praktisch-politischen 
Durchsetzung des Primats der römischen Kirche bekanntlich 
eine wichtige Epoche bedeutet, ist die theoretische Entwick- 
lung der Lehre vom Primat, um welche es sich in dieser Unter- 
suchung alleinhandelt, zu einem vorläufigen Abschluß gekom- 
men.!) Man kann diese erste Entwicklungsphase der 
Primatslehre nach den gewonnenen Ergebnissen als die Ge- 
schichte der Exegese von Matth. 16, 18. 19 bezeichnen. 

Was bedeutet nun, um zum Schluß eine eingangs 
aufgeworfene Frage wieder aufzunehmen, dies Resultat 
philologisch-historischer Quellenkritik für das Gesamt- 
problem des päpstlichen Primats? Wenn die Lehre vom 
Primat Petri außerhalb Roms entstanden ist und ihre 
Wurzeln in einer ursprünglich gar nicht auf Rom gemünzten 
Exegese des Bibeltextes Matth. 16, 18. 19 hat, so scheidet die 
in der protestantischen Forschung mehrfach erwogene 
Möglichkeit, daß Matth. 16, 18.19 in Rom und für die 
Zwecke des römischen Primats gefälscht worden sei?), aus. 
Es hat als echtes Herrenwort bereits gegolten, ehe es auf 
Rom angewendet wurde. 


1) Auf spätere Zeugnisse der römischen Matth. 16, 18. 19-Exegese 
gehe ich hier nicht weiter ein, vgl. Chapman, Rev. bened. XIX S. 249 
A.1, S.360ff., Koch, Cyprian S. 32f. 

2) Soin letzter Zeit bei Grill, Der Primat des Petrus (1904) S. 61 ff., 
der die Einschwärzung von v.18.19 in Matth. 16 in die Zeit Victors 1. 
setzen und mit dessen Vorrangsansprüchen in Verbindung bringen wollte. 
Ähnlich Schnitzer, Hat Jesus das Papsttum gestiftet ? (1910) S.68. Auch 
v.Harnack in: Berliner Sitz.-Ber.1918 S.651ff. hielt (teilweise) Interpola- 
tion in Rom noch immer für wahrscheinlich. Dagegen trat bereits Dellin: 
Zeitschr. f. neutestamentl. Wiss. XV (1914) S.1ff. mit guten textkriti- 
schen Gründen für Entstehung der Verse schon im Schoß der palästinen- 
sischen Urgemeinde ein, ebenso Bultmann in: Zeitschr. f. neutesta- 
mentl. Wiss. XIX (1920) S. 170; Holl in: Berliner Sitz.-Ber. 1921 
S.922 und Ed.Meyer, Ursprung und Anfänge des Christentums I 
S.112 A. 1, S. 240 A. 2, III S. 305 A. 1. — Vgl. im übrigen die Literatur- 
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Andererseits erledigt sich aber auch die von katholischer 
Seite vielfach versuchte historische Beweisführung zu- 
gunsten des Primats: er ist keineswegs eine mit Evidenz aus 
Matth. 16, 18. 19 sich ergebende und als solche uranfänglich 
im Bewußtsein der Kirche lebendige Idee, sondern eine ‚‚rö- 
mische‘‘ Deutung dieser Bibelstelle, die sich erst allmählich 
in einem quellenkritisch zu erkennenden und aufzuzeigenden 
Prozeß, dessen entscheidende Phase Cyprian bedeutet, 
herausgebildet hat. 

Endlich aber ist der Primat historisch auch nicht zu 
widerlegen. Denn gerade weil es sich bei ihm um eine aus 
der Bibelexegese erwachsene dogmatische Lehre handelt, 
ist der dogmengeschichtliche Nachweis später und 
allmählicher Entstehung, sowenig wie bei irgendeinem 
anderen Dogma, präjudizierend hinsichtlich des dogma- 
tischen Wahrheitsgehalts. Ein entscheidender Beweis 
gegen den Wahrheitsgehalt der Primatslehre kann vielmehr 
nur geführt werden, wenn sich die Echtheit von Matth. 16, 
18. 19 als Herrenwort widerlegen oder ein völlig anderer 
Sinn der Petrusverheißung als der ursprüngliche im Munde 
Jesu erweisen läßt. Für diese Frage aber läßt der Historiker 
dem Bibelkritiker das Wort, zumal das Problem des Wahr- 
heitsgehalts der Primatslehre, das an dieser Frage hängt, 
metahistorisch ist. Als Objekt historischer Betrachtung 
aber ist die Lehre vom Primat Petri, mögen ihre Ursprünge 
sein, welche sie wollen, eine Idee von heute noch lebendiger 
Wirklichkeit und Wirksamkeit. 


übersicht bei Klostermann im Handbuch zum N. T., 2. Aufl., IV (1926) 
S. 138ff. — Die Echtheit von Matth. 16, 18.19. als Herrenwort wird in 
neuester Zeit von protestantischer Seite verfochten bei K. Heim, Das 
Wesen d. evang. Christentums (Wissenschaft u. Bildung, Heft 209, 1925), 
Kap. III, Du bist Petrus, 8.23ff., und K.L.Schmidt, D. Kirche d. Ur- 
christentums, in: Festgabe f. A. Deißmann (1927) S. 281 ff.; beide be- 
streiten aber gleichzeitig dem Papste das Recht, auf diesen Petrus per- 
sönlich verliehenen Vorrang einen römischen Primatsanspruch zu grün- 
den, und so kehrt diese jüngste antikatholische Exegese von Matth. 16, 
18.19 im Kreislauf der Dinge ungefähr wieder zu der frühesten des Mon- 
tanisten Tertullian zurück, der Kallist vorwarf, daß er evertens atque 
commutans manifestam Domini intentionem personaliter hoc Petro confe- 
rentem (De pud. c.21, s. oben 8.256) Ansprüche erhebe. 
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[Parochus.] E. Stolz beschäftigt sich in der Tübinger Theolo- 
gischen Quartalschrift CVII 1926 S. 1ff. mit dem in dieser Zeitschrift 
XLIlI 1922 Kan. Abt. X1I S.415f. von mir auf Grund einer Mitteilung 
Albert Werminghoffs beigebrachten bisher ältesten Beleg für die 
Verwendung von parochus in Deutschland, nämlich in den Facetiae 
des aus Endingen, wie er meint, nicht bei Balingen, sondern im Breis- 
gau am Kaiserstuhl gebürtigen Augustin Thünger von ca. 1486. Das 
sacerdotes parrochi werde nicht durch das quos plebanos dicunt erläutert, 
sondern umgekehrt das Letztere durch das Erstere. Auch sei parrochi 
wohl nur unter Mißachtung des Abkürzungsstrichs aus parrochiani 
verlesen. Bis 1549 kännten die Konstanzer Statuten parrochus nicht. 
Mag sein. Aber 1493 kennt diese Bezeichnung die concordia inter 
episcopum Constantiensem ... et clerum Helvetiae Und wäre es 
nicht geradezu Jdas Gegenteil von verwunderlich, wenn eine populäre 
Schrift, wenn Facetine einen neuen, in der Sprache der Humanisten 
und dann des Klerus aufgekommenen Ausdruck schon aufgegriffen 
hätten, ehe er synodal und sonst amtlich wurde? Tatsache ist, daß 
nicht bloß Adelbert v. Kellers Druck, sondern auch die einzige in 
Stuttgart liegende Handschrift sacerdotes parrochi liest. Alles andere 
ist bloße Vermutung, und zwar nicht einmal von großer Wahrschein- 


lichkeit. Ulrich Stutz. 


[Damasus.] Damasus, der zu Anfang des 13. Jh. in Bologna kanoni- 
sches Recht lehrte, verdient in der Geschichte der Rechtswissenschaft 
fortzuleben als derjenige, der, soweit ich sehen kann, zuerst vom 'ius 
positivum’ gesprochen hat.!) Er versteht darunter, in der Vorrede seiner 
‘Summa decretalium’, das vom Menschen gesetzte Recht — weltliche 
Gesetze und kirchliche Konstitutionen.?2) Da er hier dem ‘ius positivum’ 
nur das ‘ius naturale quod natura omnia animalia docuit’ gegenüberstellt, 
so scheint er die Lex Moysi zum 'ius positivum’, und zwar zu seinem 
kirchenrechtlichen Teil, gerechnet zu haben, was ja auch ganz mittel- 


1) Der erste Hinweis hierauf findet sich in dieser Zeitschrift und Abteilung 
43 (1922) S. 4408. 

2) Die Stelle steht in der Ausgabe des Bernardus Papiensis durch 
Laspeyres (1860) S.353 und bei Schulte in W 8 B 66 (1871) S. 89 [139]. 
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alterlich gedacht wäre; später sprach man hier von ‘ius divinum positi- 
vum’. Damasus hat auch wichtige dogmatische Folgerungen aus jener 
grundlegenden Scheidung gezogen, nämlich in Regel 1 und Regel 16 
seines anderen Werkes, der "Brocarda’.!) Regel lehrt, daß die ignorantis 
iuris naturalis zwar die Schuld mindere, aber niemals aufhebe, während 
die ignorantia iuris positivi in manchen Fällen (die angegeben werden) 
entschuldige, in anderen nicht, und schließlich die ignorantia facti im 
allgemeinen entschuldige — eine trichotomische Verfeinerung der roma- 
nistischen Zweiteilung in error iuris und facti. In Regel 16 läßt er 
die oonsuetudo nicht dem Naturrecht, wohl aber, unter Umständen, dem 
positiven Rechte derogieren. 

Die Literaturgeschichte des kanonischen Rechts im besonderen 
verzeichnet Damasus als Verfasser der zwei genannten Werke und eines 
dritten, wohl des wertvollsten, der ‘Questione®s. Die ‘Summa deore- 
talium’, die zwischen 1210 und 1215 entstanden ist, ist eine Summa 
titulorum; Anfang: ‘Iuri operam daturum’. Sie ist nichts als eine Auf- 
frischung der berühmten Titelsumme des Bernardus Papiensis zur Com- 
pilatio prima, indem auch die Comp. OH. und III. einbezogen und 
andere Zusätze wie auch Weglassungen vorgenommen sind.?) Wie groß 
die Abhängigkeit von Bernhard ist, den Damasus nicht einmal erwähnt 
zu haben scheint, ergibt sich u. a. daraus, daß er in der Summa zum 
1. Titel ‘de oonstitutionibus’ die übliche Einteilung in 'ius divinum’ 
und “humanum’ wörtlich übernimmt, ohne seiner besseren Einteilung in 
der Vorrede zu gedenken.?) Ein Druck des Werkes ist nie erschienen; 
die erste Hs. machte Blume 1834 in Venedig S. Marco Cod. 25(?) nam- 
haft*); Agathon Wunderlich, der sonderbarerweise eine kritische Aus- 
gabe aller Werke des Damasus geplant hat°), hat 1841 drei Hoss. auf- 
geführt: Basel C. I. 13, Leipzig 975 (Nr. 11), Oxford Bodl. 1141®); Sa- 
vigny hat in der 2. Aufl. (1850) den Cod. Berol. fol. 249 — nur ihn — 
angeführt”); Schulte hat 1871 noch vier weitere gemeldet: Berlin lat. 
theol. 440, Wien 2080, Klosterneuburg 1048, Angers 381. Es waren 
ihm also neun Hass. bekannt, nicht acht, wie er später im 1. Band seiner 
„Geschichte der Quellen‘ sagte.®) Ich kann noch Leipz. 928 Nr. 2°) und 
London Royal Mss.6 B. X Nr. 12 hinzufügen.!2) Dies stellt für ein 
Werk, das nach kurzer Zeit veralten mußte, eine stattliche Verbreitung dar. 

Eine Art Ergänzung zu diesem Werke bedeuten die ‘Questiones', 
da sie in der Reihenfolge der Titel der compilatio prima folgen, 278 an 
der Zahl.!!) Dies Werk gehört also zu den geordneten Sammlungen; 


1) Benutzt in der Ausgabe Bas. 1567 hinter Azos Brocardioa. 

2) Laspeyres S. XLf., 353f.; Schulte S. 88 [138] ff.; Gesch. I S. 194f. 

2) Vgl. die Stellen bei Schulte $S. 95 [145], zu Bernhard auch Las- 
peyres 8.3. 

*%) Bibl. libr. manuser. Italica S. 14 Nr. 25 (nicht eingesehen). 

s) Anecdota quae processum civilem spectant p. 42. 

©) p. 358. ?) VS. 166. s, 8.194. 

®) Nach Helssigs Katalog (1905) 53. 

10) Nach Warners u. Gilsons Catalogue 1 (1921) p. 138. 

11) Schulte 8. 97 [147]f.; Geschichte I S. 1986. 
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der Anfang lautet: ‘Queritur, an episcopus’. Die Unterschrift lautet in 
dem Cod. Lipe. 975 Nr. 14: 'Expliciunt questiones veneriales a magistro 
damaso compilate'!); hiernach wurden die Quaestionen also an Freitagen 
disputiert. Es ist eines der frühesten, umfassendsten und interessantesten 
Quaestionenwerke, jünger als die Summa, die in ihm angeführt wird, 
und vor dieser durch Originalität sowie durch häufigere Zitate von Kano- 


nisten und Legisten ausgezeichnet, gearbeitet im üblichen Pro-et-Contra-- 


Stil. Die Späteren haben es ziemlich stark benutzt, namentlich Joh. 
Andree in seinen “Questiones Mercuriales’. Gedruckt sind nur die Probe- 
stellen von Schulte in seiner Abhandlung von 1871; dort führt er auch 
10 Hss. an, nicht 8, wie er wiederum später sagte. Entgangen sind ihm 
die schon von Wunderlich angeführten Hss. in Basel und Oxford?), 
so daß also 12 bekannt waren, wozu nun noch Leipzig 928 Nr. 3 kommt.?) 
Von diesen enthalten nicht weniger als 8 — Berlin 249, Wien, Basel, 
Leipzig (alle beide Hss.,, Oxford, Venedig, Angers — auch die 
Summa (und zwar, soweit erkennbar, in der chronologisch richtigen 
Reihenfolge), sodaß also von den 10 Hass. der Summa alle außer 2: Berlin 
440 und Klosterneuburg 1048, auch die Quaestionen enthalten. Die nicht 
die Summa enthaltenden 5 Hss. der Quaestionen sind: Bamberg P. II. 15 
u. P. II. 4 (heute Can. 42 u. 45), Königsberg XXXVL, 1, Klosterneuburg 
656, Fulda D. 10 — wenigstens wenn man sich, soweit nicht moderne 
Kataloge vorliegen, auf Schultes Angaben verläßt, auf den bekanntlich 
leider kein Verlaß ist. 
Ähnlich liegt die Sache bei dem dritten Werke, den ‘'Brocarda’ 
oder ‘Brocardica’*), mit dem Anfang: “Argumentum. Ignorantiam 
excusare. Es handelt sich um 125, aus den Quellen des kanonischen 
Rechts, namentlich wieder den Dekretalen, gezogene Regeln und Gegen- 
regeln, nebst den oft geistreichen wenn auch manchmal sophistischen 
Solutionen, die sich z. T. auf das römische Recht berufen. Den von 
Savigny, Wunderlich, Schulte angeführten Nebentitel: (s.) 'regule 
canonice halte ich für unecht, und jedenfalls kenne ich keine ältere 
Bezeugung für ihn als Drucke des 16. Jh., deren Titel bekanntlich von 
den Herausgebern herrühren; doch finden sich ähnliche Zusätze, z.B. 
‘in iure canonico', auch in Hss. Es war das erste Werk dieser Art, wenn 
es auch legistische Vorbilder — Otto und Azo — hatte, über die es übrigens 
methodisch weit hinaus geht; seine Nützlichkeit bezeugt der Umstand, 
daß es der geschäftskundige Bartholomeus Brixiensis, nach 1234, in 
der üblichen Weise modernisiert hat.) Von beiden Rezensionen haben 
sich zahlreiche Hss. erhalten; uns geht hier nur die erste an. Zunächst 
hat sie Wunderlich wieder in der Baseler und Oxforder Hs., Savigny 
in der Berliner Nr. 249, nachgewiesen; Schulte, der Wunderlichs 


1) Helssig S. 117. 2) a.a.0. S. 36f. 3) Helssig 8. 53. 

*) SavigenyV S.163f.; Wunderlich 8.37; Schulte S. 103 [153]f.; 
Gesch. I S. 116. 

5) Schulte Gesch. II S. 84, und die eben genannten Stellen; ferner 
Steffenhagen, Beiträge (1859) S. 8f. Bamberg Can. 45 könnte eine weitere 
Umarbeitung enthalten, s. den Katalog 1 (1906) 913. 
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Angaben wieder übersah, fügte noch die uns schon bekannten Codices 
in Wien und Fulda und zwei weitere hinzu, die nur die Brocardica ent- 
halten: Prag Museum I. B. 3; und, mit Fragezeichen, Bologna Coll: 
Hisp. 217; dazu kommt, von Conrat!) ohne, von Seckel?) mit Iden- 
tification gemeldet, die Hs. Nürnberg Cent. V. 95. Ich füge wieder die 
Hs. Leipzig 928, Nr. 4, hinzu.?) Von diesem Werke gibt es zahlreiche 
Drucke des 16. Jh., in denen die Zahl der Regeln erhöht, der Text inter- 
poliert erscheint; wie sich die Ausgaben auf die beiden Rezensionen 
verteilen, wäre noch genauer, als es schon Wunderlich und Savigny 
getan haben, zu untersuchen. Auch hier ist die Zahl von 8—9 erhaltenen 
Hess. für ein nach kurzer Zeit umgearbeitetes Werk erstaunlich hoch. 
Das Werk steht in ihnen, soweit die Beschreibungen erkennen lassen, 
bald vor, bald hinter den Quaestionen, aber stets hinter derSumma. Sechs- 
mal befindet sich auch das zweite Werk, davon fünfmal auch das erste Werk 
im Codex, so daß diese fünf Hess. — Berlin 249, Wien 2080, Basel C. I. 
13, Leipzig 928 und Oxford 1141 — alle drei bezeugten Werke des Da- 
masus enthalten. In der Tat bilden alle drei einen sachlichen Zusammen- 
hang, eine Bearbeitung des neuen Dekretalenstoffs unter systematischen, 
kasuistischen und generalisierenden Gesichtspunkten. 


Bezeugt sind die drei Werke von den beiden großen Literatur- 
historikern des Mittelalters und der Renaissance. Johannes Andree nennt 
sie in seinem Kommentar zu des Guillelmus Durantis Speculum (1346 
bis 47) Proemium v. ‘Porro’ *) und Thomas Diplovatatius fügt in der kurzen, 
aber gediegenen Vita, die er Damasus in seinem Buch ‘De claris iuris 
consultis’ (1500—1511) gewidmet hat°®), noch hinzu: ‘Item composuit 
historias super librum Decretorum, incipiunt "Historie secundum 
Damascum’, ubi ponit historias totius decreti usque ad finem’.*) In- 
dessen ist diese Zuschreibung deshalb auf allgemeinen Zweifel gestoßen, 
so schon bei Sarti?”), Savigny, Wunderlich, Schulte, weil sich 
nirgends Hass. gefunden hätten; die Hs. in München (Cod. lat. 8013), 
auf die Maaßen und Schulte als mögliche Fundstelle hinweisen ®), 
enthält, dem Anfang nach zu urteilen, eine anonyme Schrift, und jeden- 
falls nicht das gleichartige Werk des Bartholomeus Brixiensis. Allerdings 
vermuten die Genannten sämtlich, daß dieser hier wie sonst sich das 


1) Epitome exactis regibus (1884) p. VII*. 

2) Distinctiones glossatorum (1911) S. 345. 

3) Helssig S.53. In Leipzig weitere unbekannte Hass. der Rezension 
des Bartholomeus (Nr. 943, 965, 966, 969). 

%) Abgedruckt u.a. bei Schultel S. 243. 

8) Nr.45, 8. CXXXIf. des Abdrucks von Pescatore (1890), der 
Zeitansatz nach meiner Biographie vor der Ausgabe von Fritz Schulz 1(1919) 
S. 30, 43, 117; vgl. auch die Einleitung zum 2. Bande. 

*) Nach dem von Fritz Schulz zur Ausgabe vorbereiteten Text des 
2. Bandes, 

?) De claris archigymnasii Bon. profess. I (1769), S. 382 der 2. Ausg. 
v. 1888. 

8) Maaßen, Paucapalea, W S B 31 (1869) 8. 492 Anm. 98; Schulte 
8. 105 [155]; Geschichte I 8. 194 ®, 
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Werk eines anderen angeeignet habe, worauf ja auch die Vorrede an- 
spiele, und daß dies das Werk des Damasus sein könnte. Dagegen spricht 
aber, außer den wenig triftigen Bedenken, die Schulte vorbringt!), 
der freilich nicht unbedingt entscheidende Umstand, daß das Zeugnis 
der Hs. des Diplovatatius durch keine erhaltene Hs. und kein Zitat ge 
stützt wird, daß sich die "Historie’ namentlich nicht in den fünf Has. finden, 
die es doch ersichtlich auf die Sammlung der Werke des Damasus an- 
gelegt hatten, und daß Joh. Andree es nicht kennt. Die weiteren Nach- 
forschungen sind erschwert dadurch, daß Diplovatatius nur die Über- 
schrift, nicht den Anfang der Handschrift angegeben hat. 


Ähnliche Gründe sprechen nun auch gegen die Zuweisung eines 
fünften Buchs, das ihm, im Gegensatz zu den ‘Historie’, überall ohne 
Bedenken zuerteilt wird: der ‘Ordo iudiciarius’ mit dem Anfang 
"Si quis vult’. Das Werk ist bekanntlich fast ganz aus dem sog.?) Pillius 
und daneben aus Joh. Bassianus abgeschrieben, wenn es diese auch nach 
der kanonistischen Seite ergänzt, wodurch es ein gewisses, sehr 
geringes Verdienst besitzen würde, falls diese Teile (wie auch manches 
andere) nicht abgeschrieben wären aus Glossen zum Dekret.?) Bei diesem 
Machwerk, das 1210— 1215 entstanden sein muß, und bisher viel zu günstig 
beurteilt wurde, stützt sich die Zuschreibung einzig und allein auf die 
Über- und Unterschrift der Pariser Hs. lat. 3925: ‘Incipit summa magistri 
Damasii Bononie composita de ordine iudiciario’ und: ‘Explicit ordo 
iudiciarius magistri Damasci’ (schwarz), ‘Explieit ordo iudiciarius ma- 
gistri Damasii’ (rot).‘) Saviguy, der Hs. und Werk als erster erwähnt 
hat, weist noch auf eine Hs. in Wien hin, jus. can. 18, heute lat. 2077; 
diese enthält aber keinerlei Rubrizierung. Wunderlich hat 1841 die Schrift 
nicht gerade sorgfältig, aber immerhin ausreichend, nach der Pariser 
Hs. herausgegeben, die Wiener ließ er beiseite, andere fand er nicht. 
Auf Grund der Überschrift wählte er den untechnischen Titel ‘Summa 
de ordine iudiciario’, der seitdem allgemein benutzt wird, wiewohl die 
Überschrift, bei Lichte besehen, diesen Titel gar nicht enthält, und die 
Unterschrift den besseren und auch von Savigny angenommenen Titel 
“Ordo iudiciarius’ anbietet. Ebenfalls keine neuen Hss. bringt Schulte 
in seinem Aufsatz über Damasus von 1871, in dem er übrigens fälschlich 
behauptet, der Ordo sei von Joh. Andree und Diplovatatius bezeugt?°); 


I)a.2.0. S.104 [154]. 

2) Die Urheberschaft bezweifelt Seckel Z.YSav. St. Rom. Abt. 21 
(1900) S. 288. 

3) Vgl. die Übereinstimmung von Pseudodamasus tit. 34, den Wahr- 
mund XVII! als besonders selbständig gegenüber Pillius hervorhebt, mit 
Tancred ed. Bergmann P.3 tit.4 $2, und von tit.60 mit Tancred P.3 
tit.6, was sich vermutlich aus Benutzung gleicher Quellen erklärt, s. für 
tit. 34 z. B. die Gl. ord. zu Grat. C. 2.q. 1. c. 1. v. “confessum’ a. E. Siehe über 
diese Zusammenhänge auch Altmann, Z.Sarv. St. Rom. Abt. 10 (1889), 
8. 67f. 

*) Nach Wahrmunds Ausgabe (s. unten) S.1 und 62, dort im Text, 
hier (warum?) im Apparat. 

*) 2.2.0. S. 88 [138]. 
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in der Vita von 1877, im ersten Bande der „Geschichte‘‘, sagt er dagegen, 
er kenne außer der Pariser Hs. noch Wien 2080 Bl. 97—107 b und Berlin 
lat. fol. 249 Bl. 17—27b.1) Aber die erste Hs. enthält die Dekretalen- 
summe, wie er selbst in seinem Aufsatz richtig angibt?), und die zweite 
Hs. bringt, wie er sogar einige Seiten darauf in demselben Band der 
„Geschichte‘‘ sagt, zwar einen ordo iudiciarius, aber den berühmten des 
Tancred.?2) Eine neue Ausgabe hat nunmehr, 1926, Ludwig Wahrmund, 
Professor in Prag, als Heft IV des IV. Bandes seines großen Unterneh- 
mens „Quellen zur Geschichte des römisch-kanonischen Prozesses im 
Mittelalter‘‘ veranstalten zu sollen geglaubt, worüber ich in der Roma- 
nistischen Abteilung berichten werde. Hier sei nur gesagt, daß auch Wahr- 
mund, der sowohl die Pariser wie die Wiener Hs. verwertet, und dadurch, 
soweit das bei der engen Verwandtschaft der beiden Hess. möglich war, 
textlich über Wunderlich hinausführt, außer diesen keine weiteren Text- 
zeugen aufführen kann. Dann erheben sich aber die Fragen, warum, wenn 
Damasus der Verfasser ist, die Überlieferung dieses Werkes, das doch 
für die Praxis mindestens ebenso wichtig war wie die anderen, soviel 
schwächer ist als die jener anderen ? Warum esin den genannten Damasus- 
hss. nicht vorkommt? Warum es weder Johannes Andree noch Diplo- 
vatatius bei der Aufzählung der Werke des Damasus nennen, und Du- 
rantis in 'seiner Aufzählung der Verfasser von Ordines iudiciorum und 
sein Kommentator in seinen Ergänzungen dazu*) den Namen Damasus 
nicht aufführen? Warum kein einziger mittelalterlicher Jurist die Schrift, 
soweit man bisher sehen kann, benutzt, oder eine prozessuale Schrift 
des Damasus anführt? Wahrmund sagt, ohne eine dieser Schwierig- 
keiten gelten zu lassen, daß er Argumente gegen die Zuschreibung an 
Damasus nioht nachzuweisen habe. Die sicheren Werke desselben hat er 
nicht etwa auf etwaige Beziehungen oder auch umgekehrt Widersprüche 
untersucht, sondern führt als einzige Stütze jener Zuschreibung an Da- 
masus an, daß er ‚in der Benützung der drei ersten Compilationes antiquae 
sowohl in unserem Ordo wie in der Dekretalensumma, in den Quaestionen 
und in den Brocarda des Damasus eine Art verwandtschaftlichen Elements 
erblioken möchte, welches mir die Abstammung dieser Schriften von 
demselben Autor wahrscheinlich macht‘‘,’) Das gleiche Quellenrepertoire 
deutet doch aber nicht auf den gleichen Verfasser, sondern nur auf die 
gleiche Zeit und die gleiche Schule! Mehr läßt sich denn auch in der Tat 
über den Autor des Ordo nicht sagen. Daß die Abschreiber anonyme 
Schriften nach Willkür auf einen namhaften Verfasser tauften, ist all- 
bekannt. Aber für nachweislich ausgeschlossen will ich die Autorschaft 
des Damasus mit alledem nicht erklärt haben. 
Auf einem Druckfehler, noch dazu dem Druckfehler eines einzigen 
Buchstabens, beruht es, wenn Damasus zumeist „Boemus‘ genannt wird. 
So nennen ihn u.a. Sarti®), Hugo’), Laspeyres®), Schulte in der Vita ?), 


1) I S. 198°. 3) S. 89 [130]. 3) 1 S.203°%, 

*) Diese beiden Stellen u. a. bei Savigny III S. 638. »), S. XIII. 
°) a.2.0. S.381. 7) Gesch. d. Röm. Rechts 3. Aufl. (1830) 8.8, S. 144. 
8) 2.8, 0. S. 353. », I S. 194. 
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Ott!), Chevalier?), Besta?), während andere, wie Savigny*), Wunder- 
lich °), Schulte in seinem Aufsatz®), Bethmann-Hollweg’), Wahr- 
mund®) zwischen Böhmen und Ungarn als Vaterland schwanken. Beides 
ist unrichtig, Damasus war Italiener, und zwar Bologneser. Das hätte 
man schon von vornherein daraus schließen können, daß Damasus zwar 
mehrfach in Handschriften als ‘Magister’ (decretorum) näher bezeichnet 
wird, aber nie unter Beifügung eines Herkunftsnamens; bei Nichtitalienern 
und namentlich bei Angehörigen wissenschaftlich zurückgebliebener Völker 
wurde aber zunächst, eben der Seltenheit dieses Falles wegen und wohlauch 
um die schwierigen Familiennamen zu vermeiden, die Herkunft bezeich- 
net: man denke an Johannes Teutonicus, Richardus Anglicus, Johannes 
Galensis ‚Paulus Hungarus, Laurentius de Polonia usw. Es gab aber eine 
Hs. der Dekretalensumme, die des Damasus Vaterland erwähnte, und diese 
nannte ihn einen Bologneser. Es heißt nämlich in einem bisher nirgends 
erwähnten westfälischen Bibliothekskatalog von 1353 unter Nr. 143: 
“"Summa magistri Damasi bononiensis super Titulis decretalium cum 
Bocardicis [!] eiusdem’ ?). War er Bologneser, so werden wir uns auch nicht 
wundern, daß er in der Vaterstadt dozierte. Zwar was Schulte Neues 
dafür beibringt, daß er „offenbar“ in Bologna gelehrt habe, ist Wind: 
gewiß sagt er in einer seiner Quaestionen, daß in Bologna die Scholaren die 
Wahl des Gerichtsstands vor Bischof oder Lehrer hätten!°), abetdie Auten- 
tica ‘Habita’ warauch außerhalb Bolognas nicht unbekannt. Wohlaber sagt 
die Überschrift zur Pariser Hs. des Ordo iudiciarius, daß der angebliche 
Verfasser Damasus ihn in Bologna geschrieben habe, und überdies lebten 
zu Beginn des 13. Jahrhunderts alle namhaften italienischen Kanonisten 
dort und nur dort. Der Name hat für Bologna nichts auffälliges, da dort 
1053 dem hl. Märtyrer Damasus eine Kirche geweiht wurde.!!) In den 
Hss. findet sich übrigens auch die Nebenform ‘Damasius’, woraus durch 
Lesefehler "Damascus’ wurde, ferner 'Dalmasus’ u. dgl. Diese Formen 
beweisen, daß der Name, entsprechend dem ital. ‘Damaso’, auf der 
zweiten Silbe betont wurde. Der bei neueren Schriftstellern (Jöcher u.a.) 
gelegentlich vorkommende Vorname Wilhelm ist aus der Luft gegriffen. 


Als Zeuge dafür, daß Damasus Böhme gewesen ist, wird stets und 
ausschließlich der ein halbes Jahrhundert spätere Durantis angeführt. 
In der Tat lesen einige Drucke — Drucke! — des Speculum im Proemium 
8. v. ‘Porro’, dort, wo die früheren Kanonisten angeführt werden: ‘Hugo, 
Melendus, Petrus Pisanus, Joannes Galensis, Damasus Boemus, 
Petrus Papiensis, Alanus Anglicus, Petrus Apulus, Laurentius’ usw. 
So liest der Druck s. l. e. a. (Hain 6504) von etwa 1485; zu seiner 


I) Die Rhetoriea ecclesiastica, W SB 125 (1892) 8. 47. 

2) Bio-Bibliographie (1905) Sp. 1107. 

®) Storia del diritto italiano (1925) p. 821. +) VS. 162. s», S. 33. 

*) S. 88 [138]. ?) Civilprozeß VI, 1 (1874) S.112. - 8) 8. X111%, 

°) K.Molitor, Aus dem geistigen Leben und Schaffen in Westfalen 
(1906) S. 313. 

10%) a.2.0. 8.99 [149], vgl. Gesch. I S. 194. 

1!) Masini, Bologna Perlustrata 1 (1666) p. 552. 
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Familie gehören u. a. — ich führe nur Drucke an, die ich selber 
eingesehen — Lugd. 1521, Ven. 1576, Frkf. 1612. Gerade dieser Drucke 
bedienten sich Sarti, Savigny, Schulte in der Regel, und so entstand 
die Meinung, daß eine Autorität wie Durantis Damasus einen Böhmen 
genannt habe. Aber Savigny hat bereits zu dieser Aufzählung angemerkt, 
daß ein Druck Rom 1474 lese 'Damasus, Pe. Bohemus’, und auch statt des 
(offenbar verkehrten) ‘Petrus Pisanus’ den (bekannten) Namen ‘Petrus 
Hyspanus’ aufweist!). Leider ist er, als er später die Damasusvita schrieb, 
der Sache nicht nachgegangen, sonst hätte er diesen zweiten Text auch 
schon Arg. 1473 gefunden, wo der auf Damasus folgende Name nur durch 
‘p.’ angedeutet ist, ferner Pat. 1478, Ven. 1488, Ven. 1494, Med. 1509, 
Ven.1516. Vorallem liest ‘Pe.’ auch die Ed. princeps Roms. a. (Hain 6505) ?), 
an der alle anderen, ohne weitere Hass. zu benutzen, zu hängen scheinen. 
Das ganze Mißverständnis ist also dadurch entstanden, daß zwischen 
“Damasus’ und “Bohemus’ das ‘Pe’ oder ‘'p’ weggeblieben ist. Zum Trost 
für unsere böhmischen Fachgenossen will ich aber darauf hinweisen, 
daß ich ihnen den bekannten Damasus ‘Boemus’ nicht entführe, ohne 
ihnen dafür “Petrus Boemus’ zu schenken, der allerdings gänzlich un- 
bekannt ist. 

Einer Nachprüfung des Ergebnisses an den Handschriften bedarf es 
gar nicht. Schon aus textkritischen Gründen ist zu vermuten, daß vor 
‘Boemus’ gestanden haben muß ‘Petrus”, denn nur so — also durch 
„Nachklang‘‘?) — begreift sich, daß nach ‘Boemus’ der unbekannte ‘Petrus 
Papiensis’ dem Durantis aus der Feder geflossen ist, während er doch den 
berühmten ‘Bernardus Papiensis’ gemeint haben muß. So emendierte 
schon der grundgelehrte Kommentator des Durantis, der gewiß über die 
besten Handschriften des Werkes verfügte, in seiner berühmten Anmerkung 
zu jener Stelle,*) und diese läßt erkennen, daß er jenen zweiten Text vor 
Augen gehabt hat. Er sagt nämlich zuerst von Durantis: “pretermittit 
Bernardum Papiensem. Credo tamen, quod ubi supra est ‘Petrus’ Papien- 
sis, debet esse ‘Bernardus’ ... E converso mihi noti non sunt Petrus 
Boemus et Petrus Apulus” Dann sagt er von Damasus, ohne die 
offenbar allbekannte Herkunft seinesMitbürgers anzugeben ::‘Damasusfecit 
Summam super primam compilationem et librum Questionum super 
multis decretalibus, et Brocarda’. Alles, was Johannes Andree sagt, 
ist also richtig, und was er nicht sagt, hätte er auch nicht sagen dürfen. 

Die andere bisher vorgebrachte Meinung über das Vaterland des 
Damasus beruht auf Diplovatatius. Dieser nennt ihn in der Vita zu Anfang 
*Damasus Ungarus’ und sagt von ihm weiter: “Composuit etiam utilia 
Brocarda super ius canonicum, incipiunt: ‘Brocarda Damaschi Ungari 
cet. Modo secundum iuris varietatem.”” Dieser Anfang ist aber der der Um- 


1) Zum Abdruck der Durantisstelle TII S. 631. 

2) Nach freundlicher Auskunft über das Exemplar in der Bibliothek 
des Gymnasiums zu Freiberg i. S. 

3) Vgl. Kantorowicz, Einführung in die Textkritik (1921) S. 36. 

*) Abgedruckt u. a. bei Schulte I S. 240f., 243. Wahrmund notiert 
die Unstimmigkeit (S. XII!), ohne einen Schluß zu ziehen. 355 
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arbeitung durch Barth. Brixiensis, nur daß es ‘Quoniam’ statt “Modo’ 
heißen muß, wie Diplovatatius auch selber weiter unten bei Erwähnung der 
Umarbeitung angibt. Es lag ihm also eine Hs. der umgearbeiteten Bro- 
carda des Damasus mit Überschrift und Anfang wie oben vor, und lediglich 
hierauf beruht die Annahme desDiplovatatius, daß Damasus Ungar gewesen 
sei. Wörtlich ebenso lauten Überschrift und Anfang (nur wieder ‘Quoniam’ 
statt ‘Modo’) in einer bisher übersehenen Hs. des 14. Jahrhunderts: 
Leipzig Cod. 943 Nr. 2.1) Die Leipziger Hs. und die des Diplovatatius waren 
also, wenn nicht identisch. so doch eng verwandt, sie stellen mithin nur 
Ein Zeugnis dar, das Zeugnis eines unbekannten Schreibers. Sein Gewicht 
kann sich mit den für Bologna sprechenden, oben angeführten Gründen gar 
nicht messen, und es bleibt nur die Aufgabe, wenn möglich, die falsche 
Angabe zu erklären. Von den verschiedenen Erklärungsgründen, die ich 
nennen könnte, erscheint miram wahrscheinlichsten, daß eineVerwechslung 
mit Paulus Hungarus vorliegt. Von diesem wissen wir nur, daß er ein 
ebenfalls in Leipzig (975 Nr. 16, 17) handschriftlich erhaltenes Werk, 
‘*Notabilia’ zur Comp. II und III, verfaßt hat); wahrscheinlich ist er iden- 
tisch mit dem in Bologna tätigen Kanonisten, der 1221 Dominikaner wurde 
und bald darauf nach Ungarn entsandt ward, wo er 1242 getötet wurde.?) 
Wenn Sarti sagt, daß er von Bernardus Parmensis in der Glossa ordinaria 
zum Liber Extra angeführt wird*), so liegt wieder einmal ein Druckfehler 
vor, denn an der fraglichen Stelle heißt es nicht ‘Idem dieit Pauflus]‘, 
sondern ‘Idem dicit Laufrentius]. Wohl aber sind die Notabilia bezeugt 
von Johannes Andree, der in der mehrfach erwähnten Additio zu Durantis 
aufführt: "Paulum Ungarum, qui notabilia secunde et tertie compilationis 
ordinate oollegerat’.*) Das Werk behandelt also annähernd denselben 
Quellenstoff und in derselben Zeit, wie das des Damasus, auch insofern 
nach derselben Methode, als es allgemeine Regeln herausschält; mit 
Recht sagt Schulte: „Diese Notabilia haben mit den brocardica ziemlich 
denselben Charakter.‘‘ Die einzige bekannte Hs. überliefert sie hinter den 
Questiones des Damasus. Eine Verwechslung wäre also leicht möglich und 
jedenfalls bei weitem harmloser gewesen, als unzählige andere auf Ver- 
wechslung beruhende falsche Angaben mittelalterlicher Schreiber. 

Von Damasus, dies ist unser Ergebnis. können wir also 
weder mehr noch weniger sagen, als daß er Bürger von 
Bologna war und dort als ‘Magister (decretorum), also 
Lehrer des kanonischen Rechts, zu Anfang des 13. Jahr- 
hunderts doziert hat; geschrieben hat er drei Werke: die 
Summa decretalium, die Questiones, die Brocarda, die 
sämtlich erhalten rind. 


Freiburg i. Br. Hermann Kantorowiez. 


1) Helssig S. 74 (auf Rückfrage freundlich bestätigt). 

2) Schulte I S. 196f.; Helssig S. 117. 

®) Annee Dominicaine 2 (1884) p. 609 es. t) 2.2.0. I S. 385. 
») Zu X. 1, 29, 27 $4 v. "si non possunt ambo a. E. 

®©) Savieny III S. 632. 
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[Das Concllium Tridentiaum der Glörresgesellschaft.]| Vor 14 
Jahren habe ich zum erstenmale über dieses Unternehmen berichtet 
(Zeitschr. f. Rechtsgesch. Kan. Abt. Il, 1912, 345—360), indem ich die 
damals vorliegenden beiden Bände meiner Diarienausgabe, die ersten 
der ganzen Sammlung, und die von St. Ehses bearbeiteten Bände IV 
und V, d.h. die beiden ersten Protokollbände, anzeigte.e Während 
mein dritter und letzter, voraussichtlich in zwei Hälften zu zerlegender 
Diarienband noch immer des Druckes harrt, wurden trotz Weltkrieg 
und Inflation von Ehses die Bände VIII und IX, die Protokolle der 
dritten Trienter Tagung (1561—63) enthaltend, herausgebracht. Da- 
neben veröffentlichte Professor Dr. Buschbell in Krefeld den ersten 
Band der dritten Abteilung, Konzilsbriefe von 1545 bis zur Verlegung 
nach Bologna. 

Inzwischen hat der Tod dem nimmermüden Ebses, dem schließlich 
auch die von anderer Hand gesammelten Materialien zu den Protokollen 
der zweiten Konzilsperiode (1551—52) behufs der sehr nötigen Ergänzung 
und Bearbeitung zugefallen waren, die Feder aus der Hand genommen. 
Geboren am 9. XII. 1855 zu Zeltingen an der Mosel, hatte Stephan 
Ehses nach Abschluß seiner theologischen Studien sich in Würzburg 
seine historische Schulung und den philos. Doktorgrad geholt (den 
theologischen erhielt er nach Erscheinen seiner ersten Konzilsbände 
honoris causa von Münster). Seine ganze schriftstellerische Tätigkeit 
galt dem 16. Jahrhundert und wurde eröffnet mit einer Arbeit über die 
Packschen Händel (1881), die, etwas von der Kulturkampfzeit beein- 
flußt, viele Angriffe erfuhr, sodaß der ‚Verf. 1886 eine Abwehrschrift 
folgen ließ. Bald finden wir ihn als Mitglied des historischen Instituts 
der Görresgesellschaft in Rom. Als Früchte seiner dortigen Tätigkeit 
erschienen 1898 Dokumente über die Ehescheidung Heinrichs VIII., 
1895,99 „wei Bände Nuntiaturberichte (Quellen und Forschungen der 
Görres-Gesellschaft IV: Bonomi in Köln, Santorio in der Schweiz; 
VII: Ottavio Mirto Frangipani in Köln 1587—1550). Aber bereits im 
Herbst 1894 hatte er, nachdem die Görresgesellschaft die Quellen zur 
Geschichte des Konzils von Trient zu veröffentlichen veranlaßt worden 
war, die Bearbeitung der zweiten Abteilung, d.h. der Protokolle, über- 
nommen, mit Ausnahme jener der bologneser Periode, die ebenso wie 
die Diarien von mir bearbeitet werden sollten. Diese Arbeit hat die 
letzten dreißig Jahre seines Lebens ausgefüllt, und wer ihn kannte, 
der mußte die Begeisterung bewundern, mit der er bei den bescheiden- 
sten Lebensbedürfnissen sich der gewaltigen Arbeit unterzog: schon in 
Friedenszeiten zumeist auf zwei möblierte Zimmer beschränkt und für die 
Mahlzeiten auf einfache italienische Gasthäuser angewiesen, durch den 
Weltkrieg sodann aus Rom vertrieben und, bereits ins siebte Jahrzehnt 
eingetreten, von Ort zu Ort, von Bibliothek zn Bibliothek irrend, um die 
Unmenge der gesammelten Materialien, so gut es ohne neue Kontrolle 
an den Quellen gehen mochte, für den Druck herzurichten. Nachdem 
unter unsäglichen Schwierigkeiten der Kriegs- und Inflationszeit die 
Protokolle der letzten Konzilsperiode glücklich hinausgegangen, trat 
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er halb widerstrebend, vielleicht in düsterer Vorahnung, im Herbst 
1925 nochmals eine italienische Reise an, um auch die der zweiten 
Tagung druckreif zu machen. Im gastlichen Deutschen Campo Santo 
stieg er ab, wo ich noch einige Tage mit ihm zusammen sein, über 
die gemeinsame große Arbeit sprechen und seines immer noch lebhaften 
Witzes mich freuen konnte. Allen aber fiel auf, wie stark er 
gealtert, wie auch sein Augenlicht und sein Gehör gelitten hatten. 
Am 9. Dezember wurde sein 70. Geburtstag unter ehrender Anteil- 
nahme deutscher und außerdeutscher Kreise festlich vom Hause be- 
gangen. Bald nachher brach die schlimme Krankheit aus, der er nach 
wenigen Wochen (19. I. 1926) erlag, nachdem eine erfolglose Operation 
ihm noch unnennbare Qualen bereitet hatte. Unter den hohen Euka- 
lyptusbäumen des deutschen Friedhofs, wo auch der erste Herausgeber 
der sog. Acta genuina concilii Tridentini, Augustin Theiner, beigesetzt 
ist, fand er die Ruhe, die er sich im Leben nicht gegönnt. Mit der 
monumentalen Ausgabe des Concilium Tridentinum wird sein Name bei 
der Nachwelt tortleben. 


Es empfiehlt sich wohl, zunächst den Schluß der Protokoll-Ab- 
teilung zu besprechen, um dann zu dem eine neue Abteilung eröffnen- 
der Briefbande überzugehen, obwohl er vor den beiden Ehsesschen 
Bänden erschien. 


Concilium Tridentinum. Diariorum, actorum, epistularum, 
tractatuum nova collectio. Edidit Societas Goerresiana promovendis 
inter catholicuvs Germaniae litterarum studiis. 


Tomus octavus, Actorum pars quintu, complectens 
acta ad praeparandum concilium et sessiones anni 1562 a prima (XVII) 
ad sextam (XXII). Collegit, edidit, illustravit Stephanus Ehses. 
Friburgi, Herder, 1919. XI et 1024 pp. 4°. 

Tomus nonus, Actorum pars sexta, complectens acta 
post sessionem sextam (XXII) usque ad finem concilii (17. Sept. 1562 
usque ad 4. Dec. 15631. Coll., ed., ıll.St. Ehses. Ibid. 1924. XXXIl 
et 1194 pp. 


Entgegen der bisherigen Übung findet sich an der Spitze des 
ersteren der beiden Bände keine Einleitung, die über die Fundstätten 
unterichtete, weil diese infolge des Weltkrieges nicht zugänglich waren; 
im zweiten mußte diese Übersicht gegeben werden, obwohl der Heraus- 
geber auch jetzt die handschriftlichen Quellen nicht nochmals einsehen 
konnte. Weitaus der Löwenanteil stammt aus der Abteilung Concilio 
des Vatikanischen Archivs, vieles aus anderen Beständen desselben und 
aus der Vatikanischen Bibliothek, manches aus den Archıven bzw. 
Bibliotheken von Neapel, Venedig und Modena, Berlin, München und Wien. 
Bisweilen hätte der Bearbeiter in der Kennzeichnung und Beschreibung 
seiner Vorlagen etwas mitteilsamer sein dürfen. 

Nachdem nunmehr die Protokolle der beiden tatenreichsten 
Konzilsperioden abgeschlossen vorliegen, kann man, zumal im Hinblick 
auf die letzte, doch eines gelinden Gefühles der Enttäuschung sich 
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nicht erwehren. Wer erwartet hatte, daß wir nun über alle Be- 
ratungen und Kundgebungen auf dem Konzil genau und lückenlos unter- 
richtet wären, muß sich überzeugen, daß dem nicht so ist. Wir be- 
kommen keineswegs den Einblick in alle Einzelheiten der Verhandlungen, 
den man wünschen möchte, und der bei gleichmäßiger Anlage der Akten 
möglich gewesen wäre. Es scheint, daß dem Herausgeber, dessen unbe- 
dingte Wertschätzung von Massarellis Akten ich nie teilen konnte und 
dessen Kraft bei Bearbeitung dieser Bände nicht mehr die frühere war, 
dieser Sachverhalt nicht ganz klar geworden ist. Eigentliche Protokolle, 
wie wir sie zumeist für die erste Hälfte der ersten Konzilsperiode haben, 
sind die hier gebotenen Texte zum geringsten Teile; in der Haupt- 
sache handelt es sich um Berichte, die iv Reinschrift übertragen und 
überarbeitet sind. Die während der Verhandlungen gemachten Auf- 
zeichnungen des Sekretärs Massarelli wurden anscheinend von ihm 
selbst vernichtet, vielleicht weil der viel von Steinleiden geplagte 
Mann wegen ihren Lückenhaftigkeit mit ihnen unzufrieden war. Nur 
was seine Stellvertreter während seines Krankenlagers, oft mangelhaft 
genug, über den Inhalt der einzelnen Vota nachschrieben, ist teilweise 
in der Urform erhalten. Nun meint zwar Ehses, die Übertragung in 
Reinschrift sei parro absque dubio intervallo erfolgt. In diesem Falle 
wäre der mündliche Vortrag noch in frischer Erinnerung gewesen und 
eine treue Wiedergabe des Sinnes anzunehmen. Aber bewiesen ist die 
buldige Übertragung nicht, ja sie ist sehr unwahrscheinlich, weil sie 
bei der schweren Krankheit des Sekretärs gewiß nicht immer möglich 
war. Dann aber ist mit größeren oder kleineren Abweichungen der 
Abschrift von der Urschrift zu rechnen. Nichts spricht dafür, wohl 
aber manches dagegen, daß der alternde und kränkliche Konzilssekretär 
auf der dritten Tagung seine Arbeit, auch wenn sie nur in der Durch- 
sicht der Abschriften bestand, besser gemacht hätte, als der junge und 
gesunde auf der ersten. Und sogar für diese, deren Abschrift und Rein- 
schrift man mit einander vergleichen kann, zeigt sich bisweilen eine 
bedenkliche Verschlimmerung der letzteren gegenüber der ersteren. 
Da heißt es zum z. B. Concil. Trid. V, 565,25 nach der ersten Auf- 
zeichnung: quod comprobavit ex Augustino ... el ex lounne Driedone. 
J,etzteren Namen konnte Massarelli, da er ihm fremd war, selbst 
nicht mehr lesen und unterschlug ihn einfach, sodaß in der Abschrift 
Vat. Arch. Concil. 17, f. 77 und in Theiners Ausgabe steht: et ex 
Joanne, wobei natürlich niemand an den belgischen 'l’heologen, viel- 
mehr jedermann an den Evangelisten denkt. Erst Ehses hat jenen 
wieder in seine Rechte eingesetzt und dadurch den wahren Sinn des Vo- 
tams wiederhergestellt; er konnte die dem Schreiber selbst unleserlichen 
Züge entziffern, weil er in der Geschichte der Theologie besser bewan- 
dert war als jener. Für die sechziger Jahre sind solche Vergleiche selten 
möglich, weil die Originale zumeist verloren sind. Aber IX, I79* haben 
wir ein Beispiel dafür, wie Massarelli oder sein Stellvertreter — was hier 
sachlich keinen Unterschied begründet — die Schrift des am 11.V1. 1568 
protokollierenden Bischofs M. Laureo von Campagna nicht lesen konnte 
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und einfach zwei Zeilen wegließ. Wer bürgt uns dafür, daß solche Radi- 
kalkuren nicht Öfter angewandt wurden? Fin theologisch nicht ge- 
schulter Abschreiber mußte sich dazu manchmal versucht fühlen, und 
wenn dem jungen Sekretär in den vierziger Jahren solche Fehler bei 
der Nachprüfung entgingen, wessen muß man sich bei dem alten, zeit- 
weilig schwerkranken der sechziger Jahre versehen ? 

Aber alles das sind vergleichsweise Kleinigkeiten. Schwerer fällt ins 
Gewicht, daß wir für ganze Reihen von Generalkongregationen (= nicht- 
feierliche Plenarversammlungen) überhaupt keine Protokolle über die 
einzelnen Vota, sondern nur zusamnienfassende Übersichten über die 
Resultate der Verhandlungen, über die Richtung der Voten haben 
(so IX, 44 — 46), und noch viel schwerer, daß man über sehr wertvolle 
Beratungen der sog. niederen Theologen (theologi minores) — dem 
hierarchischen Range nach; als Gelehrte waren sie fast immer die 
größeren — wie der Prälaten auch nach der bescheidensten Be- 
richterstattung vergeblich sucht. lın Februar 1563 wurde eine Keihe 
von Theologen-Kongregationen abgehalten und eine Menge von Theo- 
logen gaben ıhre Voten ab, von denen wir nicht das Öeringste er- 
fahren (s. IX, 421). Auch von zwei Rednern des 22. Februar erscheinen 
nur die nackten Namen, lediglich die Rede eines dritten, an erster Stelle 
sprechenden wird exzerpiert; genau so am 23. (1X, 419 ff.). Zum 9. Juni 
1563 haben Massarellis Akten keine fünf Zeilen (IX, 601), während der 
nur in privatem Interesse nachschreibende Paleotti ebensoviele Seiten 
bietet. Von einer auch nur in Exzerpten lückenlos arbeitenden Be- 
richterstattung ist mithin nicht die Rede. 

Glücklicherweise wird ein Teil dieser empfindlichen Lücken aus- 
gefüllt durch zahlreiche Originalvota sowohl von Prälaten wie von 
“niederen 'Theologen oder Kanonisten, wie sie bald dem Konzilssekretär 
behufs auszugsweiser Aufnahme in die Akten überreicht wurden und 
entweder als Beilagen zu diesen oder wenigstens in seinem Nachlasse 
sich finden, bald in Nachlasse der Verfasser selbst überliefert wurden. 
Das mühsame Aufspüren solcher Schriftstücke aus teilweise sehr ent- 
legenen Schlupfwinkeln ist ein bleibendes Verdienst von Ehses. Frei- 
lich konnte es nicht anders sein, als daß ihm manches doch entging. 
Anderes war infolge des Weltkrieges unerreichbar, wie der vor mehr 
als dreifiig Jahren von mir auf der Universitätsbibliothek von Granada 
gefundene literarische Nachlaß des dortigen Erzbischofs Don Pedro 
Guerrero und seines Theologen Juan de Fonseca, des nachmaligen 
Bischofs von Guadix (s. Concil. Trid. I], S. XXVI,3ff.). Die drei Bünde 
sind besonders wertvoll wegen der Stellung Guerreros als Führer der 
spanischen Opposition auf deu Konzil; sie zeigen sein Verhalten gegen- 
über der Konzilsleitung wie gegenüber einzeluen Vorlagen. Von Fon- 
secas Voten finden sich bei Ehses nur zwei magere Auszüge VIII, 612 
und IX, 3f.; aus jener Quelle können nicht nur letztere ergänzt, sondern 
auch andere Kundgebungen des angesehenen Theologen erhoben werden. 
Auch sonstige Originalvota wurden von Mitarbeitern am Concilum 
Tridentinum der Görresgesellschaft gelegentlich gefunden, sodaß zum 
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Abschluß des Ganzen nicht unbeträchtiche Nachträge zu den Akten 
werden gegeben werden können. 

Indeß fließen noch andere ergiebige Quellen zur KErgänzung von 
Massarellis Protokollen der dritten Konzilsperiode. Der immer mehr 
zur Geltung kommende Uditore der Rota Gabriello Paleotti, der der 
Präsidentschaft als juristischer Berater beigegeben war, machte aus 
rein persönlichem Interesse bald kürzere, bald längere Aufzeichnungen 
bei den Verhandlungen der Plenarkongregationen wie einzelner Kom- 
missionen; später hat er diese zu einer geschichtlichen Darstellung 
umgearbeitet, deren letzte Redaktion bei Theiner als Anhang zu den 
offiziellen Akten gedruckt ist. Aber diese Überarbeitung, bei der es 
mehr auf gefällige äußere Form und Vermeidung jeglichen Anstoßes für 
kuriale Empfindlichkeit abgesehen war und in der die Daten fast durch- 
weg beseitigt wurden, hat für uns nicht entfernt denselben Wert wie 
die originalen Bleistiftnotizen, die im Privatarchiv des Grafen Isolani 
zu Bologna beruhen und die ich im Herbst 1896 auf dem dortigen 
Staatsarchiv durch Vermittlung von dessen Direktor Carlo Malagola 
abschreiben konnte. Sie werden den umfangreichsten und wertvollsten 
Teil meines dritten Diarienbandes bilden. Neben Paleotti stehen, wenn 
auch in starkem Abstand, der Spanier Don Pedro de Mendoza, Bischof 
von Salamanca (Conc. Tr. II, 633—719), und Nicolas Pseaume, Bischof 
von Verdun (ebd. 721—890), in dessen von dem gallikanisch angehauch- 
ten M. Housson stark überarbeitetes und durch diese Überarbeitung 
recht verwirrtes Diarium ich durch Auffindung seines Notizbuches 
wieder Ordnung bringen konnte (diese Ztschr. II, 1912, S. 354f.). Auf 
dieses Werk ist freilich Eihses sehr schlecht zu sprechen. Das bis- 
weilen zu persönlicher Gereiztheit gesteigerte, au die Stimmung Palla- 
vicinis und seiner Parteigänger gegen Sarpi gemahnende Mißtrauen, 
mit dem er dem Gallikaner begegnet, grenzt an Hyperkritik. Er be- 
nutzt jede Gelegenheit, Houssons Angaben als unglaubwürdig, seine 
Bearbeitung als Fälschung der Pseaumeschen Berichte abzulehnen, wo- 
bei ihm Massarellis Akten immer als ueroov aravıwr gelten. Und dies, 
obgleich wir deren Mängel kennen, obgleich er IX, 307! selbat nicht 
nur das Exzerpt des stellvertretenden Protokollführers als toto coelo 
von dem wirklichen Votum des betreffenden Bischofs verschieden be- 
zeichnen muß, sondern auch das des ständigen Sekretärs wenigstens 
in einem Falle unzutreffend findet. Massarelli mußte, da eine steno- 
graphische Festlegung des Wortlautes weder verlangt noch ihm miög- 
lich war, sich darauf beschränken, den Gedankengang eines Votums 
zu geben. Wie leicht man sich dabei täuschen kann, zumal wo es 
sich um subtile dogmatische Fragen handelt, ist ohne weiteres klar. 
So konnte der Protokollführer manches für wesentlich halten, was 
nebensächlich war, und umgekehrt, wodurch sich eine schiefe Bericht- 
erstattung ergab. Wenn Paleotti und Pseaume nur das heraushoben, 
was ihnen das Wichtigste schien oder was sie persönlich besonders 
interessierte, so war das bei ihnen weniger schlimm, weil sie nicht 
amtlich zur Aufzeichnung bestellt waren. So mögen sich bei ihnen 
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Angaben finden, die sich in Massarellis Bericht nicht oder nur schwer 
einfügen lassen, aber damit ist bei der notorischen Kürze des letzteren 
noch lange kein Recht gegeben, jene als unglaubwürdig abzutun. Es 
ist methodisch völlig verfehlt, wenn Ehses von Pseaume bzw. Housson 
nur das gelten lassen will, was sich an den zugestaudenermaßen lük- 
kenhaften und summarischen Protokollen des Konzilssekretärs auswei- 
sen kann. Gerade jetzt, im Besitze zuhlreicher Originalvota, kann 
man sich überzeugen, wie unzuverlässig fast alle Auszüge, auch die 
Massarellis, tatsächlich sind, wie den einem oltmals etwas unwichtig 
und nicht des Aufzeichnens wert scheint, was der andere als wesent- 
lich oder wenigstens charakteristisch vor allem festhalten zu müssen 
glaubt. Machen es ja auch heute manche Herausgeber so mit ihrer 
Auswahl nur des “Wichtigen‘. Schon bei den Protokollen der ersten 
Tagung wurde mit Recht darauf hingewiesen, daß die Parallelberichte 
des Sekretärs und Severolis stark auseinandergehen, weil jeder einen 
andern Teil eines und desselben Votums aufschrieb. Noch weniger 
kann die Unechtheit eines Houssonschen Stückes daraus erwiesen wer- 
den, daß es mit dem zur Diskussion stehenden 'Thema nur lose oder 
gar nicht zusammenhänge. Denn keine Klage war häufiger als die, 
da& die Redner vom Gegenstand abschweifen und zu weitläufig werden. 
Endlich verweist Pseaume in seinem Notizbuch wiederholt auf sein 
aliud diarium (Conc. Tr. 11, 855, 36), seinen alius liber (867, 33). Also 
hatte er noch ein anderes Werk über das Konzil angelegt, wahrschein- 
lich eine Sammlung von Voten oder Teilen von solchen, wobei natür- 
lich Stücke bevorzugt wurden, die den nicht erst bei Housson, sondern 
schon bei Pseaume selbst vorhandenen gallikanischen Neigungen ent- 
gegenkamen. Es wäre darum grundverkehrt, alle solche Äußerungen 
als Machwerke von Housson für unecht zu erklären. Der unparteiische 
Forscher wird vielmehr alle Parallelberichte als erwünschte Ergän- 
zungen zu Massarellis Akten begrüßen, selbstverständlich sie mit der 
nötigen Kritik behandelnd, aber nicht nur sie, sondern auch die Ar- 
beiten des Sekretärs. 

Auffällig ist an der im übrigen sehr gewissenhaften Edition, wie 
souverän sie mit dem Stoffe umspringt. Schon daß Konzilsprotokolle 
un: jeden Preis in das Schema von Briefpublikationen, etwa von Nun- 
tiaturberichten — von deren Bearbeitung Ehses ja herkam — einge- 
preßt werden, wirkt störend. Da werden Akten einer Sitzung, die doch 
ein Ganzes bilden, in mehrere Nummern auseinandergerissen in der 
Weise, daß z. B. Beglaubigungs- und ähnliche Schreiben, die auf einer 
Sitzung vorgelesen, oder Reden, die auf ihr gehalten wurden, und sogar 
Präsenzlisten als eigene Nummern den Akten der Sitzung, deren Teile 
sie doch sind, koordiniert uufgeführt werden, daß feierliche Sessionen, 
Kongregations- und Kommissionssitzungen ebenso wie einzelne auf ihnen 
vorgetragene Voten als gleichwertig mit eigenen Nunmern aneinander- 
gereiht werden, daß eine feierliche Session, die doch einen Markstein 
in der Geschichte des Konzils bedeutet, sowenig oder soviel hervor- 
tritt wie das nächste beste Votum oder der Beglaubigungsbrief eines 
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unbedeutenden Orators. So geht alle Übersichtlichkeit verloren. Konzils- 
akten haben das Recht, nach ihrer Art behandelt, und nicht mit einer 
Briefsammlung, die lauter gleichartige Stücke entbält, denen man daher 
Nummern vorsetzen kann, über einen Kamm geschoren zu werden. 
Eine Briefeammlung ordnet man chronologisch. Und so werden denn 
Mandate und Briefe, die natürlich vor der ersten Sitzung, auf der sie 
überreicht und verlesen werden sollen, datiert sind, unter die zur 
Vorgeschichte des Konzile gehörenden Briefe eingereiht, wo sie als 
Fremdkörper wirken. Und wäre das Verfahren wenigstens konsequent 
durchgeführt! Manche Stücke werden aber an ihrer Stelle belassen. So 
weiß man zum Voraus nie, wo man die einzelnen zu suchen hat. Die 
Akten einer Sitzung gehören zusammen, wie sie auch Massarelli beisammen 
hat. Seine Protokolle sind ein abgeschlossenes Literaturwerk, das umso- 
mehr den Anspruch erheben darf, als Ganzes und unzerstückelt veröffent- 
licht zu werden, da es durchaus zweckmäßig angelegt ist. Und nachdem 
das Unternehmen der Görresgesellschaft eine eigene Briefabteilung vor- 
gesehen hat, sollten die für Verhandlungsberichte bestimmten Bände über- 
haupt nicht mit Briefen, soweit sie nicht zur Verlesung auf dem Konzil 
bestimmt und dann Teile der betreffenden Sitzung sind, belastet werden. 
Am buntscheckigsten wirkt der Schluß von Band IX, wo Briefe, Vota, 
Konsistorialakten, Gutachten und Stücke verschiedenster Art, die nie- 
mand bier sucht, durcheinandergewürfelt sind.!) 

Immerhin bandelt es sich bei all dem mehr oder minder um 
Schönheitsfehler, die wenigstens der Vollständigkeit der Ausgabe keinen 
Eintrag tun. Mancher Benutzer wird schon dafür dankbar sein, daß er 
alle diese Stücke, die man zum Teil lange vermißte, nun endlich in 
einem Bande vereinigt findet, während man sie früher aus den ver- 
schiedensten Sammlungen zusammensuchen mußte und viele überhaupt 
nicht fand. Nicht nur Schönheitsfehler aber, sondern eine Beeinträch- 
tigung der Vollständigkeit ist es, wenn Ehses, das von ihm selbst am 
entschiedensten verurteilte willkürliche Verfahren Theiners sich an- 
eignend, z. B. VIII, 349.24 erklärt: Die Väter, die einfach zustimmten, 
101 an Zahl, führe er nicht auf, sondern nur jene, die eine Änderung 
beantragten, oder wenn er 532° zu einem zustimmenden Votum bemerkt: 
eodem modo sex alii, oder IX, 379°: Nomina eorum, qui simpliciter dıxe- 
runt place, a nobis omissa sunt, ohne daß auch nur die Zahl, geschweige 
die Namen der Übergangenen angegeben wären. Für das Ergebnis der 
Abstimmung ist es allerdings gleichgiltig, wer zustimmte (die Zahl 
schon weniger). Allein da wir für die Kongregationen nur ausnahms- 
weise Präsenzlisten haben, so erfahren wir zumeist nur durch die Ab- 
stimmung, wer anwesend war, wer nicht, und für den Biographen eines 
Konzilsteilnehmers kann dies mitunter von Wichtigkeit sein. Und noch 
mehr, welche Stellung sein Held zu dieser oder jener Frage eingenom- 


I!) Mein in dieser Zeitschr. Il 8. 258f. für die Röm. Quartalschr. ange- 
kündigter Aufsatz, in dem ich diese Fragen eingehender erörterte, scheint 
den Weg über die Alpen nicht gefunden zu habeu. Wenigstens ist er nie 
erschienen. 
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men hat. Wenn also der Herausgeber von Konzilsakten nicht alle (zu- 
meist nur aus 2—5 Worten bestehenden) zustimmenden Vota wörtlich 
anführen will, so muß er jedenfalls alle Väter mit Namen nennen, am 
besten in der Reihenfolge, in der sie zu Worte kamen. Wenn irgend- 
wo, so kann hier die Andacht zum Kleinen ihre Früchte tragen. Ich 
hoffe in meiner Ausgabe der Bologneser Protokolle diese Febler zu 
vermeiden und — nicht dafür andere zu machen. — — 


Über die Wichtigkeit der Gegenstände, die auf der dritten Trienter 
Tagung behandelt wurden, hedarf es keines Wortes. Die Furcht vor 
Zusammenstößen zwischen Papalismus und Episkopalismus war einst- 
mals für Klemens VII. einer der Gründe gegen die Berufung des Konzil: 
gewesen. Beide Richtungen waren sich schon auf der ersten Konazils- 
periode gegenübergestanden und gerieten auch auf der dritten wieder- 
um heftig aneinander, ohne daß der ersteren ein voller Sieg beschieden 
gewesen wäre. Der Streit über die Einsetzung des Episkopats und sein 
Verhältnis zum Primat und damit zusammenhängend über die Frage. 
ob die Residenzpflicht ture divino oder positivo sei, wurde so heiß, daß 
die Frage der Infallibilität auf dem Vatikanum keine tiefere Scheidung 
der Geister herbeiführen konnte. Der erste Präsident, der einflub- 
reiche Ercole Gonzaga von Mantua, durch scharfe Äußerungen des reiz- 
baren Pius IV. schwer gekränkt, stellte die Kabinettsfrage und hätte 
mit seinen Abschiedsgedanken zum schweren Schaden des Konzils wohl 
Ernst gemacht, wenn der Papst nicht eingelenkt hätte. Infolge der 
heftigen und anhaltenden Kämpfe mußte die auf den 12. X1I. 1562 an- 
beraumte Sitzung bis zum 15. VII. 1568 vertagt werden. Was auf dem 
Vatikanum durch die Presse geschab, das taten zu Trient — um :o 
schlimmer, weil weniger kontrollierbar — denunziatorische und auf- 
reizende Briefe, von denen für die vierziger Jahre Buschbell zahlreiche 
und unerquickliche Proben gibt, und über deren vergiftende Wirkung 
in den sechziger Jahren ein Paleotti bittere Klage führt. Neben den 
erwähnten Gegenständen war es das Eherecht, das die Konziliaren 
lange und lebhaft beschäftigte, bis man, um bitter empfundenen Mib- 
ständen ein Ende zu machen, sich dazu entschloß, die mutrinenta 
clandestina nicht nur für unerlaubt, sondern auch für ungültig zu er- 
klären. Dazu machten die Reformanträge der weltlichen Fürsten, vor- 
ab Kaiser Ferdinands, der Konzilsleitung viel zu schaffen, besonders die 
Forderung der Priesterehe und des Laienkelches — alles Fragen, die 
zu den verhängnisvollsten Verwicklungen zu führen drohten, wenn nicht 
Giovanni Morones überlegene diplomatische Kunst den Sturm besch woren 
hätte, indem er das Streitobjekt der radies theologorum und — canont- 
starum entzog und über die Köpfe der Konzilsväter hinweg durch 
Verhandlungen zwischen den Kabinetten eine Einigung herbeiführte. 
Erst durch Ehses’ Veröffentlichung ist ein abschließendes Urteil über 
diese Vorgänge möglich geworden, die das ganze Interesse nicht nur 
der Theologen, sondern auch der Kanonisten beanspruchen dürfen. 
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Noch in der ersten Kriegszeit war Buschbells Briefband erschienen, 
der die dritte Abteilung des Konzilsunternehmens eröffnet. 


Concilium Tridentinum usw., wie oben. 
Tomus decimus: Epistularum pars prima, complectens epistu- 
las a die 5. Martii 1545 ad concilii translationem 11. Martii 1547 
scriptas, coll., ed., ill. Godofredus Buschbell. Friburgi, Herder, 

1916. LXXVI, 996 pp. 4°. 

Mit diesem Bande sind die Quellen für die erste Trienter Tagung 
vollständig zugänglich geworden. Man kann seine Bedeutung nicht 
klarer kennzeichnen als durch die Feststellung, daß alle Arbeiten über 
die fragliche Periode, soweit sie ohne Kenntnis dieser Briefe gemacht 
wurden, verfrüht waren. Es ist durchaus zu billigen, daß der Be- 
arbeiter großzügig verfuhr und alles aufnahm, was er an konziliaren 
Briefen aus dieser Zeit vorfand, auch wenn es bereits mehr oder 
weniger gut gedruckt war. Eine abschließende, auf internationale 
Verbreitung berechnete Sammlung muß ihre Benutzer unabhängig 
machen von Veröffentlichungen, die ihrer Anlage nach nur wenigen 
zugänglich sind, und darf ihn nicht für einzelne Stücke auf ältere 
Werke verweisen. Für die erste Hälfte des Bandes hatte unserm 
Herausgeber A. v. Druffel vorgearbeitet. Er und sein Fortsetzer 
K. Brandi — letzterer wesentlich ruhiger und besonnener — hatten 
einen großen Teil der Briefe bis zum 80. VI. 1546 ganz oder teilweise 
veröffentlicht oder exzerpiert. Für viele waren sie auf die Konzepte 
oder auf Abschriften angewiesen, während Buschbell die Originale zur 
Verfügung hatte und so Druffel oftmals berichtigen konnte. Auch die 
Auflösungen von Chiffrestücken verbessert er, gelegentlich sogar über 
die der Kanzleibeamten hinaus. Die zweite Hälfte des Bandes bringt 
durchweg Neues. Entschieden zu loben ist, daß nach dem Vorgange 
Droffels überall da, wo neben dem Original noch der Entwurf vorliegt, 
auch dieser herangezogen wurde. Dies Verfahren gestattet einen 
besseren Einblick in die Stimmung und Absicht des Verfassers, die in 
dem ersten Entwurf natürlicher und deutlicher zutagetritt, während 
die Abänderangen, mit Rücksicht auf die Stellung oder Empfindlich- 
keit des Empfängers vorgenommen, die innersten (Gedanken eher 
verhüllen. 

Während das erste Kapitel der Einleitung die Nutwendigkeit 
einer wissenschaftlichen Ausgabe der Briefe betont, gibt das zweite 
Auskunft über die Fundstätten. Da erhalten wir zum ersten Male 
eine Beschreibung der auch von Druffel benutzten, aber befremdlicher- 
weise niemals näher gekennzeichneten Carte Cerviniane des Florentiner 
Staatsarchivs (54 Bände), des Nachlasses von Marcello Cervini, dem 
nachmaligen Papste Marcell Il. Diese einzigartigen Schätze, die neben- 
her auch für Bistums-, Ordeus-, Gelehrten- und Familiengeschichte, 
ja sogar für ältere Kirchengeschichte ungeahnte Materialien bergen, 
haben den Großteil geliefert. Neben ihnen hat das große Btaatsarchiv 
von Neapel vieles, die dortige Biblioteca Nasionale manches geboten, 
während Archiv und Bibliothek des Vatikans erst an dritter, die Samm- 
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lungen von Lucca, Mantua, Modena, Parma, Siena, die Trienter Stadt- 
bibliothek und das Statthalterei-Archiv zu Innsbruck an vierter Stelle 
folgen. Höchst dankenswert ist das die Einleitung abschließende, nicht 
weniger als 40 Quartseiten füllende Register über die sämtlichen ver- 
öffentlichten oder benutzten Briefe (ein 37 dreispaltige Seiten um- 
fassendes, eng gedrucktes Namen- und Sachregister findet sich am 
Schlusse des Bandes), unter steter Berücksichtigung ihrer Erwäbnung 
in Massarellis Tagebüchern oder bei Pallavicini. Mit Hilfe jenes Re- 
gisters läßt sich jeden Augenblick feststellen, ob ein gerade aufstoßen- 
der Brief bekannt ist oder nicht. 

Der Schwerpunkt des Bandes ruht in den offiziellen und halb- 
uffiziellen (letzterer Begriff wird umschrieben $S. XAÄXV, 41ff.) Briefen, 
die zwischen den drei (bzw. zwei) Präsidenten und einzelnen Bischöfen 
des Konzils einerseits, dem Kardınalnepoten Alessandro Farnese oder 
seinem Sekretär. zeitweilig auch dem Camerlengo Guid’Ascanio Sforza 
von Santa Fiora andererseits gewechselt wurden. Die Briefe des päpstlich- 
farnesischen Sekretärs Bernardino Mattei, meist an den zweiten Konzils- 
präsidenten Marcello Cervini gerichtet, die der vom Finderglück be- 
günstiete Herausgeber in dem (längst dem Vatikanischen Archiv 
eingegliederten) borgheseschen Archiv J, 36 entdeckte, geben manchen 
intimen Aufschluß, den man von offiziellen Schreiben nicht erwarten 
darf. Zur Erläuterung wird auch der Briefwechsel der Nuntien iu 
Deutschland, seltener derer in Frankreich, der Kardinäle von Augsburg 
und Trient mit den Legaten und dem Kardinal Farnese herangezogen. 

Aber tiefer als alle diese ganz- oder halboffiziellen Briefe lassen 
private hinter die Kulissen schauen. Sie können deutlicher reden 
und brauchen manche Rücksicht nicht zu nehmen. So ein Brief des 
gonzagaischen Agenten Sigismondo Fancini an den Kardinal von Ma- 
tus, durch den wir über Madruzzos (des Trienter Kardinals) Stellung 
zu Beginn des Konzils unterrichtet werden. So der Brief von Man- 
druzzos Sekretär Aurelio Cattaneo aus Rom, teilweise in Gitterschrift 
geschrieben und von Buschbell glücklich entziftert, worin man mit 
Überraschung Stücke aus offiziellen Legatenbriefen nach Rom entdeckt, 
die der schlaue Welschtiroler dem Bernardino Maflei entlockt hatte 
und seinem Herrn übermittelte, vor dem sie wohl am ehesten hätten 
verborgen bleiben sollen. So Briefe des Dominikanerbischofs Pietro 
Bertano von Fano, der bald mehr dem Papste, bald mehr dem kaiser 
zuzuneigen scheint, und zahlreicher anderer Konzilsprälaten. 

Aber alle Briefe letzterer Gattung werden an Bedeutung überragt 
von zwei an Cervini gerichteten Briefsammlungen: die eine von seinem 
Verwandten und Agenten Giambattista Cervini in Rom stamımend und 
in einem Register erhalten, das den Carte Cerviniane beiliegt. Schon 
Druffel hat sich mit dieser mysteriösen Sammlung abgemüht, ohne des 
Rätsels Lösung zu finden, bis Buschbell es im Jahre 1900 ergründete 
(Hist. Jalrb. AX1, 414—34): unter Namen, die dem häuslichen Kreise 
des Empfüngers entlehnt sind, werden Persönlichkeiten und Verhält- 
nisse za Rum und am Konzil besprochen, so daß scheinbar über häus- 
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liche Geschäfte und Familienangelegenheiten die Rede ist, während 
tatsächlich hochpolitische oder sehr intime Dinge berichtet und er- 
örtert werden. So erhält man aus diesen Briefen manche überraschende 
Kunde. Mißlich ist nur, daß der Schreiber vieles nur für den Empfänger 
verständlich andeutet, was für uns dunkel bleibt, und daß an manchen 
Stellen mit allem Scharfsinn nicht herauszubringen ist, ob die Namen 
in ihrem eigentlichen oder im untergeschobenen Sinn gemeint sind. 
— Die andere Gruppe umfaßt Briefe von Cervinis Sekretär Guglielmo 
Sirleto, dem gelehrten Calabresen, nachmaligen Bibliothekar der 
Vatikana und schließlich Kardinal. Aufgefordert und unaufgefordert 
hat er seinem Herrn zahllose Stellen aus Kirchenvätern, alten Konzilieu 
und späteren Schriftstellern nach Trient gesandt, die diesem bei den 
Verhandlungen des Konzils nützlich sein konnten. Eine volle Würdi- 
gung der Arbeiten und der — namentlich dogmatischen — Beschlüsse 
von Trient ist gar nicht möglich ohne die Kenntnis dieses von Gelehrsam- 
keit strotzenden Briefwechsels. Nur mit dessen Hilfe konnte der zweite 
Präsident bei den dogmatischen Erörterungen in den Kongregationen 
die Rolle spielen, die er selbst mit den Worten bezeichnet: er habe 
bei dem Dekret über die Rechtfertigung mehr gearbeitet als das ganze 
Konzil (Brief an Maffei vom 26. I. 1547, p. 802b; in der Reinschrift 
finden sich diese Worte nicht mehr). Da der dritte Präsident, der 
Engländer Kardinal Reginald Pole, das Konzil krankheits- und anderer 
Gründe halber bald wieder verlassen hatte und der erste, Kardınal 
Giammaria di Monte, mehr Kanonist und praktischer Jurist war, lag 
tatsächlich die ganze J,ast auf dem zweiten. 

Damit sind wir bereits auf den Inhalt der Briefe gekommen, deren 
offizieller Teil die Berichte der Legaten über die Arbeiten des Kon- 
zile. ihre Hoffnungen und Befürchtungen, ihre Bitten um Weisungen 
usw. enthält. Oftmals geben diese Schreiben, vorab die Cervinis, die 
Motive der Vorlagen und die Rechtfertigung der Beschlüsse wie über- 
haupt ihres Tuns. Die offiziellen römischen Briefe erteilen Weisungen, 
billigen das Verhalten der Prüsidenten oder äußern Bedenken. Es ist 
bekannt, daß Rom in Erinnerung an Konstanz und Basel schwere Be- 
denken hatte gegen die Vornahme der Reform durch das Konzil und 
deshalb zunächst nur Beratungen über das Dogma zulassen wollte, 
während Karl V., um die Protestanten nicht durch konziliare Verur- 
teilung ihrer Lehren vorzeitig abzustoßen, vor allem Beseitigung der 
kirchlichen Mißbräuche forderte, über die sich die Neugläubigen be- 
sonders aufhielten. Nirgends bekommen wir eine bessere Übersicht 
über die hin- und herwogenden Kämpfe, als in dieser Konzilskorrespon- 
denz. Der zeitweilig sehr enge Zusammenhang zwischen dem Gang 
der Trienter Beratungen und den Windungen der Politik tritt hier 
deutlich hervor, wenn er auch in der ersten Freude der vermeintlichen 
Entdeckung stark übertrieben wurde (s. meine Rezension der Schrift von 
H. Rückert in der Deutschen Literaturztg. 1926, Sp. 841 ff.). Daneben 
beobachtet man das fast immer erfolgreiche Bemühen der Konzilsleitung, 
den Vertretern der konziliaren Theorie bald durch — meist nur schein- 
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bare — Zugestündnisse den Wind aus den Segeln zu nehmen, bald sie 
durch eine kuriale Mehrheit einzuschüchtern und niederzustinmmen. Es 
ist das Vorspiel der Kämpfe, die sich auf der dritten Tagung abspielen 
werden. 

Aus den Privatbriefen erfährt man nicht nur vieles, was auf dem 
Konzil oder in Rom vorging, Gerüchte, Intrigen usw., sondern ınan 
lernt vor allem die Persönlichkeiten der Schreiber — nicht immer von 
der besten Seite — kennen. Wenn Pius IX. einmal geäußert haben 
soll, die erste Phase eines Konzils werde vom Teufel, die zweite von 
den Menschen, die dritte vom Heiligen Geiste regiert, so wäre, wenn 
man den zweiten Präsidenten des Tridentinums hört, dies noch auf 
der Höhe des Jahres 1546 nicht aus der ersten Phase herausgetreten 
gewesen. Am 26. VIII. 1546 schreibt er nämlich an Mafleı: er 
könne in seinem Gewissen diese Versammlung nicht mehr für ein 
Konzil halten, er babe heute cose diuboliche von ihm gehört (866, 8 fi.). 
Der Bischof Ottaviano della Rovere von Terracina möchte es noch 
zwei Monate später dissidio, non concilio heißen (20. X. 46, 691), und 
klagt, ein spanischer Bischof habe, als man de suncto iustificationis 
decreto sprach, sich dagegen mit den Worten erhoben: Quomndo sancto? 
imıno diabolico. Dem Bischof Filippo Archinto von Baluzzo ist am 
14.1. 1547 die Synode una mala bestia, alıer der Grund für ihn ist, 
weil sie das iss divinum der Residenzpflicht aussprechen möchte et 
ultre cose simili, che son luite veneni latenti (787 '), wobei oftensichtlich 
das Interesse der Kirche mit dem der Kurinlen verwechselt ist. Kein 
Wunder, wenn Madruzzos Sekretär Pietro Radici aus Rom schrieb über 
persone non solamente nate villane, ma non mai cristiane, die tante sinistre 
relation aus Trient dorthin schickten (628, Note). Inmitten solchen 
Getriebes war die Stellung der Präsidenten und insbesondere Cervinis, 
der die Seele der dogmatischen Beratungen war, äußerst schwierig, 
so daß er sich des öfteren um Enthebung bemühte und sogar Jdaran 
dachte, sich ganz von der Welt zurückzuziehen und in einen Mönchs- 
orden einzutreten. Aber der alte Paul IIl., klüger und ruhiger als 
Pıus 1V., hatte ein größeres Vertrauen zu seinen Legaten als (dieser 
siebzehn Jahre später zu einem Mantua und Seripando. 

Unter den Konzilsprälaten selbst eröffneten diese Gegensätze, wie 
nachmals auf der dritten Tagung, der Verdächtigung und Verketzerung 
Tür und Tor. Bischöfe arbeiten gegen Bischöfe in geheimen Berichten 
an den päpstlichen Nepoten, um sich selbst in günstiges Licht zu 
stellen. Am widerlichsten treibt es der Grechetto (Graeculus), der 
Minorit Dionigi de’ Gianettini, Bischof von Chiron und Milopotamos 
(auf Kreta), der 'l'ote und Lebende, Bischöfe und Ordensleute als 
Lutheraner verklagt, dabei aber seinen persönlichen Vorteil nie ver- 
gißt, wie sein unwürdiges Bettelo um Geld und Pfründen zeigt, die 
er als l,ohn für sein edles Tun erwartet. Dem Bischof Pasquale von 
Motula widerfuhr das Mißgeschick, daß ein Brief, in dem er Amts- 


brüder anschwärzte, in unrechte Hände geriet und sein Treiben auf- 
deckte (435 7). 
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So verheißen diese Briefe Theologen und Kanonisten, Historikern 
und Kulturbistorikern reiche Ausbeute. Der Herausgeber bat durch 
eine sehr zweckmäßige Technik der Bequemlichkeit des Benutzers und 
der Übersichtlichkeit wie der Raumersparnis gleicherweise Rechnung 
getragen, indem er von den mehr als dritthalbtausend Briefen, über 
die er verfügte, nur etwa ein Drittel im Wortlaute mitteilt, alles 
Übrige seinem wichtigsten Inhalte nach in die klein, aber scharf und 
deutlich gedruckten Anmerkungen verarbeitete. Übersieht man die 
gewaltige Leistung und bedenkt man zugleich die Unmenge der be- 
nutzten Literatur, so muß die Achtung vor der neben einer ange- 
strengten Berufstätigkeit in einer Provinzialstadt ohne größere wissen- 
schaftliche Bibliothek geleisteten Arbeit aufs höchste steigen. 

Es stehen nun noch der dritte Band der Diarien und die Proto- 
kolle von Bologna aus, beides von mir der Druckreife nahegebracht, 
sodann die Protokolle der zweiten Trienter Tagung, nach Ehses’ Tod 
von V. Schweitzer übernommen, von dem ein Traktatenband (IV. Ab- 
teilung der ganzen Sammlung) eben im Drucke ist, und der ebenfalls 
schon weit geförderte zweite Briefband von G. Buschbell — zusammen 
fünf Bände. Dann wäre das große Unternehmen abgeschlossen. 


Würzburg. Sebastian Merkle. | 


Die Note Bismarcks an Antonelli vom 12, Februar 1878, betıeffend 
‚die Hinfälligkeit der Verabredungen vom Februar 1868 über die katholische 
Feldpropstei in Preußen, habe ich in meinem Buche ‚Die katholische 
Militärseelsorge Preußens 1797 —1888. Studien zur Geschichte des 
deutschen Militärkirchenrechts“ (Stuttgart 1926. Kirchenrechtliche 
Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 102. und 103. Heft) 
S. 327, 328 im Wortlaut zum Abdruck gebracht. Die interne Vorgeschichte 
‚dieser Note des Auswärtigen Amts zeigt, welch lebhaftes Interesse der 
Kanzler der Angelegenheit in ihrem damaligen Stadium entgegenbrachte. 
Den Hinweis hierauf verdanke ich der Liebenswürdigkeit des Herrn Vor- 
tragenden Legationsrates Dr. Hermann Meyer-Rodehüser. 

Die Acta Auswärtiges Amt, Abth. A, betreffend das Feldprobsteiamt 
vom 4. März 1872 bis 8. März 1878, vol. 3 Preußen Nr. 2 /:Kirche:/ Nr. 3 
Feldprobsteiamt, enthalten das nachstehende von Bucher verfaßte und 
von seiner Hand geschriebene Promemoria vom 8. Februar 1873: 


Berlin, den 8. Februar 1873. 


Promemoria. 

Das Institut eines Feldprobstes ist ins Leben gerufen durch das mit 
Bezugnahme auf eine Cabinetsorder ergangene Reskript des Cultus- 
ministeriums vom 4. März 1852 an den Regierungs- und Schulrat 
Mencke, durch welches er von seiner provisorischen Anstellung als 
katholischer Feldprobst benachrichtigt und angewiesen wird, sich wegen 
Erteilung der erforderlichen canonischen Facultäten an den Fürst- 
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bischof von Breslau zu wenden. Von der Geneigtheit des Papstes, 
durch Vermittlung des Fürstbischofs die Fakultäten zu ertheilen, 
hatte man sich vorher durch formlose Verhandlungen in Rom ver- 
gewissert. 

Menckes Nachfolger Pelldram erhielt ein Königl. Patent (12. April 
1859): 

„Wir haben ihn ... dazu ausersehen, daß derselbe als kathol. 
Feldprobst die mit diesem Amte verbundene Leitung der kirchlichen 
Angelegenheiten, zu welcher ihm die geeigneten kirchlichen Vollmachten 
verliehen worden sind, fortan übernehme und führe usw.“ 

Bei dieser Sachlage hätte es der Kurie gegenüber keine Bedenken 
gehabt, die Anstellung zurückzunehmen und damit: das Institut selbst 
aufzuheben. Es wäre nur darauf angekommen, sich mit Pelldram nach 
der Dienstpragmatik wegen des Gehalts pp. auseinanderzusetzen. 

Mit Namzanowski verhält es sich anders. In der Antonellischen 
Note vom 14. Februar 1868, welche die mit Graf Arnim erreichte 
Verständigung recapitulirt, wird der Wunsch S.M. und der überein- 
stimmende Wille beider Souveräne 

la stabile e definitiva organizzazione di un vicariato spirituale 
dreimal, in verschiedenen Wendungen constatirt (lo stabile ordinamente 
dell’istituzione — In seguito della stabile e definitiva sistemazione del 
Vicariato Castrense — und gegen das Ende noch einmal: Questi sono i 
punti principali relativi alla stabile Istituzione del Vicariato etc.). 

Graf Arnim antwortet darauf, que la note de Son Excellence 
indique avec exactitude les points sur lesquels il y a identit6 des vues 
entre les deux cours et n’hesite pas d’y donner son adhe6sion. 

Der Papst erläßt darauf zwei Breve, die zwar für die Kgl. Regie- 
rung nicht verpflichtend aber für die Interpretation des Notenwechsels 
von einer nicht zu leugnenden Bedeutung sind, ein Breve erectionis, 
durch welches das Institut der Feldprobstei errichtet, und ein Breve 
collationis, durch welches dies offiium dem Namzanowski übertragen 
wird. Die Kgl. Bestallung, welche dem letzteren darauf ertheilt wird, 
ist im Wesentlichen gleichlautend mit der Pelldramschen. Aber obgleich 
diese zu einer Zeit ergangen war, wo eine kirchliche Constituirung des 
Amtes noch nicht stattgefunden hatte, wird man nicht behaupten 
können, daß die Vereinbarung mit dem Papste sich nur auf die Person 
des Namzanowski oder auf die einmalige Einsetzung eines Feldprobstes. 
beziehe. 

Auch wäre es m.g.E. nicht ratsam, jener Vereinbarung eine 
weniger verbindliche Kraft um deswillen zuzuschreiben, weil sie nicht in 
der feierlichen Form cines ratifizirten Vertrages niedergelegt ist. Aller- 
dings pflegt die Form des Notenaustausches nur für Vereinbarungen 
transitorischer Natur gewählt zu werden. Aber unter den Lehrern des 
Völkerrechts besteht, abgesehen von ganz vereinzelten und verhallten 
Stimmen, Einverständnis darüber, daß auf die Form nichts ankomnit, 
wenn nur die Übereinstimmung des Willens irgendwie constatirt ist. 
Man würde sich einem großen Geschrei über Vertragsuntreue aussetzen. 
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Dagegen ist die in dem Immediatbericht vom 10. Juni v.J. 
ausgesprochene Ansicht, daß der Papst die Vereinbarung gebrochen und 
damit der Kgl. Regierung das Recht zum Rücktritt von derselben ge- 
geben habe, auf das Überzeugendste zu motiviren. Namzanowski ist 
seinen militärischen Vorgesetzten ungehorsam und erhält dazu die 
Billigung und belobende Anerkennung des apostolischen Stuhles — 
hanc tuam agendi rationem commendatione dignam existimavit. 


Publicistisch würde sich vielleicht auch verwerthen lassen, daß Jder 
Papst mit den üblichen hochmüthigen Floskeln wiederholt erklärt hat, 
er habe sich nur durch die vielen Bitten Sr. M. bewegen lassen, Ihm eine 
Gefälligkeit (cosa grata, ex benignitate etc.) zu erweisen. Wir bedürfen 


einer Gefälligkeit nicht mehr. 
(gez.) Bucher. 


Auf der Grundlage des Promenioria entwarf Bucher eigenhändig 
folgende Note (I. Entwurf): 
| Berlin, den Februar 1873. 
Ew.p. erinnern Sich der Verhandlungen, welche auf eine im 
Jahre 1849 von hier ergangene Anregung zwischen Ew.p. und dem 
Königl. Gesandten in Rom geführt wurden, um die katholische Seelsorge: 
in dem Kgl. Heere den Wünschen Sr. M. des Königs gemäß zu regeln. 


Infolge der darüber bis zum Jahre 1868 gepflogenen Verabredun- 
gen hat Seine Heiligkeit mit dankbar anerkannter Gefälligkeit dem 
Wunsche S. M. des Königs, meines allergnädigsten Herrn, entsprechend, 
dem Propst Namzanowski durch Breve vom 24. Juli 1868 kanonische 
Fakultäten verliehen, welche ihn in den Stand setzten, das Amt eines 
Feldpropstes zu übernehmen und hat S.M. ihn demnächst und nach 
erfolgter Vereidigung durch eine ihm am 3. November 1868 zugestellte 
Bestallung zum katholischen Feldpropst der Armee ernannt. 


Dieses Amt hat aber der Propst Namzanowski in der bei den 
Verhandlungen vorausgesetzten Übereinstimmung mit den Landes- 
gesetzen und mit seiner Bestallung nicht zu führen vermocht, nachdem 
durch die Beschlüsse des Vatikanischen Concils in der Verfassung der 
katholischen Kirche eine wesentliche Veränderung eingetreten war. 
Er hat sich bei einem durch diese Veränderung herbeigeführten Anlaß 
mit den Pflichten seines Amtes, welche wie in allen militärischen 
Verhältnissen streng und klarliegend sind, in Widerspruch gesetzt und 

- damit für seine Person zur ferneren Erfüllung des Amtes untauglich 
gemacht. Ich würde daher in der Lage gewesen sein, mit E.p. über 
Verleihung der Facultäten an einen anderen in Unterhandlungen zu 
treten, wenn nicht auch laut einer amtlichen Anzeige Namzanowskis eine 
Billigung seines Verhaltens durch Seine Heiligkeit erfolgt und dadurch 
die Voraussetzung, in welcher die Verabredungen von 1868 getroffen 
waren, hinfällig geworden wäre. 

Ich bedaure aufrichtig, daB die durch die Beschlüsse des Vati- 
kanischen Concils modifizirte katholische Kirche sich nicht in der 
Möglichkeit. befunden hat, jene älteren Verabredungen in dem Sinne, 
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in welchem sie getroffen waren, durchzuführen, vielmehr durch Sanctio- 
nirung der Auflehnung des Feldpropstes gegen seine militärischen 
Vorgesetzten constatirt hat, daß ihre Auffassung des Verhältnisses, 
zu dessen Herstellung Ew.p. in dankenswerther Weise mitgewirkt 
haben, inzwischen eine andere geworden ist. Die Kgl. Regierung hat sich 
dadurch genöthigt gesehen, Sr. M. dem Könige die Aufhebung der dem 
Namzanowski ertheilten Bestallung zum katholischen Feldpropst der 
Armee anzurathen. Da ich die Ehre gehabt habe, die Verhandlungen zu 
leiten, welche zur Ertheilung der Bestallung geführt hatten, so halte ich 
es für meine Pflicht, Ew. p. die ganz ergebenste Anzeige zu machen. 
daß S.M. diesem Antrage stattzugeben geruht haben. 


Empfangen Ew.p. die Versicherung nıeiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 


An Seine Eminenz den Cardinal Antonelli, Staatssekretair 
Seiner Heiligkeit des Papstes. 


Diese Note wurde von Bismarck paraphiert, doch änderte er sie in 
etlichen Wendungen. Er verfügte die Herstellung eines Reinkonzepts, 
aus dessen Wortlaut die von ihm vorgenommenen, von uns durch Sperr- 
druck hervorgehobenen Änderungen ersichtlich sind (II. Entwurf): 


Berlin, den Februar 1873. 


Euer pp. erinnern Sich der Verhandlungen, welche auf eine im 
Jahre 1849 von hier ergangene Anregung zwischen Ew.p. und dem 
Kön. Gesandten in Rom geführt wurden, um die katholische Seel- 
sorge in dem Kön. Heere den Wünschen S. Maj. des Königs gemäß 
zu regeln’ 

Infolge der darüber bis zum Jahre 1868 gepflogenen Verabredungen 
hat Se. Heiligkeit mit dankbar anerkannter Gefälligkeit dem Wunsche 
Sr. Majestät des Königs, meines Allergnädigsten Herrn, entsprechend, 
dem Propst Namszanowski durch Breve vom 24. Juli 1868 kanonische 
Facultäten verliehen, welche ihn in den Stand setzten, das Amt eines 
Feldpropstes zu verschen, sobald er dazu durch Allerh. Be- 
stallung in den Stand gesetzt wurde, und hat Se. Majestät ihn 
demnächst und nach erfolgter Vereidigung durch die von ihm erbe- 
tene und ihm am 3. November 1868 zugestellte Bestallung zum 
katholischen Feldpropst der Armee ernannt. 

Dieses Amt hat der Propst Namzanowski in der bei den Verhand- 
lungen vorausgesetzten Übereinstimmung mit den Landesgesetzen und 
mit seiner Bestallung nicht mehr zu führen vermocht, nachdem durch 
die Beschlüsse des Vatikanischen Concils in der Verfassung der katho- 
lischen Kirche eine wesentliche Veränderung eingetreten war. Er hat 
sich bei einem, durch diese Veränderung herbeigeführten Anlaß mit den 
Ptlichten seines Amtes, welche wie in allen militairischen Verhältnissen 
streng und klarliegend sind, in Widerspruch setzen zu müssen 
geglaubt und sich damit für seine Person zur ferneren Erfüllung des 
Amtes untauglich gemacht. Die Regierung Sr. Majestät des 
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Königs würde daher in der Lage gewesen sein, mit Ew. p. über Ver- 
leihung der Facultäten an eine andere Person oder über ein den 
veränderten Verhältnissen angepaßtes Abkommen in Unter- 
handlungen zu treten, wenn nicht laut einer amtlichen Anzeige Namcza- 
nowskis Seine Heiligkeit die Lossagung des Letztern von 
seinen amtlichen Pflichten und von den dieselben bedin- 
genden Gesetzen des Landes und der Heeresverfassung 
ausdrücklich gebilligt und Sich angeeignet und dadurch die 
Voraussetzung, in welcher die Verabredungen von 1868 getroffen waren, 
hinfällig gemacht hätte. 

Ich bedauere aufrichtig, daß die Katholische Kirche, wie sicsich 
auf der Grundlage des Vaticanischen Coneils constituirt 
hat. jene älteren mit Sr. Heiligkeit getroffenen Verabredungen 
nicht in dem Sinne, in welchem sie verhandelt waren, aufrecht zu 
erhalten vermocht hat. Durch die päpstliche Sanktion der Auf- 
lehnung des Königl. Feldpropstes gegen seine militairischen Vor- 
gesetzten hat die Römische Curie Sich nach Ansicht der Kön. 
Regierung von den im Februar 1868 getroffenen Verab- 
redungen Ihrerseits losgesagt. Die Regierung Sr. Majestät 
vermag daher auch ihrerseits diese Verabredungen als für 
sie verbindlich nicht mehr anzusehen. In Folge dessen hat 
Se. Majestät der König zunächst die dem Namczanowski 
am 19. September 1868 ertheilte Bestallung zum katholischen 
Feldpropst der Armee zurückgezogen und behält Sich die 
Entschließung über die weiteren Maßregeln vor. Da ich die 
Ehre gehabt habe, die Verhandlungen zu leiten, welche zur Ertheilung 
der Bestallung geführt hatten, so halte ich es für meine Pflicht, Ew. p. 
von Vorstehendem die ganz ergebenste Anzeige zu machen. 


Empfangen Ew.p. die Versicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 


An Seine Eminenz den Cardinal Antonelli, Staatssekretair 
Sr. Heiligkeit des Papstes. 


Doch auch mit dieser Fassung gab sich der Fürst nicht zufrieden. 
Wiederum brachte er mehrere Verbesserungen an, die sich, von uns ge- 
sperrt, aus dem folgenden Wortlaut des neuen, gleich dem II. Entwurf in 
der Kanzlei hergestellten, vom 12. Februar 1873 datierten, von Bismarck 
paraphierten Reinkonzepts ergeben (III. Entwurf): 


Berlin, den 12. Februar 1873. 


Ew. pp. erinnern Sich der Verhandlungen, welche auf eine von hier 
ergangene Anregung zwischen Ew. pp. und dem Königl. Gesandten in 
Rom geführt worden sind, um die katholische Seelsorge in dem Königl. 
Heere den Wünschen Sr. Majestät des Königs gemäß zu regeln. 

Infolge der darüber im Februar 1868 getroffenen Verabredungen 
hat Se. Heiligkeit, mit dankbar anerkannter Gefälligkeit dem Wunsche 
Sr. Majestät des Königs, meines Allergnädigsten Herrn, entsprechend, 
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dem Propst Namszanowski durch Breve vom 24. Juli 1868 kanonische 
Fakultäten verliehen, welche ihn in den Stand setzten, das Amt eines 
Feldpropstes geistlich zu versehen, sobald er dazu durch Allerh. Er- 
nennung berufen wurde. Die Ernennung zum Feldpropst ist 
darauf von dem Bischof von Agathopolis bei Sr. Majestät 
dem Könige nachgesucht und ihm am 3ten November 1868 erteilt 
worden; derselbe ist an demselben Tage als Feldpropst für 
den Dienst vereidigt worden. 

Dieses Amt hat der Propst Nanıszanowski aber nach den durch 
die Beschlüsse des vaticanischen Concils in der Verfassung 
der katholischen Kirche eingetretenen Veränderungen 
nicht mehr in der bei den Verhandlungen vom Februar 1868 voraus- 
gesetzten Übereinstimmung mit den Gesetzen und in dem bei 
seiner Vereidigung beschworenen Gehorsam gegen S.Maj. 
zu führen vermocht. Er hat sich vielmehr bei einem, durch jene 
Veränderungen herbeigeführten Anlaß mit den beschworenen 
Pflichten seines Amtes, welche wie in allen militärischen Verhältnissen 
streng und klarliegend sind, in Widerspruch setzen zu müssen geglaubt 
und sich damit für seine Person zur ferneren Wahrnehmung des Amtes 
untauglich gemacht. Die Reg. Sr. M. des Königs würde daher in der 
Lage gewesen sein, mit dem Röm. Stuhle über Verleihung der 
Facultäten an eine andere Person oder über ein den veränderten 
Verhältnissen der Kirche angepaßtes Abkommen in Unterhandlungen 
zu treten, wenn nicht laut einer amtlichen Anzeige des Propstes 
Namszanowski S. Heiligkeit der Papst die Lossagung des Letztern 
von seinen amtlichen Pflichten und von den dieselben bedingenden 
Gesetzen des Landes u. der Heeresverfassung ausdrücklich gebilligt 
und Sich angeeignet hätte; dadurch hat S. Heiligkeit die Voraus- 
setzung, in welcher die Verabredungen von 1868 getroffen waren, 
hinfällig gemacht. 

Ich bedauere es aufrichtig, wenn Organe der auf der Grund- 
lage des Vaticanischen Concils constituirten Kirche jene 
älteren, mit derrömischen Kuric getroffenen Verabredungen nicht in 
dem Sinne, in welchem sie verhandelt waren, aufrecht zu erhalten und 
auszuführen vermögen. Aber durch die päpstliche Sanction der 
Auflehnung des Königlichen Feldpropstes gegen die durch seine mili- 
tairischen Vorgesetzten gehandhabte Königliche Autorität hat 
die Röinische Curie die im Februar 1868 getroffenen Verabredungen 
einseitig außer Kraft gesetzt, die Regierung Seiner Majestät 
vermag daher auch ihrerseits diese Verabredungen als für sie verbindlich 
nicht mehr anzuschen, wird dieselben vielmehr als hinfällig 
behandeln, nachdem die Bedingungen von der andern 
Seite nicht gehalten worden sind. 

Da ich die Ehre gehabt habe, die Verhandlungen zu leiten, 
welche zur Einrichtung einer Feldpropstei im Königlichen Heere geführt 
hatten, so halte ich es für meine Pflicht, Ew. pp. von Vorstehendem die 
ganz ergebenste Anzeige zu machen. 
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Empfangen Ew. pp. die Versicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 
An Seine Eminenz den Cardinal Antonelli, Staatssekretair 
Sr. Heiligkeit des Papstes. 


Noch am gleichen Tage korrigierte der Kanzler diesen III. Entwurf 
durch. So entstand der letzte (IV.) Entwurf, der endgültige Text vom 
12. Februar, der Bismarcks Unterschrift erhielt; die wichtigsten Ände- 
rungen sind wiederum durch Sperrdruck von uns hervorgehoben, die 
übrigen und die Auslassungen ergeben sich durch Vergleich mit dem 
Enntwurfe III. 

Berlin, den 12. Februar 1873. 


Ew. p. erinnern Sich der Verhandlungen, welche auf eine von hier 
ergangeno Anregung zwischen Ew. p. und dem Königlichen Gesandten 
in Rom geführt worden sind, um die katholische Seelsorge in dem 
Königlichen Hoere den Wünschen Seiner Majestät des Königs, meines 
Allergnädigsten Herrn gemäß zu regeln. Dieselben führten zu 
den Verabredungen vom Februar 1868, in Folge deren Seine Heiligkeit 
mit dankbar anerkannter Gefälligkeit dem Wunsche Seiner Majestät des 
Königs entsprechend, dem Bischof von Agathopolis durch Breve 
vom 24. Juli 1868 kanonische Facultäten verliehen hat, welche ihn in 
den Stand setzten, das Amt eines Feldprobstes des Königlichen Heeres 
geistlich zu versehen, sobald ihm solches durch Allerhöchste Er- 
nennung übertragen wurde. Die Ernnenung zum Feldprobst wurde 
darauf von dem Bischof von Agathopolis bei Seiner Majestät dem 
Könige nachgesucht und erfolgte am 3. November 1868 unter 
gleichzeitiger Vereidigung als Feldprobst für den Königlichen 
Dienst. Eine Abschrift des Protokolls über die Vereidigung 
beehre ich mich Eurer Eminenz hierbei vorzulegen. 

Das vonihm übernommene Amt hat der Probst Namszanowski 
aber, nachdem durch die Beschlüsse des Vaticanischen Concils 
Veränderungen in der Verfassung der katholischen Kirche eingetreten 
waren, nicht mehr in der bei den Verhandlungen vom Februar 1868 
vorausgesetzten Übereinstimmung mit den Gesetzen und in dem bei 
seiner Vereidigung beschworenen Gehorsanı gegen Seine Majestät den 
König zu führen vermocht. Er hat sich vielmehr bei einem, aus 
jenen Veränderungen hervorgegangenen Anlaß mit den beschworenen 
Pflichten seines Amtes, welche wie in allen militärischen Verhältnissen 
streng und klarliegend sind, in Widerspruch gesetzt. Das Verhalten, 
durch welches der Feldprobst sich von dem durch die 
Heeresverfassung bedingten und von ihm eidlich gelobten 
Gehorsam gegen Seine Majestät den König losgesagt hat, 
ist darauf von Seiner Heiligkeit dem Papste, laut amtlicher Anzeige des 
Probstes, ausdrücklich gebilligt, bestätigt und belobt worden. 
Dadurch hat die durch das Verfahren des Feldprobstes 
herbeigeführte Sachlage eine andere und bedeutendere 
Tragweite erhalten. Es ist nicht mehr der Probst persön- 
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lich, sondern die Römische Curie selbst, welche die Vor- 
bedingungen der 1688 getroffenen Verabredungen aufhebt und 
letztere dadurch unausführbar und hinfällig macht. Die päpstliche 
Sanction der Auflehnung des Königlichen Feldprobstes gegen die durch 
seine militairischen Vorgesetzten gehandhabte Königliche Autontät 
setzt nach Ansicht der Königl. Regierung die im Februar 1868 
getroffene Verabredung außer Kraft; die Regierung Sr. Majestät 
des Königs wird daher auch ihrerseits diese Verabredungen 
als für sie verbindlich nicht mehr ansehen. 

Ich beehre mich, Eure Eminenz hiervon ganz ergebenst in Kennt- 
nis zu setzen und bitte Sie, die Versicherung meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung entgegenzunehmen. eher 
Seiner Eminenz dem Cardinal Antonelli, Staatssekretair 

Seiner Heiligkeit des Papstes. 


Tübingen. Heinrich Pohl. 


[Die erste evangelische Kapitelsordnung im Markgraftum Brar- 
denburg-Ansbach.]) Im Herbste 1528 ernannte der Markgraf Georg von 
Brandenburg in jedem Amt einen Pfarrer zum Superintendenten?); da- 
mit war der erste Schritt zur Gründung einer markgräflichen Landes- 
kirche getan. Allerdings sollte es für längere Zeit bei diesem ersten 
Schritte bleiben, und auch die daran geknüpften Hoffnungen sollten 
sich nur in geringem Maße erfüllen, so daß schon 1534 Althamer und 
Rurer von neuem die dringende Bitte an den Markgrafen richten 
mußten, wiederum Superintendenten aufstellen zu wollen.?) 

Woran lag es? Gewiß waren manche von den aufgestellten 
Männern der ihnen übertragenen Aufgabe nicht gewachsen. Aber 
vor allem wirkte ungünstig, daß ihnen zu wenig Vollmachten anver- 
traut wurden; in Wirklichkeit blieben sie doch nur Berater der Amt 
leute, von deren gutem Willen es vielfach abhing, ob die Maßnahmen 
der Regierung zur Durchführung kamen.?) Auch zeigte diese keinen 
Zroßen Eifer, den rechtlichen Ausbau der Taandeskirche zu fördern; 
lange Zeit erhoffte man ein gemeinsames Vorgehen der evangelischen 
Stände im Reiche. 


1) Anträge der Visitatoren Althamer und Rurer (1528) Nürnberger 
Staatsarchiv. Ansbacher Religionsakta VIIL 467. gedruckt bei Th. Kolde, 
Andreas Althamer der Humanist und Rerormator in Braudenburg-Ansbach. 
Erlangen 1895 8. 1131. Bescheid des Markgrafen d. d. So. n. Dion. 
(11. Oktober) 1528. A. Rel. Akta VIII 424. (Original); 416. (Concept), 
Ernennung der Superintendenten A. Rel. Akta VIII 470 vergl. Kolde, Alt- 
hamer 8.52. H. Westermayer, Die Brandenburgisch-Nürnbergische 
Kircheuvisitation und Kirchenordnung 1528 —33. Erlangen 1894. 8, 42f. 
Blätter für bayr. Kirchengeschichte }. Rothenburg 18%7/8 8. 33H. 


?) Ansh. Rel. Akta VII 4785. Gedruckt Kolde a.a2.0. 8. 126fl. 
’) Westermayer &.43. Kolde 8. 53. 
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An eines hatte man auch garnicht gedacht: an die alten Diözesan- 
und Kapitelsverbältnisse.!) Gerade diese aber waren daran Schuld, wenn 
die obire Neuordnung nur schwer durchdringen konnte, ja vielfach 
wieder einging. In fast allen Kapiteln bestanden ja Vereinigungen 
unter den Priestern — Priesterbruderschaften —, welche sich vielfach 
als besondere Stützen des alten Glaubens erweisen sollten. Es bedeutete 
auch gar nicht viel, wenn ein Teil der Kapitelsgenossen, soweit sie im 
Markgraftum wohnten, evangelisch wurde. Da das Markgraftum vier 
verschiedenen Diözesen angehörte, die Ämter sich keineswegs mit dem 
Kapitelsumfang deckten, sondern die Dekanate die verschiedensten 
Herrschattsgebiete umfaßten, hlieben immer genug Geistliche übrig, 
welche den alten Kapitelsverband, gestützt auf die vielfach nicht un- 
bedeutenden Stiftungen, aufrecht hielten. Vielfach waren die mark- 
gräflichen Kapitel schon lüngst wieder aufgelöst, während die alten 
Kapitel noch lange bestanden.?) Manchmal wirkte der alte kath. 
Dechant ruhig neben dem prot. Superintendenten bis zu seinem Tode.°) 
Nur selten gelang es, die alten Kapitel in evangelische zu verwandeln. 
Eine einzige evangelische Kapitelsordnung läßt sich aus der Zeit nach- 
weisen, bevor die markgräfliche Regierung die Neuregelung der kirch- 
lichen Verhältnisse in die Hand nahm, in Wassertrüdingen. 


DasVerdienst hat wohl derWassertrüdinger Pfarrer Georg Schack*); 
aber leider sind nur etliche Akten vorbanden, die uns zeigen, welche 
Schwierigkeiten zu überwinden waren, bis er sein Ziel erreicht hatte. 
Im Dekanat Wassertrüdingen hatten die Geistlichen immer acht Tage 
nach Fronleichnam ihre „Libertät“ gehalten. Ein großer Teil von 
ihnen hing auch 1529 noch am Alten; befand sich doch in diesem 
Bezirk als feste Stütze des Katholizismus das Kloster Aubausen?); auch 
waren manche Edelleute wie die Rechenberger, die Seckendorfe von 


I) PN. Buchner, Verlassung und Rechte der Laudkapitel. Neu- 
ınarkt 1919. J. Krieg. Die Lauudkapitel im Bistum Würzburg bis zum 
Ende des 1%. Jahrh. Paderborn 1916. J. Krieg, Die Landkapitel im 
Bistum Würzburg von der 2. Hälfte des 14. bis zur 2. Hälfte des 16. Jahrh., 
Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben vonUlrich Stutz, 99.Heit, 
Sutttgart 1923. 

2) Nocli 1565 bestand die Utlenheiner Privsterbrüderschatt; ihr letztes 
und einziges Mitglied war der Pfarrer Balthasar Rucker in der Bambergi- 
schen Fnklave Rodheim. Ansbacher Religionsakta III 387. B.A. Ufienheim: 
Akt N. 87 Priesterbruderschaft 1415 —1575. J. F. Georgii, Utlenheimischer 
Nebenstunden Il Band. Schwabach 1754, 8. 73 Anm. Beiträge zur bay- 
rischen Kirchengeschichte AllI 8.17 Aum. 1. J.B. Barnickel, Grund- 
züge zur Geschichte der Pfarrei Rudheim. Bamberg 1846 8. 146. 

®) So in Crailsbeim. Dekan Philipp Bühel in Triensbach war bis 
1558 Dechant. Blätter für bayr. Kirchengeschichte I 8.37. Wester- 
maver 9.48, 

#) 1528—1561 in Wassertrüdingen. Zu ihm vergleiche Beiträge zur 
bayr. Kirchengeschichte XIV 8. 4#f. 50. 69. 107, AV 8.206, ÄVI 8. 39. 230. 

5) J. B. Götz, Georg Truchseß, der letzte Abt des Benediktiner- 
klosters Anhausen an der Wörnitz (1500—52). Literarische Beilage zur 
Augsburger Postzeitung 1905. Nr. 47—bl. 
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Bechhofen gut katholisch gesinnt!); bei den im Bistum Eichstätt selb-t 
gelegenen Pfarreien verstand es sich von selbst. So hätte denn ein 
großer Teil, besonders der Kammerer von Östheim es am liebsten 
gesehen, wenn man auch 1529 nach alter Weise in Wassertrüdingen 
zusammengekommen wäre; da man aber wußte, daß Schack die „vor 
alters Krämerei und päpstlich Meßbalten‘“ nicht dulden würde, nahnı 
ınan eine Verlegung des Kapitels nach Ornbau — einer bischöflich- 
eichstättischen Enklave — im Dekanate Obereschenbach?) in Aus- 
sicht. Da der evangelisch-gesinnte Dechant Georg Tröster von Len- 
tersheim°) abriet, beschlossen sie, sich in Ansbach Rats zu erholen. 
Inzwischen bekam auch Gg. Schack Kunde von ihrem Vorhaben. In 
Gegenwart des Dechanten und Pfarrers Erhard Michel‘) von Röckingen 
hielt er dem Frühmesser von Obermögersheim®), dem Vertrauensmann des 


1) G, Braun, Bechhofen in Mittelfranken. Ansbach 1905 8. 24. 
Bericht des Amtmanns Ritters Kaspar von Schenk von Schenkenstein und 
des Kastnera Wolf Ruff an den Markgrafen d. d. Inv. Crucis (3. V.) 152%. 
Wässertrüdingen. Ansb. Rel. Akta VIli 504. G. Braun, Die Geschichte 
des alten Pfarrsprengels Beyerberg. Ausbach 1912 8.69. J.B. Götz, Die 
(laubensspaltung im Gebiete der Markgrafschaft Ansbach-Kulmbach. Frei- 
burg 1907 8. 136. 

?) Ursprünglich hatte Schack Arberg geschrieben, dies scheint auch 
richtiger zu sein als Ornbau, das in einem gauz andern Kapitel lag. Ansh. 
Rel. Akta xl, 99. 

?) 1509—44 Pf. in Lentersheim. 1525 befand er sich bei deu Bauern- 
haufen, 8. L. Müller. Beiträge zur Geschichte des Bauernkrieges im Rieß 
und seinen Umlanden. Augsburg 1891, 8.98. Mitteilungen des Vereins 
tür Geschichte der Stadt Nürnberg, IN. Nürnberg 1892. 8.581. Ein 
Gutachten von ılın für den Augsburger Reichstag 1530. A.R. A. XII 213 
bis 217, s. W. Gußmann, Quellen und Forschungen zur Geschichte des 
Augsburgischen Glaubensbekenutnisses I; 1. Leipzig und Berlin 1911. S. 402. 
J. L. 1Iocker, Supplementa zu dem Haylßbronnischen Antiquitätenschatz. 
Nürnberg 1739. 8.28. Gg. Muck, (Greschichte von Kloster Heilsbronn. 11. 
Nördlingen 1879. 8.65 ff. 

% 8. Beiträge zur bayr. Kirchengeschichte XV 8. 204ff. Er blieb bis 
zu seinem Tode katholisch. 1535 wandte er sich um Schutz an das Dom- 
küpitel zu Bichstätt, weil man ihn dazu zwingen wolle, die neue Ordnung 
im Markgraftum anzunehmen ; Domdechaut Hans von Wirsberg verwandte 
sich für ihn beim Markgrafen, d.d. kichstätt Eritag nach Oculi (2. März) 
1535. Der markgrätlichen kegierung gegenüber hatte er erklärt: „er wolie 
die Ordnung gern halten, wo es au dem Domkapitel wäre“. Statthalter 
und Räte an Dechant und Domkapitel zu Eichstätt d. d. Do n. Laetare 
(11. März) 1535. Kons. Ansbach. Pfarrei Obermögersheim I (1527 —1753) 
tol. 3.4. Er starb bald darnach. Der Versuch des Domkapitels, den ehe- 
maligen Pfarrer von Meinheim Leonh. Bart (s. Beiträge zur bayr. Kircheu- 
geschichte X VI, 1ff.. XNAL. 142.) auf seine Stelle zu bringen, scheiterte an dem 
Widerstand der Gemeinde, Jörgs von Rossau und der markgräflichen Regie- 
rung. S. Nürnberger Staatsarchiv Domkapitelisches Rezedbuch 1533 —38 
fol. 883—86. Kuns. Ansbach. Pf. Obermögersheim I fol. 6—10. 

®%) Frühmesser war Ambrosius Dentener, Pfarrer zu Wolierstadt, der 
die Friühmesse durch einen Kaplan versehen ließ. 1538 resignierte er sie 
seinem Vetter Joachim Dentener, der noch nicht 17 Jahre alt war. Der 
Marksraf genehmigte es unter der Bedingung, daß er in 3 Jahren seine 
Studien vullende, inzwischen aber einen Kaplan bezahle. S. Kaplanei Ober- 
wmögersheim im Kous. Ansbach I. 1538— 1633 fol. 1-7.  Eichstütter Dowm- 
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Kammerers vor: „Ob er ihnen allen nicht gut genug sei, daß sie also 
ohne sein Wissen und Willen handelten? Der Markgraf habe ihn 
doch zum Superintendenten gemacht, daß er Fleiß haben solle, daß in 
Amte geistliche Sachen gehandelt würden nämlich daß das Wort 
Gottes nach dem fürstlichen Mandat!) recht und christlich gepredigt 
würde, sie sollten nicht glauben, daß er ihre Krämerei und Gottes- 
lästerung zum Ärger seiner befohlenen Schäflein in seiner Kirche vor- 
nehnen lassen werde. Einer christlichen Ordnung wolle er nicht 
widerstreben, sondern mit allem Fleiß im Frieden dazu raten.“ Das 
solle er dem Kammerer von Ostheim mitteilen. Darauf ging er auf 
den Ursprung der Kapitel ein. „Die Priester seien deswegen doch 
zusammengekommen, damit jeder seine Anstöße in Glauben mitteilen 
könnte, anch um eine gleichheitliche christliche Ordnung festzusetzen. 
Deswegen sollten sie, wenn sie Kapitel halten wollten, eine Predigt 
im evangelischen Sinne halten lassen und, wenn Kommunikanten vor- 
handen wären, das Abendmahl feiern.“ Ob die Kapitularen damit zu- 
frieden waren, lassen die Akten nicht ersehen. Aber Schack kamen 
Budenken über die Abhaltung eines Kapitels überhaupt. Auch bei 
Veranstaltung einer evangelischen „Kongregation“ könnten die ein- 
fachen Leute auf die Meinung kommen, man wolle wieder die alten 
Kapitel einführen. Und jeden derartigen Anstoß suchte er zu ver- 
meiden; lag er doch in heißem Kampfe mit den Altgläubigen, Geist- 
lichen und Adeligen. 

„Der Markgraf wisse selbst“ schrieb er an Amtmann und Richter 
von Wassertrüdingen, „wie das Kloster Auhausen mit Leben und Lehre 
andern frommen Christen, denen das Evangelium gepredigt werde, ganz 
ärgerlich werde. Mit allen Artikeln nämlich mit Messen, Feuer, Salz 
Wasser, Sakrament und andern Artikeln handelten sie, wie bisher die 
römische Kirche gehandelt habe. In der Kreuzwoche seien sie nach 
Geilsheim und neulich gen Schobdach gewallt; dem Volk geböten sie 
unter Androhung von Strafe auch zu wallen.?) Die andern Priester 
würden dadurch gestärkt und hielten sich nach deın Kloster, das 
Evangelium würde aber unterdrückt.“ Die Adeligen wie Apel von 
Seckendorf, der Rechenberger und der von Cronheim richteten sich 
auch nicht nach der markgräflichen Anordnung, sondern widerstrebten 
ihr. Wohl waren alle Pfarrer zur Visitation nacb Ansbach gefordert 
worden; aber sie erschienen teils nicht, teils verweigerten sie jede 
Exawination und jede Annahme einer Weisung von Ansbach unter 


kapitelisches Rezeßbuch im Staatsarchiv Nürnberg 1533—88 fol. 201. Wer 
der in Obermögersheim dazumalen wirkende Frühneßverweser war, lassen die 
Akten nicht ersehen. 


t) Landtagsınandat 11. 3. 1528. 8. K. Schorubaum, Zur Politik 
des Markgrafen Georg von Brandenburg, München 1906. S.14f. 255 
Anm.?73. Beiträge zur bayr. Kirchengeschichte IX, 34. 

?) In Schobdach war die Kirche den 14 Nothielfern geweiht. A.R.A. IV 
400, vgl. auch Literarische Beilage zur Augsburger Postzeitung 12/XI 1905 
Nr. 48 8. 381. 
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Berufung auf ihre Lehensherren.!) Was batte es Schack geholfen, wern 
er mündlich und schriftlich zur Vornahme der neuen Ordnung er- 
munterte? Er hatte bei ihnen nur ein „kleines Ansehen*. So, fürchtete 
er, könnte schon die Abhaltung einer Synode schädlich wirken.?) 

Auf seine Bitte wandte sich der Amtmann Kaspır Schenk vos 
Schenkenstein und der Kastner Wolf Ruff anı 3. Mai 1529 an den Mark- 
grafen um Rat.’) Zu gleicher Zeit hatte sich in derselben Angelegen- 
heit Dechant und Kapitel von Crailsheim nach Ansbach gewandt. 
Hier lagen allerdings die Verhältnisse in so fern anders, als die Macht 
der altgläubigen Partei schon gebrochen war. In Crailsheim war mar 
viermal im Jahr zusammengekommen; die jährlichen Einnahmen der 
Bruderschaft betrugen Yfl; 3fl verteilte man jährlich unter die Kirchen- 
diener, 6fl unter arme Leute; das Kapitel fragte nun an, wie es sich 
forthin verhalten sollte; besonders wünschte man, daß die Geistlichen 
das Recht bekämen, ın ihren Testamenten Weib und Kinder mu 
bedenken; nach den bisherigen Statuten mußte das ja als ausge- 
schlossen gelten.*) 

Brenz und Weiß, die in jenen Tagen nach Ansbach kamen, mußten 
nun auf Wunsch des Markgrafen zu den Fragen Stellung nehmen. 
Sie rieten nicht zu einer Aufhebung der alten Kapitel, sondern nur zu 
einer Umgestaltung derselben unter Entfernung aller eingeschlichenen 
Mißbräuche. Wie bisher sollte ein Dekan erwählt und sollten Kapitels- 
versammlungen jährlich gelialten werden. In diesen sollten von einem 
aus Dekan und etlichen Pfarrern gebildeten Senat die Irrigen unterwiesen 
und die, welche Unterricht über dunkle Stellen der heiligen Schrift 
begehrten, aufgeklärt werden. Von den großen Kosten, die bisher die 
Kapitelsversammlungen erfordert hatten, sollte abgesehen, dagegen 
Predigt und christliche Communion gehalten werden, wobei besonders 


nn nn 


!) Die3Patronatspfarrer des Apel von Seckeudorf in Beehhoien erschienen 
zwar am 10. XI. 1528 in Ansbach, ließen sich aber nach seiner Weisung 
nicht examinieren. A. Rel. Akta VIIl. 490. Die Pfarrer und Frühmesser 
zu Dortkemmathen, die Piarrer zu Sinnbronn, Frankenhofen, VOberwichel- 
bach, Fürnheim, Obermögersheim, Schwaningen, Steinhard, Lehmivgen, Unter- 
mögersheim erschienen überhaupt nicht; nur der Dorfkemmather und Ober- 
michelbacher Pfarrer waren krauk, A.R.A. VIII 443. Der Obermögers- 
lıeimer hatte sich entschuldigt. A.R.A. VIII, 462. So erschieneu am 9. No- 
vember nur: G. Schack-Wassertrüdingen, Gg. Tröster von Lentersheim, 
Thomas Dutt von Dambach, der Piarrer von Ehingen und ein Geistlicher 
von Röckingen; am 10. November: nur der Pfarrer von Amniclbruch; am 
12. November: nur der Pfarrer von Illenschwang; am 18. November: nur 
die Geistlichen von Wittelshofen, Geroltingen, Untermichelbach, Reichenbach. 
Weiltingen, Veitsweiler, Wilburgstetten, Hainsfart, Greiselbach, Villersbrun, 
lagen in audern Gebieten, bei Lellenfeld war die Hoheit strittig. 

?) Jörg Schack an Amtmann und Kastner zu Wassertrüdiugen. Anısb. 
Rel. Akta X1 99. In einem schlechten Deutsch geschrieben; daher komme 
ich zu teilweise andern Lesungen uls Bossert in den Blättern für bryr. 
Kirchengeschichte I S. 38. Ci. J. B. Götz S. 186. 

*) D. d. Inv. Crucis 1529. Ansbacher Religionsakta VIII 504. 

*) Dechaut und Kapitel zu Krailsheim an den Markgrafen. Ansbacher 
Religionsakta XI 9. 
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für das Seelenheil der markgräflichen Familie gebetet werden sollte. 
Die alten Privilegien!) für die Priesterbrüderschaften sollten vom 
Markgrafen bestätigt werden, doch allein jenen zukommen, die die 
markgräfliche Ordnung treulich und fleißig hielten.?) 


Welche Stellung die markgräfliche Regierung zu diesen Fragen 
einnahm, lassen die Akten nicht mehr erkennen; insbesondere ersehen 
wir nicht, welche Weisung dem Pfarrer von Wassertrüdingen gegeben 
wurde.?) Nur ein Dokument ist aus jener Zeit noch geblieben, die 
erste evangelische Kapitelsordnung im Markgraftum 1545.*) Sie zeigt, 
wie es ihm gelungen war, das alte Kapitel’) gänzlich in evange- 
lischer Weise umzugestulten. 


!) Vgl. das Privilegium der Priesterbruderschaft von Langenzenn, be- 
stätigt durch die Markgrafen Friedrich und Siegmund. D.d. Do. n. Mich. 
(}. Oktober) 1489. Gedruckt bei (Schnizlein) Seleeta Norimbergensia \V. 
Ausbach 1774. 8.54fl. Am Do. n. Neujahr (4. Januar) 1504 bestätigte 
Markgraf Friedrich der Priesterbruderschaft zu Uffenheim ein markgräfliches 
Privilegium d. d. Cadolzburg Nat. Mariae (8. September) 1489. Btaatsarchiv 
Nürnberg. B.A. Uffenheim 87 (1415—1575). Das älteste Privileg der 
Priesterbrüderschaft zu Crailsheim stammt aus dem Jahre 1369. Privileg 
des Kraft von Hohenlohe, seiner Frau Anna und seines Solines Kraft d. d. 
3. Ostertag (4. April) 1363. Gedruckt (Schnizlein) Selecta Norimbergensia Il. 
Anspach 1769. 8. 252. (Cf. dazu 8. 265 ff.) M. J. Chr. Wibel, Hohenlohische 
Kyrchen- und Reformationshistorie, Onolzbach 1753 II, Codex diplomaticus. 
5. 308 Nr. 169. Ein Privileg des Markgraf Albrecht für die Brüderschaft 
zu Schwabach d. d. Sa. vor Kath. (88. November) 1443. Gedruckt Selecta 
Norimbergensia VI 8. 247. 


2) 8. Beilage I. Cf. J. B. Götz 8. 176. 


°) Noch am 2. Oktober 1531 befahl der Bischof von Eichstätt dem 
Dekan zu Wassertrüdingen, die Pfarrer namhaft zu machen, die wegen Kon- 
kubinat und Apostasie verdächtig seien. 1533 beschwerte sich Gg. Schack 
beim Markgrafen: Er kölne sein Anıt als Superintendent nicht mehr aus- 
richten: wenn er die Priester vorlade und ermahne, die Frauenspersonen 
abzuschaffen und der christlichen Ordnung gemäß sich zu verhalten, so 
wollten ihm Frühmesser und Kapläne nicht aushelfen. Die weltliche Obrig- 
keit greife auch nicht ein. Der Amtmann Kaspar Schenk von Schenkenstein 
und Kastner Ruff bestätigen die Angaben des Pfarrers: viele Pfarrer hielten 
sich nicht nach der Kirchenordnung und hätten noch ihre Konkubinen bei 
sich; der Pfarrer erhalte nur wenig Unterstützung von andern Priestern. 
Als sie einschreiten wollten, bekanıen sie die Weisung, von der Geflingnis- 
strafe abzusehen. D. d. Peter u. Paul (29. Juni) 1533. Kons. Ansbach. 
1’f. Wassertrüdingen I (1478— 1654) fol. 55 u. 57. 10. Mai 1585 berichtete 
Kastner Wolff Ruff, daß in Unterschwaningen, Königshoten, Lellenfeld, Burk, 
Beyerberg die Kirchenordnung nicht gehalten würde. Anstand von Secken- 
dorf habe sie seinen Pfarrern abgenommen und dem Amtmann wieder zurück- 
gegeben. A.R.A. VIII 95 G.Braun, Die Geschichte des alten Pfarr- 
sprengels Beyerberg 8.69. Darauf befahl der Markgraf, die markgräflichen 
Untertanen anzuweisen, solchen Pfarrern die Zehnten nicht mehr zu geben. 
Wolf Ruff an Markgraf Georg d.d.Do. n. Pfingsten (20. Mai) 1535. Kons. 
Ansbach. Pf. Obermögersheim I (1527—1753) fol. 7. 


*) 8. Beilage II. 
5) Vgl. dessen Kapitelsordnung 1870/1439, Beiträge zur bayr .Kirchen- 
geschichte XXIII 8. 180 fl. 
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l. Gutachten von Brenz und Weiß über die Kapitel. 1529. 


Nachdem die laudcapitel anfenglich als gemain synodi und concilia 
der priester in ainenı nahen gezirk und visier beieinander wonend zu hal- 
ten aufgesetzt sein, darin sich die pfarhern von wegen irer kirchenmen- 
gel auch zufelliger ırrıger ler oder clarer auslegung der tunckeln 
spruch uer hailigen geschrift besprachen und befragen sollten, und aber 
Lisher ain lange zeit die capitel und bruderschaft mer zur bauchfulle, 
dann zu underweisung der irrigen uud entscheidungen der zugefallen 
ınengel gehalten worden sein, were es unsers achtens ganz nutzlich, das 
gnante mißbreuch furterhin abgeschafft und die capitelversamlungen 
dergestalt gehalten wurden: 

Nemlich wie bisher ein decan erwelet. Das nun furhin der ge- 
schicktest und gelertest in hailiger schrift under irer versamlung zu 
ainem superattendenten verordnet wurde, wie allbereit zum tail ge- 
schehen. Und so die versamlungen nach gewonlicher zeit gehalten, 
das alsdann der superattendent sampt etlichen geschickten priestern, 
als zu einem rat oder senat des capitels erlesen, von den mengeln irer 
und anderer capitelbruder beradschlagten, auch die irrigen priester fur 
den senat beschickten, sı zu underweisen und von dem irrsal abzusteen 
zu ermanen, oder so ainer ains spruchs der hailigen schrift auslegung 
begeret, einen mit allem vleiß und freuntlichkeit zu unterichten; wuo 
aber sich ein solcher handel in ainr kirchen oder von irem pfarrherr 
begebe, der do raichen wollt zur aufrur oder sunsten merklichen scha- 
den der underthon, das alsdan solche sach von ainem superattendenten 
an mein gn. h. oder irer f. g. rete und amtleut gelanget werden soll. 

Item das auch der unnütz große cost, so in zerung aufgangen, 
eingezogen und aintwedern den kirchendienern, an die schulen oder 
sunst zu nutz der armen gewend werde. 

Und nachdem den capiteln bis anher laut irer verschreibung 
etliche privilegien und freyheiten von der löblichen herrschaft Branden- 
burg gegeben, muge inen den capitelbrudern dieselbigen privilegia 
init disem geding bestetigt werden: das allain die, so meins g.h. 
eristlich ordnung treulich und vleißig halten, sich der privilegien 
gebrauchen mugen. Dann ye die privilegia der mainung vorhin ver- 
gunnet, das die priesterschaft fur der herrschaft und irer underthan 
hail und seligkait unsern herrn Gott vleißig aurufen und bitten, welchs 
vorhin bei der meß doch on frucht geschehen, yetz aber nicht dester 
weniger, ja vil christlicher und nutzlicher nach der predig auch bei 
christlicher communion volnbracht mag werden. 

Was aber das capitel zu Waßertrudingen betrifft, hat der 
pfarrharr daselbs wol und grundlich angezaigt, mag uf sein under- 
richt gehandelt werden. 

Mit der bruderschaft zu Crailsheim hat es die gestalt, das 
bievor die mißbrauch der vigilien, meßen, proceßion, umtragung des 
sacraments und andere durch mich den pfarrherr daselbs abgestellt, 
anstat derselben gemaine furbitt vor die herrschaft, verkundigung 
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gotlichs worts, austeilung des almusens angericht ist worden. Daneben 
haben sie sich von jerlicher nutzung und einkommen der bruderschaft 
ain redlich steuer mein caplanen und schulmaister zugeben bewilligt, 
damit uns wol genugt, mag inen den brudern sich furhin also zu 
halten weiter von meinem gn. h. befolen werden.!) 
| Es sieht auch uns an fur ain erbich, zimlichs nötigs supplicieren 
und begeren, das inen durch unsern g. h. auch die freyhait iren ehe- 
weibern etwas zu verschaffen vergont und durch fugliche mittel zugeben 
wurde, wie dann unser g. h. solche bei den rechtgelerten wol erkundi- 
gen mog. 

Original von Adam Weiß geschrieben im Nürnberger Staatsarchiv. 
Ansbacher Religionsakta 11 fol. 97. 98. 

Vermerk: Predigers zu Hall und pfarrherrs zu Creilsheim meinung 
und instruction die landcapitel und bruderschaft betr. 


II. Wassertrüdinger Kapitelsordnung 1545. 


Ordnung und statuta eines erwirdigen capitels zu Waßertrühen- 
dingen ainhelliglich entschloßen den funfzehenden Septembris, als 
das capitel herbst zeit gehalten worden ist durch die erwirdigen herrn 
Georgen Schagken, der zeit dechant und pfarrer zu waßertrü- 
hendingen, herrn wilhelm prugkmair, camerer und pfarrer 
zu Röckingen?), ber Johan ort, pfarrer zu Lentershaim?), her 
Johan Reuter, pfarrer zu Geilsheim*), bede seniores in beysein 
und verwilligung aller herrn und bruder des gemelten capitels, welche 
der christlichen religion und kirchenordnung der zeit anhenging gewest 
und das capitel besucht haben. anno 1545. 

Das capitel soll zwaymal im jar gehalten werden, nemlich am 
aftermontag nach der osterwuchen zu morgens umb siben uhr und 
den nechsten aftermontag nach Mariae Geburt umb 8 uhr; auf welche 
tag soll ein yeglicher capitelsherr selbs persönlich in priesterlicher 
beklaidung erscheinen und, wo ainer außenblieb, soll er zur straf geben, 
was man von ainer person fur das prandium gibt; es were dann ainer 
oder mehr schwachs leibs oder mußte seiner pfar halben anhaims 
pleiben. So soll er doch solches durch seinen nechsten fratrem oder 


1) Beschwerde von Adam Weiß über das Kapitel. A.R.A. 111 297 XL4ub, 

2) Wilhelm Pruckmaier, zuerst Spitalpfarrer in Gunzenhausen, Kons. 
Ansbach. Kapl. Gunzenhausen I 1470—1736 fol. 85 1529 — 40 Vikar des 
pastor verus von Röckingen Domherrn Erkinger vun Rechenberg zu Eich- 
stätt. 1540—28. 4. 1563 Piarrer daselbst. Kons. Ansbach Pf. Köckingen I 
(1458—1679). fol. 18—19. Beiträge zur bayr. Kirchengeschichte AVI 
8. 139. 190. 

2) 1529-38 Pf. in Ehingen. Kouns. Ansbach, Pf. Ehingen I (1481 bis 
1782) 1544—60 in Lentersheim, s. Muck Jl 67 Eichstätter Rezeßbuch 8 
fol. 65°. Dr. P. Schandig, Beiträge zur Geschichte des Klosters Sulz. 
1918 8.89. Beiträge zur bayr. Kirchengeschichte XVI 8. 91. 186. 

ı) Kommt in den Ansbacher Konsistorialakten über die Pfarrei Geils- 
heim I (1528—1690) nicht vor. Er müßte nach Michael Gödler (1537— ?) 
gewirkt haben und bereits 1547 gestorben sein. 
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einen andren bey gehorsam dem decano oder camerer auf bestimpte 
capitelszeit anzaigen. 

Das capitel aber soll also schalten werden: erstlich, wen man 
‚usammen geleut hat, soll das nachtmal (wo communicanten vorhanden 
sein) nach unsers g. h. ausgegangnen ersten kirchenordnung gehalten 
werden; wo aber nit communicanten vorhanden, sol anfengklich die 
schul ein psalmen singen, nachvolgends soll der predicant, der im 
nechsten capitel davor verordnet ist, auf die cantzel geben, und ein 
christliche reine sermon aus einem ort der heiligen schrift, den er 
selbs erwelen mag, oder von decano, camerario und aßessoribus ain 
artickel begehren, mit vleiß thun; wen nun die sermon aus ist, soll 
die letanei gesungen werden und mit einer collect beschloßen. 


Es soll aber das predigampt umbgehn, also das alle pfarhern 
im gantzen capitel einer nach dem andern an den capitelstagen predi- 
gen soll. 

Hernach, wan es alles in der kirchen volend ist, sollen alle ca- 
pitelspersonen an einen ort, der dem decano, camerario und senioribus 
am gelegnesten gesehen wirt, verfuegen. und soll daselbst der decanus 
ein kurze vermanung ton vor allen capitelspersonen, auf das sie recht leren 
und predigen von allen artickeln und stücken des heiligen, christlichen 
glaubens nach inhalt und laut unser gnedigen fürsten und herrn der 
marggrafen zu Brandenburg etc ausgegaugnen kirchenordnung oder 
derselbigen gemeß nnd mit darraichung der hochwirdigen sacrament 
in keinen weg entgegen handeln; es soll auch ein ieglicher sich eines 
erbern zuchtigen unstreflichen wandels andren zum exempel zuton 
beflißen sein. 

Nach diser vermanung sollen zuegelaßen werden die, so etwan 
einen irrtum oder zweifel im glauben, heiliger schrift oder gewißen 
hetten; denselben soll er den majoribus furtragen und von inen guten 
unterricht und beschaid empfahen, 

Auch wen einer sein priesterliche zimliche leibsnarung nit genug- 
sam hette, soll er das anzaigen; alsdan sollen und wöllen die superiores 
gegen seinen lehenherrn des mangels halben sich bewerben, auf das 
ime sein taglon und lidlon gegeben werde, wo nit, wellen sie inen 
weiters zu promoviren besunders fleiß beystendig sein; item wo ein pfarrer 
oder capellan bey seinen underthonen grobe sünd und laster wiße, soll 
er das anzaigen und rat suechen, wie ime zu helfen sey. 


Weiters wo uber ein capitelsperson clag furfiel des lerens, lebens 
und böser exempel halben, soll es gehalten werden wie volgt: 


Wurde einer beclagt oder wust mans sunst gewißlich, das er im 
predigen verseumlich oder unfleißig were, unrecht leret oder mit einem 
irtum oder ketzerei vergift, die heiligen sacramenta nicht recht raicht:; 
unser gnedigen herrschaft kirchenordnung gefarlicher weiß nit hielte 
etc, denselbigen soll decanus und, die zu ime verordnet sein, heimlich 
zwischen sein und inen allein freuntlich in aller sanftmutigkait mit 
worten strafen, davon abweisen und zur beßerung vermanen; und der 


Miszellen. 39 


beclagt solche straf demutiglich als ein gehorsamer on alles murren 
und widerreden aufnemen und sich beßern. 

Wo aber er sich hinfurt nicht beßert, alsdan soll er in dem 
neebsten capitel vor allen capitels personen offentlich beschuldigt und 
gestraft werden; wurde er aber uber das in seinen bösen furhaben hals- 
sterriglich verharren, so soll er ausgeschloßen und von allen capitels- 
personen als ein unbuesfertiger vermiten und solcher sein mutwill ferner 
der obrigkeit angezeigt werden. 

Dergleichen soll auch gehendelt werden mit einem, der ein schend- 
lich ergerlichs leben fürt. 

dise ordnung soll stetigs unverbrochen gehalten werden. was 
aber sunst zufelliger sachen und handlung sich begeben möchte, sollen 
jedesmals im capitel durch den decanum, Camerarium und aßes- 
sores beratschlagt werden und entschloßen, dabey es dan bleiben soll. 
Es sollen auch in unserm capitel allwegen ein decanus, Camerarius 
und zwen aßessores, wie vor alter, erwelet sein; und so der einer oder 
mehr mit tod abgiengen oder von seiner pfarr aus unserm capitel sich 
an andern ort tete oder ursachen halben seines ampts ledig zusein be- 
geret oder sunst aus ursachen abgesetzt wurde, so sollen alle capitels 
gelobte personen einen andern verordnen und eligirn. 

Der Camerer soll jerlich, wen im das durch den decanum auf 
einen ernenten tag angezaigt wurde, rechnung ton; darbey sollen sein 
der decanus und zwen seniores wie bisher beschehen; wo sie dan 
mangel an der rechnung befinden, sollen sie es wenden oder einen 
ganzen capitel anzaigen. Wo aber ein ehrliche rechnung durch inen 
geton wurde, so soll ime allwegen ein schriftlicher receß gegeben 
werden und das gelt, so im rest uberig ist, soll erlegt werden, und so 
ein capitel des nit bedurfte, widerumb hingeliehen und nach des capitels 
nutz angelegt werden. 

Item zu den gehaimnusbriefen und andern capitelssachen soll der 
decanus bey ime behalten das verordnete capiteltrülein und der camerer 
sambt dem decano jeder einen schlüßel haben, das keiner one den 
andern das gedacht capiteltrülein aufsperren kan. 

Es sollen auch eines jeden capitelsherrn erben nach seinem töd- 
lichen abgang der pfrunden einkomen ein monat lang empfangen 
doch das die pfründ christlich durch ein andre tugliche person auf der 
erben kostung versehen werde; alsdan so ein zukünftiger pfarrer oder 
capellon die poßeßion einnimbt, sollen alle redditus und einnemen 
ratificirt und baiden parteien ratum teınporis gemacht werden. und 
sein bisanhero unsere jarsrechnung von purificationie an geschehen, 
sollen auch farthin noch also gehalten werden. Es soll auch gemelte 
rechnung von dem decano und camerario sampt den aßessoribus ge- 
bandelt werden, so sich baide tail selbst nit vergleichen kunden. 

item einem jeglichen angeenden pfarrer oder eaplon, so er in 
unser capitel kumpt, sollen alle unsere statuta furgelesen werden. dar- 
auf soll derselbig solche statuta treulich on alles geverde zu halten 
ein jurament ton, wie hernach volgt: 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XILVJI. Kan. Abt. XVI 24 
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Juramentum 
Ego N. juro ac promitto me puram ac catholicam evangelii doctri- 
nam amplexurum et ab omnibus erraticis opinionibus, quae damnatae 
sunt juditio catholicae ecclesiae Christi, alienum fore. Polliceor 
etiam me puram doctrinam, quam profiteor, populo fideliter traditurum 
ac servaturum statuta capituli nostri, insuper me in his, quae statuta 
nostri concernunt, decano ac capitulo obtemperaturum. 
Sic me Deus adjuvet. 


Darnach soll der neu pfarrer oder capellan auf nechstkonftig ca- 
pitel sein ingreß erlegen, nemlich die pfarrherrn von Gnotzhaim, Hains- 
fart, Röcking und Beurberg söllen allen capitels personen ein gantz 
prandium, wie von alter her bescheben ist, aber alle andre pfarrer 
sollen geben 16% fur ir introitum und ein yeglicher fruemeßer oder 
capellan soll geben 8%. 

Item wir haben einhelliglich unter uns entschloßen und bewilligt, 
das alle pfarrberrn und capellan oder fruemeßer alle ire kirchendienst 
und aımpt miteinander sollen gleich tragen nemlich dergestalt, wo ein 
pfarrer zufelliger krankhait halben die pfarr zu versehen nit vergnu- 
gens were, oder aus sonderlichen und namhaftigen gescheften nit an- 
haims sein kunte, das der fruemeßer die kirchen mit predigen und 
sacraınenten on ainige besoldung versehen soll, derzleichen, wo ein 
fruemeßer vor andren notwendigen gescheften nit anhaims sein konde, 
soll sein pfarrer ine früemeßer in der kirchen mit predigen oder mit 
dem catechismo auch on ainige besoldung versehen und vertreten. alles 
ongeferlich. 

Nach solchem allem soll man in eines erbern wirts behausung 
eine erliche zimliche gastung halten, darzu niemandts dan die capitels- 
personen geladen sollen werden, on die, so vor altershero darzu beruft 
worden sein als der amptınon, castner, vogt, schulmaister, meßner. doch 
wo die tisch, wie sie dem wirt angedingt, nicht besetzt wurden, mocht 
man zu zeiten nach gelegenhait sin des innern rats oder ein heiligen- 
pfleger laden, wie hievor auch beschehen, doch soll es stehen bei de- 
cano, Camerario und senioribus. 

Solche gastung soll zugebracht werden on ergernus, fullerey, after- 
reden, ehrabschneidung, reckeln, zancken, zwitracht, spilen und allen. 
andern leichtfertigen stucken. wurde aber einer erfunden, der sich 
hierinnen unmeßig, unzuchtig, ungepurlich und unpriesterlich hielte,, 
der soll nach gestalt der ubertretung durch den decanum und seine zu- 
gebne gestraft werden. Das prandium ist vormals, weil alle priester 
das capitel besucht haben, der balbteil aus der cammer der ander halb- 
tail von den capitelspersonen bezalt worden; wo dan die papisten 
die christliche kirchenordnung annemen wurden und das capitel wider 
besuchen und sovil vorrats nit in der cammer sein wurde, soll der halb- 
tail erlezt werden. 

Zuletz solle der decanus die fratres mit kurzen worten vermanen, 
das sie in irem ampt vleißig wolten sein, mit gesunder ler anhalten. 
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und mit gueten exempeln die zuhorer, das volk zur beßerung raizen 
und traiben, darauf der decan sampt den andern ain vleisig aufsehen 
haben werden und alle jar, wo es die not erfordern wurde, allenthalben 
visitirn, damit die ungehorsamen mit der straf zu christlichem vleis 
ires ampts und gehorsam gezogen werden. 


Es mogen aber solche statuta zu furfallender notturft durch 
decanum Camerarium und die aßessores geendert, gebeßert, gemert oder 
gemindert werden, welchs jederzeit mit verwißen und rat des gemainen 
capitels beschehen soll. 


Nürnberger Staatsarchiv. Rep. 154. OO. A. Waßertrüdingen I - r.23b, 


Roth bei Nürnberg. D. Dr. Karl Schornbaum. 
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Diese umfangreiche Monographie gibt auf zwei Fragen eine neue 
Antwort und begründet sie in eindringender Untersuchung, die eine große 
Zahl kleinerer Resultate nebenbei zutage fördert. Eduard Schwartz 
hatte in seinem Artikel „Eusebius“ (Pauly-Wissowa, Realenzyklopädie 
d. klass. Altertumswissenschaft VI 1382ff,) die Frage aufgeworfen, ob 
es wohl denkbar sei, daß ein so ernsthafter Gelehrter wie Eusebius, der 
in seiner Kirchengeschichte mit größter Sorgfalt nicht nur seine Kennt- 
nisse über die Bischofslisten der vier großen Weltstädte Rom, Alexandria, 
Antiochia und Jerusalem vortrage, sondern auch genau feststelle, wie 
wenig er gegebenenfalls über die Chronologie dieser Listen wisse — daß 
dieser selbe Mann in der früher geschriebenen Chronik die Bischofslisten 
auf bestimmte Jahre fixiere und dadurch den Schein einer Sicherheit 
seiner Kenntnisse erwecke, von dessen Trüglichkeit er fest überzeugt war. 
Schwartz antwortet, daB eine solche Täuschung dem Euseb nicht zu- 
zutrauen sei, und daß deshalb jene chronologische Genauigkeit der Chronik 
nicht von Eusebius stammen könne. Er meint das Problem so lösen zu 
müssen, daß er das ganze System der fortlaufenden synchronistischen 
Jahrestabellen dem Originalwerk des Eusebius abspricht und es für das 
Machwerk eines späteren Überarbeiters erklärt. Diese gröblich verfälschte 
Ausgabe habe dem Hieronymus als Vorlage für seine Übersetzung gedient. 
So einleuchtend, ja zwingend der erste Teil dieser Argumentation ist, so 
bedenklich erscheint doch die Lösung. Denn man kann sich nur schwer 
eine Vorstellung davon machen, wie denn eigentlich die ursprüngliche 
Chronik des Eusebius ausgesehen habe, wenn man das Skelet, nämlich 
die Regententabellen usw. herausnimmt, und es ist schwer glaublich, 
daß ein obskurer Dilettant diese doch inımerhin beträchtliche chrono- 
logische Gelehrtenarbeit geleistet haben sollte. So blieb die Kritik auch 
nach dem Vorgehen von Ed. Schwartz in einer unbehaglichen Zwitter- 
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stellung: man glaubte ihm seine Lösung nicht, empfand aber deutlich 
die Schwere des von ihm aufgezeigten Problems. Jetzt kommt Erich 
Caspar und schlägt eine neue Lösung vor. Unter den Handschriften der 
Chronik hat für die neuen Ausgaben von Helm und von Fotheringham 
der Codex Oxoniensis aus dem 5. Jahrhundert die entscheidende Rolle 
gespielt. Daneben existiert — leider nur in einigen Bruchstücken — eine 
zweite Handschrift des 5. Jahrhunderte aus Fleury. Caspar weist nun 
darauf hin, daß diese Handschrift eine Eigentümlichkeit aufweist, welche 
im Ox. verloren gegangen ist: sie hat nicht nur die nagdypayos = virgulae 
der griechischen Vorlage erbalten, sondern auch zahlreiche Notizen nicht 
auf die Zeilen des Jahre abteilenden Rahmenwerks gesetzt und sie durch 
Schreibung in Dreiecken, die in Schnörkel eingefaßt sind, und abweichende 
Schriftform von den auf die Jahreszeilen gestellten übrigen Notizen 
unterschieden. Jene so aus dem chronplogischen Jahresschema heraus- 
gehobenen Notate sollen also nicht auf ein einzelnes Jahr bezogen werden, 
sondern nur andeuten, daß die berichteten Ereignisse ungefähr der am 
Rande notierten Zeit angehören: Gelegentlich wird das sogar ausdrücklich 
gesagt, wenn eine Bemerkung etwa mit den Worten eingeführt wird: Die 
und die Dinge his sunt gesia temporibus. Nun ist freilich, wie gesagt, der 
Kodex von Fleury zum großen Teil verloren, aber gute Kopien aus der 
Blütezeit karplingischer Gelehrsemkeit ermöglichen in weitem Umfang 
die Wiederherstellung seines Textes. Wer also die lateinische Übersetzung 
edieren will, in der wir die Eusebianische Chronik am treuesten erhalten 
haben, muß die Form reproduzieren, welche die Handschrift von Fleury 
und ihre Abkömmlinge uns bieten. Eine nicht unerhebliche Schwierig- 
keit für die Annahme dieser Lösung besteht aber in der Tatsache, daß der 
zweite Teil der Chronik, der mit dem Jahre 520 v. Chr. beginnt, eine neue, 
einspaltige und sicher zeilenmäßig einzelnen Jahren angepaßte Anordnung 
der Notate bietet. Caspar macht es nun wahrscheinlich, daß diese 
Anordnung erst von Hieronymus eingeführt ist, daß also das Buch des 
Eusebius auch nach dem Jahre 520 zweispaltig und in der mannigfach 
differenzierten Anordnung der Notate weiterlief. Trifit das zu — und 
die beigebrachten Gründe sprechen dafür —, dann ist das von Ed. 
Schwartz aufgeworfene Bedenken beseitigt, wir können dann annehmen, 
daß Eusebius der chronologischen Unsicherheit seines Materials in der 
Chronik nicht minder deutlich Ausdruck zu geben in der Lage war, als 
er es in der später verfaßten Kirchengeschichte getan hat. 

Das zweite Problem, dem sich Caspar nun widmet, ist das der Ent- 
stehung der Bischofslisten der vier großen Hauptstädte. Die Jerusalemer 
und die antiochenische Bischofeliste sind uns ohne Zahlenangaben als 
bloße Namenreihen überliefert. Aber auch die alexandrinische Liste 
ist erst durch Julius Afrikanus in ein Olympiadenschema gebracht 
worden: sie war von Haus aus gleichfalls ohne Zahlen. Das hat Caspar 
erwiesen. Auch für die römische Bischofsliste gilt, daß sie erst später mit 
Zeblen ausgestattet ist. Die historische Überlieferung römischer Bischofs- 
daten setzt erst im Jahre 235 mit der Abdankung der Pontianus ein. Die 
bezifferte Liste, welche Afrikanus 220 in seiner Chronik brachte, ist 
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eine Konstruktion analog der alexandrinischen und ohne Überlieferungs- 
wert. Diese auch von mir vertretene (Petrus und Paulus 8. 11—19) 
Auffassung von der Wertlosigkeit aller vor dem 3. Jahrhundert liegenden 
Bischofszahlen hat Caspar noch gestützt und erweitert. Er zeigt vor 
allem, daß, entgegen unserer Annahme, die Chronik des Hippolyt auch 
eine Bischofsliste hatte, aber ohne Zahlen. Schon Harnack hatte eine 
solche aus Namen und gelegentlichen Notizen bestehende Liste zusam- 
mengestellt und als eine Vorlage des Irenäus angesehen: hatte auch ge- 
glaubt, daB sie Jahresziffern enthalten habe. Das habe ich bestritten, 
sowohl was die Zahlen, als auch was die Existenz einer mit Notizen über 
Ereignisse versehenen Liste angeht. Caspar zeigt aber, daß die Har- 
nacksche Liste, wenn auch freilich ohne Zahlen, doch existiert hat: 
allerdings nicht als Quelle des Irenäus, wohl aber als ein auf Irenäus auf- 
gebauter Teil der Chronik des Hippolyt. Und den Angaben des Irenäus 
mag immerhin eine ähnliche Aufstellung zugrunde gelegen haben. 

Die Erklärung für den Sinn dieser unbezifferten Namenreihen von 
Bischöfen gibt Caspar von einem neuen Gesichtspunkt aus. Ihm sind 
diese Listen nicht eigentlich „Bischofslisten“, sondern ‚Sukzessions- 
reihen‘ der Träger des apostolischen Überlieferung. Sie treten in Ver- 
bindung mit der Ketzerbestreitung auf und liefern jeweils den Nachweis, 
daß diese apostolische Überlieferung älter ist als die Lehre des Ketzer X 
oder Y, der „zur Zeit des Bischofs Z aufgetreten ist‘. So erklärt sich ein- 
fach der Zusammenhang von Ketzernotizen in der römischen Liste mit 
einzelnen Bischofsnamen. Daher begreift sich auch das Fehlen der 
Apostel, vor allem in Rom des Petrus, in der Reihe der gezählten 
Bischöfe. Die Apostel bilden jeweils den idealen Kopf, die Liste der 
Sukzession beginnt mit dem „ersten nach den Aposteln‘‘ ganz logisch. 
Aber — was sollen diese Männer denn eigentlich anderes gewesen sein 
als Bischöfe? „‚Bischofslisten“ sind und bleiben diese Reihen. 

Caspars eindringende und umfangreiche Untersuchung hat unsere 
Kenntnis der alten Kirchengeschichte ganz wesentlich gefördert. Gerade 
das Gebiet der ältesten Verfassungsgeschichte ist so dunkel, und dazu 
derartig von Hypothesen heimgesucht, daß unsere Erkenntnis da nur 
schrittweise vorwärts gelangen kann. Und Caspars Buch bringt uns 
zwei Schritte vorwärts. 


Berlin. Hans Lietzmann. 


Papsturkunden in Spanien. Vorarbeiten zur Hispania 
Pontificia. I. Katalanien. Abhandlungen der Gesellschaft 
der Wissenschaften zu Göttingen. Phil.-hist. Kl. NF. 
Bd. XVII. 2. Berlin, Weidmannsche Buchhandlung, 
1926. 8°. 

I. Archivberichte über die eigenen und die Forschungen 
von J. Rius und P. Rassow von Paul Kehr. 
9. 1—236. 
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II. Urkunden und Regesten nach den eigenen und den 
von J. Rius, P.Rassow und W. Kienast ange- 
fertigten Abschriften und Kollationen herausgegeben 
von Paul Kehr. 8. 237 —586. 


Paul Kehr, Das Papsttum und das katalanische Prinzipat 
bis zur Vereinigung mit Aragon. Abhandlungen der Preu- 
Bischen Akademie der Wissenschaften. Jahrgang 1926. 
Phil.-hist. Klasse Nr. 1. Berlin, Verlag der Akademie der 
Wissenschaften, in Kommission bei Walter de Gruyter u. Co., 
1926. 928. 4°. 


Es gilt hier über die Anfänge eines großen Unternehmens zu be- 
zichten, das auch für den kirchlichen Rechtshistoriker seine Bedeutung 
‚erlangen wird: über die ersten Vorarbeiten zur Hispania Pontificia, 
deren Schaffung Paul Kehr mit der ihm eigenen Organisations- und 
persönlichen Arbeitekraft in die Hand genommen hat, nun wo er die Italia 
Pontificia vollendet und die Germania Pontificia in guten Händen weiß. 
Der Plan datiert aus der Vorkriegszeit. Im Herbst 1914 wollte Kehr, 
durch die Erfolge Heinrich Finkes und eines von dessen Schülern, 
des später in den Karpathen gefallenen H. E. Rohde, ermutigt, per- 
sönlich in Spanien mit der Arbeit einsetzen. Der Krieg und die Geld- 
verhältnisse der Nachkriegszeit schienen die Inangriffnahme eines so 
großen Unternehmens dauernd unmöglich gemacht zu haben. Galt es 
doch, nicht nur die zahlreichen Archive der iberischen Halbinsel, die 
gewaltige Urkundenmengen und Kartularien, wahre ungehobene Schätze, 
bergen, systematisch zu durchforschen, sondern auch mit der älteren 
spanischen Literatur vertraut zu werden, die jene Schätze noch vor 
ihrer Verschleppung und teilweisen Zerstörung benutzt hat und bei 
ans 80 gut wie unbekannt ist. Den Anstoß zur Wiederaufnahme des 
Planes gab anläßlich der Ehrlefeier des Jahres 1924 in Rom Papst Pius XI. 
selbst, der die Bedeutung des Unternehmens klar erkannte und seine 
Förderung mit allen Mitteln zusagte. Auch die deutschen Gönner der 
'Regesta Pontificum Romanorum, Reichs-, Landesbehörden und Not- 
gemeinschaft, taten wiederum das Mögliche, und so konnte Kehr im 
Frühjahr 1925 die Archivarbeit in Spanien beginnen, bei der er von 
einem deutschen Mitarbeiter, Peter Rassow, und einem spanischen, 
Joseph Rius y Serra, wirksam unterstützt wurde. Die Ergebnisse 
der Forschung des Jahres 1925, die das gesamte katalanische Material, 
80 gut es ging, durchgearbeitet haben, liegen nun in einem umfangreichen 
Archivbericht und in einem Urkundenband von 275 gegen Jaff6-Löwen- 
feld neuen Stücken vor. 


Die Arbeit in Spanien erwies sich als außerordentlich schwierig 
und kompliziert, namentlich mit Rücksicht auf den Zustand der Archive. 
Es lohnt sich, den anschaulichen Bericht selbst zu lesen, den Kehr 
8. 10-24 über die spanischen und vornehmlich die katalanischen Archive 
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gibt. Bis zu Beginn des 19. Jahrhunderts waren die großen und kleinen 
Archive des geistlichen Spaniens, der Bistümer, Kapitel und Klöster, 
selbständig und im wesentlichen voll erhalten. Mit der großen Säku- 
larisation, die sich in Spanien bis 1825 hinzog, wurden die Archive Eigen- 
tum des Staates, der aber zunächst nicht imstande war, auch gar nicht 
die Absicht hatte, sie sachgemäß zu verwalten. Die Archive wurden 
vielmehr einfach von der „Desamortizacion‘“, der Konfiskation des Be- 
sitzes der toten Hand, als deren Besitztitel mit erfaßt, teils an Ort und 
Stelle belassen, teils den Archiven der staatlichen Finanzverwaltung, 
der Hacienda, einverleibt. Von dort sind sie, als der neue liberale Staat 
eine strenge Zentralisation auch des Archivwesens durchführte, nach 
Madrid gelangt und schließlich in dem großen völlig neugeschafienen 
Nationalarchiv vereinigt worden, das z. B. gegen 300 geistliche Archive 
aus allen Landesteilen enthält. ‚In der Geschichte des Archivwesens 
ist dieser vielleicht der größte Zentralisationsversuch gewesen.“ Aber 
gerade Katalanien, auch Aragon, ist davon am wenigsten betroffen 
worden, da es in dem aragonesischen Kronarchiv zu Barcelona ein altes 
Archivzentrum besaß, in das gerade im 19. Jahrhundert manche 
Klosterarchive des Landes gekommen sind, während anderes, anscheinend 
wahllos, nach Madrid befördert wurde. Daneben stehen vor allem die 
Kathedralarchive der Bistümer, bis auf das von Tarragona wohl er- 
halten, die ältesten: Gerona, Seo de Urgel, Vich, Barcelona und Eine 
(bis 1659 spanisch) mit ihren wertvollen päpstlichen Papyrusurkunden; 
die jüngeren, erst im 12. Jahrhundert den Sarazenen entrissen: Tarra- 
gona, Tortosa, Lerida und das Kollegiatstift (seit 1592 Bistum) Salsona. 
Ferner die Klosterarchive, deren Schicksale sehr viel ungünstiger ge- 
wesen sind, da die Augustinerchorherrenstifte schon 1592 von Clemens VI. 
unterdrückt wurden, die Archive der Grenzklöster in den Franzosen- 
kriegen untergingen und im übrigen das 19. Jahrhundert sich schwer 
an den kleineren geistlichen Archiven versündigt hat. So wurde 1835. 
das altehrwürdige Kloster Santa Maria de Ripoll mitsamt seinem be- 
rühmten Archiv von der katalanischen Soldateska niedergebrannt. Nur 
wenige Archive, so das von San Cugat, oder Bruchstücke von solchen 
konnten nach Barcelona in das Kronarchiv, andere auf dem Umweg 
über die Hacienda nach Madrid gerettet werden, so die von Poblet und 
Santas Creus. Einzelne Klosterarchive sind jedoch noch heute an Ort. 
und Stelle. So ist es eine erstaunliche Leistung, wenn Kehr berichten 
kann, daß der gesamte Stoff für Katalanien durchgesehen worden ist, 
die großen Archive in Barcelona und in den Bistümern von ihm selbst, 
die kleineren, insbesondere die Klosterarchive des Landes von J. Rius, 
während P. Rassow das gesamte Madrider Material durchgearbeitet, 
insbesondere auch die großen Kollektionen des 18. Jahrhunderts 
durchgesehen hat und W. Kienast das Pariser Material, insbeson- 
dere aus den Kollektionen der Mauriner in der Nationalbibliothek bei- 
steuerte. Ermöglicht wurde die rasche Durchführung der Arbeit nur 
durch das große Entgegenkommen aller maßgebenden geistlichen und 
weltlichen Behörden und Persönlichkeiten in Spanien, das Kehr nicht. 
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genug zu rühmen weiß. So darf er hoffen, alles Erreichbare zusammen- 
gebracht zu haben, im ganzen etwa 600 Papsturkunden, davon die Hälfte 
uns bisher unbekannt, wenn auch bei der Unübersichtlichkeit mancher 
Archive Nachzügler noch zu erwarten sind. 

Von besonderem Wert für die Wiedergewinnung verloren gegange- 
ner Papsturkunden waren einerseits die Chartulare des Mittelalters, 
andererseits die großen, vor der Zerreißung der Archive zustandegekom- 
menen Sammelwerke vornehmlich des 18. Jahrhunderts. Nach dem 
Vorbild der königlichen Kanzlei, die Ende des 12. Jahrhunderts einen 
großen (bisher noch nicht kritisch edierten) Liber feudorum zusammen 
stellte, haben sämtliche Bistümer, d. h. die Kapitelarchive, und zahl- 
reiche Klöster im 13. und 14. Jahrhundert in mächtigen Foliobänden 
umfangreiche Zusammenstellungen wenn auch nicht ihres ganzen, so 
doch ihres wichtigsten Urkundenschatzes an Privilegien, Schenkungen, 
Testamenten, Verträgen usw. vorgenommen, die, soweit sie erhalten sind, 
eine wohl vollständige Ermittelung der Papstbriefe auch bei Untergang 
sonstiger Bestände ermöglichen. In weiteren Veröffentlichungen solcher 
Chartulare (Cartorals), die bisher nur für Barcelona, Gerona und San 
Cugat vorliegen, sieht Kehr eine Hauptaufgabe katalanischer Ge- 
schichtsarbeit (vgl. S. 17f., 22). — Wichtig auch für den kirchlichen 
Rechtshistoriker ist der Überblick, den Kehr 8. 24ff. über den Stand 
der Vorarbeiten zu einer Hispania Pontificia gibt; werden wir doch 
hier mit der Bedeutung und den Werken der großen Historiker und 
Sammler des 17.—19. Jahrhunderts zur Hispania Sacra bekannt ge- 
macht, die der deutschen Wissenschaft z.T. wohl kaum dem Namen nach 
bisher bekannt waren, deren Werke jedenfalls von ihr kaum verwertet 
worden sind. Weniger allerdings die katalanische Archivausbeute, die 
Etienne Baluze für Petrus de Marcas großes Urkundenwerk bei- 
gesteuert hat (Marca Hispaniea sive Limes Hispanicus etc. Parisiis 1688); 
vielmehr dessen Hauptquelle, die „Crönica universal de principado de 
Cataluna‘“ von Pujades (I 1609, IL und III erst 1829) und die großen 
kirchlichen Historiker und Sammler des 18. Jahrhunderte, die Zeit- 
genossen von Ughellis Italia Sacra und der Gallia Christiana der Mau- 
riner, der Jesuit Burriel, der Benediktiner Abad y Lasierra, der 
Dominikaner Traggia, die Espaüa Sagrada des Augustiners Florez 
y Setien (f 1773, Bd. 47 erst 1850), die drei Prämonstratensermönche 
des Klosters Bellpuig: Caresmar, Pasqual und Marti, und schließ- 
lich die beiden in der Hauptsache schon dem 19. Jahrhundert an- 
gehörigen Männer, der große Sammler Jaime Villanueva, dessen 
zweiundzwanzigbändiges Werk „Viage literario a las Iglesias de Espaüa“ 
1803 bis 1852 erschien, und der als Archivar und als Historiker gleich 
tüchtige Pröspero de Bofarull, dessen vierzigbändiges Werk über 
das Kronarchiv von Barcelona sein Sohn 1859 zur Vollendung brachte. 
Die Werke und Kollektaneen besonders von Baluze, Lasierra, Trag- 
gia, Villanueva und Bofarull haben für Katalanien reiche Ausbeute 
ergeben. 

Den Hauptteil des I. Halbbandes (S.42ff.) nehmen die ausführ- 
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lichen Archivberichte ein, die, nach Bistümern geordnet, über jedes Archiv, 
seine Geschichte, seinen Erhaltungszustand, über die einschlägige, z. T. 
heute bei der Zerrissenheit der Bestände äußerst wichtige ältere Literatur, 
und schließlich über die Ausbeute für die Hispania Pontificia im einzelnen 
orientieren. Nur einem in archivalischen und historischen Dingen mit 
so überlegener Erfahrenheit und ausgezeichnetem Scharfsinn ausgerüste- 
ten Manne wie Kehr konnte es möglich sein, auf wenigen Seiten einen 
Überblick über die Hauptfragen zu geben, der auch an der Gründung 
und den wichtigsten geschichtlichen Tatsachen des Bistums oder Klosters 
nie vorübergeht und auch den landesunkundigen Leser immer wieder 
fesselt und ihm eine lebhafte Anschauung der Dinge vermittelt. Dabei 
wird immer wieder rühmend der Tätigkeit der Mitarbeiter und der Hilfs- 
bereitschaft an Ort und Stelle gedacht. 

Der zweite Halbband ist gänzlich der Publikation der in Deutsch- 
land bisher unbekannten Papsturkunden gewidmet. Die untere Grenze 
ist auch hier wie bei der Italia und der Germania Pontificia auf das Jahr 
1198 gelegt. Die im ganzen 275 Urkunden sind zum größeren Teil gän- 
lich unpubliziert, zum kleineren Teil schon in älteren spanischen Publi- 
kationen enthalten, so in der von Bofarull, aber in Deutschland un- 
bekannt geblieben und auch bei Jaff&-Löwenfeld nicht verzeichnet. 
Es ist zu begrüßen, daß Kehr diese Richtschnur für die Veröffent- 
lichung gewählt, d. h. kurzerhand alles publiziert hat, was sich bei Jaffe- 
Löwenfeld nicht findet. So ist der Überblick schon jetzt außerordent- 
lich einfach. Hinzu kommen noch einige wenige Urkunden, die Kehr 
als Anhang zu seiner ersten Akademieabhandlung veröffentlicht. Gleich 
hier sei darauf hingewiesen, daß Kehr in einer zweiten Akademieabhand- 
lung!) die ältesten Papsturkunden Spaniens, nämlich die des 9. sowie 
‘des 10. und 11. Jahrhunderts, besonders die in Katalanien reichlich 
vertretenen (10) Papyrusurkunden, einer eingehenden diplomatischen 
Untersuchung in bezug auf Schrift, Textentwicklung und Herstellung 
unterzogen, sie erstmalig reproduziert hat und dabei zu bedeutsamen 
Ergebnissen gekommen ist, die zum Teil außerhalb des Bereichs dieser 
Zeitschrift liegen, ihn aber, was die Geschichte der päpstlichen Kanzlei 
betrifft (vgl. S. 30f.), auch berühren. Auf den Inhalt einzelner dieser 
nunmehr der Wissenschaft zugänglich gemachten Papsturkunden kann 
hier nicht eingegangen werden. Nur ein umfassendes Studium der spa- 
nischen kirchlichen Rechtsgeschichte kann sie im Zusammenhang wür- 
digen. Um den Wert der Publikation für den Rechtshistoriker an wenigen 
Beispielen zu beleuchten, sei lediglich auf einen neuentdeckten Brief 
Gregors VII. hingewiesen (Nr. 13), in dem sich der Papst an König 
Sancho Ramirez von Aragon über gottgefällige Regierungsgrundsätze 
ausläßt, und auf die zusammenhängenden, ebenfalls neuen Urkunden 
Urbans II. (Nr. 16-28) von 1089 bis 1093, welche die Wiederherstellung 
der Metropolitankirche von Tarragona und den Streit um das Kloster 


!) Die ältesten Papsturkunden Spaniens. Mit 12 Tafeln. Ebenda Nr. 2, 
Berlin 1926. 
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Cugat betreffen (vgl. Kehr, Katalan. Prinzipat 8.45ff.).. Dieses wohl 
älteste und berühmteste, damals heftig umstrittene Kloster der Diözese 
Barcelona wurde durch feierlichen Urteilsspruch dem Papst zuhanden 
seines Legaten als römisches Eigenkloster zugesprochen (Nr. 18) und 
seine Immunität auch gegenüber dem Diözesanbischof festgesetzt (Nr. 21): 
„Decreverunt praefati iudices, ut, quia-monasterium sancti Cucuphatis 
privilegia .... exemptionem et meram libertatem habebat, quod 
nulli iuri et dicioni subderetur, Barchinonensis episcopus nil in eo per 
alodium vel dominium sue ecclesie sive per preceptum Ludovici regis, 
quod pretendebat, ulterius requirat, neque tuitionem ordinationem sub- 
iectionem aliquam vel etiam consecrationem, vel quicquid auctoritas 
canonum episcopum in monasteriis habere decernit; immo nil habeat 
vel optineat in eisdem ... . Decernimus etiam auctoritate, qua fungi- 
mur, monasterium prefatum inmediate et pleno iure sancte Romane 
ecclesie subesse et pertinere et iuris beati Petri tam in capite quam in 
membris cum omnibus habitis et habendis.‘“ Die Exemption von der 
bischöflichen Gewalt und die römische Eigenbehörigkeit könnte nicht 
schulmäßiger ausgedrückt werden. 

In seiner ersten Akademieabhandlung hat Kehr selbst im 
Zusammenhang die Beziehungen der Päpste zu Katalanien bis über 
die Mitte des 12. Jahrhunderts hinaus skizziert und dabei auch das 
neugefundene Material verwertet. Eine Fülle von Anregungen vermag 
diese Studie dem Rechtshistoriker zu vermitteln. Besonders reichhaltig 
scheint das katalanische Material bezüglich des Eigenkirchenwesens zu 
sein: Wir hören von testamentarischen Verfügungen über Eigenbistümer 
(S. 24), über Bistumskäufe des Erzbischofs Wifred von Narbonne (8. 24f., 
34), besonders viel ferner über päpstliche Eigenklöster (S. 16, 26, 29f.), 
über Freigabe und Freikauf von Eigenklöstern (S. 34), über die Kloster- 
reform, die sich vielfach durch geradezu massenhaften Erwerb katalani- 
scher Klöster seitens einzelner italienischer (Urk. Nr. 10 und 75) und 
südfranzösischer vollzog, besonders seitens des Klosters St. Victor zu 
Marseille (‚Marseiller Kirchenstaat‘‘ S.36f.) und des Abtes Frotard 
von Saint-Pons de Thomitre (8. 38f.), so daß sich in den Händen der 
beiden Äbte Richard von St. Victor und Frotard fast das gesamte Kloster- 
wesen beiderseits der Pyrenäen konzentrierte. Interessant sind ferner 
die Nachrichten über päpstlichen Grundbesitz im Lande (S. 22, 28f., 
Urk. Nr. 9), über die päpstlichen Legationen der Kardinäle Hugo Can- 
didus und Richard, welche die Bekämpfung der eigenkirchenrechtlichen 
Mißbräuche, die Angliederung und Unterordnung der katalanischen 
Kirche unter Rom, z. T. im Kampf mit den Bischöfen, gestützt auf die 
Klöster, durchführten (8. 27ff., 35ff., 38ff.), sowie über päpstliche Lega- 
tionen überhaupt (8. 66f.); über die Wiederherstellung der Metropolie 
Tarragona (S.43—51, 58, 62); über den Primat Toledos in Spanien, 
zeitweise verstärkt durch päpstliche Legation (S. 41, 5lf.). Das Verhält- 
nis Roms zu den spanischen Fürsten kommt immer wieder zur Sprache: 
der Anspruch Gregors VII. regnum Hispaniae ex antiquis oonstitutionibus 
beato Petro et sancte Romane ecclesie in ius et proprietatem esse tra- 
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ditum (S. 32f.); die Fürsten des Landes, die sich als milites peculiares 
S. Petri erklären, dem Papst ihre Länder auftragen und sich zu beträcht- 
lichen Zinsleistungen verpflichten, so die Grafen von Besalü 1077, von 
der Provence 1081 (S. 35), der König von Aragon 1089 (S.42f.), der 
Graf von Barcelona 1090 und 1116 (S. 48, 56f.), so daß es zu einer förm- 
lichen päpstlichen Bestätigung der vereinigten Reiche Katalanien und 
Aragon kam (S. 62f.; dazu Urk. Nr. 81—83, vgl. insbesondere das „sin- 
gulare privilegium‘‘ über die Exkommunikation des Grafen nur durch 
den Papst, Nr. 82). Jeder Interessengegensatz zwischen Kirche und 
Staat fehlt hier; völlig ordnet sich die Staategewalt der päpstlichen 
Allmacht unter; beide haben das eine Ziel vor Augen: Kampf gegen 
die Ungläubigen zur Ehre Gottes und seines Statthalters auf Erden. 
Von einer bisher nicht gewohnten Seite beleuchtet, treten die Gestalten 
der Päpste und ihr Wirken machtvoll hervor, besonders die Gregors VII. 
und Urbans II. — Unter den im Anhang beigegebenen Urkunden bebe 
ich noch besonders hervor die interessante Bußordnung der Kardinäle 
für Pedro Ramon, den Mörder der Gräfin Almodis, seiner Stiefmutter 
(Nr. VII, dazu S. 31), ferner die Antwort der Kardinäle auf Befragung 
wegen Einzelheiten des Römischen Ritus (Nr. VIII). 

So bleibt nur zu wünschen, daß das große Werk nach dem ver- 
heißungsvollen Anfang unter der kundigen Leitung Paul Kehrs seinen 
raschen Fortgang nehme und weitere so wertvolle Nebenfrüchte zeitige. 
Möge die Hispania Pontificia ein Ruhmestitel deutschen wissenschaft- 


rien; 
lichen Geistes werden! Hans Erich Feine. 
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Abhandlungen aus dem Gebiet der mittleren und neueren 
Geschichte und ihrer Hilfswissenschaften. Eine Festgabe 
zum siebzigsten Geburtstag Geh. Rat Prof. Dr. Heinrich 
Finke gewidmet von Schülern und Verehrern des In- und 
Auslandes: R. d’Alös-Moner, Hermann Baier, Mer- 
cedes Gaibrois de Ballesteros, F. M. Bartos, 
Sigismund Brettle. Gottfried Buschbell, Paul 
Diepgen, Anton Eitel, Max Förster, Giuseppe 
Gerola, Emil Göller, Nikolaus Hilling, Jo- 
hannes Hollnsteiner, Bruno Katterbach, Flo- 
renz Landmann, Richard Lossen, Alfred 
v. Martin, Francese Martorell, Jaume Massö- 
Torrents, Ludwig Mohler, Wilhelm Mulder, 
Josep Puig i Cadafalch, Joseph Rest, Antonio 
Rubiö i Lluch, Leo Santifaller, Friedrich 
Schaub, Joseph Schmidlin, Fedor Schneider, 
Andres Gimenez-Soler, Justinus Uttenweiler, 
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Ferran Valls-Taberner. Mit einem Lichtbild Heinrich 
Finkes und 3 Kunstdruckbeilagen. Vorreformationsgeschicht- 
liche Forschungen. Supplementband. Münster i. W., Verlag 
der Aschendorfischen Verlagsbuchhandlung, 1925. XIl und 
5188. 8°. 


Wenn einem Gelehrten wie Heinrich Finke, der zu den bahn- 
brechenden Forschern unserer Wissenschaft, zu den Erschließern großer 
neuer Quellengebiete gehört, zum 70. Geburtstag von Schülern und 
Verehrern eine Festschrift gewidmet wird, die beredtes Zeugnis abzu- 
legen vermag von dem hohen Ansehen des Jubilars weit über Deutsch- 
lands Grenzen hinaus, von den fruchtbaren Anregungen, die er jüngeren 
und älteren Forschern geboten hat, so kann der kirchliche Rechtshisto- 
riker sicher sein, interessante Aufschlüsse auf seinem Fachgebiet darin 
zu finden. Das gilt gleich von der ersten Abhandlung, in der Anton 
Eitel auf Grund seiner langjährigen Studien über das spanische Eigen- 
kirchenrecht, dessen Geschichte wir demnächst von ihm zu erwarten 
haben — einstweilige interessante Andeutungen und Quellenbeispiele 
8. 1—4 —, die Zustände der spanischen Kirche in vorgermanischer Zeit 
schildert und das nach Gams, Hefele, Harnack u.A. bekannte Bild 
durch Hervorhebung mancher Einzelzüge bereichert. Er stützt sich 
dabei als Hauptquellen auf die Konzilsbeschlüsse von Elvira, die er 
aus inhaltlichen Gründen auf das Jahr 300 oder nur wenig später, also 
früher als bisher üblich (306 oder 313) datiert, von Sardika (342), an der 
Hosius, der große Bischof von Cordoba, maßgebenden Anteil hatte, 
von Zaragossa (380) und von Toledo I (400) sowie die Papstbriefe des 
‚Siricius (385) und Innozenz I. (404). Es ist kein sehr erfreuliches Bild, 
das die spanische Kirche in diesem Jahrhundert zeigt: Zunächst noch 
schwer mit heidnischen und sonstigen Mißbräuchen ihrer Glieder, auch 
des Klerus ringend (Christen als heidnische Priester, Kaufmannschaft 
und Gewerbe der Geistlichen), später von den Häresien der Luziferianer 
und namentlich der Priszillianer zerrissen, von einer scharfen, heftig 
eifernden, dem spanischen Naturell offenbar besonders gemäßen Rich- 
tung in den eigenen Reihen oft zu weit getrieben. Die Grundzüge der 
Verfassung sind typisch die des „Römischen Kirchenrechtes“: Nachdem 
die Bischofssitze ungefähr endgültig festgestellt und in ihrem Wirkungs- 
kreis umrissen sind sowie der Metropolitanverband durchgeführt ist 
(beides erst im 4. Jahrhundert), ist der Bischof unumschränkter Herr 
seiner Diözese, über Klerus, Volk und Vermögen seiner Kirche. Kirchen- 
gebäude mit Gemälden im Inneren gab es schon um das Jahr 300, von 
umfangreicher Vermögensverwaltung der Bistümer, der manche Bischöfe 
nicht gewachsen sind, berichtet erst der Brief des Papstes Siricius. Inter- 
essant sind namentlich die Mißbräuche bei der Bistumsbesetzung, Ab- 
weichungen von der kanonischen Wahl des Nicänums: Verlassen des 
Bistums, um ein größeres aufzusuchen, allgemeine Tendenz zur Erb- 
lichkeit der Bistümer, insbesondere auf dem Wege testamentarischer 
Einsetzung (8. 9). Für die Endzeit der Periode sind Übergriffe des Laien- 
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elements der Potentiores gegen den Klerus und das Kirchengut charakte- 
ristisch (S.19f.), welche die Verwirrung der kirchlichen Verhältnisse 
sich zunutze machten, so daß zu Beginn des 5. Jahrhunderts, als die 
Germanen hereinbrachen, die Kirche nicht mehr als festgefügter Bau 
Widerstand zu leisten vermochte. — Sodann erstattet Leo Santi- 
faller (S. 23ff.) einen „vorläufigen Forschungsbericht‘‘ „über die Ver- 
wendung des Liber diurnus in der päpstlichen Kanzlei von der Mitte 
des 8. bis in die Mitte des 11. Jahrhunderte“, wobei er als Hauptergebnis 
buchen kann, daß unter den ca. 440 Privilegien der Epoche nur 244 
Formulare des Liber diurnus benutzt haben; „darunter sind wieder die 
überwiegende Mehrheit freie Formularbenutzungen und Weiterbildungen 
des LD. In den restlichen 196 Privilegien finden sich wohl vielfach An- 
klänge an den LD., im übrigen aber durchwegs neue, vom LD. unab- 
hängige Formulare‘, die seit der Mitte des 9. Jahrhunderts auftreten. 
„Das LD., das täglich in der päpstlichen Kanzlei gebrauchte Formular- 
buch, hat somit seit der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts eine neue 
Gestalt angenommen, die wesentlich verschieden ist von der uns über- 
lieferten Form der LD.‘‘ — Ferran Valls-Taberner berichtet (S. 43£.) 
über Canonessammlungen aus Katalonien während der gräflichen Epoche 
(872—1162). — In glücklicher und erstmalig eingehender Analyse be- 
handelt Fedor Schneider (S.84ff.) „eine antipäpstliche Fälschung 
des Investiturstreites“‘, die sog. Cessio donationum Leos VIII. für Otto 
den Großen (MG. Const. I n. 450), erweist ihre Herkunft aus dem Kreise 
Wiberts von Ravenna und als ihren Zweck nicht so sehr die Verfechtung 
königlichen als Ravennater Territorialinteresses. ‚Die Ortsliste ent- 
hüllt, recht analysiert, das gigantische Programm eines Ravennater 
Gegenbildes des Kirchenstaats, auf Seemacht und Seeherrschaft gestützt, 
mit der adriatischen Küste als Basis“ (S. 116). — Zwei Arbeiten zum 
Konstanzer Konzil beruhen unmittelbar auf dem umfassenden, von 
Finke bereitgestellten Quellenmaterial in den Acta Concilii Constan- 
tiensis, deren III. Band vor kurzem erschienen ist (Münster, Regens- 
berg, 1926). Johannes Hollnsteiner, der Mitarbeiter Finkes bei 
der Herausgabe, hat seine gründliche Quellenkenntnis zu „Studien zur 
Geschäftsordnung am Konstanzer Konzil‘ benutzt und damit einen 
„Bcitrag zur Geschichte des Parlamentarismus und der Demokratie“ 
zu geben versucht (S. 240ff.. Er kommt über das von Finke schon 
1889 und von F. Stuhr 1891 Erreichte erheblich hinaus. Zunächst 
wird die langsame Entwicklung der Geschäftsordnung auf dem Konzil 
klargelegt: Vorerst begnügte man sich mit den vom Papst nach dem 
Pisaner Muster ernannten Konzilsbeamten; 1415 begannen dann die 
Nationen, voran die französische, ihren Geschäftsgang zu regeln; erst 
1416 begann das Konzil sich mit der Gesamtgeschäftsordnungsfrage zu 
beschäftigen. Mehrere Entwürfe der Nationen in verschiedenen Beratungs- 
stadien sowie Abänderungen durch die Kardinäle liegen vor, deren Normen 
den Geschäftsgang auch tatsächlich regelten, ohne daß es zu einem Kon- 
zilsbeschluß gekommen zu sein scheint. Die Notwendigkiet einer festen 
Geschäftsordnung führt H. nicht mit Unrecht auf das Fehlen einer 
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starken päpstlichen Autorität zurück. Diese Ordnungen brachten eine 
erhebliche Erweiterung des Stimmrechtes innerhalb der Nation und 
damit auf dem Konzil, teilweise bis herab zu den Pfarrern, ohne daß 
unter den Nationen hierin Einigkeit erzielt worden wäre. Eingehend be- 
handelt H. die Bildung und die Bedeutung der Nationen, namentlich 
die „unerhörte Neuerung‘‘ der Abstimmung nach Nationen statt nach 
Köpfen, die von den englischen und deutschen Minderheiten im Februar 
1415 gegen die zahlreichen Italiener und Franzosen durchgesetzt wurde. 
Aus den nationalen, d. h. nach politischen Ländergruppen zusammen- 
gesetzten Beratungskörpern, die schon in Pisa eine Rolle gespielt hatten 
— H. vergleicht sie nicht mit Unrecht unseren politischen Parteien, 
näher liegt jedoch der Vergleich mit ständischen Corpora —, werden 
jetzt offizielle Konzilskörper. Auch hier scheint kein Konzilsbeschluß 
vorzuliegen, sondern nur Praxis, allenfalls ein Beschluß des Hauptaus- 
schusses. Die Sessiones generales hatten seitdem nur repräsentative 
Bedeutung; das Überstimmen einer Nation wurde geflissentlich ver- 
mieden, dafür sorgte insbesondere der Ausschuß der Nationspräsidenten. 
So fiel das Schwergewicht der Beratungen durchaus in die Nationen 
und in den Hauptausschuß, der die Funktion des Ausgleichens hatte. 
Demgegenüber treten die Kardinäle stark zurück; sie wirkten innerhalb 
der französischen und der italienischen Nation, wenn sie auch im Haupt- 
ausschuß vertreten waren und neben den Nationen in der Sessio generalis 
eine Stimme abgaben. Über die Nationsversammlungen, die General- 
sitzungen und die Ausschüsse erfahren wir eine Menge Einzelheiten: 
die Stimmen sollten in den Nationen nicht einfach gezählt, sondern 
gewogen werden nach dignitas, gradus, zelus und meritum des Ab- 
stimmenden, um so die pars maior et sanior zu erkennen. Die für das 
Kirchenrecht so ungewöhnliche Abstimmung nach Nationen wie auch 
die Konzilssuperiorität versucht H. durch eine „Notstandstheorie‘“ zu 
erklären und diese quellenmäßig zu begründen. Das Konzil soll sich 
bewußt geblieben sein, daß nur so außergewöhnliche Verhältnisse, nur 
die Abhilfe des Notstandes diese Mittel rechtfertigten (S. 248f.)(?). Hier 
ist doch wohl die Bedeutung der konziliaristischen Partei unterschätzt. 
Das Letztere läßt sich nicht sagen von der sehr interessanten Schilde- 
rung Wilhelm Mulders S. J. von der Rolle des Leonardus Statius 
auf dem Konstanzer Konzil (S.257ff.. Dieser Dominikanergeneral 
verteidigte mutig in Wort und Schrift den päpstlichen Standpunkt, 
ohne im Laufe der Auseinandersetzungen seine mehrfach neu formu- 
liorten Thesen gegenüber seinen ihm geistig überlegenen Gegnern auf- 
recht erhalten zu können. — Joseph Schmidlin gibt S. 270ff. einen 
Überblick über die Missionstätigkeit des ausgehenden Mittelalters, ins- 
besondere im nahen und fernen Osten. Richard Lossen schildert: 
S. 277ff. die pfälzische territoriale Einigungspolitik in der oberrheini- 

schen Tiefebene am Ausgang des Mittelalters. — Einen für den kirch- 
“ Jichen Rechtshistoriker interessanten Beitrag zur Geschichte des kurialen 
Ämterwesens liefert Emil Göller in seinem Aufsatz „Hadrian VI. 
und der Ämterkauf an der päpstlichen Kurie“ (S.375ff.). Anlaß dazu 
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bot ein von ihm im Vatikanischen Archiv (Instrum. miscell. Nr. 4801) 
aufgefundenes Einnahmeregister dieses Papstes (abgedruckt 8. 395 ff.), 
„in dem Monat für Monat die aus dem Verkauf der Ämter und der Ad- 
missio resignationis gefloesenen Summen gebucht sind“. Eine umfang- 
reiche Quittung Hadrians von 1523 über die von seinem Datar eingenom- 
menen Summen bietet eine erwünschte Bestätigung für die Richtigkeit 
seines Inhalts. Das Unwesen des Ämterkaufes, das sich seit Bonifaz IX. 
an der Kurie immer mehr einbürgerte und schließlich unter den Re- 
naissancepäpsten, vor allem unter Leo X., durch Schaffung immer neuer 
Ämterklassen zu einer Haupteinnahmequelle der Päpste, geleitet vom 
Datar, geworden war, konnte trotz seiner offenbaren Schäden und oft 
wiederholter Reformversuche auch durch den von bestem Willen be- 
seelten Hadrian VI. in seinem kurzen Pontifikat nicht wesentlich ein- 
geschränkt werdeu. Aber unter seiner Regierung trat wenigstens ein 
Stillstand ein und wurde die Reform ernstlich ins Auge gefaßt (Reform- 
gutachten der Kardinäle Schiner und Campegio, Beginn der Beamten- 
reduktion).. ‚Unter Leo X. werden die Einnahmen der Datarie mit 
12 000 Dukaten monatlich im Durchschnitt beziffert, .. . Unter Hs- 
drian VI. brachten die käuflichen Ämter von September 1522 bis August 
1623 (einschließlich) 50 331 Dukaten.‘‘“ Eine Menge interessanter Einzel- 
heiten, z. B. über kuriale Ämterresignationen, über die Ämterkumu- 
lationen des Kardinaldatars, über kuriale Ämter von Bankhäusern, auch 
der Augsburger Welser, erfahren wir, nicht nur für das Pontifikat Ha- 
drians VI., auch für das 15. Jahrhundert in Ergänzung der „Forschungen 
zur Geschichte der kurialen Behörden vom Schisma bis zur Reformation“ 
(I Rom 1914) von W. von Hoffmann. — Auf den schönen Aufsatz von 
Friedrich Schaub, „Geschichte des Archivs der Universität Frei- 
burg i. Br.‘ (S. 466 ff.), der einen interessanten Beitrag zur Universitäts- 
geschichte überhaupt bietet, kann hier nur kurz hingewiesen werden. 
— Der letzte Beitrag des Werkes, Hermann Baier, Badens Stellung 
zum Epavenrecht 1803 bis 1862 (S. 500ff.), behandelt ein nicht immer 
erfreuliches Kapitel aus der Geschichte der Kirchengutssäkularisation 
in den südwestdeutschen Territorien. ‚Das droit d’epaves ist das Recht, 
wonach ein Staat die unter seiner Hoheit gelegenen Besitzungen, Gefälle 
und sonstigen Parzellen einer in einem fremden Staat aufgehobenen 
geistlichen Stiftung nicht dem fremden Staat überläßt, in dessen Um- 
fang das aufgehobene Stift selbst liegt, sondern als bonum vacans sich 
aneignen will“ (Staatsrat Wielandt in einem Gutachten vom 17. Augurt 
1812). Dieses Epavenrecht, dessen Rechtsgrundlage natürlich keine 
andere ist als die des ‚Rechtes‘ zur Säkularisation, ist 1803 vom Kaiser 
für seine vorderösterreichischen Besitzungen nach josephinischem Vor- 
bild mit großem Erfolg ausgeübt worden zur nicht geringen Bedrängnis 
Badens, ähnlich von Württemberg 1805, während es nach $ 29 RDH. 
im Verhältnis zur Schweiz ausgeschlossen bleiben sollte, was der Kaiser 
nicht anerkannte. Auch Baden hat sich später (1834 ff.) seiner gegenüber 
der Schweiz zu bedienen versucht. Die Auseinandersetzungen und Ver- 
gleiche Badens mit Österreich, Württemberg und der Schweiz, die sich 
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durch Jahrzehnte hinzogen und den nackten Egoismus Österreichs und 
der Mittelstaaten in wenig schönem Lichte zeigen, sind Gegenstand 
eingehender Schilderung. Bis 1862 dauerten die Verhandlungen um die 
Aufhebung des Klosters Rheinau und um das Schicksal seines rechts- 
rheinischen Besitzes, den Baden schließlich freigeben mußte. 

Nur auf den Inhalt einiger Beiträge, die mir rechtahistorisch am 
wichtigsten schienen, konnte hier eingegangen werden. Der reiche son- 
stige Inhalt des Werkes — er betrifft ebenso deutsche wie spanische 
und italienische Geschichte und Kultur — wird sich erst dem recht 
erschließen, der das Buch selbst zur Hand nimmt. 


Hans Erich Feine. 


Die Kultur der Abtei Reichenau, Erinnerungsschrift 
zur zwölfhundertsten Wiederkehr des Gründungsjahres des 
Inselklosters 724—1924, herausgegeben von Professor Dr. 
Konrad Beyerle, München, im Verein mit einunddreißig 
genannten Mitarbeitern. Zwei Halbbände, München, Ver- 
lag der Münchener Drucke 1925 (und 1926), XX und VII 
und 1244 und 32 (112 1ı-», 212 ı-s) 8. 4° mit 2 farbigen 
Titelbildern, 213 Abbildungen im Text, 1 Karte und 12 
farbigen (Wappen-)Vorsetzblättern. 


Im Jahre 1921, also noch mitten in den Wirren und Nöten der 
Nachkriegszeit, traten zu Pfingsten auf der im Untersee bei Konstanz 
gelegenen Kloster(halb)insel Reichenau einige Freunde ihrer großen Ge- 
schichte und ihrer Naturschönheit zusammen, um für das am 24. April 
1924 bevorstehende Zwölfhundertjahrjubiläum der Gründung der einst 
so berühmten, seit 1803 allerdings aufgebobenen Benediktinerabtei Augia 
schlechthin oder genauer Augia maior sive dives allen Schwierigkeiten 
zum Trotz die Veröffentlichung einer würdigen Festschrift vorzubereiten, 
welche die bisherige Forschung über Kloster und Insel zusammenfassen 
and mehren, aber auch ein Heimatbuch und ein dauerndes Denkmal 
‚dieser Jubelfeier sein sollte. Daß letztere um ein Jahr hinausgeschoben 
wurde, kam dem Unternehmen zugut, zu dem schließlich mit einem 
rührigen und leistungsfähigen Verleger zweiunddreißig Bearbeiter sich 
zusammengetan haben. 

Sollte wirklich etwas Bedeutendes und Eindrucksvolles zustande 
kommen, so konnte das nur durch denkbar größte Leistungsfähigkeit, 
unbeirrbaren Mut und ungewöhnliche, zielbewußte Tatkraft erreicht 
werden. Denn ganz abgesehen von den Zeitumständen lagen die Ver- 
hältnisse eigentlich so ungünstig wie nur möglich. 

Gewiß, die vom karolingischen Hauskloster zur Reichsabtei er- 
wachsene Reichenau hatte Jahrhunderte hindurch geblüht, ja Jahrzehnte 
höchsten Glanzes gesehen, in denen sie es mit ihrer Rivalin, dem be- 
nachbarten St. Gallen, ursprünglich einem bischöflich konstanzischen 
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Eigenkloster, das erst hinterher Reichsabtei wurde, wohl aufnehmen 
konnte. Aber in diesem Wettstreite, den man, soweit dabei die beiden 
ale Mittelpunkte geistigen Lebens in Betracht kommen, vielleicht nicht 
ganz unzutreffend dem zweier großer Universitäten der neueren und 
neuesten Zeit, sagen wir einmal Freiburg i. Br. und Heidelberg oder 
Köln und Bonn, zu vergleichen vermöchte, hatte die Reichenau schon 
seit einem halben Jahrtausend vor dem Untergange beider jämmerlich 
den kürzern gezogen. Das lag nicht bloß an der Mißwirtschaft ihrer 
Äbte und ihres Konvents, die schließlich zur Inkorporation in das gleich- 
falls verschuldete und im Niedergange befindliche Bistum Konstanz 
führte, Zustände, die übrigens nicht hinderten, daß noch im 14. und 
15. Jahrhundert teils aus Mitteln der Abtei, teils durch Stiftung auf die 
Reichenau jener kostbare Schatz von fünf Reliquiaren kam, der ihr 
wenigstens für die Spätzeit in dieser Hinsicht noch heute sogar einen be- 
merkenswerten Vorsprung gibt!), Zustände ferner, die auf der andern Seite, 
vom Standpunkte des heutigen Bau- und Kunstdenkmälerfreundes aus 
angesehen, das Gute hatten, daß sie Münster und Abtei vor den üblichen 
Neubauten in Barock oder Rokoko bewahrten, von denen wir, so schön 
sie sind, genug haben, während wir jede ältere auf uns gekommene An- 
lage besonders schätzen. Den Hauptgrund dafür, daß die Reichenau so 
ins Hintertreffen kam, wird man vielmehr in der Bildung der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft zu erblicken haben, die bewirkte, daß das 
Kloster in seinem ländlichen Inseldasein an die Grenze zu liegen kam, 
und zwar auf der Seite eines zumal in diesen Gegenden immer mehr 
der Auflösung entgegengehenden größeren Gemeinwesens, indes auf der 
andern Seite, wo noch dazu im nähern Umkreis neben der konfessionell 
gemischten Gemeinen Herrschaft oder Vogtei im Thurgau geschlossen 
reformierte Gebiete (Zürich, Schaffhausen) lagen, im Spätmittelalter und 
zu Beginn der Neuzeit, wenn auch in engeren Grenzen, froher Aufstieg 
und nachher wenigstens sichere Selbstbehauptung vorherrschte. Da hatten 


1) Ich erinnere nur an den schönsten der Schreine, den wahrscheinlich 
aus der Zeit des ersten nicht freiedeln Abtes Diethelm von Kastel (1306-1343) 
oder aus den im Vergleich mit den späteren noch besseren ersten Jahren 
des besonders üblen Eberhard von Brandis (1343— 1379) stammenden Markus- 
schrein des Münsters zu Mittelzell, dem Rechtshistoriker dadurch bedeutsam, 
daB er auf einer der Schmalseiten in getriebener Arbeit Eid und Heißwasser- 
probe (Kesselfang) zur Erhärtung der Echtheit der Reliquien darstellt (Ab- 
bildung I S. 357 und dazu ebenda die erläuternde Textstelle aus einer Reiche- 
nauer Schrift des Cod. Aug. LXXXIV, ferner II S. 889 Gröber und außer- 
dem Karl v. Amira, Die Dresdener Bilderhandschrift des Sachsenspiegels, 
Zweiter Band, Erläuterungen I, Leipzig 1925 S. 243). Ferner an den Fortunata- 
schrein, gleichfalls des Mittelzeller Münsters, der auf seinen Schmalseiten 
zwei ältere, wohl aus der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts stammende 
Reliefs aufweist, von denen das eine ein Henkerpaar zeigt, das einer hoch- 
aufgerichteten Heiligen den Kopf zersägt, während auf dem andern zwei 
Männer mit einem zweihändigen Schwerte enthauptet werden (Abbildungen 
II S. 897 und daza den Text von Gröber ebenda, bei Karlv. Amira, Die 
germanischen Todesstrafen, Abhandlungen der Bayerischen Akademie der 
Wissenschaften, Philos.-philol. und hist. Klasse. XXXI 3, München 1922 
S. 355 und sonst, soviel ich sehe, nicht verzeichnet). 
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trotz allem Stift und Fürstabt von St. Gallen besser abgeschnitten, die 
als Zugewandter Ort der Eidgenossenschaft in dieser schlecht und recht 
geborgen waren, und denen es bei aller Gegensätzlichkeit und so un- 
bequem es manchmal für sie sein mochte, dennoch bis zu einem gewissen 
Grade von Nutzen war, daß um ihr Kloster eine ansehnliche, gerade 
seit der Reformation auch geistig regsame Stadt sich gebildet hatte. 
Und noch ein Anderes. Ein Urkundenbuch und eine neuere, heu- 
tigen Anforderungen einigermaßen genügende Geschichte der Abtei 
Reichenau, auf der man bei der Bearbeitung des Festbuches hätte fußen 
können, gab es nicht. Wie ganz anders steht auch darin St. Gallen. da! 
Dort hatte schon 1645ff. der Fürstabt den Codex traditionum Sancti 
Galli drucken lassen und damit für das Stift und seine Verwaltung, 
aber auch für die gelehrte Forschung ihm Nahestehender eine Grundlage 
geschaffen, auf der, nachdem ihn zunächst der St. Blasianer P. Trud- 
pert Neugart zu der allerdings nur notgedrungen ihm gestatteten 
Veröffentlichung einer Anzahl von Urkunden und Auszügen benutzt 
hatte, dann der ehemalige St. Galler Konventuale Ildefons v. Arx 
1810—1830 seine die Abtei natürlich weithin mit betreffenden, für die 
damalige Zeit überaus tüchtigen „Geschichten des Kantons St. Gallen“ 
schuf, bis endlich 1863 Hermann Wartmanns, jetzt von Traugott 
Spieß fortgesetztes monumentales Urkundenbuch der Abtei St. Gallen 
einsetzte und bald der St. Galler Historische Verein in seinen Mitteilungen 
zur vaterländischen Geschichte insbesondere durch Gerold Meyer 
v. Knonau die übrigen Quellen zur Klostergeschichte, namentlich Rat- 
berts und Ekkehards berühmte Casus Sancti Galli u. a. folgen ließ. 
Die Quellen der Reichenau zu sammeln, zu sichten und herauszugeben, 
mußte also die nächstliegende Aufgabe sein. Und so hatte es sich auch 
in der Tat die Badische Historische Kommission gedacht, als sie 1883 
bei der Aufnahme ihrer Arbeit die Geschichte der Reichenauer Abtei 
mit ins Auge faßte. Jedoch über Karl Brandis allerdings grundlegende, 
inzwischen durch Johannes Lechner 1900 und Albert Brackmann 
1923 in einigen Punkten teils berichtigte, teils ergänzte Untersuchungen 
über die Reichenauer Urkundenfälschungen und über die Ausgabe der 
allerdings erst am Ende des 15. Jahrhunderts entstandenen, aber wegen 
Benutzung seither verlorener Quellen wichtigen Chronik des Gallus Oheim 
in den Quellen und Forschungen zur Geschichte der Abtei Reichenau I 
1890, II 1893 war man nicht hinausgekommen. Und jetzt zum Jubiläum 
erst das Urkundenbuch oder auch nur eine Regestensammlung anzulegen 
und herauszugeben, daran konnte schon wegen der Kürze und Ungunst 
der Zeit nicht gedacht werden. Ja noch mehr. Selbst wenn im Bereiche 
der Möglichkeit gelegen, wäre ein solches Unternehmen zu einer Fest- 
gabe wenig geeignet gewesen. Denn der Reichenauer Urkunden- und 
ältere Quellenbestand ist anders als der ungewöhnlich gut erhaltene 
von St. Gallen überaus dürftig und befindet sich in einer wenig erfreu- 
lichen Verfassung. Zu drei verschiedenen Malen sind durch Fälschungen 
und Verfälschungen, die, wie die Forschungen der oben Genannten 
aber auch von Paul Scheffer-Boichorst und Hans Hirsch gelehrt 
25* 
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haben, zwar für ihre Zeit keineswegs unbedeutsam, jedoch für das s. Z. 
Vorhandene verhängnisvoll geworden sind, Verluste und Trübungen ver- 
ursacht worden. Der übrige Bestand hat im 14. Jahrhundert durch die 
Mißwirtschaft des Fürstabtes Eberhard von Brandis, der namentlich 
Rödel und Salbücher zum Opfer gefallen zu sein scheinen, schwer ge- 
litten, dann wieder im 16. durch Teilung des Archivs, von dem viel 
nach Meersburg kam, und besonders zu Ausgang des 18. Jahrhunderts 
bei der Flüchtung vor den Franzosen und 1804 bei der Säkularisation, 
so daß von „kläglichen Trümmern des ehemaligen Urkundenbestandes“ 
gesprochen werden muß (I S. 243ff. Baier, wo auch über die Schicksale 
und den jetzigen Bestand des Archivs das Nähere zu finden ist, und 
S. 452 Fr. Beyerle), die sich heute im Badischen Generallandesarchirv 
zu Karlsruhe noch finden, ein Ausfall, der auch nicht durch ein Tradi- 
tionenbuch etwa von der Art der Freisinger wettgemacht wird. Selbst 
unter Hinzunahme anderswohin verschlagener oder sonst überlieferter 
Reichenauer Urkunden und anderer Quellen wird also, so gewiß die 
Arbeit einmal gemacht werden muß, nie ein Urkundenbuch sich ergeben, 
das sich neben dem St. Galler einigermaßen sehen lassen könnte. 

Und doch hat sich namentlich in den letzten Jahrzehnten ein 
reiches Schrifttum mit der Vergangenheit der Reichenau befaßt. In 
der Einleitung zu dem vorliegenden Werke ist es von dessen Herausgeber. 
soviel ich zu sehen vermag, in erstaunlicher, auch das Kleinste und Ent- 
legenste miterfassender Vollständigkeit aufgeführt und gewürdigt worden. 
Dort und namentlich in den in dem Sammelwerke folgenden Einzel- 
untersuchungen mag man nachlesen, wie und durch wen die Baudenk- 
mäler der Reichenau, ihre Monumental- und ihre Buchmalerei, ihre 
Dichtkunst und ihre Musik, ihre Geschichtschreibung, die zwar in alter 
Zeit keine Chronik des eigenen Klosters lieferte, wohl aber Reichsannalen 
und sonst Werke zur allgemeinen Geschichte, ihre Schreibstube und ihre 
zum Glück in der Landesbibliothek in Karlsruhe und anderswo im ganzen 
genommen nicht schlechter als die St. Galler erhaltene Bibliothek zu 
Ehren gekommen sind. An dieser Stelle sei bloß daran erinnert, daß an 
der Reichenau Aloys Schulte 1896 im Freiburger Festprogramm zum 
siebzigsten Geburtstage Großherzog Friedrichs I. von Baden S. 101f. 
die Entdeckung der ausschließlich edelfreien oder hochadeligen Zu- 
sammensetzung gewisser Klosterkonvente, Dom- und Stiftskapitel 
machte, die seither durch seine weitere eigene Forschung und die seiner 
Schüler Gemeingut der mittelalterlichen Geschichtswissenschaft und 
zusammen mit der des Eigenkirchenrechtes ein Hauptmittel für das 
Verständnis der Verfassung von Kirche, Reich und Gesellsghaft im 
Mittelalter geworden ist. Und desgleichen ist schon zuvor durch des- 
selben Abhandlung „Über Reichenauer Städtegründungen im 10. und 
11. Jahrhundert‘ in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 
XLIV (NF. V) 1890 S. 137—169, an die sich ebenfalls eine ganze For- 
schung, in diesem Falle namentlich Anderer, wie wir noch sehen werden, 
anschloß, das Reichenauer Markt- und Stadtrecht, obschon es, da die 
Gründung eines Städtchens Allensbach mißglückte und es Radolfzell 
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nicht allzu weit brachte, nicht eben sehr erfolgreich war, doch wissen- 
schaftlich stark zur Geltung gebracht worden. Auch sei noch erwähnt, 
daß dem Beuroner Benediktiner P. Emanuel Munding die Entdeckung 
eines Schreibens Karls des Großen an Papst Hadrian über Abt Waldo 
von Reichenau zu danken ist (Texte und Arbeiten, herausgegeben von 
der Erzabtei Beuron, Heft 6, 1920), aus dem sich ergibt, daß jener den 
Abt seines Hausklosters zugleich zum Bischofe von Pavia erhoben hatte, 
um dessen Weihe er jetzt den päpstlichen Adressaten ersuchte. Das 
bedeutete nicht bloß eine wichtige Bereicherung des spärlichen Nach- 
richtenschatzes über die älteste Reichenau, sondern gab auch dem glück- 
lichen Entdecker neuestens, 1924, den Anlaß zur Abfassung einer wert- 
vollen Einzeluntersuchung über diesen Abt-Bischof (ebenda Heft 10/11). 
All diesen und anderen Reichtum älterer und neuester Forschung galt 
es in dem Festbuche zu fassen und zu mehren. Der Herausgeber spricht 
von einer Synthese. Vielleicht kann man noch treffender von einer 
Rekonstruktion reden, die aus z. T. stattlichen, z. T. dürftigen Ruinen 
und aus einzelnen mitunter weit verirtten Baustücken das Ganze des 
Reichenauer Lebens der Vergangenheit und seinen Ablauf im Geiste und 
auf dem Papier wiederherzustellen versuchen mußte. 

Diese Wiederherstellungsarbeit in Gang zu setzen und zu leiten, 
dazu war Konrad Beyerle wie kein Zweiter berufen. An der Ge- 
schichte seiner Vaterstadt Konstanz geistig erwachsen und von Jugend 
auf auch für die benachbarte Reichenau lebhaft interessiert, hat er sich 
seit langem um die Bodenseevergangenheit und speziell um die reiche- 
nauische auch selbsttätig forschend bemüht. Wir Rechtshistoriker wissen, 
wie er, von dem wir künftig wohl noch die Herausgabe der Konstanzer 
Rechtsquellen erwarten dürfen, die Grundeigentums-, insbesondere die 
Salmannenurkunden von Konstanz sammelte und, nachdem er 1900 
den bisher allein erschienenen ersten Teil einer darauf gestützten Ge- 
schichte der Grundeigentumsverhältnisse und des Bürgerrechts dieser 
Stadt (siehe darüber Richard Schröder in dieser Zeitschrift XXI 
1900 Germ. Abt. 8. 351ff.) vorausgeschickt hatte, 1902 musterhaft her- 
ausgab. Daran schloß sich dann 1908 in dem wesentlich von ihm an- 
geregten Konstanzer Häuserbuch der zweite zusammen mit Anton 
Maurer bearbeitete Band mit der geschichtlichen Ortsbeschreibung an, 
wovon die erste, z. Z. noch alleinige Hälfte aus seiner Feder eine Ge- 
schichte des Konstanzer Fertigungswesens u. a. enthält. Vorangegangen 
war schon zehn Jahre vorher die im Auftrage der Badischen Historischen 
Kommission bearbeitete Ausgabe der Konstanzer Ratslisten des Mittel- 
alters.!) Und in demselben Jahre 1908 folgte die von langer Hand schon 
während der Studienzeit und dem juristischen Vorbereitungsdienste 


1) Vgl. auch noch den Vortrag ‚‚Zur Verfassungsgeschichte der Stadt 
Konstanz im 12. und 13. Jahrhundert‘, Heft 26 der Schriften des Vereins 
für Geschichte des Bodensees 1897, und die Festrede ‚„‚Konstanz im Wandel 
seiner Landeshoheiten‘“, Festakt zur Jahrhundert-Feier der Vereinigung der 
Stadt Konstanz mit dem Hause Baden, gehalten am 13. September 1906, 
Konstanz 1906. 
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vorbereitete Geschichte des Chorstifts St. Johann zu Konstanz, das 
neben dem weit älteren von St. Felix und Regula am Großenmünster 
zu Zürich das erste in der Diözese nach dem Domstifte war. Bereits zu 
Beginn des Jahrhunderts hatte aber auch er, der noch auf der Schule im 
Jahre 1889 zu Radolfzell im Pfarrhause das dann durch Friedrich 
Ludwig Baumann an Schulte zur Bearbeitung in dem oben er- 
wähnten Aufsatze weitergegebene Radolfzeller Marktrecht von 1100 
entdeckt hatte!), an die Reichenauer Stadtrechte sich gesetzt. 1901 
erschien in Heft 30 der Schriften des Vereins für Geschichte des Boden- 
sees seine Studie „Das Radolfzeller Marktrecht vom Jahre 1100 und 
seine Bedeutung für den Ursprung der deutschen Städte‘, nachdem 
er 1900 in der Festschrift der Stadt Radolfzell für die 31. Jahresversamm- 
lung des genannten Vereins die Urkunde in Faksimiledruck heraus- 
gegeben hatte.?) Und 1904 griff er in einer allerdings inzwischen noch 
nicht abgeschlossenen Abhandlung in Heft 32 der Schriften desselben 
Vereins noch weiter und behandelte „Grundherrschaft und Hoheits- 
rechte des Bischofs von Konstanz in Arbon‘“‘, woran sich im Jahre dar- 
auf in der Festgabe «er Breslauer Juristenfakultät für Felix Dahn S. 65 ff. 
„Ergebnisse einer alamannischen Urbarforschung‘‘ reihten (dazu Sieg- 
fried Rietschel in dieser Zeitschrift XXVII 1906 Germ. Abt. S. 435) 
und 1907 in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins LXI (NF. 
XXII) S.93ff. namentlich zur Abwehr gegen Georg Caro ‚Neuere 
Forschungen zur Wirtschaftsgeschichte der Ostschweiz und der ober- 
rheinischen Lande‘. Man sieht, nicht nur die Deutsche Rechtsgeschichte, 
deren Fachvertreter er ist, sondern darüber hinaus auch die Wirtschafte- 
und, soweit für seine Arbeiten von Belang, die Kirchliche Rechtsgeschichte 
ist ihm, durchaus nicht ausschließlich aber vor allem für Konstanz und 
das Bodenseegebiet, insbesondere auch für die Reichenau und ihren 
Herrtschaftsbezirk untertänig. Ja gerade für die Reichenau hat er dar- 
über hinaus sein historisches Interesse auch bau- und kunstgeschichtlich 
tätig werden lassen. Ich erinnere mich noch wie heute daran, wie er, 
der damals als Privatdozent und bald als a.o. Professor in Freiburg i. Br. 
an meiner Seite wirkte, im Jahre 1900 an einem sonnigen Spätsommer- 
tage, nachdem er mich zuvor in Konstanz herumgeführt und unter 
rechtsgeschichtlichem Gesichtspunkt mit der historischen Topographie 
der Stadt vertraut gemacht hatte, mir die Herrlichkeiten der Reichenau 
zeigte, wo er zu St. Peter und Paul in Niederzell die mittelalterlichen Wand- 
gemälde freilegte, dieerdann 1901 mit Karl Künstle ineiner prachtvollen 
Publikation zum sechzigsten Geburtstage unseres gemeinsamen Kollegen 
und Gönners F:. X. Kraus publizierte. Man muß sich das alles und 
dazu seine örtlichen, persönlichen und weitreichenden wissenschaftlichen 
Beziehungen sowie sein Organisationstalent gegenwärtig halten, um zu 


I) Siehe Konrad Beyerle, Über die Radolfzeller Markturkunde und 
ihre Entdeckung, in K. Diez, Radolfzell in Vergangenheit und Gegenwart, 
Radolfzell 1916 S. 29. 

?) Außerdem vgl. von ihm „Städtegründungen im Bodenseegebiet‘“ 
Bodensee-Chronik, Beilage der Konstanzer Nachrichten 1914. 
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verstehen, daß und wie er jetzt, nachdem er der Wissenschaft, die ihn, 
seine Anregungen und seine ungewöhnliche Leistungsfähigkeit so über- 
aus nötig hat, glücklich wieder ganz zurückgegeben ist, im Verein mit 
hervorragenden und besonders sachkundigen Mitarbeitern das zur Be- 
sprechung stehende Werk in verhältnismäßig kurzer Zeit so trefflich 
zustande gebracht hat. 

Eine Besprechung des Ganzen ist freilich an dieser Stelle nicht 
möglich. Außer den Beiträgen von L. Braumann-Honsell über 
Volkstum und Leben der Reichenau, K. Preisendanz, Die Reichenau 
in der Dichtung des 19. Jahrhunderte, J. A. Beringer, Die Reichenau 
in der bildenden Kunst der Neuzeit, die mehr das Heimatbuch betreffen, 
sowie von W.Schmidle, Geologie und Vorgeschichte scheiden für uns aus 
dem historischen Teil, von Einzelheiten abgesehen, auch aus O. Roller, 
Die Münzen der Reichenau, ferner fast die ganze zweite Hälfte, in der 
M.Hartig die Klosterschule und ihre Männer!), P. Lehmann die 
mittelalterliche Bibliothek, Preisendanz Bücherei und Schreibstube, 
Th. Längin altalamannische Sprachdenkmäler und Runen aus der 
Reichenau, Künstle ihre Theologie, A. Bergmann ihre Dichtung, 
H. Sierp Walahfrid Strabos Gedicht über den Gartenbau, J. R. Diete- 
rich die Geschichtschreibung, R. Molitor die Musik, Cl. Blume die 
Reichenau und die marianischen Antiphonen, O. Gruber die Kirchen- 
bauten, K. Gröber die Plastik, J. Sauer die Monumentalmalerei und 
A.Boeckler die Buchmalerei behandeln. Nur um zu zeigen, wie all- 
seitig die Vergangenheit der Abtei berücksichtigt ist, haben wir diese 
Beiträge hier aufgeführt. Aber auch bezüglich des Übrigen kommt es 
mir hier allein auf den rechtshistorischen Ertrag an. Die Würdigung 
alles anderen müssen wir Zuständigeren überlassen. Dabei sehen wir 
zunächst von der zusammenfassenden Einführung in die Klostergeschichte 
ab und von dem, was von Einzeluntersuchungen über die Gründung 
und sonst dazu gehört, und wenden uns gleich dem Kapitel über Leben 
und Verfassung der Reichsabtei zu. 

Mit der inneren klösterlichen Verfassung beschäftigt sich die Studie 
über die Regel des hl. Benedikt, das Gesetz des Inselklosters und seine 
Verwirklichung aus der Feder des Benediktinerpaters M. Rothenhäusler 
von St. Joseph und des Herausgebers. Während St. Gallen, zunächst 
der Regel Columbans unterworfen, erst nachträglich und fast widerwillig 
zur Benediktinerregel überging, war Reichenau von Anfang an Benedik- 
tinerkloster. In die Regel Benedikts von Nursia und ihre ältere Ge- 
schichte führt darum Rothenhäusler zuerst den Leser ein. Jedoch 
die erste eigentliche Frage, die sich aufdrängt, ist die von den beiden 
Bearbeitern in einem nächsten Abschnitt behandelte, wie sich in den 
Anfängen des Klosters die Wirklichkeit zu dem von Benedikt aufgezeigten 
Klosterideal verhielt. Wir wissen, daß Ludwig der Fromme mit Hilfe 
Benedikts von Aniane 817 eine Klosterreform vornahm. Und die neueste 


1) Über die Rechtshandschriften und den Rechtsunterricht auf der 
mittelalterlichen Reichenau vgl. II S. 636f. 
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Forschung hat festgestellt, daß die jetzt zu St. Gallen in der Stifte- 
bibliothek unter Nr. 914 aufbewahrte Handschrift, die ‚den besten Wort- 
laut der Benediktinerregel‘ enthält, ja vielleicht den besten, den wir von 
einem Werke des Altertums überhaupt kennen, gleich der ebendort 
als Nr. 916 aufbewahrten altdeutschen, genauer alamannischen Interlinear- 
version (vgl. die Faksimiles I S. 266, 267) ursprünglich nicht dahin 
gehörten. Vielmehr war sie im Spätsommer 817 von zwei in Inden (Kor- 
nelimünster) bei Aachen weilenden Reichenauer Mönchen, Tatto, dem 
späteren Lehrer auf der Reichenau, und Grimalt, später Erzkaplan 
Ludwigs des Deutschen und Abt von St. Gallen, an ihren Lehrer, den 
Reichenauer Bibliothekar Reginbert geschickt worden. Veranlasser war 
der damalige Abt Heito, zugleich Bischof von Basel. Er hatte an den 
Vorverhandlungen mitgewirkt und, wie er schon ehedem für sein Bistum 
Basel anläßlich einer Diözesansynode Bischofskapitel erlassen hatte, 
in den fälschlich so genannten Murbacher Statuten 816 das Klosterleben 
zu reformieren unternommen. Im Reichenauer Kloster gab es danach, 
wie ein anderer, an den Abt gerichteter Brief des Genannten lehrt, der 
auf die Abweichungen der Praxis der Reichenau von den kaiserlichen 
Reformvorschriften hinweist, nichts mehr oder nur Geringfügiges zu 
ändern. Immerhin wurde die asketische Richtung und der geistige Zu- 
sammenhang mit den anderen Klöstern gestärkt. Namentlich aber wurde 
das Profeßgelübde dem ursprünglichen Sinn und Geist der Benediktiner- 
regel wieder angenähert und die Gebetsverbrüderung vertieft und er- 
weitert. Wir kommen damit gleich auf den kirchenrechtshistorischen 
Hauptgewinn, den uns das Reichenauer Jubiläumsbuch gebracht hat. 
Und zwar vor allem dank geradezu erstaunlich mühsamen und scharf- 
sinnigen, aber auch überraschend ertragreichen Untersuchungen, die 
K. Beyerle an dem jetzt zu Zürich in der dortigen Zentralbibliothek 
aufbewahrten, von Piper in den Libri confraternitatum der Monumenta 
Germaniae historica herausgegebenen, aber weder von ihm noch von 
einem Andern bisher in seiner wahren Bedeutung erkannten und voll 
ausgenutzten, ca. 826 angelegten und schließlich etwa 40 000 Namen 
enthaltenden Verbrüderungsbuche gemacht hat. Ihm als Quelle der 
Klostergeschichte hat K. Beyerle am Schlusse einen über hundert Seiten 
langen Anhang gewidmet, dem neben anderen Schriftproben die Faksi- 
miles von acht besonders wichtigen Seiten beigegeben sind, da ohne 
das Original oder dessen Photographie hinter das Geheimnis dieses 
wichtigsten aller Reichenauer Klosterbücher schlechterdings nicht zu 
kommen ist. Auf die Untersuchung des Buches und die geradezu ingeniöse 
Art, wie aus ihm vom Bearbeiter mit ziemlicher Sicherheit und annähern- 
der Vollständigkeit die ganze Reichenauer Mönchsliste von den Genossen 
des Klostergründers Pirmin an bis etwa 935 und in einzelnen Namen- 
gruppen darüber hinaus in ihrem Ablaufe unter glücklicher Heranziehung 
längst bekannter, aber bisher nicht entsprechend verwerteter auswärtiger 
Reichenauer Mönchslisten (Folkwinliste ca. 850 für '5a. Giulia in Brescia, 
Ruodholiste etwa 880 für Pfäfers, faksimiliert II S. 1129 ff., Alawichliste 
ca. 935 für Remiremont, im Faksimile I S. 299) herausgebolt wird, aber 
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auch eine Menge verbrüderter Laien, Wohltäter, Freunde, Teilnehmer 
von Pilgerzügen, namentlich von solchen aus dem hohen Norden, ja 
einzelner Besucher — das Verbrüderungsbuch diente schließlich mit als 
eine Art Gäste- oder Fremdenbuch — von den Mitgliedern des karo- 
lingischen Herrschergeschlechtes und des alamannischen Herzogs- 
geschlechtes, dem hohen Hof- und Landesbeamtentum (Grafen) an bis 
herab auf die Ermatinger Klosterhörigen und andere Gotteshausleute, 
ja den Geschäftsjuden Moses, so daß wir mit einem Male über die ver- 
lorenen Urkundenschätze hinweg einen Einblick erhalten in die Zu- 
sammensetzung einerseits der Kongregation, anderseits der Gesellschaft, 
die mit dem Kloster in Verkehr stand, das alles kann hier nicht näher 
verfolgt werden, wird aber sicher nicht verfehlen, in der Welt der Histo- 
riker und Kirchenhistoriker Aufsehen zu erregen und lebhaft erörtert 
zu werden. Hier interessiert uns nur, daß dabei die verlorengeglaubte 
ursprüngliche, karolingische, von ca. 775—935 reichende Profeßliste der 
Reichenau — die Mönche der ältesten Zeit erscheinen meist nur im 
Totenverzeichnis des Verbrüderungsbuches — wenn auch nicht im 
Original, so doch in Abschrift im zweiten aus der Mitte des 10. Jahr- 
hunderts stammenden Teile des Verbrüderungsbuches (Handschriften- 
probe II S. 1118) zutage getreten ist, und daß ein ganz neues Licht 
auf die Professio und ihr Verfahren in unserem Kloster fällt. Man kennt 
die grundlegenden Forschungen von P. Rothenhäusler und namentlich 
von dem jetzigen Abte der Benediktinerabtei Maria-Laach, dem gelehrten 
Bonner juristischen Jubiläumsehrendoktor Ildefons Herwegen, 1912 
in Heft 3 der von letzterem herausgegebenen Beiträge zur Geschichte 
des alten Mönchtums und des Benediktinerordens veröffentlicht (siehe 
dazu meine Besprechung in dieser Zeitschrift XXXIII 1912 Kan. Abt. II 
S. 378ff.. Auf ihnen fußend, aber sie ergänzend und vertiefend wird 
nunmehr (I S. 283 ff.) wahrscheinlich gemacht, wenn nicht zur Gewißheit 
erhoben, daß auf der Reichenau anders als nach der Regel nicht jeder 
Einzelne ein schriftliches Aufnahmegesuch (petitio) an den Abt richtete 
und auf dem Altare niederlegte. Vielmehr bediente er sich statt dessen 
der Profeßrolle des Klosters mit einer ein für alle Male niedergeschriebenen 
petitio und mit den Namen aller vor ihm Eingetretenen. In sie trug er 
zunächst seinen eigenen Namen ein und legte dann die so vervollständigte 
und für ihn mitverbindlich gemachte Liste im ersten Akte der Profeß- 
liturgie auf den Altar nieder, worauf wohl ein Lektor sie verlas. Dann 
legte er feierlich ein mündliches Profeßgelübde ab. Und hierauf sprach 
im dritten Akte der Celebrans, wohl meist der Abt, über ihn das Segens- 
gebet. Nach der Annahme der Klosterreform von 817 wurde lediglich 
die korrektere dreigliedrige Profeßformel (stabilitas, conversio morum, 
obedientia) an Stelle der alten zweigliedrigen (obedientia und, die con- 
versatio morum mit in sich schließend, stabilitas) im Original der Profeß- 
rolle unmittelbar unter das frühere Gelübdeformular gesetzt und münd- 
lich gelobt. So erklärt es sich, daß wir auf der Reichenau anders als in 
St. Gallen nicht so viele eigenhändig geschriebene und unterschriebene 
Profeßgelübde wie Namen haben oder Abschriften davon (diese in St. Gal- 
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len in dem etwa 808 angelegten Codex promissionum vel confessionum 
Sancti Galli), sondern nur abgeschriebene, später auch eigenhändig er- 
haltene Namen. Die petitio als individuelle Aufnahmeurkunde scheint 
in den schwäbischen Klöstern überhaupt nie rezipiert worden zu sein. 
Auch St. Gallen hatte sie nicht. Möglicherweise hat auch dort, wo die 
Profeßlisten nachweisbar allmählich aus einzelnen Blättern entstanden 
sind, ein heute verlorener Prototyp davon in der Liturgie eine ähnliche 
Rolle gespielt wie auf der Reichenau. Hier wie dort reichen übrigens 
die Profeßlisten nur bis ins 11. Jahrhundert herab. Seither geriet alles 
in Unordnung. Erst im 18. Jahrhundert trat wieder eine Besserung ein. 
Noch ist das dreigliedrige Profeßgelübde in Gebrauch. Aber jeder Novize 
schreibt jetzt auf der Reichenau seine Profeßurkunde, cedula, für sich, 
womit die petitio im ursprünglichen Sinne der Regel wieder auf- 
lebt. Mit dem Liber vitae, dem Verbrüderungsbuche, hatte übrigens 
an sich all dies nichts zu schaffen, wie denn auch in St. Gallen Ver- 
brüderungsbuch und Profeßbuch dauernd getrennt blieben. Nur darum 
hat auf der Reichenau später das Verbrüderungsbuch die karolingische 
Profeßliste in Abschrift aufgenommen und trugen sich darin fortan die 
Professen ein, weil jeder Mönch dort nach seiner Profeß alsbald auch 
in die Gebetsverbrüderung aufgenommen wurde, und weil man über 
diese ganz vollständige, Tote wie Lebende umfassende Verzeichnisse 
haben wollte. Schon der hl. Pirmin war eben ein besonderer Freund 
und Förderer der Gebetsverbrüderung gewesen, und sein Kloster Reiche- 
nau bildete bereits zu Beginn des 9. Jahrhunderts den Mittelpunkt eines 
Gebetsverbandes aller von Pirmin begründeten oder reformierten Klöster 
(ältester erhaltener Gebetsbundvertrag von 800 zwischen Reichenau 
und St. Gallen I S. 414ff.). Die Klosterreform Ludwigs des Frommen 
beförderte dies Verbrüderungswesen. Mit Abt Erlebald und dem als 
schlichter Mönch auf der Reichenau im Ruhestande lebenden frühern 
Abt-Bischof Heito an der Spitze wurden alle früheren Namenslisten 
wahrscheinlich mit von des jungen Walahfrid Strabo Hand (sein eigen- 
händiger Namenszug in Majuskel II S. 1203 mit 1110) in den jetzt an- 
gelegten, auf 54 Klöster und Stifter berechneten, schließlich aber fast 
die doppelte Anzahl (in St. Gallen nur 27) in sich aufnehmenden Liber 
vitae übertragen. Die auswärtigen Klöster ersuchte man brieflich (For- 
mulae Augienses coll. C Nr. 2, im Reichenauer Festbuch I S. 294), ihre 
Listen, soweit man sie noch nicht hatte, einzusenden (Nachtragslisten!) 
sowie einzelne Todesanzeigen I S. 300f.). In seiner Blütezeit bestand der 


!) Am Kopfe von Formel 1 der ältesten Reichenauer Formelsammlung 
(MG. Formulae Augienses Coll. A nr. 21 p. 347) hat sich eine, von Karl 
Zeumer leider weggelassene Namenliste von ca. 825 (im Reichenauer Werk 
I S. 313 faksimiliert, vgl. dazu ebenda 8. 301ff., 616, II S. 1156ff.) gefunden, 
die K. Beyerle als eine Reihe von Genealogien eines Nichtmönches und 
einiecer Reichenauer Konventualen glücklich erkannt hat, unter Letzteren 
Walahfrid Strabo mit dem Vater Ruadhielm, dem Großvater Eskrihi und dem 
Urgroßvater Markolf, die auch im Verbrüderungsbuche nachweisbar sind, also 
aus alamannischem Geschlecht und nicht, wie neuerdings behauptet wurde, 
von undeutscher Abkunft waren. 


Literatur. 395 


Verbrüderungsbund, der im Innern eine Art religiöser Schutzgilde dar- 
stellte, aus mehr als hundert Abteien, Stiftskirchen und Frauenklöstern. 
Damit verlassen wir dies wichtigste Kapitel samt Anhang, die beide 
übrigens für den Leser recht schwer zu bewältigen sind und durch straffere, 
von Wiederholungen sich besser freihaltende und schärfere Fassung 
unzweifelhaft bedeutend gewonnen hätten, und merken nur noch an, 
daß K. Beyerle am Schlusse dieses Abschnittes uns noch die Weiter- 
entwicklung der Klosterverfassung und das Ämterwesen des Klosters 
(Dekan, Propst, Küster, Bibliothekar, Großkeller, Kämmerer, Küchen- 
meister, Infirmar, Spittelherr, Spendmeister, Pförtner, Botenmeister) 
vorführt. 

Der folgende Abschnitt, der sich mit dem liturgischen Leben be- 
faßt, rührt von dem Beuroner Benediktiner P. A. Manser und wiederum 
zum größeren Teile von K. Beyerle her. Über ihn können wir uns 
sehr viel kürzer fassen. In dem christianisierten Alamannien der Lex 
Herzog Landfrids aber als karolingisches Hauskloster gegründet, schloß 
sich die Reichenau liturgisch enge an Rom an. Der Marienkult war hoch 
entwickelt; nur beiläufigsei bemerkt, daß, wiedieoben angemerkten Sonder- 
untersuchungen ergeben, die festliche Mariensequenz: Ave praeclara maris 
stella und vielleicht sogar das: Salve Regina auf der Reichenau ent- 
standen sind. Dagegen hatte diese keinen Lokalheiligen, was vielleicht 
mit dazu beitrug, daß sie 835 an der Aufnahme des Allerheiligenfestes 
besonderen Anteil hatte, und überdies keine Reliquien, hierin hinter 
St. Gallen zurückstehend, das den Leib seines Klosterheiligen barg, während 
der des Reichenauer Gründers zu Hornbach (Gamundias) in der Pfalz, 
der letzten Gründung Pirmins, beigesetzt war; vgl. dazu + Maximilian 
Pfeifer, St. Pirminius in der Tradition der Pfalz, in diesem Festbuche I 
S.37f. Von dem, was Beyerle über den späteren Reliquienerwerb, 
insbesondere über den nachträglich zum Evangelisten Markus gemachten 
Valens und die 925 nach der Insel verbrachte Reliquie des hl. Blutes 
beibringt, interessiert hier nur, daß der Rückverschluß der letzteren, 
in Kreuzesform bis auf den heutigen Tag erhaltenen und verehrten Reli- 
quie eine griechische Inschrift trägt, die neuestens August Heisenberg, 
Das Kreuzreliquiar der Reichenau in den Sitzungsberichten der Baye- 
rischen Akademie der Wissenschaften philos.-philol. und hist. Klasse 1926 
H. 1 erstmals gelesen hat, und aus der erhellt, daß die Reliquie einst 
das Abtkreuz eines byzantinischen geistlichen Würdenträgers aus dem 
seit Leo dem Weisen (886-911) nachweisbaren und zum Hofadel in 
Byzanz gehörigen Geschlechte der Tzirithone war. Schließlich gab es 
auf der Reichenau allein rund 25 Kirchen und Kapellen. An die Stelle 
der alten Zellen traten später Propsteien. Zu Ausgang des Mittelalters 
begegnen wie noch heute auf der Insel drei Pfarrverbände: St. Johann 
(jetzt Münster) in Mittelzell, St. Peter in Niederzell, St. Georg in Ober- 
zell. Etwa seit 1400 schloß sich die Geistlichkeit der vom Bistum exemten 
Insel zu einem eigenen Landkapitel zusammen (I S. 163, 218, 224, 404); 
dessen bisher ungedruckte Statuten gedenkt Beyerle in einem der 
nächsten Jahrgänge unserer Zeitschrift herauszugeben und zu behandeln. 
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Endlich verdient auch noch das über die Nekrologien, Jahrtage und 
Karitäten Beigebrachte die Beachtung des Rechtshistorikers; unter letzte- 
ren versteht man die Speise-, Wein- und sonstigen Spenden, die der 
Kommunität auf Grund von Stiftungen an Jahrgedächtnistagen oder 
an Kirchenfesten verabreicht wurden. 

Abt Alawich II. erbat sich durch Otto III. und erreichte auch 
wirklich durch ihn bei Papst Gregor V. 998, daß er und seine Nachfolger 
vom Papste selbst die Konsekration empfangen und nach der Sitte 
der römischen Äbte beim Gottesdienst sich der Dalmatik und Sandalen 
bedienen durften, wofür sie als Abgabe jeweilen bei der Weihe ein Sakra- 
mentar, ein Epistolar, ein Evangeliar und zwei Schimmel entrichten 
sollten. An dies Privileg knüpfte eine Entwicklung an, durch die die 
Reichenau zum römischen Kloster mit eigenem, exemtem Sprengel wurde. 
Diese Entwicklung, der natürlich der Bischof von Konstanz entgegen- 
arbeitete (Bischof Warman erreichte 1031 bei Konrad II., daß Abt Berno 
die Bischofssandalen und die Privilegienbulle Johanns XIX. ihm zu 
öffentlicher Verbrennung ausliefern mußte, I S. 112 so, 443), schildert 
in einem besondern Beitrag, welcher die die Reichenau betreffenden 
Bestimmungen auf dem Hintergrunde der neuesten Exemtionsforschung 
von Georg Schreiber, Brackmann, Hirsch u. A. behandelt, der 
Freiburger Kirchenhistoriker Emil Göller. Die Exemtion war in der 
Sache 1089 unter Abt Udalrich II. erreicht; aber erst 1158 erscheint 
in dem Privileg Hadrians IV. das Recht, die bischöflichen Insignien 
zu tragen und mit Bann und sonstiger Kirchenstrafe gegen Ungehor- 
same vorzugehen. Und voll wird die Exemtion erst in dem Privileg 
Innocenz III. von 1207, dem ersten im Original erhaltenen. Seit dem 
Ende des 14. Jahrhunderts ließen sich übrigens die Äbte der Reichenau, 
da sie die Romreise nicht mehr erschwingen konnten, laut päpstlichem 
Privileg u. a. von Bonifaz IX. von 1402 von einem beliebig von ihnen 
jeweilen dafür angegangenen Bischof — aber natürlich nie von dem Kon- 
stanzer — an Papstes Statt weihen. In ihrem eigenen Gericht — Gallus 
Oheim war äbtischer Hofrichter — und durch Organisation ihres Welt- 
klerus zu einem unabhängigen Landkapitel betätigten die Äbte der 
Reichenau diese Exemtion noch zu Ausgang des Mittelalters. 

Neben der Verbrüderungsbuchforschung des Herausgebers dürfte 
die Palme dem Beitrage seines Bruders, des Basler Deutschrechtshisto- 
rikers Franz Beyerle über die Grundherrschaft der Reichenau ge- 
bühren. Auch er erschließt völliges Neuland, und zwar in nicht minder 
mühevoller und weitausgreifender Arbeit, wenn auch vielleicht das 
Ergebnis nicht die Bedeutung und Tragweite der Entdeckung und Er- 
schließung der Profeßliste hat. Man bedenke doch: Kein Urkundenbuch 
und keine Regesten, kein handschriftlich erhaltenes Traditionenbuch, 
fast alle alten Besitzrödel vernichtet oder sonst verloren; die bisher 
ungedruckten und unbearbeiteten Sal- oder Lehenbücher des 15. Jahr- 
hunderte, d. h. Kopialbücher der Lehenbriefe aus der Zeit des hellen 
Verfalls, da und dort einzeln gedruckte Urkunden und Offnungen — 
auch vier noch nicht veröffentlichte wurden benutzt —, das habsburgische 
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Urbar von 1302#. und handschriftliohe Urbarbruchstücke von der 
Reichenau aus dem 15. Jahrhundert, das war neben dem ungedruckten 
Urkundenbestand alles, worauf sich der Verfasser stützen konnte, und 
womit er auf hundertsechzig Seiten eine überraschend vollständige und 
abgerundete, wenn auch in vielen Punkten erst vorläufige erste Dar- 
stellung der Reichenauer Klostergrundherrschaft gegeben hat. Zunächst 
wird der Besitzstand rekonstruiert, und zwar sowohl die bis zum Ende 
im wesentlichen festgehaltene Ausstattung von 724 und ihre Erweite- 
rung, dann, auf Grund der richtigen Beobachtung, daß, weil dort die 
Reichenau noch 860 ohne Konkurrenz war, die Lande nördlich des Rheins 
der Abteibesonders günstige Erwerbs- und Ausdehnungsmöglichkeit boten, 
die oberschwäbischen Besitzungen und die Grundherrschaft zwischen 
Bodensee und Schwarzwald, hierauf das im Bereiche der jetzigen Schweiz, 
also südlich des Rheins liegende Klostergut und zuletzt die Außenposten, 
insbesondere der schon im 9. und dann wieder im 11. Jahrhundert stark 
umstrittene, aber noch unter Heinrich VII. 1311 gerichtlich neu fest- 
gestellte Besitz am Comer See aus dem ehemaligen Königshofe Limonta 
bei Tremezzo, eine Schenkung Karlmanns, des Bruders Karls, wohl des 
Dritten, nicht des Großen, und den Äbten bei ihren Romfahrten wichtig; 
vgl. jetzt auch Fedor Schneider, Die Entstehung von Burg und Land- 
gemeinde in Italien, Abhandlungen zur Mittleren und Neueren Geschichte 
von Georg v. Below, Heinrich Finke und Friedrich Meinecke, 
H.68, Berlin 1924 (dazu Ulrich Stutz in dieser Zeitschrift XLV 1925 
Germ. Abt. S. 547ff.) S. 25, 189, 241 und schon vorher Paul Darm- 
städter, Das Reichsgut in der Lombardei und Piemont (568— 1250), 
Straßburg 1896, S.97ff. Im einzelnen entzieht sich natürlich diese Zu- 
sammenstellung der Berichterstattung. Nur das sei bemerkt, daß sie 
eine bisher schmerzlich empfundene Lücke ausfüllt, und daß man durch 
sie zum ersten Male einen Begriff davon erhält, was Reichenau eigentlich 
besessen hat. Die dank der Gunst der Quellen weit leichtere und darum 
schon längst vorgenommene und wiederholt überprüfte Bearbeitung 
der St. Galler Grundherrschaft, im Verhältnis zu der die reichenauische 
allerdings eine solche „mittleren Schlages‘‘ blieb (I S. 164), hat nunmehr 
ihr würdiges Seitenstück. Im zweiten Teil des Beitrags behandelt 
Fr. Beyerle Immunität und Hofrecht der Reichenau. Für die Widem 
des Klosters, d.h. die Ausstattung von 724, erhielt dieses schon durch 
Karl Martell die Immunität; Exemtion vom Grafengericht verlieh ihm 
Karl III., der übrigens nach seinem unrühmlichen Ende im Münster 
von Reichenau-Mittelzell beim Marienhauptaltar beigesetzt wurde. Die 
Kast- oder hohe Schirmvogtei vermochte sich im engeren Bezirke der 
Insel und der Widemorte nicht zur Landeshoheit auszuwachsen; hier 
behauptete sich vielmehr der Abt und wurde er Landesherr, residierte 
er doch fast ausschließlich auf der Insel und hat er es auch nicht, selbst 
nicht später, zu einem ständigen Herrschaftssitz in den Außenbesitzungen 
gebracht. In den letzteren dagegen hielten sich die Bezirksvögte, neben 
denen anders als in St. Gallen geistliche Bezirkspröpste nicht nach- 
zuweisen sind, gegen Abt und Kastvogt. Die Vermögenssonderung bei 
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den Reichenauer Kollegiatkirchen führt zu weiterer Zersplitterung, die 
in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts bereits bei Ortsvogteien 
anlangt, welche trotz dem in den Urkundenfälschungen zum Ausdrucke 
kommenden Widerstande der Abtei lehnbar und schließlich in der 
Hauptsache eine Einkommensquelle werden. Die Ehebeschränkung, 
die das Hofrecht mit sich brachte, wird 1346 durch den bekannten 
Wechselvertrag der dreizehn oberrheinischen Stifter gemildert, an dem 
auch die Reichenau beteiligt ist (I S. 188, 493). Die Reichenauer Bauern 
hatten die Freizügigkeit; daher die bekannten Freizinser z. B. der Off- 
nung von Neerach. Laß und Fall galten und kamen Keller und Weibel 
mit zugut. Da und dort behauptet der Abt auch das Meieramt und hält 
selbst das Meiergericht an den drei Jahrtagen. Der Rechtszug geht von 
einem reichenauischen Dinghof an einen andern und zuletzt an das 
Pfalzgericht auf der Insel. Im engeren Hoheitsgebiet hält sich der Abt 
für die Reichenau und die Halbinsel zwischen Überlingen und Untersee 
im 14. und 15. Jahrhundert fürs Blutgericht einen Obervogt, am Unter- 
see Ammänner.!) An der Thur ist wie übrigens auch anderwärts der 
Meierhof vom Kellhof abgelöst und der Keller zum wahren Vertreter 
der grundherrlichen Interessen geworden. Die Güter sind entweder 
Kellhöfe (Dinghöfe), sonstige Höfe, Huben, Schuposen, Lehen und 
Güter schlechthin, d. h. parzellierte und als neue Wirtschaftseinheiten 
(Nceusätze) verliehene Salländereien. Handwerkerlehen, Fischerlehen, 
Schmiedlehen, Kessellehen begegnen schon früh, daneben zu Möhringen 
a. D. ein Reitlehen, dessen Besitzer beim Romzug einen Esel nachführt, 
und das von Schulte (I S. 595) besprochene Kanzacher Froschlehen, 
dessen Inhaber nach dem Unlinger Weistum von 1507 mit einer Stange 
die Frösche der Kanzach zum Schweigen bringen mußten, damit der 
Schlaf des Abtes nicht durch ihr Gequäke gestört werde (vgl. das auf 
der Reichenau selbst bis ins 19. Jahrhundert fortbestandene Froschlehn II 
S. 1065). Die kirchlichen Seitenstücke dazu waren Meßner- und Glöckner- 
pfründen sowie das Reichenauer Boltzlehen, dessen Inhaber das Münster 
auf der Reichenau zu Weihnachten, Ostern und Mariä Himmelfahrt 
gründlich zu reinigen, das Hungertuch, d. h. große Fastenbild aufzu- 
hängen, das Wasser für die Weihe am Charsamstag zu tragen haben u. a. m. 
Waren alle Abgaben in der Kellhofscheune, so mußten sie zu Schiff 
oder auf Wagen an den nächsten Umschlagplatz gebracht werden. Im 
13. Jahrhundert geht man von der Bedarfsdeckung zur Rentenwirtschaft 
über, die Grundherrschaft wird zur Zinsherrschaft. Trotzdem behauptet 
sich die Einheit der einzelnen Dinghofgemeinden; an ihr erwuchs die 


t) Die während des Druckes erschienene Arbeit von Max Ernst, Das 
Kloster Reichenau und die älteren Siedelungen der Markung Ulm, Mit- 
teilungen des Vereins für Kunst und Altertum in Ulm usw., Heft 23, 1924 
konnte der Verfasser nur noch in den Anmerkungen erwähnen, aber nicht 
mehr benutzen. Seither ist noch erschienen Theodor Knapp, Meieramt 
und Vogtei in Wolmatingen, Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 
LXXIX NF.XT 1926 S. 262ff., eine Abhandlung, welche in erwünschter 
Weise die Gerichts- und Vogteiverhältnisse daselbst klärt. 
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gemeindliche Selbstverwaltung. Sie betrifft die Dorf- und Flurordnung, 
das Wuchervieh, den Hirten und die Gewerbepolizei (Fechten der Maße, 
Preis- und Lohntaxen, Fleisch- und Brotschau), alles noch auf grund- 
herrlicher Stufe. ‚Der frühzeitige Niedergang der Reichenau und die 
Ohnmacht ihrer Äbte hat uns Übergangsphasen erhalten, die man ander- 
wärts bei glücklicher vollendeter Entfaltung eigenstaatlicher Aufgaben 
nicht mehr in gleicher Ursprünglichkeit antrifft.‘“ So schließt dieser 
durch sichere Beherrschung des Stoffs, durchsichtige Klarheit und große 
Anschaulichkeit ausgezeichnete Beitrag. 

In dem folgenden über ‚Die Marktgründungen der Reichenauer Äbte 
und die Entstehung der Gemeinde Reichenau‘ gibt K. Beyerle zunächst 
in neuer Bearbeitung die oben erwähnten Forschungen von ihm und An- 
deren wieder. So interessant sie sind, halten wir uns dabei nicht weiter 
auf. Dann aber wird der auf der Reichenau selbst um die Wende des 
12. und 13. Jahrhunderte bei dem Klosterweiler zwischen Münster und 
Gnnadensee ins Leben gerufene Markt behandelt, von dem noch heute 
die Bezeichnung Burg geblieben ist. Damit kommt der Verfasser weiter 
auf die Entstehung und Entwicklung der bürgerlichen Gemeinde Reiche- 
nau. Aus dem einstigen Marktgericht wurde ein Inselgericht und der ein- 
stige Marktrichter, der Ammann, wurde zum Führer der Gotteshausleute. 
Cives Augienses begegnen schon 1200, und 1395, also in der Zeit, da die 
Inselbewohner von der Stadt Konstanz als Ausbürger in ihren Einfluß- 
bereich gezogen wurden, treten im Gegensatze zum Abt Ammann, Räte, 
Richter und Gemeinden wie von Allensbach, Steckborn und Bernang so von 
Reichenau auf. Aus jener Zeit stammt auch das undatierte Reichenauer 
Weistum, das Beyerle samt den Marktrechten von Allensbach und Radolf- 
zell und dem wichtigen Schiedsspruche von 1495 im Anhange wieder ab- 
druckt. Über dem Ammanngericht, das als Niedergericht marktrichterliche 
Zuständigkeiten mit denen des ehemaligen Hofgerichts des klösterlichen 
Fronbhofs vereinigt, steht das Pfalzgericht des Abtes als Frevel- und Blut- 
gericht des äbtischen Obervogtes — die Vollstreckung erfolgte immer 
auf dem Festlande — und mit Zuständigkeit für Klagen um Grund- 
eigentum und Lehen. In einem Streite mit dem Abt erging der eben 
erwähnte Schiedsspruch, die letzte, der reichenauischen Herrschaft gün- 
stige Regelung der Klosterrechte über die Inselbewohner; namentlich 
wird diesen ihre eigenmächtige militärische Organisation aberkannt und 
müssen sie den Abt wegen ihrer Mißgriffe um Entschuldigung bitten. 
Aber das nahe Ende der äbtischen Herrschaft ließ diese nicht mehr die 
Frucht davon ernten. Nur das im 15. Jahrhundert erbaute spätgatische 
Rathaus am Platz inmitten der Insel erinnert heute noch an das einstige 
Streben der Reichenauer Bürgerschaft. 

Von Aloys Schultes Entdeckung der Freiherrlichkeit zunächst 
der Abtei Reichenau und dann zahlreicher anderer Klöster und Stifter 
war schon die Rede. Unter der Überschrift „Die Reichenauer und der 
Adel, Tatsachen und Wirkungen“ unterzieht er in dem Festbuche unter 
Heranziehung der ausgebreiteten Forschungsarbeit der Zwischenzeit, 
der eigenen wie derjenigen der Anderen, seine frühere Untersuchung 
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einer Überprüfung, Umarbeitung und Erweiterung. Ich hebe, da Schul- 
tes Forschungen längst Gemeingut der Wissenschaft sind, nur einiges 
Wenige hervor: Nach erneuter und vervollständigter Feststellung der 
Edelfreiheit des Konvents und der Familien, aus denen sich die „Kloster- 
herren“ rekrutierten, wobei sich ergibt, daß von 78 behandelten Mönchen 
nur 8 nicht aus der Konstanzer Diözese stammten, zeigt Schulte, daß 
infolge der Beschränkung auf den Hochadel dieser selbst angesichts 
der Überzahl solcher Versorgungsanstalten zusammenschmolz und ebenso 
die von ihm besetzten Konvente. Daß die kleinen Freiherrengeschlechter 
in Reichenau, St. Gallen und Einsiedeln überwogen, erklärt sich übrigens 
aus der Pfründenpolitik der großen Familien, die ihre Nachgeborenen 
lieber mit massenhaft kumulierten Pfarr- und Kanonikatspfründen kraft 
Eigenkirchen- und später Patronatsrecht versahen als in die übrigens 
mehr und mehr in finanzielle Bedrängnis geratenden und durch In- 
korporationen nur vorübergehend finanziell sanierten Klöster schickten. 
Dieser hochadelige Konvent nun stand inmitten einer Welt von edel- 
freien Lehensleuten und namentlich von unfreien Dienstmannen, dem 
niederen Adel. Auch die Klosterministerialität wird von Schulte wieder- 
um in entsagungsvollster Kleinarbeit wirkungsvoll herausgearbeitet und 
dem Leser vorgeführt. Das Ergebnis sind etwa 75 Ministerialenfamilien. 
Neben dem Kriegs- ist es namentlich der Meier- und Kellerdienst, der 
ministerial macht. Von dienstmännischen Hofämtern findet sich das 
Schenkenamt (Salenstein, Wassenburg) und das Kämmereramt (Salen- 
stein), das Truchsessenamt (Hohenkrähen, später Rast); ein Marschall 
ist nicht bekannt. Und nun die Lehen und ihre Inhaber. Zunächst die 
des hohen Adels. Hier begegnen natürlich alle vier Hofämter, die Grafen 
von Kiburg als Marschälle, die von Rohrdorf als Truchsessen, die von 
Rapperswil als Kämmerer und die hohenzollerschen Hohenberger als 
Schenken; alle bis auf die Letztgenannten starben im 13. Jahrhundert 
aus und erhielten wohl keine Nachfolger mehr. Die eingehenden Fest- 
stellungen des. Lehensbesitzes der hochadeligen Lehensfamilien muß ich 
übergehen, ebenso die der im 12. und 13. Jahrhundert nachzuweisenden 
nichthochadeligen Lehensmannen, der Dienstleute fremder Herren und 
des zahlreichen bürgerlichen Restes (113 Bürgergeschlechter). Im ganzen 
sind es ohne die Reichenauer Dienstmannen fast 300 als Lehensträger 
in Betracht kommende Familien, die freilich starkem Wechsel und 
Schwinden ausgesetzt waren, aber der Abtei wie die Burgen so den übrigen 
Grund und Boden mehr und mehr entfremdeten. Die Behandlung des 
Rechtes und des Lebens der Ministerialen und Lehensträger wird er- 
schwert durch die drei Fälschungsaktionen. Diese gingen u. a. darauf 
aus, die für die Reichenau schon zuvor eingeschränkte Reichsheerfahrte- 
pflicht allgemeiner, d. h. ohne unmittelbar auf die Reichenau Bezug 
zu nehmen, für jeden Italienzug einzuschränken. Und zwar richtete 
sich das von dem Klosterarchivar Udalrich gefälschte Reichenauer 
Dienstrecht, die constitutio de expeditione Romana von ca. 1160, sowohl 
gegen den König, der den Heereszug ein Jahr und sechs Wochen zuvor 
ansagen sollte, als auch gegen die Lehensleute und Dienstmannen, deren 
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Ansprüche man zurückzuschrauben trachtete. Auch die-Pflieht,‚die-Hof- 
tsge zu besuchen, suchte man auf dem ‚Wege .der.-Fälschung .dem  Abte 
zu erleichtern. ‚Weiter.war:der. Fälsoher bestrebt, bewaffnete Ritter und 
Herren von der Insel mögliehst fernzuhalten, z.B. durch. Bezeichnung 
ven Örtlichkeiten auf dem. Festlande als allein zulässiger Geriehtsorte. 
Selbst Abt und Mönehen wurden von: der.Fälschung Ermahnungen zuteil 
und, Beschränkungen auferlegt. Das zweite Dienstrecht von 1246 (über 
ein letztes, verlorenes.von 1306 vgl. K. Beyerle IS. 173), zugleieh ein 
sprechender Beleg für. die Herkunft der. Dienstmannschaft aus der Un- 
freiheit, wendet sioh gegen die Veräußerung der vom Gotteshause her- 
rührenden Erbgüter und: Zinslehen. Von einer aufsässigen Lehens- und 
Dienstmannschaft ‚wurden Äbte und Klostergut ständig bedroht (vgl. 
schon ‚das carmen de gestis ‚Witigowonis, die einzige. Biographie eines 
mittelslterlichen Abtes der Reichenau, aus der Feder .des Mönches 
Purohbard bei.K. Beyerle I S. 112 ı9.ff.).. Das Lehenrecht stärkte. die 
Stellung der Ministerialität und machte diese noch begehrlicher. Ehen 
von Dienstmannen ‚mit: Töchtern. hochadeliger Familien waren. keine 
Seltenheit. Durch Mißwirtschaft und, Rückgang der ‚Konventualen 
wurde schließlich die Freiherrlichkeit der Abtei zuschanden. .Einst 
hatten im wahren ‚Herzen Schwabens der Bischofssitz, das zentralste 
schwäbische Kloster und, die Reichspfalz Bodman dicht beieinander 
gelegen. Das Reichsgut war zuerst bedeutungslos geworden, sehr zum 
Schaden der Abtei, für welche der nahe König eine weltliche Deckung 
bedeutet hatte. Jetzt stießen hier Habsburg-Österreich und die Eidge- 
nossenschaft aufeinander, aber ohne daß des Ersteren Besitz abgeschlos- 
sen war. Zwischen ihnen und dem zerstückelten Besitze der Reichs- 
ritterschaft lagen nunmehr die zum Schlusse vereinigten Fetzen des 
bischöflichen und des abteilichen Herrschaftsgebietes. 

Schulte stellt bei Behandlung der Inkorporationen und ihrer 
Ausnutzung für die Abtei auch die Patronatskirchen zusammen, deren 
er 1275 in der Diözese Konstanz 49, im Bistum Speier 1, im Bistum Aug»- 
burg 5, im Bistum Basel 1 feststellt. Außerdem verzeichnet er auf der 
beigegebenen Karte in dankenswerter Weise die klösterlichen Patronate. 
Einiges darüber ist auch dem Kapitel über die Klostergrundherrschaft 
zu entnehmen. Es muß aber als ein bedauerlicher Mangel der Anlaye 
des Ganzen bezeichnet werden, daß der Eigenkirchen- und Patronats»- 
besitz der Abtei nicht eine gesonderte Behandlung durch einen eigenen 
Bearbeiter gefunden hat. Wie kann man heute eine Klostergeschichte 
und eine klösterliche Gütergeschichte schreiben, ohne auf diese Dinge 
zu achten und ihnen systematisch nachzugehen! Trotz des Mangels 
eines Urkundenbuchs der Reichenau läßt sich, dank dem Konstanzer 
Liber decimationis von 1275 und späteren, verwandten Registern, mit 
den Konstanzer Bischofsregesten, dem gedruckten Urkundenmaterial u. a. 
sowie mit neuzeitlichen Vorarbeiten und Hilfsmitteln wie Arnold Nü- 
schelers fleißigen ‚„Gotteshäusern der Schweiz‘‘ (über sie z. B. Deutsche 
Literaturzeitung XLVII 1926 Sp. 1256£f.), den trefflichen württembergi- 
schen Oberamtsbeschreibungen und Albert Kriegers ausgezeichnetem 
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Topographischen Wörterbuche des Großherzogtums Baden dem Gegen- 
stande und dem ungedruckten Urkundenstoff ohne allzu große Schwierig- 
keiten beikommen. Und eine entsprechende, historisch, kirchen- und 
kirchenrechtsgeschichtlich auf der Höhe unserer heutigen wissenschaft- 
lichen Methode und Kenntnisse sich haltende Bearbeitung verspricht 
trotz allem eine reiche, nach allen Seiten ergiebige Ernte und erwünschte 
Aufschlüsse. Ich erinnere nur an das Reichenauer Spolienrecht gegen- 
über allen Geistlichen der Reichenau, die außerhalb des Klosters selbst 
ihre Pfründen hatten, das erst 1418 durch Martin V. aufgehoben wurde 
(siehe I S.450 Göller mit S. 163, 197, 207 K. Beyerle, S. 219 Baier). 
Vielleicht wagt sich jetzt, wo als neuestes Hilfsmittel noch dies Fest- 
buch und seine Angaben dazugekommen sind, ein tüchtiger Freiburger 
Doktorand mit Fleiß und Ausdauer an dies Thema. Übrigens sollte die- 
selbe Aufgabe auch für St. Gallen gelöst werden, da die Arbeiten von 
Meyerv. Knonau u.A. vor der Zeit liegen, die uns das volle Verständnis 
für diese Fragen gebracht hat. 


Zum Schlusse noch ein Wort über die rein historischen und kirchen- 
historischen Beiträge und ihren rechtsgeschichtlichen Ertrag. 


Die Geschichte des Klosters von der Gründung bis zum Ende der 
freiherrlichen Periode (724—1427) behandelt in großen Zügen, aber 
unter sorgfältiger Heranziehung aller Einzelheiten von Belang auf nahezu 
zweihundert Seiten K. Beyerle. Er stützt sich dabei auf die bisherige 
und auf eigene Forschung und hat gewissenhaft und geschickt die Er- 
gebnisse seiner Mitarbeiter dem Gesamtbilde eingefügt. Was die Her- 
kunft und die Mission des hl. Pirmin anlangt, über die der Benediktiner 
P. G. Jecker aus Altdorf zu dem Jubiläumsbuche eine besondere Unter- 
suchung beigesteuert hat, so vertreten er und Beyerle mit guten und 
z. T. neuen Gründen die zuerst!) von Ludwig Traube aufgebrachte und 
von dem gelehrten Benediktiner D. G. Morin durch Untersuchung des 
Namens (Primenius, Priminius, Perminius, Pirminius zweifelloee roma- 
nisch und nur von Romanen geführt!) gestützte Ansicht, der Stifter 
des Reichenauer Klosters sei ein vor den Mauren aus seiner Heimat 
geflüchteter Spanier gewesen. Darauf deutet die von ihm erhaltene 
Predigt, der sogenannte Scarapsus (eine Schriftprobe aus Codex Ein- 
sidlensis 199 p. 461 mit dem Anfange dieser Dieta Priminii I S. 21); 
denn darin tritt nicht bloß der Einfluß der Predigten des Erzbischofs 
Caesarius von Arles (470—542) und der bekannten ‚„Bauernpredigt“‘ 
des Erzbischofs Martin von Braga von 572 zutage, sondern auch, wie 
der Benediktiner von Silos P. Justo P&rez nachwies, derjenige der 
Schriften des hl. Isidor, Erzbischofs von Sevilla (um 600)2), des hl. Ilde- 
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!) Unter den Neueren. Denn ähnlich hatte sich schon um 1779 der 
Öratorianer Gallandi geäußert, 

2) Über die Verbindung von Weltaltertheorie und Verwandtschafts- 
grenze, die wie später Burchard von Worms und nach ihm durch Zwischen- 
glieder der Sachsenspiegel so schon Pirmin aus Isidor bezogen hat, vgl. Ulrich 
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fons, Erzbischofs von Toledo (657) und seines Nachfolgers Julian (gestor- 
ben 690). Unmittelbare Quelle für Pirmin dürften die Predigten des Bi- 
schofs Eligius von Noyon (590-659) gewesen sein. Und den kongregations- 
artigen Zusammenschluß seiner Klöster hat er von dem hl. Fruktuosus, 
Erzbischof von Braga (gestorben 665), übernommen.!) Darum steht Pirmin 
auch in voller Übereinstimmung mit der mozarabischen Liturgie. Des- 
halb hat er weiter von Meaux, wo er eine Zeit lang Bischof gewesen zu sein 
scheint, ehe er sich aus eigenem Antrieb und auf Wunsch des Hausmeiers 
Karl Martell der Alamannenmission widmete, fränkische Mönche z. T. 
mit westgotischen oder burgundischen Namen (Keba, Teodat) mit- 
gebracht, wie K. Beyerle gut beobachtet hat (I S. 57, 59, II S. 1134). 
Über die Gründung selbst verbreitet sich eine Studie Karl Brandis, 
der dabei unter Aufrechterhaltung und Vervollkommnung seiner früheren 
Forschungen aus den Reichenauer Fälschungen des 12. Jahrhunderts 
(Faksimile zu I S. 16) das echte Gründungsprivileg Karl Martells, erlassen 
in der Villa Joppilla am 25. April 724, herausschält (I S. 17f.). Zu der 
ganzen Gründungsgeschichte und ihren politischen und kirchenpolitischen 
Voraussetzungen und Motiven ist jetzt noch der in dieser Zeitschrift 
XLVI 1926 Kan. Abt. XV S.512ff. gedruckte, ganz neue Perspektiven 
eröffnende Vortrag „Zur Gründungsgeschichte der Abtei Reichenau und 
des Bistums Konstanz‘ von Fr. Beyerle zu vergleichen, der außerdem 
in dem Jubiläumsbuche selbst II S. 454 die feine Bemerkung macht, 
daß, weil die von dem Hausmeier Pirmin überwiesene Insel Sintlazau 
bereits angebaut und eine grundherrliche Wirtschaft war, die für die 
Eigenwirtschaft der Mönche genügte, das Pirminskloster anders als die 
Cella und spätere Abtei des hl. Gallus sowie Sturmis Klostergründung 
Fulda nicht auf Rodungsarbeit und mühevollen Wirtschaftsbetrieb an- 
gewiesen, sondern auf den Bezug schon flüssiger Einkünfte gestellt war, 
was den raschen Aufstieg und die baldige wissenschaftliche und künstle- 
rische Blüte des schnell vornehm werdenden karolingischen Hausklosters 
miterklärt. K.Beyerles Klostergeschichte im einzelnen zu verfolgen, 
ist hier nicht der Ort. Ich hebe nur hervor, daß er dabei als den, 
der den bekannten Klosterplan nach St. Gallen schickte, Abt Heito 


Stutz, Das Verwandtschaftsbild des Sachsenspiegels und seine Bedeutung 
für die sächsische Erbfolgeordnung, Untersuchungen zur deutschen Staats- 
und Rechtsgeschichte, herausgegeben von Otto Gierke, 34. Heft, Breslau 
1890 S.24fl. und dazu Carl Paul Caspari, Kirchenhistorische Anecdota, 
Christiania 1883 S. 165, Albert Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands 
im Mittelalter I 3. und 4. Aufl., Leipzig 1904 S. 355 Anm. 4, E. M. Meyers, 
Eine germanische Zählung der Verwandtschaftsgrade, Tijdschrift voor 
Rechtsgeschiedenis VI 1925 S.1ff. besonders 42ff., dem ich allerdings in 
der Hauptsache nicht zustimmen kann, und jetzt Jecker in dem Reichenan- 
buch I S.33, der über diese Dinge noch eine ausführlichere Untersuchung 


ankündigt. 

1) Vgl. P. Ildefona Herwegen, O. S. B., Das Pactum des hl. Fruk- 
tuosus von Braga, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von 
Ulrich Stutz, 40. Heft, Stuttgart 1907 8. 5öff. 
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wahrscheinlich macht. ‘während Alfons Dopsch für Reginbert, deu 
Bibliothekar des Klosters, sich ausgesprochen hat; auch meint Beyerle, 
es sei dem Absender nur auf die Anbringung der Handwerksstätten 
innefhalb des Klosters angekommen, wie es die Ordensregel vorschrieb, 
aber vor der Reform von 817 weder auf der Reichenau noch wohl auch 
in St. Gallen gehalten wurde (I S. 83). Aüs der sehr eingehenden und 
verständnisvollen Würdigung Walahfrids merke ich IS. 104f. mit Anm. 5» 
und 66 (vgl. dazu Hartig II S.’637ff.) an, wonach das Formelbuch 
Formulse Augienses coll. C trotz Karl Zeumer wesentlich eine Briet- 
sanimlung Walahfrids darstellt, und zwar in noch höherem ‘Maße, als 
schon Ernst Dümmiler annahm; Beyerle nimmt dafür eine eigene 
Arbeit in Aussicht. Mit der Wende des 13. zum 14. Jahrhundert nahm 
dann 'allerdings die ‘Zeit der 'hochadeligen, in eigenen „Herrenhöfen“ 
(I S. 118, 165, 570) hausenden ‚„‚Klosterherren‘“, die freilich der Kar- 
dinallegat Otto, da sie zu arm waren, um sich wie die St. Galler davon 
loszukaufen, um 1230 rücksichtselos hatte zu Mönchen scheren lasseu 
(IS. 154), ein Ende. Der Konstanzer Bischof Heinrich II. von Klingen- 
berg, der der Abtei 1296-1306 von Bonifaz VIII. als Pfleger bestellt 
war, und dem Alexander Cartellieri, nachdem er schon 1895 
über ihn geschrieben und dann seine Regesten bearbeitet hatte, in dem 
Jubiläumswerk eine besondere Abhandlung widmet, entstammte sehr 
zum 'Verdrusse des zusammengeschmolzenen Reichenauer Konvents 
eirrem konstanzischen Ministerialengeschlecht. Und in Diethelm von 
Kastel, dem wir bereits begegneten, erhielt das Kloster gar einen Abt 
dienstmännischer ‘Herkunft, gegen den der Konvent vergeblich seinen 
edelfreien Dekan Johann von Lauben erhob. Diethelm versuchte denu 
auch gegen Ende seiner Regierung, die Beschränkung des Nachwuchses 
auf den hohen’ Adel vermittelst päpstlichen Erlasses zu beseitigen. Und 
ebenso machte 1307 König Albrecht einen ersten Versuch, den Gesamt- 
besitz der Reichenau unter die Schirmherrschaft des Hauses Habsburc- 
Österreich zu stellen. 1427 nahm die Edelfreiheit des Klosters ein Endk, 
wenn auch noch später hie und da hochadelige Konventualen auf der 
Reichenau begegnen: Abt Friedrich von Wartemberg. erst Mönch de= 
Reformklosters St. Blasien, dann Propst des Stiftes Klingnau - Zur- 
zach, trat mit einem neugebildeten Konvent von Herren aus dem 
niederen Adel die Regierung an, um eine gründliche Reform der Abıtei 
vorzunehmen. 

Von ihm bis zur Säkularisation (1427— 1803) führt Oberarchivrat 
Hermann Baier vom Karlsruher Generallandesarchiv die Geschichte 
des Klosters in dem Sammelwerk weiter. Es ist eine nur hie und da 
durch Lichtblicke erhellte trübe Zeit unabwendbaren, fortschreitender 
Verfalls, über die er uns in anspruchsloser, schlichter Erzählung eire 
gute Übersicht bietet. Mit dem \Wartemberger zog wieder geistige- 
Leben in die Reichenau ein; zeitweise hielt er sich trotz beschränkter 
Mittel einen geschulten Kanonisten und einen graduierten Theologen, 
sein Konventual Kaspar von Breitenlandenberg, seit 1442 Abt von 
St. Gallen, galt als hervorragender Kenner des kanonischen Rechtr, 
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drei andere schickte er auf die junge Wiener Universität, und für die 
Bibliothek erwarb. er 1451 aus dem Nachlasse des verstorbenen. Kon- 
stanzer Bischofs Otto von Hachberg 51 Handschriften, darunter solohe 
römisch- und kanonischrechtlichen Inhalts. 1439 richtete er ferner, 
um Mißstände, die sich bei der Rechtsprechung „wider kaiserliches und. 
gemeines Recht‘‘ eingestellt hatten, auszuräumen, mittelst eines von 
Albrecht 1lI. erwirkten Privilegs eine feste Gerichtsbank von 12 Mann 
ein (I S. 219, 531). Nach seinem Tode riß aber die alte MiBwirtschaft, 
wieder ein. Erst sein dritter Nachfolger Martin von Weißenburg nahm 
wieder einen Anlauf zum Bessern. In seinem Lehenbuche erweist er 
sich als besorgter Verwalter. Er hat Gall Oheim zu seinem Hofrichter 
gemacht, der. dann zu Ende des Jahrhunderts die schon erwähnte, wich- 
tige und mit schönen, in dem Jubiläumsbuch auf den Vorsetzen in Aus- 
wahl wiedergegebenen Wappen versehene Chronik der Abtei schrieb. 
Auch als ‚Spittel des niederen Adels‘ ließ sich die Klosterwirtschaft 
nicht mehr halten; eine zweite ständerechtliche Krise brach an. Nur 
noch zwei blutjunge, nicht eben weltscheue Konventualen dienstadeligen 
Stammes waren vorhanden. Schon sann der Konstanzer Bischof Hugo 
von Hohenlandenberg auf Inkorporation in das Tafelgut seines arg 
verschuldeten Bistums. Doch der erste Versuch oder, besser ausgedrückt, 
die erste Inkorporation von 1508 blieb ohne dauernden Erfolg; der 
Bischof ließ sie sich vom Kaiser als Vertreter der Herrschaft Österreich, 
die seit 1510 als ewiger Schirmherr der Reichenau anerkannt war, um 
gutes Geld. wieder abkaufen. Unter Abt Georg Fischer (1516-1619) 
wurde unter österreichischem Drucke der bürgerliche Konvent Tatsache. 
Aber zur Inkorporation in das Bistum kam es doch. Am 15. März 1535 
wurde sie von Paul III. auf die nächste Erledigung der Abtei hin verfügt. 
Trotz der Eidgenossen, die, da sogar die katholischen Orte untereinander 
aneinig waren, in dieser Angelegenheit nicht zum Handeln kamen, und 
trotz der entschiedenen Gegnerschaft der Stadt Konstanz und des Wider- 
strebens König Ferdinands nahm Bischof Johann von Weza, einst Erz- 
bischof von Lund und nunmehriger Bischof von Konstanz, 1540 von der 
Reichenau Besitz und wurde 1542 von Karl V., der schon das Jahr zuvor 
zugestimmt hatte, mit den Regalieu der Fürstabtei belehnt. Er richtete 
in ihr ein Priorat mit zwölf bürgerlichen Mönchen ein und bestellte für 
die Verwaltung des ehemaligen Klosterbesitzes auf der Insel ein Vogtei- 
amt mit einem Obervogt an der Spitze. Der neue Konvent, später 
auf fünf Religiosen beschränkt, lebte nicht bloß in der Idee in den Zeiten 
der alten Herrliohkeit und brachte in den Prioren Lazarus Lipp, Johannes 
Egon und Maurus Hummel sowie in P. Januarius Stahel fleißige und 
tüchtige Erforscher und Darsteller der Stiftegeschichte hervor. Viel- 
mehr ging er auch immer wieder gegen die Inkorporation an und sträubte 
sich gegen die Herrschaft der z. T. purpurierten, mitunter für die Abtei 
besorgten, oft aber sie auch vernachlässigenden, ja ausbeutenden Fürst- 
bischöfe sowig gegen das Regiment der fürstbischöflichen Obervögte und 
ibres bisweilen noch gestrengeren und lästigeren weiblichen Anhangs. 
Der Kampf erreichte seinen Höhepunkt im 18. Jahrhundert. Er steht 
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im Vordergrunde in der reizvollen, auf gründlichstem Studium der Akten 
und der massenhaften gedruckten Memorialien und Streitschriften sich 
aufbauenden, wohl abgewogenen und allseitig gerechten, schönen Sonder- 
studie des Münchner Kirchenhistorikers Georg Pfeilschiffer über 
das Kloster Reichenau im 18. Jahrhundert. Trotz ihres nicht eben 
erhebenden Inhaltes und des betrüblichen Anblickes, den die letzten 
Zuckungen klösterlicher Selbständigkeit und geistigen Lebens dem Leser 
bieten, möchte ich meinen, dieser Beitrag gehöre mit dem vonK. Beyerle 
über Verbrüderungsbuch und Profeßliste und von Fr. Beyerle über 
die Klostergrundherrschaft für den Rechtshistoriker zum Lehrreichsten, 
was ihm dies große Jubiläumswerk bietet. Trotz seiner Erfolglosigkeit 
ist der Prozeß um die Inkorporation und sind seine einzelnen Stadien 
von größtem Interesse. Hier sehen wir einen Kampf ums Recht, um 
Freiheit und Heimat mit äußerster Erbitterung geführt, aber auch mit 
größter geistiger Anstrengung und achtenswerten Kenntnissen. 1746 
wurde der Rekurs nach Rom ergriffen. Auch vor den Reichshofrat 
und den Reichstag wurde die Sache gebracht. Beide Parteien wandten 
sich sogar an Friedrich den Großen, der, vielleicht in Erinnerung an 
den einstigen Fürstabt Friedrich Grafen von Zollern (1402 — 1427), in Rom 
und beim Konstanzer Bischof ganz besonders warm für die Mönche sich 
einsetzte. Aber die römische Kurie verbat sich höflich diese preußische 
Intervention, in Wien nahm man sie übel, und in Konstanz wies ınan 
sie von sich. Sie wurde dem Kloster geradezu zum Verhängnis. Während 
des Siebenjährigen Krieges wurden die Mönche auf Grund eines päpst- 
lichen Breves vom 10. Februar 1757 von der Insel vertrieben. Im Kloster 
setzte man eine Missionskolonie von zwölf von auswärts geliehenen, 
d. h. hinkommandierten und jederzeit wieder abkommandierbaren Bene- 
diktinermönchen ein. Wenigstens in den ersten Anfangsgründen wurden 
daselbst einige Studenten erst von einem Weltgeistlichen, gegen Ende 
des Jahrhunderts wieder von einem Pater als Professor unterrichtet. 
Die wertvolle Bibliothek verkam immer mehr. Und zufrieden waren 
diese Missionspatres auch nicht. Die Vertriebenen aber, namentlich 
der von der Reichenau gebürtige letzte Prior Meinrad Meichelbeck, 
kämpften in Wort und Schrift hartnäckig weiter. Man ging wieder 
an den Reichstag, Meichelbeck von neuem an den Preußenkönig, an 
den König von Frankreich, an den Kurfürsten von Bayern, nach Regens- 
burg und nach Wien zu Joseph II. Das, trotzdem Meichelbeck im Reiche 
steckbrieflich verfolgt war!. Schon schien sich seine Sache zum Guten 
zu wenden. Da betrieb in Abwesenheit des Kaisers der Reichshofrat die 
steckbriefliche Verfolgung des unbequemen Mannes auch in den öster- 
reichischen Erblanden. Er starb 1792 einundachtzigjährig im Kloster 
Benediktbeuren. In der Reichenauer Mission mehrten sich die inneren 
und äußeren Schwierigkeiten und finanziellen Verlegenheiten. 179% 
wurde sie vom Bischof während des zweiten Koalitionskrieges aufgehoben. 
1803 hat Baden mit dem Hochstift Konstanz auch die Reichenau infolge 
des Luneviller Friedens und auf Grund des Reichsdeputationshaupt- 
schlusses säkularisiert. 
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Bemerkt sei noch, daß Freiherr Karl v. Hornstein zu dem Werke 
ein sehr eingehendes Namen- und Sachregister verfaßt hat; daß es ge- 
legentlich einmal versagt, wird der gerne nachsehen, der weiß, welch 
unendliche Mühe und Ausdauer eine solche Registerarbeit erheischt. 
Schade nur, daß alles, was die Reichenau betrifft, also weitaus das meiste, 
unter dem Stichwort Reichenau, wenn auch mit vielen Unterteilungen, 
gebracht wird. Ich weiß wohl, daß dies Verfahren namentlich bei Ur- 
kundenbüchern heutzutage beliebt ist und seine Vorteile hat; das Register 
wächst sich damit bis zu einem gewissen Grade zu einer selbständigen 
wissenschaftlichen Arbeit aus, die Überblicke und Einsichten vermittelt, 
welche man sonst nicht hat. Jedoch für den Benutzer beeinträchtigt 
diese Anordnung sehr den Wert des Gebotenen. Man suche einmal 
„Froschlehen‘‘, „primi fructus‘‘ oder ‚erste Früchte‘, „Spolienrecht‘“ 
u. dgl. m. in diesem Register. Selbst wenn man schon weiß, daß sie unter 
„Reichenau“ aufzuschlagen sind, hat man sie noch lange nicht, da die 
Unterstichwörter, unter denen sie untergebracht sind, keineswegs von 
vornherein feststehen. Bei einem Buche mit ausgesprochenem Haupt- 
gegenstand tut man gut, diesen nicht zum allumfassenden Stichwort 
zu machen, sondern den andern gleichzuordnen, in solchen Fällen ist 
die ausschließlich alphabetische Ordnung und sie allein praktisch. Auf 
die zahlreichen Faksimiles und Handschriftenproben, die dem Buche 
beigegeben sind, wurde schon hingewiesen, ebenso auf die Wappen. 
Dazu kommen noch Siegeltafeln, Abbildungen von Münzen, Reproduk- 
tionen von Wandgemälden und Wiedergaben von Landschaftsbildern 
und Bauansichten nach Stichen, Radierungen, photographischen Auf- 
nahmen, auch solchen aus dem Flugzeug, eine Karte, Pläne und zwei 
farbige Nachbildungen reichenauischer Buchmalereien (zweites Wid- 
mungsbild des Codex Egberti in Trier, gestiftet von der dortigen Stadt- 
verwaltung, und ein Blatt aus dem Perikopenbuch Heinrichs II., München 
Cod. lat. 4452 aus Kurt Pfisters Mittelalterlicher Buchmalerei 1924). 
Die Ausstattung ist zwar begreiflicherweise nicht üppig, aber gut. Der 
Preis von 100 Mk. für das, was geboten ist, erscheint mäßig, wird aber 
doch unter den heutigen Verhältnissen von manchem Gelehrten nur schwer 
oder nicht aufgewendet werden können. Alles in allem genommen ist 
das Werk in jeder Hinsicht eine Glanzleistung. An ihr erfreut sich nicht 
nur der, der in diesen Gegenden zu Hause ist oder zu ihnen besondere 
Beziehungen hat wie der Berichterstatter, der in der Nähe — im Doktor- 
hause zu Stammheim, in dem einst Eugen Huber geboren worden und 
aufgewachsen war — jahrelang seine Schulferien genossen und zum 
Besuche der historischen Stätten und Baudenkmäler der Umgebung 
benutzt hat. Auch ist das Buch nicht eine Klostergeschichte wie eine 
andere, vielmehr, wie das hier Ausgeführte ergeben dürfte, ein monu- 
mentaler Beitrag zur oberdeutschen, ja für gewisse Perioden zur gesamt- 
deutschen Geschichte und Kirchengeschichte des Mittelalters und der 
Neuzeit mit wichtigen Nebenfrüchten auch für den Rechtshistoriker, 
den kirchlichen und den deutschen. Daß in manchen Punkten damit 
erst ein Anfang gemacht ist, daß die Mitarbeiter selbst und Andere nun 
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erst recht weiterzubauen sich veranlaßt sehen werden, erhöht den Wert 
der Leistung: Nicht zum Ausruhen auf dem Erreichten, sondern zu 
immer weiterem Vordringen hält wahre Wissenschaft an.!) 


Ulrich Stutz. 


Leo Santifaller, Calendarium Wintheri, il piü antico calen- 
dario, necrologio ed urbario del capitolo della cattedrale 
di Bressanone, Gleno, Archivio per l’Alto Adige 1926, 
647 p. 8° con 11 tavole. 


Dr. Konrad v. Busch, Bischof von Speier $ und Dr. Franz 
Xaver Glasschröder, Direktor der staatlichen Archive 
- Bayerns, Chorregel und jüngeres Seelbuch des alten 
Speierer Domkapitels. Historisches Museum der Pfalz E.V. 
Historischer Verein der Pfalz, Veröffentlichungen im 
Auftrag des Vereins geleitet von Staatsoberarchivar Dr. 
Albert Pfeiffer in Speier, 2 Bände, Speier a. Rh. 
Historisches Museum und Historischer Verein der Pfalz 


1923, 1926, I: VIII und 691 S., HI: XXX und 285 S. 
gr. 8°. 

Ganz kurz seien im folgenden die kirchlichen Rechtehistoriker 
aufmerksam gemacht auf zwei wichtige Quellenveröffentlichungen, die 
in erster Linie für die deutsche und die örtliche Kirchengeschichte, 
die historische Topographie, die Personen- und Familiengeschichte der 
betreffenden Gegenden, nebenbei aber auch für die Rechtsgeschichte in 
Betracht kommen. 

Das in drei Abschriften auf uns gekommene, von dem Brixener 
Dompropste Winther von Neuenburg 1217—1234 oder 1235 geschriebene 
sogenannte calendarium Wintheri gehört mit den libri traditionum, den 
Kaiser- und Königsdiplomen und den alten Bischofsurkunden zu den 
ältesten und wichtigsten Quellen des Bistums Brixen. Es umfaßt das 
eigentliche calendarium, ein necrologium in zwei Redaktionen, heraus- 
gegeben von Friedrich Ludwig Baumann in den Monumenta Ger- 
maniae historica und ein urbarium oder vielmehr deren zweie. Die 
Traditionsbücher enthalten von 907 bis 1343 110 Schenkungen und andere 
Übertragungen von Gütern an die Kirche Brixen (vgl. Oswald Redlich, 
Die Traditionsbücher des Hochstiftes Brixen, Acta Tirolensia I, Innsbruck 


I) Gleichzeitig mit der Druckrevision dieser Anzeige ging mir zu 
Franz Beyerle, Marktfreiheit und Herrschattsrechte in oberrheinischen 
Stadtrechtsurkunden, Festgabe der juristischen Fakultät der Universität 
Basel zum achtzigsten Geburtstag von Paul Speiser, Basel 1926 8. 39—82 
(aueh separat), Ich hoffe in der Germ. Abt. XLYIN 1928 in dem Schweizer- 
berichte darauf zurückzukommen. 
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1886). Das waren aber nicht alle Zuwendungen an das Brixener Bistum; 
von der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts an werden darin andere 
Schenkungen als von Knechten nicht mehr verzeichnet, es kommen 
eben nunmehr die besiegelten Urkunden und die Urbare auf. Eigentlich 
hätte das Winthersche Urbar, das so die Mitte hält zwischen den Po- 
Iyptychen der Karolingerzeit und den spätmittelalterlichen Urbaren, 
nur herausgegeben werden können nach vorheriger Ausarbeitung und 
Veröffentlichung eines Codex diplomaticus Brixiensis und im Zusammen- 
hange mit einer vollständigen Ausgabe aller Brixener Urbare. Da beides 
zur Zeit noch außer dem Bereiche des Möglichen liegt, hat der um die 
Geschichte des Hochstifts und des Domkapitels Brixen hochverdiente 
Bozener Staatsarchivar Leo Santifaller (vgl. diese Zeitschrift XLV 
1925 Kan. Abt. XIV S. 533ff., XLVI 1926 Kan. Abt. XV S.583ff., XLVI 
1926 Germ. Abt. S. 369 Anm. 1, 401ff.) die Ausgabe des ganzen Winther- 
schen Codex, so gut sie z. Z. sich ermöglichen ließ, besorgt und mit einem 
reichen personen- und ortsgeschichtlichen Apparat versehen, wobei ihm 
wertvolle Vorarbeiten von K. Chr. Moeser sehr zustatten kamen. Die 
mit einer Einleitung über Bestand und Alter der handschriftlichen Über- 
lieferung, ihr Verhältnis zu der verlorenen Urhandschrift und die Be- 
deutung von Winthers Werk versehene treffliche Ausgabe ist mit aus- 
führlichen tabellarischen Zusammenstellungen über die Besitzungen, 
Einkünfte und Abgaben u. a. versehen und bringt außer eingehenden 
alphabetischen Registern auch noch fünf Anhänge. Ich hebe aus dem 
dritten die auf S. 423ff. zu findenden sehr dankenswerten Verzeichnisse 
ungedruckter und gedruckter geistlicher und weltlicher Urbare hervor, 
die das Gebiet des Bistums Brixen betreffen. Der vierte Anhang bringt 
18 bisher ungedruckte Urkunden von 1174 bis 1464, der fünfte ein Zehnt- 
register von Gufidaun aus dem 15. Jahrhundert, zwei Güterverzeich- 
nisse von 1635, ferner eine domstiftische Bautaidingsordnung von 1403 
und eine Weinleseordnung von 1539. 

Anläßlich der Aufgabe der vita communis im Speierer Domkapitel 
ımd der Vereinigung der fortan hinzukommenden Schenkungen und 
Vermächtnisse zur Dompräsenz, d. h. Präsenzkasse des Domkapitels 
erwuchs aus dem schon früher geführten und in Band IV von Friedrich 
Böhmers Fontes rerum Germanicarum p. 315—317 gedruckten ältesten 
Nekrologium mit Einträgen von 961 bis 1167 ein um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts angelegter liber animarum, ein Seelbuch (Auszüge a.a.O. 
p. 317—327 und in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 
XXVI 1874 S.414—444). Bis ins 15. Jahrhundert fortgeführt, wurde 
es 1569 durch ein neues Seelbuch mit Chorregel von dem ehemaligen 
Succentor des Speierer Domchores Andreas Neander und dem Schaffner 
der Dompropstei Magister Andreas Wild ersetzt. Die meisten Einträge 
les alten liber animarum vor 1250 blieben unberücksichtigt, aber auch 
epätere Stiftungen, die nicht mehr „giebig‘‘ waren. Das Buch war auf 
den täglichen Gebrauch in der Amtsstube der Dompräsenzkasse zu- 
geschnitten. An der Spitze bringt es die Vorschriften des reformeifrigen 
Bischofs Mathias Ramung (1464-1478) über den täglichen Gottes- 
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dienst im Speierer Münster und eine Verfügung des Bischofs Philipp 
von Rosenberg von 1510 über die Verwaltung des Vermögens der Dom- 
präsenzkasse und die Verteilung der Präsenzgelder. Es folgt ein calenda- 
rim u. a. und dann das novum necrologium, von Bischof Konrad 
v. Busch 1905-1910 zur Herausgabe bereits fertiggestellt und mit 
einem ausgiebigen personen-, orts- und gütergeschichtlichen Kommentar 
verschen. Die Einleitung schrieb und die Edition des Schlusses, der 
descriptio regularum chori, d. h. der statutarischen Bestimmungen und 
Vermerke über den Chordienst, über die Verteilung der Präsenzgelder, 
über die Vermögensverwaltung der Dompräsenzkasse im allgemeinen. 
endlich über Pfründe-, MeB- und sonstige gottesdienstliche Stiftungen 
sowie über die drei Bruderschaften am Dome besorgte nach dem Tode 
Bischofs v. Busch der frühere Vorsteher des Speierer Kreisarchivs und 
jetzige Direktor der baverischen Staatsarchive Franz Xaver Glas- 
schröder. Die Quelle. die wir so unter Beigabe sorgfältiger Register 
zur allgemeinen Benutzung vorgelegt erhalten, ist in erster Linie wichtig 
für die Gütergeschichte der Speierer Domkirche, insbesondere der Dom- 
präsenz, worüber in Band II S.IX— XVII Glasschröder sich ver- 
breitet. Ferner lernt man bis in alle Einzelheiten die Speierer Gottes- 
dienstordnung kennen, die Topographie von Dom und Stadt, die Bio- 
graphie des Domklerus und die Familiengeschichte der alten Speierer 
Bürgergeschlechter. 

Beide Publikationen aber erweitern zusammen mit den Jahrzeit- 
büchern der Stadt Aarau, die soeben Walther Merz herausgegeben 
und mit einer rechtshistorischen Einführung in diesem Betreffe versehen 
hat (siehe diese Zeitschrift Germ. Aht. XLV 1925 S. 499, 502, XLVII 
1927 S. 714, 718) in erwünschter Weise unsere Kenntnisse von der Ge- 
schichte und dem Rechte der Seelgcräte und Meßstiftungen und sind 
namentlich auch unter diesem Gesichtspunkte dem kirchlichen und dem 
deutschen Rechtshistoriker willkommen. 


Ulrich Stutz. 


1. Siegfried Reicke, Stadtgemeinde und Stadtpfarrkirchen 
der Reichsstadt Nürnberg. Eine rechtsgeschichtliche Unter- 
suchung. Sonderabdruck aus „Mitteilungen des Vereins 
für Geschichte der Stadt Nürnberg“, Bd. XXVI (1925). 
S. 1—110. 


2. R(udolf) Herrmann, Die Meßpriester in einer Thüringer 
Kleinstadt vor der Reformation und ihr Verhältnis zum 
Bauernkrieg. Sonderabdruck aus „Zeitschr. des Ver. für 
Thüringische Geschichte und Altertumskunde“ N.F., 26. Bd. 
(1925), 8.1—64. 
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3. £mma Katz, Mittelalterliche Altarpfründen der Diözese 
Bremen im Gebiet westlich der Elbe. Sonderabdruck 
aus „Bremisches Jahrbuch“, 30. Bd. (1926), S. 1—160. 


I. Das Verhältnis von Stadtgemeinde und Kirche im Mittelalter, 
schon seit längerer Zeit ein Gegenstand lebhaftesten Interesses für die 
kirchengeschichtliche und die kirchenrechtsgeschichtliche Forschung!). 
hat neuerdings wieder eine Anzahl von Darstellungen gefunden, die sich 
sämtlich auf anerkennenswerter wissenschaftlicher Höhe bewegen und 
die in willkommener Weise zur Vervollständigung des Bildes beitragen, 
das auf Grund der bisherigen Arbeiten im allgemeinen und im örtlichen 
Bereich entworfen ist.2) Sie verdienen vor allem auch um deswillen Be- 
achtung, weil sie es sich angelegen sein lassen, gerade durch eine schärfere 


1) Vgl. die Literaturangaben zu der oben an dritter Stelle genannten 
Abhandlung von E. Katz S. 156-160. Nachzutragen sind aus den letzten 
Jahren, abgesehen von den vorstehend unter l und 2 sowie in der folgenden 
Anmerkung aufgezählten Schriften von Reicke, Herrmann und Baur, 
etwa Dorn, Der Ursprung der Pfarreien und die Anfänge des Pfarrwahlrechts 
ım mittelalterlichen Köln. Ein Beitrag zur Geschichte des Pfarrsystems 
in den deutschen Bischofsstädten. 2.3 f. RG. 36 (1915) S. 112—164; Schoef- 
fel, Die Kirchenhoheit der Reichsstadt Schweinfurt. Qu. u. Forsch. z. bayer. 
Kirchengeschichte, herausg. von H. Jordan, Bd. III, Leipzig 1918 (s. dazu 
A. Schultze 2.3 f. RG. 40, 1919, S. 340— 343); Apel, Über städt. Kirchen- 
patronate, besonders im ehemaligen Kurhessen. Marburger jur. Diss. 1919; 
Fritz Herrmann, Die Statuten der Pfarrkirche zu Friedberg aus dem Jahre 
1617. Ein Beitrag zur Geschichte des Instituts der Altaristen. Arch. f. hessi- 
sche Gesch. u. Altertumskunde, NF. XII (1919) S. 1-16; Gottlob, Das 
Volkmarser Pfarrwesen im Mittelalter. Zeitschr. f. vaterländ. Gesch. und 
Altertumskunde (Westfalens) 78 (1920) S. 31—64; Frölich, Das Goslarer 
Domstift in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte des Verhältnisses zwischen Stadtgemeinde und Kirche im Mittel- 
alter. Z. 3 f. RG. 41 (1920) S. 84—156; Weigel, Die Deutschordenskomturei 
Rothenburg o. Tauber im Mittelalter. Ihre Entstehung, ihre wirtschaftliche 
und kirchliche Bedeutung und ihr Niedergang im Kampf mit der aufstreben- 
den Reichsstadt. Qu. u. Forsch. z. bayer. Kirchengeschichte Bd. VI, Leipzig 
und Erlangen 1921 (vgl. die Anzeige von A.Schultze Z. ? f. RG. 43, 1922, 
S. 509-511); Apel, Stadt und Kirche im mittelalterlichen Marburg. 2.3 £. 
RG. 43 (1922) S. 222-329; Schultz, Die pfarrechtliche Organisation der 
Stadt Jena im Mittelalter. Qu. u. Abh. z. Gesch. der Abtei und Diözese 
Fulda, Heft XI (1923) S. 1—50 (s. dazu Freisen, Z.?f. RG. 45, 1925, S. 588 
—5%); Weigel, Das Besetzungsrecht an den geistlichen Stellen der elıe- 
maligen Reichsstadt Rothenburg ob der Tauber, Verein Alt-Rothenburg o. 'T., 
Bericht 1923/1924, S. 10-31. Wichtig für das Recht der Seelgeräte im all- 
gemeinen ist ferner der Aufsatz von W. Schönfeld, Die Vollstreckung der 
Verfügungen von Todes wegen im Mittelalter nach sächsischen Quellen. 
Zugleich ein Beitrag zur Geschichte des Seelgeräts. Z. ? f. RG. 42 (1921) 
S. 240-379, insbes. S. 260f., 358f., der nur bei R. in dem Nachtrage S. 110 
berücksichtigt ist. Weiteres Schrifttum noch unten S. 414 Anm. 3, S. 416 
Anm. 1 sowie oben S. 409/410. 

2) Die hier ebenfalls einschlägige Veröffentlichung von Baur, Geschichte 
des kirchlichen Pfründewesens in der Reichsstadt Buchhorn, Freiburger 
Diözesan-Archiv NF. 26. Bd. (1925) S. 145 — 242, ist nicht in die Besprechung 
einbezogen, da sich die geplante Fortsetzung im Jahrgang 1926 des Freiburger 
Diözesan-Archivs verspätet hat. 
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Einstellung nach der rechtlichen Seite hin den sich aufdrängenden 
Problemen neue Gesichtspunkte abzugewinnen. 

a) Die Schrift von Reicke geht in der Hauptsache den Beziehungen 
der Stadtgemeinde Nürnberg zu den beiden alten städtischen Pfarr- 
kirchen zu St. Sebald und St. Lorenz nach. Es werden diese Kirchen 
unter Skizzierung ihrer Baugeschichte zunächst in ihrer frühsten Ent- 
wicklung bis um 1300, sodann nach ihrer kirchlichen Verfassung im 
14. Jahrhundert geschildert. Die weiteren Abschnitte, in denen das 
Schwergewicht der Untersuchung ruht, enthalten eingehende Erörte- 
rungen über Stadtgemeinde und Stadtpfarrkirchen, namentlich über den 
Einfluß der Stadtgemeinde auf die Pfarrwahl, über den Bau der Pfarr- 
kirchen sowie über Stadtgemeinde und Pfründstiftungen, woran sich 
solche über das Institut der Kirchenpfleger und die kirchliche Vermögens- 
verwaltung schließen. 

Die von R. angeschnittenen Fragen führen zurück in die Var- und 
Frühgeschichte Nürnbergs, die in den letzten Jahren mehrfach, wenn 
auch nicht immer mit Glück, behandelt ist.!) R. läßt jedoch die darüber 
erwachsene Literatur beiseite (s. S.7,15, 44 zu Anm. 4) und bemüht sich, 
in selbständiger Auswertung der ungemein dürftigen Überlieferung von 
den Anfängen des Ortes einen Einblick in die ursprünglichen kirchlichen 
Zustände zu erzielen. Er ist sich selbst dabei durchaus bewußt, daß das, 
was er über das Aufkommen der Sebalduskirche und ihre Verbindung 
mit der alten Peterskapelle sowie über die Entstehung der Kirche zu 
St. Lorenz und ihre angebliche Vorläuferin, die Kapelle zum Heiligen 
Grabe, beibringt, eine gewisse Wahrscheinlichkeit nicht übersteigt. Auch 
in der Folge bereitet die Lückenhaftigkeit der Quellen Schwierigkeiten, 
da die ältesten Aufzeichnungen, die Näheres über die beiden Kirchen 
ersehen lassen, im Vergleich zu der Bedeutung Nürnbergs aus auffal- 
Iend später Zeit stammen: St. Sebald, bis zum Ende des 13. Jahrhunderts 
mutmaßlich die einzige Pfarrkirche der Stadt, tritt uns urkundlich nicht 
vor dem Jahre 1255 entgegen, während die Lorenzer Kirche zuerst 1235 
erwähnt wird. Wie R. vor allem mit Hilfe jüngerer Nachrichten glaub- 
haft macht, befindet sich St. Sebald zunächst in Abhängigkeit von der 
Landpfarrkirche des benachbarten Poppenreuth, die erst um die Mitte 
dies 13. Jahrhunderts und selbst dann nicht völlig gelöst wird (S. 10f.). 
Dagegen ist St. Lorenz bis um die Wende des 13. zum 14. Jahrhundert 
in entsprechender Weise der Georgskirche von Fürth untergeordnet, um 
von da an als zweite städtische Parochie neben St. Sebeld zu rücken. 
Ist der Quellenbestand für St. Sebald in so weit etwas ergiebiger, als der 
für St. Lorenz, bietet sich auch für die Baugeschichte beider Kirchen 


!) Vgl. A. v. Hofmann, Die Stadt Nürnberg. Historische Stadtbilder 3 
(Stuttgart und Berlin 1924) und dazu die Anzeigen von Mummenhoff und 
Schulz, Mitt. des Ver. f. Gesch. der Stadt Nürnberg, 25. Heft (1925) S. 215 
— 234, 234— 238. S. ferner Goepfert, Was ist Castrum Nourenbero um 1050 ? 
(St. Bernard-Verlag Banz 1924) sowie die hierauf bezüglichen Bemerkungen 
von Mummenhuff a. a. 0. S. 239— 266, 26. Heft (1926) 8. 385. 
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ein ähnlicher‘Anblick dar: bei St. Sebald ersteht, vielleicht im Zusammen- 
hang mit der damals bewirkten ‘Änderung der Rechtslage gegenüber 
Poppenreuth, im letzten Drittel des 13. Jahrhunderts ein’ Neubau, dem 
sich während des ganzen 14. Jahrhunderts eine nur vorübergehend unter- 
brochene Bautätigkeit anreiht, indessen bei St. Lorenz die vorhandenen 
Niederschriften und die baulichen Reste bis um die’ Mitte des 14. Jahr- 
hunderts kaum Aufschlüsse gewähren, und Genaueres über die hier- vor- 
genommenen Um- und Erweiterungsbauten erst aus Archivalien des 
15. Jahrhunderts erhellt. 


Bewegt sich R. bei diesen Betrachtungen ebenfalls noch vielfach 
auf unsicherem Boden, so gestaltet sich die Sachlage etwas günstiger, 
soweit es sich um das Pfarrsystem des 14. Jahrhunderts dreht. Allerdings» 
fehlt es auch hier an ausreichenden Hilfsmitteln, die rechtlichen Be- 
ziehungen der beiden Kirchen erschöpfend darzulegen. Aber es eröffnen 
doch die jetzt reichlicher fließenden, wenngleich zum großen Teil un- 
gedruckten Quellen R. die geschickt ausgenutzte Möglichkeit, in bezu:; 
auf einige besonders wichtige Punkte, wie die Frage der Verknüpfung von 
St. Sebald mit Poppenreuth und die der Verselbständigung von St. Lorenz 
gegenüber Fürth, unsere Erkenntnis wesentlich zu vertiefen. Eine Hand- 
habe dazu verschaffen ihm, soweit St. Sebald in Frage kommt, vor allem 
die Nachrichten über die seit 1379 spielenden Streitigkeiten zwischen 
den Pfarrherren von St. Sebald und Poppenreuth, in deren Mittelpunkt 
die Verbindung der beiden Kirchen als Mutter- und Tochterkirche steht. 
Es zeigt sich, wie infolge des Aufblühens der Stadt, des Anwachsens der 
Bevölkerung und der dadurch bedingten baulichen Anforderungen die 
alte Abhängigkeit der städtischen Kapelle von der Landpfarrkirche 
gesprengt wird und sich im Laufe der Zeit „auf Grund rein tatsächlicher, 
zu einem gewohnheitsrechtlichen Zustand sich entwickelnder Verhältnisse” 
gerade in ihr Gegenteil verwandelt. Die städtische filia erlangt so das 
Übergewicht über die Landpfarrei mit der Wirkung, daß nach einem 
kurzen Zwischenstadium völliger Trennung der beiden Kirchen eine 
päpstlich bestätigte Ordnung der Dinge Platz greift „in einer der Rechts- 
figur der unio accessoria angenäherten Form, wonach das ländliche 
Pfarramt samt dem Kirchenvermögen Zubehör des städtischen Amtes 
wurde unter Übertragung beider Ämter an ein und dieselbe Person als 
Pfarrherrn‘‘ (S. 36), ein Zustand, der bis zur Reformation gewahrt blieb. 
Und fast völlig derselbe Prozeß einer Umkehrung der ursprünglichen 
Stellung der Tochter- zur Mutterkirche und eines Herabsinkens der 
letzteren unter die erstere vollzieht sich, wenn auch nicht im einzelnen 
auf Grund der Urkunden verfolgbar, bei der St. Lorenzkirche, die eich 
später ebenfalls über die mater in Fürth erhob.) 


1) R. ist anscheinend der interessante Aufsatz von Josef Lappe über 
„Kirchen auf Wüstungen‘, Z. ® f. RG. 34 (1913) S. 159-222 entgangen, 
dem mancherlei wertvolles Material über Parallelerscheinungen zu entnehmen 
ist. Auch die Verhältnisse in Neustadt (H. S. 1, 2) entbehren. nicht der Ver- 
gleichspunkte. 
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Nachdem R. so den Unterbau für seine weiteren Ausführungen 
bereitet hat, wendet er sich der eigentlichen Aufgabe der Arbeit, .der 
Aufdeckung der Beziehungen zwischen Stadtgemeinde und Stadtpfarr- 
kirchen in Nürnberg, zu. Dabei ist kennzeichnend, daß sich die weltliche 
Einwirkung auf die kirchliche Organisation auf dem Gebiet, auf dem sie 
sich in der Regel am nachdrücklichsten geltend macht, auf dem Gebiete 
der Pfarrwahl, bei beiden Kirchen erst kurz vor der Reformation zu ent- 
falten vermag, indem durch päpstliches Privileg vom Jahre 1474 und 
durch eine Vereinbarung des Bischofs und Domkapitels von Bamberg 
mit dem Rate von 1513, die im folgenden Jahre die päpstliche Appro- 
bation erfährt, dem Rat die Lehnschaft über beide Kirchen in Gestalt 
eines Präsentationsrechtes an den Diözesanherrn eingeräumt wurde 
(K. S. 50f.).1) Hatten sich danach die umfassenden Leistungen der Stadt 
im Rahmen des kirchlichen Bauwesens zunächst nicht verdichtet zu dem 
lirwerb eines Ratspatronates, so hat doch die vielfache Inanspruchnahme 
der allerdings nicht völlig, aber doch zu ihrem größten Teile in der poli- 
tischen Gemeinde aufgehenden Parochianen beider Kirchen dahin ge- 
führt, daß die Stadtgemeinde und ihre Vertretung Einfluß auf die Leitung 
und Beaufsichtigung des Kirchenbaues erlangten, und daß sich von hier 
aus in den Kirchenpflegern Organe ausbildeten, die einen starken, von 
R. (S. 97£.) näher umschriebenen Einfluß des Rates auf die kirchliche 
Vermögensverwaltung und damit einen auf autonomer Rechtssetzung 
beruhenden „Einbruch bürgerschaftlicher Kräfte in das kirchliche Ver- 
fassungsgebiet‘‘ nach sich zogen (S. 103). 

Hiermit berühren sich gewisse Erscheinungen, die zusammenhängen 
mit der auch in Nürnberg seit dem Beginn des 14. Jahrhunderts immer 
mehr vordringenden Figur der ‚„Seelgeräte“‘. Sie begegnen einerseits 
in Gestalt gewisser kleinerer Stiftungen für Jahrzeiten, Armenfürsorge. 
Kirchenbau, Kultusbedürfnisse usw., deren Überwachung den städtischen 
Kirchenpflegern zufiel, andererseits in größeren, mit der Anstellung eines 
besonderen Geistlichen verbundenen Pfründstiftungen?), bei denen sich 
ein Eingreifen des Rates oder kleinerer Gruppen aus dem Rate durch- 
setzt, das von R. in Anlehnung an die dem gleichen Gegenstand gewid- 
meten Untersuchungen von A. Schultze?) unter den Begriff einer 


!) Es zeigt sich also wieder, daß gegenüber der Ansicht Haucks, 
Kirchengeschichte Deutschlands, 1./2. Aufl., IV (Leipzig 1902) S. 30, die Bei- 
spiele für das \Wahlrecht der Bürger seien ‚‚so zahlreich, daß der Satz ein Recht 
hat, die Wahl des Pfarrers war Regel‘, die vorsichtigere Formulierung von 
Dorn (Z.°f. RG. 36, 1915, S. 156) „„Pfarrwahl durch die Gemeinde ist auch im 
Mittelalter eine Ausnahme, aber eine nicht allzu seltene Ausnahme‘‘ den Vor- 
zug verdient. Vgl. weiter A. Schultze, Stadtgemeinde und Kirche, 8. 109; 
Apel, Über städtische Kirchenpatronate S. 18f. 

2) R. S.58f. S. auch die lehrreiche Übersicht über die verschiedenen 
Veranstaltungen zum Seelenheil Verstorbener, die bei H. 8.42 Anm.25 mit- 
geteilt ist. 

3) In Betracht kommen „Stadtgemeinde und Kirche im Mittelalter‘, 
S.-A. aus der Festschrift für Rudolph Sohm (München und Leipzig 1914) 
S. 105—142, und „Stadtgemeinde und Reformation‘, Recht und Staat in 
Geschichte und Gegenwart, Heft 11 (Tübingen 1918). H. hat diese Arbeiten, 
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primären oder subsidären Treuhänderschaft des Rates gebracht wird, 
neben der aber nach R. auch Treuhandfunktionen des Pfarrers, entweder 
vor oder hinter der Stellung des Rates, eine Rolle spielen (S. 62f., 72f.). 
Aufmerksamkeit beanspruchen dabei vor allem einige Niederschriften, 
welche für Nürnberg in allgemeinerer Form die Rechtsbeziehungen der 
beteiligten Faktoren umgrenzen, wie die Abmachungen zwischen dem 
Pleban der St. Sebalduskirche und zehn dortigen Altaristen, die in einem 
Notariatsinstrument aus dem Jahre 1379 überliefert sind (S. 83f.), und 
namentlich eine nur abschriftlich erhaltene Ordnung aus dem Anfang 
des 15. Jahrhunderts, die, von dem Rate der Stadt herausgegeben, die 
Verpflichtungen der Pfründpriester bei den vom Rate verliehenen „Gottes- 
gaben“ regelt und die zu einer Beschwerde von kirchlicher Seite Anlaß 
geboten hat, über deren Inhalt wir ebenfalls in anschaulicher Weise 
durch beigefügte Zusätze unterrichtet werden (S. 87f.). 

Sein Gesamturteil faßt R. (S. 109) dahin zusammen, daß uns die 
Nürnberger Zustände ‚eine prinzipiell neue Gestaltung der Dinge“ nicht 
zeigen. „Sie stimmen im großen und ganzen mit den bekannten For- 
schungsergebnissen, wie sie insbesondere durch Alfred Schultze 
niedergelegt sind, überein“. 

b) Die Skizze von Herrmann beschäftigt sich mit der Lage der 
Meßpricster in Neustadt a. d. Orla, indem sie sich die Aufgabe setzt, ihren 
Lebenszuschnitt und ihre Stellung zum Bauernkrieg und zur Einführung 
der Reformation aufzuklären. Zu diesem Behufe verfolgt H. die Her- 
kunft der Altarstiftungen, als deren Begründer sich in Neustadt vornehm- 
lich Geistliche betätigen, die Bezüge der Pfründeninhaber, ihren Bil- 
dungsstand und ihr sittliches Leben, um von den so gewonnenen Ein- 
sichten aus an die Beantwortung der Frage nach ihrem Verhältnis zu 
Bauernkrieg und Reformation heranzutreten. H. gelangt (S. 26/7) zu 
dem Ergebnis, daß, in Abweichung von der in der Regel vertretenen und 
namentlich von H. Werner in seinem Aufsatz ‚Der niedere Klerus am 
Ausgang des Mittelalters‘‘!) entwickelten Meinung über dessen wirt- 
schaftliche Bedrängnis in Deutschland zu Beginn des 16. Jahrhunderts, 
die Neustädter Altaristen, die ihrer Mehrzahl nach den einheimischen 
Bürgerfamilien angehörten, ein durchaus zureichendes Einkommen 
hatten und daß sie neben ihren Pfründerträgen über zum Teil beträcht- 
liche Einnahmen aus ihren Erbgütern verfügten. Sie seien infolgedessen 
nicht zu den unzufriedenen Klassen der Bevölkerung zu rechnen, vielmehr 
habe sich gerade mit gegen sie die soziale Mißstimmung der Zeit gerichtet, 
vorzugsweise im Hinblick auf die Tatsache, daß ihre wirtschaftliche Exi- 
stenz sich auf den Rentenkauf gründete, der dem naturalwirtschaftlich 
bestimmten Empfinden weiter Volksschichten widerstrebte.. Damit 
deckt es sich, daß sich die Altaristen in Neustadt der Lehre Luthers nur 
vereinzelt angeschlossen haben. 


die als führend anzusehen sind, leider nicht benutzt. In der Literaturübersicht 
hei K. S. 1598 ist nur die erste Schrift erwähnt. 


I) Deutsche Geschichtsblätter VI111 (1907) S. 201f. 
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Die Darlegungen H.s werden erläutert und gestützt durch eiu 
vielfach noch unveröffentlichtes ‘Material aus dem "Weimarer Staats- 
archiv, das in zahlreichen Anmerkungen verarbeitet und in diesen mit den 
Erscheinungen in anderen thüringischen Städten wie Erfurt, Jena, Arn- 
stadt, Kahla, Gräfenthal usw. verglichen ist.!) 


c) Die Abhandlung von Emma Katz überprüft in fast monographı- 
scher Breite für den Bezirk der Diözese Bremen westlich der Elbe an der 
Hand eines Stoffes, den in der Hauptsache die Stadt Bremen, daneben ir 
beschränktem Umfange Stade, Lehe und das Landgebiet liefern, für die 
Zeit vom Beginn des 13. Jahrhunderts bis zum Jahre 1522 die ‚,.Be- 
dingungen, unter denen die Priester der Nebenaltäre im späten Mittel- 
alter lebten‘‘. Nach einer Einleitung, welche die zu lösende Aufgabe um- 
reißt und das Material beschreibt, werden in acht Kapiteln besproche:. 
die „Aufgabe“ (Entstehung und Zahl der Altäre, Anzahl und Benennung 
der Vikare, ihre Stellung im kirchlichen Organismus)?), weiter die Stellen- 
besetzung (Voraussetzungen, die Präsentation nach den verschiedener: 
Arten der Patronate — geistliche und weltliche —, Institution. Be- 
setzung durch päpstliche Provision), Permutation und Resignation. 
Pfründenkumulation und Residenz, Inkorporation, Dienst (Meßdienst, 
Chordienst, Prozessionen und Stationen, Seelsorge und Predigt), Ver- 
waltung (die Verwaltung der Pfründen, die Vikargemeinschaften) sowie 
endlich die Einkünfte und Abgaben. Ein Exkurs „Commenda (Elemosina, 
Commissio)‘“ versucht, die Rechtsform der unter den Altarpfründe:: 
häufiger auftauchenden Kommenden herauszuschälen. Die mitgeteilten: 
Beilagen betreffen die Eide der Vikare am Dom und am St. Willehadi- 
stifte und statutarische Bestimmungen der Vikargemeinschaften de» 
Bremer Domes. An sie schließt sich ein Verzeichnis der von der Verf. 
verwerteten ungedruckten Quellen der Staatsarchive in Bremen und 


1) Dankenswert ist bier die Anführung von auf die thüriugischen Städte 
bezüglicher Spezialliteratur, die sich zum Teil an schwerer zugänglicher Stelle 
versteckt. Ich verweise insbesondere auf Stechele, TRegistrum subsidi 
clero Thuringiae anno 1506 impositi, Zeitschr. des Ver. f. Thür. Gesch. u. 
Altertumskunde NF. II (1880) S. 1f, und Koch, Johann Jacoffs Aufzeich- 
nungen über die kirchlichen Verhältnisse zu Gräfenthal, ebendaselbst NF. XI 
(1889) S.451f. Für Jena ist jetzt dieoben S. 411 Anm. 1 verzeichnete Abhand- 
lung von Schultz zu berücksichtigen. An weiteren Untersuchungen über 
thüringische Städte sind etwa zu nennen Feldkamm, Das Benefizial- oder 
Vikarienbuch Erfurts, Mitt. des Ver. f. die Gesch. u. Altertumskunde von 
Erfurt, Heft 30 /31 (1909/10) S. 45— 226; Wintruff, Die Reichsstadt Mühl 
hausen i. Thür. im Kampfe mit dem Deutschen Orden während der Jahre 
1357 — 1362, Mühlhäuser Geschichtsbl. XIV (1913/14) S. 53—133 und Meyer, 
Bürgerschaft und Geistlichkeit in Sangerhausen während des Mittelalters. 
Thür.-Sächs. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst V (1915) S. 197 — 244. 


2) Die Überschrift „Die Aufgabe‘‘ auch für das erste Kapitel halte ich 
nicht für glücklich gewählt. Von der Aufgabe als solcher ist schon in der Ein- 
leitung die Rede gewesen. Es handelt sich um gewisse allgemeine Grundlagen, 
auf denen sich das Institut der Altarpfründen in dem gewählten Beobachtunga»- 
gebiet aufbaut. und die die Voraussetzung für das Verständnis der weiteren 
Darstellung bilden. 
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Hannover!) und eine umfangreiche Literaturübersicht, über die das 
Erforderliche bereits gesagt ist.?) | 


II. Unternehmen wir es, die hier angezeigten Arbeiten zusammen- 
fassend zu würdigen, so beschäftigen sie sich in den gezogenen örtlichen 
Schranken einerseits mit den Verflechtungen zwischen Stadtgemeinde 
und Kirche im ganzen, andererseits mit den in deren Bereich ein beson- 
ders wichtiges Teilproblem ausmachenden, aber auch an und für sich 
ihrer Organisation und rechtlichen Struktur nach einen dankbaren Vor- 
wurf für die kirchenrechtsgeschichtliche Forschung abgebenden MeB- 
‚stiftungen und Altarpfünden sowie der Rechtslage ihrer Inhaber?). Die 
Schilderung R.s ist auf die erstgedachte Betrachtungsweise eingestellt 
und fügt die Erörterungen über die Nürnberger Altarpfründen dem Gec- 
samtbilde des Verhältnisses von Stadtgemeinde und Kirche dort und 
unter Beschränkung auf die daraus abzuleitenden Gesichtspunkte ein. 
Dagegen sind die Untersuchungen von H. und K.in erster Linie dem 
Institut der Altarpfründen und der Stellung der Meßpriester gewidmet; 
sie wollen die Rolle erschließen, die sie vor allem nach der wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Seite hin in Neustadt und in der Bremer Diözese 
gespielt haben, wobei die Beziehungen zwischen Stadtgemeinde und 
Kirche mehr gelegentlich und nur in bestimmten Richtungen gestreift 
werden. 

a) Nach dem, was vorstehend bemerkt ist, hat die Studie R.s ihre 
Ziele am weitesten gespannt, indem sie sich zugleich in den kirchlichen 
Zinrichtungen der Frühzeit Nürnbergs einen überaus lohnenden Gegen- 
stand erkor. Aber bei aller Umsicht und Gründlichkeit, die der Schrift 
eignen und die hier rückhaltslos anerkannt werden sollen, hinterläßt sie 
«loch keinen völlig einheitlichen und geschlossenen Eindruck. Die Schuld 
daran trägt in der Hauptsache ihre nicht ganz glückliche zeitliche Be- 
grenzung und die daraus fließende Grundanschauung des Verf., die gewisse 
charakteristische Züge der Entwicklung m. E. zu sehr in den Hintergrund 
schiebt. Unverkennbar erhalten die Zustände in Nürnberg eine aus- 
geprägte Note durch Jie Verbindung der städtischen Hauptkirchen mit 


1) Anscheinend ist in Stade selbet noch Material vorhanden, das nicht 
ausgeschöpft worden ist. Wenigstens findet sich in der ‚Geschichte der Stadt 
Stade von M. H. Jobelmann und W. Wittpenning, neu bearbeitet von 
M. Bahrfeldt‘ (Stade 1897), 8. 90, 100 eine Hindeutung auf einen Perga- 
mentkodex des Stadtarchivs, in dem eine große Anzahl von Nachrichten 
über geistliche Stiftungen niedergelegt sei und von dem bei K, S. 156/6 
nichts erwähnt wird. 

2) Vgl. oben S. 411 Anm. I. — Eine Ergänzung zu einzelnen Teilen der 
K.schen Schrift gewährt der Aufsatz von Fr. Prüser, „Die Güterverhältnisse 
des Wilhadi-Stephanikapitels in Bremen im Mittelalter‘, der am gleichen 
Orte S. 161— 203 abgedruckt ist. Er macht mit jener zusammen einen wesent- 
lichen Bestandteil des gehaltvollen und vorbildlich ausgestatteten Gesamt- 
'bandes aus, der von der Herausgeberin, der Historischen Gesellechaft des 
Künstlervereins in Bremen, ihrem Ehrenmitgliede Dietrich Schäfer zum 
-80. Geburtstage dargebracht ist. 

3) Über die Ausdrücke „Meßstiftungen‘‘, ‚„Meß- oder Altarpfründen“ 
and ‚„Meßstipendien“ s. K. 8. 3, 62f. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XI.VIJ. Kan. Abt. XVI, 27 
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den Pfarreien von Poppenreuth und Fürth, die an sich ja keineswegs eine 
seltene Erscheinung bildet, aber hier, gemessen an der Größe des Ortes, un- 
gewöhnlich lange nachwirkt. Auf diesen Umstand geht wohl die Mehr- 
zahl der Besonderheiten zurück, die uns bei Nürnberg aufstoßen, wie der 
Ausschluß des Rates von der Pfarrbesetzung bis kurz vor der Refor- 
mation und die Verlagerung des Schwerpunktes der städtischen EinfluB- 
nahme in die Angelegenheiten, die mit dem Kirchenbau zusammen- 
hängen und die das Amt der Kirchenpfleger stärker hervortreten lassen. 
Ich glaube, daß damit doch schon einige Momente gekennzeichnet sind, 
welche sich als Abweichungen von dem regelmäßigen Verlauf der Dinge 
darstellen und in mehr als einer Richtung der etwas resignierten Auf- 
fassung des Verf. widersprechen. Aber mag man im Hinblick auf die 
Vorzüge der Arbeitsweise R.s, auf die geschickte und zugleich besonnene 
Art, wie von ihm die dürftige Überlieferung aus den Anfängen der Ent- 
wicklung mit den Nachrichten aus späterer Zeit verbunden wird, auch 
in so weit seine Bedenken zurückschrauben, kann dies nicht in gleichem 
Maße geschehen gegenüber den ihrem Umfang und Gehalt nach dar 
Kernstück des Aufsatzes bildenden Bemerkungen über Stadtgemeinde 
und Pfründstiftungen (S. 58—96). So anregend sich hier ebenfalls die 
Schilderung R.s gertaltet: und so interessante Seiten er dem Thema abzu- 
gewinnen vermag, das Gebotene reicht kaum aus, zu einer abgerundeten 
Vorstellung von der Rechtslage der Nürnberger Altarpfründen und ihren 
Eigentümlichkeiten zu gelangen. Da die Nachrichten über die vorhandenen 
Stiftungen erst auffallend spät, nämlich mit dem Beginn des 14. Jahr- 
hunderts, einsetzen (S. 63), und da die Altarpfründen in Nürnberg auch 
nach der von R. behandelten Zeit eine erhebliche Bedeutung entfaltet 
haben müssen, so hätte es sich gewiß empfohlen, nicht an der Schwelle 
des 15. Jahrhunderts Halt zu machen, sondern womöglich bis zur Glau- 
bensspaltung vorzudringen.!) Infolge des gewählten Endpunktes gehen 
R. bei seinen mehr summarischen und mit dem 14. Jahrhundert ab- 
schließenden Betrachtungen manche Feinheiten verloren, ist die Rolle 
des Rates etwas zu allgemein umschrieben, fallen so gut wie alle Hinweise 
fort, welche die vorkommenden Rechtsformen der Pfründen, ihre Häufig- 
keit, ihr zeitliches Auftreten und ihre Verknüpfung mit den Vorgängen 
des städtischen Verfassungslebens betreffen. Ich bin überzeugt, daß eine 
gewisse Farblosigkeit, die den Ausführungen R.s in dieser Hinsicht an- 
haftet, vermieden, und daß das entworfene Bild durch eine Anzahl 
individueller Züge bereichert wäre, wenn der Verf, der über das nötige 
Rüstzeug dazu verfügt, den Wurf gewagt und noch das 15. sowie das be- 
ginnende 16. Jahrhundert in die Erörterung verwoben hätte. 
b) Was die Aufsätze von H. und K. anbelangt, s0 stehe ich nicht an. 
zunächst die von H. Entholt angeregte, von A. Brackmann und 
hamentlich E. Stengel geförderte Untersuchung von Emma Katz als 


I) Aus gelegentlichen Andeutungen möchte ich entnehmen, daß sich 
dem Verf. ebenfalla zuweilen das gleiche Empfinden aufgedrängt hat (vgl 
S. 73 oben, 110). 
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eine der wertvollsten Darbietungen über die mittelalterlichen Meß- 
pfränden anzusprechen, die sich würdig dem vielfache Berührungen auf- 
zeigenden Werke von Hildegard Eberhardt über „die Diözese Worms 
am Ende des 15. Jahrhunderts“ !) anreiht. Sie zeichnet sich aus durch die 
planvolle Bewältigung eines weitschichtigen und nur zum Teil veröffent- 
lichten Materials, durch die umfassende Ausschöpfung der erwachsenen 
Literatur, durch die vergleichende Heranziehung der Zustände in anderen 
Städten und durch eine Reife und Selbständigkeit des Urteils, die es 
gestatten, hier von einer Musterleistung zu reden, die für weitere Versuche 
auf ähnlicher Grundlage als Vorbild zu dienen vermag. Neben ihr bleibt 
die allerdings auch in ihrer Gesamteinstellung anders gerichtete Abhand- 
lung von H., sowoht was ihren Gegenstand an sich wie was die Art seiner 
Behandlung anbelangt, etwas zurück. Aber trotzdem liegt hier eben- 
falls eine gediegene und fördernde Arbeit vor, deren Wert für die Wiesen- 
schaft vor allem in der Bereitstellung eines überaus lehrreichen Stoffes, 
in seiner liebevollen Durchdringung selbst in bezug auf sonst mehr zurück- 
tretende Einzelheiten?) und in der scharfen Heraushebung der Züge 
zu erblicken ist, welche der örtlichen Entwicklung die besondere Färbung 
verleihen. 

Die K.sche Schrift ergänzt in der glücklichsten Weise die anregende 
und der Forschung neue Ziele setzende Beschreibung, die Heepe von den 
Altarpfründen an den Pfarrkirchen der Stadt Braunschweig entworfen 
hat.?) Während nämlich Heepe sich auf die an den städtischen Pfarr- 
kirchen in Braunschweig gestifteten Altarpfründen beschränkt, zieht K. 
die Gesamtheit der kirchlichen Anstalten der Diözese Bremen in den 
Kreis ihrer Betrachtungen, wobei für Bremen das Domstift und die Kol- 
legiatstifter zu St. Willehadi (St. Stephani) und zu St. Ansgarii, für 
Stade das dortige Georgskloster in den Vordergrund treten. Als Folge 
der stärkeren Betonung der Verhältnisse an den Stifts- und Kloster- 
kirchen ergibt sich eine Anzahl kennzeichnender Unterschiede gegenüber 
dem durch Heepe für Braunschweig ermittelten Tatbestand.‘) Es über- 
wiegen bei den Altarpfründen an den Bremer Stiftskirchen die Stellen 
geistlichen Patronats, denen gegenüber der weltliche Patronat, ins- 
besondere der sogenannte Ratspatronat, eine weitaus geringere Rolle 
spielt (K. S. 33f.). Abweichungen zeigen sich ferner bei den Meßpriestern 
an den Stifts- und Klosterkirchen, soweit es sich um ihre Stellung im 
kirchlichen Organismus, um ihre Institution und um die Permutation 


1) Vorreformationsgeschichtliche Forschungen, herausg. von Heinrich 
Finke, Bd. IX (Münster 1919). 8. dazu die Anzeige von U. Stutz, Z.. af, 
RG. 41 (1920) S. 327 —330. 

2) Ich verweise etwa auf die Bemerkungen bei H. 3.28 Anm.6,51 Anm. 57 
über die Predigt und über die liturgische Ausgestaltung des Salve sowie über 
das Oblationswesen in Neustadt. 

8) Heepe, Die Organisation der Altarpfründen an :den Pferrkirchen 
der Stadt Braunschweig im Mittelalter, Jahrb. des Geschichtevereins für das 
Herzogtum Braunschweig 12 (1913) 8. 1—68. 

4) Wegen der Wichtigkeit dieses Gesichtspunktes vgl. schon Frölich, 
HistVj. 20 (1920/21) S. 46 und Anm. 1 das. an 
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ihrer Pfründen dreht.!) Fesselnd ist bei K. vor allem die eingehende 
Behandlung der Vikargemeinschaften am Dom und bei der Ansgarii- 
und Willehadikirche, einer Erscheinung, die überwiegend bei Dom- und 
Stiftskirchen begegnet, wenn sie den Pfarrkirchen auch keineswegs 
grundsätzlich fremd ist.) Hier wird gesprochen über Benennung und 
Ursprung der Bremer Vikargemeinschaften, die Regelung der Mitglied- 
schaft, die Aufnahmebedingungen, die Verwaltung, das Leben und die 
Sitten der Vereinigung sowie das Einkomnien aus der Gemeinschaft (S. 90f., 
127£). Es wird ferner die weitere Entwicklung gestreift, die zur Bildung 
einer zweiten Vikargemeinschaft im Dom und zu Ansätzen von zweiten 
Vikargemeinschaften bei der Ansgarii- und Willehadikirche geführt hat. 
Dabei liegt ein Gegenstand vor, über den, wie K. (S. 92) mit Recht betont, 
Einzeluntersuchungen eine sehr lohnende Aufgabe darstellen würden .?) 
Iın übrigen enthalten alle drei Arbeiten, auch die von R., eine Fülle 
schätzbaren Materials über das Verfahren bei der Besetzung und bei der 
Verwaltung der Pfründen, über die Rechtslage der Altaristen und die 
Einkünfte der Pfründen, das zwar unverkennbar gewisser Übereinstim- 
mungen nicht entbehrt, das aber auch ausgeprägte Gegensätze örtlichen 
Charakters erkennen läßt. Es mag genügen, hervorzuheben, daß H. für 
Neustadt, wenngleich m.E. zu nachdrücklich, die Tatsache unterstreicht, 
daß die Mehrzahl der dortigen Stiftungen von Priestern bewirkt werden, 
was bei Bremen nicht zutrifft‘), daß gegenüber der nicht ungünstigen 
wirtschaftlichen Lage der Meßpriester in Neustadt (H. S. 17/8) die Bremer 
Altaristen wenig glänzend gestellt sind (K. S.120f.), daß, abweichend von 
den Verhältnissen in Nürnberg, in Bremen der Rat stärker in den Hinter- 
grund gedrängt erscheint (K. S. 25f.).5) Zu kurz kommt, soweit ich sche, 
in sämtlichen Arbeiten die Frage der Überwachung der Pfründenver- 
waltung und des Vorgehens gegenüber pflichtvergessenen Geistlichen. 
die bei Heepe (S. 41f.) einen breiteren Raum einnimmt. Sie gewinnt 
Bedeutung für uns vor allem im Zusammenhang mit der rechtlichen Aus- 
gestaltung des Pfründenwesens, die sich in dem Ausbau verschiedener 
Bechtsformen für die vorkommenden Stiftungen niederschlägt. 


—— 


1) K. 8. 14/15, 34f., 37, insbes. 38 Anm. 6, 46. 

32) K.S. 91 Anm. 4. S. dazu auch Fritz Herrmann (an der oben S. 411 
Anm. 1 angegebenen Stelle) S. 5, sowie Weigel, Deutschordenskomturei 
Rothenburg, S. 66 und Anm. 5 das. 

%) Der Ursprung der Vikargemeinschaften wurzelt in dem Institut der 
Präsenz (K. S. 91f.), der in süddeutschen Städten etwas Ähnliches in Ge- 
stalt der sogen. ‚‚Pitanz‘‘ zur Seite tritt (vgl. Weigel, Deutschordenskomturei 
Rothenburg S. 33/34, 68). Zu prüfen wäre, in welchem Verhältnis zur Präsenz 
Einrichtungen stehen, wie die z. B. in Hameln bezeugte ‚„‚museria““ (UB. 
Hameln Il, Register S. 805, insbes. UB. II 619 ‚‚suum speciale commune‘‘, 
UB. II 824 S. 688 ,,‚das commun vicariorum, die manserey genandt‘‘). S. ferner 
UB. Stadt Hildesheim III 1040 (1423) über eine dort bestehende ‚„‚mussaria‘'. 

*) Vgl. H. 8. 3f. einerseits, K. 8. 23, 31f. andererseits. 

s) Es ist z. B. zu achten auf die Bezeichnungen, die in Neustadt für ge- 
wisse Abgaben der Altaristen üblich sind und die sich von den in Bremen 

ebräuchlichen Bezeichnungen abheben, wie das Restauer (restaurum) nach 
. 8. 14, 52 Anm. 58f. 
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III. &) Besonderes Interesse beansprucht nach dieser Seite hin der 
von K. (S. 145f.) gemachte Versuch, eine in den Bremer Urkunden 
häufiger erwähnte Gattung der Altarpfründen, die unter der Benennung 
„commenda‘‘ (aueh ‚„elemosina‘‘ oder ‚„commissio‘‘) erscheint, und 
deren rechtliches Wesen vielfach umstritten ist!), genauer zu bestimmen. 
K. stützt sich hierbei auf ‘die Begriffebestimmung der sogenannten 
jüngeren Kommende, die Hinschius?) gibt. Im Gegensatz zu der 
älteren Kommende, welche zugunsten eines Amtes oder einer Kirche 
deren provisorische Verwaltung zu sichern bezweckt, erblickt Hinschius 
in der jüngeren Kommende eine Art der Vergebung eines Benefiziums, 
die in erster Linie zum Vorteil des Bedachten erfolgt und ihm die lediglich 
„als fruchttragendes Objekt‘ gewertete Pfründe nur zur Ziehung der 
Einkünfte, also „ohne Rücksicht auf die damit- verbundenen Lasten‘', 
verschafft. Auf Grund einer Durchmusterung der urkundlichen Belege 
über Kommenden wird diese Auffassung von K. für Bremen im 15. und 
16. Jahrhundert abgelehnt, da nach den vorhandenen Aufzeichnungen 
den Kommendisten dort auch die Ausübung des Offiziums oblag. Aus der 
Tatsache, daß gelegentlich in Stade bei der Begründung einer „commissio 
sive elemosina‘‘ im Jahre 1431 angeordnet wird: „... .. quod dicta com- 
missio sive elemosina non sit neque fiet beneficium ecclesiasticum sed 
perpetue maneat simplex elemosina sivecommissio‘?), folgert K., 
daß bei den ausweislich der Urkunden ebenso zu bewertenden Kommen- 
den der Bremer Kirchen an eine Rechtsform zu denken sei, welche darauf 
abzielte, die die Benefizien im engeren Sinne betreffenden Vorschriften 
des Kirchenrechtes auszuschalten, namentlich, soweit sie sich auf die 
Anhäufung von mehreren Kommenden oder von einem Benefizium und 
einer oder mehreren Kommenden bezogen. ‚Commenda‘“ und „bene- 
ficium‘“ seien zwar einander gleich im Umfang ihrer Befugnisse, jedoch 
nicht an sich und ihrem Wesen nach. Nach dem Bremer Material stelle 
sich die Kommende keineswegs als eine Unterart des „beneficium eccle- 
siasticum‘“‘ dar, bei der nach Hinschius die Einkünfte ohne Rücksicht 
auf das Amt übertragen wurden, sondern als eine selbständig neben den 
eigentlichen Benefizien auftretende Rechtsform der Altarpfründen, für 
deren Wahl die Absicht der Stifter maßgebend gewesen sei, den Inhabern 
der Kommende in Abweichung von den sonstigen Vikarien die Möglich- 
keit zu gewähren, in einer den Normen des kirchlichen Ämterrechtes 
nicht widerstreitenden Weise eine zweite Pfründe zu gewinnen, weil sie 
von den Einkünften einer einzigen meist ihren Unterhalt nicht zu be- 
streiten vermochten. 

Richtig ist bei diesen Ausführungen, daß, wie ebenfalls Belege aus 
anderen Orten dartun, ein Unterschied zwischen Kommende und geist- 
lichem Lehen obwaltet.*) Dagegen spricht auch nicht entscheidend die 


1) K. 8.146 Anm. 2. 

2) Kirchenrecht der Kathol. u. Protestanten III (Berlin 1888) S. 109f. 

3) K., S.150 zu Anm. 2. 

%) UB. Stadt Hildesheim III 748 (1416) werden für eine Kommissie 
Vereinbarungen getroffen für den Fall, „ift dat ok eyn leen worde“. Nach 
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Tatsache, daß zuweilen „commenda (commissio)‘“‘ und „Lehen‘ mit 
einander identifiziert werden?!), da es sich hierbei um Urkunden aus einer 
Zeit handelt, in der bereits mit einer gewissen Vermischung und Ver- 
wirrung der Begriffe zu rechnen ist.?) Bedenken aber muß ich äußern 
gegen die von K. verfochtene Meinung, daß für die Bevorzugung der 
Konmende in Bremen bestimmend gewesen sei der Wunsch, den 
Kommendisten im Einklang mit den Anordnungen des kanonischen 
Rechtes den Erwerb einer Mehrzahl von Pfründen offen zu halten. Denn 
wenn ich recht sehe, war nach dem Bremer Urkundentum mehrfach 
gerade bei Kommenden von vornherein die Pfründenkumulation unter- 
sagt, also von dem Stifter selbst eine Regelung geplant, die sich mit 
den nach K. bei der Wahl der Kommendenform erstrebten Zwecken nicht 
vertragen würde.) Aus dieser Eigentümlichkeit, die übrigens, wie K. 
selbst bemerkt, auch bei der jüngeren Kommende im Sinne von Hin- 
schius begegnet, ist daher das Wesen der Bremer Kommende nicht zu 
erschließen. 


Ich halte es sogar für unwahrscheinlich, daß von dem hier gewählten 
Ausgangspunkte aus überhaupt zu einer befriedigenden Lösung des 
Problems zu gelangen ist. Zweifel in diesem Sinne erweckt bei mir die 
Fülle und Verschiedenartigkeit der für die bezeugten Altarpfründen und 
ihre Inhaber gebrauchten Namen, für die namentlich H. (S. 31 Anm. 7) 
und K. (S. 10f.) Belege darbieten. In ihnen tritt hervor, daß die MeB- 
stiftungen eine Erscheinung sind, deren Entstehung und Verbreitung 
erst in eine verhältnismäßig späte Zeit fällt. Bei einer solchen Sachlage 
ist nichts natürlicher, als daß man für die neu sich bildenden Formen auf 
Bezeichnungen zurückgriff, die dem geltenden Ämterrecht der Kirche 
geläufig waren, ohne daß damit zunächst mehr als eine Übereinstimmung 
in den allgemeinen Zügen zum Ausdruck gebracht werden sollte. Das zeigt 
sich besonders sinnfällig bei der Verwendung von Worten wie „Vikar““ 


UB. Hameln II 500 (1478) wird eine Kommende in Afferde errichtet und der 
Bischof von Minden „bestediget desulven commenden in eyn ewich leen‘‘. 
Durch eine Urkunde vom 3. II. 1521 (UB. Hameln UI 698) begründet der Rat 
von Hameln eine Vikarie nebst zwei zugehörigen Kommenden (,‚eyne nige 
ewige vicarie myt twen thofelligen unde anhanghenden commenden‘‘). Vgl. 
weiter UB. Hameln II 401, 538. 


t) Nach UB. Stadt Hildesheim VII 923 (1479) wird gestiftet eine „‚ewighe 
commissien unde leen‘‘, nach UB. Hameln II 689 (1519) „eyn nyge ewich 
lehn efte commenden“. S. ferner Heepe S. 5 Aum.I. Die Beispiele lassen 
sich leicht vermehren. 


2) Heepe S. 8 und Anm. 3 das. 


3) Vgl. z. B. die bei K. S. 33 Anm. 4 aufgezählten Urkunden, die gegen 
die Kumulation von Pfründen gerichtete Festsetzungen aufweisen und unter 
denen sich auch solche befinden, welche Kommenden betreffen (UB. Bremen 
IV 353, 1407; Erzst. Bremen 1432, 1513 und dazu K. S. 147, 148 unter Nr. 1 
und 5). Die hier bei Nr. 5 erwähnten beiden Urkunden (UB. Bremen IV 353, 
1407; V 400, 1429) beziehen sich übrigens nicht auf denselben Altar, da 
in der ersten von dem AÄnnen-, in der zweiten von einem Mlarienaltar 
die Rede ist. 
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oder „Kaplan‘‘ für Jie Pfründgeistlichen!), und hieraus erklärt sich die 
Vieldeutigkeit der vorkommenden Benennungen und die Schwierigkeit, 
zu einer klaren Abgrenzung ihres Inhalts vorzudringen.?) In den gleichen 
Zusammenhang gehört es m. E., wenn etwa die Rechtslage des Rates 
$egenüber den unter seinen Einfluß geratenen Seelgeräten als „jus pa- 
tronatus‘‘ umschrieben wird, obwohl, wie Alfred Schultze schlagend 
nachgewiesen hat, von einem Patronat im kirchenrechtlichen Sinne kaum 
gesprochen werden kann.?) ; 
Übertragen wir diese Erkenntnisse auf die „Kommenden‘“ unter den 
Altarpfründen, erscheint es mir verfehlt, den Versuch zu machen, ihren 
rechtlichen Charakter zu enthüllen, indem an die Begriffsbestimmung der 
jüngeren Kommende, wie sie Hinschius im Bereich des eigentlichen 
Ämterwesens entwickelt hat, angeknüpft wird, da mehr als eine äußere, 
aus gewissen, auch von K. anerkannten Ähnlichkeiten der beiden Kom- 
mendearten folgende Beziehung damit nicht gegeben ist. Es bleibt 
unter diesen Umständen einstweilen nichts anderes übrig, als zunächst 
für einzelne Städte oder zusammenhängende Gruppen von solchen die 
überhaupt gewählten Rechtsformen, in denen die gestifteten Altarpfrün- 
den begegnen, zu ermitteln und mit Hilfe ihrer Vergleichung die hervor- 
stechenden Wesensunterschiede herauszuarbeiten, also den Weg einzu- 
schlagen, den Heepe für die Altarpfründen an den Pfarrkirchen der 
Stadt Braunschweig mit gutem Erfolge beschritten hat. Erst wenn wir 
über eine Anzahl derartiger, nach einheitlichen Richtlinien geführter 
Untersuchungen verfügen, wird eine Grundlage gegeben sein, von der 
aus sich die Fragen nach der Eigenart der vorhandenen Rechtsformen, 
nach ihrem Verwendungsbereich und nach den im Laufe der Zeit eintreten- 
den Verschiebungen ihrer Struktur befriedigend beantworten lassen. 
Einige Bemerkungen mögen das Gesagte noch näher erläutern. 
Hecepe kommt für die Braunschweiger Pfarrkirchen zur Aufstellung der 
drei Rechtsformen der Kaplanei, der Befehlung und des Lehens. Dabei 
‚ist das Unterscheidungsmerkmal zwischen diesen Formen nach Heepes 
allerdings nur vermutungsweise geäußerter Ansicht darin zu erblicken, 
‚daß der Inhaber der Befehlung gleich dem MeßBpriester der Kaplanei 
ad nutum amovibilis war, d.h. zwar nicht, wie jener, vom Pfarrer, sondern 


1) H.S.31 Anm.7;K.S.10f. Ich bemerke dazu, daß als ‚„‚Vikare‘ in 
den Quellen nicht nur die Vertreter des Pfarrers oder der Kanoniker in ihren 
gottesdienstlichen Verrichtungen und die Altaristen oder Benefiziaten er- 
scheinen, sondern daß als Vikare auch die Pfarrgehülfen, die eigentlichen 
Hilfspriester (vgl. bierüber Lindner, Die Anstellung der Hilfspriester, 
Münchener Studien zur historischen Theologie Heft 3, Kempten 1924, insbes. 
S. 36f., 39f.) bezeichnet werden, so daß, streng genommen, nicht zwei (s0 
H. S. 32 Anm. 7 a. E.), sondern drei Hauptgruppen der Vikare auseinander- 
zuhalten sind (3. auch Nottarp, Z.? f. RG. 46, 1926, S. 529f.). Wegen der 
Benennung „Kaplan“ vgl. H. S. 28 Anm. 6 a. A., 31 Anm. 7. 

2) Über die Zusammenfassung der ‚‚vioarii majiores“‘ mit den „vicarii 
minores (inferiores)‘‘ in den Vikargemeinschaften und weitere ähnliche Grenz- 
fälle «. K. S. 11, 33, 98. 

3) Alfred Schultze, Stadtgemeinde und Kirche S. 124f. Vgl. ferner 
unten 8. 425/t. 
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vielmehr vom Rate ohne weiteres entlassen werden konnte, während der 
Besitzer eines Lehens nur, wenn er seine Pfründe nicht ordnungsgemäß 
verwaltete, durch einen geregelten Prozeß nach kanonischem Rechte 
seines Lehens verlustig erklärt werden durfte‘.!) Dafür, daß, wie Heepe 
dies für Braunschweig annimmt, sich die vorkommenden Rechtsformen 
sonderten nach der Art und Weise, wie die Entsetzung des Meßpriesters 
erfolgte, können Beobachtungen auch aus anderen Orten ins Feld geführt 
werden.?) Ob damit jedoch ein überall zutreffender Maßstab gewonnen 
ist, läßt sich zur Zeit jedenfalls nicht beurteilen. Es wäre an sich nicht 
undenkbar, daß noch weitere Momente, wie z. B. das Verfahren bei der 
Begründung und der Besetzung der Stelle, die Ausgestaltung der Befug- 
nisse des Stifters oder des Rates, das Verhältnis des Geistlichen zur 
Pfründe oder die Abgrenzung des Pfründenvermögens gegenüber dem 
Kirchengut, unter Umständen selbst, wie K. will, die Rücksicht auf eine 
erwünschte oder unerwünschte Pfründenkumulation, die Benennung und 
rechtliche Ausgestaltung der Pfründen beeinflußten. Wie es in dieser 
Hinsicht steht, kann aber, wie mir scheint, nur aufgehellt werden durch 
Untersuchungen, welche die Gesamtheit der örtlich bezeugten Bil- 
dungen ins Auge fassen und sie in ihren kennzeichnenden Eigentümlich- 
keiten bis zur Reformation verfolgen, also durch Untersuchungen, an 
denen es heute so gut wie völlig fehlt.?) Und erst aus einer Vergleichung 
der auf diesem Wege erzielten Einsichten wird sich entnehmen lassen. 
in wie weit die Entwicklung typische Züge trägt und einer verallgemei- 
nernden Betrachtung zugänglich ist.*) 


I) Heepe S. 38, 9. 

2) Ich berufe mich etwa darauf, wie in Hildesheimer Aufzeichnunger 
sus den Jahren 1406/7 die Rechtslage der dortigen Domkellnerei als einer 
„slicht bevelinghe‘‘ oder ‚eines simplex offiium commendaticium‘“ um- 
schrieben wird (UB. Stadt Hildesheim III 272, 308). Lehrreich ist ferner die 
allerdings nicht dem hier behandelten Gebiete entstammende \Vendung in 
einer Urkunde des Klosters Bursfelde aus dem Jahre 1144, die Brennecke, 
Hannov. Magazin II (1926) S.39 Anm.41 erwähnt: „.. . nec advocatia ulli 
ut beneficium prestetur, sed ad nutum abbatis in absolutionem peccatorum 
commendetur“. 

3) Auf das Hervortreten lokaler Besonderheiten im Hinblick auf die 
Rechtsformen der Pfründen weist z. B. Meyer (oben S. 416 Anm. I) S. 217 
Anm. 3 hin. In Sangerhausen überwiegt danach durchaus das Lehen, während 
die Befehlung im Sinne Heepes nicht vertreten ist. Über Goslar s. Frölich, 
Zeitschr. f. Kirchengesch. 40 (1921) S. 144 Anm. 2. 

*) Mir schwebt dabei namentlich die Frage vor, ob für die Wahl der 
einzelnen Pfründenformen vielleicht die Beziehungen des Geistlichen zu dem 
Offizium auf der einen, zu dem Benefizium auf der andern Seite das entschei- 
dende Merkmal bildeten, und ob sich hieraus die von Heepe betonten Ab- 
weichungen bei der Entlassung des Priesters erklären. Jedenfalls sprechen 
manche Gründe dafür, daB bei Kaplanei und Befehlung die Ausübung des 
Amtes im Vordergrund stand, der gegenüber die Pfründe zurücktrat, während 
für das ‚„‚Lehen‘‘ das Umgekehrte gilt (s. auch K. 12). An die Verknüpfung in 
erster Linie mit dem Offizium ist möglicherweise ebenfalls bei der Kommende 
zu denken (vgl. K. S. 147, sowie die UB. Hameln I 773 abgedruckte Urkunde 
vom 1. I. 1406 über die Stiftung einer Kommende in Hameln: ‚,et illis, qui sic 
presentati fuerint ... ., decanus prefate ecclesie Hamelensis dietam commen- 
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b) Die Erwägungen, die soeben angestellt wurden, geben Anlaß, 
noch ein zweites Problem 'anzuschneiden, das in den bisherigen Erörte- 
rungen eine wichtige Rolle spielt und namentlich der Schilderung R.s den 
Stempel aufdrückt. Hier wird in enger Anlehnung an Alfred Schultze 
versucht, die Eigenart der Stellung des Rates, aber auch des Pfarrers und 
der Familie des Stifters gegenüber den Nürnberger Altarpfründen zu er- 
klären unter dem Gesichtswinkel eines Treuhandverhältnisses der Stifter- 
familie, des Pfarrers, des Stadtrates oder auch einer Mehrheit von Treu- 
handschaften, die neben- oder hintereinander geschaltet sind.!) Nun ist 
es unbestreitbar, daß mit der Heranziehung des Treuhandbegriffs Alfred 
Schultze einen überaus fruchtbaren Gedanken in Jdie Diskussion ge- 
worfen hat, und daß sich diese Auffassung auch in den Vordergrund 
schiebt, soweit es sich um die Aufgaben dreht, die der Begründer der 
Pfründe seinerseits im Interesse der Stiftung dem Rate überträgt. Aber 
ich hege doch Zweifel, ob mit dieser Grundanschauung überall auszu- 
kommen ist. M. E. verbietet sich die Annahme einer eigentlichen Treu- 
handfunktion des Rates dort, wo der Rat von sich aus ausschlaggebend 
einwirkt auf die Altarpfründen, insbesondere auf diejenigen an den 
städtischen Pfarrkirchen, und zwar in einer Weise, bei der nicht mehr die 
Rede davon sein kann, daß der Wille des Stifters?) die Rolle bestimmte, die 
der Rat beanspruchte und ausübte. Die Entwicklung wird hier vielmehr 
getragen von einer planmäßigen Kirchenpolitik des Rates, die, zwar an- 
knüpfend an den Gebrauch der Seelgeräte und auf dem Umweg über sie, 
trotzdem durchaus selbständig und zu eigenem Rechte den Ausbau der 
Stiftungen, die Begünstigung gewisser Kirchen und die Wahl der Rechts- 
form betreibt oder die Regelung der Befugnisse und Pflichten der Geistlichen 
sowie die Aufsicht über sie ergreift, so daß durch das Vorgehen des Rates 
und durch die Absichten, die er verfolgte, der Kern der Einrichtung eine 
Umbildung erfährt. Ich möchte glauben, daß uns dabei etwas ähnliches 
entgegentritt, wie in der bereits berührten Tatsache, daß nicht nur derRat, 
sondern auch die Familie des Stifters oder sogar der Pfarrer als ‚Patron‘ 
der Stiftung, der Inhalt der Berechtigungen der genannten Personen 


dam seu altare predictum regendum committet seu commendabit .. .‘ 
S. ferner oben $S. 421 Anm. 4). Zu beachten ist jedoch, daß schon sehr früh 
das Bewußtsein der rechtlichen Verschiedenheit der vorkommenden Erschei 
nungen zu verblassen beginnt (Heepe 9. 8 Anm. 3 und 4). — Auf die Ge 
sichtspunkte, die sich nach der angedeuteten Richtung aus den Bemer- 
kungen von Pöschl über „die Entstehung des geistlichen Benefiziums‘ 
(Arch. f. kathol. Kirchenrecht 106, 1926, S. 3—121, insbes. 5.37, 86f., 97f.) 
etwa ergeben, kann hier nicht eingegangen werden, zumal die Fortsetzung 
des Aufsatzes für das spätere Mittelalter noch aussteht. 

ı) R. S. 59f., 65, 67/8, 74, 80, 95/6. 

2) A. Schultze, Stadtgemeinde und Kirche S. 129: ‚Aber sie (die 
Ratstreuhänderschaft) beruhte, wenn auch diese Organe (gemeint sind die 
eigenen genossenschaftlichen Organe der Stadtgemeinde) gelegentlich mit 
einigem Druck auf die Bürger, ja sogar einer Art Reglementierung nachhalfen, 
rechtlich in jedem einzelnen Falle auf dem privaten Willen des einzelnen 
Schenkers oder Stiftere, also auf einem rechtsgeschäftlichen, privatrecht- 
lichen Spezialtitel. Die Gemeindetätigkeit erhielt hier ihre Legitimation von 
einzelnen Bürgern.‘ 8. dazu für Braunschweig Heepe S. 7. 
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aber als „jus patronatus‘‘ bezeichnet wird!), obwohl sehr erhebliche Ab- 
weichungen gegenüber dem Patronat im kirchenrechtlichen Sinne fest- 
zustellen sind.?) Es liegt eine Erscheinung vor, die sich nicht ohne weiteres 
in den Rahmen des kirchlichen Ämterrechtes einfügt und die deshalb von 
seiner Terminologie nur bedingt erfaßt wird. Ebensowenig wie die 
Analogie zu dem kirchenrechtlichen Patronat eine vollständige ist — aus 
diesem Grunde führt ja gerade die Verwendung des Ausdrucks „Patro- 
nat‘‘ zu Mißverständnissen —, ebensowenig reicht die dem Privatrecht. 
entlehnte Annahme eines Treuhandverhältnisses oder einer Mehrzahl von 
ihnen aus, das Wesen der hier zu beobachtenden rechtlichen Neuschöp- 
fungen in jeder Hinsicht befriedigend zu umschreiben.?) Und von dieser 
Seite her betrachtet ergibt sich m. E. auch kein Hindernis, einen Gesichts- 
punkt zu verwerten, den R., darin gleichfalls A. Schultze folgend. ab- 
lehnt, nämlich den Gesichtspunkt, daß es letzten Endes eigenkirchliche 
Vorstellungen sind, welche das Institut erfüllen und durchdringen, 
wenigstens soweit der Rat als solcher tätig wird. Es trifft zu, daß es bei 
den von den einzelnen Bürgern gestifteten Altarpfründen bei dem Rat 
an den Voraussetzungen der Begründung eigenkirchlicher Ansprüche 
an sich fehlt. Aber das würde nicht ausschließen, daß der Inhalt dieses 
Verhältnisses, bei dem die Willensrichtung des Rates, nicht die des 
Stifters, entscheidend ist, Elemente des Eigenkirchenrechts oder wenig- 
stens Erinnerungen an sie aufweist?!) und daß diese sinngemäß zu einer 
Charakterisierung der erwachsenden Rechtsbeziehungen verwandt werden 
können in einer Zeit, die noch in weitem Umfange unter dem Eindruck 
eigenkirchlicher Anschauungen, zwar nicht der Form, aber der Sache 
nach, steht.°5) Ich vermute. daß man, soweit die Stellung des Rates in 
Frage kommt, auf diesem Wege in vielen Fällen der Sachlage besser ge- 
recht wird, als wenn man den doch in erster Linie privatrechtlich orien- 
tierten Treuhandbegriff zu sehr preßt. Etwas Ähnliches aber ist zu sagen 
in bezug auf die Auffassung, daß der Pfarrer als „Treuhänder“ der 
Stiftung fungiere.®) Wenn der Pfarrer so bezeichnet wird, so handelt es 
sich in Wahrheit wohl meist um den Prozeß, der auf die Bildung eines 
besonderen, von den Vermögen der Kirche geschiedenen Pfründvermögens 
und auf eine allmähliche Verselbständigung der Stiftung hinausläuft, 
einen Prozeß, bei dem zunächst noch eine engere Anlehnung an die Ein- 
richtungen der Kirche selbst gesucht wurde, dann aber in immer stärke- 
rem Umfange eine Loslösung von ihnen eintrat. Man kann dabei gewiß 


I) R. S. 64, 65 Anm. 2, 67 und Anm. 2 das., 74f. Bei R. S. 74 wird ge- 
sprochen von dem ‚Treuhänder oder sog. Patron der Stiftung“. 

2) Oben S. 423 Anm. 3. 

3) Gegen eine Überspannung des 'Treuhandbegriffes wenden sich in 
gewissem Sinne ebenfalls die Darlegungen über den städtischen Patronat 
bei K. S. 26. 

*) Ein Anklingen hieran übrigens auch bei A. Schultze, Stadtgemeinde 
und Kirche $. 126: ‚„‚Nachwirkende eigenkirchliche Gedanken — soviel ließe 
sich höchstens behaupten — mögen dabei Pate gestanden haben.“ 

8) Vgl. hierzu Schönfeld a.a. 0. S.359 zu Anm. 4. 

RR. S.60, 62, 65, 67. 
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denken an einen Vorgang, der manche Berührungspunkte mit der Schaf- 
fung eines Treuhandverhältnisses aufzeigt, der sich aber doch hiermit 
nicht restlos deckt. Irre ich nicht, so verspricht die genauere Unter- 
suchung vor allem der Rechtsform, die uns in Gestalt der sogenannten 
Kaplanei im Sinne Heepes in den Quellen aufstößt, weitere und wert- 
volle Aufschlüsse in dieser Hinsicht zu verschaffen.!) 

IV. So wichtige Einblicke in die Beziehungen zwischen Stadt- 
gemeinde und Kirche und in die Lage der Altarpfründen im Mittelalter 
die angezeigten Schriften gewähren, so muß ich zum Schluß doch wenig- 
stens andeuten, daß sie nach einer Richtung hin, die aber überhaupt von 
der Forschung bisher sehr vernachlässigt ist, noch einer Vertiefung fähig 
sind. Mir schwebt dabei die Verbindung vor, die im Mittelalter zwischen 
Kirche und städtischem Verfassungsleben besteht und die sich 
gerade im Zusammenhang mit den hier erörterten Problemen besonders 
sinnfällig auswirkt. 

Blicken wir auf die enge Verflechtung zwischen Kirche und Stadt- 
gemeinde auf der einen, auf die grundstürzenden Änderungen, welche die 
Verfassungsentwicklung in den einzelnen Städten vielfach aufweist, auf 
der andern Seite, liegt es von vornherein nahe, zu schließen, daß bei den 
Auseinandersetzungen innerhalb der städtischen Gemeinwesen der Klerus, 
ein Element, ‚das tief in das ganze Leben der bürgerlichen Gesellschaft ein- 
griff und sich hier gleichwohl nicht eingliederte‘‘ 2), eine Rolle gespielt und 
irgendwie in ihnen sich betätigt haben muß. Aber so sehr eine solche Folge- 
rung sich aufdrängt, gibt es doch, sovielich sehe, nur wenige Arbeiten, die 
diesem Gegenstand nähere Beachtung schenken. Icherwähneetwa die Ver- 
hältnisse in Goslar, wo sich dartun läßt, daß die politischen Spannungen, 
die dort gegen Ende des 13. Jahrhunderts zu einer heftigen Entladung 
führten, eine vollkommene Parallele finden in den Erscheinungen, die 
sich gleichzeitig auf kirchlichem Gebiete zeigen in dem Gegensatz zwischen 
Stadtpfarrkirchen und Domstift und den Bevölkerungsschichten, die sich 
zu diesem oder jenen hielten.?) Für Braunschweig hat Heepe) hervor- 
gehoben, daß die Wahl und Verbreitung der verschiedenen Rechtsformen 
der Altarpfründen von den politischen Zuständen in der Stadt nicht un- 
beeinflußt geblieben sind, und ein ähnlicher Gedankengang begegnet bei 
Meyer, soweit es sich um die einzelnen Kirchen und Klöster der Stadt 
Sangerhausen und die besondere Art ihrer Einstellung zur Bürgschaft 
dreht.5) Wieder in Braunschweig ist zu Beginn des 13. Jahrhunderts zu 


1) An diesem „freilich sehr heiklen‘‘ Punkte (A. Schultze, Stadtgem. 
u. Kirche S. 115 Anm. 3) hätte die Forschung nach meinem Dafürhalten 
vornehmlich einzusetzen. Daß die Aussichten nicht so pessimistisch zu be- 
urteilen sind, wie R.(S.66) befürchtet, dürfte schon das in so weit vonHeepe 
nicht völlig ausgeschöpfte Braunschweiger Urkundentum ergeben. S. auch 
Heepe 8. 33 Anm. 3, 45 Anm. 3, 46 Anm. 2. 

2) Schiller, Bürgerschaft und Geistlichkeit in Goslar (1290— 1366), 
Kirchenrechtl. Abh., herausg. von U. Stutz, 77. Heft (Stuttgart 1912) 8.5 
und dazu Meyer a.a.0. 8. 206. 

s) Frölich, Z. ® f. RG. 41 (1920) 8. 148/9. “Ss. 6f. 

ı) A.a.0. 8. 207f. Meyer befaßt sich dabei (S.198, 204f., 243/4) auch 
mit den Abweichungen, die in Ansehung des Verhältnisses von Stadtgemeinde 
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erkennen, wie bei den Streitigkeiten zwischen Stadt und Kirche von dem 
Rat die Vikare am Dom politisch gegen das Kapitel ausgespielt werden!) 
und Ähnliches ist um dieselbe Zeit bei der Vikargemeinschaft am Goslarer 
Domstifte zu vermuten.?) Endlich ist, wie ich schon gelegentlich einmal 
betont habe®), das Prozessionswesen ein Gebiet, das unter diesem Ge- 
sichtswinkel Aufmerksamkeit verdient. Die Reihenfolge der städtischen 
Körperschaften bei den kirchlichen Umgängen ist auf das engste ver- 
knüpft mit den jeweils geltenden Verfassungseinrichtungen und spiegelt 
deren Änderungen in überaus bezeichnender Weise wieder, go daß, von 
diesem Standpunkte aus betrachtet, auch der mehrfach von dem Rate auf 
die Geistlichkeit ausgeübte Druck zur Beteiligung an den Prozessionen‘) 
in besondere Beleuchtung rückt. 

Ganz sind natürlich die uns hier beschäftigenden Darstellungen 
an diesen Fragen nicht vorübergegangen. R. streift einmal (S. 62) im 
Anschluß an Heepe die Eingliederung der „einzelnen Stiftungsakte in 
gewisse typische Zusammenhänge“, er lehnt es jedoch im Hinblick auf 
die Dürftigkeit der Überlieferung ab, den Gedanken weiter zu verfolgen, 
wobei m. E. wieder die zu enge Begrenzung des Beobachtungsfeldes stört. 
Bei H. (S. 15/6) wird Nachdruck auf die Tatsache gelegt, daß die Mehrzahl 
der Altaristen in Neustadt den dortigen Bürgerfamilien angehörten, ohne 
daß aber in eine nähere Erörterung darüber eingetreten wird, ob sie etwa 
bestimmten Klassen der städtischen Bevölkerung und welchen sie zu- 
zurechnen sind. Und schließlich wird namentlich bei K. (S. 8 Anm. 3) 
der Notwendigkeit von Untersuchungen über die ständische Zusammen- 
setzung der Altaristen gedacht, wie sie bis jetzt eigentlich nur Kothe?) 
für Straßburg angestellt hat, und wie sie in erster Linie für die Berührun- 
gen der Kirche mit dem städtischen Verfassungsleben Aufschlüsse ver- 
sprechen, es wird indessen ebenfalls auf Sonderforschungen, für die es 
noch weiterer Vorarbeiten bedürfe, verwiesen. Daß aber dabei Probleme 
auftauchen, deren Lösung erst die Schilderung völlig abrundet, die von 
der Rechtslage der Altarpfründen, von der Stellung ihrer Geistlichen 
sowie ihrer Rolle im Gesamtorganismus der mittelalterlichen Stadt zu 
entwerfen ist, erkennt K. selbst an. indem sie im Schlußwort ihrer Ab- 
handlung (S. 142/3) nochmals auf die Wichtigkeit der Klärung der Stan- 
desverhältnisse in der Bremer Kirche zurückkommt. Nach meinem 


und Kirche in Goslar zu beobachten sind, und erklärt sie daraus, daß Goslar 
eine Reichsstadt, Sangerhausen eine Landstadt war. Über das Nichtvor- 
kommen der Rechtsform der Befehlung in Sangerhausen vgl. oben S. 424 
Anm. 3. 


!) Hänselmann, Chron. d. d. Städte XVI (Leipzig 1880) S. bf. 

2) Frölich, Harz-Zeitschr. 55 (1922) S. 37f., insbes. 39. 

3) Hist. Vj. XX (1920/21) S. 4]. 
& *) S. hierzu die Angaben bei K. S. 78sowie Frölich, Z.?f. RG. 41 (1920) 

. 146. 

®») Kothe, Kirchliche Zustände Straßburgs im vierzehnten Jahrhundert 
(Freiburg 1903). Vgl. dazu A. Schulte, Der Adel und die deutsche Kirche 
im Mittelalter, Kirchenrechtl. Abh., herausg. vun U. Stutz, 63. u. 64. Heft, 
2. Aufl. (Stuttgart 1922), Nachtrag S. 29. 
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Dafürhalten liegt die Sache so, daß die Aufdeckung der Zusammenhänge 
zwischen Kirche und städtischer Verfassungsentwicklung eine außer- 
ordentlich bedeutsame und dankbare Aufgabe darbietet und daß zıı ihrer 
Bewältigung vor allem Arbeiten der vorstehend gekennzeichneten Art 
beizutragen berufen und imstande sind. 


Gießen. Karl Frölich. 


H. Hoogeweg, Die Stifter und Klöster der Provinz Pom- 
mern. Band II. Stettin, Leon Saunier, 1925. 1067 8. 
8°. Mit 2 Kartenskizzen. 


Ohne Aufenthalt hat der emsige Verfasser sein gründliches Werk 
mit einem zweiten Bande zum Abschluß gebracht, der den starken ersten 
Band noch um ein erhebliches an Umfang übertrifft. Die Notgemein- 
schaft der deutschen Wissenschaft und die Historische Kommission 
für die Provinz Pommern haben dankenswerterweise die Drucklegung 
ermöglicht. Der Band ist genau nach denselben Grundsätzen bearbeitet 
wie sein Vorgänger und, wie dieser, mit ausführlichen Registern versehen. 
Auch in der Art der Quellenbenutzung hat sich nichts geändert. Wünsche, 
die im Anschluß an den ersten Band geäußert wurden, wie die Aufnahme 
des Domstifts Cammin, sind nicht mehr berücksichtigt worden. Was 
früher (Bd. XLV, Kan. Abt. XIV, 1925, S. 548ff.) in der ausführlichen 
Würdigung des ersten Bandes gesagt worden ist, gilt darum grundsätzlich 
auch für diesen Schlußband, für den sich auch in derselben Weise Er- 
gänzungen und Einzelverbesserungen beibringen ließen.!) Es erscheint 
nach unsern früheren Darlegungen unnötig, hier wiederum im einzelnen 
darauf einzugehen. Wir können uns auf ein paar Geleitworte mehr all- 
gemeiner Art beschränken. Wir geben vor allem der Freude Ausdruck, 
daß dieses landesgeschichtlich wichtige, für die pommersche Kloster- 
geschichte dauernd grundlegende Werk sa rasch und glücklich heraus- 
gebracht ist. Wir begrüßen das reiche Rohmaterial, das hier aus den 
pommerschen Archivalien von kundiger Hand zusammengestellt und auch 
der allgemeinen Kircbengeschichte und Kirchenrechtsgeschichte zugäng- 
lich gemacht ist. Der Wert liegt in der ausführlichen und sorgfältigen 
Aufarbeitung des pommerschen Stoffes, gedruckten und ungedruckten, 
wo bewußt nur für Stralsund und Neuenkamp die zahlreichen und zweifel- 
los nicht unergiebigen Bürgertestamente des Stadtarchivs in Stralsund 
seit 1300 beiseite geblieben sind. Lücken bleiben in der Auswertung der 
allgemeinen und der außerpommerschen Veröffentlichungen; sind sie im 
Einzelfall gelegentlich nicht ohne weiteres unerheblich, so lassen sie doch 


1) Vgl. z. B. für die Pasewalker Dominikaner schon oben Bd. XLV, 
Kan. Abt. XIV S. 854, 557; für die Stralsunder Zeitschr. f. Kirchengesch. 
XXXIV 489, neuerdings auch F. Bünger, ebd. XLIV 497, 409, und Ders, 
Zur Geschichte und Mystik der märkischen Dominikaner, Berlin 1926 (Register 
anter Stralsund). — S. 261 und 263 lies 1128 statt 1127 bzw. 1147 für die 
zweite Pommernfahrt Ottos von Bamberg. 
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grundsätzlich den hohen Wert der hier gebotenen Grundlage für jede 
Forschung unberührt, die es mit dem mittelalterlichen Klosterwesen 
des deutschen Nordostens zu tun hat. Gerade daß der Stoff hier ganz in 
seiner örtlichen Besonderheit ohne einen Ansatz zu systematischer 
Verarbeitung rein monographisch für jedes einzelne Stift vorgelegt wird, 
läßt seine Bedeutung und seinen Reichtum zur Beleuchtung der ver- 
schiedensten Fragen der kirchlichen Verfassungsgeschichte dem kundigen 
Benutzer besonders eindringlich werden. Der Zahl nach sind es 32 Stifter, 
die, wieder alphabetisch aneinandergereiht, in diesem zweiten Bande be- 
handelt werden. Die ältesten davon sind Pudagla (Prämonstratenser, um 
1150) und Stolpe a. P. (Benediktiner, 1153; seit 1304 Zisterzienser); 
außerdem gehörte noch das Stettiner Jakobipriorat (Benediktiner, 1187) 
und das Nonnenkloster Verchen (Benediktiner, kurz vor 1200) dem 
12. Jahrhundert an. Diese gehören zugleich zu den umfangreichsten 
Artikeln. Zusammen mit den Zisterziensern von Neuenkamp (1231) 
und Hiddensee (1296), den Zisterzienserinnen von Stettin (1243), den 
Augustinerchorherren von Jasenitz (1260) und dem Stettiner Marienstift 
(1261) nehmen sie über die Hälfte des Bandes ein; unter diesen neun sind 
wieder Pudagla und Neuenkamp bei weitem am ausführlichsten behandelt. 
Den Schluß bilden eine Übersicht über „nicht zustande gekommene und 
zweifelhafte Klöster‘ und ein Anhang über die Besitzungen der Tempel- 
herren, der Johanniter und des Deutschen Ordens in Pommern nach 
seinen heutigen Umfang. 


Greifswald. A. Hofmeister. 


Die Regesten der Erzbischöfe und des Domkapitels von Salz- 
burg 1247—1343. Bd. I (1247—1290), Heft 1: 1247 bis 
1270 (Burkart, Philipp, Ulrich und Wlodizlaus), bearbeitet 
von Franz Martin, herausgegeben von der Gesellschaft 
für Salzburger Landeskunde. Im Selbstverlage der Gesell- 
schaft. Salzburg 1926. 75 8. mit einer Siegeltafel. 4°. 


Nach vieljährigen Vorarbeiten erschienen in den Jahren 1910 bis 
1918 die ersten drei Bände eines Salzburger Urkundenbuches (SUB), 
eine mustergültige Quellenausgabe. Ihr erster bringt, beginnend mit 
dem bekannten Indiculus (Notitia) Arnonis aus dem Ende des 8. Jahr- 
hunderts, eine quellenkritische Edition der Traditionsbücher des Hoch- 
stiftes, des Domkapitels und der Stifter St. Peter, Michaelbeuern, Mattsee 
und Mondsee (diese nur soweit sie sich auf das Land Salzburg beziehen). 
Die weiteren zwei Bände veröffentlichen die Urkunden des Erzstiftes 
bis zum Tode Eberhards II (1246). In ihnen fanden nach dem von nam- 
haften Fachmännern gebilligten Arbeitsplan alle Urkunden Aufnahme, 
die das Hochstift oder das heutige Land Salzburg betreffen, oder die 
sonst von Salzburger Erzbischöfen ausgestellt wurden. Ein Anhang 
verzeichnet kurz die päpstlichen Aufträge, welche die Erzbischöfe oder 
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sonstige Prälaten heute salzburgischer Klöster mit einer Untersuchung 
oder sonstigen Amtshandlung betrauten, wofern sie nicht an sich schon 
in den Hauptteil gehörten. Dagegen blieben Urkunden, in denen diese 
Persönlichkeiten nur als Intervenienten oder Zeugen auftreten, unberück- 
sichtigt, soweit sie nicht aus anderen Gründen aufzunehmen waren. 

Die Ausgabe der Traditionsbücher besorgte der um die Geschichts- 
forschung des Landes hochverdiente gelehrte Abt!) von St. Peter in 
Salzburg, P. Willibald Hauthaler (t 1922). An der Sammlung und 
Bearbeitung der zwei Urkundenbände wirkte als jüngerer geschulter 
Forscher mit unermüdlichem Fleiße erfolgreich Franz Martin, jetzt 
Direktor des Landesregierungsarchivs in Salzburg, mit, dem wir auch 
andere wertvolle historische und kunstgeschichtliche Studien verdanken. 
Ein vierter Band hätte die Briefe und Aktenstücke jener Zeit und alles 
nndere einschlägige Material, das in den bisherigen Bänden nicht unter- 
zubringen war, enthalten sollen. Die Gesellschaft für Salzburger Landes- 
kunde ließ jedoch diesen Plan angesichts der gewaltigen Kosten fallen, 
weil ein nicht unbeträchtlicher Teil dieser Quellen bereits in verschiedenen 
Bänden der MG zum Abdruck gelangt war, andere hingegen für die 
Forschung wenig belangreich wären. Nur die Briefsammlung der Erzb. 
Eberhard I. (1147—1164) und Adalbert (1169--1177) findet durch Mar- 
tin (M) die erforderliche Neubearbeitung in der Reihe der Epistolae 
selectae der MG. 

Eine Fortführung des SUB über das Jahr 1246 hinaus wurde nicht 
in Angriff genommen. Sie würde sich sehr umfangreich gestalten, da 
das Material schon in jener Zeit stark anschwillt. Daher entschloß sich 
die Gesellschaft — wie schon Erben?) in seiner inhaltsreichen Würdigung 
von SUB Ianregte —, in Fortführung des gleichfalls mit 1246 abschließBen- 
den, noch heute grundlegenden Regestenwerkes, das A. v. Meiller schon 
1866 veröffentlicht hatte?), den Stoff bis 1343 wenigstens in Regesten- 
form weiteren wissenschaftlichen Kreisen zugänglich zu machen. Sie 
übertrug die Abfassung dieses umfangreichen Sammelwerkes jedenfalls 
an die hierfür bestgeeignete Kraft. Geplant ist vorerst ein erster Band, 
der die Regesten der Erzbischöfe und des Domkapitels vom Tode Eber- 
hards IT. bis zum Ableben Rudolfs von Hoheneck (1290) enthalten wird. 
Von ihm ist das erste Heft (1247—1270) erschienen, ermöglicht durch 
die finanzielle Förderung, welche die Akademie der Wissenschaften in 
Wien und die Landesregierung in Salzburg diesem wissenschaftlichen 
Unternehmen der Gesellschaft zuteil werden ließen. 

Es ist dies eine namentlich auch für die Entwicklung der welt- 
lichen Machtstellung des Erzstiftes bedeutungsvolle Zeit. Während der 
langen Regierung Eberhards II. (1200--1246) hatte das Erzstift nicht 


I) Vgl. den Nachruf von F. Martin in den Mitteilungen der Gesell- 
schaft für Salzburger Landeskunde (MitthGSL) LXIO 8. 1ff. 

2) Mitteilungen des österr. Instituts für Geschichtsforschung (MitthÖIG) 
XXXII S.198. Vgl auch die Besprechung der Bde II und 1II durch R. Heu- 
berger ebd. XXXVIII S. 130. und XXXIX S. 274 fl. 

3) Regesten zur Geschichte der Salzburger Erzbischöfe 11061246. 
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nur seine kirchliche Machtstellung gestärkt und erweitert, sondern auch 
auf dem Wege zur Landeshoheit schon entscheidende Erfolge erzielt.!) 
Nun aber drohten ihm schwere Krisen, veranlaßt durch den Zusammen- 
bruch der staufischen Macht, die Anarchie im Reich und die Ereignisse, 
welche dem Aussterben des Mannesstammes der Babenberger in Öster- 
reich und Steiermark folgten. Dazu ein langwieriger Kirchenstreit 
in Salzburg selbst und unheilvolle politische Einflüsse und Ränke der 
benachbarten Machthaber. Für all diese Fragen bringt das vorliegende 
Heft der SReg. reichen Stoff. 

Trotz des Verbotes der Kurie schritt das Domkapitel mit den 
Ministerialen des Erzstiftes bald nach dem Ableben Eberhards II. zur 
Wahl seines Nachfolgers. Es ließ sich von politischen Gesichtspunkten 
leiten, indem es den welfisch gesinnten Philipp aus dem Hause der Spon- 
heimer, den Sohn H. Bernhards II. von Kärnten, erkor, der durch 
seine Mutter ein Enkel Otakars I. von Böhmen war.?) Der Papst aber 
setzte in Unkenntnis oder Nichtbeachtung dieser Wahl den damals 
an der Kurie weilenden Propst von Fritzlar und Kanzler Heinrich Raspes 
von Thüringen Burkart aus dem Hause der Grafen von Ziegenhayn 
ein. Als diesen schon auf der Reise nach Salzburg der Tod ereilte, wandte 
sich Innozenz IV. nunmehr doch dem über großen politischen Rückhalt 
verfügenden Kandidäten des Domkapitels zu, der freilich erst Subdiakon 
war. Er ernannte ihn daher vorerst zum Prokurator und Administrator 
des Erzstiftes in spiritualibus et temporalibus (1247), anerkannte ihn 
aber 1249 auch als Electus. In der Folge zum Diakon geweiht (1250), 
verlor Ph., da er den Empfang der weiteren Weihen ausschlug, gemäß 
der Anordnung Alexanders IV. vom 5. April 1255 nach Jahresfrist 
ipso iure sein Amt, ohne aber deshalb auf seine Titel und die weltliche 
Regierung Verzicht zu leisten.?) Auch ließ der Papst ihm noch den 
Rechtsweg offen (Reg. 257). Das Domkapitel postulierte noch im Jahre 
1256 den Bischof Ulrich von Seckau, für den sich der Statthalter des 
Ungarkönigs Bela IV. in Steiermark, Stefan Herzog von Slavonien, 
interessierte, weil man von ihm die Rückgabe des Ennstales an Steier- 
mark erhoffte. Doch konnte auch dieser nicht in den ruhigen Besitz 
seiner Würde gelangen. Wegen der großen Auslagen, die ihm die Ver- 
handlungen an der Kurie brachten, kam er in finanzielle Nöte*), wurde 

!) Widmann, Geschichte Salzburgs I 8. 293 ff. 

2) Vgl. meine Abhandlung: Zur Frage der Besetzung des erzbischöf- 
lichen Stuhles in Salzburg im Mittelalter (1907) 8. 76ff. (auch MitthQSL 
XLVII) und W. Fischer, Personal- und Amtsdaten der Erzbischöfe von 
Salzburg (Greifswalder phil. Dokt.-Diss.) 1916, S. 60ff. — Ferner W. Hau- 
thaler und J. Lampel im Archiv f. österr. Gesch. LXXI S. 268ff. und 
367 ff. und Widmann a.8. 0. 8. 352 fl. 

*) Mit Recht hat daher M. auch die weiteren Urkunden Philipps in 
erzstiftlichen Angelegenheiten aufgenommen. Sie erscheinen unter dem 
u Kleindruck (277a—4968). — Über den Absetzungsprozeß vgl 

eg. 273. 

- *) Schon 1259, März 7. Anagni drohte Alexander IV. auf Einschreiten 
der Gläubiger des Erzbischofs — er hatte für die Aufbringung der Taxen 
und den langen standesgemäßen Aufenthalt an der Kurie zur Erlangung 
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als säumiger Schuldner mit dem Kirchenbenn belegt und verzichtete 
in den Jahren 1264 und 1265 schließlich auf sein neues Amt (Reg. 418 
und 429). Von dem Reservat Gebrauch machend und dem Einflusse 
des mächtigen Böhmenkönigs Otakar II. folgend, der seinen Vetter 
Philipp fallen ließ!) und nun für einen anderen Vetter, den schlesischen 
Herzogssohn Wlodizlaus, eintrat, ernannte der Papst diesen nunmehr 
zum Metropoliten von S. Ihn hatte übrigens auf Intervention Otakars, 
der durch die Erlangung der Herrschaft über Österreich und Steiermark 
als mächtiger zielbewußter Landesherr ein gefährlicher Nachbar des 
Eirrzstiftes geworden war, auch das Domkapitel zu dieser Würde postuliert.?) 
Doch konnte auch W. den Salzburger Fragen nicht volle Aufmerksam- 
keit schenken.?) Während seiner oft langwährenden Abwesenheit begegnet 


seiner Bestätigung namhafte Schulden bei italienischen Kaufleuten gemacht, 
vgl. schon Reg. 286ff. — mit Bann und Suspension. Ulrich beschwichtigte 
die Gläubiger nochmals, indem er ihnen sogar sein vom Kardinalpriester Hugo 
von S. Sabina versiegeltes Pallium als Sicherstellung gibt. Der als No- 
tariatsinstrument ausgefertigte Revers der Gläubiger (1259, Juli 17. Anagni), 
ein sehr interessantes Stück, liegt in Wien; vgl. Reg. 326. Im Jahre 1262 
wurde er vom päpstlichen Legaten wegen seiner Schulden gebannt und dieser 
Spruch im Erzbistum verkündet (Reg. 387). 


1) Jaksch in Mitth.ÖIG XXIII S. 241. 

2) Die Postulation erfolgte am 6. Oktober 1265. Dieses Datum ergibt 
sich aus Winkelmann, Acta imperii inedita I p. 589, N. 746 (Nachtrag zu 
Fischer a.a.0. 8. 65° und Richtigstellung von Böhmer-Ficker, Reg. imp. 
V® 1756 N. 11967), vgl. M. Reg. 431. Die päpstliche Ernennung lautet auf den 
10. November, ebd. 434—438. In Salzburg erhielt er durch Bischof Peter 
von Passau am 11. Juni 1267 die Priester- und am 12. Juni die Bischofsweihe 
(ebd. 481 und 483), das Pallium durch P. Klemens IV. Die bezügliche Urkunde 
ist verschollen, ein Regest in einer Handschrift des 15. Jahrhunderts (Cod. 358 
im Haus-Hof- u. Staatsarchiv Wien p. 67) setzt sie mit 16. Dezember 1267 an, 
die Salzburger Annalen (MG. SS. IX p. 797) sagen, diese Verleihung sei kurz 
nach der Weihe erfolgt (brevi facto intervallo). Auffallend ist es, daß W. 
seinen Titel nicht unmittelbar nach der Weihe, sondern erst zwischen 19. und 
21. Juliänderte. Vom 13. Juni bis 18. Juli 1267 nennt er sich in fünf Origi- 
nalen noch ‚‚electus‘‘, am 21. Juli erstmals ‚„‚Erzbischof‘“‘. Vgl. M. a. a, O. zu 
Reg. 484ff. — Mit 14 Jahren schon Kleriker, wurde er, 20 Jahre alt, von einem 
Teile des Domkapitels in Bamberg vergeblich zum Bischuf gewählt. 1265 
studierte er in Padua, wo Magister Petrus, der spätere Bischof von Passau, 
sein Hofmeister war. Am 22. April 1265 postulierte das Domkapitel von Passau 
W. zum Bischof, worauf der Papst ihn an die Kurie zitierte und angeblich auch 
schon für Passau admittierte, diese Entscheidung aber dann zugunsten Salz- 
burgs widerrief und Peter für Passau einsetzte. (Urk. 1265, November 24. 
Perugia, in den Annalen Hermanns von Alteich: MG. SS. XVII p. 404. Vgl. 
auch ebd. IX p. 646 und XIX p. 699.) 

d) Sein Itinerar gestaltet sich an Hand der Regesten folgendermaßen. 
Auch M. nimmt, wie aus dem Fettdruck des Wortes „Perugia‘‘ (Reg. 439) 
erhellt, an, daß W. nach seiner Wahl zum Bischof von Passau der Berufung 
an die Kurie Folge leistete. Die österr. Reimchronik (MG. deutsche Chroniken V 
S. 8725 ff.) spricht irrtümlich von einem Aufenthalt in Rom. Von P. aus dürfte 
er für kurze Zeit nach Salzburg gezogen sein, was sich freilich urkundlich 
nicht feststellen läßt. Aber die gewiß gut orientierten Ann. 8. Rudberti setzen 
die in den Reg. 454 und 455 erwähnten Nachrichten ausdrücklich in das 
Jahr 1266. Dies könnte jedoch nur für den Beginn des Jahres zutreffen, 
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in der Salzburger Kirchenregierung gelegentlich der Bischof von Lavant 
Herbord als sein Stellvertreter!) Die Aussöhnung mit Philipp von 
Kärnten aber brachte W. im Jahre 1267 zustande. Trotz unkirchlichen 
Lebens und oft gewalttätigen Vorgehens durfte sich Ph. stets nachsichts- 
voller Behandlung an der Kurie erfreuen, wozu den Papst politische 
Klugheit bestimmte. Nun legte er wenigstens den Elektentitel ab, ge 
brauchte aber noch weiter das Amtssiegel (Reg. 465, 490 und 496a), 
W. aber starb in jungen Jahren (1270). 

Im Vergleiche zum UB wurde der Kreis der heranzuziehenden 
Quellen in den Regesten weiter gesteckt, wie dies auch schon Meiller 
für sein Sammelwerk tat. So berücksichtigte M. auch das Walten der 
Erzbischöfe als Intervenienten oder Zeugen, er verwertete die reiche 
Ausbeute annalistischer Quellen und das einschlägige Briefmaterial. 
Von wenigen Stücken abgesehen, die in Breslau und in Archiven im Be- 
reiche der österreichischen Nachfolgestaaten liegen, hat er die urkund- 
liche Überlieferung selbst eingesehen. Ein beträchtlicher Teil der Ur- 
schriften liegt in Wien im Haus-Hof- und Staatsarchiv — dort sind 
auch die für die Verwaltungsgeschichte Salzburg unentbehrlichen 
Kammerbücher — und im Hauptstaatsarchiv zu München. Aber auch 
in anderen österreichischen Archiven und so in Salzburg selbst fand sich 
reiches Material. Große Ausbeute gewährten die für unsere Epoche 
schon durch Hauthaler benutzten vatikanischen Register. Gar manche 
Urkunde liegt übrigens bereits in älteren oder neueren Drucken vor oder 
wurde in den Kaiser- und Papstregesten oder anderen einschlägigen 
Sammlungen wenigstens auszugsweise veröffentlicht. Immerhin konnte 
M. noch eine Reihe von Inedita, namentlich für das Domkapitel, nach- 
weisen. Aber auch das bereits bekannte Material — und hierin liegt ein 
weiteres Verdienst dieser mühe- und entsagungsvollen Sammel- und 
Forschungsarbeit — erscheint hier erstmals in geschlossenem Zusammen- 


da W. am 5. April 1266 schon in Breslau urkundet, wo er anscheinend min- 
destens bis 2. April 1267 verweilte, um dann am Provinzialkonzil in Wien 
(Reg. 478) im Mai dieses Jahres teilzunehmen, worauf er seinen Einzug in 
Salzburg hielt und dort am 11. Juni die Priester-, am 12. die Bischofsweihe 
erhielt. Schon im September 1267 ist er wieder in Wien, später bei Otakar lI., 
dann in Schlesien und erst vom Juni 1268 urkundet er im Bereich seines Erz- 
stifts (Rann, Friesach). Im Juli erfolgt in St. Radegund in Kärnten die Aus- 
söhnung mit Herzog Ulrich III von Kärnten und erst im Oktober ist er in 
Salzburg, im Dezember aber neuerlich in Breslau und so noch am 27. Juli 
1269. Ob er noch einmal nach Salzburg kam, ist aus den Quellen nicht sicher 
zu entnehmen. Nur der Bürgschaftsbrief des Dompropstes Friedrich und 
mehrerer Salzburger Adeliger spricht von einer bevorstehenden Rückkehr 
des Erzbischofs zu seiner Kirche (1269, August 31. Salzburg, Reg. 575) und 
zwei Annalen melden, er sei in Salzburg gestorben (1270, April). Seine Re- 
gierung in Schlesien ist aber durch mehrfache Urkunden bezeugt. Im Juni 
1268 wurde er nach dem T'ode des Bischofs von Breslau vom Domkapitel 
postuliert, der Papst versagte ihm zwar die Admission, betraute ihn aber 
. mit der Verwaltung dieses Bistums. Reg. 539. — Die Angaben bei Widmann 
a.2a.0. S. 369 sind fehler- und lückenhaft. 


1) 1267 s.d., 1268, Jänner 27. und Februar 18: Reg. 514, 519 und 521, 
vielleicht auch 1268, Mai 15, ebd. 537. 
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hang. Nachträge werden nicht ausbleiben. Im ganzen aber ist die Reihe 
— wie Stichproben zeigten — eine erschöpfende. Die Ausgabe bietet 
daher eine willkommene und brauchbare Grundlage für weitere Arbeiten 
zur Salzburger Geschichte jener Zeit. Leider forderten die verfügbaren 
Geldmittel größte Knappheit in der Fassung der Regesten. Längere 
Erörterungen, wie sie die Kaiserregesten, die Regesta Habeburgica, 
teilweise auch noch die Vorarlberger Regesten, die A. Helbok heraus- 
gibt, enthalten, mußten wegbleiben. Doch hat M. trotz aller Kürze die 
zum Verständnis und der Kritik so mancher Quellen notwendigsten 
Bemerkungen beigefügt und auch das einschlägige Schrifttum gewissen- 
haft notiert. Die Druckangaben sind reichlich. Es ist nicht nur der 
letzte oder beste vermerkt. Die Orts- und Zeitangaben sind aufgelöst, 
doch wurde auch die quellenmäßige Fassung beigefügt, wie auch die 
Zeugenreihen im allgemeinen ungekürzt Aufnahme fanden. Es sind da- 
her alle Anforderungen moderner Regestentechnik beachtet. Stücke, 
die sich ausschließlich auf das Domkapitel beziehen, erscheinen im Klein- 
druck. Wie im UB finden sich auch hier am Schlusse Abbildungen der 
Siegel unserer Erzbischöfe in sehr guter Wiedergabe. 

Unsere Regesten bringen vor allem reiches Material für die Profan- 
geschichte des Erzstiftes, für seine Beziehungen zu den Nachbar- 
mächten, aber auch für so manche Frage der inneren Verwaltung. Mosaik- 
artig erschließt sich dem Benützer das Bild der werdenden Landeshoheit, 
der ersten Ansätze einer Zentral- und Lokalverwaltung!), des Verhält- 
nisses zu den Ministerialen?) und sonstigen Adeligen des Hochstiftes 
und der Nachbarländer, zu den Städten des Territoriums und fallweise 
auch zur bäuerlichen Bevölkerung. Wie schon im SUB finden sich in 
reicher Folge Lehenbriefe und Reverse, Pfandverschreibungen, Kauf- 
und Schenkungsurkunden, Vergleiche, Urfehden, Schutzbriefe, Bürg- 
schafts- und Einlagerbriefe usw. Dazu Dokumente zur Finanzverwal- 
tung des Hochstiftes, namentlich auch über den Salzbau. Wir hören 
von verschiedenen Verhandlungen, die vor den Erzbischöfen oder in 
deren Auftrag stattfanden; sie selbst treten als Intervenienten, als Zeugen 
bei mannigfachen Rechtshandlungen auf. Aber auch die kirchliche 
Rechtsgeschichte gewinnt aus den Regesten mancherlei Bereicherung. 
Denn sie bringen Nachrichten über die Besetzung des erzbischöflichen 
Stuhles, der Suffraganbistümer und einzelner Abteien. Es reihen sich 
hieran Urkunden über Provinzialsynoden, über Akte der Metropolitan- 
gewalt und der bischöflichen Jurisdiktion in der Erzdiözese, über Prä- 
sentationsfragen, Inkorporationen, Verleihung kirchlicher Zehnte, Be- 


ı) Vgl. S. Puchleitner, Die Verwaltungsorganisation des Erzstift- 
landes Salzburg (Programm des Mädchenlyzeums Brünn 1904) und neuestens 
J. K.Mayr, Geschichte der salzburgischen Zentralbehörden 1. Teil in Mitth. 
GSL LXIV S.1ff., vgl. Germ, Abt. dieses Bandes S. 745 ff. 

3) Vgl. W. Erben, Beiträge zur Geschichte der Ministerialität in Salz- 
burg, ebd. LI S. 185ff., eine grundlegende Untersuchung zum Ministerialen- 
problem, für das aus dem SUB und unseren Regesten noch manch wert- 
voller Beitrag zu gewinnen wäre. er 
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freiung von kirchlichen Steuern, Ablaßbriefe, Angelegenheiten der Re- 
gularen und der verschiedenen Eigenklöster usw. Es folgen wertvolle 
Einblicke in die gerade in jener Zeit sich stetig mehrende päpstliche 
Einflußnahme in Sachen der Diözesanregierung, Provisionsmandate und 
unmittelbare Ämterverleihungen durch die Kurie, Verhängung kiroh- 
licher Strafen, Anweisungen und Richtlinien zur Durchführung ver- 
schiedener kirchlicher Aufgaben usw. Besondere Beachtung verdient 
auch die in den Regesten wiederholt erwähnte Mitwirkung des Dom- 
kapitels bei weltlichen und geistlichen Agenden, die schon aus dem 
UB seit dem 12. Jahrhundert feststellbar ist. 

Für reohtsgeschichtliche Forschung bedeuten Regesten frei- 
lich oft nur einen Notbehelf. Ihr kommt es ja so häufig auf den vollen 
Wortlaut der Stelle an. Um so bedauerlicher ist dies bei Regesten, die 
so knapp gedrosselt sein müssen. Bei schon gedruckten Stücken ist der 
Mangel leichter behebbar, bei anderen bedarf es dann oft erst zeitrauben- 
der archivalischer Erhebungen. Wenn daher ein Wunsch ausgesprochen 
werden darf, so wäre in der Folge doch vielleicht etwas größere Aus- 
führlichkeit am Platze, wenigstens durch Einschaltung dieser oder jener 
belangreichen Stelle oder eines entsprechenden Schlagwortes. Ich will 
dies nur an ein paar Beispielen beleuchten. Für die Ermittlung der 
Standesverhältnisse wäre es gewiß erwünscht!) zu hören, wie in Reg. 106 
die urkundliche Fassung zu dem Stichwort „Hörigen“ lautet. Im Reg. 136 
wird ohne nähere Angaben von einem „Eigenmann‘“ und einer „Leib- 
eigenen‘ gesprochen. Reg. 143 erwähnt einen Reichenhaller Bürger als 
„Eigenmann‘ des Domkapitels und nennt seine Verwandten „kapit- 
lische Hörige“, die Anspruch auf sein Erbe machen. Reg. 144 nennt 
eine „Leibeigene der Salzburger Kirche‘ als Tochter eines Bürgers von 
Hallein und einen „‚Eigenmann‘‘ des Stiftes St. Peter. Welchem Stande 
gehörten der im Reg. 319 genannte salzburgische Leupold v. Walde 
und die kuenringische Tuta, seine Gattin, an, über deren Kinder die 
Herren (1259) einen Teilungsvertrag schlossen? Vgl. auch die anderen 
Teilungsabkommen, so Reg. 210 (Eigenmann der Herzöge von Bayern 
und salzburgische Hörige) und Reg. 215 (Tochter Heinrichs von Hohen- 
stein. Reg. 244 (1255) spricht von unvererblicohem Baumannsrecht 
(iure coloni) eines Ritters Ludwig von Neuhaus.?) Reg. 485 (1267) bietet 
in ausführlicher Fassung den Inhalt der Verleihung erblicher Schif- 
rechte durch den Erzbischof mit Rat seines Kapitels und seiner Dienst- 
mannen an 27 genannte Bürger der salzburgischen Stadt Laufen, die 
eine Gesellschaft bilden, wobei ein Heimfallsrecht an den Verleiher bei 
Erblosigkeit und eine Einlösungspflicht durch die Gesellschaft im Falle 
des Notverkaufs festgesetzt wird.?) 


!) Wieviel sich aus einschlägigen Urkunden entnehmen läßt, zeigt z. B. 
der Aufsatz von L. Hauptmann über ‚die Freileute‘“ in Innerösterreich: in 
Carinthia (1910) C 8. 12ff. Vgl. für Tirol meine Miszelle: Über Eigenleute und 
Eigenleuteteilungen in Tirol in unserer Zeitschrift GA. XLVI S. 366 fi. 

*) Für all diese Fragen vgl. auch das ausführliche und inhaltsreiche 
Register zum SUB von P. G. Scheibner. 

*) Vgl. Widmann a.a.0. II 8. 34 und 176 und K. Adrian in Mitth. 
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Zum Schlusse noch einige Bemerkungen vom Standpunkte der 
kirchlichen Rechtsgeschichte. Eine Mitwirkung des Abtes von St. Peter 
in Salzburg an der Wahl des Erzbischofs, die sich für das 12. Jahrhundert 
zwar nicht quellenmäßig, aber aus allgemeinen Gesichtspunkten ver- 
treten ließe, taucht in Urkunden im Zusammenhange mit der Wahl 
Philippe von Kärnten auf.!) Das Domkapitel gestattete ihm damals 
die Teilnahme, legte ihm jedoch die Verpflichtung auf, binnen Jahres- 
frist seine Berechtigung gerichtemäßig zu erweisen, was ihm freilich 
der Erwählte 1249 nachsah (Reg. 2 und 77). Eine Hand des 13. Jahr- 
hunderts setzte jedoch auf erstere Urkunde den Vermerk: „de iure 
abbatis sancti Petri, quod nichil valet‘‘. In der Tat schweigen die Quellen 
der folgenden Wahlen völlig über diese Frage. Erst Fälschungen des 
späteren 15. Jahrhunderts, die auf Erzbischof Konrad I. (1139) und 
Papst Eugen III. (1148) hergestellt wurden, nehmen ein Mitwirkungs- 
recht des Abtes bei der Wahl des Erzbischofs von 8. unter die Vorrechte 
auf, die das „Stift zu haben glaubte“. „Im Rahmen der Geschichte 
des Stiftes und seiner Rechte wollte man eben auch diese Befugnis des 
Abtes nicht missen“, obwohl man sie damals weder „ausübte noch be- 
anspruchte‘“‘. — Das Nominationsrecht des Metropoliten für die durch 
das Kathedralkapitel von Gurk vor unehmende Bischofswahl in Gurk 
(vgl. Reg. 192) fußt auf dem Vergleiche zwischen den Kirchenfürsten 
von Salzburg und Gurk (1232, Oktober 9. Salzburg), der einen lang- 
wierigen Streit bereinigte.?) — In den Wirkungskreis des Salzburger 
Kirchenfürsten als Metropolit fiel damals noch die Ernennung oder doch 
Bestätigung und die Weihe der Suffragane, soweit nicht päpstliche 
Reservate Platz griffen. Beispiele liegen vor. So für Passau 1254 (Reg. 202) 
und Freising 1258 (Reg. 307). Daher erfloß eine besondere Weisung seitens 
der Kurie (1256) für den Erwählten von Gurk, der die Weihe durch Ver- 
mittlung des suspendierten Philipp von Kärnten — als Electus hätte dieser 
einen Stellvertreter damit betrauen dürfen — nicht empfangen konnte. 
Die päpstliche Anordnung erging aber ausdrücklich ohne Präjudiz für 
die Rechte der Salzburger Kirche (Reg. 247). — Als Ordinarius der 
Erzdiözese oblag ihm die Bestätigung und Benediktion gewählter Stifts- 
vorstände. Beispiele für Nonnberg 1266 (Reg. 456), für Vorau 1267 
(Reg. 514 und 515), für die Propstei Stainz 1268 (Reg. 521). Als Erzb. 
Ulrich wegen Nichtbezahlung der der Kurie schuldigen Summen (1262) 
durch den päpstlichen Legaten mit dem Kirchenbann belegt wurde, 
durfte er die Ossiacher Abtwahl und die Wahl des neuen Dompropstes 
von Salzburg nicht bestätigen. Unbeschadet der Rechte der Salzburger 


GSL. L 8. 391 ff. und LI 8. 136ff., insb. 144. Das Weistum über die Schiff- 
rechte von Laufen (1426) in der Sammlung österr. Weistümer I 8. 8öfl. — 
Für verwandte Fragen vgl. E. v. Künßberg, Fährenrecht und Fähren- 
freiung, in dieser Zeitschrift GA XLV 8, 144ff. 

1) Meine Abhandlung 8. 20ff. (a. a. O. XLVII 8. 212 ff.) und F. Martin 
in MitthÖIG Ergb. IX 8. 711ff. und 730. 

3) W. Seidenschnur in dieser Zeitschrift KA IX 8. 235fl. und 
A. v. Jaksch in Carinthis (1924) CXIV 8. 4fl. 
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Kirche betraute daher der Papst den Bischof von Gurk mit dieser Funk- 
tion (1264 und 65; Reg. 412 und 427). — Einen interessanten Beleg 
für die Ausübung der Legatenbefugnisse!) in einer fremden Diözese 
bietet der Ablaßbrief für die Klosterkirche Schlägl in Oberösterreich 
durch den Erzbischof (Diözese Passau) von 1263 (Reg. 399). — Durch be- 
sondere Privilegien erhielt Erzb. Wlodizlaus von P. Clemens IV. das 
Vorrecht, das Pallium, das nach dem ius commune nicht außerhalb 
der Kirchenprovinz zu verwenden war, auch in der Diözese Breslau 
und an bestimmten anderen Orten tragen zu dürfen (Reg. 512 und 526). 
— Als Beweis für die weitgehende Ingerenz der Kurie sogar in Fragen 
der weltlichen Verwaltung mögen die Reg. 181 und 182 gelten: Nicht 
vom Erzbischof als Landesherrn, sondern vom Papst erbaten und er- 
langten Propst und Domkapitel von Salzburg zum Schutze ihrer Be- 
sitzungen die Befugnis, Befestigungen auf eigenem Grunde ohne Nach- 
teil für Fremde errichten zudürfen. Gegen Widersacher sollte der Abt 
von St. Peter mit kirchlichen Zensuren vorgehen (1253).*) 

Mit den besten Wünschen für den raschen Fortgang dieses Werkes 
verbinde ich — wohl im Namen vieler — die Bitte, schon dem ersten 
Bande entsprechende Register, namentlich auch ein möglichst ausführ- 
lich gehaltenes Sachregister beizugeben. 


Innsbruck. A. Wretschko. 


Ernst Klebel, Zur Geschichte der Pfarren und Kirchen 
Kärntens. Mit einer Karte. (Carinthia. 115. Jahrgang 
8.1—47, 116. Jahrgang 8. 1—63) Klagenfurt, 1925 und 1926. 


Kirchlicherseits gehörte Kärnten seit seiner Christianisierung zu 
Salzburg und Aquileja. Seit dem Schiedspruch Karls des Großen von 
811 — vermutlich aber schon seit 7968 — sollte die Drau die Grenze 
zwischen beiden Kirchenprovinzen bilden. Der salzburgische Anteil 
zerfiel im späteren Mittelalter in vier Teile, die Sprengel der beiden 
von Salzburg abhängigen Weihebistümer Gurk und Lavant und die 
Erzdiakonate Ober- und Unterkärnten. Der südliche Teil des Landes 
war in die wechselnde Erzdiakonatseinteilung des Patriarchats einbezogen. 
Die Bedeutung der Pfarreinteilung für die politische Gestaltung der 
Territorien wurde auch für unsere Alpenländer schon mehrfach unter- 
sucht und festgestellt?) In den vorliegenden Abhandlungen (I und II) 
kommt der Verfasser, ein junger vielversprechender Historiker, in selb- 


ı) W. Erben, Untersuchungen zur Geschichte des Erzbischofes Gebhard 
in MitthGSL LII 8. 34fl. 

2) Als Vorläufer eines Notariatsinstruments erscheint die Urk. 1252, 
Oktober 30 (ungedruckt) Reg. 143. — Reg. 380 (1262) dürfte unvollständig sein. 

3) So die Arbeiten zum historischen Atlas der österr. Alpenländer, 
dann H. Pirchegger, die Pfarren als Grundlage der politisch-militärischen 
Einteilung der Steiermark 1912 (AÖG CII), O. Stolz, Geschichte der Gerichte 
Deutschtirols 1912 (obd. 8, 213£.). Ein Nachtrag ebd. CVII 8. 62. 
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ständiger Forschung zu verschiedenen wertvollen Ergebnissen. Von 
der Anordnung der Pfarren und der ihnen zugehörigen Filislkirchen, 
wie sie sich aus einer amtlichen Statistik des 18. Jahrhunderts (1751 
und 1784) ergibt, ausgehend — man vergleiche hierzu die mühevoll 
zusammengestellte historische Übersicht der Pfarren Kärntens und ihrer 
Filialen (I 8. 37—45, II 8. 52-56) — und unter Verwertung eines sehr 
reichen teils gedruckten, teils nur archivalisch erfaßbaren Materials verfolgt 
K. in eingehender, durch genaue ortageschichtliche Studien geförderter 
Darstellung an mehreren Beispielen die Gestaltung der Pfarrbezirke 
bis zu den Urpfarren zurück, von denen einzelne als Kirchen anscheinend 
bis in die Missionszeit zurückreichen. Die Beweisführung ist vorsichtig. 
Aus unmittelbaren Quellen und für die ältere Zeit, wo gleichzeitige 
Zeugnisse fehlen, durch Rückschlüsse aus dem sehr reichen jüngeren 
Material gewinnt er manches sichere Ergebnis oder entwickelt doch 
eine ansprechende Vermutung. Die Arbeit bringt der historischen Topo- 
graphie und der Kirchengeschichte unserer östlichen Alpenländer er- 
wünschte Bereicherung, sie bedeutet ferner einen Fortschritt in der 
Erschließung der Pfarrkarte als Gegenstück zur Landgerichtekarte.!) 
Sie berührt endlich auch rechtsgeschichtliche Fragen (Entwicklung 
der Zehent- und Pfarrbezirke, Eigenkirche, Vogtei und Patronat, Chor- 
bischöfe usw... Nur hat es der Verfasser leider an entsprechender 
Vertiefung in die kirchenrechtegeschichtliche Literatur fehlen lassen. 
Der erste Teil führt den Titel: Das Chorbistum Maria Saal und 
der salzburgische Anteil von Kärnten. Die in Salzburg selbst 871 als 
offizielle Denkschrift verfaßte?) Conversio Bagoariorum et Carantano- 
rum teilt mit, es habe schon Abt-Bischof Virgilius (F 784) die karan- 
tenische Mission durch Abordnung eines Regionarbischofs namens Mo- 
destus gefördert, dem mehrere Gehilfen beigegeben waren.) Auf ihn 
führt sie die Weihe einer Marienkirche (das spätere Maria Saal), der 
Kirchen in Lurn und „ad Undrimam‘“ (vermutlich Fohnsdorf im Mur- 
tale) zurück. K. beginnt seine Untersuchung mit der Entsendung des 
Chorbischofs Theoderich durch Erzbischof Arno (799), dem in dieser 
Funktion zuerst Otto, dann Oswald (etwa bis 860) folgten. Von 874 
an haben wir eine zweite Reihe solcher Chorbischöfe. Sie erlischt mit 
dem Tode Gotaberts (nach 945). Erst 1072 wurde das Bistum Gurk 
gegründet und ihm späterhin ein fester Sprengel zugewiesen. Die Con- 
versio berichtet über den Amtsauftrag, den Modestus und Theoderich 
erhielten. Namentlich oblag ihnen auch die Weihe von Kirchen und die 
„Ordination“ von Klerikern. Über ihre Einkünfte erfahren wir nichts. 
Erst zwei Abkommen mit dem Erzbischof von Salzburg‘) von 923 und 
927 erwähnen die Übereignung von liegendem Gut auf Lebenszeit an 


1) Vgl. z. B. IJI 8. 39 und 851. 3) MG. SS. XI p. 7s=. 

3) Vgl. zum folgenden namentlich auch H. Nottarp, Die Bistums- 
errichtung in Deutschland im 8. Jahrhundert (Kirchenrechtl. Abhandlungen, 
hrag. von U. Stutz. Heft 96) Stuttgart 1920, 8. 16Lff. 

*) Salzburger UB 1 66ff. aus dem Codex Odalberti, den Chorbischof 
Gotabert zusammenstellte. 
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Chorbischof Gotabert. Der Beisatz „cum decimis‘‘ veranlaßt K. auch 
im zweiten Falle, wo nicht ausdrücklich von Kirchen, sondern gleich 
zahlreichen anderen Urkunden jener Zeit von „loca‘‘ die Rede ist, wie 
für 923, das ausdrücklich!) die „ecclesia‘‘ mit Zubehör erwähnt, die 
Zuweisung von „Kirchen“ an ihn anzunehmen, und da Zehente das 
„Vorhandensein eines Zehentsprengels‘‘ voraussetzen, die Kirchen be- 
reits als Pfarren mit Pfarrsprengel anzusprechen. Ob wir so weit gehen 
dürfen, ist fraglich. Ich will es nicht ablehnen, weil die manchen Orta- 
namen beigefügten Heiligennamen auf die Übergabe von Kirchen deuten. 
Aber der Indiculus Arnonis?) (790) epricht für andere Teile der Salz- 
burger Diözese ausdrücklich von ‚„ecclesise parochiale“. Jedenfalls 
lassen sich die späteren Pfarrkirchen, deren Namen 927 als „loca‘“ er- 
scheinen, weit zurückverfolgen (K.I8.3—11). Für die Pfarren Mittel- 
steiermarks, die das Marohfutterregister aus der Zeit des Böhmenkönigs 
Otakars II. erwähnt, kommt K. bis an das Ende des 11. Jahrhunderts 
heran, für die Abgrenzung von Gurker Pfarren ergeben sich Nachrichten 
schon aus dem späten 10. Jahrhundert. Ferner betont K., daß sich 
„die Sitze vieler der ältesten Pfarren‘‘ mit Örtlichkeiten decken, die 
bereits in der Schenkungsurkunde K. Ludwigs des Deutschen an Salz- 
burg (860) erscheinen.?) So gelangt er zu der Vermutung, es habe sich 
schon 860 um Seelsorgekirchen gehandelt, so daß sich für Kärnten und 
Steiermark bereits „karolingische und ottonische Pfarrbezirke‘“ er- 
gäben und für Chorbischof Oswald ein abgegrenztes Chorbistum Maris 
Saal nachweisen lasse.) Man wird aber beachten müssen, daß es, wie 
U. Stutz namentlich in seiner grundlegenden und tiefdurchdachten 
Abhandlung) über das „Eigenkirchenvermögen‘“ an Hand der Frei- 
singer Quellen feststellte, neben Pfarrkirchen (parochiae) auch „bloße 
Zehentkirchen‘“ oder „Gotteshäuser mit Zehentrecht ohne volles Pfarr- 


!) ecclesiam ad Lungouue, casam cum curte ceterisque aedificiis manci- 
piis utriusque sexus decimis quoque omnibus caeterisque rebus ibidem perti- 
nentibus. Es ist Mariapfarr im Lungau. — Demgegenüber heißt es 927 nur: 
hec loca ad sanctam Mariam ad Charantanam, ad sanctum Petrum in civitate 
Carantana, ad sanctum Laurentium ad Kurkizam .. . cum mancipiis utrius- 
que sexus et decimis omnibusque rebus magnis ao parvis ad praedicta loca 
rite legitimeque pertinentibus. 

2) A.a.0.1ISs.11l. 

®) A.a.0. 1139.38 ff. Diese Urkunde wird für unsere Fragen erstmals 
von K. herangezogen (I 18—24), doch scheint mir manche seiner Folgerungen 
etwas wenig gesichert. Er gibt auch eine genaue Analyse des rechtlichen 
Inhalts und Zwecks der Fälschung von 977, lautend auf K. Arnulf und das 
Jahr 800; a.a. 0. U 8. 56fl. 

. *%) In der Urkunde von 860 sieht K. die Seelsorgekirchen des Maria 
Saaler Chorbistums. Zu ihm gehörten mithin auch die dort erwähnten Orte 
in Niederösterreich, wo daher salzburgische Pfarren bestanden haben müssen. 
So sind vielleicht auch die seltsamen Patrozinien der beiden ältesten Wiener 
Kirchen, St. Peter und St. Rupert, doch auf salzburgischen Ursprung zurück- 
zuführen (a. a. 0. I 8.33). 

5) In der Festschrift zum 70. Geburtstag Otto Gierkes (1911) 8. 1187 
Vgl. ferner K.H. Schäfer, Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittelalter, 
Kirchenrecht), Abhandl. hrsg. von Ulrich Stutz, Heft 3, Stuttgart 1903. 
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recht‘ gab, so daß wir aus dem Zehentrecht allein nicht immer auf ein 
Pfarrecht schließen dürfen. 

Auch den Begriff „Eigenkirche‘‘ faßt K., wie mir scheint, enger 
als die herrschende Lehre.!) Sonst würde er nicht (I S. 19) sagen, daß 
durch die Übertragung einer Kirche in das „Eigentum des Erzbistums‘* 
jedes Eigenkirchenrecht beseitigt wurde. Gab es doch neben bischöf- 
licher, klösterlichen und unter weltlichen Grundherren stehenden Eigen- 
kirchen auch zahllose bischöflich gewordene Eigenkirchen. Namentlich 
in Bayern wurde im 8. Jahrhundert seitens der Bischöfe die Übertragung 
aller Eigenkirchen an das Bistum verlangt und wohl auch erreicht.) 
Daher darf der Leser auch nicht die von K. wiederholt gebrauchte Unter- 
scheidung von Adelspfarren und bischöflichen oder Bistumspfarren mit 
dem Gegensatze von Eigen- und Nichteigenkirchen gleichhalten. Für 
bedenklich halte ich es ferner, den Bischof — seit dem Aufkommen 
des Patronatse — selbst als Patron seiner Pfarren zu bezeichnen. Die 
fünfte Folgerung aber, die K. aus der Urkunde von 860 zieht (I 8. 24), 
daß die „erste und jahrhundertelang festgehaltene Kirchenorganisation 
Karantaniens nicht auf einer germanisch, vom Adel ausgehenden, son- 
dern nach der auch im Verzeichnis Arnos bezeugten römisch-bischöf- 
lichen Rechtsgrundlage entstand‘, ist mir in dieser Fassung unklar. 
Denn die große Zahl von Pfarrkirchen, welche Salzburg — nach dem 
Indiculus — beim Sturze der Agilolfinger sein eigen nannte, stammte 
doch aus herzoglicher Schenkung. Sie waren daher — die Frage, wann 
und wie sie vor 790 Pfarrkirchen geworden sind, bleibt hier außer Be- 
tracht — zweifellos von Haus aus Eigenkirchen und nicht auf der römisch- 
kirchlichen Organisation aufgebaut. Auch die Urkunde von 860 spricht 
von Königsgut, das der Kirche von Salzburg zu eigen gegeben wird 
(postulavit, ut .. . quasdam res proprietatis nostrae ad s. ecclesiam 
Iuvavensem , , . in proprium iure perpetuo permanendum voncedisse- 
mus. Tradimus istas ourtes in proprium,. „ .). Sind unter diesen „res“ 
oder ‚curtes‘, wie K. annimmt, auch Kirchen gemeint, so können sie 
.nur königliche Eigenkirchen sein, die nun bischöfliche Eigenkirchen 
wurden. Ob sie alle oder einzelne von ihnen schon vorher Pfarrechte 
besaßen oder sie erst nach 860 vom Erzbischof erhielten, bleibt dahin- 
gestellt. Jedenfalls haben wir daran festzuhalten, daß nach Festigung 
der bischöflichen Gewalt — die Bistumsorganisation und die ordent- 
liche Kirchenverfassung in Bayern?) ist jünger als die Gründung vieler 
Kirchen und Klöster im Lande — die Erteilung der Pfarrbefugnisse 
an eine Kirche bei oder nach Gründung derselben, die Ausstattung mit 
Pfarrsprengel und Pfarrbann ein dem Bischof vorbehaltener Akt war, 


1) Vgl. vor allem die Arbeiten von Stutz, namentlich den Artikel 
„Eigenkirche und Eigenkloster‘‘ im Ergb. der Reslenzyklopädie? für protest. 
Theologie und Kirche. — K. bringt nur einige Zitate aus Stutz, Geschichte 

des kirchlichen Benefizialwesens. 

2) Vgl. zuletzt Nottarp a.a. 0. 8. 166ff. 

3) Vgl. Stutz, Benefizialwesen $ 15, namentlich S. 203ff. und Nottarp 
8.2.0. 8. 43f. und 160ff. : 
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mochte die Kirchengründung von wem immer ausgehen. Dies wird auch 
für die karantanischen Gebiete zu gelten haben, die Neuland waren. 
Gerade angesichts der Folgerungen, die aus der Urkunde von 860 zu 
ziehen sind, darf man nicht mit K. bei Besprechung der „Organisation 
der karantanischen Mission“ (I 8.35) die dort genannten Kirchen als 
bischöfliche Gründungen schlechtweg bezeichnen und ihnen Eigen- 
kirchen gegenüberstellen. Die Conversio endlich sagt uns für unsere 
Fragen sehr wenig. Sie spricht für die Vollmacht der Chorbischöfe nur 
von einem ‚ecclesias consecrare‘‘ oder ‚„ecclesias constructas dedicare“ 
und nicht von der Gründung der Kirchen selbst. Sie erwähnt also nur 
die von der Kirchengründung und Dotierung, einem sachenrechtlichen, 
also privatrechtlichen Akte verschiedene, dem Bischofe vorbehaltene 
Weihe. Für die Kleriker aber gebraucht sie die Wendung „clericos 
ordinare‘‘ oder „presbyteros ordinando constituere“, was sich nur auf 
die Erteilung der Weihen oder auch bzw. nur auf eine Amtsbestellung 
beziehen könnte. So sind diese Fragen noch als offene zu bezeichnen. 

Von Interesse ist der Hinweis auf die geographische Verteilung 
der bis 1100 entstandenen Urpfarren. Sie folgten zunächst der Römer- 
straße, erst später mit der stärkeren Besiedelung und Sicherung des 
Landes anderen Verkehrswegen. Sie schlossen sich anfangs gruppen- 
weise zusammen, wohl im Interesse der Aufrechterhaltung!) der „vita 
communis“ und weil man, zaghaft vorgehend, entferntere Neugründungen 
noch nicht wagte. Doch war die Pfarrverfassung im salzburgischen 
Anteil Kärntens um 1070 schon in der Hauptsache abgeschlossen. Nach 
dieser Zeit sind nur wenige Pfarren geschaffen worden. 

Eine Fülle interessanter rechtsgeschichtlicher Probleme birgt auch 
der zweite Teil: die kirchliche Organisation im Patriarchat Aquileja. 
Leider fehlt hier der Raum, näher auf sie einzugehen. Wie schon der 
Titel besagt, erstrecken sich die Forschungen K.s über das Erzdiakonat 
Kärnten hinaus auf das ganze Gebiet des ehemaligen Patriarchats. 
Für die Missionstätigkeit Aquilejas und die örtlichen Grenzen dieser 
Wirksamkeit lassen sich, selbst in den rohesten Umrissen, nur Ver- 
mutungen zum Teil recht schwacher Art aussprechen. Sie beginnt mit 
‚dem Ende des 8. Jahrhunderts. Für Kärnten ist sie durch das Jalır 
843, die Teilung des fränkischen Reiches zu Verdun, im wesentlichen 
begrenzt, in Krain, Kroatien und Slawonien hatte das Hochstift hier- 
für längere Zeit, bis sich die Grenze nach Osten durch die Grenze des 
deutschen Reiches ergab. Aufgerollt wird von K. auch die Frage, warum 
Karl der Große die Drau als die Grenze gegen Salzburg bestimmte und 
ob überhaupt und inwieweit diese Linie bei den späteren Kirchengrün- 
dungen eingehalten wurde. Für das Problem der Entstehung der Ur- 
pfarren wendet er dem Jauntal und der südlichen Lehne des Drautales 
von Villach aufwärts besondere Aufmerksamkeit zu. Es zeigt sich hier 
‘ein Vorwalten von Eigenkirchen. Seit dem Ende des 11. Jahrhunderts 
vollzieht sich im Patriarchat selbst eine große Reorganisation. An die 


ı) Vgl K.H. Schäfer a. a. O, 8. 163f. 
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Stelle der „älteren Eigenkirchen“ tritt ein strammes „Mutterkirchen- 
system“. Dieser Diözesanreform sind eingehende Betrachtungen ge- 
widmet (8. 31—36), nicht minder der Entstehung und Entwicklung ver- 
schiedener Arten weltlicher Patronate und den Kämpfen der Patriarchen 
gegen Eigenkirchentum, Vogtei und Patronat. Wir erfahren auch man- 
cherlei über die kirchenherrlichen Beziehungen der Habsburger und 
der Görzer Grafen zu Aquileja und über die Entstehung der Pfarren 
des 1461 von K. Friedrich III. errichteten Bistums Laibach, das, aus 
dem Gebiet des Patriarchats genommen, direkt der Kurie unterstellt 
wurde. 
Eine Karte veranschaulicht die Entwicklung der kirchlichen Ein- 
teilung des Landes. Ein dritter Teil soll namentlich die Frage der Patro- 
zinien für das Problem der Altersbestimmung der Kirchengründungen 
verwerten und auch zur Frage nach dem Vorhandensein eines Tauf- 
kirchensystems für Kärnten Stellung nehmen. Wir sehen ihm mit großem 
Interesse entgegen. 


Innsbruck. A. Wretschko. 


Paul Schmid, Der Begriff der kanonischen Wahl in den 
Anfängen des Investiturstreits. Stuttgart, W. Kohlhammer, 
1926. 215 8. 8°. 


Es ist zweifellos ein interessantes und für die Beurteilung des In- 
vestiturstreitee und der kirchlichen Reformbewegung sehr wichtiges 
Problem, dessen Untersuchung sich Paul Schmid — angeregt durch 
Professor Haller in Tübingen — in vorliegender Schrift zur Aufgabe 
gestellt hat: die Frage, ob der Begriff der kanonischen Wahl in der Vor- 
und Frühzeit des Investiturstreites, in der Zeit von etwa der Mitte des 
11. Jahrhunderts bis zum Tode Gregors VII., eine Wandlung durch- 
gemacht hat und wenn ja, unter welchen Einflüssen und Zielen diese 
Wandlung vor sich ging. Schmid bejaht die Frage, in der Zeit unmittel- 
bar vor dem Investiturstreit habe ein anderer Begriff der kanonischen 
Wahl bestanden als derjenige, der im Investiturstreit die Losung der 
kirchlichen Reformpartei wurde. Zunächst ist Schmid darin zuzustim- 
men, daß im Sprachgebrauch der Quellen das Wort eligere vieldeutig ist: 
es kann eine Auswahl im eigentlichen Sinne bezeichnen, d. h, die Be- 
stimmung des Kandidaten, der das Amt erhalten soll, gleichviel ob sie 
durch den König in der Form einer Benennung geschieht oder ob Klerus 
und Volk ohne vorhergegangene königliche Nomination selbständig den 
Kandidaten bestimmen; als electio wird aber auch jede Zustimmungs- 
handlung bezeichnet, sei es die Zustimmung des Königs zu einer von 
Klerus und Volk getroffenen Wahl oder die Annahme des vom König 
Benannten durch Klerus und Volk. Was haben nun die Zeitgenossen 
unmittelbar vor dem Investiturstreit unter kanonischer Wahl verstanden ? 
Nach Schmid nicht eine Wahl im Sinne einer freien Bestimmung des 
Kandidaten durch Klerus und Volk, sondern lediglich das Recht, mit- 
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zusprechen und nicht jeden vom König Nominierten annehmen zu 
müssen, also lediglich ein Zustimmungs- bzw. Ablehnungsrecht im Sinne 
der Dekretale Cölestins I. „‚nullus invitis detur episcopus‘‘. Tatsache ist, 
daß, soweit in der Zeit unmittelbar vor dem Investiturstreit noch eine 
„Wahl‘ durch Klerus und Volk stattfand, sie in der Regel nicht mehr 
war als eine nachträgliche Zustimmung zu dem vom König Benannten oder 
Ernannten. Über die rechtliche Tragweite dieser Zustimmung — und das 
ist das Wesentliche — gehen nun aber die Meinungen auseinander. Nach 
der bisher herrschenden Meinung war sie lediglich eine Formsache, die 
Gemeinde war an das vom König in Anspruch genommene Vorschlags- 
recht gebunden (vgl. Weise, Königtum und Bischofswahl im fränki- 
schen und deutschen Reich vor dem Investiturstreit, 1912, 8. 121f.), 
die Wahl mußte, wie Kardinal Humbert sagt, auf den vom König 
Benannten fallen: est enim prima in eligendo et confirmando saecularis 
potestas, quam velit nolit subsequitur ordinis plebis clerique consensus 
(Adv. simoniacos III c. 6, Libelli de lite I, p. 207). Schmid ist in der Be- 
urteilung nicht ganz sicher: auf der einen Seite bezeichnet er den Einfluß 
des Königs als das Entscheidende, die electio cleri et populi nur als eine 
acceptio, eine Einführung, eine Introduktion (S. 59, 61); doch betont er 
auf der anderen Seite, daß mit der Benennung durch den König die defi- 
nitive Entscheidung durchaus noch nicht vollzogen sei (S. 59 Anm. 187), 
die Nomination des Königs lasse immer noch Raum für die Wahl des 
Klerus und Volkes (S. 64), als kanonische Wahl gelte den Zeitgenossen 
eine Kette von Zustimmungshandlungen, in der kein Glied fehlen darf 
(S. 66). Daß nach kirchlicher Auffassung auch in der Zeit vor dem In- 
vestiturstreit ein der Kirche gegen den Willen von Klerus und Volk auf- 
gedrängter ein intrusus und kein rechtmäßiger Bischof war, steht außer 
Zweifel. Es frägt sich nur, ob mit der bloßen mehr oder minder freiwilligen 
Zustimmung zur königlichen Nomination der kanonischen Wahl nach der 
kirchlichen Auffassung der damaligen Zeit wirklich Genüge geleistet war 
und ob auch seitens des Königs die Zustimmung von Klerus und Volk 
als rechtlich notwendig anerkannt war, so daß bei ihrer Verweigerung 
der König seinen Kandidaten fallen lassen mußte. Die Geschichte der 
Bischofswahlen unter Heinrich II. und Heinrich III. zeigt nach beiden 
Richtungen das Gegenteil: in Klerus und Volk war das Bewußtsein leben- 
dig, daß zu einer kanonischen Wahl mehr gehöre als die bloße Zustimmung 
zur königlichen Nomination, daher z. B. in Magdeburg 1004 und 1112 drei- 
mal die Versuche einer selbständigen Wahl vor einer königlichen Nomi- 
nation, ebenso 1013 in Hamburg und 1023 in Halberstadt; dabei hat 
Heinrich II. keine Wahl gelten lassen, die von einer Kirche selbständig 
ohne königliche Nomination vorgenommen worden war. Der Fall, daß 
ein von ihm Benannter nicht nachträglich die Zustimmung von Klerus 
und Volk fand, ist, soviel ich sehe, nicht vorgekommen, aber die Zu- 
stimmung war oft eine bloß formelle: 1013 gab Heinrich II. das Erz- 
bistum Hamburg unter Ablehnung des gewählten Oddo seinem Kaplan 
Unwann „cum laude advenientium, etsi non spontanea‘“. Auch unter 
Heinrich III. haben die Kirchen die Vornahme selbständiger Wahlen ver- 
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sucht: und dadurch gezeigt, was sie unter kanonischer Wahl verstanden und 
im Gegensatz zu Heinrich II. hat Heinrich III. in einzelnen Fällen eineselb- 
ständigeWahl gelten lassen (z. B. Lüttich 1043), in anderen Fällen hat er 
ebenso den Kandidaten nominiert wie Heinrich II. (z. B. Trier 1047). Wohl 
haben die erledigten Kirchen sich 2. T. selbst vom König einen Kandidaten 
erbeten und diesen dann gewählt; aber häufiger sind die Fälle, daß die 
Kirchen eine selbständige Wahl versuchen und sich nur notgedrungen 
mit der nachträglichen Zustimmung zur königlichen Nomination be- 
gnügen. Es kann deshalb keine Rede davon sein, daß der alte Begriff 
der kanonischen Wahl — und das ist der der selbständigen, an keine 
Nomination gebundenen Wahl — in der Zeit unmittelbar vor dem In- 
vestiturstreit in den kirchlichen Kreisen Deutschlands allgemein auf- 
gegeben gewesen wäre und noch weniger war das außerhalb Deutsch- 
lands der Fall. Deshalb ist auch die weitere Annahme Schmids nicht 
haltbar, daß duroh die kirchliche Reformbewegung im Gegensatz zu einem 
bisherigen abgeschwächten Wahlbegriff ein neuer Begriff eingeführt 
worden sei, der der selbständigen Wahl ohne königliche Nomination: 
nicht ein neuer Begriff wurde eingeführt, sondern die alte, niemals auf- 
gegebene Forderung wurde erneut und mit verstärktem Nachdruck 
erhoben und nunmehr auch durchgesetzt. In anderer Hinsicht hat je- 
‚doch dabei der Begriff der kanonischen Wahl eine Änderung durchgemacht, 
die Einschränkung des Wahlkörpers auf den kleineren Kreis der Kardinäle 
bzw. des Domkapitels und im Zusammenhang damit die Ersetzung der 
„einmütigen Wahl“ durch das Mehrheitsprinzip war für die kirchliche 
Reformbewegung ein Mittel, die Freiheit der kanonischen Wahl durch- 
zusetzen und zu sichern. Vermag ich der Schmid’schen Schrift auch in 
ihrem Hauptergebnis nicht zuzustimmen, 80 erkenne ich doch gerne an, 
daß sie in anderen Punkten wertvolle Anregungen und Aufklärungen 
gibt; der Verfasser bemüht sich auch, Gregor VII. gerecht zu werden, 
jedoch ist seine Beurteilung der kirchlichen Reformbewegung im allge- 
meinen und ihrer Motive nicht immer zutreffend. 


Freising. A. Scharnagl. 


Be m — m 


Gerhard Laehr, Die Konstantinische Schenkung in der 
abendländischen Literatur des Mittelalters bis zur Mitte 
des 14. Jahrhunderts (a. u. d. T.: Historische Studien, her- 
ausgegeben von E. Ebering, Heft 166). Berlin, Emil 
Ebering, 1926. 1958. 8°. 


Döllinger hat in seinem klassischen Buch über die Papstfabeln 
des Mittelalters (1863) bekanntlich nicht nur der Forschung über die 
Entstehung der Konstantinischen Schenkung den rechten Weg gewiesen, 
sondern auch das Fortleben der berühmten Fälschung ausführlich be- 
handelt, die „einen so wesentlichen Bestandteil des mittelalterlichen 
historischen Weltbildes“ (Laehbr 8. 161) dargestellt hat. Über den Ur- 
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sprung der Fälschung ist seitdem eine ganze Literatur erwachsen; aber 
es ist selbstverständlich, daß auch im übrigen Döllingers Darstellung 
trotz der von J. Friedrich besorgten zweiten Auflage (1890) heute 
im einzelnen vielfach der Ergänzung und Verbesserung bedarf. Wohl 
hat sich Sägmüller mit der Rolle der Konstantinischen Schenkung 
im Investiturstreit beschäftigt (1902), Schönegger hat ihre kirchen- 
politische Bedeutung im ganzen früheren Mittelalter erörtert (1918), 
und jeder Darsteller eines Teiles mittelalterlicher Publizistik wie Richard 
Scholz hatte immer wieder von der Verwendung dieser Waffe im geisti- 
gen Kampfe der großen kirchenpolitischen Parteien zu berichten; aber 
es fehlte an einer zusammenfassenden Neubearbeitung des gesamten 
Gegenstandes. So entspricht die Erstlingsschrift von Laehr, eine 
aus einer Preisarbeit hervorgegangene, von A. Brackmann angeregte 
Berliner Dissertation, einem wirklichen Bedürfnis, und man stellt gern 
fest, daß sie ihres Vorbildes nicht unwert und der gestellten Aufgabe 
gerecht geworden ist. Der Verfasser legt zuerst die durch die Silvester- 
legende seit dem 5. Jahrhundert verbreiteten Vorstellungen über Kon- 
stantin und Silvester dar, um den Boden zu kennzeichnen, auf dem 
im dritten Viertel des 8. Jahrhunderts eine so sehr der wirklichen Ge- 
schichte widersprechende Fälschung nicht nur entstehen, sondern auch 
damit rechnen konnte, Glauben zu finden, den sie in der Folge tatsäch- 
lich gefunden hat, und er geht dann Schritt für Schritt ihren Spuren 
und Wirkungen nach, die zunächst sehr spärlich sind, bis die Mitte des 
il. Jahrhunderts ihr mit dem Investiturstreit und ihrer durch Pseudo- 
Isidor angebahnten, aber damals erst sich durchsetzenden Aufnahme 
in die kirchlichen Rechtssammlungen weite Verbreitung verschafft. 
Sie hat fortan vor allem in den Streitschriften und in der Rechtsliteratur 
eine Rolle gespielt, und so sehen wir, wie jede der Parteien, für oder 
gegen die sie verwendbar war, Käisertum und Papsttum, die stadt- 
römischen Bewegungen und gegenüber den universalen Gewalten die 
werdenden Nationalstaaten, sich mit ihr auseinandersetzt, sie deutet, 
Folgerungen daraus zieht oder ablehnt, wie selten die Echtheit, um so 
öfter die Gültigkeit und Rechtskraft der Urkunde bestritten wird, im 
Investiturstreit, unter den Staufern, in der Zeit Bonifaz’ VIII. und 
Philipps des Schönen von Frankreich, in den Kämpfen unter Ludwig 
dem Bayern, um nur die Höhepunkte in Laehrs Darstellung anzudeuten. 
Mit dem Ende dieser Kämpfe beschließt er seine Übersicht; die Namen 
Konrad von Megenberg, Wilhelm von Occam und Cols di Rienzo be- 
zeichnen die Grenze, über die er nur gelegentlich hinausgegangen ist, 
und die Rolle des Constitutums in der Zeit der konziliaren Bewegung 
hat er nicht mehr behandelt. so wenig wie die damals im 15. Jahrhundert 
einsetzende Kritik an der Echtheit der Fälschung, die ihrer Wirksam- 
keit allmählich ein Ziel setzen sollte. Die Darstellung ist knapp gehalten, 
sparsam auch in der Anführung der neueren Literatur; aber der Stoff 
ist übersichtlich und klar dargeboten. Die großen geschichtlichen Zu- 
sammenhänge werden so weit angedeutet, daB die Geschichte des be- 
sonderen Gegenstandes darin den rechten Platz erhält, ohne daß die 
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eigentliche Aufgabe je zurückgedrängt würde. Auch mit unsicheren 
Vermutungen ist der Verfasser sparsam gewesen, und sie sind deutlich 
als solche kenntlich gemacht. So dürfen die Historiker im allgemeinen. 
wie im besonderen die Vertreter der kirchlichen Rechtsgeschichte ihnr 
für seine bei aller Kürze gehaltreiche Schrift dankbar sein. 

Ich merke noch wenige Einzelheiten an. Die Fassungen der Sil- 
vesterlegende bei Surius, Combefis, Mombritius (S. 4f.) würde ich in: 
der umgekehrten Folge aufgezählt haben; jedenfalls gehört der Text 
bei Surius an die letzte Stelle, eine im 16. Jahrhundert besorgte latei- 
nische Übersetzung der jüngsten griechischen Bearbeitung (s. meine 
Ausführungen in den Miscellanea Fr. Ehrle II). Von der Chronik des 
Benedikt von S. Andrea und dem Libellus de imperatoria potestate 
(S.19) war jetzt auch die Ausgabe von G. Zucchetti in den Font 
per la storia d’Italia (1920) zu nennen, zu dem falschen Diplom Dago- 
berts MG. Dipl. I, 142, Spur. n.26 (nicht n.25) S. 23 der Aufsatz von 
H. Omont, Le Praeceptum Dagoberti de fugitivis (Bibliothöque de 
l’Ecole des chartes 61, 1900, p. 75-82). Der S.5l Anm. 3 nach Eich- 
mann angeführte angebliche Brief des englischen Königs Edgar von 969: 
(u. a. auch bei Walter de Gray Birch, Cartularium Saxonicum III, 
1893, S. 573 Nr. 1276) stammt in Wirklichkeit aus einer Rede, die Abt 
Aelred von Rievaulx (f 1166) in seiner Genealogia regum Anglorum 
(Migne, Patr. Lat. 195, Sp. 728) den König vor dem Klerus halten 
läßt; Laehr hat den vermeintlichen Brief des 10. Jahrhunderts also 
in richtigem Gefühl mit Worten Bernhards von Clairvaux zusammen- 
gestellt — ich hoffe darauf in absehbarer Zeit in einer Geschichte der 
Lehre von den zwei Schwertern zurückkommen zu können. Für die: 
Annales Lothariani (S. 55 Anm. 16) würde ich die Ausgabe von Holder-- 
Egger, Monumenta Erphesfurtensia S. 39 der alten von Böhmer vor- 
gezogen haben, für Pierre Dubois (S. 70 Anm. 57) die von Langlois. 
der von Bongars. Zur Aufnahme der Fälschung in den Liber Ponti- 
ficalis im 12. Jahrhundert (S. 55f.) ist jetzt festzustellen, daß sie offenbar 
aus einer kanonistischen Sammlung und nicht vollständig durch Petrus 
Gruillermus von St. Gilles eingefügt worden ist (Duchesne, Liber Ponti- 
ficalis II, p. XXV, zutreffender als sein angeführtes älteres Buch; vgl.. 
damit meine Hinweise im vorigen Bande dieser Zeitschrift S. 509f.); 
seine Vorlage war davon noch frei, wie der neugefundene Text von 
Tortosa zeigt (Jos. M. March, Liber Pontificalis prout exstat in codice- 
manuscripto Dertusensi, Barcelona 1925, S.110). Die Urkunde Ste- 
phans II, Jaff& I? n.2330, kann nicht mit Buchner als Fälschung. 
aus der Zeit Ludwigs des Frommen angesehen werden (S. 57 Anm. 23),. 
wenn man wie Laehr (8. 11) mit Zeumer und mir das sie enthaltende 
Formularbuch von St. Denis (MG. Formulae p. 500) schon unter Karl 
dem Großen zum Abschluß gelangen läßt; bei den alten Papsturkun- 
den für dieses Kloster war wohl auch A. Hessel zu erwähnen, der 
im Moyen Age XIV (1901), S. 373—400 für ihre Echtheit eingetretem 
ist. Zu dem Brief Hadrians IV. über Irland (S. 61) vgl. jetzt auch Ch.. 
Be&mont, La bulle Laudabiliter (Melanges d’histoire du moyen äge offerts- 


448 Literatur. 


& M. Ferdinand Lot, Paris 1925, p. 41-53). Das Bedauern, daß der 
"Traktat des Ägidius von Rom De ecclesiastica potestate noch ungedruckt 
sei (8. 117 Anm. 29), ist seit der (allerdings schlechten) Ausgabe von 
Gius. Boffito und Gius. Ugo Oxilia (Un trattato inedito di Egidio 
-Colonna, Florenz 1908) gegenstandslos. Das angebliche Privileg Sil- 
vesters für Vienne (8. 167 Anm. 33) findet sich jetzt auch MG. Epist. 
III, 89f. 

Die vorstehenden Hinweise werden vielleicht dem einen und anderen 
Benutzer des Buches willkommen sein, sollen aber dessen Wert in keiner 
Weise zu nahe treten. Der Gegenstand scheint gleichzeitig in einer 
Königsberger Dissertation von Johanna Simanowski (1925) bearbeitet 
worden zu sein, von der ein kurzer Auszug gedruckt sein soll, der mir 
noch nicht zugänglich gewesen ist. 


Bonn. Wilh. Levison. 


Edmund Michael (Pastor in Weigwitz bei Wansen, Kreis 
Ohlau), Die schlesische Kirche und ihr Patronat. Erster 
Teil: Die schlesische Kirche und ihr Patronat unter pol- 
nischem Recht. Görlitz, Druck und Verlag von Hoffmann 
& Reiber, o.J. (1926). 288 8. und eine Karte. 8°. 


Hocherfreulich ist schon die Tatsache, daß Edmund Michaels 
vor drei Jahren an dieser Stelle angezeigtes Buch „Das schlesische Pa- 
tronat‘‘!) so schnell vergriffen worden ist, daß sich so bald das Bedürfnis 
nach einer Neuausgabe geltend machte; noch sehr vicl erfreulicher ist für 
‚den Rezensenten die Feststellung, daB diese Neubearbeitung oder vielmehr 
das neue Werk, das sich anschickt, an die Stelle des alten zu treten, in 
jeder Beziehung einen gewaltigen, entscheidenden Fortschritt gegenüber 
diesem darstellt. 

Schon in seinen früheren Buche hatte Michael wiederholt die 
Grenzen überschreiten müssen, die man vielleicht aus einer engen Inter- 
pretation seines Titels hätte entnehmen können: um die Geschichte des 
Patronatswesens und -rechts schreiben zu können, mußte er oft eine 
Geschichte der Ausbreitung und der Organisation der schlesischen Kirche 
voranschicken, auf deren Hintergrund erst die dem Patronat als solchem 
gewidmeten Ausführungen verständlich werden konnten. Aus dieser Not 
hat er nun eine Tugend gemacht. Schon der Titel des neuen Werkes 
besagt ja,’daß die Darstellung der Entwicklung der schlesischen Kirche 
jetzt einen wesentlichen Teil seines Inhalts ausmacht. 

Durch diese Erweiterung des Forschungsbereichs mußte der Um- 
fang der Neubearbeitung anschwellen; so gebot sich ihre Zerlegung in 


!) Vgl. die Besprechung von E. Michael, Das schlesische Patronat, 
Beiträge zur Geschichte der schlesischen Kirche und ihres Patronats, Weig- 
witz 1923, durch H. F. Schmid, in dieser Zeitschrift XLIV, 1924, Kan. Abt. 
XII, S. 598-601. 
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mehrere Bände. Der vorliegende erste ist der Periode in der Geschichte 
‚der schlesischen Kirche gewidmet, die in der früheren Darstellung am 
stiefmütterlichsten behandelt worden war, der polnischen Zeit, von den 
späteren Bänden wird der zweite das Mittelalter unter deutschem Recht, 
der dritte die Zeit von der Reformation bis 1740, der vierte, der als 
nächster erscheinen soll, die neueste Zeit behandeln. 

In der Verteilung des Stoffes auf die beiden dem Mittelalter gewid- 
meten Bände lag eine der schwierigsten, bei der Neubearbeitung zu lösen- 
den Fragen: wie war die Grenze zwischen polnischer und deutscher Zeit 
in der Entwicklung der schlesischen Kirche zu ziehen? Im Sinne der 
Kirchenverfassung hat Schlesien, hat insbesondere das Breslauer Bistum 
während des ganzen Mittelalters und weit hinein in die Neuzeit zu der in 
.der Gnesener Kirchenprovinz verkörperten polnischen Kirche gehört, ihr 
Partikularrecht hat ebensolange formelle Geltung in Schlesien gehabt, 
— und doch zeigt die schlesische Kirche nicht nur in ihrem geistigen 
Leben, sondern auch in ihrer Organisation im späteren Mittelalter über- 
wiegend deutschen Charakter. Die politische Geschichte bietet keine 
geeignete Handhabe, um den für die Periodisierung notwendigen Ein- 
schnitt vorzunehmen, weder das Jahr, das die beginnende Annäherung 
an das Reich bezeichnet (1163), noch dasjenige der endgültigen Loslösung 
von Polen (1335) haben für die kirchliche Entwicklung entscheidende Be- 
deutung. So mußte die Beantwortung der Frage auf einem anderen Ge- 
biet gesucht werden: Michael hat zwei verschiedene Wege gleichzeitig 
benutzt. Die einleitende Übersicht über die politischen Geschicke des 
Landes beschließt im ersten Bande das Todesjahr Heinrichs I. (1238), 
in dem Michael den entscheidenden Förderer der deutschen Besiedelung 
des Landes, den Wegbereiter seiner Germanisierung sieht. Bei der Unter- 
suchung aber, die das eigentliche Kernstück des Buches ausmacht und in 
der eben die Frage, welche Kirchen und Klöster Schlesiens auf die Bilanz 
der polnischen Zeit zu buchen sind, im Mittelpunkt steht, sucht sich 
Michael nach dem Kriterium zu richten, dessen Maßgeblichkeit ja auch 
schon der Titel seines Buches andeutet, nach der Geltung des polnischen 
Rechte. 

Wie läßt sich aber nun die Dauer dieser Geltung bestimmen ? Zu 
iner Außerkraftsetzung des polnischen Rechts ist es ja bekanntlich in 
Schlesien nie gekommen: seine Verdrängung durch das deutsche Recht 
ist schrittweise einerseits durch die Heraushebung immer größerer Flächen 
.aus dem Geltungsbereiche des polnischen Rechts infolge der „Lokation‘“ 
zu deutschem Recht, andrerseits durch die Abschaffung oder das Er- 
löschen einzelner polnisch-rechtlicher Institute erfolgt. Der erstere Vor- 
gang ist gleichbedeutend mit der deutschrechtlichen Siedlung in Schlesien: 
ihre Hauptbedeutung liegt — wenn wir von der Entwicklung der Natio- 
nalitätsverhältnisse absehen — weniger auf rechtsgeschichtlichem Ge- 
biet als in dem Bereich der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. Die deutsch- 
rechtliche Siedlung bedeutet -—- in Schlesien ebenso wie in den Nachbar- 
gebieten, den germanisierten wie den ethnisch slavisch gebliebenen — 
den Ersatz der bodenständigen slavischen Wirtschafts- und Sozialver- 
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fassung durch die eine höhere Entwicklungsstufe verkörpernde deutsche.!) 
Und nur in diesem, kaum aber in dem eigentlich rechtsgeschichtlichen 
Sinne können wir von einer Bedeutung des Gegensatzes zwischen ‚„pol- 
nischem‘“ und ‚deutschem Recht“ für die Geschichte der kirchlichen 
Organisation sprechen: denn an sich hat ja die Tatsache, daß der formelle 
Geltungsbereich des polnischen Rechts — d. h. in erster Linie des pol- 
nischen Privat-, Prozeß- und Strafrechts — sich seit dem 13. Jahrhundert 
immer mehr verengte, keine ausschlaggebende Rolle in deren Entwick- 
lung spielen können. Die schlesische Kirche „unter polnischem Recht‘“ 
ist also, im Sinne dieser Definition, die Kirche der Zeit, in der die pol- 
nische Wirtschafts- und Sozialverfassung im Lande die herrschende 
war: wollen wir die Zugehörigkeit eines bestimmten kirchlichen Instituts 
zu dem Kreise der während dieses Entwicklungsstadiums entstandenen 
hestimmen, so kann das nur geschehen, indem wir feststellen, ob die 
Geschichte dieses Instituts Merkmale zeigt, die für die polnische Wirt- 
schafts- und Sozialverfassung charakteristisch sind. Bei allen kirchlichen 
Instituten wird dabei in erster Linie die Ausstattung zu untersuchen sein, 
deren Zusammensetzung und Umfang meist die wichtigsten Anhalts- 
punkte geben wird, bei Pfarrkirchen kommt außerdem noch die Ge- 
staltung des Pfarrsprengels als weiteres Kriterium hinzu, endlich kann 
auch — doch kommt dieser Punkt für Schlesien praktisch wohl nur mit 
Bezug auf die Klostergeschichte in Frage — das Verhältnis der kirch- 
lichen Anstalt zum Landesherrn und zum Grundherrn herangezogen 
werden, das sich im Herrschaftsbereich der polnischen Wirtschafts- und 
Sozialverfassung anders gestalten konnte als in dem der deutschen. 
Glücklicherweise hat sich Michael bei seiner Untersuchung in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle, in denen die Zugehörigkeit einer 
kirchlichen Anstalt zum Darstellungsbereich des ersten Bandes zu klären 
war, und wo sich die Antwort nicht aus anderen (chronologischen, topo- 
graphischen) Daten eindentig entnehmen ließ, sich von Argumenten der 
eben gekennzeichneten Art leiten lassen: deswegen wird man es bedauern, 
daß er ihrer Bedeutung nicht auch an der Stelle des Buches, die der 
Formulierung des Unterscheidungsgrundsatzes dient, und vielleicht auch 
im Titel gerecht geworden ist: dort: (S. 46) wird auf das nationale Moment, 
das angesichts der Beschaffenheit der Quellen nur in Einzelfällen heran- 
gezogen werden kann, und auf die formelle Geltung des polnischen Rechts 
abgestellt, hier hätte eine sinngemäßere Formulierung leicht auch den 
kleinen Schönheitsfehler vermeiden lassen, der sich jetzt daraus ergibt, 
daß in dem der schlesischen Kirche „unter polnischem Recht‘ gewidmeten 
Buch auch die vorkoloniale Entwicklung der Kirche in dem 1815 mit 
Schlesien vereinigten Teil der Oberlausitz und in der erst 1742 endgültig 
mit Schlesien verbundenen Grafschaft Glatz behandelt wird: in beiden 
(ebieten galt nie „.polnisches Recht“, wohl aber war ihre sorbische bzw. 


2) Über diesen Vorgang vgl. den demnächst in der Vierteljahrsschrift 
für Soziel- und Wirtschaftsgeschichte erscheinenden Bericht von H. F. 
Schmid, Die sozialgeschichtliche Erforschung der mittelalterlichen deutsch - 
rechtlichen Siedlung auf polnischem Boden. 
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böhmische Wirtschafts- und Sozialverfassung der polnischen sehr ähnlich. 
Eine Ausdrucksweise wie etwa „die schlesische Kirche in slavischer Zeit‘ 
hätte diese Schwierigkeit behoben. 

Doch das ist mehr eine Frage der Gestaltung des äußeren Gewandes 
des Buches, die für die Beurteilung seines Inhalts keine wesentliche Bedeu- 
tung hat; wichtiger sind schon die Bedenken, die eine an manchen Stellen 
des Buches durchklingende Neigung zu einer gewissen Schematisierung 
aufsteigen läßt. Sie macht sich gerade in der eben berührten Frage der 
Bestimmung der Zugehörigkeit der einzelnen Kirchen zur slavischen 
oder deutschen Gründungsperiode bemerkbar: gewiß ist die Feststellung, 
ob ein Kirchort vor oder nach der Kirchgründung deutsches Recht er- 
halten hat, wichtig, denn daß in oder neben einer nach deutschem Recht 
lebenden Siedlung eine kirchliche Anstalt mit polnischen Zügen in ihrer 
Organisation entstehen konnte, ist wenig wahrscheinlich; unmöglich aber 
ist es durchaus nicht, und vollends die von Michael gelegentlich ausge- 
sprochene Meinung, daß schon die Nachbarschaft nachweislich deutsch- 
rechtlicher Siedlungen die Neugründung einer „polnischrechtlichen“ 
Kirche unwahrscheinlich macht, ist kaum haltbar. Auch die in ihren 
Grundlagen gewiß richtige Anschauung, daß die Burgbezirksverfassung 
in Schlesien ebenso wie in den übrigen Teilen des Verbreitungsgebietes 
der polnischen Kirche die Grundlage der kirchlichen Organisation ge- 
bildet habe, ist in der etwas schematischen Form, wie sie Michael, ähnlich 
wie Zachorowski für Polen!) vertritt, wohl kaum völlig zutreffend: ihre 
letzte Durchbildung hat doch die Burgbezirksverfassung im ganzen pol- 
nischen Siedlungsgebiete erst in einer Zeit erhalten, in der längst die 
Anfänge der kirchlichen Organisation vorhanden waren?); so ist z. B. 
durchaus nicht die Möglichkeit von der Hand zu weisen, daß einzelne 
jüngere Landesburgen an Orten entstanden sind, an denen, vielleicht 
wegen ihrer Bedeutung als Verkehrsmittelpunkte, schon Kirchen vor- 
handen waren.) Die Priorität der Burg gegenüber der Kirche ist 


1) Vgl. St. Zachorowski, Poczgtki parafii polskich (Die Anfänge der 
polnischen Pfarreien), Studya historyczne, wydane ku cozci Prof. Wincentego 
Zakrzewakiego (Historische Studien, herausgegeben zu Ehren von Prof. Win- 
centy Zakrzewski), Krakau 1908, 3.275298. Manche ergänzende und berich- 
tigende Bemerkungen zu diesem etwas oberflächlichen, stark schablonisieren- 
den Aufsatz bringt Wi. Somkowiez, Przyczynki dyplomatyezne z wieköw 
$rednich (Diplomatische Beiträge zur mittelalterlichen Geschichte), Ksiega 

istkowa ku uczezeniu 250-tej rocznicy zatozenia Uniwersytetu Lwowskiego 
(Gedenkbuch zur 250-Jahrfeier der Gründung der Universität Lemberg) II, 
Lemberg 1912, 60 S. 

2) Vgl. H. F. Schmid, Die Burgbezirksverfassung bei den slavischen 
Völkern in ihrer Bedeutung für die Geschichte ihrer Siedlung und ihrer staat- 
lichen Organisation, Jahrbücher für Kultur und Geschichte der Slaven 
N. F. 11 2, 1926, S. 81-132 und die dort verzeichnete polnische Literatur. 

8) Vgl. als Beispiel für eine derartige Möglichkeit die Gedanken über 
das Verhältnis der kirchlichen und staatlichen Organisation im Gebiete der 
Lysa Görs bei K. Tymieniecki, Ze studjöw nad dziejami osadnictwa i 
kultury w 4redniowiecznej Polsce (Beiträge zur Geschichte der Siedlung und 
Kultur im mittelalterlichen Polen), Kieloe 1917. ou: 
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im allgemeinen zwar das Wahrscheinliche, aber keineswegs das einzig 
Mögliche. 

In diesen Bedenken erschöpfen sich aber auch die kritischen Be- 
merkungen von allgemeinerer Bedeutung!), zu denen Michaels neucs 
Buch Anlaß gibt: Forschungsmethode und Darstellungsweise verdienen 
restlose Anerkennung. Die beiden ersten Kapitel, der Überblick über die 
politische Geschichte der behandelten Zeit und der über die Gründung, 
Ausstattung und Grenzen der an der Organisation der schlesischen Kirche 
(d. h. der Kirche der preußischen Provinz Schlesien in den Grenzen vor 
1919) beteiligten Bistümer, bieten eine gut orientierende Zusammen- 
fassung der Ergebnisse der bisherigen Forschung; besonders erfreulich 
ist es, daß sich Michael überall, hier wie in den späteren Abschnitten, 
bemüht hat, auch die einschlägigen Beiträge der polnischen Geschichts- 
forschung heranzuziehen und auszuwerten: dadurch gewinnt sein Buch 
einen nicht zu unterschätzenden Vorsprung vor vielen anderen Erzeug- 
nissen der ostdeutschen Geschichtsschreibung, deren Verfassern die 
Leistungen der polnischen Geschichtswissenschaft zu ihrem Nachteil 
unbekannt geblieben sind. 

Das dritte Kapitel vereinigt in der sorgfältigen Zusammenstellung 
aller für die Ermittlung von Klöstern und Kirchen, deren Gründung in 
die slavische Zeit fällt oder fallen kann, in Betracht kommenden Nach- 
richten ein gewaltiges, aus allen gedruckten und manchen ungedruckten 
Quellen und der reichen, namentlich auch ortsgeschichtlichen Literatur 
geschöpftes Material, dessen Sichtung jedem, der sich mit der inneren 
Geschichte Schlesiens im Mittelalter zu beschäftigen hat, besonders aber 
auch dem Lokalforscher, die größten Dienste leisten wird. 

Dem Rechtshistoriker bietet am meisten das letzte, die aus diesen 
Nachrichten gewonnenen Ergebnisse zusammenfassende Kapitel: sein 
Inhalt bringt, gegenüber den bisher herrschenden Anschauungen über (lie 
Ausbreitung und die Gestaltung der kirchlichen Organisation Schlesiens 
in slavischer Zeit, die Michael in dankenswerter Weise zusammıenstellt, 


—— un 


1) Zu Einzelheiten noch die folgenden Bemerkungen: S. 44 Anm. 3 
hätte die gründliche und aufschlußreiche, wenn auch kritikbedürftige Unter- 
suchung von St. Kujot, Kto zatozyt parafie w dzisiejszej dyecezyi chetmin- 
skiej ? (Wer hat diePfarren in der heutigen Diözese Culm begründet ?), Roczniki 
Towarzystwa Naukowego w Torunie (Jahrbücher der Gesellschaft der Wissen- 
schaften in Thorn) IX, 1902 — XII, 1905 und separat (2 Bände, Thorn 1903, 
1905) Erwähnung verdient; S. 47 Anm. 12 wäre zu der Literatur über die 
Herkunft des Peter Wlast nachzutragen: St. Karwowski, Piotr W3ostowicz i 
Duninowie (Peter Wlast und das Geschlecht der Dunin), Roczniki Towarzy- 
stwa Przyjaciöst Nauk Poznanskiego (Jahrbücher der Posener Gesellschaft 
der Freunde der Wissenschaften) XL, 1913, S. 71ff., zu der über seine Kirch- 
gründungen W}. Luszczkiewicz, Koßcioty i Rzezby Duninowakie w Strzelnie 
na Kujawach (Die Duninschen Kirchen und Skulpturen in Strzelno in Kuja- 
wien), Pamietnik Akademii Umiejetnosci w Krakowie, wydziaty: Filologiezny 
i historyczno-filozoficzny (Denkschriften der Krakauer Akademie, philoso- 
phische und historisch-philosophische Klasse) III, 1876, S. 89-116; zu S. 110 
Anm. 112: Die Guhrauer Urkunde vom 9. Juli 1289 ist gedruckt in: Die 
Donins II, Berlin 1876, S. 314, Nr. 126. 
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völlig neue, man möchte sagen umstürzende, Erkenntnisse von grund- 
legender Bedeutung. Schon die durch die beigegebene Karte veranschau- 
lichte Feststellung, daß das vorkoloniale Schlesien keineswegs das kirchen- 
arme Land war, in dem von der Ausbildung eines die gottesdienstlichen 
Bedürfnisse der Bevölkerung irgendwie befriedigenden Parochialsystem 
keine Rede sein konnte, wie das noch Schulte und Seppelt annahmen, 
daß vielmehr nicht weniger als anderthalbhundert Kirchen in der slavi- 
schen Zeit entstanden sind, wird viele überraschen. Noch einschneidender 
ist die Revision der Anschauungen über die Ausstattung der schlesischen 
Kirchen der vorkolonialen Zeit: Schultes Ansicht, daß die vordeutschen 
Parochien nur mit Zehnten und nicht mit Landbesitz ausgestattet ge- 
wesen seien, ist noch 1921 von einer Reihe namhafter Forscher mit 
Nachdruck wiederholt worden; Michael hatte sie sich in seinem ersten 
Buch zu eigen gemacht. In meiner Besprechung wies ich auf die schlechte 
Begründung dieser These hin.!) Bald darauf widerlegte sie Heinrich 
von Loesch mit einzelnen urkundlichen Nachrichten über die Land- 
ausstattung vordeutscher schlesischer Kirchen?), und nunmehr kann 
Michael den Nachweis erbringen, daß die „polnischrechtlichen‘“ schlesi- 
schen Kirchen durchweg im Besitze einer meist sehr erheblichen Land- 
ausstattung waren. Sehr häufig erscheint sie in der Gestalt des uns aus 
dem vorkolonialen Sorbenland und aus Böhmen und Mähren so wohl- 
bekannten Dotaldorfes?): wie dort, trägt dieses auch hier häufig einen 
Namen, aus dem sich bereits seine Eigenschaft als Besitz des „Pfaffen‘ 
ergibt (Popowitz, Pöpelwitz, Pfaffendorf). Auch hinsichtlich der übrigen 
Bestandteile der Pfarrausstattung bringt Michaels zusammenfassende 
Darstellung viel wertvolles Neues und unterscheidet sich durch die vor- 
sichtige Formulierung der aus den schlesischen Quellen zu gewinnenden 
Erkenntnisse vorteilhaft von den Ausführungen Früherer: das gilt 
namentlich von der Behandlung der schwierigen Probleme, die sich an 
die Gestaltung der zehntrechtlichen Verhältnisse knüpfen. Endgültige 
Klarheit wird in dieser Frage erst auf Grund erneuter Untersuchung und 
Auswertung des polnischen Quellenmaterials zu gewinnen sein, für die es 
an wertvollen Vorarbeiten nicht fehlt, deren Ergebnisse aber bisher noch 
nicht in übersichtlicher, leicht greifharer Weise zusammengefaßt sind.*) 


1) A.a.0. S. 600. 

2) Vgl. H. v. Loesch, Neue kirchenrechtliche Forschungen zur Koloni- 
sationsgeschichte Ostdeutschlands, Zeitschrift des Vereins für Geschichte 
Schlesiens LIX, 1925, S. 162. 

3) Vgl. H.F. Schmid, Dierechtlichen Grundlagen der Pfarrorganisation 
auf westelavischem Boden I, in dieser Zeitschrift XLVI, Kan. Abt. XV, 1926, 
S. 8ff., 80ff. 

*) Eine derartige Übersicht über die rechtlichen Grundlagen der Pfarr- 
organisation in der polnischen Kirche soll der II. Teil meiner in der voran- 
gehenden Anmerkung genannten Arbeit bringen: der Reichtum und die 
Bedeutung des polnischen Quellenmaterials und der polnischen Fachliteratur 
aber auch die Erkenntnis der Notwendigkeit, für das zusammenfassende 
Schlußkapitel die Entwicklung in den germanisierten nordwestslavischen Ge- 
bieten, namentlich in Pommern, in weiterem Umfange heranzuziehen als wie 
das ursprünglich beabsichtigt war, nötigen mich, die für den vorliegenden 
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Auch für eine Erscheinung, die heute dem Forscher keinerlei tiefere 
Bedeutung zu haben scheint, wie die Häufigkeit der Ausstattung der vor- 
kolonialen schlesischen Kirchen mit Schenken!), wird sich vielleicht, bei 
vergleichender Heranziehung der Nachrichten aus den Nachbargebieten, 
eine den Rechtshistoriker befriedigende Erklärung finden lassen.?) So 
werden sich auch die dem Patronat in der vorkolonialen schlesischen 
Kirche gewidmeten Ausführungen Michaels in ihrer vollen Bedeutung 
für die kirchliche Rechtsgeschichte erst würdigen lassen, wenn sie aus der 
Betrachtung der Verhältnisse in den übrigen ursprünglich westslavischen 
Siedlungsgebieten heraus beleuchtet werden: erst dann wird sich Klarheit 
darüber gewinnen lassen, inwieweit die von Michael geschilderten eigen- 
kirchenrechtlichen Erscheinungen als bodenständig bezeichnet werden 
können. Wichtig ist auf alle Fälle der Nachweis, daß von einem landes- 
herrlichen Patronat in der vorkolonialen schlesischen Kirche ebenso- 
wenig die Rede sein kann wie in der späteren Kolonistenkirche. 


Jeder Leser wird von Michaels Buch mit dem Wunsche scheiden, 
daß es dem hochverdienten Verfasser, dessen Leistung um so dankbarere 
Anerkennung beanspruchen darf, weil er sie unter den schwierigsten 
äußeren Verhältnissen, fern von den wissenschaftlichen Hilfsquellen der 
Großstadt in seiner entlegenen Landpfarre vollbringt, recht bald be- 
schieden sein möge, uns die übrigen Bände seines neuen Werkes vor- 
zulegen und so die schlesische Kirchengeschichtsschreibung um weitere 
wertvolle Beiträge zu bereichern. Dem Rechtshistoriker möge es ge- 
stattet sein, mit diesem Wunsche einen zweiten zu verbinden: ein großes 
Verdienst um die rechtsgeschichtliche Forschung könnte sich der Ver- 
fasser erwerben, wenn er sich entschlösse, sobald er die Materialien für 
alle Teile seines Hauptwerks vollständig gesammelt hat, in einer be- 
sonderen Abhandlung einen Überblick über die rechtliche Seite der Ent- 
wicklung der Organisation der schlesischen Kirche in ihren verschiedenen 
Instituten von der Pfarre bis zum Bistum und den evangelischen Kirchen- 
regimentsbehörden zu geben: damit würde seine geliebte Heimatprovinz 
als reifste Frucht seines Lebenswerks einen Schatz gewinnen, dessen sich 


Band in Aussicht genommene Veröffentlichung dieses II. Teiles um ein Jahr 
u en und die Nachsicht der Leser wegen dieser Verzögerung zu 
erbitten. 


1) Auch mir erschien die entsprechende Erscheinung in der böhmisch- 
mährischen Kirche noch vor einem Jahre als eine rein zufallsmäßige: vgl. 
H. F. Schmid a. a. O. S. 148. 


%) Die pommersche Überlieferung, aber auch Parallelerscheinungen im 
ostpolnischen und ostslavischen Siedlungsgebiet berechtigen zu der Annahme, 
daß den Schenken auf einer gewissen Stufe der Entwicklung die Verwaltungs- 
organisation der primitiven alavischen Staaten eine wichtige Rolle zugefallen 
ist, daB sie nämlich als Steuersammel- und Gerichtsstätte gedient haben: 
ihre Zuweisung an kirchliche Anstalten würde denn als eine besondere Form 
für deren Ausstattung mit Teilen der Steuer- und Gerichtseinkünfte auf- 
zufassen sein, ähnlich wie die Übertragung der Steuernotarie (und vielleicht 
auch der Gerichtsnotarie) an die Kirche in Böhmen und Mähren (vgl. über 
sie Schmid a.a.O. S. 148f. bzw. S. 53 Anm. 4). 
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kaum eines der deutschen Territorien rühmen kann, eine vollständige, 
. allen Anforderungen des Rechtshistorikers Rechnung tragende Ver- 
fassungsgeschichte ihrer Kirche. 


Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Joseph Schnitzer, Peter Delfin, General des Camal- 
dulenserordens (1444— 1525). Ein Beitrag zur Geschichte 
der Kirchenreform Alexanders VI. und Savonarolas. Mit 
5 Abbildungen und einem Anhange ungedruckter Quellen. 
München, Verlag von Ernst Reinhardt, 1926. VII und 
4598. 8°, 


Als eine Art Ergänzung zu seinem großen Savonarola-Werke (1924) 
widmet Jos. Schnitzer eine umfassende Monographie einem der Haupt- 
gegner Savonarolas, dem Camaldulensergeneral Peter Delfin, der durch 
seine. hier zum erstenmal abgedruckte Schmähschrift nicht wenig zum 
Sturze des Florentiner Propheten beitrug. Schn. veröffentlicht ferner 
ungedruckte Briefe Delfins an und über Savonarola und neue Berichte 
zum Leben und Sterben Alexanders VI. In diesen Quellen liegt der 
eigentliche Wert des Buches, das eine farbenreiche Schilderung der be- 
wegten Epoche gibt. Für die kirchliche Rechtsgeschichte sind lehrreich 
vor allem die Darstellung der Entstehung des Camaldulenserordens 
und seiner Verfassung (S.1ff.), der Verfallserscheinungen seit dem 
13. Jahrhundert (S. 27ff.), insbesondere des Kommendewesens (S. 27ff. 
120ff.) und seiner verhängnisvollen Wirkungen für Klosterzucht und 
-verfassung; auch des Ordensprotektorats und seines Einflusses (S. 73); 
bezeichnend auch die geringe Kenntnis und Schätzung des Kirchen- 
rechts durch den humanistischen General (S. 50f.).. Was die Kirchen- 
reformpläne betrifft, so kommen mehr noch als Delfins eigene, die seiner 
Ordensgenossen Peter Quirin und Paul Justinian in Betracht, insbeson- 
dere die große Denkschrift von 1513 (gedr. bei Mittarelli, Ann. Camald. 
IX, 612-719) mit ihren z. T. sehr modernen Vorschlägen, wie u. a. dem 
Plane einer Säuberung und neuen Kodifizierung des geltenden kirch- 
lichen Rechts, der Empfehlung der Landessprache im Gottesdienst usw. 
Schn. betont (Vorwort S. VIf.) sehr scharf die Hoffnungslosigkeit aller 
Reformversuche der kirchentreuen Anhänger des Papsttums der da- 
maligen Zeit, solange das Papsttum selbst der Reform unzugänglich 
blieb. Wieweit die düsteren Sittenschilderungen, die wesentlich auf 
Delfins Briefen und Predigten der Zeit beruhen, völlig zutreffend sind, 
bliebe wohl noch zu untersuchen. 


Leipzig. Richard Scholz. 
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Joh. B. Götz, Das Pfarrbuch des Stephan May in Hilpolt- 
stein vom Jahre 1511. Ein Beitrag zum Verständnis der 
kirchlichen Verhältnisse Deutschlands am Vorabende der 
Reformation. (Reformationsgeschichtliche Studien und Texte, 
begründet von Prof. Dr. Jos. Greving, mit Unterstützung 
der Gesellschaft des Corpus Catholicorum herausgegeben 
von Prof. Dr. Albert Ehrhard in Bonn. Heft 47 und 48.) 
Münster in Westfalen, Aschendorff, 1926. XII u. 204 S. 8°. 


Der neben anderen wissenschaftlichen Arbeiten namentlich durch 
zwei größere geschichtliche Untersuchungen über die Glaubensspaltung 
in Ansbach - Kulmbach (1907) und die Religiöse Bewegung in der Ober- 
pfalz von 1520 bis 1560 (1914) bekannte Stadtpfarrer bei St. Moritz 
in Ingolstadt veröffentlicht in vorliegender Schrift die Aufzeichnungen 
eines Kleinstadtpfarrers aus Mittelfranken vom Jahre 1511 über sein 
Einkommen und die Rechtsverhältnisse der an seiner Kirche in Hilpolt- 
stein wirkenden Geistlichen und Hilfspersonen, die wie alle derartigen 
Zusammıenstellungen, weil dem Leben entnommen, eine reiche Ausbeute 
gewähren. Götz begnügt sich aber nicht mit dem einfachen Textabdruck, 
der schon verdienstlich genug gewesen wäre (S. 138 bis 188 des Buchs, 
unter Aussonderung minder ertragreicher Stücke), den größeren Teil 
des Buches (S. 1 bis 137) nimmt eigene den Text nach vielen Richtungen 
hin in geschickter Weise ausschöpfende Darstellung ein. Sein Buch 
tritt damit an die Seite der Veröffentlichungen von Franz Falk über 
die Pfarramtlichen Aufzeichnungen des Flor. Diel zu St. Christoph in 
Mainz von 1491 bis 1508 (1904) und ‚Josef Greving über Joh. Ecks 
Ingolstädter Pfarrbuch (1908) und — nicht zu vergessen -- von Adolf 
Tibus über die Jakobipfarre in Münster von 1508 bis 1523, die, bereits 
1885 erschienen, einen „umsichtigen Konımentar zu den Aufzeichnungen 
eines Münsterischen Pfarrers der Reformationszeit“ gibt (so Finke in 
der Zeitschrift für vaterländische Geschichte und Altertumskunde LIII 
1895 1. Abt. S. 339) und als erste der Veröffentlichungen dieser Art hier 
besonders genannt sei. Der Hauptanteil der Ausbeute fällt natürlich 
der kirchlichen Kulturgeschichte zu, sie gibt in Kleinmalerei ein Bild des 
kirchlichen Lebens in der Pfarrei unmittelbar vor der Reformation; 
aber auch für die Rechtsgeschichte fällt einiges ab. Der Verfasser der 
Aufzeichnungen, Stephan May (auch Mayr, Mayer oder Mair genannt), 
war kaiserlicher Notar und nicht unbewandert im kanonischen Recht, 
auf das er sich in Streitfällen beruft. Seine Stellung in Hilpoltstein führt 
uns sogleich in die fiskalistische Ausgestaltung des kirchlichen Änter- 
wesens im Spätmittelalter hinein: seit 1505 in Hilpoltstein, war er dort 
zunächst nur Vizepleban, Stellvertreter des eigentlichen aber abwesen- 
den Pfarrers (eine noch heute in der anglikanischen Kirche übliche 
Praxis), Inhaber der Pfarrstelle war bis 15ll der Eichstätter Weih- 
bischof Kaspar Tobritsch, von da ab der Eichstätter Dompropst Johann 
von Wolfstein, der aber 1515 zugunsten Mays unter Ausbedingung 
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einer jährlichen Pension von 21 Gulden (sog. Absent; vgl. jetzt can. 1429 
$ 2 Cod. jur. can.) auf die Stelle resignierte, so daß May erst seit 1515 
wirklicher Pfarrer war, allerdings finanziell beschränkt durch die Pen- 
sionszahlungspflicht. Sein aus den verschiedensten Quellen fließendes 
Einkommen als Pfarrer war aber trotzdem noch reichlich bemessen, 
es betrug nach dem Abzug fast 100 Gulden, während der Jahreslohn 
eines Knechtes bei freier Station 4 bis 6 Gulden ausmachte. Er hielt 
sich einen Kooperator, den Pfarrgesellen, den er selbständig annahm 
und zu besolden hatte, aber auch nach Gutdünken entlassen konnte, 
alles anders als heute. Über die Stellung dieser Hilfspriester sind wir 
neuerdings durch Lindners Untersuchung (vgl. diese Zeitschrift Kan. 
Abt. XIV 1925 S. 529f.) aufs beste unterrichtet, Mays Aufzeichnungen 
geben einige Nuancierung: auf dem Gesellen ruhte in Hilpoltstein und 
in der Filiale Jahrsdorf die Ausübung der eigentlichen Seelsorge, die 
ihm ein gutes Auskommen verschaffte (u. a. bezog er die Stolgebühren 
für sich); er hatte freie Wohnung und freien Tisch im Pfarrhaus, wobei 
er aber mit dem Schulmeister zusammen die Speisen auf- und abtragen 
mußte! Weiter war an der Kirche auf Grund besonderer Stiftung von 
1473 ein Benefiziat, der jedoch als solcher ebenso wie ein in Jahrsdorf 
residierender Frühmesser in der Seelsorge nicht mitwirkte; und seit 
Ende des 14. Jahrhunderts bestand bei ihr ein Kollegiatkapitel von 
sechs Kanonikern, dessen decanus natus der jeweilige Pfarrer war, d.h. 
also wohl gegebenenfalls auch der Vizepleban, denn für den Stiftsgottes- 
dienst war, wie sich aus Mays Aufzeichnungen ergibt, die Anwesenheit 
des „Pfarrers“ erforderlich (May war übrigens bei Abfassung seines 
Pfarrbuchs selbst noch Vizepleban.. Und wegen dieser Mitwirkung 
des Pfarrers gibt uns dann das Pfarrbuch einen schr wertvollen Einblick 
auch in das Leben eines kleineren Chorstifte im Spätmittelalter. Da 
fällt beim Vergleich mit heutigen Verhältnissen besonders auf die strenge 
Chordienstpflicht der Kanoniker: alle Horen, auch die Matutin mußten 
täglich gesungen werden (cum notis), dazu waren jeden Tag drei Messen 
zu halten (Frühmesse, Mittelmesse und Tagesamt), von denen gleich- 
falls zwei gesungen wurden. Die Abhaltung des Offiziums vollzog sich 
folgendermaßen: während der Matutin las ein Kanoniker die Früh- 
messe, daran schlossen sich die Laudes und die gesungene Mittelmesse, 
dann folgten in einem Zug die vier kleinen Horen (Prim, Terz, Sext, 
Non), darauf das Tagesamt, das der Pfarrer mit seinem Gesellen zele- 
brierte (so der Stiftungsbrief in Übereinstimmung mit einer älteren 
in Gregors IX. Dekretalen übernommenen Bestimmung, cap.1 X de 
vita et honestate clericorum I 3: ut quisque presbyter, qui plebem regit, 
clericum habeat, qui secum cantet et epistulam et lectionem legat..... ); 
während des Tagesamts lasen die Kanoniker ihre Privatmessen, werk- 
tags nach der Epistel, Sonntags nach der Predigt; nachmittags 3 Uhr 
war Vesper mit anschließender Komplet, und zwar an Sonn- und Fest- 
tagen und den Vortagen dazu feierlich mit dem gesamten (aus dem Schul- 
meister als Kantor, dem Sukzentor und den Schülern bestehenden) 
Chorpersonal; die Komplet fiel aber aus, wenn gestiftete oder bestellte 


458 - Literatur. 


Totenvigilien zu singen waren. An besonderen Tagen fand die Non 
und an den Werktagen der Fastenzeit die Vesper während des Horh- 
amts statt, und zwar nach der Wandlung, so daß dann von der Wand- 
lung ab die Messe ohne Gesang verlief. An den Fastenwerktagen war 
nachmittags nur Komplet um 5 Uhr.!) Alles vollzog sich nach Eichstätter 
Ritus, der römische wurde erst 1612 gestattet und .1619 vorgeschrieben. 
Bei Ministration, die übrigens selten war, wirkte außer Zelebrans, Dia- 
kon und Subdiakon noch der sog. Archipresbyter (qui dederit asperso- 
rium) mit. In den offiziellen Meßritus wurden mancherlei Einschiebungen 
gemacht, z. B. die tägliche Absingung einer besonders gestifteten ma- 
rianischen oder sonstigen Antiphon unmittelbar nach der Wandlung, 
woraus sich übrigens ergibt, daß das Benedictus damals vor der Wand- 
lung erledigt war und nicht etwa, wie es jetzt ganz unlogisch auch bei 
Choralämtern geschehen muß, erst nach der Wandlung gesungen wurde 
(eine derartige offizielle Einschiebung begegnet übrigens bis in die Gegen- 
wart im Begräbnisritus der Paderborner Diözese, wo bei Seelenämtern 
nach der Wandlung die Versikel „Pie Iesu Domine, dona eis requiem“ 
gesungen wird). Damals herrschte eine große Prozessionsfreudigkeit, 
die jetzt in den meisten Teilen Deutschlands weggefallen ist; hier in 
Königsberg allerdings gibt es außer den für die Gesamtkirche vorgeschrie- 
benen Prozessionen (wie an Lichtmeß, Palmsonntag, Karsamstag, den 
Bittagen und Fronleichnam) heute noch etwa 60 theophorische Umgänge 


1) Daß an den Werktagen der Fastenzeit (von Samstag nach Ascher- 
mittwoch bis zum Karsamstag) bis in die Gegenwart hinein die Vesper 
bereits am Vormittag verrichtet wird (vgl. die Rubriken im Breviarium 
Romanum hinter dem Tagesofflzium am Aschermittwoch: „.... Sabbato ... 
et deinceps usque ad Pascha vesperae dicuntur ante comestionem, tam 
in festis quam in feriis, exceptis Dominicis in quibus dicuntur hora conaueta*'. 
beruht auf einer Umkehrung der alten Ordnung, nach welcher an Fasttagen 
die Hauptmahlzeit der Geistlichen erst nach der Vesper sein sollte, um vorher 
länger zu fasten, wie es die Benediktinerregel, die ja für die Gestaltuug 
des Offiziums maßgebend gewesen ist (vgl. Suitbert Bäumer, Geschichte 
des Breviers, Freiburg 1895, 8. 169f.) im Kapitel 41 (Quibus horis oporteat 
reficere fratres) am Schluß bestimmte: „in Quadragesima usque ad Pascha 
ad vesperam reficiant“; die Vesper soll aber so gehalten werden. 
daß die Mahlzeit noch bei Tageslicht eingenommen werden köune, alsu 
(da die Fastenzeit in die Monate Februar bis April fällt) am Spätnachmittag, 
„ipsa tamen Vespera sic agatur, ut lumine lucernae non indigeant refi- 
cientes, sed luce adhuc diei omnia consummentur“. Wann die Umkeh- 
rung vorgenommen und damit der Zweck der ganzen Anordnung hinfällig 
wurde, ist mir nicht bekannt. Sie geschah wohl nicht aus bloßer Bequem- 
lichkeit, denn für einen arbeitenden Menschen ist es unmöglich, bis zum 
späten Nachmittag ungestärkt zu bleiben; aber dann hätte man, um nicht 
den Verdacht einer beabsichtigten Umgehung aufkommen zu lassen, die 
Vorschrift ganz aufheben und nicht, wie geschehen, unter scheinbarer Auf- 
rechterhaltung in ihr Gegenteil verkehren sollen. Aus der Umkehruug 
ergibt sich auch die eingangs mitgeteilte Vorschrift, daß an den Sonntagen 
der Fastenzeit die Vesper zur gewohnten Stunde, d. h. nachmittags, nach 
der Hauptinahlzeit, sein solle, denn an Sonntagen wird nicht gefastet. 
Nach der ursprünglichen Ordnung war diese Vorschrift überflüssig, weil 
damals die Vesper ja ihre feste Zeit behielt, gleichgültig ob gefastet werden 
mußte oder nicht. 
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im Lauf des Jahres, das ist polnischer Ritus. Soviel waren es damals 
auch in Hilpoltstein. An den höchsten Festtagen wurden ferner in der 
Kirche Mysterienspiele aufgeführt, die das Festgeheimnis darstellten. 
Es gab für das Hochamt eine vierfache Singweise: festivaliter, sollemni- 
ter, dominicaliter und ferialiter; hierin ist das heutige Kyriale Romanum 
reichhaltiger, das 18 offizielle Weisen und eine Reihe cantus ad libitum 
aufweist, so daß auch beim Choralgesang viel Abwechslung möglich ist. 
Die liturgischen Farben umgekehrt waren damals reicher als heute, 
außer den jetzt vorgeschriebenen (weiß, rot, grün, lila, schwarz) wurde 
noch blau und gelb benutzt, auch war ein anderer Gebrauch als heute 
(Epiphanie z. B. hatte rot; blaue Gewänder sind übrigens jetzt noch 
im Bistum Ermland, speziell im Frauenburger Dom im Gebrauch, doch 
dürfen neue in dieser Farbe nicht mehr hergestellt werden; mancher- 
orts, z. B. in Marialaach und den übrigen Klöstern der Beuroner Bene- 
diktinerkongregation, ist auch noch der besondere color rosaceus üblich 
für Gaudete und Laetare). Wenn Anniversarien einfielen, was häufig 
der Fall war, wurde in Hilpoltstein die .Mittelmesse als Seelenamt ge- 
sungen, aber nur bis zur Wandlung, von da ab war sie stille Messe, denn 
unmittelbar nach der Wandlung begann man an solchen Tagen das 
Tageshochamt zu singen (über derartige sog. Schachtelämter, die da- 
mals im Schwang waren, vgl. Adolf Franz, Die Messe im deutschen 
Mittelalter, Freiburg 1902, S. 19; gegen solche und ähnliche Kürzungen 
in den gesungenen Ämtern und etwaige bei der Matutin, z. B. Auslassen 
der Psalmen oder Übergehen einer Nokturn, wandte sich ein bischöf- 
liches Reformdekret für Hilpoltstein vom 25. Juni 1446, das aber merk- 
würdigerweise das Weglassen der Komplet bei Totenvigilien, s. o., nicht 
rügt). An Sonn- und Festtagen war während des Tagesamts Predigt, 
wobei für den Prediger das studium librorum propter sermones Tememo- 
randos, also die Vorbereitung auf die Predigt, im konkreten Fall als 
Dispens vom Chordienst galt. 

Dieser reiche liturgische Gottesdienst genügte auch dem Volk, 
das damals noch liturgisch empfand; auch in anderen als Stiftskirchen 
war damals das öffentliche gemeinsame Chorgebet des Seelsorgeklerus 
noch die Regel (vgl. die vorhin angeführte Dekretale, nach welcher der 
Pfarrer einen Kleriker haben soll, qui secum cantet). Mit der Gegen- 
reformation hat sich unter dem Einfluß des protestantischen Gottes- 
dlienstes das Verhältnis zugunsten unliturgischer Volksandachten ver- 
schoben, die ja heute noch vorwiegen. Jetzt z. B. sind in Hilpoltstein 
trotz größerer Bevölkerungszahl nur vier Geistliche (der Pfarrer, zwei 
K.ooperatoren und ein Benefiziat), die vollauf genügen, früher waren es 
mit dem Jahrsdorfer Frühmesser deren zehn, und zu manchen Anni- 
versarien mußten stiftungsgemäß außer diesen noch bis zu sechs fremde 
Priester zugezogen werden! Und in der Abhaltung dieses Gottesdienstes 
und der Seelenmessen erschöpfte sich die Tätigkeit nicht nur der Kano- 
niker, sondern auch des Pfarrers. Die heute im Vordergrund stehenden 
pfarrlichen Geschäfte (Vereinstätigkeit, Schule, Verwaltung) spielten 
damals noch keine Rolle, das Armenwesen lag ganz in Händen städtischer 
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Behörden (Verf. hätte hier auf die neueren Untersuchungen von Alfred 
Schultze, Stadtgemeinde und Kirche im Mittelalter, Festgabe für 
Rudolf Sohm, München-Leipzig 1914, und Stadtgemeinde und Refor- 
mation, Tübingen 1918, verweisen können); für das Kirchengut sorgten 
die selbständigen Pfleger unter städtischer Aufsicht, und auch die Seel- 
sorgehandlungen nahm der Pfarrer nicht selber vor, hierfür bediente 
er sich, wie schon erwähnt, des Kooperators, der in dem dreifachen 
Stufenbau (Inhaber der Pfarrstelle — Vizepleban — Kooperator) prak- 
tisch also der Seelsorger war, was heute primär wieder der Pfarrer ist. 

Die eigentliche Seelsorge gestaltete sich damals auch wesentlich 
einfacher als jetzt, der Empfang der Eucharistie z. B. und dement- 
sprechend auch die Beichte war außerhalb der Osterzeit ganz selten, 
Sakramentenempfang während des Jahres wird als außergewöhnlich 
besonders hervorgehoben. Aus dieser Seltenheit der Benutzung der 
Eucharistie erklärt sich auch der skandalöse Zustand, in welchem da- 
mals bei Visitationen mancherorts die geweihte Spezies befunden wurde 
(vgl. z. B. S.39 Anm. 67 von 1480 „receptaculum est ligneum et inter 
particulas reperi vermiculasreptantes“; in Hilpoltstein fand stiftungs- 
gemäß jeden Donnerstag eine sakramentale Prozession statt, weshalb 
auch die Spezies regelmäßig kontrolliert wurde). Die Osterbeichten be- 
gannen mit Aschermittwoch, für die Kommunion bestimmte eine Synode 
von 1354 außer Gründonnerstag und Ostersonntag auch den Karfreitag, 
an dem jetzt die Kommunion nicht mehr ausgeteilt wird; schon An- 
fangs des 16. Jahrhunderts begann das Ausscheiden des Karfreitag. 
Neuerdings sind übrigens Wünsche laut geworden, auch den Karfreitag 
wieder für den Empfang der Eucharistie freizugeben. Im Bistum Fich- 
stätt galt damals die Vorschrift der confessio bina, der zweimaligen 
Beichte vor der Osterkommunion. Auch für die Beichte bestand wie 
bei allen geistlichen Handlungen eine Geldzahlungspflicht, die sog. 
Beichtpfennige als Almosen; für Reservatfälle gab es eine eigene Taxe. 
Die Kinder kamen mit den Erwachsenen zur Kommunion, eine besondere 
gemeinsame Erstkommunionfeier, wie heute, fand nicht statt, wohl 
aber jedes Jahr eine allgemeine vom Bischof Johann von Eich Mitte 
des 15. Jahrhunderts angeordnete Unterweisung über die Eucharistie 
in der Predigt, contio ad populum pro rudi plebe et juventa de eukaristia 
(S. %). Interessant ist, daß in Hilpoltstein noch um 1480 die öffentliche 
Kirchenbuße gehandhabt wurde, die Konkubine eines dortigen Kano- 
nikers peregit publicam penitentiam . , . in cimiterio ecclesie und wurde 
aus der Diözese verwiesen (S.49 Anm. 98). An sonstigen Einzelheiten 
aus der pfarrlichen Tätigkeit sei noch erwähnt, daß die Trauung und 
Einsegnung der Brautleute noch vor der Kirche an der Brauttüre ge- 
schah, darauf folgte die Messe in der Kirche. Für das Begräbnis gab es 
drei verschiedene Klassen, je nach der größeren oder geringeren Feier- 
lichkeit, dementsprechend waren auch die Gebühren abgestuft (ob das 
besondere Leichleggeld auf die Auffassung des Pfarrbanns als eine Art 
Hörigkeitsverhältnis der Pfarrkinder gegenüber dem Pfarrer schließen 
läßt, wie Verf. 8.92 Anm. 59 meint, erscheint mir zweifelhaft). Fe 
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bestand die Übung, bei Leichengottesdiensten außer Kerzen auch Lebens- 
mittel (Brot, Käse, Wein) zu opfern, die den Armen zukamen; man 
bezeichnete das mit dem altchristlichen Namen Agape (S. 74 Anm. 70 
quando quis agapen facit vel eleemosynam), ursprünglich waren es wohl 
die Gaben für den Toten (über die heute noch nicht ausgestorbene Sitte, 
den Verstorbenen noch Speise zu bringen vgl. die hochintercessante Mit- 
teilung aus Deggendorf vom Jahre 1912 bei Rudolf Hübner, Grund- 
züge des deutschen Privatrechts, 4. Aufl., Leipzig 1922, S. 718 Anm. 3). 
Als Gegengewicht gegen das im Laufe des Mittelalters erheblich ver- 
schärfte Abstinenzgebot gab man im 15. Jahrhundert, und zwar aus 
der Erwägung heraus, eine Gesundheitsschädigung zu vermeiden, dem 
einzelnen die Möglichkeit, gegen eine Abgabe zum Bau der Peterskirche 
in Rom sich der Vergünstigung der sog. Butterbriefe zu bedienen, d. h. 
allgemeiner Dispense zum Genuß von Laktizinien (Ursprung der heute 
noch üblichen Fastenalmosen). Weiteres erfahren wir über die Ablaß- 
praxis — gesammelt wurde in Hilpoltstein u. a. auch für das Hospiz, 
auf dem Großen St. Bernhard — und über die Art, wie die Ablaßquästoren 
bei ihren Sammlungen den Ablaß mißbrauchten, wobei allerdings die 
im Pfarrbuch geschilderten Hilpoltsteiner Verhältnisse m. E. nicht das 
scharfe Urteil rechtfertigen, das Götz (S. 46f.), im übrigen durchaus 
mit Recht, spricht (vgl. z. B. die S.47 Anm. 92 mitgeteilte Äußerung 
Johann Ecks, der die Mißbräuche heftig geißelte: compertum est, quod 
aliqui pro expensis prandii dederint hospitibus aut obtulerint scedas 
indulgentiarum et, quod turpissimum est, malis mulieribus pro salario 
nocturno). Die Sammelbezirke wurden vielfach für mehrere Jahre im 
voraus gegen ein Fixum verpachtet; an dem Ertrag der konkreten Samm- 
lung hatten übrigens Pfarrer und Meßner Anteil, ebenso wie die allsonn- 
täglichen Oblationen der Gläubigen dem Pfarrer zukamen und einen 
wichtigen Teil seiner Einnahmen bildeten. Diese regelmäßigen Samm- 
lungen und Abgaben für die verschiedensten Zwecke (der Meßner mußte 
bei den Kollekten in der Kirche stets mit kleinen Münzen zum Geld- 
wechseln versehen sein) stellten eine fühlbare Belastung der Pfarrein- 
gesessenen dar, die außerdem noch dem Pfarrer zehntpflichtig waren. 
Trotz dieser reichlichen Leistungen wurden aber noch häufig Stiftungen 
gemacht für selbständige Zwecke (Anniversarien u. dgl.), die allerdings 
zugleich eine Belastung der bedachten Kirche enthielten (do ut facias, 
gegenseitiger Vertrag; Götz erwähnt auch die eigenartige Form der 
Stiftung auf lebendes Inventar, sog. Immerkühe, mit deren Ertrag 
«lie geschuldete Leistung finanziert wurde). Bei den zahlreichen Stif- 
tungen war eine Überstiftung und damit eine gelegentliche Stiftungs- 
reduktion unvermeidlich, was durch Zusammenlegung namentlich älterer, 
Aurch das allmähliche Sinken des Geldwerts nicht mehr genügend ertrag- 
reicher Stiftungen geschah; von dem nicht einwandfreien Mittel der 
missa sicca oder der missa bi- und trifaciata (vgl. hierüber Nottarp, 
Die Stiftungsreduktion, Bonner Festgabe für Ernst Zitelmann, München- 
Leipzig 1923, S. 402f.) scheint in Hilpoltstein kein Gebrauch gemacht 
worden zu sein. Die Stiftungen wandten sich auch der Kranken- und 
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Armenpflege zu, es wurden z. B. sog. Seelbäder fundiert (Stiftungen 
von Freibädern für die Armen, in remedium animae des Stifters).. Das 
Spital dagegen war nicht so sehr Kranken- als mehr Pfründnerhaus, 
für eigentliche Krankenhäuser im modernen Sinne fehlte im Mittelalter 
das Bedürfnis oder richtiger das Verständnis, Krankheit war eineSchickung 
Gottes, die ertragen wurde und von der einen der Tod erlöste; die Pflege 
und Fürsorge erstreckte sich auf besondere Dauerfälle, so z. B. die Krüppel- 
pflege der Antoniter oder die Pflege der Aussätzigen, der ‚„Sondersiechen‘“‘, 
wie sie in Hilpoltstein treffend bezeichnet wurden (es sind ja die wegen 
der Ansteckungsgefahr von der übrigen Menschheit zwangsweise Ab- 
gesonderten, die Ausgesetzten); ihr Haus war in Hilpoltstein außerhalb 
der Stadt in der Nähe des Friedhofs, denn sie galten als bürgerlich tot, 
ihre Ehe war nach deutschem Recht aufgelöst, sie konnten nicht mehr 
letztwillig über ihr Vermögen verfügen und keine Erbschaften erwerben. 
Auch die Kirche trug dem Rechnung durch die erschütternde Zeremonie 
des Requiem coram vivo defuncto, wobei der Pfarrer in einer eigenen 
kirchlichen Feierlichkeit in Gegenwart der Gemeinde die öffentliche 
Ausscheidung des Aussätzigen vornalım, der in einem Sarg in die Kirche 
getragen und dort, mit dem schwarzen Leichentuch bedeckt, seine eigene 
Totenmesse hörte; dadurch wurde ihm bedeutet, daß er nunmehr der 
menschlichen Gesellschaft abgestorben sei, im Interesse der Gesunden. 
Nach dem Totenamt geleitete man ihn in langem Trauerzug zum Leprosen- 
haus, wo er fortan von der Allgemeinheit unterhalten wurde. Die natür- 
liche Folge dieser Zeremonie war, daß man bei dem späteren Tod des 
Aussätzigen nicht mehr ein Totenamt, sondern am geschmückten Altar 
die Messe „Justus aut palma florebit‘‘ sang, die im Missale für einen 
Bekenner bestimmt ist; der Aussätzige oder vielmehr Ausgesetzte hatte 
echon auf Erden durch sein der Allgemeinheit gebrachtes Opfer gesühnt. 
Das Ganze ist übrigens nur aus der sozialen Struktur des alten deutschen 
Rechts zu erklären, nach welchem die Rechte des einzelnen begrenzt 
sind durch das Interesse der Allgemeinheit. Von diesem auch von Franz. 
a.a.O. nicht erwähnten Brauch berichten Mays Aufzeichnungen zwar 
nichts; möglich, daß in den ersten Jahren seiner Amtszeit kein Fall 
von Lepra in Hilpoltstein vorgekommen ist, die Seuche war ja damals 
schon im Erlöschen und verschwand im Lauf des 16. Jahrhunderts voll- 
ständig aus Deutschland, freilich um der nicht minder unheimlichen 
Syphilis Platz zu machen. Die bis in alle Konsequenzen durchgeführte 
Auffassung von dem Abgestorbensein Lebender begegnet auch z. B. beim 
Klostertod in der Weise, daß im 12. und 13. Jahrhundert die Pfarrer 
mancherorts von den in einen religiösen Orten eintretenden Gliedern 
ihrer Gemeinde das mortuarium forderten (vgl. diese Zeitschrift Kan. 
Abt. IV 1914 S. 524f.). In erbrechtlicher Hinsicht ist beachtenswert, 
daß die Testierfreiheit der Eichstätter Geistlichen 1364 vom Bischof 
eingeführt und 1377 auch auf ganz formlose Testamente ausgedehnt 
worden war; auch die Landesherren oder Patrone verzichteten auf ihr 
Spolienrecht, so in Niederbayern 1311, in Oberbayern 1322 (Ludwig 
der Bayer), nachher die kleineren Herren. Die Geistlichen in Hilpoltstein 
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mußten dafür jährlich gemeinsam ein Anniversar halten (die sog. libertas 
episcopi bzw. dominorum; das „doninium sibi recipat vestes“ bei Nicht- 
erscheinen zu diesem Jahrtag bedeutet m. E. nicht eine Pfändung der 
Kleider, wie Götz S.44 Anm.80 meint, sondern ist nichts anderes 
als die Ausübung des Spolienrechts im konkreten Fall, weil die Bedingung 
der Befreiung nicht eingehalten wurde). 

Aus einer gelegentlichen Bemerkung des Verfassers (S. 82) er- 
sehen wir, daß 1484 in Eichstätt bereits das Amt des Generalvikars be- 
stand (auch unter diesem Namen?). An der Pfarrkirche gab es eine 
Schule, an der arme Schüler uncntgeltlich unterrichtet wurden, nur die 
bemittelten bezahlten Schulgeld. Der Schulmeister war zugleich Stadt- 
schreiber in Hilpoltstein, hatte also zwei Herren, den Pfarrer und den 
Stadtrat, von denen sich jeder bei ihm gegen den anderen sicherte. 
Er hielt sich einen Jungmeister (den schon genannten Sukzentor), 
den er nach Belieben annahm und zu besolden hatte. Als Kantor hatte 
der Schulmeister ausgedehnte kirchliche Obliegenheiten und Einnahmen. 
Bemerkenswert ist, daß zu Mays Zeit noch keine Orgel in der Kirche 
vorhanden war, eine solche wurde erst 1524 beschafit; das gleiche gilt 
zu damaliger Zeit übrigens auch für die Jakobikirche in Münster und 
Ende des 16. Jahrhunderts noch für die dortige Servatiikirche (vgl. Zeit- 
schrift für vaterländische Geschichte und Altertumskunde XLV 1887 
1. Abt. S.182), wie es jetzt noch in der orientalischen Kirche (Ruß- 
land usw.) allgemein üblich ist. Angesichts des reichen Gesanges beim 
liturgischen Gottesdienst in der Pfarr- und Stiftskirche begreift man, 
welche Leistung von den früheren Kirchensängern beim Fehlen einer 
Orgel verlangt wurde! Ein Körnchen findet sich auch zur Musikgeschichte: 
in der Ingolstädter Frauenpfarrkirche wurde Anfangs des 16. Jahrhunderts, 
d. h. zur Zeit, als sonst noch der Choral vorherrschte, ein besonders ge- 
stiftetes Salve Regina vor dem Hochamt mehrstimmig gesungen (Salve 
figuratum, S. 32 Anm. 41). 

Zur Wirtschaftsgeschichte sei erwähnt, daß es einen besonderen 
Stiftsförster für den etwa 90 Morgen großen Waldbesitz des Hilpolt- 
steiner Stiftes gab. Der Pfarrzehnt, d. h. dessen Jahresertrag, wurde viel- 
fach im voraus verkauft, so daß der Pfarrer nicht das Risiko seines Ein- 
gangs hatte. 

Zum Glossar verzeichne ich die Ausdrücke „Heiling‘ für Fabrik- 
gut (S. 56), „Messe“ für Pfründe (S. 7) und ganz analog „Gesellschaft‘“ 
fiir Ordenszeichen (S.16 Anm.8, das Zeichen für die Mitgliedschaft 
in der Gesellschaft; es war eine Medaille an einem Kettchen, die hier 
zur Verschönerung einer Monstranz gestiftet wurde). 

Man sieht, aus dem Buch ist viel herauszuholen, und das ist nicht 
zum mindesten das Verdienst des Herausgebers Götz, der (wie schon 
eingangs erwähnt) die Aufzeichnungen Mays eingehend kommentiert 
und nach einer geschichtlichen Einleitung in fünf Kapiteln (Der liturgi- 
sche Gottesdienst, Der Seelengottesdienst, Die pfarrliche Tätigkeit, Des 
Pfarrers Einkommen, Des Pfarrers Hilfskräfte) übersichtlich verarbeitet 
hat, wobei er viel eigenes aus anderen Quellen zur Ergänzung beifügt 
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und, nicht zuletzt, auch durch drei sorgfältige Register (S. 189 bis 204) 
dem Leser die Benutzung erleichtert. Deren Dank wird ihm sicher sein! 


Zu berichtigen ist 


8.7 Anm.41: Lang anstatt Laug. 

S.23 Zeile 14: 2. November anstatt Oktober (vgl. S. 76). 
S.25 Anm. 12: Falk anstatt Falb. 

S.38 Anm. 63: 1487 anstatt 1847. 

S.65 Anm.41 am Schluß: Schornbaum anstatt Schombaum. 
S.76 Anm. 79: Diel anstatt Siel. 

S.32 Anm.41 sind Zeile 5 bis 7 zu streichen (Wiederholung). 


Königsberg (Pr.). Nattarp. 


Paul Kirn, Friedrich der Weise und die Kirche. Seine 
Kirchenpolitik vor und nach Luthers Hervortreten im 
Jahre 1517. Beiträge zur Kulturgeschichte des Mittel- 
alters und der Renaissance, herausgegeben von Walter 
Goetz, Band 30, Leipzig, Teubner 1926, IV und 2128. $°. 


Es war schon lange ein dringendes Bedürfnis, die Kirchenpolitik 
Friedrichs des Weisen aktenmäßig zu behandeln. Auffallenderweise 
hatten sich aber die über territoriale deutsche Kirchenpolitik des späte- 
ren Mittelalters während der letzten Jahrzehnte angestellten Untersuchun- 
gen gerade den Landen des Ernestiners fast ganz ferngehalten. Hier 
klaffte eine Lücke, die außer vom Standpunkte der Reformationsgeschichte 
auch vom Standpunkte der Geschichte spätmittelalterlichen Landes- 
und Staatskirchentums beklagt werden mußte. Diese Lücke ist nun 
durch Kirns treffliche Arbeit in weitgehendem Maße ausgefüllt. Das 
konnte nur geschehen, weil Kirn die Mühe nicht scheute, eine breite 
archivalische Grundlage zu schaffen und die einschlägige Literatur in 
umfassendem Ausmaße heranzuziehen. Fleiß allein hätte jedoch auch 
hier nicht zum Ziele führen können. Er mußte durch allgemeine kano- 
nistisch-historische Bildung, durch Sinn für die persönlichen und sach- 
lichen, psychologischen und juristischen Probleme und durch Einfühlungs- 
vermögen ergänzt werden. Über diese und andere auch für den Mono- 
graphen unentbehrliche Vorzüge verfügt der Verfasser in großem Um- 
fange. Infolgedessen hat er auf wesentlichen Gebieten der Kirchen- 
politik Friedrichs des Weisen zu einigermaßen abschließenden Ergeb- 
nissen gelangen können. In dem besonders wertvollen Kapitel über den 
Kanpf gegen die geistliche Gerichtsbarkeit beschränkt sich der Ver- 
fasser mit Recht nicht auf die Bloßlegung der außerordentlichen Miß- 
bräuche und Mißstände der geistlichen Gerichte. Er würdigt auch, und 
zwar im allgemeinen treffend, die Gründe des Scheiterns dieses Kampfes. 
Der Kanonist kommt in diesen und den folgenden Abschnitten durchaus 
auf seine Rechnung. Beachtenswert ist, um nur eins herauszugreifen, 
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die archivalisch erhärtete Deutung der Relaxation des Interdiktse als 
nur zeitweiliger Aufhebung. Obwohl eine Behandlung der Klosterreformen 
Friedrichs durch das Fehlen einer zusammenfassenden Studie über das 
Verhältnis der Laiengewalten zur Klosterreform erschwert war, bleibt 
Kirn doch auch hier in den Einzelheiten nicht stecken, erörtert viel- 
mehr auch die Fragen nach der Initiative und den Motiven des Landes- 
herrn, wobei die materiellen mit Recht in die zweite Linie gerückt werden. 
In dem Abschnitte über die Pfründenpolitik wird der Kanonist besonders 
für die genaue Behandlung der berühmten Inkorporationsfälle dankbar 
sein. Friedrichs des Weisen Kirchenpolitik ist nach den überzeugenden 
Nachweisen des Verfassers im allgemeinen durch vorsichtiges Maß- 
halten ausgezeichnet. Die Achtung vor dem Rechte mit Einschluß 
des Kirchenrechts ist ihr durchgehender Charakterzug. Sie bindet 
ihm auch dann noch die Hände, als die reformatorische Bewegung 
schon eingesetzt hat. 

Dies Ergebnis ist dem Verfasser nicht zuletzt deshalb willkommen, 
weil es ihm als geeignet erscheint, die dann weiter gegen Kalkoff ver- 
tretene These von dem religiös-kirchlichen Konservatismus des Fürsten 
zu stützen. Der Kausalzusammenhang ist hier jedoch nicht so fest, 
wie es nach Kirn den Anschein gewinnt. Denn eine maßvolle Kirchen- 
politik gab damals bekanntlich noch keine Gewähr für relativ guten 
Katholizismus, da ja die schärfsten Landes- und Staatakirchen oft die 
rechtgläubigsten waren. Davon abgesehen, hat Kirn die Untersuchung 
«les Verhältnisses Friedrichs des Weisen zur Reformation und seiner 
„religiösen Überzeugung‘ wohl auf zu schmaler Basis geführt, was 
sich schon daraus ergibt, daß die Schriften Kalkoffs nicht einmal 
vollständig angeführt werden. Auch die Arbeiten von Köstlin, Kren- 
ker, Virck, v. Walter über Friedrich den Weisen hätten Berück- 
sichtigung verdient, ebenso Koldes Artikel in der Realenzyklopädie 
und Pallas’ Aufsatz im 24. Bande der Neuen Mitteilungen aus dem 
Gebiete der historisch-antiquarischen Forschungen. Auch wäre die 
vorlutherische Religiosität und Kirchlichkeit Friedrichs des Weisen noch 
deutlicher geworden, wenn sie noch mehr mit der allgemeinen spät- 
mittelalterlichen Fürstendevotion verglichen worden wäre. 

Im Anschluß daran wäre auch die Frage aufzuwerfen, ob für die 
Kirchenpolitik Friedrichs des Weisen außerhalb des Ernestinischen Ge- 
‚samtarchivs nicht noch anderes archivalisches, beispielsweise vatikanisches 
Material zu gewinnen wäre. Das Verhältnis zu den Päpsten tritt beiKirn 
überhaupt etwas zurück. Ähnliches gilt von der landesfürstlichen Uni- 
versitätspolitik, deren kirchenpolitische und kirchenrechtliche Seite stets 
besondere Beachtung verdient. Auch die vom Verfasser gewiß schon 
reichlich verwertete Literatur über andere Territorien ließe sich noch 
ergänzen. Kirns Arbeit hätte auch wohl gewonnen, wenn sie mit einer 
Einleitung über den von Friedrich dem Weisen vorgefundenen kirchen- 
rechtlichen und kirchenpolitischen Zustand versehen worden wäre, der 

sich schon an der Hand der vorliegenden Literatur skizzieren ließ. Man 
möchte überhaupt meinen, daß Kirns Buch kanonistisch noch befrie- 
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digender ausgefallen wäre, wenn es sich auf die Kirchenpolitik beschränkt 
und die Reformationspolitik beiseite gelassen hätte, was freilich seiner 
Aktualität nicht dienlich gewesen wäre. Auch wird man einem so sach- 
kundigen Verfasser selbstverständlich das Recht nicht absprechen, sich 
sein Thema selbst zu umgrenzen. Technisch ist zu bemängeln, daß die 
Unterabteilungen des Inhaltsverzeichnisses nicht als Überschriften auch 
in den Text aufgenommen sind. Auch sollte eine Arbeit wie die vor- 
liegende schon im Interesse ihrer vergleichenden kanonistischen Ver- 
wertung nicht ohne ein ganz ausführliches und völlig erschöpfendes Sach- 
register herausgegeben werden. Diese und andere Ausstellungen können 
jedoch den bleibenden und hohen Wert des hochwillkommenen Werkes 
nicht herabdrücken. 


Hamburg. J. Hashagen. 


Karl Schellhaß, Gegenreformation im Bistum Konstanz 
im Pontifikat Gregors XIII (1572—1585). Karlsruhe, 
G. Braun, 1925. XIX und 3598. 8°. 


Der Verfasser der vorliegenden Schrift ist ein um die Wissenschaft 
hochverdienter Mann. Sein ganzes Leben hat er der historischen For- 
schung geweiht. Am Preußischen Historischen Institut in Rom viele 
Jahre tätig, hat er vor allem auf dem Gebiet der Gegenreformation 
gearbeitet, speziell über das Pontifikat von Papst Gregor XIII. (1572 
bis 1585). Dasselbe hat für die Kirchengeschichte eine gewaltige Be- 
deutung, indem die Reform der Kirche durch die päpstlichen Nuntien 
und Gesandten energisch in Angriff genommen und den Grundsätzen 
des Tridentinums zum ersten Male planvoll und in großem Maßstab 
praktische Geltung verschafft wurde wie sonst so auch auf deutschem 
Boden. | 

Schellhaß hat einmal das große Verdienst, daß er die süddeutsche 
Nuntiatur des Grafen Barthol. v. Portia 1573—76 in drei von erstaun- 
licher Gelehrsamkeit zeugenden Bänden der Nuntiaturberichte aus 
Deutschland 1572—85, nämlich in Bd. III-V, 1896, 1903, 1909 be- 
handelt hat. 

Sein zweites bleibendes Verdienst ist folgendes. In den Jahren 
1572—79 entfaltete der italienische Dominikaner Felician Ninguarda, 
Nuntius für Oberdeutschland, in Bayern, Österreich und der Schweiz 
eine erfolgreiche Tätigkeit im Sinne der kirchlichen Reform. Schellhaß 
hat nun durch seine Publikationen „Akten über die Reformtätigkeit 
des Fel. Ninguarda in Baiern und Österreich 1572—77°, erschienen in 
den Quellen und Forschungen aus italienischen Archiven und Biblio- 
theken Bd. I—-V, 1897—1903, diese früher leider zu wenig bekannte 
Persönlichkeit des Ninguarda wieder in helles Licht gerückt. 

Außer dem Buch „Das Königslager vor Aachen und vor Frankfurt‘“ 
verdanken wir Schellhaß sodann auch die italienische Bibliographie 
von 1903-13 sowie zahlreiche gelehrte Aufsätze kirchenhistorischer Art 
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meist aus der Zeit des gen. Papstes Gregors XIII., vgl. die gen. Quellen 
und Forschungen Bd. VIff. — Durch den Weltkrieg wurde er aus Rom 
vertrieben, was aber seinen Forschungseifer nicht lähmen konnte. Durch 
Geh.-Rat Obser, den früheren Leiter des Generallandesarchivs Karls- 
ruhe wurde er 1916 auf wichtige Akten über das Kloster Petershausen 
bei Konstanz aufmerksam gemacht. Es handelt sich um Material eben- 
falls aus der Zeit von Gregor XIII. Schellhaß konnte die enge Zu- 
sammengehörigkeit dieser Akten mit Innsbrucker, Schaffhausener und 
Züricher Material erweisen, dadurch Licht über bisher unbekannte Vor- 
gänge verbreiten und uns die vorliegende neue Publikation ‚„Gegen- 
reformation im Bistum Konstanz im Pontifikat Gregors XIII.“ schenken. 
Der größte Teil derselben, Kap. 1—5, erschien bereits in Jg. 1917 und 
1918 der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrhein. Um Kap. 6 
vermehrt und nunmehr abgeschlossen, ist die Arbeit 1925 in Buchform 
erschienen. 

Wie der Untertitel „Personalunion von Petershausen und St. Geor- 
gen zu Stein a. Rh. Die Absetzung der Äbte Christoph Funck und Mar- 
tin Geiger. Der Konstanzische Statthalter Stephan Wolgmhuett‘ besagt, 
handelt es sich in der Hauptsache um die Durchführung der Gegen- 
reformation in den beiden Benediktinerklöstern Petershausen (P.) und 
Stein a. Rh. (St.). 

Das unmittelbar bei Konstanz gelegene, 983 gegründete Kloster P. 
war eine Reichsabtei. Ihm stand schon seit 1556 als Abt Chr. Funk Frei- 
herr von Buchenberg vor (F.). Im J. 1579, also bei Beginn der Ereig- 
nisse, welche das vorliegende Buch schildert, herrschten im Kloster 
wegen allzu großer Schuldenmacherei des Abtes in finanzieller Hinsicht 
trostlose Zustände. Was das geistliche Leben anlangt, waren die Ver- 
hältnisse keineswegs erfreulich (Konkubinat des Abtes, Lockerung der 
Disziplin, Vernachlässigung der geistlichen Obliegenheiten usw.). — Abt 
des Klosters St. a. Rh. war Geiger (G.), ohne daß er und sein Konvent 
dort ihren Sitz hatten. Die Kirche dieses Klosters war nämlich schon 
seit 1525 den Bürgern von Stein zum evangelischen Gottesdienst ein- 
geräumt worden. Im gleichen Jahr hatte der damalige Abt Kloster 
und Abtei gegen ein Leibgeding an Zürich übergeben, war aber bald 
darauf mit seinem Konvent nach Radolfszell geflohen, um von dort 
aus seine Verfügungen in dieser Sache zu widerrufen. Seitdem hielten 
sich Abt und Konvent dauernd auf Reichs- oder österreichischem Boden 
auf. Die Dokumente und Kostbarkeiten (Silbergeschirr) des Klosters 
hatte der Abt bei seiner Flucht mit sich genommen. Sein zweiter Nach- 
folger, eben Geiger, seit 1555 Abt, war dann 1566 oder 1567 mit seinem 
Konvent nach dem in dortiger Gegend gelegenen Hof Bühel übergesiedelt, 
welchen G. selbst für das Kloster erworben hatte. Lehensherr war der 
Bischof von Bamberg, welchem Kaiser Heinrich II. 1007 das Kloster 
St. geschenkt hatte. — F. und G. waren eng befreundet. Gegen G. 
konnten ähnliche Vorwürfe wie gegen F. gemacht werden. — Das Bis- 
tum Konstanz, welches sich auch weithin über die Schweiz erstreckte, 
hatte seit 1561 Kardinal Altaemps (Mark Sittich von Hohenems) inne, 
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der aber seit 1569, also ecehon zehn volle Jahre in Italien weilte. Er 
stand nämlich beim Papst in hohem Ansehen und war in der Kurie 
leitend beschäftigt. Die geistliche Verwaltung der Diözese stand beim 
Domdekan Philipp v. Freiberg, die weltliche Verwaltung des Hochstifts 
beim Statthalter Wolgmhuett, welch letzterer ein energischer Mann 
war, der als treibende Kraft im Prozeß der Absetzung der zwei Äbte 
anzusehen ist. Freilich konnte diesslbe nicht so einfach vor sich gehen, 
denn als Landesherrn kamen für die zwei Klöster auch der in Innsbruck 
residierende Erzherzog Ferdinand von Österreich und Schweizer Kan- 
tone in Betracht, da beide Klöster nicht nur auf bischöflichem, sondern 
vor allem auch auf österreichischem und Schweizer Boden viele Be- 
sitzungen und Einkünfte hatten. Übrigens stand P. unter dem Schutz 
des Hauses Österreich und Ferdinand war der Landesfürst der Bischof- 
stadt Konstanz. 

Das 1. Kapitel schildert die Visitation, wie sie der Nuntius Nin- 
guarda, Bischof von Scala, im August und September 1579 im Bistum 
Konstanz durchführte, zum Teil im Verein mit Bonhomini, Bischof 
von Vercelli, Nuntius für die Schweiz. Die Visitation erstreckte sich 
keineswegs über die ganze Diözese, sondern nur auf den Welt- und Ordens- 
klerus von Stadt und Umgebung von Konstanz, näherhin besonders 
auf das Dom- und die Stiftskapitel sowie den übrigen Stadtklerus, auf 
Kloster P., dessen Abt F. abgesetzt wurde, auf Abt und Konvent des 
Klosters St., auf das Augustinerchorherrenstift Kreuzlingen, das Frauen- 
kloster Münsterlingen, auf die Klöster St. Katharinenthal, Paradies 
und Reichenau. Um die Verhältnisse in religiöser und wirtschaftlicher 
Hinsicht einer Besserung entgegenzuführen, erließ Ninguarda scharfe 
Maßnahmen. Der Papst und Kardinal Altaemps stellten sich tatkräftig 
hinter Ninguarda, um dessen Reformvorschriften trotz des Widerstandes 
des Domkapitels zur Durchführung zu bringen. Für die Verwaltung 
des Klosters P. wurden von Ninguarda zunächst fünf Geistliche auf- 
gestellt (Weihbischof Wuorer, Domdekan v. Freiberg, Generalvikar 
Wendelstein, Domprediger Miller und Klosterprior Andreas Oechsli). 

Abt G. war seiner Würde nicht entsetzt worden, aber Ninguarda 
hatte ihm drei Monate Buße im Predigerkloster Konstanz. auferlegt. 
Als er freiwillig nicht kam und deswegen mit gewaltsamer Überführung 
nach Konstanz bedroht wurde, kehrte er dem Reich den Rücken und 
floh im Dezember 1579 nach der Schweiz auf die im Thurgau gelegene 
Besitzung Steinegg, welche er selbst 1574 von Zürich für sein Kloster 
erworben hatte. Seine Strafe büßte er freilich noch im Dezember im 
Kloster Kreuzlingen doch ab, nachdem sie auf 14 Tage herabgesetzt 
worden war. -- Auch über F. wurde nach seiner Absetzung Strafe ver- 
hängt. die in Bußübungen, Freiheitsbeschränkung und Überwachung 
bestand. F. gab sich alle erdenkliche Mühe, besonders durch Rechts»s- 
gelehrte bei den verschiedenen Behörden (Papst, Altaemps, Wolgmhuett, 
Ferdinand) seine Wiedereinsetzung zu erreichen. Fast wäre sie geglückt. 
denn der Papst hatte schon auf Altaemps Fürsprache ein Breve über 
Wiedereinsetzung unterzeichnet (12. April 1580), aber ehe dasselbe iu 
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Konstanz ankam, war F. dem Beispiel von G. folgend in die Schweiz 
nach der im Thurgau bei Frauenfeld gelegenen Karthause von Ittingen 
geflohen (24. April 1580), und zwar deswegen, weil die fünf Verweser 
von P. ihm den mündlichen Verkehr mit Rechtsgelehrten abgeschnitten 
hatten. So kam das Breve nicht zur Ausführung, F. wurde endgültig 
abgesetzt und der bisherige Prior Oechali am 28. Juli 1580 zum Abt ge- 
wählt. — G. fand den Schutz der sieben regierenden Orte des Thur- 
gaues. Davon waren fünf katholisch: Luzern, Zug, Uri, Schwyz, Unter- 
walden; zwei zwinglianisch: Zürich, Glarus (Kap. 2). 

Auch F. blieb nicht untätig. Um seine Zukunft zu sichern und 
sich eine gewisse finanzielle Unabhängigkeit zu verschaffen, brachte 
auch er es fertig, daß die sieben Kantone des Thurgaues, wo ihm Katho- 
liken und Zwinglianer günstig gesinnt waren, ihn in ihren Schutz nahmen, 
ferner, daß der Landvogt des Thurgaues durch Bewaffnete im Namen 
und auf Befehl der sieben Orte die im Thurgau gelegenen Güter des 
Klosters P. mit Beschlag belegte. Die Einkünfte durften also nicht 
mehr nach P. abgeliefert werden. Daraufhin ließ der Nuntius für die 
Schweiz Bonhomini über die im Thurgau gelegenen Weine von P. 
Gegenarrest verhängen. Im übrigen strebte er aber einen Ausgleich 
an zwecks Lösung F.s vom Bann und Aufhebung des Arrestes. Tat- 
sächlich erfolgte auch im Herbst 1580 die Absolution F.s vom Banne, 
den er sich durch seine Flucht aus dem Kloster zugezogen hatte. Allein 
die Aufhebung des Arrestes ließ sich nicht erreichen, trotz aller Mühe, 
die sich Bonhomini gab und trotz eines päpstlichen Breves an die fünf 
katholischen Kantone, in diesem Sinne zu wirken. — F.s schlimmer 
Ratgeber in dieser ganzen Zeit war G. gewesen, was den kirchlichen 
und weltlichen Behörden nicht verborgen bleiben konnte und so mußte 
nun diesen sein Schicksal ereilen (Kap. 3). 

Im Auftrag von Bonhomini leitete dessen Auditor P. A. de Ad- 
vokatis, im Januar 1581 den Prozeß gegen G. ein wegen Konkubinats 
und seiner Übersiedelung in die Schweiz. Wolgmhuett war es, der ziel- 
bewußt und konsequent auf G.s Absetzung und die Vereinigung von 
P. und St. unter Abt Oechsli von P. drang. Als G. der Vorladung nach 
Konstanz nicht Folge leistete, belegte Weihbischof Wuorer die auf 
Reichsgebiet gelegenen Güter des Klosters St. mit Beschlag. G. ließ 
trotzdem von jenen Gütern fahrende Habe, soviel er konnte, nach dem 
Thurgau bringen. Im übrigen suchte er Rückhalt bei den Eidgenossen, 
um sich in der Abtswürde zu behaupten. Generalvikar Wendelstein, 
mit dem Abschluß des Prozesses betraut, lud G. nochmals vor, wieder 
ohne Erfolg. Jetzt verkündete er am 1. Juli 1581 das Absetzungsurteil 
unter gleichzeitigem Ausschluß aus dem Priesterstand, ohne daß die 
Sympathie der Schweizer und des Lehnsherrn, des Bischofs von Bamberg, 
das verhüten konnten. Sodann gelang es Wendelstein, die Konventualen 
von St. nach P. zu laden, wo sie nach längerer Gegenwehr sich bereit 
fanden, Oechsli zu ihrem Abt zu wählen. Damit war die Personalunion 
vollzogen. G. rächte sich, indem er die Dokumente und Wertsachen 
des Klosters St. an den Kanton Zürich aushändigte, welcher als Besitzer 
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von Kloster St. darauf Anspruch machte. Er selbst nahm Aufenthalt 
in dem Zürich gehörenden zwinglianischen Städtchen Winterthur (Kap. 4). 

G. verharrte in hartnäckiger Opposition und fand Unterstützung 
bei dem zwinglianischen Zürich. Angeblich im Namen des abgesetzten 
Abtes, in Wirklichkeit aber aus eigennützigen Gründen, machte Zürich 
Anspruch auf die Einkünfte des ‚Klosters St., ließ Weinzehnten von 
Ramsen ins alte Kloster führen und vor dem niederen Gericht von Ramsen 
Arrest auf die an diesem Ort und sonst in der Schweiz befindlichen Ge- 
fälle und Zehenten von St. legen. Oechsli aber erwirkte durch das erz- 
herzogliche Landgericht in Stockach einen Gegenarrest und ließ Steinsche 
Getreidezehnten nach Radolfszell führen. Gegen Zürich war zunächst 
nicht viel zu erreichen, weil die anderen Schweizer Kantone, auch die 
katholischen, sich neutral verhielten. G. erlangte die Abtsewürde nicht 
wieder, da der Papst und Kardinal Altaemps die Absetzung und Personal- 
union bestätigten, desgleichen Erzherzog Ferdinand, obwohl letzterer 
anfangs widerstrebt hatte. Jetzt erfolgte am 27. November 1581 auf 
päpstliche Anordnung die Einweisung Oechslis in den weltlichen Besitz 
und in die Verwaltung von Kloster St. Oechsli nahm gleich darauf 
die Huldigung auf den Besitzungen des Klosters St. in der Schweiz 
entgegen, die Steinsche Besitzung in Steinegg aber war inzwischen 
von Zürich mit Beschlag belegt worden (Kap. 5). 

G. konnte sich nur schwer in seine Lage finden. Da aber schließ- 
lich auch der Bamberger Bischof der Absetzung und Personalunion 
zustimmte, mußte er einsehen, daß für seine Wiedereinsetzung keine 
Aussicht bestand, zumal Zürich alle Einkünfte des Klosters für sich 
haben wollte. Aber auch bei Zürich brach sich allmählich die Erkenntnis 
Bahn, daß nur Zugeständnisse zu einem Ausgleich führen konnten. 
Nach wiederholten vergeblichen Verhandlungen kam es am 25. März 1583 
zu einem Vertrag zwischen Zürich und Oechsli. Letzterem wurden alle 
Einkünfte des Klosters St. zugesprochen, dagegen mußte er an G. jähr- 
lich eine gewisse Geldsumme und bestimmte Naturalien geben. Zürich 
behielt Steinegg sowie die Dokumente und Kostbarkeiten des Klosters. 
Nun wurde auch die Aufhebung des von Zürich verhängten Arrestes 
und des Gegenarrestes Oechslis verfügt. Zürich machte ferner an G. 
zur Besserstellung seiner materiellen Lage bestimmte Zugeständnisse, 
stellte ihm in der Stadt Zürich eine Wohnung gratis zur Verfügung, 
sicherte ihm auch seinerseits ein jährliches Einkommen an Geld und 
Naturalien und verpflichtete sich, nach seinem Tode für seine Familie 
zu sorgen. Daraufhin schritt G., dem Wunsche Zürichs entsprechend, 
am 8. Juni 1583 zur Ehe. Er und seine Frau wurden von Zürich in den 
Bürgerstand aufgenommen. Seine Söhne nahmen später in Zürich eine 
hochachtbare Stellung ein. — Auch mit Funk war es inzwischen am 
12. Juli 1582 zu einer Einigung gekommen. Er fand dauernd Aufnahme 
im Barfüßerkloster zu Konstanz und Oechsli übernahm die Sorge für 
seinen Unterhalt (Kap. 6). 

Nun ein Wort der Kritik! Ausstellungen sind nur wenige zu machen. 
Am Anfang des Buches wäre eine Darlegung der Geschichte, der recht- 
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lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Klöster P. und St., wie 
sie in dieser Rezension oben kurz skizziert ist, sehr am Platze gewesen. 
Die Darstellung selbst geht oft sehr ins einzelne und mir dünkt, daß 
die Kleinmalerei nicht selten zu weit geht. Ein einfacherer Satzbau 
wäre vielfach ratsamer gewesen. Schließlich ist die ausführliche In- 
haltsangabe kein genügender Ersatz für das mangelnde Register. — 
Das Gesamturteil über die Schrift von Schellhaß kann vom Stand- 
punkt der Wissenschaft dahin abgegeben werden, daß das Buch Auf- 
klärung bringt über Vorgänge, welche bisher ganz im dunklen lagen. 
Es ist aufgebaut auf einem reichen, bisher gänzlich unbenützten Mate- 
rial.e. Es sind vielfach unerfreuliche Dinge, von welchen es berichtet, 
erfreulich nur insofern, als die Schrift zeigt, wie die katholische Kirche 
nach dem Tridentinum endlich Ernst gemacht hat mit der Reform. 
Im Bistum Konstanz sehen wir damals ein einmütiges Handeln der 
päpstlichen und bischöflichen Gewalt trotz des Widerstandes des Dom- 
kapitels. Die damalige Reform war nur eine teilweise, nachhaltig wirkte 
sie wenigstens für das Schicksal der zwei Klöster P. und St. Aber die 
Kurie kam durch Beseitigung der beiden Äbte einen Schritt weiter auf 
dem Wege, der zur Wiedereinführung strafferer Zucht im Bistum Kon- 
stanz führen sollte. Wir wollen Schellhaß auch dankbar sein, daß 
er uns in dieser Schrift ein Bild von Wolgmhuett gezeichnet hat, über 
welchen man bisher kaum etwas wußte. Dieser Mann mit seinem scharfen 
Verstand und gewaltigen Ehrgeiz war aus kleinen Verhältnissen hervor- 
gegangen und zum weltlichen Statthalter des Hochstifts und tatsäch- 
lichen Leiter der bischöflich konstanzischen Politik auf deutschem Boden 
emporgestiegen. Vom Streben nach Ordnung beherrscht, brach er jeden 
Widerstand gegen seine Pläne, von welcher Seite er auch kommen mochte. 
Dieser Staatsmann und Politiker ist von Schellhaß gleichsam erst 
entdeckt worden. Möge es Schellhaß, der ja auch Mitarbeiter der 
Ehrle- und Kehr-Festschrift ist, vergönnt sein, uns mit seinem bereits 
in Druck befindlichen Band der Nuntiaturberichte Ninguardas aus den 
Jahren 1578—83 bald beschenken zu können! 


Regensburg. Julius Krieg. 


Dr. Heinrich Pohl [o.ö. Prof. d. R. in Tübingen], Die 
katholische Militärseelsorge Preußens 1797 —1888. Studien 
zur Geschichte des deutschen Militärkirchenrechts. 102. u. 
103. Heft der Kirchenrechtlichen Abhandlungen, heraus- 
gegeben von Ulrich Stutz in Berlin. Stuttgart, Verlag 
von Ferdinand Enke, 1926. IX, 3968. 8°. 

Eine in der Hauptsache bereits vor dem Weltkriege vollendete 

Arbeit, deren Veröffentlichung während des Krieges den überängstlichen 


zuständigen amtlichen Stellen inopportun erschien, erblickt jetzt das 
Licht der wissenschaftlichen Welt. Sie beruht auf mehrjährigen um- 
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fassenden und gründlichen Studien in den großen Aktenbeständen des 
preußischen Kriegs- und des Kultusministeriums in Berlin. Anfänglich 
plante der Verf. eine Darstellung des gesamten innerhalb des Deutschen 
Reiches und seiner Kolonien geltenden Militärkirchenrechts. Äußere 
Gründe und berufliche Hindernisse nötigten leider schon bald zu einer 
Beschränkung. Der Verf. entschloß sich, zunächst ein Teilgebiet in An- 
griff zu nehmen und dabei an quellenmäßiger Fundamentierung und 
juristischer Verarbeitung mehrere Vorgänger — so Langhaeuser und 
namentlich Freisen — zu überflügeln. So machte er sich an die Aufgabe, 
vorerst seine Studien zur Geschichte des katholischen Militärkirchen- 
wesens in Preußen vom Regierungsantritt FriedrichWilhelms III. bis zur 
Wiederbesetzung der Stelle eines katholischen Feldpropstes (1888) ab- 
zuschließen und zu veröffentlichen. Nach Überwindung aller inneren 
und äußeren Drucklegungsschwierigkeiten der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit ist diese wissenschaftlich hochbedeutsame Abhandlung nunmehr 
endlich herausgekommen. 

Der Gegenstand der Darstellung ist bislang nur unzulänglich be- 
arbeitet worden. Neben einer Dissertation von Langhaeuser über das 
Militärkirchenwesen im brandenburgischen und preußischen Heer und 
neben sehr beachtenswerten größeren und kleineren Arbeiten des Würz- 
burger Kirchenrechtlers Joseph Freisen (Hauptwerk: Das Militär- 
kirchenrecht in Heer und Marine des Deutschen Reiches, 1913) sind 
vornehmlich diejenigen des früheren vortragenden Rates und jetzigen 
Präsidenten der Hannoverschen Klosterkammer Dr. Martin Richter 
zu vermerken. Er verfaßte 1899 in amtlichem Auftrage eine leider 
nicht publizierte historisch -kritische Denkschrift über Entwickelung 
und damalige Gestaltung der preußischen Militärseelsorge, ferner 1904 
gemeinsam mit dem katholischen Feldpropst Vollmar einen Kommentar 
zur katholischen militärkirchlichen Dienstordnung vom 17. Oktober 1902. 
Die bislang unbekannte Richtersche Denkschrift ist im vorliegenden 
Werke von Pohl ausgiebig benutzt und dadurch der Öffentlichkeit 
erschlossen worden. Auch sonst hat Richter die militärrechtlichen 
Forschungen des Verf. wertvoll durch Rat und Auskunft gefördert. 
Diese halbamtliche Unterstützung in Verbindung mit dem hohen wissen- 
schaftlichen Eigenwerte der äußerst gründlichen Arbeit Pohls sichern 
seinem Buche den besonderen Vorzug der stofflichen und methodischen 
Zuverlässigkeit. 

Bei Werken von der Art des hier vorliegenden scheint mir die 
Hauptaufgabe des Referenten, der zur Nachprüfung der einzelnen Quellen 
doch nicht in der Lage ist, in der objektiv-getreuen Wiedergabe des In- 
haltes und in der knappen Zusammenfassung der Forschungsergebnisse 
zu bestehen. 

Das 1. Kapitel behandelt die katholische Militärseelsorge in Preußen 
vom Regierungsantritt Friedrich Wilhelms III. bis zur Katastrophe 
von 1806. Dieser rechtlich denkende und tief religiös empfindende König 
nahm trotz seines betonten Protestantismus und seiner Ablehnung des 
katholischen Glaubens an der Entwicklung der katholischen Militär- 
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seelsorge starken persönlichen Anteil. Sein beherrschender Gedanke 
war aber die militärische Geschlossenheit und Einheit; ihm ordnete er 
unbeugsam die unverstandenen religiösen Bedürfnisse der katholischen 
konfessionellen Minderheit seines Landes unter. Die Anstellung eigener 
katholischer Militärgeistlicher wurde damals noch kaum in Erwägung 
gezogen; wurde doch in jener Zeit sogar wiederholt die Abschaffung 
des besonderen Feldpredigeramtes gefordert! Die seelsorgerliche Tätig- 
keit für die katholischen Soldaten lag meist in der Hand der Zivilgeist- 
lichen. Nur vereinzelt und ausnahmsweise wurde ein eigener katholischer ° 
Militärgeistlicher angestellt. Genauere Berichte über die damalige Rege- 
lung der katholischen Militärseelsorge liegen aus Goldapp, Berlin, Stettin 
und Münster vor; sie gewähren wertvolle Einblicke in die bestehenden 
Schwierigkeiten. Bei der mobilen Armee (1805/06) befanden sich nur 
acht katholische Feldprediger. 

Im 2. Kapitel vernehmen wir von der Entwicklung seit der Kata- 
strophe des Jahres 1806 bis zum Erlaß des Preußischen Militärkirchen- 
reglements vom 28. März 1811. Nach dem unglücklichen Kriege gab es 
zunächst weder katholische Militärgeistliche noch eigenen katholischen 
Garnisongottesdienst mehr. Es bedurfte einer völligen Neuordnung. 
Es fanden zunächst Erhebungen statt, deren sehr interessantes Ergebnis 
niedergelegt ist in einer „Summarischen Übersicht der zu Anfang des 
Jahres 1810 in sämtlichen Garnisonen der Kgl. Preuß. Armee sich be- 
findenden Unteroffiziere, Spielleute und Gemeine katholischer Religion 
und Nachweisung, wie selbige ihren Gottesdienst bisher abzuwarten 
Gelegenheit hatten‘. — Zwei Kabinettsorders von 1809 und 1810 regelten 
die Beteiligung der Soldaten an den Kirchenparaden. Ihr Inhalt „hat 
während des folgenden Menschenalters als Zielscheibe der heftigsten 
und leidenschaftlichsten Angriffe gedient, deren Berechtigung heute 
niemand bestreiten wird“. Diese Kritik des Verf. ist durchaus berechtigt. 
Wurden doch bei jenen Kirchenparaden auch die katholischen Soldaten 
dienstlich genötigt, am evangelischen Gottesdienst teilzunehmen. Und 
— was vielleicht noch bemerkenswerter ist — der König erblickte in 
dieser Maßnahme nicht einmal einen Gewissenszwang; er wollte ihre 
Beachtung lediglich als eine militärische Dienstverrichtung gelten lassen, 
aus der sich für die teilnehmenden katholischen Soldaten nicht der ge- 
ringste Nachteil ergebe. Daß gleichwohl starke Angriffe und ungeheuere 
Erbitterung die Folge waren, ist begreiflich. Doch der König blieb 
unnachgiebig und es erfolgten keinerlei Schritte zur Abänderung der 
Vorschriften über die Teilnahme der Katholiken an den Kirchenparaden. 
Im Jahre 1811 erging das Kgl. Preuß. Militärkirchenreglement; es ent- 
hielt keine Bestimmungen über die katholische Militärseelsorge im Frie- 
den, nur solche über Taufen und Trauungen durch römisch-katholische 
Geistliche. 

Aus den Kriegsjahren 1812—1815, denen das 3. Kapitel gewidmet 
ist, ist vor allem die Anstellung von katholischen Feldpredigern zu be- 
richten. Diese unterstanden geistlich dem Bischof von Breslau, äußerlich- 
dienstlich aber dem evangelischen Feldpropst der Armee. Auch sonst 
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war die Ordnung der Militärseelsorge keine glückliche; dies zeigte sich 
schon während des Feldzugs gegen Rußland, noch deutlicher vor Aus- 
bruch und während der Befreiungskriege. Vor allem mangelte es an 
Geistlichen und an ausreichenden Vorschriften. Im Mai 1813 standen 
neben elf lutherischen nur zwei katholische Prediger im Felde. Dieses 
Kapitel schließt mit einem hochinteressanten Exkurs über den Plan 
der Anstellung Fichtes als „Redners“, dann als „Feldpredigers‘‘ bei 
der Armee; der Plan scheiterte daran, daß das Kultusdepartement sich 
leider nicht zum Entschluß einer Durchbrechung der alten Tradition 
des konfessionellen Feldpredigeramtes aufschwingen konnte; der Verf. 
bemerkt dazu ohne eigene Stellungnahme: „Seine Anstellung hätte den 
Ausgangspunkt für eine Entwicklung bilden können, die auf eine Los- 
lösung des Amtes von allen kirchlichen Beziehungen hinauslief. So war 
die Entscheidung im Falle Fichte von grundsätzlicher Bedeutung für 
das gesamte Militärkirchenwesen in Preußen.“ Fichte blieb also in 
Berlin und übte sich, wie es die Bürgerpflicht forderte, in den Waffen 
des Landsturmes — — — 

Das 4. Kapitel schildert den Kampf um die Anstellung katholischer 
Militärgeistlicher vor und nach dem Erlaß der Militärkirchenordnung 
von 1832 bis zum Tode Friedrich Wilhelms III. Die Frage wurde, nach- 
dem bedeutsame katholische Gebiete zu Preußen hinzugekommen waren. 
von Jahr zu Jahr brennender; sie wurde besonders von den seit 1823 
eingeführten Provinzialständen lebhaft erörtert und wiederholt bis an 
den Thron gebracht. Minister Altenstein regte sogar die Errichtung 
eines katholischen Feldministeriums unter einem katholischen Feld- 
propst an. Die weiteren Erörterungen schliefen jedoch zunächst ein. 
Der König lehnte auch die Anstellung katholischer Militärgeistlicher 
im Frieden ab. Ebenso verhält sich die Militärkirchenordnung von 1832; 
sie nimmt nur für den Krieg solche Geistliche in Aussicht. Sie behandelt 
ferner die katholischen Militärpersonen als Mitglieder der Gemeinde 
des evangelischen Militärgeistlichen! Allerdings soll dies nicht aus 
schließen, daß in allen Garnisonen, wo einem katholischen Geistlichen 
die Seelsorge für die katholischen Individuen der Besatzung übertragen 
ist, dieser katholische Geistliche hinsichtlich ihrer die Parochialrechte 
wie gegenüber den Zivilmitgliedern seiner Gemeinde ausübt. Gleichwohl 
war es kein Wunder, daß bald nach dem Bekanntwerden der MKO. 
in den katholischen Ländern lebhafte Klagen erschollen. Auch die Presse 
bemächtigte sich der Sache. Doch blieb der Kriegsminister dabei, daß 
die Bestimmungen der MKO. allen billigen Anforderungen genügten. 
Den Bemühungen des Bischofs Neander und des Kultusministers Alten- 
stein gelang es schließlich, durchzusetzen, daß ausnahmsweise für die 
Rheinlande drei katholische Militärseelsorger bewilligt wurden. End- 
lich konnte Bunsen sogar den großen Erfolg verzeichnen, daß der König 
in Sachen der Kirchenparaden wenigstens teilweise nachgab und in die 
grundsätzliche Aufhebung des Zwanges zum Besuche der evangelischen 
Gottesdienste seitens der katholischen Soldaten einwilligte (KabO. von 
1838). Dagegen wurde der Erlaß der bereits fertig entworfenen Dienst- 
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instruktion für die katholischen Militärprediger vorläufig noch ausgesetzt. 
In einem Exkurs wird über die Auseinandersetzungen dieser und der 
folgenden Zeit über die Fassung der religiösen Schlußformel des Fahnen- 
eides berichtet. Diese Frage ist erst 1911 zum Abschluß gekommen. 

Im 5. Kapitel wendet sich der Verf. den Reformversuchen unter 
Friedrich Wilhelm IV. zu. Dieser König erwies sich als energischer 
und wohlmeinender Förderer des katholischen Militärkirchenwesens. 
Aber die schlechte Finanzlage des Staates und bureaukratische Wider- 
stände ließen die Absichten des Königs nur langsam und nur teilweise 
zur Wirklichkeit werden. Er befahl zunächst eine Revision der MKO., 
doch schlief dieses Werk wiederholt ein, bis es nach vielen Jahren un- 
erledigt „einen seligen Aktentod‘“ fand. Sodann verfiel man auf den 
unglücklichen Gedanken, durch Reduzierung der evangelischen Militär- 
predigerstellen die nötigen Mittel für den Ausbau der katholischen Militär- 
seelsorge zu gewinnen. Zeitweilig erwog man sogar, die Militärgeistlichkeit 
vollständig abzuschaffen. Erst nachdem der Fürstbischof von Breslau 
zum apostolischen Delegaten für die katholische Militärseelsorge in 
Preußen bestellt war, ging die Vermehrung des Militärgeistlichenpersonals 
in rascherem Tempo vorwärts. Auch die beiden Kammern zeigten dafür 
Interesse. Allmählich hatten sich aber die katholischen Militärkirchen- 
sachen derartig kompliziert, daß zu einer günstigeren Gestaltung der 
Verhältnisse kein anderer Ausweg als die Gründung einer katholischen 
Feldpropstei übrigblieb. 

Über diesen wichtigen Schritt verbreitet sich das 6. Kapitel. Die 
Frage war schon seit Anfang des 19. Jahrhunderts dauernd auf der 
Tagesordnung gewesen. Friedrich Wilhelm IV. entschloß sich, neben 
einer dem Bedürfnis entsprechenden Vermehrung des Personals an 
Militärgeistlichen auch die Bestellung eines katholischen Feldpropstes 
ins Auge zu fassen. Seine geistliche Jurisdiktion sollte sich über alle 
zur Armee gehörigen Glaubensgenossen und sämtliche katholische Militär- 
geistliche erstrecken. Man wählte den Weg der delegatio papalis directa. 
Durch Breve von 1849 übertrug der Papst dem Fürstbischof von Breslau 
für seine Person die Besorgung der katholisch-kirchlichen Angelegen- 
heiten bei den preußischen Truppen als apostolischem Delegaten. Der 
König ermächtigte seinerseits den Fürstbischof zur Übernahme der ihm 
anvertrauten militärkirchlichen Funktionen. Über die Form der An- 
stellung der zu berufenden katholischen Militärgeistlichen wurde mit 
ihm eine Verständigung erzielt. Im Jahre 1852 wurde der erste katho- 
lische Feldpropst ernannt. Diese ganze Regelung war aber nur eine 
vorläufige. Nunmehr wurde über eine endgültige Gestaltung verhandelt. 
Diese Verhandlungen der Regierung mit Rom führten lange zu keinem 
Ergebnis. Erst 1868 wurde die Errichtung einer Feldpropstei in Preußen 
unmittelbar durch ein päpstliches Erektionsbreve ausgesprochen und 
bald darauf das neue kirchliche Amt dem Propst Namszanowski in 
Königsberg durch ein besonderes Kollationsbreve übertragen. Die landes- 
herrliche Bestallung folgte. Alle diese Verhandlungen werden besonders 
eingehend dargestellt. Daß der deutsche Episkopat der Einrichtung 
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der exemten Militärseelsorge mißtrauisch, ja ablehnend gegenüberstand, 
beweist eine Abhandlung des Mainzer Bischofs v. Ketteler aus dem 
Jahre 1869. Die so begründete Rechtsstellung des katholischen Feld- 
:propstes und die gesamte katholische Militärseelsorge Preußens erfuhren 
mit dem Inkrafttreten der Reichsverfassung keine Änderung. 

Im 7. Kapitel erleben wir den geradezu dramatischen Konflikt. 
zwischen dem Feldpropst und der Regierung in der Zeit des Kultur- 
kampfes. Der „Fall Namszanowski‘ führte schließlich zur Aufhebung 
der katholischen Feldpropstei in Preußen. Namszanowskis Beziehungen 
zum Kriegsministerium gestalteten sich schon bald nach seiner Er- 
nennung recht schlecht. Die Gegensätze spitzten sich immer mehr zu. 
Die Veranlassung, die zur Beseitigung des Feldpropstes führte, war die 
Mitbenutzung einer der katholischen Militärgemeinde zum Mitgebrauch 
eingeräumten evangelischen Garnisonkirche durch die Altkatholiken 
Kölns. Auf die Einzelheiten des Streites soll hier nicht eingegangen 
werden. Er führte schließlich zu einem Disziplinarverfahren gegen N. 
‘Der Kgl. Disziplinarhof als I. Instanz erklärte sich zur Beurteilung der 
Anklage des wiederholten Ungehorsams des Angeschuldigten gegen 
seine Vorgesetzten unzuständig und erteilte dem Angeschuldigten ledig- 
lich wegen unbeurlaubter Entfernung vom Amtssitze eine Warnung. 
Auf die Berufung des Kriegsministeriums erkannte das Staatsministe- 
rium als II. Instanz dahin, daß der Angeschuldigte wegen Verletzung 
seiner militärischen Pflichten mit Wartegeld in den Ruhestand zu ver- 
setzen sei. Inzwischen hatte der König (1873) das Amt des Feldpropstes 
bis auf weiteres aufgehoben. Das Verfahren gegen N. wird bis in alle 
Einzelheiten eingehend dargestellt. Anstatt näher hierauf einzugehen, 
möchte ich die interessante Würdigung mitteilen, die der Verf. selbst 
am Schluß des Buches diesen Vorgängen zuteil werden läßt: „Die ver- 
fehlte und verhängnisvolle Stellungnahme der Staatsregierung zu den 
Beschlüssen des Vatikanischen Konzils im allgemeinen blieb nicht ohne 
Wirkung auf ihr Verhältnis zum Feldpropst, der sich zu diesen Beschlüssen 
bekannte und den Trennungsstrich gegen den Altkatholizismus ganz 
im Sinne der Kurie mit aller Schärfe zog. Damit griff der Feldpropst 
nicht über die Kompetenz seines geistlichen Amtes hinaus. N. hatte 
es allerdings nicht verstanden, sich persönlich Sympathien bei seinen 
militärischen Vorgesetzten zu erwerben, und er fand nicht immer den 
richtigen Weg, mit ihnen zu einer Verständigung zu gelangen. Der 

‘eldpropst hätte vor seinem Eingreifen in die Kölner Kirchenangelegen- 
heit mit dem Kriegsministerium persönlich Fühlung nehmen sollen; 
daß er davon absah, war ein Fehler. Der Hauptgrund des Konflikts 
lag jedoch in der Verständnislosigkeit leitender Staatsmänner für die 
aus den geistlichen Ämtern für deren Inhaber sich ergebenden Pflichten. 
Kriegsministerium und Staatsregierung, die einen grundsätzlichen Kampf 
zur Wahrung der Rechte des Staates führen zu müssen meinten, griffen 
in den eigensten Zuständigkeitsbereich des Feldpropstes über; die Ent- 
scheidung des Disziplinarhofes hat in der Hauptsache das Richtige ge- 
troffen. Ohne den staatlichen Übergriff auf kirchliches Gebiet hätte 
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der Kulturkampf sehr wohl dem Militärkirchenwesen ferngehalten wer- 
den können. Die 1868 erreichte Vereinbarung zwischen Staat und Kirche 
über die katholische Militärseelsorge brauchte, wenn von beiden Seiten 
die gebotene gegenseitige Rücksichtnahme und Achtung der Rechte 
geübt wurde, zu keinem Konflikt zu führen. Als der Friede zwischen 
Staat und Kirche geschlossen wurde, fanden sich denn auch beide Teile 
leicht wiederum auf den Boden jener Vereinbarung von 1868 zurück“ 
(S. 387). 

Im letzten, 8. Kapitel, wird die katholische Militärseelsorge in 
den Jahren 1873—1888 und die Wiederbesetzung des Amtes des leld- 
propstes dargestellt. Im Anschluß an die Suspension des Propstes erließ 
der Kriegsminister Übergangsbestimmungen über die katholische Militär- 
seelsorge. Die bestehenden Militärpfarrämter blieben aufrechterhalten. 
Es entwickelte sich auch alsbald ein tatsächliches Verhältnis, das die 
kirchliche Versorgung der katholischen Soldaten ermöglichte. Gleich- 
wohl machte sich das Bedürfnis nach einer Zentralstelle zur Verwaltung 
der feldpropsteilichen Geschäfte immer fühlbarer. Man sah zunächst 
eine kommissarische Verwaltung der Stelle vor. Man verhandelte dann 
mit Rom. Der Papst erklärte sich mit der Ernennung eines neuen Feld- 
propstes einverstanden. Der Propst der St. Hedwigskirche erhielt das 
Amt, und zwar in denselben Formen, wie sie 1868 beobachtet worden 
waren. Dem neuen Feldpropst wurde vom Kriegsminister eine Instruk- 
tion behändigt. Diese bildete in Verbindung mit dem Breve von 1868 
fortan die katholische Militärkirchenordnung Preußens. 

Hier bricht die Darstellung leider ab. Vorgeschichte, Entstehung, 
Erlaß und Inhalt der katholischen militärkirchlichen Dienstordnung 
von 1902 werden nicht mehr behandelt. Es ist recht bedauerlich und 
kein zwingender innerer Grund dafür ersichtlich, daB der Verf. seine 
wertvolle Darstellung nicht wenigstens bis zum Jahre 1902 oder weiter 
bis zur Schaffung des Amtes katholischer Militäroberpfarrer oder noch 
besser bis zur Gegenwart durchgeführt hat. Doch wollen wir ihm auch 
für den Torso, den er uns geboten hat, dankbar sein. 

Es geht ein einheitlicher Zug durch die ganze Entwicklungs- 
geschichte des katholischen Militärkirchenwesens in Preußen. Dieser 
Zug ist der Siegeslauf der Parität. „Die Geschichte der katholischen 
Militärseelsorge Preußens im 19. Jahrhundert läßt trotz gelegentlicher 
Schwankungen und des schweren Rückschlages in den Jahren des un- 
seligen Kulturkampfes im ganzen eine stetige Vorwärtsentwicklung er- 
kennen, die mit der 1889 einsetzenden Revisionsarbeit und der sie krönen- 
den Katholischen militärkirchlichen Dienstordnung von 1902 einen die 
Interessen von Staat und Kirche gleichmäßig berücksichtigenden Ab- 
schluß fand“ (S. 384). Seit dem Ende der Regierungszeit Friedrich Wil- 
helms III., seit der versuchsweisen Anstellung von katholischen Militär- 
geistlichen und seit dem teilweisen Nachgeben des Königs in der Frage 
der Kirchenparaden hat sich das katholische Militärkirchenwesen ständig 
in der Richtung der Gleichstellung mit der evangelischen Militärseel- 
sorge fortgebildet; von. da an ist der große Gedanke der Parität zu- 
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gunsten der Katholiken unaufhaltsam seiner Vollendung entgegengeführt 
worden. 

Die durchaus ruhige, wohltuend objektive und streng wissenschaft- 
liche Art und Weise, in der der Verf. an den reizvollen Stoff herangetreten 
ist, hat ihm den Erfolg gesichert und ihn zum Meister der Materie werden 
lassen. Seine Darstellung erscheint vollständig, gründlich, geschlossen 
und folgerichtig. Diese wissenschaftliche Arbeit ist damit — wenn 
auch leider nur bis zum Jahre 1888 — endgültig getan. Noch aber fehlt 
außer diesem rechtsgeschichtlichen Abschluß die rechtsdogmatische 
Durchdringung und systematische Darstellung des lohnenden Stoffes 
nach der Seite des geltenden Rechts. Diese neue Aufgabe sollte und 
konnte bisher nicht Pohls Angelegenheit sein. Er beschränkt sich auf 
einige ganz kurze kritische Bemerkungen am Schluß. Niemand aber 
erscheint nach Vorarbeit, Methode und Objektivität so wie er dazu 
berufen, das Werk rechtsgeschichtlich weiterzuführen und rechtsdogma- 
tisch zu vollenden. Möchte er diese Erwartungen unserer Wissenschaft 
recht bald einlösen. 


Frankfurt a.M. Friedrich Giese. 


Otto Schilling, Die Staats- nnd Soziallehre des Papstes 
Leo XIII. (Rüstzeug der Gegenwart N. F. VII). Köln, 
J. P. Bachem, 1925. 1888. 8°. 


Peter Tischleder, Die Staatslehre Leos XIII. XV], 
Münchengladbach, Volksvereinsverlag, 1925. 5388. 8°. 


In seiner Schrift ‚‚Der Geist der deutschen Verfassung‘‘, 1924 8. 56 
sagt Bredt: „Seit Leo XIII. gibt es eine katholische Staatsauffassung, 
welche sich den tatsächlichen Verhältnissen des Zeitalters anpaßt und dem 
‘katholischen Volke eine eigene Politik ermöglicht in allen Ländern der 
Welt.... Was Leo XII. im Grunde überhaupt gewollt und erreicht 
hat, das ist erst nach seinem Tode völlig erkannt und gewürdigt worden. 
Ja, man kann sagen, daß es den Deutschen erst klar geworden ist bei der 
Revolution und der Schaffung der neuen Reichsverfassung.“ Eine 
quellenmäßige und systematische Darstellung der Staatslehre des großen 
Papstes kann darum von Rechts- und Staatsphilosophen aller Richtungen 
nur wärmstens begrüßt werden, gleichviel ob sie die theistisch-teleologi- 
sche Betrachtungsweise teilen oder nicht; auch die letzteren werden die 
Geschlossenheit des Systems, den hohen staatsmännischen Sinn, die 
Kraft der philosophischen Argumentation und die unmittelbar prak- 
tische und politische Bedeutung der Kundgebungen Leos nicht ver- 
kennen. 

Nachdem Martin Spahn 1905 das Werden der staats- und sozial- 
philosophischen Anschauungen Leos, W. Schwer 1923 die von Leo im 
Auge gehabte gesellschaftliche Lage darzulegen versucht haben, haben 
nun gleichzeitig zwei katholische Moraltheologen es unternommen, 
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unter Heranziehung aller Kundgebungen des Papstes, nicht bloß der 
großen, bekannten Rundschreiben, sondern auch anderer apostolischer 
Schreiben und Ansprachen ein Gesamtbild der Staats- und Gesellschafts- 
lehre Leos zu entwerfen. Und um es gleich zu sagen: beide Schriften sind 
von wohlberufenen Händen verfaßt und ausgezeichnet in ihrer Art; beide 
wollen nicht bloß systematisch ordnen, sie spüren überall die Quellen auf 
und suchen die gedankliche Entwicklungslinie von Aristoteles her über 
Thomas von Aquin, den Leo als seinen Lehrer und Führer verehrt, 
bloßzulegen. 

Schilling, durch seine früheren, die patristischen und thomisti- 
schen Soziallehren behandelnden Schriften bekannt und vorbereitet, 
gliedert seine Darstellung in vier Kapitel: 1. Die Lehre vom Gesetz 
(Wesen, Notwendigkeit und Begriff, Arten, das sittliche Naturgesetz und 
das Naturrecht, das menschliche, insbesondere das staatliche Gesetz), 
2. die Lehre von der Ehe und der Familie, 3. die Staatslehre (Ursprung 
des Staates und der Staatsgewalt, die Volkssouveränitätslehre, Zweck 
und Aufgaben des Staates, Staat und Individuum, Staatsform, Ver- 
fassungsänderung und Umsturz, Staat und Kirche, Superiorität der 
Kirche, Trennung von Kirche und Staat, der christliche und der rein 
weltliche Staat, die Loge, Pflichten der Herrschenden und der Bürger, 
die internationalen Beziehungen), 4. die Soziallehre (die materiellen 
Güter und der Reichtum, das Privateigentum, Arbeit und gerechter 
Arbeitslohn, die christliche Lösung der sozialen Fragen, Sozialismus und 
Kapitalismus, Sklaverei). Die Grundgedanken der Staats- und Sozial- 
lehre sind je wieder in einem besonderen Paragraphen übersichtlich zu- 
sammengefaßt und selbständig gewürdigt. Mit eigenen Reflexionen 
hält der Verf. möglichst zurück; er läßt Leo in freier Wiedergabe seiner 
Kundgebungen zu Wort kommen. Durch die gedrängte, alles Über- 
fliissige ausschaltende Darstellung des wissenschaftlichen Gehalts ent- 
steht ein übersichtliches, geschlossenes Bild, und dies ist der Vorzug des 
Schillingschen Buches. Wer eine rasche, sachliche Orientierung sucht, 
greife zu diesem Buche. 

Viel weiter greift und holt das Buch von Tischleder aus, dem nicht 
so enge Grenzen wie Schilling gesetzt waren. T. wollte „nicht nur den 
wissenschaftlichen Gehalt, sondern ganz im Sinne Leos die praktische, 
wegweisende Aufgabe der Staatsanschauung des großen Politikers ins 
Auge fassen‘ (S. XV); er bringt daher die Ausführungen Leos in aller 
Ausführlichkeit und nicht bloß in deutscher Übertragung, sondern auch 
in der Urschrift, um die Kontrolle zu ermöglichen und das Nachschlagen 
zu ersparen. Nach zwei einleitenden Kapiteln über die geistes- und zeit- 
geschichtlichen Voraussetzungen der Kundgebungen Leos (Rechts- 
positivismus, italienische Einheitsbestrebungen, Liberalismus und So- 
zialismus) gelangen zur Erörterung die Naturrechtslehre Leos als Grund- 
lage der ganzen Staats- und Gesellschaftslehre, der Ursprung des Staates 
(im metaphysischen Sinne), das Wesen des Staates (hier auch Staat und 
Schule, Staat und Familie), der Wesenszweck des Staates (hier auch die 
soziale Frage), Ursprung und Wesen der Staatsgewalt, Wesen und Wechsel 
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der Staatsform, Kirche und Staat, Kirchenstaat, das Völkerrecht. Verf. 
geht nicht geschichtlich nach der Zeitfolge der betr. Kundgebungen, 
sondern, wie auch Schilling, philosophisch-systematisch vor und er konnte 
dies damit begründen, daß Leo XIII., als er Papst wurde, seine innere 
Entwicklung im wesentlichen abgeschlossen hatte (S. 16). Die Darstel- 
lung T.s hat einen lebhaften, polemisch-apologetischen Einschlag. Da T. 
auch „die praktische, wegweisende Aufgabe“ im Auge hat, wird er zu- 
gleich Politiker, indem er die betreffenden Artikel der neuen Reichsver- 
fassung an den Anschauungen Leos mißt, und da er, gewiß nicht ganz 
mit Unrecht, in vielen Dingen eine völlige oder doch annähernde Über- 
einstimmung findet, wird er zum Apologeten der Weimarer Zentrums- 
politik. Dies wäre wohl in einem wissenschaftlichen Werke besser unter- 
blieben, zumal die betr. Ausführungen doch da und dort nicht ganz über- 
zeugend sind. So, wenn er S. 217 ff. den Satz der neuen Reichsverfassung: 
„Die Staatsgewalt geht vom Volke aus‘‘ noch in etwa mit der katholi- 
schen Lehre, ‚‚die Gott als den letzten Grund der Staatsgewalt. betrachten 
muß“, in Einklang zu bringen sucht, indem er ihın die Deutung gibt, 
„daß die Gewalt im Gegensatz zum monarchischen Staat tatsächlich in 
der neuen Republik vom Volke innegehabt und ausgeübt wird‘‘. Oder 
wenn er S. 186 (341) den Artikel 139, der „den christlichen („christlichen“ 
steht gar nicht in der Reichsverfassung) Sonntag und die staatlich an- 
erkannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Er- 
hebung gesetzlich schützt‘, als „Anerkennung und Wahrung der christ- 
lichen Tradition und der religiösen Interessen‘ werten, S. 341 die ‚„seeli- 
sche Erhebung“ als eine „Huldigung vor der christlichen Tradition wie 
dem religiösen Gedanken überhaupt‘, als „erste ausdrückliche Anerken- 
nung spezifisch christlicher Religionsgebräuche durch die Verfassung“ 
preisen möchte. Mit der religiösen Neutralität, zu der sich die Verfassung 
sonst bekennt, ist dies schwerlich zu vereinbaren, und was im Wege des 
Kompromisses von der anderen Seite zugestanden worden ist, muß doch 
vorsichtiger gewertet werden als es hier geschieht, so gerne man sich 
sonst mit T. freuen möchte. Auch die Bestimmungen der Verfassung 
über Kirche und Staat sieht T. in sehr rosigem Lichte. Mit Recht aber 
nimmt er Stellung gegen Versuche, auf dem Umweg über die öffentliche 
Körperschaft wieder in das Staatskirchentum zurückzukommen (S. 511). 
Der Verf. nimmt ferner eine scharfe Frontstellung gegen den Rechts- 
positivismus ein, der den Dualismus eines selbständig neben dem positiven 
Recht stehenden Naturrechte ablehnt, nur das positive Recht als Recht 
anerkennt, einen scharfen Strich zwischen Recht und Moral zieht und den 
göttlichen Ursprung des Staates und der Staatsgewalt ablehnt. Ich 
würde gewünscht haben, daß T. nicht alle Rechtspositivisten in einen 
Topf geworfen hätte. Es gibt auch christliche, katholische Rechtsposi- 
tivisten, die die Forderung des natürlichen Sittengesetzes wenigstens 
als Richtungslinien, als oberste Moralgrundsätze, als Postulate anerkennen, 
welche an die Rechtsordnung zu stellen sind; sie kommen also wenigstens 
praktisch auf dasselbe hinaus wie die Anhänger der Naturrechtslehre. 
Vgl. Heinrich Singer (Prag), Das Naturrecht im Codex Juris Canonici 
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im Archiv für Rechts- und Wirtschaftsphilogophie XVI (1922) S. 206ff. 
und desselben Gelehrten Art. Kirchenrecht im Staatslexikon der Görres- 
gesellschaft IIL® 213ff. Schließlich ist es doch nicht immer Gottlosigkeit 
der einen Seite, sondern eben die Verschiedenheit des Rechtebegriffs, 
welche Rechtspositivisten und Naturrechtler nicht zusammenkommen 
läßt; hier müßte also die Kritik einsetzen. Auch die Ansicht des Verf. 
9.185, daß die Verfassung durch die Aufnahme grundsätzlicher sittlicher 
Forderungen (Art. 120 „sittliche Pflicht‘ der Eltern, 153 „Eigentum ver- 
pflichtet‘‘, 155, 133, 134, 163) von dem Standpunkte des Rechtepositivismus 
abgerückt sei und das Staatsleben bewußt unter die Herrschaft und in 
den Dienst der Sittlichkeit stelle, dürfte zu optimistisch sein. Der Zu- 
sammenhang zwischen Recht und Moral ist übrigens schon in unserem 
bürgerlichen Gesetzbuch nicht verkannt, wenn es von „guten Sitten“, 
„Treu und Glauben‘ als Normen des Handelns, von ‚sittlichen‘“, von 
„Anstandspflichten“‘ und von „Billigkeit‘“ spricht. Und mit dem ‚na- 
türlichen Recht‘ der Eltern (Art. 120) wollte natürlich auch keine 
Anerkennung des Naturrechts im Sinne der thomistischen Lehre aus- 
gesprochen werden. Nicht als ob der Fortschritt verkannt werden 
wollte: nur die allzu optimistische Auffassung der Dinge, die sich aus 
der oben angedeuteten apologetischen Absicht erklärt, scheint mir nicht 
angebracht. | 

Im übrigen sei anerkannt, daß Leos Theorieen, die natürlich hier 
nicht im einzelnen ausgebreitet und gewürdigt werden können, zu- 
treffend zur Darstellung gekommen sind, dazu in schöner, gewandter 
Sprache, immer zeit- und geistesgeschichtlich orientiert und die Linie 
festhaltend, auf der sie sich bewegen und die man die naturrechtliche 
nennen kann. Auch die Kritik an den Anschauungen Leos kommt zum 
Wort, so z. B. hinsichtlich der Betonung der Notwendigkeit des Kirchen- 
staates S. 343ff.; T. spricht sogar von einer „unhaltbaren Übertreibung“ 
(8. 347). Der geschichtliche Rückblick auf die kirchliche Lehre von dem 
Urgrund der Staatsgewalt S. 199ff. ist nicht vollständig; wäre er es, so 
wäre das Abrüoken Leos von gewissen mittelalterlich-kurialen Theorien, 
die allerdings von Thomas nicht geteilt worden sind, viel schärfer hervor- 
getreten. Insbesondere hätte ausdrücklich festgestellt werden sollen, 
daß Leo nichts mit Anschauungen gemein hat, wie sie etwa in der Bulle 
Unam sanctam niedergelegt sind, damit endlich einmal die immer wieder 
aufgestellte Behauptung, jene Bulle sei auch heute noch Quelle des gelten- 
den Rechts, verstummen könnte. Daß der Unterschied zwischen Pius IX. 
und Leo XIII. lediglich darin bestand, daß ersterer negativ, abwehrend, 
letzterer positiv eingestellt war (8.12), ist wohl auch nicht ganz richtig. 
Es bestehen, wenn auch nicht „Gegensätze“, so doch sachliche Unter- 
schiede. 

München. | E. Eichmann. 
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Zaccaria Giacometti [Privatdozent für öffentliches Recht 
und Kirchenrecht an der Universität Zürieh], Quellen zur 
Geschichte der Trennung von Staat und Kirche, Tübingen, 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1926, XXIV 
und 736 8. 8°. 

Die Anregung zu. dem vorliegenden Werk, das nach neunjähriger 
Arbeit — seine Konzeption fällt in die Jahre des Weltkrieges — nunmehr 
vollendet ist, geht auf W. Köhler zurück und ist dem Wunsche nach 
einer engeren Zusammenarbeit von Theologie und Jurisprudenz auf den 
Grenzgebieten entsprungen. Daß da das Problem der Trennung von Staat. 
und Kirche an erster Stelle stehen mußte, betont mit Recht das Vorwozt- 
Köhlers, „Handelt es sich doch um eine in gleicher Weise für Recht und 
Religionswissenschaft entscheidende, grundsätzliche Verhältnisbestim- 
mung, deren Ersprießlichkeit in dem. Maße von Einsicht in Geschichte 
und Wesen jener beiden Wissenschaften gegeben war und gegeben ist. 
Damit reichten sich zugleich in den Dokumenten Vergangenheit und 
Gegenwart die Hand für eine Zukunftswirkung, deren Ausmaß. in den 
Händen künftiger Juristen und Theologen liegt, die auf den Hochachulen 
für die hier in Betracht kommenden Fragen zu schulen, nicht der letzte 
Zweck dieser Sammlung sein soll.‘‘ Die Einzelgestaltung und Ausführung 
dieses Grundgedankens hat in den Händen Giacomettis gelegen, der 
sich seiner Aufgabe, wie gleich vorweg betont werden muß, mit hingeben- 
dem Fleiß, außerordentlicher Sorgfalt und großem Geschick unterzogen 
hat. So ist ein Werk entstanden, das aus einem zum Teil nur schwer zu- 
gänglichen Quellenmaterial heraus die Entwicklung der Tremnung vom 
Kirche und. Staat dem Benutzer an einer Reihe charakteristischer. Bei- 
spiele, die. sich. bis in die Gegenwart erstrecken, vor Augen. führt und 
zwar. an der Hand von. Quellen, die. nicht nur dem geschziebenen Ge- 
geta, sondern zum Teil. auch der Rechtsprexis des betreffenden Landes 
«atnommen. sind. 

In einer. Einleitung, (S. XV—XXIV) die im wesentlichen seine 
Zärcher Habilitationsrede enthält!), legt G. die Kriterien dez, die ihn. bei 
der Sammlung der Quellen, vor allem bei. der Auswahl der. Länder für 
sein Werk leiteten. Um. diesa Trenaungsländer zu bestimmen, sicht: sieh 
@. vor der Notwendigkeit, dan rechtlichen. Begriff der. Trennung ze ga- 
winnen, zwar. nicht, im Sinne eines festumrissenen Rechtsbegriffes für. die 
Trennung, dessen Aufstellung er mit Recht wie Stuts und Falco für kaum 
möglich hält mit Rücksicht auf die geschichtliche Eigenart, die jedes 
Lend für sein Verhältnis zur Kirche entwickelt, aber im Sinne eines. 
„Naturrechtes“‘ der Trennung, das ihm damn als „heuristisches Prinzip‘ 
dienen soll. Dieses „Naturrecht‘‘ der Trennung gewinnt G. dann mis 
„historisch-teleglogischer Methode“, indem er die drei großen Ideen- 
welten untersucht, die geschichtlich die Trennung von Kirche und Staat- 

1) Siehe die Besprechung des Werkes von Fritz Fleiner in der D. Lit.- 


Ztg. 1926 Sp. 1558fl.; vgl. auch N. Hilling, Arch. f. Kath. KR. 106- 
8. 712f. sowie zum mexikanischen Konflikt (unten 8. 485) ebd. 8. 687 ff. 
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gefordert haben, den religiösen Liberalismus, den politischen Liberalis- 
mus und den eigentlichen Antiklerikaliamus, und als ihren gemeinsamen 
Grundgedanken die Idee findet, daß die kirchlichen Aufgaben von den 
stsetlichen getrennt sein sollen, also keine öffentlichen Angelegenheiten 
mehr darstellen dürfen. Daraus ergibt sich ‚„‚der Wegfall des öffentlichen 
Rechte mit Bezug auf die Organisation der Kirche“ mit zahlreichen 
Folgerungen. Als naturales und als akzidentiellea Merkmal des Trennungs- 
begriffes wird dann aufgestellt, daß das Recht der BReligionsfreiheit 
(= Glaubens- und Kultusfreibeit) mit seinen Auswirkungen gewähr- 
leistet sein müsse und die Religion im öffentlichen Leben vielfsch zurück- 
gedrängt: werde.. Gewisse Bedenken gegen diese Begriffsbestimmung 
lassen sich m. E. nicht unterdrücken, mindestens soweit sie ein ‚„Natur- 
reeht‘‘ der Trennung zu geben beabsichtigt: Der Gedanke des Wegfalles 
aller öffentlieh-rechtlichen Organisation für die Kirche mit all ihren. 
Ausstrahlungen, die G. konsequent S. XX darlegt, ist nun in. seltenen 
Fällen, d. h. unter ganz radikalem Trennungereeht wirklich durchgeführt 
warden; es ist wohl letztes Ziel einer liberalen oder ausgesprochen kinchen- 
feindlichen Weltanschauung, kann Tendenz eines Gesetzgebers sein, ist 
aber nicht geeignet, ein festes, juristisch brauchbares oder gar natuzreoht- 
liches Merkmal abzugeben. Als heuristisches Priseip eignet es sich in- 
safsen, als ea die Fälle einer überwiegend: „priwatzeohtlichen‘‘ Organi- 
sationsform dez Kirohen. absusondern vermag. Man kann dann. weiter 
mit G. drei Typen. von Trennungsrechten. uniersebsiden, unten denen die: 
Kirchen entweder nach einem aie henmenden (Frankreich) odar nach. 
einem sie fördsenden. (Genf) oder nach: gemeinem. Privetzeokt (Union) 
leben. Um. mehr als gesetageberische Grundgedanken handelt es: sioh 
auch hierbei niaht. Aber. damit ist. für das Studium der Frage noeh keines-- 
wega alles getan. Auch. die Trennung der Kirche vom. Staat, die Belgien, 
Italien, Basel-Stadt und neuerdings das Deutsche Reioh!)- durohgefährt. 
Art. stärkse oder. schwächer beeinflußt. und. hat trotadem den kärchliehen. 
Orgsnisstionen, Affentliche Elemente in größerem oder. geringeren: Um- 
bedeutsamen und einflußreichen Fälle der Trennung im: weiteren Siane, der. 
„hinkenden Trennung‘ (Stutz), aus der Betrachtung. ausscheiden sollen. 
Mine feste juristische Begrifisbestimmung, ist ms. E. nieht möglich, ins- 
besondere keins für alle Zeiten .gültige, natustechtliche. G. seieint diesen: 
A&angel seiner Methode empfunden zu haben, denn er hat außer den 
TTreanungsländeen in seinem Sinn: Frankzeich, Portugal, Mexiko, Ecuador, 
Cube, Brasilien, Estland, Genf, Island, Nordamerik. Union, Austzalien, 
Neuseeland, Südafrika und Rußland, auch Basel-Stadt und.Italien ein.. 
geben berücksichtigt, obwohl sie sich nur „auf der a 


1) Hingewiesen sei bei dieser Gelegenheit auf zwei neuere Arbeiten:. 
A. Lilienthal, Die Staatsaufsicht über die Beligionsgesellschaften nach 
Axt. 137 der Reichsverfassung, Berlin 1925,.und J.. Schmitt,. Kirebliche. 
Selbstverwaltung im. Rahmen der Reichsverfassung, Paderbora. 1926, mit 
Beiträgen von I. Mausbach und K. Beyerle. Ki ee 
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zur Trennung bewegen“. Durchaus mit Recht, denn gerade in Basel und 
in der Kirchenpolitik des großen Staatsmannes Cavour!) treten die 
Trennungstendenzen und ihre Hemmungen mit besonderer Klarheit vor 
Augen. Bedauerlich bleibt, daß gerade das heute älteste europäische 
Trennungsland, Belgien (seit 1831)?), von der Aufnahme in das Quellen- 
werk mit Rücksicht auf die staatliche finanzielle Unterstützung der Kirche 
ausgeschlossen wurde. Wenn ferner G. meint (S. XV), daß das kirchen- 
politische System der Trennung (im engeren Sinne) das der Zukunft sein 
werde und vor allem in der Logik der Dinge selbst liege, daß andere durch 
„tatsächliche historische Verhältnisse begründete Kompromißlösungen“ 
„logisch nicht begründet seien“ und daß „wohl früher oder später die 
letzten Konsequenzen im Sinne der Trennung werden gezogen werden 
müssen‘, so kann eine solche Behauptung doch nur als kirchenpoli- 
tische Meinung des Herausgebers gewertet werden, die mit geschicht- 
licher Logik nichts zu tun hat und zudem mit seinen eigenen Darlegungen 
(S. XVI) über die „besondere Verhältnisordnung zwischen Staat und 
Kirche“ in jedem Lande ‚gemäß seiner besonderen geschichtlichen 
Struktur in einem bestimmten historischen Momente“, die „‚gleichsam eine 
unwiederholbare Individualität darstellt“, nicht ganz in Einklang zu 
bringen ist. Die Forderung nach Trennung im engeren Sinne wird, wie 
G. ganz richtig hervorhebt, besonders vom kirchlichen und politischen 
Liberalismus, von Antiklerikalismus, Freidenkertum und Sozialdemo- 
kratie getragen. Wer der Ansicht ist, daß diese Mächte der Aufklärung- 
zeit und des 19. Jahrhunderts im 20. Jahrhundert den Höhepunkt 
ihrer Wirksamkeit bereits überschritten haben, wird diese „logische“ 
Folgerung nicht so zuversichtlich aussprechen (ähnlich Stutz, Ferrata 
8. 54 A. 2). Natürlich kann durch diesen Gesichtspunkt die hohe Be 
deutung des Problems gerade auch A die Gegenwart in keiner Weine 
gemindert werden. 

Der Inhalt des SER ER ist ganz außerordentlich reichhaltig, 
wenn e8 sich auch, was durchaus gerechtfertigt war, auf einige Länder 
besonders konzentriert. Aufgenommen wurden nur Quellen zur Ge- 
schichte des Trennungsrechtse im Gegensatz zur Geschichte des Tren- 
nungsgedankens. Hier aber beschränkte sich der Herausgeber nicht auf 
Gesetze, sondern zog in vielen Fällen auch die Gesetzesmaterialien und 
Quellen der Rechtepraxis heran, wofür wir ihm besonders zu danken 
haben. Nicht berücksichtigt wurden die englischen Kolonien und Irland, 
„und zwar sowohl wegen des geringen Interesses, das sie darbieten, ak 
auch angesichts des Umstandes, daß sie nur teilweise zugänglich waren“. 
Bei den Vereinigten Staaten von Nordamerika hat sich der Herausgeber 


1) Vgl. auch die ältere Arbeit Giacomettis, Die Genesis von Uavours 
Formel Libera Chiesa in libero Stato, Zürcher Beiträge zur Rechtswisseo- 
schaft, H. 72, 1919, 

2) H. Rothenbücher, Trennung von Staat und Kirche, 1908, S. 457 
und 408; Ulrich Stutz, Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII. nach den 
Denkwürdigkeiten des Kardinals‘ Domenico Ferrata, Abh. d. Preuß. Akad. 
d. Wiss. 1025, S. 54 A. 2. 


Literatur. 485 


aus ähnlichen und aus Raumgründen auf die Verfassungsgesetze be- 
schränken müssen. Auch Portugal, Rußland, Mexiko, Ecuador, Brasilien, 
Cuba und Estland sind verhältnismäßig kurz behandelt. Bei Mexiko ver- 
misse ich das Verfassungsgesetz von 1917, das die Grundlage des gegen- 
wärtigen Rechtszustandes zu sein scheint und aufs heftigste von der 
katholischen Kirche bekämpft wird. Bekanntlich steht in Mexiko der 
Staat auf Grund seiner Trennungsmaßnahmen in einem Kampf gegen 
die katholische Kirche, der an Heftigkeit und Brutalität von seiten der 
Regierung alles in den letzten Jahrzehnten Erlebte bei weitem hinter 
sich läßt und den Papst bereits in den beiden Weihnachts - Konsi- 
storien vom 14. Dezember 1925 (Acta Apl. Sedis XVII p. 642) und 
vom 20. Dezember 1926 (Acta Apl. Sedis XVIOI p. 615ss.) beschäftigt 
und im Laufe des Jahres 1926 zu mehrfachen Erlassen (ebd, p. 175s8., 
181s., 3268.), vor allem zu der Enzyklika „Iniquis affliotisque‘‘ vom 
18. November 1926 veranlaßt hat (ebd. p. 465s8.), in der er die 
Bestimmungen jenes Verfassungsgesetzes sowie die Maßnahmen der 
mexikanischen Regierung im einzelnen einer herben Kritik unterzieht. 
Chile, woselbst die Trennung erst in den letzten Jahren vollzogen, 
aber wohlwollend durchgeführt worden zu sein scheint, konnte wohl 
nicht mehr in den Kreis der Betrachtung gezogen werden; auch 
hier hat der Papst grundsätzlich den Trennungsgedanken gemißbilligt 
(Acta Apl. Sedis XVII p. 642; Arch. f. Kath. KR. 105, 1925, S. 662). 
Ausführliches Quellenmaterial bringt der Herausgeber außer über Italien, 
wo namentlich Cavoursche Kammerreden im Auszug wiedergegeben 
werden (S. 642—677), betreffs Frankreich und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft, nämlich für Genf und für Basel-Stadt. Es werden also 
hier drei wichtige Ausprägungen der Trennungsgedanken zur Anschauung 
gebracht: Die Kirchen organisiert nach einem speziell für sie zugeschnit- 
tenen Privatrecht, das sie das eine Mal hart bedrückt und einengt (Frank- 
reich), das andere Mal begünstigt (Genf, gemäß der Loi constitutionelle 
supprimant le budget des cultes vom 15. Juni 1907, Nr. 146), und die 
Kirche vom Staat vermögensrechtlich und organisatorisch getrennt, aber 
als Körperschaft des öffentlichen Rechtes mit hoheitlichen Rechten aus- 
gestattet (Basel-Stadt, gemäß dem Großratsbeschluß vom 16. Februar - 
1910, Nr. 173; zu beachten insbesondere die beiden vorangegangenen 
Gutachten des Präsidenten des Regierungsrates C. Chr. Burckhardt, Nr. 171 
und 172). Überall wird hier auf die geschichtliche Entwicklung des 
gegenwärtigen Systems unter Verwertung der Gesetzesmaterialen des 
Näheren eingegangen. Dies gilt ganz besonders von Frankreich, dessen 
Entwicklung bis auf die Gegenwart mehr als die Hälfte des Gesamt- 
werkes (S. 1—408) gewidmet ist. Zu der 8. 1 genannten Literatur wäre 
etwa nachzutragen: Yves de la Briere, Les luttes presentes de l’Eglise. 
6. e6rie: L’Eglise et l’Etat durant quatre anndes d’apres-guerre (1920 
bis 1924), Paris 1925 (vgl. die Besprechung in der Revue d’hist. eccl. XX]J, 
1925, p. 6508.). Im Mittelpunkt steht naturgemäß das Trennungsgesetz 
vom 9. Dezember 1905 (Nr. 62). Aber der Herausgeber holt mit Recht 
weit aus und beginnt mit den Menschen und Bürgerrechten von 1789, 
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gibt das Staatskirchenrecht der Revolution und besonders der napoleoni- 
schen Zeit wieder, um dann vor allem bei der Schul-, Ordens- und Militär- 
gesetzgebung der 70er und 80er Jahre eingehend zu verweilen. Und das 
mit Recht: Schon Fleiner hat in seiner Besprechung darauf hinge- 
wiesen, daß die Generation, die in jenen Jahrzehnten durch die konfes- 
sionslose Schule gegangen ist, die Kammermehrheiten für dieKampfpolitik 
gegen Rom in dem Jahrzehnt nach der Jahrhundertwende gebracht hat. 
Für die neunziger Jahre, die Zeit der von der Kurie ausgehenden Politik 
des Ralliements, schweigt dann die Quellensammlung — wir sind über 
diese Periode jetzt vorzüglich unterrichtet durch die Memoiren des 
Kardinals Ferrata und das schon genannte (oben S. 484 A.3) Buch von 
Stutz, die übrigens beide unter der Literatur S. 1 noch nicht genannt 
sind (vgl. jedoch das Zitat 8. XV A. 1) — ; mit dem Vercinsgesetz Waldeck- 
Rousseaus vom 1. Juli 1901 setzen Schlag auf Schlag die staatlichen 
Gesetze ein, die den Unterricht der Kongregationen völlig unterdrückten, 
die Trennung unter scharfer staatlicher Kultuspolizei durchführten und 
den französischen Staat restlos laizisierten. Im Briandschen Trennungs- 
gesetz von 1905 und in den folgenden Jahren erreicht der Kampf seinen 
Höhepunkt. Eingehend werden wir über die Vorgeschichte jenes Ge- 
setzes unterrichtet (Nr. 60f.).. Für 1906 und 1907 folgt reichlich wei- 
terer Stoff, wobei neben den staatlichen Gesetzen auch die kurialen 
Erlasse ausgiebig herangezogen sind. Von besonderem Wert ist sodann 
die Nr. 87 (8. 354—382), die eine sorgfältige Auswahl von Arröts und 
Jugements der Jahre 1909—1911 zur Anwendung der Trennungsgesetze 
bringt. Der Versuch eines Ausgleiches durch Schaffung von sog. Diözesan- 
vereinen im Jahre 1924 macht dann den Abschluß. — Im ganzen gemom- 
men darf das Buch wohl als ein Werk bezeichnet werden, das für den 
Einzelforscher wie für den Seminarbetrieb gleich unentbehrlich bleibes 
Hanse Erich Feine. 


Ernst Kohlmeyer, Noch ein Wort zu Luthers Schrift 
an den Christlichen Adel (S.-A. aus der Zeitschrift für 
Kirchengeschichte Bd. 44, 8. 582—594). 1925. 128. 8°. 


In dieser Untersuchung setzt sich der Kieler Kirchenhistoriker 
mit K. Holl (Luther ? S. 336ff.) und meiner in dieser Zeitschrift (Kan. 
Abt. Bd. VI 8.1ff.) veröffentlichten Abhandlung auseinander. Seine 
frühere Ansicht modifiziert Kohlmeyer jetzt dahin, daß er (S. 588) 
die Annahme eines ersten selbständigen Entwurfes!) bis Weimarer Aus- 
gabe VI 427, 29 preisgibt und die Komposition .der Schrift durch diesen 
Einschnitt nicht unterbrochen sieht; er schließt sich also an diesem 


1) Wenn K. von einem ‚ersten selbständigen Entwurf‘ redet, so ge- 
wann ich damit doch wohl das Recht, die Fortsetzung einen ‚selbständigen 
zweiten Entwurf‘‘ zu nennen, was K. S. 582 Anm. 5 rügt. 
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Punkte meinem Urteil an. Hingegen verneint er die Frage der einheit- 
lichen schriftstellerischen Durchführung und spricht von einem „Sprung 
in der Abfassung der Schrift‘; es müsse eine Unterbrechung angenommen 
werden, am 23. Juni war das Manuskript bie zum Ende der Digression 
(427, 29) fertiggestellt und es entstand eine Pause, in der jene Verschär- 
fung der Lage eintrat, die in den Briefen von Anfang Juni sich spiegelt. 
‚So erklären sich die Menge der Unstimmigkeiten im Anfang des zweiten 
Teils und die sachlichen Differenzen wohl am leichtesten.“ Die Kontro- 
verse kommt also jetzt darauf hinaus, ob sachliche Unstimmigkeiten 
in den verschiedenen Teilen der Lutherschrift vorliegen, die auf zeitlich 
differenzierte Ansätze hindeuten — womit der Kernpunkt der Differenz 
zwischen Kohlmeyer und mir allerdings geblieben ist. 

Die von Kohlmeyer angenommenen sachlichen Unstimmigkeiten 
lassen sich in zwei Punkten zusammenfassen: einmal „kann im ersten 
"Teil der Papst stets durch das Papsttum ersetzt werden“, hingegen ist 
„im zweiten Teil diese Gleichsetzung bei den schärfsten und ganz per- 
sönlichen Urteilen nicht mehr möglich‘ (8. 585); sodann wird im ersten 
Teile das freie Konzil angerufen, um im zweiten Teile zurückzutreten 
und durch die weltliche Gewalt in verschiedenen Abstufungen ersetegt 
zu werden (8. 585f.), was für K. Anlaß wird zu einer grundsätzlichen 
Erörterung über das Verhältnis der weltlichen Gewalt zu dem gesamten 
Reformplan Luthers (S. 589ff. in Auseinandersetzung mit Holil). 

ad 1. Man ist berechtigt zu der Frage, ob denn überhaupt eine 
scharfe Trennung von Papst und Papsttum möglich ist. Ulrich Stutz 
beginnt seine große Abhandlung ‚Die päpstliche Diplomatie unter 
Leo XIII.‘ (Berlin 1926, Verlag der Akademie der Wissenschaften) 
mit den Worten: „Nichts Unpersönlicheres an sich Als der Vatikan. 
Zwar setzt sich die römische Kurie aus scharfumrissenen Persönlichkeiten 
zusammen und weist Charakterköpfe auf, wie sie in solcher Vereinigung 
kaum wieder begegnen. Aber alles ordnet sich einem großen Ganzen 
unter und fügt sich einer höheren Einheit ein, der gegenüber wenigstens 
nach außen der Einzelne zurücktritt.‘“ „Der Papst“ ist, wofern man 
nicht ganz besondere Ursache hat, an die Person des Amtsträgers zu 
denken, der Repräsentant des „Papsttum»‘“, und „das Papsttum‘‘ wieder- 
um ist unablösbar vom „Papst“, der irgendwie mit einbegriffen ist. 
Nur von diesem Ineinander aus, das doch wieder nicht Identität ist, 
erklärt sich bei Laıther die eigenartige Verflechtung von schärfster Kritik 
und höchster Devotion, von den Stellen ganz abgesehen, in denen Luther 
die Person des Papstes apostrophiert. „Der Papst“, dem er zunächst 
noch eine gewisse Reverenz bezeugt, verbindet sich sofort mit „dem 
Papsttum‘, und dann entbrennt der heilige Zorn über das kurialistische 
-Ausbeutungssystem, das nicht nur „der Papst‘ ist, aber auch nioht 
ohne „den Papst“. Schon diese allgemeine Erwägung ist K.s Unter- 
scheidung von Papt und Papsttum nicht günstig. Sodann berührt es 
eigenartig, daß das Wort „Papsttum“, das wir nach K.s These doch im 
ersten Teile der Lutherschrift (bis VI 427, 29) erwarten sollten, dort 
überhaupt nicht begegnet, hingegen wiederholt im zweiten Teile, wo &s 
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nach K. doch überhaupt nicht stehen dürfte. „Es ist noch nie guttis 
und wirt nymmer mehr ausz dem Bapstum und seinen gesetzen kum- 
menn‘“‘ (443, 4, wobei zu beachten ist, daß mit „Bapstum‘‘ das unmittel- 
bar 442, 34. 37,; 443, 3 voraufgehende ‚„Bapst‘‘ aufgenommen wird). 
Vgl. 457, 21: „die lieb ist mehr unnd nottiger, den das Bapstum zu 
Rom“ usw.; 24: „es solt der Bapst sein Bapstum, alle sein gut und ehre 
vorliren‘‘ (also beides ist untrennbar); 30: „ist doch allis, was das bapstum 
hat eingesetzt und ordiniert, nur gericht auff sund und yrthum zu meh- 
renn.“ Auch der Ausdruck ‚der römische Stuhl‘, also die cathedra 
Romana, die doch nicht „den Papst‘‘, sondern das Papstinstitut bedeutet, 
begegnet wiederholt im zweiten Teil (441, 3; 443, 17 — an letzterer Stelle 
nimmt „römischer Stuhl‘ das voraufgehende 16 und folgende 19 „‚Bapst“ 
auf). Dem entspricht, daß 446, 29 „der Bapst zu Rom“ alsbald 32 ein- 
fach durch „zu Rom‘“‘ ersetzt wird, worauf alsbald 36 und 447, 3 wieder 
„der Bapst‘ eintritt. 459, 17 erscheinen „der Bapst und die seinen“ 
(cf. 433, 21). Es kann also keine Rede davon sein, daß der zweite Teil 
der Schrift an den Adel (im Sinne K.s) „das Papsttum“ irgendwie zu- 
rücktreten ließe. Auch wo nur „der Bapst‘‘ gesagt ist, meint Luther 
wiederholt ‚das Papsttum‘‘ (außer 442, 34. 37; 443, 3. 17. 19 [s. o.) 
z. B. noch 450, 14, wo das Kaufen der Indulte u. dgl. an die Poenitentiarie 
oder Datarie denken läßt, 428, 12, wo die römischen Praktiken ‚des 
Papstes‘ solche der Kurie sind). 

Wie steht es speziell mit der Endchristvorstellung im zweiten 
Teile? Hier liegen gewiß die schärfsten Ausfälle Luthers vor. 453, 10 
bricht Luther in hellem Zorne durch, „das der Bapst der recht Endchrist 
sey‘‘. Aber was ist hier „der Bapst‘‘? Unmittelbar vorher ist von den 
„bepstlichen botschafften‘‘ die Rede, die in lauter Büberei ihre Faku!- 
täten verkaufen — „teufliche Lehre‘! 453, 3ff. Unmittelbar nachher 
453, 13 ist vom „stuel‘‘ des Papstes, 453, 26 von „bepstlich gewalt“, 
453, 23 vom „teufels nest‘‘ die Rede. Das spricht dafür, daß bei aller 
Schärfe und allem „ganz persönlichen Urteil‘“ (K.) doch nicht „der 
Papst“ allein, sondern „das Papsttum‘ inklusive Papst gemeint ist; 
die ganze Trennung beider Größen erweist sich gerade hier als unglück- 
lich. Entsprechend sind ohne Schwierigkeit 429, 23; 430, 2; 434, 2ff. 15 
auf das ganze, sich persönlich im Papst aufgipfelnde, aber nicht nur 
persönliche Papstinstitut zu deuten. 

Aber auch vom ersten Teile her läßt sich die Unhaltbarkeit der 
sachlichen Differenz der beiden Teile nachweisen. Die scharfen Äuße- 
rungen des sog. ersten Teiles über Papst und Papsttum habe ich früher 
zusammengestellt (a. a.O. S. 7f.) und brauche sie nicht zu wiederholen.!) 
Darauf jedoch ist hinzuweisen, daß, entgegen dem Urteil von K., gerade 
hier eine ganz persönliche Affäre Leos X. mitgeteilt wird: die bekannte 
Zerstörung des Straßburger Reformationsversuches (422, 9ff.).. ‚Mein 


!) Daß im ersten Teile nur zwei Stellen (40618, 42213) sich finden, in 
denen auch der Papst als Werkzeug des Teufels und Urheber der Greueltaten 
erscheint — so K. 584 —, ist unrichtig. Man vgl. 411°, 41418, 16, 30, 4158, 
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lieber bapst‘““ kann hier nur die Person des Papstes sein, zumal „der 
heylige Romische stul‘‘ noch besonders daneben gesetzt wird, die Ver- 
bundenheit und dann doch wieder die Verschiedenheit beider Größen 
markierend. Und nun heißt es: „Solch offentlich gottis schmach wirt 
der Endtchrist, hoff ich, nit vornehmen. Da habt yhr den bapst, wie 
yhr habt gewollet.‘“ Also „der Papst‘, der hier, wie gesagt, nicht durch 
„das Papsttum‘‘ ersetzt werden kann, sondern ausdrücklich die Person 
einschließt, ist schlimmer als der Endchrist! Kann ein solch scharfes- 
Urteil etwa im zweiten Teile noch überboten werden ? 

Die Abhebung der sogenannten zwei Teile, wie sie K. vornimmt, 
ist an diesem Punkte unhaltbar. 

ad 2. Um die hier vorliegende, sehr schwierige Frage nach den 
Instanzen für die Durchführung der Reformvorschläge der Lösung ent- 
gegenzuführen, geht man am besten vom Vorworte aus, in dem jeden- 
falls ein Programm aufgestellt wird (ob konsequent durchgeführt, bleibe 
zunächst offen): „ob got wolt doch durch den leyen standt seiner 
kirchen helffen, seintemal der geistlich stand, dem es billicher geburt, 
ist gantz unachtsam worden.‘ Luther bleibt zweifellos bei diesem Pro- 
gramm, wenn er alsbald das prinzipielle Recht der Laienhilfe erweist 
durch die grandiose Aufstellung des allgemeinen Priestertums. Damit 
ist „der geistliche Stand‘ (im bisherigen Sinne) aufgehoben, gerade 
weil alle Christen geistlichen Standes geworden sind (407, 14. 30; 410, 18), 
der Christ „ein geistlicher Mensch“ (407, 21) ist. Es gibt aber folgerichtig 
auch keine „geistliche Gewalt‘‘ (im bisherigen Sinne) mehr!), vielmehr 
grundsätzlich nur eine Gewalt, indem alle Differenzierung Amtsunter- 
schied geworden ist (408, 26ff.) letztlich Namenunterschied (409, 1). 
Die amtliche Differenzierung bewegt sich in zwei großen Strömen: 8o- 
genannte (,die, so mann itzt geystlich heyst odder priester, bischoff 
odder bepst‘‘) geistliche Gewalt und weltliche Obrigkeit. Jene hat die 
Verwaltung des Wortes Gottes und der Sakramente?) (409, 3), diese 
die Strafe der Bösen und den Schutz der Frommen (409, 5). Beide sind 
in der Christlichkeit verbunden und warten daher ihres Amtes durch 
die ganze Christenheit hindurch (409, 18. 27 u.ö.). 

Stehen die Dinge so, so kann ich meinen früheren Satz nur wieder- 
holen, daß „weltliche Obrigkeit und Konzil keine Gegensätze, sondern 
eine Ergänzung bedeuten‘. Denn die Gewalt ist eine geworden. Wohk 
gibt es „weltliche und geistliche Mißbräuche‘“ (468, 31), aber keine geist- 
liche Gewalt mehr; hier liegt der Fortschritt der Schrift an den christ- 
(ichen Adel gegenüber früheren Äußerungen, auch denen in der von K. 
18. 587) zitierten Schrift „‚von den guten Werken‘. Mir scheint es daher 


3) So auch K. 8. 693: ‚weil es kein geistliches Recht im alten Sinne 
mehr gibt. Jeder soll bessern, wo Schäden in seinem Machtbereiche liegen, 
er sei geistlich oder weltlich, Behörde oder Einzelperson“. Ganz richtig. Nur 
Eines fehlt noch: oder Konzil. 

%) Woraus sich naturgemäß gewisse Aufgaben ergeben können, rein 
religiöse Fragen, wie Holl mit Recht betont. Luther deutet selbst solche 
Aufgaben an 4301, 4322, 43510, 15f, 
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nicht richtig und dem ganzen Ansatz Luthers zu widersprechen, wenn 
K. sagt (S. 590), „daß das Konzil, wo es erwähnt wird, geistlichen Cha- 
rakter trägt‘“.!) Wenn Luther „durch den Laienstand‘“ helfen will und 
im Gegensatz zu den bisherigen Konzilien (die schon sogleich am An- 
fang 405, 20 verurteilt werden) das Konzil zum öffentlichen Sprechsaal 
der Christenheit (413, 10: „sol ich yhn den verklagen für der gemeyne, 
szo musz ich sie ja zusammen bringen“ scil. im Konzil) macht, den 
grundsätzlich jeder einberufen kann, den aber aus praktischen Gründen 
am besten die Obrigkeit einberuft (413, 27ff.), der Luther ja das Recht 
dazu erstritten hat (413, 30f.), wenn es „ein recht frey Concilium“‘ (413, 29) 
werden: soll, wenn „kunig und fursten‘‘ ausdrücklich als Mitglieder 
dieses freien Konzils gedacht werden (425, 26f.) — was K. gar nicht in 
Rechnung stellt —, so trägt das Konzil nicht „geistlichen Charakter“ 
in dem Sinne, daß nun die Obrigkeit demgegenüber „weltlichen‘‘ Cha- 
rakter trüge; es ist vielmehr die große christliche?) Gemeindeversamm- 
lung?) (413, 10) geworden, an der alle Gemeindeglieder, also auch die 
Obrigkeit, ja, sie entsprechend ihrer Macht ganz besonders, partizipieren. 

Naturgemäß und logisch schließt sich an die Konstituierung dieser 
christlichen Gemeindeversammlung (= Konzil)?) die Aufstellung der 
Traktandenliste: „Nu wollen wir sehenn die stuck, die man billich in 
den Concilien solt handeln‘ (415, 7ff.).. Sie wird wieder aufgenommen 
nach der von mir aufgewiesenen, auch von K. anerkannten Digression 
mit den Worten: „ich wil sagen, was wol geschehen mocht und solt 
von weltlicher Gewalt odder gemeinen Concilio‘‘ (427, 32f.). Ist damit 
nun etwas Neues eingeführt ? Rückt etwa jetzt neu die weltliche Gewalt 
neben oder gar vor das Konzil? Das ist von vornherein unwahrschein- 
lieh nach dem, was wir über die Zusammensetzung des Konzils hörten. 
Die Obrigkeit partizipierte ja an ihm; also ist sie mit inbegriffen in das 
Forum, vor dem „die Stuck billich verhandelt werden“ sollen. Außer- 
dem ist ihre Mitwirkung auch an dieser Stelle noch ausdrücklich gesagt: 
Das freie Konzil als die große christliche Gemeindeversammlung setzt 
eich aus sehr verschiedenen Instanzen und Organen zusammen, die Ge- 
samtheit der Christen ist abgestuft in Papst, Kardinäle, Bischöfe, Ge- 
lehrten, einfache Laien, Obrigkeit; täte nun die ehemalige „geistliche 
Gewalt‘, d. h. Papst, Kardinäle, Bischöfe und Gelehrten ihre Pflicht, 
so brauchten gewisse Dinge überhaupt nicht vor das Konsilsforum zu 
kommen, „wo sie. aber das nit thun, das der hauff und das weltlich schwert 
dartzu thue“, d. h. eine Sache exekutiere, die billigerweise auf dem 


1) Was „rein geistliche Aufgaben‘ sind, führt dann K. 8. 590/1 weiter- 
hin treffend aus. Aber das Konzil hat andere Aufgaben. 

2) An diesem christlichen Charakter hält Luther allerdings durchaus 
fest, wie ich stets betont habe 4142? u. ö.). Insofern könnte men von einem 
geistlichen Charakter des Konzils reden; aber so meint es K. nicht. 

3) Es wäre dringend notwendig, den Konzilsbegriff der Reformations- 
zeit, speziell der Publizistik zu untersuchen; dann würde Luthers Konzils- 

schärfer heraustreten. Ansätze zu dieser Untersuchung finden sich 
in der Einleitung zum ersten Bande der von der Görresgesellschaft heraus- 
gegebenen Akten des Tridentinums, 
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Konzil verhandelt werden sollte.!) Es ist also von Anfang an mit dem 
Konrilsgedanken eine Initiative der Obrigkeit verbunden gedacht, nicht 
als Gegensatz, sondern als Ergänzung. 

Infolgedessen verschwindet auch das Konzil nicht und tritt auch 
nicht ungebührlich zurück, sondern bildet den Hintergrund auch des 
sog. zweiten Teils. Das war der Kernpunkt meines „Konzilsschematis- 
mus“, wie K. sagt. Nur glaube ich jetzt die Frage des ‚‚man“ schärfer 
präzisieren zu können. Es ist nicht gleichgültig, ob nur Verhandlungs- 
gegenstände vorgebracht werden oder eine praktische Durchführung 
gewünscht wird®), und in letzterem Falle wiederum nicht gleichgültig, 
um welche Art von Gegenständen es sich handelt. Verhandlungsforum 
ist nur der allgemeine Sprechsaal, also das Konzü, als praktischer Re- 
former sind Konzil und weltliche Obrigkeit gedacht. Beide in m. E. 
wohlüberlegter Differenzierung. Eine gewisse Lücke in der Geschlossen- 
heit der Gedankenführung könnte man darin erblicken, daß die Obrig- 
keit nicht als Mandatar des Konzils erscheint. Denn so erscheint sie 
tatsächlich bei Luther nicht, sondern selbständig. Aber man wird darin 
nicht einen Gedankensprung erblicken wollen, wenn man sich vergegen- 
wärtigt, daß Luther einmal der Obrigkeit das Recht der Mitwirkung 
an der Reform der Christenheit erst frisch erstritten hatte, also nach 
Betätigung desselben drängte, sodann, daß die Obrigkeit als christliche, 
wie sie von Luther vorausgesetzt wird, in christlicher Reform mit dem 
Konzil zusammentraf, endlich, daß die Besserung der schlimmen Zu- 
stände schließlich die Hauptsache war, so oder so. Aus der inneren Ver- 
bundenheit der Obrigkeit mit dem Konzilsgedanken erklärt es sich, 
daß an einigen Stellen eine gewisse Neutralität eintritt, d. h. man nicht 
weiß, welches Exekutivorgan Luther im Auge hat.?) 


Es läßt sich nun zeigen, daß der Wechsel von Konzil und Obrigkeit 
überlegt ist. Zunächst das Konzil. Es kann den Papst strafen (413, 16). 
Grundsätzlich kann das die Obrigkeit auch (409, 19), aber praktisch 
gehört der Oberste der Christenheit vor das Tribunal der christlichen 
„Gemeindeversammlung“ (vgl. den Zusammenhang 413, 10ff.). So ge- 
hört die Pracht des Papstes (415, 19f.), die Frage der Kardinäle (416, 17 £f., 
beachte 417, 10 das „„man‘), der päpstliche Hofhalt (417, 22ff.) vor das 


1) So glaube ich 415?ff. verstehn zu müssen, wesentlich übereinstim- 
mend mit K. Müller. — Luther hat also nicht „vergessen, daß er in der 
ersten Überschrift das Konzil als Instanz genannt hat und setzt dafür ‘welt- 
liche Gewaltt odder gemeynes Concil’‘‘, wie K. annimmt. 

2) Von da aus dürfte es von Bedeutung sein, daß es 415? heißt: ‚‚stuck, 
die man billich in den Concilien solt handeln“ (d. h. behandeln, verhandeln), 
4237°%:; „was wol geschehen (d. h. praktisch durchgeführt werden) 
mocht und solt von weltlicher gewalt odder gemeinen Concilio‘‘. Doch fährt 
Luther im ersten Teile den Gedanken nicht durch, sondern geht von der Ver- 
handlung zum praktischen Vorschlag über (419°®ff., durch die Obrigkeit). 

3) So auch K.586 Anm.3. „Einige Male bleibt das ‚man‘ unklar.“ Ob 
im übrigen seine Deutung des „man‘' stets das Richtige trifft, mag offen 
bisiben.. Das Konzil bei dem ‚„‚man‘‘ ganz ausschalten zu wollen, dürfte zu 
weit gehen (s. auch unten). 
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Konzilsforum. Die Frage nach der Pracht des Papstes wird in etwas 
veränderter Form im elften Punkte der Reformvorschläge (436, 10ff.) 
aufgenommen, und da heißt es zunächst (436, 20), daß „wir“ das nicht 
billigen sollen, dann (436, 22) werden die ‚wir‘ mit den Christen gleich- 
gesetzt, dann die Christen mit dem „freien Concilio“ (436, 37). Weiter- 
hin soll das Konzil den Zölibatszwang abschaffen (441, 26). Warum?! 
Offenbar, weil es sich auch hier um eine Sache handelt, die gleichsam 
nur „gemeinchristlich‘‘ geregelt werden kann; Luther redet in diesem 
Zusammenhang (442, 4) von einer „gemein christlich ordnung‘, die 
eben setzt das Konzil als christliche Gemeindeversammlung fest.!) 
Sodann die Obrigkeit. Die Fürsten, Kaiser und deutsche Nation 
werden aufgefordert, die Annaten abzuschaffen bzw. nicht mehr zu 
zahlen (419, 13ff.; 427, 35fl... Warum? Mit ihnen ist seinerzeit der 
Pakt abgeschlossen worden, der Papst hat ihn gebrochen, also erklärt 
sich der andere Kontrahent für nicht mehr gebunden (419, 17ff.). Hier 
ist für das Konzil kein Raum. Fürsten und Adel sollen die Papstmonate 
abtun — denn die Pfründen werden letztlich ihnen gestohlen (Luther 
redet bier ganz territorialistisch: „unser stifft und pfrundt‘“ werden 
geraubt 420, 6). Entsprechend bei sonstigen Lehensstreitigkeiten (421, 
16f.; vgl. 428, 23fi.).. Die Bestätigung kirchlicher Dignitäten durch 
Rom soll kraft kaiserlichen Gesetzes verboten werden (429, 7ff.) — da 
Luther sich hier auf das von Konstantin einberufene nizänische Konzil 
beruft, denkt er an die kaiserliche Advokatie gegenüber der Kirche; 
wer hätte derartiges besser verbieten können als der Kaiser? In dieselbe 
Linie gehört die Forderung der Abschaffung der eidlichen Bindung der 
Bischöfe an den Papst durch den „Kaiser mit seinem Adel‘ (433, 10. 24). 
Wie Luther ausdrücklich heraushebt (433, 1öff.), handelt es sich um 
das Investiturproblem; da waren Kaiser und Stände die selbstverständ- 
lichen Instanzen. Wiederum hat der Kaiser naturgemäß die Anmaßung 
des Papstes, Lehensherr über Neapel und Sizilien zu sein, zurückzuweisen 
(435, 3ff.). Im 14. Punkte erscheint die Stadt als Mandatar des Pfarrers; 
nach den grundsätzlichen Ausführungen des sog. ersten Teiles 408, 15ff. 
kann das nicht anders sein. Die Stadt erscheint weiterhin bei der Ord- 
nung der Armenpflege (Punkt 21, 450, 22ff.); da war sie aber schon vor 
Luther (vgl. meine Schrift: Luthers Schrift an den christl. Adel im 
Spiegel der Kultur- und Zeitgeschichte 1895 S. 206) die gegebene 
ordnende Stelle. Das Abtun der Feste (Punkt 18, 445, 33ff.), bei dem 
zuerst das allgemeine „man‘ erscheint (445, 33), wird schließlich der 


1) Ich kann K. durchaus zustimmen, daß das Konzil erwähnt wird, weil 
„diese kurialen Reformen dem deutschen Adel praktisch unerreichbar 
waren‘‘. Aber dasselbe gilt umgekehrt von der Erwähnung des deutechen 
Adels, und den Ausschlag für den Wechsel gibt das praktisch Erreichbare. 
Der Zusatz von K.: „ansich entscheidet die Stadt, ob sie das Zölibat noch 
weiter von dem Prediger fordern will‘ kann mit einem Worte Luthers in seiner 
Schrift nicht gestützt werden. Auch nicht durch 4402. ®, Die Stadt bekommt 
hier nur das negative Recht, den Zölibat nicht gebieten zu dürfen. Der Pfarrer 
selbst aber entscheidet, ob er ehelich werden will oder nicht. Die grundsätz- 
liche Aufhebung des Zwanges aber verfügt das Konzil. 
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Obrigkeit zugewiesen, weil die bürgerliche Ordnung durch die vielen 
Feiertage gestört wird (446, 9ff.).. Daß dann zum Schluß die „weltlichen 
Gebrechen“ (465, 22ff.) durch die weltliche Obrigkeit abgestellt werden 
sollen, ist selbstverständlich. 

Diesen bestimmten Angaben über die wünschbaren Exekutiv- 
organe stehen nun die Stellen zur Seite, in denen Luther durch ein „man“ 
und „wir‘‘ es offen läßt, wer als Exekutor gemeint ist (z. B. 437, 1. 32; 
438, 20 ff. 35ff.; 439, 7. 30; 440, 2; 444, 32; 445, 7; 449, 18; 453, 3; 454, 17; 
461, 1 u. ö.). Es lag und liegt mir fern, darauf zu bestehen, daß in allen 
diesen „neutralen Fällen‘ das Konzil als Instanz gemeint sei, aber es 
bedarf nur zu sehr des Beweises, daß das Konzil, wie K. meint, hier allent- 
halben ausgeschaltet sei. Das Gegenteil ist richtig. Wenn K. selbst 
zugeben muß (S. 588), daß auch im sog. zweiten Teile das Konzil wenig- 
stens zweimal erscheint, so hat damit das Konzil jedenfalls im sog. zweiten 
Teile Boden gefunden, und was dafür spricht, es noch wiederholt als 
Instanz von Luther vorgestellt zu denken — meine Ausführungen S. 12ff. 
—, hat Berechtigung. Luther hat für die Ausführung seines großen Re- 
formprogramms zwei Instanzen zur Verfügung, das Konzil und die 
Obrigkeit, beide schon um deswillen keine Gegensätze, weil die Obrigkeit 
Konzilsteilnehmer ist (s. 0... Nun sorgt er nicht sowohl darum, wer 
die Mißstände positiv abstellt — wichtig ist ihm da nur das Negative, 
daß es keine geistliche Gewalt mehr gibt, vielmehr Gott durch den Laien- 
stand hilft — als vielmehr darum, daß sie abgestellt werden (451, 20ff. 
ist z. B. überhaupt nicht, auch nicht in der unbestimmten Form des 
„man‘‘ oder ‚wir‘ gesagt, wer bessern soll). Die Obrigkeit kann ihr 
Werk (,strafen und treiben‘) tun, wo es nötig ist (410, 7), und dasKonzil 
sorgt für „ein gemein christlich ordnung‘‘ (442, 4), die Differenzierung, 
wann die eine, wann das andere eingreifen soll, normiert sich an den 
praktischen Verhältnissen, grundsätzlich stehen beide gleich kraft dem 
allgemeinen Priestertum.!) Damit ist das Thema der ganzen Schrift 
beibehalten, „ob got wolt doch durch den leyen standt seiner kirchen 
heiffen“. — 

'Auch nach erneuter Durchprüfung scheint mir also der einheitliche 
Kompositionscharakter der Schrift an den Adel gewahrt werden zu 
müssen. Daß Luther mit Unterbrechung geschrieben hat, sei es größerer, 
sei e8 kleinerer, ist möglich, ja, wahrscheinlich, wenn auch die uns zur 
Verfügung stehenden Daten (vgl. meine Ausführungen a. a. O. 8.17) 
den Zeitraum stark beschränken; durch die lange Digression ist auch 
eine formelle Unebenheit?) entstanden (ebenda S.6), aber eine Neu- 
einstellung der Gedanken unter Einwirkung neuer Verhältnisse ist ab- 
aulehnen. Der Gedankengang bleibt einheitlich gestrafft. 


Zürich. W. Köhler. 


t) Ich brauche wohl nicht herauszuheben, daß m. E. die Obrigkeit in 
.der Schrift an den Adel stets nur als christliche Obrigkeit in Frage kommt. 

®) Aber nicht eine „Häufung von Vergeßlichkeiten und ee, 
wie K. S. 583 sagt. 
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Dr. iur. Friedrich Hermann Löscher, Schule, Kirche 
und Obrigkeit im Reformationsjahrhundert. Ein Beitrag 
zur Geschichte des sächsischen Kirchschullehens. Schriften 
des Vereins für Reformationsgeschichte. Jahrgang 143, 
Heft 1 Nr. 138. Leipzig, M. Heinsius Nachfolger Eger 
und Sievers, 1925. 1758. 8°. 


In einer sehr verdienstlichen Abhandlung, die unsere Fakultät als 
Dissertation gutgeheißen hat, legt Dr. Löscher seine Forschungen über 
Schule, Kirche und Obrigkeit im Reformationsjahrhundert vor und gibt 
damit zugleich einen Beitrag zur Geschichte des sächsischen Kirch- 
schullehens. Es soll gleich vorweg betont werden, daß es sich um eine 
im wesentlichen durchaus selbständig gedachte Arbeit handelt, daß 
sie auf einer gründlichen Benutzung der Quellen und einer für solche 
frühe Arbeiten seltenen Einlesung in Luthers sehr zahlreiche, aber sehr 
zerstreut liegende Äußerungen zur Sache beruht, und daß ihren Er- 
gebnissen im ganzen zuzustimmen sein wird. 


Ausgangspunkt ist Luthers Auffassung vom Verhältnis und den 
Aufgaben der geistlichen und weltlichen Gewalt im Corpus Christianum, 
wie sie Budolph Sohm herausgearbeitet hat. Auf dieser Grundlage ge- 
winnt der Verfasser Sätze, die er (S. 82 ff.) etwa felgendermaßen zusanamen- 
faßt: „Im Laufe des 16. Jahrhunderts wurde der Dorfküster in. den 
evangelischen Ländern mit dem Unterricht der Kinder in den Elementar- 
fächern betraut. Diese neue Aufgabe des Küsters war aber keine ‚schu- 
kische‘, sondern eine ‚kirchliche‘ und gehörte zum Wirkungakreise der 
geistlichen Gewalt. Sie war als Schulehalten dem Predigen zu ver- 
gleichen; dieses diente der religiösen Erbauung und Unterweisung haupt- 
sächlich der Erwachsenen, jenes der Jugend.‘ Kernstück des Unter- 
richte war ja hier der Katechismusunterricht, an den sich die notwendigen. 
Elementarfächer, soweit erforderlich, zur Bildung eines Christeamansches 
fügen. „Beides war ‚Kirche‘. Eine von der Kirche getrennte oder uster- 
schiedene Schule kannte man im Reformatiensjahrhundert. auf’ dem 
Lande (in den. Dörfern und kleinen Städten) nicht. Für eine selbständige 
Schule waren damals weder. Wille nooh Gefühl vorhanden. Deshalb 
konnte auch ohne weiteres Kirchengut und Kirchenvermögen zur Aus- 
stattung der Stelle eines Küsterlehrera verwendet werden, oder der Küster, 
dem das Schulahalten übertragen wurde, im Genusse seiner Pfründe 
bleiben. Eine Entfremdung des Kirohenguts trat dadurch. nicht ein. 
Es blieb kirchlichen Zwecken. gewidmet. Eine Säkularisation ewfolgte 
also nicht, ebensowenig aber auch dadurch, daß zunächst alle Verwal- 
tung des Kirchenvermögens‘‘ — als äußere Angelegenheit, als Augergen: 
heit der ‚äußeren Christenheit‘, des ‚äußeren Corpus Christianum‘ 
„und alle Aufsicht darüber in den Händen von Vertretern der weltlichen 
Gewalt lagen .. . Die weltliche Gewalt erwarb an dem, verwalteten 
Kirchengut kein. Eigentum, sondern billigerweise nur einen Anspruch 
auf Ersatz der Auslagen und Kosten, die die Verwaltung verursachte, 
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und auf Entschädigung für Mühe und Arbeit‘‘ — Landesherr wie Kirchen- 
väter —, „die sie dabei aufgewendet hatte.‘ Wie nun Schul- und Kirchen- 
dienst in einem Amte vereinigt waren, so gab es auch nur ein Lehen, 
eben das geistliche Lehen der Küsterei. Für dessen kirchliche Art ist 
aber nicht entscheidend, daß es damals noch keine selbständige Schule 
als ansteltlichen Träger des Schulvermögens gab, sondern, daß es auf 
dem Lande noch kein selbständiges weder weltliches noch kirchliches 
Schulamt gab, für welches hätte ein Lehen (beneficium) bestellt werden 
können. Ausschlaggebend war der geistlich-kirchliche Charakter des 
Küsteramts auch hinsichtlich seiner Unterrichteaufgaben. Demgemäß 
war Eigentümerin des Kirchschullehens die kirchliche Stiftung. 

So wie Löscher seine Lehre vorträgt, wird man ihr zustimmen 
müssen. Auch der Ausgangspunkt ist richtig. Nur scheint es stellenweise, 
als ob Löscher der Lebensarbeit Rudolph Sohms doch nicht ganz 
nahe gekommen wäre. Man weiß ja, wie schwer es ist, Sohms Lehre 
von der „Kirche“ zu erschöpfen, jene tiefste Innerlichkeit des Kirchen- 
begriffs, der fast mehr Glaubens- als Erkenntnisinhalt selbst für den 
wissenschaftlichen Forscher gewesen ist. Man weiß auch, wie schwer 
«es ist, wenn Sohm sich nach dem Stande der damaligen Erkenntnis 
im Licht neuerer Forschung einmal irrt, sich aus seinem Banne zu lösen. 
Deshalb kämpft Löscher auch gegen die Auffassung, Luther habe unter 
Christenheit nicht die unsichtbare Kirche verstanden (8.21, 8.118 
Anm. 9 und andere). Vielmehr: ist Luther die Christenheit, das Corpus 
Christianum gerade das, was wir unsichtbare, richtiger gesagt, geistliche 
Kirche, dxsiycıa nennen. „Br stand“ also nicht „in dieser Hinsicht 
mit beiden Füßen im Mittelalter‘ (S.19). Was Löscher fär richtig 
hält, ist die von Karl Holl, auch Heinrich Böhmer und anderen aus- 
giebig. und wie mich dünkt endgültig beseitigte ältere Lehre. Luther 
war auch in dieser Beziehung unabhängig vom Mittelalter, gleichviel, 
wie er nach dieser älteren Auffassung, etwa im Ansehluß. an Ococam, 
«die Zwei-Schwerterlehre gewendet haben soll. Er ist für seine Zeit modern 
und selbetändig. Seine weltüberwindende Glaubenskraft kennt als Cor- 
pus Christiapum, als. Christenheit nur die Kirche als societas fidei et 
Spiritus Sancti in cordibus, für die es, eben nach dieser ungeheueren 
Gilaubenskraft, genügt, solo verbo sine vi humana, also charismatisch 
geleitet zu werden: der pneumatische Kosmos, nicht die obarismatische 
Anarchie. Erst ratione peccati kommt das Schwert hinzu zur Rache 
über die Übeltäter, zum Schutze der Christenheit (dxxAnoıa) und zur 
Verwaltung der — von uns aus: gesagt — äußeren, weltlichen: Belange. 
Aber der Folgezeit gehört diese Anschauung. Es ist nur gut, deß: diese 
konstruktive Frage im einzelnen nicht wesentlich auf. Löachers Ab- 
leitungen einwirkt, sondern daß sich diese im ganzen auch von der rich- 
tigen Anschauung aus halten lassen. 

Im Verlauf seiner Derstellung behandelt der Verfasser nun im 
ersten Teil „Das sächsische Schulwesen im. Reformationsjahrhundert”', 
nämlich in zwei Paragraphen den „Ursprung der Volksschule“ und. 
„Des Verhältnis des Schulwesens zur weltlichen und geistliehen Gewalt”, 
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dann im zweiten Teile „Das Kirchschullehen‘“ in zwei Paragraphen hin- 
sichtlich der „rechtlichen Behandlung des Kirchenguts im Reformations- 
zeitalter‘‘ und hinsichtlich der „Anfänge des Kirchschullehens“. Ein 
fünfter Paragraph bringt „Ergebnis und Ausblick“. Hier vermittelt 
Löscher die Nutzanwendung auf die Gegenwart, indem er über die 
sächsischen Schulordnungen von 1724 und 1773, das Elementarvolks- 
‚schulgesetz von 1835, das Parochiallastengesetz von 1838 und das Volks- 
schulgesetz von 1873 auf die Reichsverfassung und das sächsische Ge 
‚setz über die Trennung des Kirchen- und Schuldienstes der Volksschul- 
dehrer von 1921 zukommt. Er prüft die Frage der Auseinandersetzung 
vom öffentlich-rechtlichen Standpunkt aus, den er aber nicht recht zu- 
geben zu können glaubt, weil die Reichsverfassung, während sie für 
Auseinandersetzung von Staat und Kirche Grundsätze vorbehalten habe, 
solches nicht hinsichtlich der Auseinandersetzung über die kirchlichen 
Leistungen an den Staat (die Gemeinden) zu Schulzwecken «se (?). Dafür 
spreche auch die geschichtliche Betrachtung. Er stellt aber auch die 
öffentlieh-rechtliche Möglichkeit zur Erwägung, im Anschluß an Otto 
Mayers rechtefähige Verwaltung als abgegrenztes Stücn öffentlicher 
Verwaltung mit eigener Persönlichkeit. Diesem Konstruktionsversuch 
‚gilt offenbar seine überwiegende Zuneigung. Das Kirchsc' lehen falle 
übrigens unter die Gewähr von Artikel 137 Absatz 5 Satz : ” 
verfassung. Ob nun öffentlich-rechtlich oder zivilistisch :"sıo aurche 
kann der Auseinandersetzung über das Kirchschullehen getrost ent- 
gegensehen. - 

Man kann über Einzelheiten, wie geschehen und noch mehr, mit 
dem Verfasser rechten, nicht über die Grundgedanken und wesentlichen 
Ergebnisse. Wenn sich aber die öffentliche Gewalt seiner Lehre anzu- 
‚schließen vermag, dann wird sie ihm nicht nur die Theorie danken, 
sondern er hat wegen der Vorbildlichkeit und in gewissem Maße All- 
‚gemeingültigkeit der sächsischen Grundsätze jener Zeit über die Grenzen 
der sächsischen Erblande hinaus den evangelischen Kirchentümern eine 
‚starke Stellung befestigt und eine scharfe Waffe geschliffen. 


Leipzig. Rudolf Oeschey. 


Dr. iur. Oscar Meincke, Die rechtliche Stellung der Evan- 
gelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate, Ab- 
handlungen und Mitteilungen aus dem Seminar für Öffent- 
liches Recht, Heft 14. Hamburg, Lütcke und Wulff, 1925. 
XI und 778. 8%. 


Unter den Abhandlungen und Mitteilungen aus dem Seminar für 
Öffentliches Recht in Hamburg, dem wir eine stattliche Anzahl gehalt- 
voller Monographien zum modernen Staats- und Verwaltungsrecht ver- 
danken, gebührt der vorliegenden Studie nach doppelter Richtung eine 
Sonderstellung. Sie bezieht in den Kreis der Untersuchungen des Seminars 
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ein neues Arbeitsgebiet ein, das hamburgische Staatskirchenrecht, und 
sie tut es mit einem Thema, das an Größe den Rahmen, welchen die 
sonstigen Veröffentlichungen des Seminars sich gesteckt haben, weit 
überschreitet: Die Darstellung des Rechtsverhältnisses von Staat und 
Kirche in Hamburg seit der Reformation bis zur Gegenwart bleibt an 
Schwierigkeit und Umfang hinter einer Rechtsgeschichte manches deut- 
schen Territoriums im gleichen Zeitraum nicht viel zurück; denn wäh- 
trend hierfür geeignete Vorarbeiten nicht mangeln, ist der Bearbeiter 
des staatekirchenrechtlichen Themas in der Hauptsache auf die eigene 
Kraft angewiesen. 

Der Verfasser hat sich dadurch nicht abschrecken lassen, sondern 
geht seinem Gegenstande flott zu Leibe. Er orientiert zuerst seine Leser 
über die ve,schiedenen Möglichkeiten des Verhältnisses von Staat und 
Kirche von den Anfängen des Christentums bis zur Gegenwart und 
schildert © 'n in aller Kürze die Einführung der Reformation in Ham- 
burg, die Umgestaltung der politischen Verfassung der Stadt sowie 
die Neuregelung ihrer kirchlichen Verhältnisse im Jahre 1529, schließ- 
lich den Te" ‚itorialiamus, der auf Grund solcher Ordnung in der Kirchen- 
verwaltung Platz griff und erst im 19. Jahrhundert abzuklingen begann. 
Damit stehen wir schon bein Jahre 1848; aber nunmehr wird das Tempo 

“= 5 ung auch langsamer. Wie anderwärts, so regte sich damals 
Deshalb kö,. yurgischen Kirche unter dem Eindruck der politischen Er- 
eignisse dei‘ Drang nach Selbständigkeit. Ein amtlicher Kirchenver- 
fassungsentwurf, auf dem Prinzip der Trennung von Staat und Kirche 
aufgebaut, erblickte das Licht der Welt — um alsbald wieder zu ver- 
schwinden; denn inzwischen hatten die alten Gewalten im Staat wieder 
die Oberhand gegenüber der Verfassungsbewegung gewonnen, und wie 
sie die politischen Reformwünsche dämpften, so diktierten sie vollends 
den kirchlichen Reformbestrebungen den Weg, das Ziel und das Zeit- 
maß. Dadurch wird es verständlich, daß erst 1870 eine Kirchenverfassung 
zustande kam, geschaffen im „Auftrage‘‘ des Staates durch den Rat 
und das Kollegium der Sechziger, d. h. ein kollegiales Staatsorgan, 
das bis 1859 politische und kirchliche, seitdem jedoch nur noch kirch- 
liche Verwaltungsgeschäfte geführt, aber die Eigenschaft als Staats- 
organ dabei nicht verloren hatte. Die Verfassung der neuen Kirche, 
in der sich zum erstenmal die Hamburger Kirchengemeinden zu einem 
Gesamtverband zusammengeschlossen finden, und ihre organisatorischen 
und finanziellen Beziehungen zum Staat werden anschaulich ge- 
schildert. Besondere Aufmerksamkeit schenkt der Verfasser mit 
Recht dem sogenannten Patronat der evangelisch-lutherischen Senats- 
mitglieder über die Hamburger Kirche. Der Patronat, der mit seinem 
kanonischen Amtsbruder nichts zu tun hat, verlieh den erwähnten 
Senatsmitgliedern, d. h. praktisch gesprochen dem Senat, das Recht 
.der Bestätigung von Kirchengesetzen, von Wahlen der Pastoren, des 
Vorsitzes in allen kirchlichen Kollegien, der Wahl des obersten 
Geistlichen der Hamburger Kirche, des Seniors. Die Kirche war durch 
sliese sehr interessante Institution des Hamburger evangelischen Kir- 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVIl. Kan, Abt. XVI. 32 
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chenrechts organisatorisch in engste Beziehung zum obersten Organ 
des Staates gebracht. In finanzieller Hinsicht dagegen bestand zwischen 
Staat und Kirche das entgegengesetzte Verhältnis. Im Jahre 1875 er- 
folgte nämlich die Abfindung der Kirche für alle Ansprüche an den Staat 
durch Gewährung einer Jahresrente von 82 000.— Ct. Mk.; das Zustande- 
kommen des Abfindungsvertrages, wohl eines der frühesten Beispiele 
für Verträge eines deutschen Staates mit einer protestantischen Kirche, 
war dadurch erleichtert, daß der Staat sich für die Zahlungen, die er 
übernahm, durch einen Rückgriff auf das Vermögen des Johannisklosters 
und des Hospitals zum Heiligen Geist schadlos hielt. „„Dem Staat kostete 
also die Abfindung“ nicht bloß „direkt nichts‘, wie der Verfasser meint, 
sondern er sparte, soviel ich sehe, auch seine bisherigen Aufwendungen 
für die Kirche hinfort ein. Jedenfalls hatte der Staat bei der Ausein- 
andersetzung das bessere Teil erwählt; denn während sein von dem 
Johanniskloster übernommener Grundbesitz in der Folgezeit im Wert 
gewaltig stieg, blieb die Staatsrente an die Kirche auf alter Höhe haften. 
Die lebhaften Wünsche der Kirche um Erhöhung der Rente fanden kein 
Gehör; die Kirche war vielmehr auf die Ausschöpfung der kirchlichen 
Steuerquellen angewiesen und führte die kirchliche Besteuerung zunächst 
selbständig, seit 1915 aber mit Hilfe des staatlichen Steuerapparates 
durch, nahm also die Stütze des staatlichen Armes seitdem stärker in 
Anspruch, als man früher in Hamburg auf kirchlicher wie staatlicher 
Seite im Interesse einer Scheidung beider Verbände für zulässig er- 
achtet hatte. 

Die Revolution von 1918 mußte ein derartiges Kirchenwesen sehr 
empfindlich treffen. Zwar weist der Verfasser mit altrepublikanischem 
Stolz darauf hin, daß der Hamburger Revolutionsstaat „direkte Ein- 
griffe in das Leben der Kirche unterließ‘‘, und daß diese also „von Er- 
schütterungen verschont blieb, die die Kirchen der meisten monarchisch 
regierten Länder“ durch den Wegfall ihres Summus Episkopus trafen: 
aber wenn er nun dabei u. a. Preußen und Hamburg vergleicht, so weiß 
man wirklich nicht, ob die unglückliche Schöpfung der drei preußischen 
Minister in evangelicis es an Gefährlichkeit für die Kirche aufnehmen 
konnte mit den kirchenfeindlichen Erlassen des Hamburger Arbeiter- 
und Soldatenrates, der durch Abschaffung des Religionsunterrichtes 
in den Schulen und durch Versagung der staatlichen Steuerhilfe der 
Kirche an das Lebensmark ging. Nicht der Wechsel: oder die Bei- 
behaltung der Staatsform als solcher, sondern die Stellungnahme der 
tatsächlichen Gewalthaber zu Religion und Kirche bestimmte und be- 
stimmt den Grad der Sicherheit oder Bedrohung des kirchlichen 
Verbands. Um so mehr muß es gerade in Hamburg auffallen, daß 
die Kirche nicht alsbald aus der veränderten politischen Lage die 
Folge zog, den Patronat des Senats ihrerseits zu beseitigen, son- 
dern daß sie ihn trotz einiger Einschränkung (Wegfall des Bestäti- 
gungsrechts gegenüber Kirchengesetzen im März 1919) noch weiterhin 
duldete. Naturgemäß blieb ihr die Quittung für diese kirchenpolitische 
Timidität nicht erspart. Die evangelisch-Iutherischen' Mitglieder des 
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nach der Revolution noch eine Zeit lang amtierenden Senats legten 
am 7. Mai 1919 ihrerseits die Patronatsrechte nieder, offenbar weil 
diese Funktion mit ihrer veränderten staatlichen Stellung nicht mehr 
vereinbar schien. Damit war denn nun doch die Rechtskontinuität, 
die man auf kirchlicher Seite so peinlich festgehalten hatte, die aber 
in Wirklichkeit schon mit der capitis deminutio des alten Senats in der 
Revolution zerrissen war, endlich auch formell gebrochen und die Kirche 
darauf angewiesen, mit eigener Kraft den Neubau ihrer Verfassung 
zu bewerkstelligen. 

Eines näheren Eingehens auf diese Verfassung, die erst am 30. Mai 
1923 endgültige Gestalt erhielt, bedarf es an dieser Stelle nicht, zumal 
auch der Verfasser sich mit bloßer Umschreibung ihrer Hauptbestim- 
mungen begnügt. Von staatlicher Seite wurde eine Bestätigung der 
Kirchenverfassung nicht gefordert und nicht vollzogen. (Im Vorbeigehen 
darf hier ein öfters wiederkehrender Irrtum des Verfassers über die 
preußischen Kirchenverfassungen berichtigt werden. Auch diese Ver- 
fassungen wurden nicht vom Staate „bestätigt‘‘, sondern nur in einzelnen 
Beziehungen von ihm „anerkannt“ und die Notwendigkeit eines An- 
erkenntnisses wurde vom Staat nicht aus der Vorschrift des Art. 82 
Abs. 2 der preußischen Verfassungsurkunde abgeleitet.) Erklärlich ist 
die Weitherzigkeit des hamburgischen Staates in der Gewährung kirch- 
ticher Autonomie dadurch, daß Hamburg mit Rücksicht auf den Patronat 
seines Senates ein förmliches Oberaufsichtsrecht über die evangelische 
Kirche nicht geübt hatte. Damit ist der Hamburger Bureaukratie die 
Anpassung an die fundamentale Veränderung des Verhältnisses von 
Staat und Kirche leichter gemacht als ihren Kollegen in denjenigen 
Y.ändern, die das Erbe langer Aufsichtsübung wohl oder übel mit in die 
neue Zeit herüberschleppen. 

Im übrigen ist gerade die Hamburger Staatspraxis gegenüber den 
Religionsgesellschaften zu’ der Zeit, in der die Studie ihren Abschluß fand, 
nämlich im Juli 1924, noch sehr in Fluß gewesen. Damit hängt es wohl 
auch zusammen, daß die Abhandlung über eines der wichtigsten, wenn‘ 
nicht geradezu das wichtigste Gebiet der Staatsaufsicht, nämlich die 
Aufsicht über die kirchliche Steuerautonomie, schweigt und sich mit 
einer allgemein gehaltenen Skizze über die Neuregelung des kirchlichen 
Steuerverfahrens nach der Reichsfinanzgeretzgebung begnügt. 

Zum Schluß widmet der Verfasser seinen Fleiß noch dem Deutschen 
Evangelischen Kirchenbunde, dem bekanntlich auch die Hamburger Kirche 
als Mitglied angehört. Irgendwelche Rückwirkung der Bundesmitglied- 
schaft auf die Stellung der Hamburger Kirche zum hamburgischen Staat 
weiß er freilich einstweilen noch nicht anzugeben; aber wenn man hier 
auch keine neue wissenschaftliche Belehrung empfängt, so wird man 
dem Autor doch gerne bestätigen, daß er im wesentlichen über der 
Kirchenbund und dessen Entstehung Bescheid weiß. 

Überblickt man die Arbeit im ganzen, so ergibt schon das oben- 
stehende Referat, daß aus ihrer Darstellung der Zeit seit 1848 für die 
Geschichte des evangelischen Staatskirchenrechts und der Kirchenpolitik 

32” 


500 Literatur. 


nicht wenig zu lernen ist. Dem Verfasser ist es gelungen, die tatsächlichen 
Vorgänge der eben erwähnten Periode anschaulich und gewandt vor- 
zutragen, und er hat sich mit rühmenswertem Fleiße bemüht, durch 
Heranziehung von reicher Literatur und ungedrucktem Material seine 
Darlegungen zu vertiefen. Daß ihm da und dort neuere monograpbische 
Untersuchungen entgangen sind, wird man einer Erstlingsarbeit wie 
dieser nicht als Mangel anrechnen wollen. Bedenklicher scheint mir 
die Frage, ob der Gegenstand unserer Studie nicht überhaupt für eine 
solche Erstlingsarbeit zu schwer ist. Und in der Tat will an mehr als 
einer Stelle der Abhandlung der Eindruck nicht weichen, daß die Last, 
die der Verfasser mit solcher Zuversicht auf seine Schultern geladen hat, 
seine Kraft einstweilen noch übersteigt. 

Schon die Anlage der Arbeit deutet darauf hin. Die mehr als ein 
Viertel des Ganzen füllende Einführung in die Systeme und Theorien 
des Verhältnisses von Staat und Kirche ist wissenschaftlich entbehrlich, 
ja für die Einstellung des Verfassers zu den seiner wartenden Problemen 
sogar gefährlich. Alles ist hier aus zweiter und dritter Hand geschöpft 
und obendrein manches davon, z. B. die Ausführungen über die kirchen- 
politische Lage in Amerika und Frankreich, für den Fortgang der Unter- 
suchung ganz unverwertbar. Bloß ein mißverstandenes Bestreben nach 
Vollständigkeit, das übrigens auch an andern Stellen der Studie hervor- 
tritt, z. B. bei einer Schilderung des Werdegangs der neuen Reichs- 
verfassung oder des Kirchenbundes, kann hier den Verfasser geleitet 
haben. Wie viel nutzbringender wäre es statt dessen gewesen, die ältere 
Rechtsgeschichte des Hamburger Kirchenwesens gründlicher zu behandeln. 
namentlich seine Lösung aus dem katholisch-kirchlichen Organismus auf- 
zuzeigen und seine Eigenart gegenüber dem in monarchischen deutschen 
Ländern ausgeprägten Typ der protestantischen Kirche plastisch heraus- 
zuarbeiten; bei dieser Gelegenheit wäre dann auch Platz gewesen zu 
untersuchen, welche Änderungen die im Schoße und für die Zwecke 
der monarchischen deutschen Territorien geschaffenen kirchenpolitischen 
Lehren und Programme durch den republikanischen Zuschnitt Haı- 
burgs erfahren mußten. Nur auf solchem Wege konnte es gelingen, für 
die Behandlung des 19. Jahrhunderts denjenigen Unterbau zu schaffen, 
ohne den eine so eminent historische Disziplin wie diejenige des Staatse- 
kirchenrechts bei Betrachtung der jüngsten Vergangenheit und zahl- 
reicher Fragen der Gegenwart nicht auszukommen vermag. Um hierfür 
nur ein Beispiel anzuführen: wie will man die oben erwähnte finanzielle 
Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche im Jahre 1875 rechtlich 
und kirchenpolitisch zutreffend würdigen, ohne über die Rechtslage 
gewisser ehemals geistlicher Stiftungen Hamburgs, der Klöster und 
Hospitäler, aufgeklärt zu sein, auf deren Kosten die Auseinandersetzung 
doch vor sich ging? Was demgegenüber der Verfasser auf sechs Seiten 
über die dreihundertjährige Geschichte der Hamburger evangelischen 
Kirche seit der Reformation mitteilt, kann natürlich jenem Zweck bei 
weitem nicht genügen. 

Die größere Vertiefung in die staatskirchenrechtliche Praxis der 
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Zeit vor 1848 hätte den Verfasser aber auch davor bewahrt, die späteren 
Vorgänge so stark im Banne der Theorie zu sehen, wie er es tut. Er kann 
uns dabei freilich entgegenbalten, daß er im wesentlichen nur den Spuren 
der herrschenden Meinung gefolgt ist, und darf es sogar als Verdienst 
in Anspruch nehmen, deren Formulierungen verfeinert zu haben. Aber 
ist nicht vielleicht gerade die herrschende alteingewurzelte Ansicht von 
der Übereinstimmung der Hamburger Kirchenverfassung mit der Theorie 
des Kollegialismus bloß ein ehrwürdiger Irrtum? Gewiß, es entsprach 
dieser Theorie, wenn die Hamburger Staatsverfassung von 1860 den Re- 
ligionsgemeinschaften Autonomie unter staatlicher Oberaufsicht ge- 
währte. Aber war es etwa auch kollegialistisch gedacht, wenn der Ham- 
burger Staat in einem Begleitgesetz zu seiner Verfassung einige Organe 
des bisherigen Staatskirchenregiments von Staats wegen beauftragte, 
für die evangelische Kirche eine Verfassung zu schaffen, d. h. ihr zu 
oktroyieren ? Wo blieb hier die Autonomie ? Und läßt sich ein schlagen- 
deres Beispiel dafür denken, wie eine Verfassung durch ein Begleitgesetz 
ins Gegenteil verkehrt wird? Gleichwohl erblickt hier der Verfasser 
Triumphe der Selbständigkeit der Kirche; denn die erwähnten Staats- 
organe seien eben bei Schaffung der Kirchenverfassung als provisorische 
oberste Behörden der Kirche anzusehen, und mit diesem Verwechselt- 
das-Bäumchen-Spiel ist dann allerdings der Kollegialismus gerettet. 
Natürlich mußte bei einer solchen Auffassung der in der „autonomen“ 
Kirchenverfassung vorbehaltene Patronat der evangelisch-lutherischen 
Senatsmitglieder erst recht kollegialistisch gedeutet werden: Die „Kirche“ 
knüpfte durch ihn in ihrer Verfassung das Band wieder an, das der Staat 
in der seinigen gelöst hatte, und zwar schuf sie zu diesem Zweck in dem 
Kollegium der Patronatsinhaber, d. h. in dem Senat eine „oberste Kir- 
chenbehörde‘‘. Freilich hatte dieses „höchste Organ der Kirchengewalt‘“ 
eine etwas seltsame Funktion, nämlich die kirchliche Selbständigkeit 
im Staatsinteresse zu beschränken, und abnorm war auch sein Ende; 
er stellte aus staatspolitischen Gründen nach der Revolution seine 
Tätigkeit ein, trotzdem das Kirchenrecht sich eines derartigen Schrittes 
der „Kirchenbehörde‘‘ gewiß nicht versah. 

Der Hamburger Kirche haben die damaligen Patronatsinhaber 
mit der Niederlegung ihres Amtes den größten Dienst erwiesen, den sie 
ihr nach Lage der Verhältnisse tun konnten. Der kollegialistischen Kon- 
struktion des Patronatskollegiums als einer Kirchenbehörde aber haben 
sie m. E. damit zugleich den Todesstoß versetzt. In der Tat verhielten 
sich ja die Dinge gerade umgekehrt wie der Verfasser meint. Nicht die 
Kirche hat ein Band wieder geknüpft, das der Staat zerrissen hatte, 
sondern die mit dem Erlaß der Kirchenverfassung beauftragten Staats- 
organe haben die Kirche überhaupt nie ganz aus den Fesseln des alten 
Staatskirchentums entlassen. Ob sie dafür nicht guten Grund hatten 
und ob ihr Vorgehen zum Heil der Kirche ausschlug, soll ganz dahin- 
gestellt bleiben. Jedenfalls haben sie dem Senat eine Anzahl der wichtig- 
sten und beliebtesten Kompetenzen des früheren Staatskirchenregiments 
gerettet. Daß sie dafür die Figur des Patronats gewählt haben, kann 
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denjenigen nicht täuschen, der die Geschichte des älteren Staatskirchen- 
wesens verfolgt hat; sobald nämlich der Patronat als Hoheitsrecht auf- 
tritt — und um ein solches Recht handelt es sich ja auch in unserem 
Fall —, bildet er eine typische Rechtseinrichtung des territorialistischen 
Polizeistaates. Wer angesichts dieser Lage das Patronatskollegium zu 
einer Kirchenbebörde im Sinn des Kollegialismus stempelt, verschleiert 
den wahren Sachverhalt mehr als er ihn enträtselt. In das Schema 
des Kollegialismus paßt der Hamburger evangelische Patronat auf keinen 
Fall. Obwohl er sich nämlich von einem formell kirchlichen Rechtstitel, 
‚der Verfassung der evangelischen Kirche Hamburgs, ableitet, sind seine 
Funktionen gar nicht solche der modernen Kirchengewalt, sondern der 
territorialistischen Kirchenpolizei. Ist dem so, dann wird auch das kläg- 
liche Ende des Patronats nach der Revolution durchaus begreiflich. 

Ähnliche Ergänzungen wie zu dem ebengenannten Teilproblem 
wären auch bei den meisten übrigen vom Verfasser behandelten Fragen 
angebracht; namentlich die ziemlich kurzen und rechtlich unscharfen 
Ausführungen über das moderne Reichskirchenrecht könnten durch eine 
Verbindung juristischer und historisch-politischer Betrachtungsweise er- 
heblich gewinnen. 

Den Wunsch und die Hoffnung, hier ein Neues gepflügt zu sehen, 
richten wir in erster Linie an den Verfasser selbst. Bei dem lebhaften 
Interesse für staatakirchenrechtliche Fragen, das allenthalben aus der 
Abhandlung hervorgeht, scheint er vor andern berufen, das eine oder 
andere der oben berührten Probleme nochmals vorzunehmen, um so vom 
Kleinen und Besonderen zum Großen und Allgemeinen aufzusteigen 
und endlich diejenige Geschichte des Hamburger Staatakirchenrechts 
zu liefern, zu der die vorliegende Studie eine zwar noch nicht ganz ge- 
lungene, aber doch wertvolle Vorarbeit bildet. 


Berlin. Johannes Heokel. 


D. Georg Hoffmann [Professor der Theologie in Breslau), 
Die griechisch -katholische Gemeinde in Breslau unter 
Friedrich dem Großen. Breslau, Wilh. Gottl. Korn, 1925. 
1078. 8°. 


Vor mehr als zwei Menschenaltern hat Jacobson im ersten Bande 
der Zeitschrift für Kirchenrecht die Reohtsverhältnisse der Dissidenten 
in Preußen untersucht. Seitdem ist es über sein Thema in der Forschung 
ziemlich stille geworden. Seine auf sorgfältiger Verwertung des ge- 
druckten Stoffes beruhende Studie hat keine Fortsetzung gefunden: 
vollends ist das große ungedruckte Material bisher ungenützt geblieben. 
obwohl gerade ihm, d. h. den nicht publizierten Erlassen einer von Fall 
zu Fall vorsichtig weitertastenden Verwaltungspraxis, für die allmäh- 
liche Entfaltung jenes Rechts ganz besondere Bedeutung zukommt. 
Eine modernen wissenschaftlichen Ansprüchen genügende Geschichte 
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des preußischen Sektenrechts harrt also noch ihrer Bearbeitung. 
Ihr Nutzen für die Forschung wie für die Praxis wäre nicht zu bezweifeln. 
Hat doch das für die „Sekten“ geschaffene Ausnahmerecht im 19. Jahr- 
hundert tiefer auf das für die großen christlichen Religionsverbände 
geltende Regelrecht zurückgewirkt, als die Theorie bisher erkannt hat; 
und für die Praxis, die sich unter dem Druck des neuen Reichskirchen- 
rechts anschickt, das Sektenrecht gründlich umzugestalten, wäre eine 
wissenschaftliche Grundlegung ein dringendes Bedürfnis. 

Angesichts dieses Standes der Wissenschaft wird man jeden Bei- 
trag zur Geschichte des preußischen Sektenrechts mit doppelter Freude 
‚begrüßen. Um einen solchen handelt es sich vom Standpunkt der kirch- 
lichen Rechtsgeschichte aus gesehen gerade beim vorliegenden Buch. 
Ohue vorwiegend rechtahistorisch orientiert zu sein, behandelt es sein 
Thema nach allen Seiten so lebendig und gründlich, daß auch für das, 
was etwa der Kirchenrechtshistoriker noch hinzufügen möchte, eine 
völlig ausreichende Basis geboten ist. Doch lassen wir zunächst die 
Tatsachen sprechen! 

Die Gründung der griechisch-katholischen Gemeinde in Breslau 
geht zurück auf den Wunsch Friedrichs des Großen, der eben eroberten 
Metropole Schlesiens neue Handelswege nach dem Osten zu eröffnen, 
um sie für den Verlust ihrer kommerziellen Beziehungen zu Österreich 
zu entschädigen. Ein Versuch, diese Bestrebungen des Königs durch 
Ansiedlung griechischer Kaufleute in Breslau zu fördern, wird zuerst 
voA Venedig aus unternommen. Der dortige preußische Minister, Rat 
von Cataneo, stellte dem Monarchen die baldige Einwanderung von 
ungefähr einem Dutzend reichbegüterter griechischer Handelsfamilien 
in Aussicht, wenn der König weitherzig genug sei, ihnen Freiheit 
<der Religionsübung und Befreiung von Öffentlichen Lasten und Diensten 
zuzusichern. Friedrich II. zögerte nicht, auf das verlockende Anerbieten 
überaus gnädig zu antworten, aber das mit so großen Erwartungen 
eingeleitete Unternehmen fand binnen kurzem ein jämmerliches Ende. 
Cataneo war offenbar geistlichen und weltlichen Abenteurern ins Garn 
gegangen, die gegen großartige Versprechungen den König finanziell 
zu prellen hofften. Glücklicherweise scheiterten ihre Berechnungen an 
der Nüchternheit der preußischen Staatsleitung, welche nur Leistungen, 
nicht bloße Projekte honorierte. 

Viel bescheidener, aber dafür ernst gemeint war eine Aktion, die 
von anderer Seite ausging, nämlich von griechisch-orthodoxen Kauf- 
leuten, die auf dem Handelswege über Ungarn die Breslauer und Leip- 
ziger Messe zu besuchen pflezten. Einige unter ihnen wandten sich im 
‚November 1843 an den König mit der Bitte, ihnen die Anstellung eines 
Geistlichen und Schullehrers sowie die Abhaltung eines Gemeinde- 
gottesdienstes in dem Pokoyhofe, d. h. einem der vier für Juden und 
orientalische Händler vorhandenen Gasthöfe Breslaus zu gestatten. 
Schon nach einigen Wochen hatten sie Antwort: Eine Konzession vom 
13. Dezember 1743 erfüllte alle ihre Bitten und räumte ihnen außerdem 
Freiheit von allen Militärlasten ein. 


504 Literatur. 


Das erwähnte Privileg bezog sich indessen nur auf die Händler 
mazedonischer oder siebenbürgischer Herkunft. Es galt seinem Wort- 
laut nach nicht, oder jedenfalls nicht unmittelbar, für solche griechisch- 
orthodoxe Kaufleute, die auf der zweiten aus dem Osten nach Breslau 
führenden Handelsstraße, nämlich aus Weißrußland über Polen, nach 
Schlesien zogen. Was lag nun näher als auch diesen Handeltreiber.den 
die gleichen Vorteile zuzuwenden wie den Mazedoniern und deren Ge- 
nossen und so die Anziehungskraft Breslaus auf die Russen zu stärken ? 
Gesagt, getan! Im Jahre 1750, und zwar anscheinend auf Anregung 
des schlesischen Provinzialministers von Münchow, erhielten auch die 
Russen ihre Konzession freier Religionsübung. Im übrigen wich ihre 
Konzession von der mazedonischen etwas ab. Sie war einerseits wohl- 
wollender; denn den Russen wurde die Erlaubnis zum Kauf eines Hauses 
für ihre gottesdienstlichen Zwecke erteilt, andrerseits schwieg sie von 
der Anstellung eines Schullehrers und sagte nichts über eine Befreiung 
von Militärlasten. Gerade an diesem Unterschiede der Fassung wird 
m. E. deutlich, daß es sich hier um ein anderes Unternehmen handelt 
als die Konzession von 1843 im Auge hatte. Über das Schicksal der 
mazedonisch-siebenbürger Gemeinde wird daher aus der zweiten Kon- 
zersion nichts zu entnehmen sein, und ich möchte nicht mit dem Verf. 
in der Konzession von 1750 einen Beweis für den Niedergang der 1743 
gegründeten Gemeinde sehen oder in ihr den Versuch neuer Festigung 
eben dieser Gemeinde finden. Nur so viel dürfte aus dem 1750 geplanten 
Konkurrenzunternehmen zu schließen sein, daß entweder die Russen 
den Anschluß an die Mazedonier oder umgekehrt diese den Anschluß 
an ihre Gemeinde nicht wünschten. Eine praktische Folge hat übrigens 
die Konzession von 1750 nicht gehabt. Ebenso erfolglos blieb der Ver- 
such des griechischen Chorbischofs Theoklet von Polyides, Vorstehers der 
griechisch-orthodoxen Gemeinde in Leipzig, vom König eine Erweite- 
rung der bestehenden Gemeinde auf alle griechisch-orthodoxen Händler, 
gleichviel welcher Herkunft, zu erwirken und im Zusammenhang damit 
eine einschneidende Änderung der Gemeindeverfassung zu erlangen, 
welche nicht nur der Gemeinde große geistliche und weltliche Vorrechte, 
sondern auch dem Chorbischof als Gemeindevorstand eine glänzende 
Stellung verschaffen sollte. Einen Bescheid erhielt der geistliche Pro- 
jektenmacher auf sein anmaßendes Vorbringen von dem Monarchen 
nicht. Dagegen wurde allerdings die Rechtsstellung der mazedonischen 
Gemeinde in den fünfziger Jahren in kirchlicher Hinsicht etwas ver- 
bessert. Sie erhielt einen Begräbnisplatz, bei dessen Benutzung sie 
freilich Stolgebühren an den zuständigen protestantischen Pfarrer zu 
entrichten hatte; sie durfte ferner auf dem Begräbnisplatze ein Kreuz 
von bestimmter Höhe aufstellen und bekam endlich die Erlaubnis, 
auf dem Pokoyhofe im Einvernehmen mit dem Wirt eine kleine Glocke 
zum gottesdienstlichen Gebrauche aufzuhängen. 

Die innere Organisation der Gemeinde richtete sich, wenn man 
gelegentliche Bemerkungen von Gemeindegliedern wörtlich nehmen darf, 
nach dem Muster der in der orientalischen Kirche häufigen Brüder- 
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schaften. Als Brüderschaft umfaßte sie sowohl die ortsansässigen wie 
die ab- und zureisenden Kaufleute, verwaltete sich durch zwei weltliche 
Brüderschaftsvorsteher, die alle drei Jahre wechselten, und bestritt aus 
gemeinsamen Beiträgen die Kosten für einen Geistlichen und für den 
Kultus. Einer Unterordnung unter eines der bestehenden griechischen 
Patriarchate wich sie sorgfältig aus, entnahm aber gewohnheitsmäßig 
ihren von drei zu drei Jahren angestellten Popen immer wieder dem 
Jerusalemer Patriarchat. 

Trotz der Autonomie auf religiösem Gebiete und trotz ihrer Pri- 
vilegien gedieh die Gemeinde nicht zur Blüte. Die Erwartungen, die 
Friedrich II. auf eine allmähliche Vermehrung der griechischen Kolonie 
gesetzt hatte, erfüllten sich nicht. Ja, er selbst trug gegen das Ende 
seines Lebens durch die Zollpolitik gegen Polen und Sachsen zu ihrem 
Aussterben bei. So erlosch die Gemeinde anscheinend im letzten Jahr- 
zehnte des 18. Jahrhunderts. 

Die rechtliche Würdigung der eben geschilderten Vorgänge hat 
davon auszugehen, daß die griechisch-orthodoxe Konfession nach dem 
in Schlesien damals geltenden Staatskirchenrecht als „Sekte“ anzusehen 
war. Ob der preußische König einer solchen Sekte Religionsübung ge- 
währen durfte, hing von der Vorfrage ab, ob er in Schlesien an die Vor- 
schriften des Reichskirchenrechte, insbesondere des Westfälischen Frie- 
dens (Art. VII $ 2 J.P.O.) gebunden war. Der Verfasser bejaht diese 
Vorfrage. Folgt man ihm, so muß man in der Konzession von 1743 
wie in derjenigen von 1750 eine Durchbrechung des Reichskirchenrechte 
erblicken, das bekanntlich nur Katholiken, Lutheraner und Reformierte 
im Reich dulden wollte. Ja, die Konzession von 1743 wäre sogar der 
erste unzweifelhafte Fall einer solchen Durchbrechung zugunsten 
gemeinsamer Religionsübung einer Sekte!) im preußischen Anteil des 
alten Reiches. Denn die bereits 1683 erfolgte Duldung der Arianer im 
Brandenburgischen durch den Großen Kurfürsten (Reskript vom 5. Ja- 
nuar 1683 bei Mylius, Corpus Constitutionum Marchicarum I 1 Sp.403) 
bezog sich nur auf einzelne Familien als solche und untersagte ihnen 
jede Betätigung eines exercitium publicum oder privatum, und die zwei 
Jahre später in Brandenburg vollzogene Aufnahme der Französisch- 
Reformierten (Reskript vom 29. Oktober 1685 bei Mylius a.a.O. VI 
Anh. Sp. 43) oder die Privilegierung der Herrnhuter im Jahre 1742 konnte 
wegen der Ähnlichkeit des Bekenntnisgepräges dieser Religionsverbände 
mit demjenigen der protestantischen Hauptkonfessionen leicht bemäntelt 
werden. Indessen gegen die vom Verfasser vorgetragene Rechtsansicht 
bestehen Bedenken. Mochte Schlesien auch dem Buchstaben nach im 
18. Jahrhundert noch zum Deutschen Reiche zählen, praktisch waren 


t) Genauer gesagt: einer Zivilgemeinde von Sektenanhängern. Für 
das Heer lagen die Verhältnisse anders. So hatte schon Friedrich Wilhelm I. 
für die aus Rußland stammenden Soldaten seiner Riesengarde ein Bethaus 
errichtet und von 1783—1740 einen Popen angestellt. Mitt. d. Ver. f. Gesch. 
Potsdams I 1861 Nr. 23. Julius Haeckel, Die Potsdamer Riesengarde, 
Potsdam 1913 8. 68f. 
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die iura imperii in diesem dem Preußenkönig als „souveränem Herzog“ 
untertanen Land ausgeschaltet. Daher standen hier auch die Bestim- 
nungen des Westfälischen Friedens gegen die Sekten nicht in Kraft 
und hemmten das ius reformandi des Herrschers ebensowenig wie in 
dem gleichfalls souveränen Königreich Preußen. Der König war also 
wohl berechtigt, den griechisch-katholischen Handelsleuten in Breslau 
gemeinsame Religionsübung zu gestatten. 

Das Maß ihrer Religionsfreiheit entsprach ganz dem Typ des 
exercitium privatum religionis. Über seinen Rahmen hinaus erstreckte 
sich weder das 175% eingeräumte Begräbnisrecht, bei dem ja der protc- 
stantische Pfarrzwang grundsätzlich aufrecht erhalten blieb, noch die 
Erlaubnis zum Gebrauch einer Glocke für den Gottesdienst; denn eine 
„Kirchen‘“-Glocke war diese auf einem Gasthofe angebrachte Glocke 
„kleinen Kalibers‘‘ offenbar nicht. Angesichts des Mangels eines exerci- 
tium publicum religionis kann trotz anderslautender Stimmen aus der Zeit 
des späteren Philhellenismus keine Rede davon sein, daß die Breslauer 
griechisch-katholische Gemeinde bei längerer Fortdauer oder gar bei 
einem Wiederaufleben (!) als privilegierte Religionsgesellschaft im Sinn 
des Preußischen Allgemeinen Landrechts anzusehen gewesen wäre. 

Indessen auch wenn solche Übertreibungen, von denen sich der 
Verfasser übrigens fernhält, auf ihr richtiges Maß zurückgeführt werden, 
so mindert das die rechtsgeschichtliche Bedeutung der Breslauer Gemeinde- 
gründung nicht, und bleibt es das Verdienst des Verfassers, mit varbild- 
licher Umsicht ein wenig erforschtes und kaum bekanntes Kapitel aus 
der Frühgeschichte des preußischen Sektenrechts der Wissenschaft er- 
schlossen zu haben. 


Berlin. Johannes Heckel. 


Nova Polonia Sacra. Üzasopismo poswigcone badaniu 
historji kosciola, prawa kanonicznego i literatury teolo- 
gieznej w Polsce (Zeitschrift zur Erforschung der Kirchen- 
geschichte, des kanonischen Rechts und der theologischen 
Literatur in Polen). Herausgegeben von Dr. Jan Fijalek 
(Professor an der Universität Krakau). Band II. W Kra- 
kowie, nakladem wydawcy z zasilkiem Ministerstwa Wyznan 
religiinych i Oswiaty publicznej (Krakau, im Selbstverlag 
des Herausgebers mit Unterstützung des Ministeriums für 
Kultus und Volksbildung). 1926. V u. 261 8. 8°. 


Dr. Jözef Uminski (Professor an der Universität Lublin 
und Privatdozent an der Universität Lemberg), Henryk 
arcybiskup gnieZnienski zwany Kietliczem (Erzbischof Hein- 
rich, gen. Kietliez, von Gnesen) 1199-1219. — Bibljoteka 
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Uniwersytetu Lubelskiego, z wydzialu teologieznego zeszyt 
5-ty (Bibliothek der Universität Lublin, theologische 
Fakultät, H. 5). Lublin, nakladem Uniwersytetu Lubels- 
kiego (im Verlag der Universität Lublin), 1926. XII u. 
2888. 8°. 


Wiederholt ist dem polnischen Klerus, der im Leben seines Volkes 
namentlich in der Zeit, in der diesem die eigene Staatlichkeit fehlte, eine 
so bedeutende Rolle gespielt hat, der Vorwurf gemacht worden, daß er 
in seiner wissenschaftlichen Betätigung die Pflege der heimischen Kirchen- 
geschichte vernachlässige: am eindringlichsten ist die Forderung nach 
Besserung dieses Zustandes, nach endgültiger Abkehr von der pane- 
gyrisch-apologetischen Darstellungsweise, wie sie vielfach noch den 
kirchengeschichtlichen Unterricht im theologischen Lehrbetrieb in 
Polen beherrscht, jüngst auf dem IV. Polnischen Historikerkongreß in 
Posen im Dezember 1925 erhoben worden. Und der sie erhob, der die ver- 
samme.ten polnischen Historiker zu einem warmen Appell an den polni- 
schen Episkopat, für sachgemäße Vorbildung der künftigen Kirchen- 
geschichtslehrer Sorge zu tragen, veranlaßte, war einer der wenigen Ver- 
treter der polnischen Geistlichkeit, die seit Jahrzehnten in den vordersten 
Reihen der polnischen Geschichtsforschung stehen, war einer der hervor- 
ragendsten polnischen Kanonisten, der Professor der Kirchengeschichte 
Polens an der Krakauer Universität, Jan Fijalek.!) 

Es ist kein Zufall, daß gerade von der Kirchenrechtswissenschaft 
her die Anregung, aber vor allem auch das Beispiel für eine erfolg- 
reichere, den Anforderungeh der neuzeitlichen Forschung entsprechende 
Pflege der polnischen Kirchengeschichte gekommen ist: ist es dooh in erster 
Linie das Verdienst der Vertreter der kirchlichen Rechtsgeschichte, daß die 
Lücke, die durch das Fehlen einer eigentlichen Kirchengeschichtsschrei- 
bung in der sonst so reich erblühten polnischen Geschichtsforschung 
klaffte, wenigstens zum Teil geschlossen wurde. Neben den Beiträgen 
einzelner Profanhistoriker und den Forschungen der Literarhistoriker, 
die namentlich für die Geschichte der Reformation in Polen wichtige Auf- 
schlüsse gegeben haben, sind es vor allem die grundlegenden Arbeiten 
der Historiker der Verfassung und des Rechtes der polnischen Kirche, 
der weltlichen, eines Wiadystaw Abraham, Bolestaw Ulanowski 
und Stanistaw Zachorowski, und der geistliahen, unter denen neben 
Jan Fijatek besonders Tadeusz Gromnicki zu nennen ist, denen wir 
unsere Kenntnis von der Entstehung, dem Aufbau und der Entwioklung 
der polnischen Kirche verdanken. 

Unter Fijateks Arbeiten stehen neben Untersuchungen zur Ge- 
schichte der Organisation der polnischen Kirche, namentlich in ihrem 


1) Vgl. J. Fijatek, Historjografja koßcielna w Polsce dawniej i dzisiaj 
(Die Kirchengeschichtsschreibung in Polen einst und jetzt), Pamietnik IV. 
Powszechnego Zjazdu Historyköw Polskich w Pornaniu 6—8 grudnia 1925 
(Travaux du IV-e Congres des Historiens Polanais a Poznalı, 6—8 decembre 
1925), Bd. I, Sekt. IV,8S. 
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östlichen Expansionsgebiet, und zu der ihrer Rechtsdenkmäler, von denen 
namentlich auf seine monumentale Bibliographie der polnischen Kapitels- 
statuten!) hingewiesen sei, Werke im Vordergrund, die der Aufhellung 
der Beziehungen der polnischen Wissenschaft zu dem geistigen Leben 
der abendländischen Kulturzentren dienen: in diese Reihe gehört sein 
zweibändiges Werk über „M. Jacobus de Paradiso und die Universität 
Krakau in der Zeit des Baseler Konzils‘‘?), gehören seine Vorarbeiten und 
Beiträge zu einer „Polonia apud Italos scholastica‘‘?), seine grundlegenden 
bio-bibliographischen Studien über die Verbreitung der Kenntnis des 
römischen Rechts in Polen#), gehören besonders auch Studien zur Ge- 
schichte der Anwendung des kanonischen Rechts und zum Entwicklungs- 
gang einzelner seiner Vertreter in Polen. 

So liegt es denn auch ganz in der Linie dieser fruchtbaren und viel- 
seitigen wissenschaftlichen Betätigung Fijateks, daß er dieBegründung 
eines neuen, der Erforschung des geistigen Lebens der Kirche und seiner 
Beziehungen zu Polen im weitesten Sinne gewidmeten Organs anknüpfte 
an eines der bedeutsamsten Ereignisse im gesamten kirchlichen Leben der 
Gegenwart: als Organ der anläßlich der Verkündigung des Codex Iuris 
Canonici am 28. Juni 1917 gegründeten „Gesellschaft Benedikts XV.“ 
erschienen von 1918--1921 unter Fijateks Leitung in Krakau fünf 
Hefte der Polonia Sacra®), die außer Beiträgen zum Recht des neuen 
Codex von Abraham, Fijatek, J. Grabowski, Gromnicki und 
J. Nowosielski, neben philosophischen, pädagogischen und patristi- 
schen Studien und Materialien zur polnischen Kirchengeschichte, eine 
höchst aufschlußreiche Abhandlung Abrahams über den Anteil der 
Vertreter der polnischen Kirche an den Reformbestrebungen des Konzils 
von Pisa ®) gebracht haben. 

Äußere Schwierigkeiten machten dem mit so reichem Erfolg be- 
gonnenen Werk ein Ende: und erst. jetzt, fünf Jahre nach dem Erscheinen 
des letzten Heftes der Polonia Sacra, kann Fijatek mit einem neuen 
Organ an die Öffentlichkeit treten, das die Traditionen der älteren Serie 
übernimmt, zugleich aber, da es nunmehr im festen Gewande einer Zeit- 


ı) J. Fijatek, Bibliografia ustawodastwa kapitulnego w Polsce, als Ein- 
leitung zu der von St. Chodynski vorbereiteten, von Fijatek fertiggestellten 
Ausgabe der Statuten des Domkapitels von Wioctawek (Statuty Kapituty 
katedralnej wtoctawskiej), Krakau 1916 (Akademieveröffentlichung), 8. VII 
bis CCXXL 

%) J. Fijatek, Mistrz Jakob z Paradya i Uniwersytet Krakowski w 
okresie soboru bazylijskiego, 2 Bände, Krakau 1900. 

8) J. Fijatek, Polonia apud Italos scholastica, Saeculum XV, fasc. I, 
Krakau 1900 (Munera saecularia Universitatis Cracoviensis VI); Vorarbeiten 
in den Sitzungsberichten der Krakauer Akademie (Sprawozdania z posiedzen 
Akademii Umiejetnosci w Krakowie) 1897, März, S. 5f., 1910, April, S. 6—8. 

*) J. Fijatek, Dominus Bartolus de Saxoferrato eiusque permagna in 
Polonos auctoritas, Krakau 1914 (Akademieveröffentlichung). 

s) Polonia Sacra, herausgegeben von J. Fijatek, Nr. 1, 2, Krakau 
1918, Nr. 3, das. 1919, Nr. 4, das. 1920, Nr. 5, das. 1921. 

*) Wi. Abraham, Reforma na soborze w Pizie 1409 r. i udziat w niej 
przedstawicieli Kosciota Polskiego, a. a. O., Nr. 3, S. 114—125. 
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schrift auftritt, zum Unterschied von jener auch kritische Berichte und 
persönliche Notizen aus dem wissenschaftlichen Leben an den polnischen 
theologischen Lehrstätten bringen wird. 

Dafür, daß in der neuen kirchengeschichtlichen und kirchenkund- 
lichen Zeitschrift auch das Kirchenrecht und mit ihm die kirchliche Rechts- 
geschichte weitgehende Berücksichtigung finden wird, bürgt nicht nur die 
Eigenart der wissenschaftlichen Richtung des Herausgebers: es geht auch 
ausdrücklich aus dem Untertitel der Nova Polonia Sacra hervor und wird 
durch den Inhalt ihres ersterschienenen Bandes!) vollauf bestätigt: so 
rechtfertigt sich ein Hinweis auf das aussichtsreiche neue Unternehmen 
an dieser Stelle. 

Die Abhandlung freilich, die dem Kirchenrechtsforscher am meisten 
bietet, Abrahams ausgezeichnete „Vorstudien über das polnische 
Konkordat“ 2), zusammen mit den kleineren Beiträgen des gleichen Ver- 
fassers aus demselben Gebiet?) das Beste, was über das Staatskirchenrecht 
des neuen polnischen Staats geschrieben worden ist, kann hier nicht 
näher gewürdigt werden. Neben ihr bildet den Kern des Bandes die 
Doktorarbeit eines jungen westpreußischen Kirchenhistorikers, die „Histo- 
riographie der Diözese Culm bis zum Jahre 1821“ von Tadeusz Glem- 
ma*), schon wegen ihres Themas auch für den deutschen Leser von be- 
sonderem Interesse. 

Glemma gibt zunächst einen eingehenden Überblick über die 
(Juellen und die Literatur zur Geschichte der Diözese in ihrem alten Um- 
fang (vor dem Inkrafttreten der Bulle de salute animarum), der sich auf 
das rechte Weichselufer beschränkte und dessen Grenzen — ehe durch die 
Synode von 1577 die katholisch gebliebenen Teile des früheren Bistums 
Pomesanien dem Culmer Oberhirten unterstellt wurden — im wesent- 
lichen mit denen des Culmer- und Löbauerlandes zusammenfielen. Ur- 
kundenbücher, Akten- und Briefsammlungen, Visitationsberichte und 
Relationen der Bischöfe an den päpstlichen Stuhl, Chroniken, ander- 
weitige gedruckte Quellen, schließlich die noch unveröffentlicht in den 
Archiven ruhenden Materialien werden in ihrer Bedeutung für die Diöze- 
sangeschichte gekennzeichnet, dann erfährt die Arbeit der an ihrer 
Erforschung beteiligten wissenschaftlichen Gesellschaften und der einzel- 


!) Aus äußeren Gründen wurde Bd. II zuerst ausgegeben; Bd. I soll 
u. &. eine Übersicht über die von der russischen Regierung aufgehobenen 
römisch-katholischen Kirchen und Klöster der Diözesen Luck, Zytomierz und 
Kamieniec aus der Feder von Fijalek und Wotyniak bringen. 

?) Wi. Abraham, Studja wstepne o konkordacie Stolicy apostolskiej 
z Rzecz3pospolitg Polska, S. 133—189. 

3) Wit. Abraham, Konstytucja a stosunki wyznaniowe i kosci6t (Die 
Verfassung, die konfessionellen Beziehungen und die Kirche) in der Vortrags- 
reihe „‚Nasza Konstytucja‘‘ (Unsre Verfassung), veranstaltet auf Veranlassung 
der Direktion der Schule für politische Wissenschaften in Krakau vom 12. bis 
25. Mai 1921, Krakau 1921; Kilka uwag o konkordacie (Quelques notions sur 
le concordat),. Buch prawniozy, ekonomiczny i socjologiezny (Mouvement 
juridique, &conomique et sociologique) V, Posen 1928, S. 647— 654. 

4%) T. Glemma, Historiografja diecezji chetmilskiej az po rok 1821, 
S. 1—132, 
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nen Forscher deutscher und polnischer Zunge eingehende und streng 
objektive Würdigung. Der zweite Hauptteil der Abhandlung ist den 
wichtigsten Aufgaben der Forschung gewidmet: das — verschiedenartig 
beurteilte — Verhältnis des Missionsbischofs Christian, für dessen Tätig- 
keit die spätere Diözese Culm ja die Bedeutung eines Ausgangsgebietes 
und — in materieller Beziehung — eines Kräftezentrums hatte, zu der 
neuen, 1243 entstandenen Diözesaneinteilung Preußens, durch die auch 
das Culmer Bistum geschaffen wurde, die mit schwierigen Problemen 
der Urkundenkritik verknüpfte Frage der Entstehung der Landeshoheit 
des Deutschen Ordens im Diözesangebiet werden eingehend erörtert, 
die Bischofsliste, die Art der Besetzung des Bischofsstuhls, seine Zu- 
gcehörigkeit zum Metropolitanverband (streitig zwischen Gnesen und Riga 
bis 1310 und 1466-1566), inn Zusammenhang damit die Frage, ob die 
Diözese nach ihrer Abtrennung von Polen zur Zahlung des Peter:- 
pfennigs verpflichtet blieb, die Geschichte def Weihbischöfe, des Dom- 
kapitels, der Landgeistlichkeit und der Ordensniederlassungen werden 
unter genauer Darlegung des Standes der Forschung behandelt, wobei 
sich vielfach in Einzelpunkten nicht unwichtige neue Ergebnisse gewinnen 
lassen. Ein eigener Abschnitt ist den Diözesansynoden gewidmet; dann 
folgen Hinweise auf Forschungsprobleme aus dem Gebiet der Geschichte 
des religiösen Volkslebens, der charitativen Tätigkeit und des Unter- 
richtswesens, schließlich ein Blick auf den Stand der Forschung zur Ge- 
schichte des Luthertums in der Diözese, das in dem deutschen Thorn 
seinen Hauptrückhalt gehabt hat; eine Erörterung der bekannten Vor- 
gänge von 1724, des sog. „Thorner Blutgerichts‘“, schließt den Haupt- 
teil der Abhandlung und zeigt, wie nötig auch bei der Behandlung 
dieses düstern Ereignisses die Heranziehung rechtshistorischer Gesichts- 
punkte ist. 

Glemma hat durch seine gewissenhafte , scharfsinnige und auf- 
schlußreiche Abhandlung ein treffliches Hilfsmittel für die weitere Arbeit 
an der Geschichte seiner Heimatdiözese, in der er selbst eifrig tätig ist’), 
geschaffen, das jedem, der sich mit der Geschichte des preußischen Ordens- 
landes beschäftigt, als kritisch-bibliographischer Wegweiser die besten 
Dienste leisten wird?): er hat aber auch ein Vorbild für weitere derartige 
unentbehrliche Vorarbeiten zur kritischen Bearbeitung der Geschichte 


!) Glemma hat, schon nach Abschluß seiner großen Arbeit, einzelne 
kleinere Beiträge veröffentlicht, so über den Reorganisator der Diözese Culm 
nach den Reformationswirren Peter Kostka (Bischof 1574— 1605) als Krakauer 
Kanonikus (Biskup chetmiteki Piotr Kostka jako kanonik krakowski), Zapiski 
Towarzystwa Naukowego w Toruniu (Mitteilungen der Gesellschaft der 
Wissenschaften in Thorn) VI, 1923—1925, S. 115—117, 135-138, und über 
die Chronik der Culmer Benediktinerinnen (Kronika Benedyktynek Chet- 
minskich) 1578— 1619, daselbst VI, S. 166—174 und VII, 1926—1928, S. 17 
bis 31, 37—56, 69—90 und separat, Thorn 1927. 


3) Der Stand der bibliographischen Angaben entspricht dem Zeitpunkt 
des Abschlusses der Arbeit (1923); einzelne Ergänzungen gibt die ausführliche 
Rezension von A. Mankowski, Zapiski Tow. Nauk. w Toruniu VI, 8. 157 
bis 163. 
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einzelner Diözesen geliefert: daß sie in gleich gediegener Ausführung in 
recht großer Zahl, nicht nur auf dem Boden der polnischen Kirche ent- 
stehen möchten, wird der Wunsch jedes Freundes der kirchlichen Rechts- 
geschichte sein, der weiß, wie viel mühsame heuristische Arbeit dem 
einzelnen Forscher durch solche zusammenfassende Einführungen er- 
spart wird. 

Der bibliographische Teil des Bandes gibt, größtenteils aus der 
Feder des Herausgebers, ausführliche Würdigungen des literarischen‘ 
Schaffens dreier Krakauer Theologen im letzten Jahr (darunter desjenigen 
von Wiadystaw Grzelak, der in der hier besprochenen Untersuchung 
über den Priester als Spender des Firmungssakraments!) auch das Gebiet 
der kirchlichen Rechtsgeschichte berührt, und des 1925 verstorbenen 
Michat Peckowski, dessen Hauptwerk, die Biographie des um die 
Modernisierung der Verwaltung der Diözese hochverdienten Krakauer 
Archidiakons und Weihbischofs Jözef Olechowski (1735—1806)?) in 
wichtigen Punkten ergänzt wird®)) und Nachrufe auf zwei auch wissen- 
schaftlich tätige polnische Bischöfe. Aus den Rezensionen ist wegen der 
in ihr enthaltenen wichtigen bibliographischen Ergänzungen aus dem 
Gebiet der Kirchengeschichte diejenige des trefflichen „Überblicks über 
die Literatur zur Geschichte Großpolens“ von Kazimierz Kacz- 
marczykt) hervorzuheben. 


Der Verfasser des zweiten hier zu besprechenden Werkes, Jözef 
Uminski, läßt sich in seiner wissenschaftlichen Tätigkeit von ähnlichen 
Gesichtspunkten leiten wie Fijatek: wie dieser ist er bestrebt, Ver- 
bindungslinien zwischen den großen geistigen Bewegungen des Abend- 
landes und der Geschichte des europäischen Nordostens, namentlich der 
Entwicklung der polnischen Kirche, aufzuzeigen. Im Mittelpunkte 
seines durch von Grauert und Knöpfler geschulten Interesses steht 
die Zeit der beiden Päpste Innocenz III. und IV. In einer Untersuchung, 
die der Münchener Philosophischen Fakultät als Dissertation vorgelegen 
hat, später in polnischem Gewande veröffentlicht worden ist, „Die Ta- 


ı) Wi. Grzelak, Kaptan w roli szafarza bierzmowania, Pryeglad Teo- 
logiczny (Theologische Rundschau) VI, Lemberg 1925, S. 41—81. Vgl. auch 
desselben Verfassers Beitrag zur Geschichte des Primats und der päpstlichen 
Politik ‚‚Die Lehre des Papstes Gelasius I. über die Autorität des apostolischen 
Stuhles“ (Nauka papieza Gelarego I o autorytecie Stolicy apostolskiej), 
Poznaskie Towarzystwo Przyjacist Nauk, Prace Komisji Teologicznej 
(Posener Gesellschaft der Freunde der Wissenschaften, Arbeiten der theologi- 
schen Kommission), Bd. I, H. 1, Posen 1922, angezeigt von W. Diekamp, 
Theologische Revue XXIII, 1924, Sp. 211f. 

2) M: Peokowski, Jözef Olechowski, archidiakon i sufragan krakowski 
(1735-1806), Krakau 1926. 

3) S. 209'- 222. 

*) K. Kaczmarczyk, Przeglad literatury poßwiecony dziejom Wielko- 

ls%ki, Roczniki Historyczne (Historische Jahrbücher, Organ der Gesellschaft 
der Geschichtsfreunde in Posen) I, Posen 1925, 8. 226-287; vgl: die Be 
sprechung von H. F. Schmid, Jahrbücher für Kultur und’ Geschichte der 
Slaven, N. F. IIl, S. 108-112. . 
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tarengefahr um die Mitte des 13. Jahrhunderts und Papst Innocenz IV‘'!), 
suchte Uminski nachzuweisen, daß der tatkräftige Gegner der letzten 
Hohenstaufen sein Interesse durchaus nicht so ausschließlich deren Be- 
kämpfung zugewandt hat, wie das die Forschung vielfach annimmt, 
daß er im Gegenteil in seinen immer wiederholten Bemühungen zur Ab- 
wehr der Tatarengefahr einen wahrhaft universalen Blick bewährt hat; 
die Notwendigkeit, auf zahlreiche Vorgänge der osteuropäischen Ge- 
schichte einzugehen, wie etwa auf die Polen so eng berührenden Unions- 
pläne Daniels von Halyt, erhöhte den Reiz des Themas in den Augen des 
polnischen Forschers und macht seine Bearbeitung durch einen Kenner 
der osteuropäischen historischen Literatur besonders dankenswert. 

Im Hintergrund des neuen Buches des Lubliner Kirchenhistorikers 
steht die eindrucksvolle Gestalt Innocenz III. Das Wirken seines Geistes 
in der Tätigkeit seines polnischen Metropoliten und Legaten zu schildern 
ist die Haufaufgabe, die sich Uminski gestellt hat: er hat sie treffllich 
gelöst. 

Zwei Leitgedanken sind es, in deren Zeichen nach Uminski der 
Pontifikat Lothars von Segni steht: die vollständige Befreiung der Kirche 
von der Bevormundung durch die weltliche Macht und die Ausbreitung 
ihres Wirkungsfeldes, wie sie der Papst in der Form des Kreuzzuges 
erstrebt. Dieselben Gedanken leiten das Wirken des Erzbischof Hein- 
richs: aus seinem Streben, die schlimmsten Auswüchse der landesherr- 
lichen Kirchherrschaft, zunächst in Großpolen, zu beseitigen, erwächst 
der für die gesamte Verfassungsentwicklung der polnischen Kirche ent- 
scheidend wichtige große kirchenpolitische Konflikt zwischen Erzbischof 
Heinrich und Wiadystaw Laskonogi von Großpolen, aus seiner Arbeit 
für die Ausbreitung des Christentums in dem Polen nächstliegenden 
Heidenland erwuchs das erste erfolgreiche Missionsunternehmen auf 
preußischem Boden, verkörpert in dem Wirken des Preußenbischofs 
Christian, das, mögen auch die Spuren seiner Leistungen durch die um- 
fassendere und durchgreifendere Tätigkeit des Deutschen Ordens ver- 
wischt worden sein, sich doch aus der Geschichte der Christianisierung 
Preußens nicht mehr hinwegdenken läßt. 

Der für den Rechtshistoriker bedeutsamsten Seite in der Geschichte 
Erzbischof Heinrichs hatte schon vor Jahrzehnten die Meisterhand 
Wiadysiaw Abrahams eine eingehende, die rechtlichen Grundlagen 
und Ergebnisse des „ersten kirchenpolitischen Streites in Polen“ trefflich 
herausarbeitende Darstellung gewidmet.?) Und durch eine glückliche 
Fügung fiel in der 1920 von der Polnischen Akademie herausgegebenen, 


1) J. Uminski, Niebezpieczenstwo tatarskie w polowie XIII w. i papiez 
Innocenty IV, in: Wydawnictwa ‚Przegladu Teologicznego‘‘, Serja C: Rozpra- 
wy naukowe (Veröffentlichungen der „Theologischen Rundschau‘, Serie C: 
Wissenschaftliche Abhandlungen), Lemberg 1922, 


%) Wi. Abraham, Pierwszy sp6r koßcielno-polityczny w Polsce, Rozprs- 
wy Akademii Umiejetnosci, wydziat historyczno-filozoficzny (Abhandlungen 
der Akademie der Wissenschaften, Historisch-philosophische Klasse) XXX1U 
(S. II, VII), Krakau 1895, S. 280 — 329. 
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von verschiedenen Gelehrten verfaßten „Politischen Geschichte Polens 
im Mittelalter‘‘ die Behandlung der Ereignisse des 13. Jahrhunderts 
auch wieder einem hervorragenden Kenner der kirchlichen Rechts- 
geschichte, Stanistaw Zackorowski, zu.l) So blieb in der rechts- 
‚geschichtlichen Auswertung der kirchenpolitischen Vorgänge in Polen 
für Umiäski kaum noch etwas zu tun übrig; und in dem Bestreben, 
sie in ein umfassendes Bild der „Okzidentalisierung‘‘ der Kirchenver- 
Tassung des östlichen Mitteleuropas und des Nordens einzuordnen, durch 
Heranziehung der gleichzeitigen und gleichgearteten Erscheinungen in 
den übrigen östlichen und nördlichen Rand- und Nachbargebieten 
‚des Reichs, ist der polnische Forscher über einen Anlauf nicht hinweg- 
gekommen. Das Verdienst der dem Kampf um die Selbständigkeit der 
polnischen Kirche gewidmeten Kapitel seines Buches liegt vor allem 
in der Herausarbeitung des persönlichen Moments: die besondere Eignung 
Heinrichs für die Durchführung des Kampfes ergibt sich aus seiner Un- 
abhängigkeit den Interessen der großen, vielfach in sozusagen erblichem 
Besitz hoher Kirchenämter befindlichen Adelssippen gegenüber, in die 
seine Vorgänger und auch noch einzelne seiner Suffragane vielfach ver- 
strickt waren; Heinrich war sicher nichtpolnischer Herkunft: das Problem 
der Geschichte seines Geschlechtes, das aus der Lausitz oder aus Böhmen 
stammen mochte, hat Uminski nur gestreift, um es späterer eingehenderer 
Erörterung vorzubehalten. Verhängnisvoll wurde für Heinrich die Not- 
wendigkeit, sich in dem Kampf mit Laskonogi außer auf die Waffen der 
Kirche auch auf die Hilfe seiner politischen Gegner, der übrigen polnischen 
Teilfürsten zu stützen. Dieser Interessenverbindung verdankte Heinrich 
freilich den greifbarsten Erfolg des Kampfes, die Anerkennung der Freiheit 
der Kirche in Gestalt von umfassenden Immunitätsverleihungen durch 
die 1210 in Borzykowo, 1214 in Wolborz versammelten, Laskonogi feind- 
lichen Fürsten: sie wurde aber verhängnisvoll für ihn, je mehr es Lasko- 
nogi gelang, sich seiner Gegner zu erwehren und in freundschaftliches 
Verhältnis zu den bedeutendsten von ihnen, Heinrich dem Bärtigen von 
Schlesien, zu treten, besonders, seitdem ihn, etwa vom Jahre 1210 
an, vor allem aber nach dem Tode Innocenz III, nicht mehr das Vertrauen 
des Papstes so unbedingt schützte, daB es gleichzeitig in dem dynasti- 
schen Streit eine Parteinahme gegen Laskonogi und für seine Gegner 
bedeutete. Den tragischen Ausklang des in seinen letzten Jahren unmittel- 
bar kirchenpolitischen Interesses entkleideten Kampfes hat Uminski 
zum ersten Male dargestellt: Laskonogi geht unbesiegt aus ihm hervor, 
zu einer ausdrücklichen Gewährleistung der Freiheiten der Kirche hat 


1) St. Zachorowski, Wiek XIII i panowanie Wiadystawa Lokietka 
{Das 13. Jahrhundert und die Regierung Wtadystaw Lokieteks), in Historja 
polityczna Polski, I, Wieki 6rednie (Politische Geschichte Polens I, das Mittel- 
alter) = Encyklopedja Polska V 1, Krakau 1920 (Akademieveröffentlichung); 
Jaraus wiederabgedruckt inR. Grodecki, St. Zachorowski, J. Dabrows- 
ki, Dzieje Polski $redniowieoznej (Geschichte des mittelalterlichen Polens) I = 
Bibljoteka Historyezna Krakowskiej] Spölki Wydawniczej (Historische 
Bibliothek der Krakauer Verlagsgenossenschaft) IX, Krakau 1926, S. 185— 410. 
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er sich nie herbeigelassen, mochte er auch die ärgsten MiBstände abgestellt. 
haben; Heinrich aber endet, wie einst Gregor VII., im Exil. 


Entscheidend für den Erfolg des Vorgehens Heinrichs war eben sein 
Verhältnis zum päpstlichen Stuhl: solange der Erzbischof der einzige 
Vertrauensmann des Papstes in Polen war, konnte er hoffen, nicht nur 
die Kirche, sondern auch seine weltlichen Bundesgenossen im Kampfe 
gegen Laskonogi zum Siege zu führen. Kraft verlieh ihm dabei die stän- 
dige durch wiederholte Besuche und regen Schriftverkehr hergestellte 
Fühlung mit Rom. Seitdem es jedoch Laskonogi gelungen war, mit Hilfe 
seines Kanzlers Vinzenz, der später Heinrichs Nachfolger werden sollte, 
Innocenz III. von der Berechtigung seiner politischen Ansprüche (auf den 
Seniorat unter den polnischen Fürsten und den mit ihm verbundenen 
Besitz von Krakau) zu überzeugen, verloren Heinrichs Maßnahmen an ° 
Durchschlagskraft. Daran konnte auch der besondere Beweis des Ver- 
trauens, den ihm der Papst 1214 durch die Ernennung zum Legaten für 
Polen und Preußen zuteil werden ließ, nichts ändern. Er ist aber kenn- 
zeichnend für die Bedeutung, die dem Erzbischof in der Organisation der 
preußischen Mission zufallen sollte: sie zum erstenmal in ihrem vollen 
Umfang beleuchtet zu haben, ist ein weiteres Verdienst Umiüskis, seine 
ausführliche Schilderung der Entwicklung des Missionswerkes unter 
Heinrichs Leitung bringt auch sonst manche beachtenswerte Ergebnisse. 
Verhängnisvoll ist auch für diese Seite seines Wirkens für Heinrich seine 
Verstrickung in die Politik der polnischen Teilfürsten geworden: so hatte 
er die Hände nicht frei, um die den kirchlichen Interessen am meisten 
entsprechende Gestaltung der preußischen Verhältnisse mit aller Energie 
zu fördern, die in der Schaffung christlicher, von einheimischen Dynasten 
beherrschter Kleinfürstentümer in enger Anlehnung an die polnische 
Kirche bestanden hätte. 


Einen äußeren Höhepunkt in Heinrichs Wirken bezeichnet seine 
Teilnahme am IV. Laterankonzil 1216; es war das erstemal, daß ein 
polnischer Kirchenfürst an einer Versammlung der Weltkirche persönlich 
teilnahm. Uminski hat uns eine ausführliche Darstellung des Verlaufs 
und der Ergebnisse des Konzils gegeben, die nach Hefele und Luchaire 
im allgemeinen nichts Neues bieten kann: doch ist in ihr der Hinweis 
wichtig, daß der 53. Kanon der Synode, der bestimmt, daß auch aus der 
Fremde zugewanderte Siedier der Zehntpflicht unterliegen, jedenfalls 
durch die in Schlesien infolge der beginnenden deutschen Besiedelung 
zutage tretenden Schwierigkeiten veranlaßt worden ist; durch diese 
Feststellung erhält der Nachweis Lambert Schultes, daß der Beginn 
der großen zehntrechtlichen Auseinandersetzung in Schlesien in die Re- 
gierungszeit. des Bischofs Lorenz von Breslau fällt!), der mit seineiı. 
Metropoliten an der IV. Lateransynode teilgenonmen hat, eine dankens- 
werte Bestätigung. 


DIL. Schulte, Bischof Thomas und die angebliche Umwandlung des 
un, Zeitschrift des Vereins für Geschichte Schlesiens LI, 1917; 
Ss. 117— 133. 
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Uminskis fesselnde, überall auf genauster Kenntnis der Quellen 
— aus deren Wortlaut der Verfasser vielleicht manchmal etwas allzu 
kühne Schlüsse zieht — und der Literatur aufgebaute Darstellung wird 
allen Freunden der polnischen Kirchengeschichte willkommen sein: der 
Historiker der kirchlichen Rechtsordnung wird gern zu dem Lebensbild 
des Mannes greifen, dem die polnische Kirche des Mittelalters eine ge- 
sicherte materielle Grundlage und damit die Möglichkeit derAusgestaltung, 
namentlich des Ausbaus der Pfarrorganisation verdankt, dessen Einfluß 
die ersten kanonischen Bischofswahlen in dem Lande zustande kommen 
ließ, in dem bis dahin der Wille des Fürsten auch in kirchlichen Dingen 
allein ausschlaggebend war, mag ihm auch neben Umihskis Buch 
Abrahams Monographie weiter unentbehrlich bleiben. 

Beide hier besprochenen Bücher zeugen von der Leistungsfähigkeit 
der jungen polnischen kirchenhistorischen Schule und lassen die Hoffnung 
berechtigt erscheinen, daß sie uns noch manchen wertvollen Beitrag zur 
Erforschung der kirchlichen Rechtsgeschichte schenken wird. 


Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Dr. Leon von Halban (Privatdozent an der Universität 
Lemberg), Lichwa w nauce i prawie koscielnem do soboru 
wiennenskiego 1311r. (Der Wucher in der Lehre und 
dem Rechte der Kirche bis zum Konzil von Vienne 1311.) 
Pamietnik historyezno-prawny (Rechtshistorisches Archiv), 
herausgegeben von Przemyslaw von Dabkowski (Pro- 
fessor an der Universität Lemberg), Bd. II, H.5. Lwöw 
(Lemberg) 1925. Im Selbstverlag des Herausgebers mit 
Unterstützung des Polnischen Ministeriums für Kultus und 
Volksbildung. 1198. 8°. 


Przemysiaw von Dabkowskis „Rechtshistorisches_ Archiv“, 
auf dessen erstes Heft wir vor zwei Jahren an dieser Stelle aufmerksam 
machen konnten!), hat während der kurzen Zeit seines Bestehens sich 
erstaunlich schnell entwickelt: Ende 1926 lagen nicht weniger als 14 Hefte 
von zum Teil sehr stattlichem Umfang vor, von denen die meisten Unter- 
suchungen zur polnischen Rechtsgeschichte, einzelne auch Studien aus 
dem Bereich der Geschichte des litauischen und des serbischen Rechts 
enthalten. Das hier besprochene Heft bringt die erste umfangreichere 
Arbeit eines jüngeren polnischen Forschers, der vor kurzem mit 
einer Studie über ‚die Entstehung und Entwicklung des Eheauf- 


1) Vgl. die Anzeige von J. Dicker, Pokuta koßclelne w prawis wiej- 
skiem polskiem (Die Kirchenbuße im polnischen Dorfrecht), Lemberg 1928, 
durch H.F. Schmid in dieser Zeitschrift XLV, Kan. Abt. XIV, 1925, S. 582 
bis 585, be 
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gebots im Mittelalter‘‘!) das Gebiet der kirchlichen Rechtsgeschichte 
betreten hat. 

Entstanden ist die vorliegende Abhandlung als Vorarbeit zu einer 
von ihrem Verfasser geplanten Untersuchung über die Stellung, die das 
geltende Recht und die heutige Lehre der Kirche dem Wucher gegenüber 
einnehmen: bei der Beschäftigung mit diesem Thema mußte sich von 
Halban überzeugen, daß die bisherige Bearbeitung der Geschichte der 
kirchlichen Wucherlehre in vielen Punkten gerade den Juristen nicht be- 
friedigt, da sie fast ausschließlich von Theologen und Wirtschaftstheore- 
tikern bestritten worden ist. So erschien ihm eine erneute Untersuchung 
der kirchlichen Rechtsquellen und der Schriften der Kirchenlehrer und 
Kanonisten unter rein rechtshistorischen Gesichtspunkten wünschen» 
wert: er hat sie zunächst bis zu der sozusagen klassischen Formulierung 
des kirchlichen Wucherverbots auf dem Konzil von Vienne geführt. Eim 
spätere Arbeit soll die weitere Entwicklung bis zur Gegenwart zur Dar- 
stellung bringen. 

Wohl wegen seiner andersgerichteten methodischen Einstellung hat 
von Halban geglaubt, auf eine planmäßige Berücksichtigung der Lite- 
ratur seines Gegenstandes, namentlich der im 20. Jahrhundert ent- 
standenen, von der er nur Kötzschkes Ausführungen in der Allgemeinen 
Wirtschaftsgeschichte des Mittelalters verwertet, verzichten zu können: 
zum schweren Schaden seiner eigenen Arbeit. Schon an den Darstellungen 
der Behandlung des Zinsproblems während einzelner Perioden der von 
ihm geschilderten Entwicklung, wie sie, wenn auch wesentlich unter moral- 
theologischem Gesichtspunkt, Ignaz Seipel®) und Franz Schaub?) 
gegeben haben, hätte von Halban nicht vorbeigehen dürfen. Noch mehr 
gilt das von der ja ausdrücklich der Geschichte der kanonistisch-scho- 
lastischen Wucherlehre gewidmeten Dissertation von Karl Lesse!!, 
besonders aber von den für die von dem Verfasser behandelten Frazxa 
höchst aufschlußreichen Beiträgen Fedor Schneiders°) und der, ja 
gleichfalls aus der Beschäftigung mit den Bestimmungen des neuen 
kirchlichen Gesetzbuches entstandenen, ebenfalls eine Revision der bis- 
herigen Anschauungen bezweckenden, übersichtlichen Arbeit Otto 


1) L. Halban, Powstanie i rozwöj zapowiedzi matzeiiskich w wiekach 
$rednich, Ksicga pamiatkowa ku czci Oswalda Balzera (Festschrift für O. Bal- 
zer) I, Lemberg 1925, S. 485 — 6505. 

2) J. Seipel, Die wirtschaftsethischen Lehren der Kirchenväter, 
Theologische Studien der Leo-Gesellschaft 18, Wien 1907, S. 162—189. 

®) F. Schaub, Der Kampf gegen den Zinswucher, ungerechten Preis 
und unlauteren Handel im Mittelalter. Freiburg i. B. 1905. 

4) K. Lessel, Die Entwicklungsgeschichte der kanonistisch-scholasti- 
schen Wucherlehre im 13. Jahrhundert, Luxemburg 1905 (Dissertation von 
Freiburg i. Ü.). 

5) Namentlich: F. Schneider, Das kirchliche Zinsverbot und die 
kuriale Praxis im 13. Jahrhundert, Festgabe, Heinrich Finke zum 7. August 
1904 gewidmet, Münster Li W. 1904, S. 127—167 und desselben Anzeige 
der eben genannten Schriften von Schaub und Lesselu.d. T. Neue Theorien 
über das kirchliche Zinsverbot, Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte V, 1907, S. 292 — 307. 
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Schillings!) Auch aus den Ausführungen Max Webers in seiner 
Wirtschaftsgeschichte?) hatte von Halban wertvolle Anregungen ent- 
nehmen können. 

Daß der Wert seiner Untersuchung durch diese Lücken in der 
Literaturbenutzung stark herabgesetzt wird, muß der kritische Leser 
um so mehr bedauern, als jene in der juristischen Analyse der Quellen 
und in der Erfassung der rechtsgeschichtlichen Zusammenhänge tat- 
sächlich einen Fortschritt darstellt. Doch bleibt die Bedeutung ihrer 
Ergebnisse aus dem angegebenen Grunde problematisch: und auch diese 
Anzeige muß sich darauf beschränken, die Grundzüge des Gedankengangs 
der neuen Arbeit anzudeuten, ohne sich des näheren auf ihre Würdigung 
einlassen zu können. 

Zur Grundlage für die Periodisierung seiner Darstellung hat von 
Halban das gegenseitige Verhältnis von kirchlichem und weltlichem 
Recht in ihrer Stellung zum Zinsproblem genommen: das kirchliche Alter- 
tum ist für ihn gekennzeichnet durch die Beschränkung des Zinsverbots 
auf jenes. Dabei ist er überzeugt, daß grundsätzlich auch die alte Kirche 
den Laien ebenso wie den Priestern die Zinsforderung verbieten wollte: 
die Lehre der Kirchenväter füllt die von den canones der Konzilien, die 
ausdrücklich nur den Geistlichen jegliches Zinsgeschäft verbieten, offen- 
gelassene Lücke aus. Doch fehlt der Kirche die Handhabe, um hinsicht- 
lich der Laien gegen die von der weltlichen Gesetzgebung gebilligte Hand- 
lungsweise einzuschreiten. Den frühmittelalterlichen angelsächsischen 
und karolingischen Zinsverboten fehlt, angesichts des Daniederliegens der 
Geldwirtschaft, zwar die unmittelbare Anwendbarkeit, doch sind sie 
wichtig, weil sie die Rezeption des bis dahin internkirchlichen Rechts 
durch die weltliche Gesetzgebung bedeuten. Das Schweigen der kirch- 
lichen Statuten der nächsten Folgezeit darf nicht als Verzicht auf das 
Zinsverbot gedeutet werden: dieses lebt vielmehr in den Bußbüchern, 
wenn auch nur pro foro interno, weiter. Die wieder auflebende Geldwirt- 
schaft des zweiten Jahrtausends nötigt zu intensiverer Beschäftigung mit 
dem Problem, die zuerst in den Beschlüssen der Lateransynode von 1097 
fühlbar wird. Das wenig präzise Zinsverbot von 1139 bedeutet das Ende 
der partikularrechtlichen Entwicklung und den Beginn der Behandlung 
des Problems im gemeinen Kirchenrecht. Während Gratian die An- 
erkennung von Ausnahmefällen vorbereitet, stellt die Lehre des Rufinus, 
der nicht nur die Zinsforderung, sondern auch die Zinsannahme für 
strafbar erklärt, den Höhepunkt der kirchlichen Zinsverbotstheorie dar. 
Alexander III. trägt dagegen schon den Bedürfnissen des Lebens durch 
engere Formulierung des Verbotes Rechnung, und unter Innocenz III. er- 
kennt Bernhard von Pavia ausdrücklich die Berechtigung des Zinsnehmens 
allgemein, die des Zinsforderns auf Grund einzelner Rechtstitel an. Wäh- 


!) Schilling, Das Zinsproblem, [Tübinger] 'Theologische Quartal- 
schrift C 1919, S. 103 — 133. 

?2) M. Weber, Wirtschaftsgeschichte, herausgegeben von S. Hellmann 
und M. Palyi ?, München 1924, S. 234 -- 237. 
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renddessen hat die im Zusammenhang mit der Entfaltung des Wirtschafts. 
lebens aufblühende weltliche Bechtswissenschaft die römischrechtliche 
Zinsgesetzgebung wieder bekannt gemacht: sie in Konkordanz mit den 
kirchlichen Bestimmungen zu bringen, versucht Raimund von Peüaforte, 
der auf dem von Bernhard von Pavia gelegten Grunde weiterbaut und 
auch den berechtigten Interessen des Gläubigers gerecht zu werden versucht, 
ebenso wie der den kirchlichen Standpunkt schärfer vertretende Thomas 
von Aquino, der die scholastische Zinslehre zum Abschluß bringt. Die 
partikularrechtliche Entwicklung ist durch besondere örtliche Verhältnisse 
bedingt: so erklärt sich die Schärfe der gegen die Zinsforderung gerichteten 
Maßnahmen der französischen Provinzialsynoden des 13. Jahrhunderts 
aus dem Wunsch, in der Forderung nach ethischer Vollkommenheit nicht 
hinter den Albigensern zurückzubleiben. Die weltliche Gesetzgebung hat 
sich im allgemeinen von der Beschäftigung mit dem Problem abgewandt, 
wo sie, wiein England oder in Sizilien, eingreift, sind fiskalische Rück- 
sichten dafür maßgebend. Die Statuten der Synode von Vienne, die jede 
Erlaubnis zum Zinsgeschäft weltlicherseits für unzulässig erklären und 
die Gegner des Zinsverbots den Häretikern gleichstellen, bedeuten den 
Abschluß der Ausbildung des mittelalterlichen kirchlichen Zinsrechts in 
seinem negativen Sinne. Seitdem geht die Entwicklung auf eine Ver- 
engerung des Anwendungsgebiets des Zinsverbotes aus. 

Der Hauptwert der Untersuchung von Halbans liegt in der Be- 
rücksichtigung bisher zu wenig gewürdigter Quellenkomplexe, wie der 
Bußbücher, und Einflüsse, wie der von seiten der weltlichen Rechtswissen- 
schaft; wichtige neue Aufschlüsse gibt namentlich seine Darstellung der 
Entwicklung der kirchlichen Zinslehre im 12. und 13. Jahrhundert. Wir 
scheiden von seinem Buche mit dem Wunsche, daß die weiteren Arbeiten 
zur Vorgeschichte und zur Analyse des Zinsrechts des neuen Codex, die 
er uns in Aussicht stellt, die Vorzüge dieses ersten Versuchs wieder er- 
kennen lassen, von ihm sich aber durch Überwindung der ihm anhaften- 
den methodischen Mängel unterscheiden mögen. Hoffentlich findet der 
Verfasser dann auch Gelegenheit, seine jetzige Darstellung in vervoll- 
ständigter Gestalt neu vorzulegen, damit das viele Wertvolle, das sie ent- 
hält, im Rahmen einer in jeder Hinsicht vollwertigen Arbeit ganz zur 
Geltung kommt. 


Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Dr. Väclav Chaloupecky (Professor. an der Komenius- 
Universität in Preßburg), Pfe kne2ska z r. 1562. Püi- 
spövky k naboZensk6 politice Ferdinanda I. v Cechäch (Der 
Priesterprozeß aus dem Jahre 1562. Beiträge zur Reli- 
gionspolitik Ferdinands I. in Böhmen). 8.-A. aus dem 
Vistnik Krälovsk& Cesk& Spoleinosti Nauk, Tfida I (An- 
zeiger der Kgl. Böhmischen Gesellschaft der Wissenschaf- 
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ten, Kl. I), Jahrgang 1925 (ausgegeben 1926, 207 8., 
davon 8. 174—180 französisches Rösum6). 8°. 


Dr. Karel Stloukal, Pape2ska politika a cisafsky dvür 
praäsky na piedelu XVI. a XVII. veku (La politica pa- 
pale e la curia imperiale a Praga alla fine del cinque- 
cento ed al principio del secento) = Facultas Philosophica 
Universitatis Carolinae Pragensis, Präce z vöädeckych üstavä, 
pofadaji B. Foustka, G. Friedrich, a V. Mathesius 
(Arbeiten aus den wissenschaftlichen Instituten, heraus- 
gegeben von... .), IX, 1925, Pragae, Sumptibus Facul- 
tatis Philosophioae Universitatis Carolinae apud Franeisc. 
Rivnät, Bibliopolam Universitatis Carolinae. VIII u. 256 8. 
8° (8. 237—254 italienischer Riassunto.) 


Dr. Emanuela Nohejlova, Pribehy klästera opatovick&ho 
(L’histoire du monastere d’Opatovice sur Elbe), Heft XII 
der gleichen Sammlung, Erscheinungsjahr und -ort wie 
bei der zuletzt genannten Schrift, ] u. 114 8. und 3 Karten 
(S. 101 £. französisches Resum6). 8°. 


In der tschechischen Geschichtsforschung hat die Beschäftigung 
mit dem knapp mehr als zweihundertjährigen Zeitraum, innerhalb dessen 
das böhmische Volk eine Sonderstellung im kirchlichen Leben des Abend- 
landes eingenommen hat, mit der Zeit von dem Auftreten des Johannes 
Hus bis zur Schlacht am Weißen Berge, von jeher eine bevorzugte Stelle 
eingenommen: im Mittelpunkt des Interesses an der hussitischen Bewegung 
steht dabei zunächst ihre religiöse und ihre nationale Seite, im Zusammen- 
hang damit auch ihre Bedeutung für die Gestaltung der sozialen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse, namentlich aber ihre Rolle in der Entwicklung 
des böhmischen Geisteslebens. Das für die kirchliche Rechtsgeschichte 
bedeutsamste Moment — die Verfassung und Verwaltung der hussitischen 
Kirche — ist demgegenüber lange vernachlässigt worden; und doch 
bietet die Beschäftigung mit diesen Fragen dem Rechtshistpriker mannig- 
fache Anregung: führt doch gerade das Problem, das sozusagen im Mittel- 
punkt der Rechtsentwicklung der hussitischen Kirche steht — der Ver- 
such, den nie verlassenen Standpunkt, daß die eigene Gemeinschaft 
einen Teil der Weltkirche und ihrer Organisation hilde, in Einklang zu 
bringen mit den Folgen, die sich aus ihrer tatsächlichen Sonderstellung 
ergaben, die durch die abweisende Stellungnahme der Päpste einerseits, 
durch die Verknüpfung der kirchlichen Angelegenheiten mit der inner- 
politischen Entwicklung des böhmischen Ständestaats andrerseits he- 
dingt war —, zu aufschlußreichen Vergleichen mit den Fragen, unter 
deren Zeichen die Anfänge des evangelischen Kirchenrechts stehen. 
Charakteristisch für beide Entwicklungsreihen ist, daß es, eben unter der 
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Einwirkung ähnlicher Verhältnisse, hier wie dort in der Gestaltung der 
kirchlichen Verfassung und Verwaltung zunächst zu Provisorien kam, 
die aber, da die erhoffte Wiedervereinigung der Kirche ausblieb, all- 
mählich dauernde Gestalt annahmen. Ein Provisorium ist insbesondere 
auch während der ganzen zweihundert Jahre des Bestehens der hussiti- 
schen Kirche im engeren Sinn — von den kleineren, auf die hussitische 
Bewegung zurückgehenden Gemeinschaften, insbesondere der Brüder- 
kirche, sehen wir ab — die Organisation ihrer geistlichen Leitung, ihrer 
administrativen und gerichtlichen Zentralstelle, geblieben: ihre Ge- 
schichte hat uns Kamil Krofta dargestellt, dem wir, neben seinen 
grundlegenden Untersuchungen über das Verhältnis der böhmischen 
Kirche zur Kurie im Mittelalter, das Beste verdanken, was über die Ver- 
fassung und Verwaltung der Hussitenkirche geschrieben worden ist.!) 
Die Anfänge der kirchlichen Organisation im Lager der gemäßigten, 
durch die vier Prager Artikel von 1421 verbundenen Hussiten waren 
durch den Beitritt des Erzbischofs Konrad von Prag merklich erleichtert 
worden: Bestrebungen, mit dem Ziele, der Laienschaft und der niederen 
Geistlichkeit einen stärkeren Einfluß auf die Leitung der Kirche zu ver- 
schaffen, die schon 1421 zur Aufstellung von vier gubernatores, direetores 
et administratores in spiritualibus geführt hatten, endigten zunächst. 
(1429) damit, daß der von den Prager Priestern zu ihrem Leiter gewählte 
M. Rokycana von Konrad zu seinem Vikar in spiritualibus ernannt wurde. 
Nach dessen Tode zum Nachfolger im Erzbistum erwählt (1435) — von 
geistlichen und weltlichen Wählern aus der Mitte des Landtags, unter 
Billigung König Sigismunds, der erklärte, den Ständen sein Einsetzungs- 
recht übertragen zu haben, und unter stillschweigender Duldung des 
Baseler Konzilslegaten, die im Hinblick auf die altkirchliche Bischofs- 
wahl durch Klerus und Volk eine Stütze fand --, von Rom aber nicht 
bestätigt, übte Rokycana die Leitung der seit dem Kompaktaten von 
1436 von Konzil und König anerkannten utraquistischen Kirche in Ver- 
bindung mit einem vom Landtag gewählten, 1452 zuerst sicher bezeugten.. 
nur aus Priestern bestehenden Konsistorium aus, innerhalb dessen 
besondere Administratoren hervortreten. Nach Rokycanas Tode ließ 
sich, infolge der Erstarkung des katholischen Elements in Böhmen, der 
Versuch einer Besetzung des erzbischöflichen Stuhles mit einem Utra- 
quisten nicht wiederholen. So begnügte man sich damit, die Wahl eines 


!) K. Krofta, Boj o konsistor pod oboji v letech 1562 a7 1575 a jcho 
historicky zaklad (Der Kampf um das Konsistorium sub utraque in den Jahren 
1562 bis 1575 und seine historische Grundlage), (’esky ('asopis Historicky 
(Böhmische Historische Zeitschrift) XVII, Prag 1911, 8. 28-57, 178— 190, 
271—282, 383—420 (die Abhandlung bietet weit mehr als ihr Titel besagt, 
namentlich ist die Entwicklung der obersten utraquistischen Kirchenbehörde 
vor 1562 ausführlich an Hand der Quellen dargestellt); vgl. ferner desselben 
Verfassers gehaltvolle Broschüre über den Majestätsbrief Kaiser Rudolfs II. 
von 1609 (Majestät Rudolfa II., Prag 1909) und die zahlreichen, auf die kirch- 
liche Verfassungsgeschichte bezüglichen Anmerkungen in seiner Ausgabe der 
böhmischen Landtagsverhandlungen von 1605 (Sn!my teske od I. 1526 az 
po naSi dohbu. Dil XI. Snemy r. 1605. Prag 1910). 
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Administrators vorzunehmen, neben dem das Konsistorium weiter 
fungierte: bei dieser Regelung ist es geblieben. Der Verfassung der utra- 
quistischen Kirche fehlte der Abschluß, der zur Priesterweihe befähigte 
Bischof, die Kleriker mußten, um sich ausweihen zu lassen, auswärtige 
Diözesen aufsuchen. In der inneren Organisation der Kirche bleiben die 
Ordnungen der katholischen Zeit voll in Geltung, namentlich der Grund- 
satz, daß nur Priester zur Ausübung der kirchlichen Lehr- und Regierungs- 
gewalt berufen sind: doch üben die Stände durch das von ihnen gehand- 
habte Recht der Wahl des Konsistoriums und der Administratoren tat- 
sächlich entscheidenden Einfluß auf das kirchliche Leben aus. 

Unter der Einwirkung der lutherischen Bewegung machen sich 
seit 1524 Bestrebungen geltend, der utraquistischen Kirche größere 
Selbständigkeit und eine endgültige Verfassung zu schaffen: dabei suchen 
die Stände ihren Einfluß durch die Bestellung von je zwei Mitgliedern 
des Herren- und Ritterstandes zu Defensoren der Kirche (seit 1531 als 
ständiges Institut nachweisbar) zu stärken: bemerkenswert ist, daß diesen 
Organen 1539 von seiten der Priesterschaft die Funktion einer höchsten 
Instanz in Strafprozessen gegen Priester übertragen wird. Während die 
dem Luthertum nahestehende Richtung unter den Utraquisten die völlige 
Lösung von der altkirchlichen Organisation unter Verzicht auf die bischöf- 
liche Priesterweihe anstrebt, suchen die an der Tradition hängenden 
Altutraquisten durch Vermittlung des Landesherrn, Ferdinands I., die 
Besetzung des Bischofsstuhles zu erreichen. Durch die Spaltung innerhalb 
der Utraquistengemeinschaft gewinnt der König, dem als nächstes Ziel 
die Wiederaufrichtung der Hierarchie in Böhmen, als weiteres die Her- 
stellung der Glaubenseinheit vorschwebt, die Möglichkeit zu selbständigem 
Eingreifen, zumal nachdem die Aussichten der Stände auf Rückhalt an 
den lutherischen Reichsständen nach der Schlacht bei Mühlberg ge- 
schwunden sind. Die von ihm wie von seinen Vorgängern beschworenen 
Bestimmungen der Kompaktaten schützen nur Glaube und Ordnung der 
Altutraquisten, verbieten aber Neuerungen wie sie von den Luther- 
freundlichen teils geplant, teils stillschweigend durchgeführt sind: sie 
schen auch ausdrücklich die Wiederbesetzung des Prager Erzbistums vor, 
die der König 1549 den Ständen ankündigt. 1554 läßt er sich von ihnen 
das Recht der Einsetzung der Defensoren übertragen, 1555 bestimmt er 
die Stände zur Absetzung des neuerungsverdächtigen Administrators 
Johannes Mystopolus und zu seinem Ersatz durch eine ihm genehme 
Person, 1561 wird vom Papst wieder ein, selbstverständlich katholischer, 
Erzbischof für Prag bestimmt, der von vornherein mit dem Anspruch 
auftritt, über beide Religionsparteien, sub una und sub utraque specie 
communicantium, die Jurisdiktion auszuüben. 1562 wagt Ferdinand 
einen entscheidenden Eingriff in die gewohnten Rechte der Stände: er 
versagt einem von ihnen gewählten Administrator die Bestätigung uud 
setzt eigenmächtig einen andern an seiner Stelle ein, der nur der Form 
wegen dann auch nachträglich von den Ständen gewählt wird, denen der 
König verspricht, sie bei späterer Gelegenheit in ihre Rechte wieder ein- 
zusetzen, falls sie diese erweisen können. 
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Dazu kommt es jedoch nicht mehr: das Interesse der dem Protestan- 
tismus zuneigenden Mehrheit der Utraquisten an den nunmehr streng 
konservativen Organen ihrer Kirche schwindet, vollends, seitdem bei der 
Thronbesteigung Maximilians II. 1567 die Kompaktaten nicht mehr er- 
wähnt und dadurch der Weg für die Einreichung der endgültig die Neuutra- 
quisten zusammenfassenden Böhmischen Konfession (1575) freigegeben 
ist; 1571 bittet die altgläubige Partei selbst den König, die Ernennung 
der Mitglieder des Konsistoriums vorzunehmen. Inzwischen hat die 
höchste Behörde der utraquistischen Kirche ihre kirchenpalitische Be- 
deutung völlig eingebüßt: ihre Mitglieder, zum Teil bereits geheime 
Katholiken, stehen in engster Verbindung mit dem Prager .Jesuiten- 
kollegium. Gegen Eingriffe des Erzbischofs, gegen Appellationen an sin 
Gericht wagen sie keinen Widerspruch mehr. Außer Verbindung mit der 
großen Mehrzahl der nichtkatholischen Priester und Laien führt de 
utraquistische Konsistorium ein Schattendasein neben der erzbischöf- 
lichen Behörde, bis es 1609 durch den Majestätsbrief den Neuutraquisten 
und den Böhmischen Brüdern zur Verfügung gestellt wird. 


Schon frühere Forscher, unter ihnen Krofta und F. Hrejsa in 
seinem monumentalen, auch für die kirchliche Rechtsgeschichte er- 
giebigen Monographie über die Böhmische Konfession!), hatten auf die 
Bedeutung hingewiesen, die im Zusammenhang mit den beiden scharfsten 
Maßnahmen Ferdinands I. — der Entsetzung des Mystopolus 1554 und 
namentlich der eigenmächtigen Ernennung des Administratars 1562 — 
der Tätigkeit des M. Gallus Gelastus von Wodnian zukommt, dessen 
Namen verschiedene Eingaben an den König, die man als Denunziationen 
der neuutraquistischen Richtung bezeichnen kann, tragen und der in 
Mittelpunkt eines wegen der Zahl beteiligten Personen und der Bedeutunz 
des Streitgegenstandes schon von den Zeitgenossen viel heachteten Pru- 
zesses steht, eben des „Priesterprozesses 1562°. Doch fehlte bisher tim 
auch der rechtlichen Seite der Angelegenheit genauer Rechnung tragende 
Darstellung dieser Vorgänge, wie auch die wichtigsten auf sie bezüglichen 
Akten und Protokolle bisher unveröffentlicht waren. 

Väclav Chaloupeckv, der uns jüngst außer einer aufschlub- 
reichen Zusammenstellung der Nachrichten über die Tätigkeit der Wal- 
denser in Böhmen vor der Hussitenzeit?) den höchst anregenden Versuch 
einer zusammenfassenden Erörterung der wichtigsten Seite der sozial- 
geschichtlichen Bedeutung der Hussitenbewegung?) geschenkt hat, plante 


ı) F.Hrejsa, ('eskä konfesse, jeji vznik, podstata a d&ejiny (Die böhmi- 
sche Konfession, ihre Entstehung. ihr Wesen und ihre Geschichte) = Rorpravy 
Cesk& Akademie (Abhandlungen der Böhmischen Akademie), Kl. I, Bd. 4, 
Prag 1912. 

2) V. Chaloupecky. K dejinäm valdenskjch v Cechäch pred hnutim 
husitakym (Zur Geschichte der Waldenser in Böhmen vor der Hussitenbe- 
wegung), (esky Casopis Historickf XXXI, 1925, S. 369-382. 

®) V. Chaloupecky, Selska otäzka v husitstvi (Die Bauernfrage in 
der Hussitenbewegung) = Sbirka prednäSek a rozprav Extense University 
Komenskeho v Bratislane (Sammlung von Vorträgen und Abhandlungen 
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schon 1912 die Veröffentlichung einer Monographie über den „Priester- 
prozeß‘“.1) Jetzt kehrt er, nach dem Abschluß grundlegender Studien 
aus der frühmittelalterlichen Geschichte der Slovakei und Karpatoruß- 
lands, zu dem Thema zurück. Seine Schrift besteht aus einer eingehenden 
Darstellung der Vorgeschichte und des Verlaufs des Prozesses und dem 
Abdruck der Akten und Protokolle und anderer, für die Kenntnis der 
Persönlichkeit des Gelastus dienlicher Stücke. 

Die Tätigkeit des Prager Magisters, der verschiedene priesterliche 
Funktionen bekleidet hat und 1559 zum Propst des Prager Allerheiligen- 
stifts ernannt wurde, wird im Rahmen eines Bildes der kirchenpolitischen 
Lage in Böhmen nach 1547 geschildert: der König findet in dem streit- 
süchtigen, sich ewig gekränkt und verfolgt fühlenden Altutraquisten einen 
willkommenen Helfer in seinem Kampf gegen die neuerungsfreundliche 
Richtung in der utraquistischen Kirche. Schon 1554 hatte sich Gelastus 
beim Herrscher beschwert, daß ihn der Administrator Mystopolus nicht 
in Frieden leben lasse und gegen jenen, wenn auch noch ziemlich ver- 
steckt, den Vorwurf erhoben, daß er lutherische Neuerungen begünstige. 
Wir wissen, wie im gleichen Jahre Ferdinand die Abberufung Mystopols 
durchsetzte. Drei ‚Jahre später entfesselte Gelastus aus nichtigen Ursachen 
einen Streit, aus dem schon sein Bestreben spricht, das Ansehen des 
utraquistischen Konsistoriums zu untergraben: ein Landdekan hatte ihn 
vor diesen, als dem für Rechtshändel der Priester untereinander zuständi- 
gen Gericht, auf Herausgabe zweier Bücher verklagt. Gelastus bestreitet 
als Universitätsangehöriger die Zuständigkeit des Gerichts und appelliert, 
da das Konsistorium seinen Einwänden nicht Rechnung trägt, an den 
König, „da‘‘ — so wird im Protokoll seine Begründung wiedergegeben — 
„es einen Bischof, vor den derartige Appellationen gehören würden, im 
Königreich nicht gibt“.?) Das königliche Kammergericht jedoch, durch 
das anmaßende Auftreten des Appellanten gekränkt, stellt ohne weiteres 
die Zuständigkeit des Konsistoriums fest: nach gefälltem Urteil erst 
könne Gelastus appellieren wohin rechtens. Dieser Rechtsstreit, der 
wichtig ist, weil er zeigt, wie auch in den Augen eines so streng altgläubi- 
gen Priesters, wie Gelastus es war, der Landesherr als Träger der geist- 
lichen Gerichtsgewalt des fehlenden Bischofs erscheinen konnte, bildet 
aber nur das Vorspiel zu dem großen Priesterprozeß: die Jahre zwischen 
1558 und 1562 benutzt Gelastus, um ein umfassendes Material von Be- 
schuldigungen gegen luthertumsfreundliche Priester, namentlich gegen 
die dem landesherrlichen Patronat unterstehenden Pfarrer der königlichen 
Städte zu sammeln, sicher im stillen Auftrag des Königs und angeregt 
durch die seit 1554 in Prag vertretenen Jesuiten. Endlich reicht er 1562 
zusammen mit einer Anzahl altutraquistischer Gesinnungsgenossen dem 
König eine Supplik ein, in der dieser ersucht wird, gegen die Priester, die 


der Volksbildungsorganisation der Komenius-Universität in Preßburg), 
herausgegeben von Richard Horna, Heft 12, Preßburg 1926. 

4) Vgl. Hrejsa a.a.0.S.10 Anm. 4. 

2) An einer anderen Stelle des Protokolls begründet (Gelastus seinen 
Schritt sogar mit einem Hinweis auf das „geschriebene geistliche Recht“. 
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durch ihre Neuerungen in Lehre und Kultus den Landesgesetzen und 

königlichen Mandaten zuwider handeln, einzuschreiten. Die Suppli- 

kanten hätten — das geht aus einer späteren Bittschrift hervor — es am 

liebsten gesehen, wenn der König die Angelegenheit ohne gerichtliches 
Verfahren durch selbständiges Handeln geregelt hätte: er zieht es aber vor, 
die 21 Beschuldigten vor seinem Kammergericht den Anklägern gegen- 
überzustellen. Jene verwahren sich zwar gegen die Nichtberücksichtigung 
der geistlichen Gerichtsbarkeit, erklären sich aber, aus Achtung vor dem 
Willen des Königs, bereit, sich vor dem Kammergericht zu verantworten. 
Das Protokoll der von diesem geführten Verhandlung bildet mit seinen 
45 Druckseiten den eigentlichen Kern der Publikation: es enthält eine 
Fülle wertvoller Nachrichten über die kirchlichen Zustände in Prag und 
den Landstädten ; von unmittelbarem Interesse für den Kirchenhistoriker 
sind etwa Aussagen wie die eines beschuldigten Priesters, der, nach seinen 
Dimissorien gefragt, erklärt, er habe sie von dem utraquistischen Dekan 
in Breslau erhalten, worauf ihm von den Anklägern erwidert wird, in 
Breslau gebe es nur Lutheraner, keine Utraquisten, oder der Streit um 
die Frage, ob sich ein Prager Pfarrer durch die Zulassung einer Dar- 
stellung des hl. Abendmahls, in der eine Apostelfigur seine Züge trägt, 
gegen die kirchliche Ordnung vergangen hat. Die Beschuldigten begnügen 
sich aber nicht mit bloßer Verteidigung: einmal erheben sie ihrerseits 
gegen Gelastus die Anschuldigung der Ketzerei — ihre Behandlung im 
Rahmen des gleichen Prozesses wird jedoch vom Kammergericht ab- 
gelehnt — andrerseits überreichen sie dem König zu ihrer Rechtfertigung 
eine ausführliche Bekenntnisschrift, in der sie den Versuch machen nach- 
zuweisen, daß ihre dem Luthertum zuneigende Überzeugung bereits in 
den Prager Artikeln von 1421 ausgesprochen sei, die zu diesem Zwerk 

von ihnen in lutherischem Sinn interpoliert und durch die — gleich nach 

ihrer Veröffentlichung vom König verbotene, und von ihren Urheber 

zurückgezogene, schon unter deutlichem Einfluß des Luthertums stehende 
— Landtagserklärung von 1524 ergänzt werden; diese Antiqua et constans 
confessio fidei ecclesiae Christi in regno Bohemiae et marchionatu Moraviae 
hat später als Grundlage der Böhmischen Konfession gedient. Sowchl 
durch ihre Aussagen vor dem Kammergericht wie durch ihre Recht- 
fertigungsschrift hatten die beschuldigten Neuutraquisten dem König 
Klarheit über ihre kirchenpolitische Stellung verschafft: dadurch war für 
ihn die Grundlage zu weiterem Vorgehen gegeben und wir begreifen es, 
daß, als im gleichen Jahre die Stände einen der am meisten bloßgestellten 
Geistlichen zum Administrator sub utraque wählten, der König seine 
Bestätigung verweigerte. Der Priesterprozeß ist nicht zu Ende geführt 
worden: der König übersandte die Akten dem katholischen Prager Don- 
kapitel zur Erstattung eines Gutachtens über die zu treffenden Maß- 
nahmen und ist dann mit Hilfe des unter der Leitung der von ihm ein- 
gesetzten Administratoren ihm völlig ergebenen utraquistischen Kon- 
sistoriums gegen die Neuerer mit empfindlichen Strafen vorgegangen. 
Gelastus, der von seiten seiner Prozeßgegner noch vielerlei Anfeindungen 
zu erdulden hatte, und den unter Maximilian 11. die landesberrliche Huld 
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nicht mehr schirmte, bekannte sich noch 1577 in seinem Testament zum 
alten ungeänderten hussitischen Glauben, dessen Formulierung sich in 
nichts vom katholischen Bekenntnis unterscheidet. 

Chaloupecky sieht die Bedeutung des Priesterprozesses in der 
Tatsache, daß in ihm der König zum erstenmal ohne Berücksichtigung des 
Konsistoriums kirchliche Fragen vor seinem Kammergericht verhandeln 
läßt: in dem Gegensatz zu dem Vorgang von 1558, in dem das Kon- 
sistorium seinen Zuständigkeitsanspruch durchgesetzt hatte, erkennt er 
einen entscheidenden Fortschritt des königlichen Absolutismus auf 
kirchenpolitischem Gebiete. Eine weitere bedeutsame Zurücksetzung der 
Utraquisten und ihres Konsistoriums sieht er in der Zuweisung der Akten 
an das Domkapitel, die er als Unterstellung unter das Gericht der erz- 
bischöflichen Behörde auffaßt. In diesen Wertungen wird der Rechts- 
‚historiker dem verdienten Forscher nicht ganz folgen können: 1558 
handelte es sich um einen Bagatellprozeß zwischen zwei Priestern, deren 
einer voreilig an die seiner Meinung nach der zur Verhandlung bereiten 
Behörde, dem Konsistorium, als höhere Instanz übergeordnete Stelle, 
eben an den König appelliert hatte; 1562 dagegen sind die 21 Beklagten 
von Gelastus des Vergehens gegen die königlichen Mandate angeklagt: 
deswegen erscheint das königliche Kammergericht zuständig, der Versuch 
der Gegner, auch diese Angelegenheit als einen Streit zwischen Priestern 
unter sich hinzustellen und ihn so vor das Konsistorium zu ziehen, hat 
keinen Erfolg. Der Tatsache endlich, daß sich der König vom Prager 
Domkapitel ein Gutachten auf Grund der ProzeBakten erbittet, wird man 
keine rechtsbildende Bedeutung zuschreiben können, ganz abgesehen 
davon, daß ihm das Domkapitel ebenso wie der Erzbischof als gemein- 
sames, beiden Religionsparteien übergeordnetes Organ erscheinen mochte. 
So wird man einen rechtsbeugenden Eingriff in die bestehende Ordnung 
in dem Vorgehen Ferdinands nicht erkennen können: die Bedeutung der 
Tatsache, daß zum ersten Male kirchliche Angelegenheiten vor dem 
Kammergericht verhandelt und damit der Einwirkung des Landesherrn 
auf die Gestaltung der kirchlichen Verhältnisse neue Möglichkeiten er- 
öffnet worden sind, bleibt durch diese Feststellung unberührt. 

Der Rechtshistoriker wird dem umsichtigen Herausgeber des wert- 
vollen Quellenmaterials zur Verfassungsgeschichte der hussitischen 
‚Kirche — auch andere Punkte ihrer Entwicklung werden in den ver- 
öffentlichten Stücken beleuchtet, so in der wieder abgedruckten histori- 
schen Einleitung des M. Mathaeus Colinus zu jener Antiqua confessio 
die Beziehungen der Utraquisten zur griechischen und armenischen 
Kirche —, dem Verfasser der trefflich orientierenden einleitenden Dar- 
stellung größten Dank wissen. Besonders erleichtert ist die Benutzung 
der Schrift noch durch die Beigabe eines erschöpfenden Sachregisters, 
das Rudolf Holinka bearbeitet hat. 

Die beiden von der philosophischen Fakultät der Prager Karls- 
Universität herausgegebenen Bücher haben weniger unmittelbare Be- 
deutung für die kirchliche Rechtsgeschichte, berühren sich aber doch mit 
ihr in nicht unwesentlichen Punkten. Der Verfasser des ersten von 
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ihnen, Karel Stloukal, ist durch die Schule des Historikers der Politik 
Pius IV., Josef Sustas, hindurchgegangen: als sein engeres Arbeits- 
gebiet hat er sich die Beschäftigung mit den noch ungedruckten Berichten 
der päpstlichen Nuntien am Kaiserhof aus den Jahren 1592— 1628 er- 
wählt, deren Herausgabe das Tschechoslowakische Historische Institut 
in Rom vorbereitet. Schon vor 15 Jahren hatte er einen Großteil des 
Materials für seine Monographie über „Karl von Lichtenstein und seinen 
Anteil an der Regierung Rudolfs 11.‘“!) aus dieser Quelle geschöpft. 
Diesmal konzentriert sich das Interesse des Verfassers auf die Berichte des 
Nuntius Filippo Spinelli (1598— 1604), mit deren Herausgabe er betraut 
ist. Ihre Auswertung für das Bild der Grundlagen und der Zusammen- 

hänge der Anfänge der gegenreformatorischen Politik in Böhmen bildet 

das Kernstück des Buches. Vorangeht eine breit angelegte Darstellung 

der gesamten kirchenpolitischen Lage bei Beginn und während der Dauer 
des Pontifikats Klemens VIII.: seine besondere Bedeutung ergibt sich 
für Stloukal aus der Auffassung, daß er einen Wendepunkt in der Ent- 
wicklung der päpstlichen Politik bezeichnet; seit Pius IV. hatte es das 
Papsttum verstanden, sich die universale Geltung, die es durch seine von 
krassem Nepotismus beherrschte Politik infolge ihrer Verknüpfung mi: 
dem für die Zeit der Renaissance charakteristischen stastlichen Individua- 
lismus dynastischen Gepräges einzubüßen Gefahr lief, wiederzugewinnen 
und seine Kräfte für den Kampf mit der Reformationsbewegung frei zu 
machen: während jedoch die früheren, asketisch gerichteten Gegen- 
reformationspäpste den Kampf an der Seite Spaniens und mit Hilfe des 
‚Jesuitenordens mit einem beschränkten Arsenal kirchlicher und peliti- 

scher Waffen führten, stellt Klemens VIII. alle Kräfte der Barockkultr 

in den Dienst seiner Sache. Ihr Bild entwirft Stloukalin satten Farben: 

ihr Zentrum ist der jetzt durch einen gemäßigten, gewissermaßen din 

höheren Zielen der Kirche angepaßten Nepotismus beherrschte Papsthet. 

Sein Wesen wird uns im wesentlichen auf Grund der Literatur eingehen-. 
geschildert: doch fallen auch aus bisher ungenutzten Quellen neue Schlag- 
lichter auf die Organisation der Kurie, die trotz ihrer monarchischen 
Spitze von einem Zeitgenossen als „gravida di repubbliche‘‘ bezeichnet 
werden konnte. Mehr Neues bringt Stloukal, wo er sich, seinem eigent- 
lichen Thema näherkommend, mit der Entstehung und der Einrichtung 
der ständigen Nuntiaturen beschäftigt: die besondere Bedeutung der 
deutschen Verhältnisse, die dauernde, in der Congregatio Germanica kon- 
zentrierte Beobachtung erfordern, für die Entwicklung der ständigen 
päpstlichen Diplomatie wird gewürdigt, vor allem aber die Organisation 
der Berichterstattung durch die Nuntien, namentlich auch in ihrer 
formalen Seite, eingehend erläutert. Stloukal betont die Notwendigkeit. 
die Praxis der diplomatischen Korrespondenz ebenso zu untersuchen wie 
ihre politischen Hintergründe: er zeigt, wie viele Nuntiaturberichte nur 


— 


1)K.Stloukal, Karel z LichtenStejna a jeho ücast ve vläd® Rudolfa IL 
er on, Cesky Casopis Historicky XVIIL, 1912, S. 21-37, 153— 169, 
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ganz verstanden werden können, wenn man sie im Zusammenhang mit 
den für ihre Urheber maßgebenden Instruktionen betrachtet. Höchst 
aufschlußreich ist eine von Stloukal erstmalig veröffentlichte derartige 
Anweisung, Ricordi per ministri de prencipi in generale, die in einer all- 
gemeinen Einleitung und 3] besonderen Vorschriften die genauesten An- 
gaben über die von der Kurie gewünschte Einrichtung der diplomatischen 
Korrespondenz gibt. 

Der Weg, den unter Klemens VII. die Kurie einschlägt, um ihr 
Ziel, die Wiederherstellung der Glaubenseinheit, zu erreichen, ist der 
Versuch, durch Ausnutzung des Einflusses ihrer Nuntien auf die Herr- 
scher, bei denen sie akkreditiert sind, in die maßgebenden leitenden 
Stellungen in den fürstlichen Kabinetten der Kirche ergebene Persön- 
lichkeiten hineinzubringen: das mußte besonders dringlich erscheinen 
in Fällen, wo, wie in der Böhmischen Kanzlei des Prager Kaiserhofs 
unter Rudolf II., die einflußreichsten Posten mit Akatholiken besetzt 
waren. Hier Abhilfe zu schaffen, war die erste Aufgabe, die dem Nuntius 
Spinelli bevorstand, als er sich 1598 anschickte, seinen Prager Posten zu 
beziehen; dieser „Kampf um die Ämter‘, dessen einzelne Phasen sich an 
Hand der Nuntiaturkorrespondenz genau verfolgen lassen!), wird von 
Stloukal ausführlich geschildert; der Erfolg Spinellis, die Kaltstellung 
des Vizekanzlers Christoph Zelinsky von Sebuzin und seines Rates Jo- 
hann Milner aus Mühlhausen, die offen und heimlich gegen die Kirche 
gearbeitet hatten und von derien jener u. a. der Urheber des Planes 
einer Sanierung der Landesfinanzen durch Verkauf von Kirchengütern 
gewesen ist, gilt Stloukal als wichtigster Schritt zur Durchführung der 
Gegenreformation in Böhmen: er ist überzeugt, daß sie vollen Erfolg 
gehabt hätte, auch wenn es nicht zur Schlacht am Weißen Berge ge- 
kommen wäre. 

Den Rechtshistoriker locken noch mehr als die lebensvollen, frisch 
aus den Quellen geschöpften Schilderungen dieser Vorgänge die Ab- 
schnitte, die Stloukal zwei andern Seiten der Tätigkeit Spinellis widmet, 
seinerh Eingreifen in die Schwierigkeiten, die sich im Augenblick seines 
Amtsantrittes durch die Frage der Besetzung des Bistums Olntütz er- 
gaben, und seinen unmittelbar auf die Zurückdrängung des akatholischen 
Gottesdienstes gerichteten Maßnahmen. 

Den Olmützer Bischofsstuhl sollte nach dem Wunsch des Papstes 
sein Liebling, Franz von Dietrichstein, besteigen, während das Kapitel 
gewillt war, einem Kandidaten aus seiner Mitte seine Stimme zu geben. 
Der Papst sichert sich den entscheidenden Einfluß des Kaisers in seinem 
Sinn durch die Verknüpfung der Angelegenheit mit einer zweiten Bis- 
tumsbesetzung: in Breslau war der Bischof Dr. Hahn vom Kapitel kano- 
nisch, aber gegen den Willen des Kaisers gewählt worden und hatte bisher 
die Unterstützung bei dem Papste gefunden. Dadurch, daß er ihn zu- 


!) Denselben Vorgang, dessen Darstellung ursprünglich von Krofta 
beabsichtigt war, hatte vor kurzem in Form eines Vortrags behandelt J. Boro- 
viöka, Päd Zelinskcho (Der Sturz Zelinskys), Cesky Casopis Historicky 
XXVIII, 1922, S. 277 —304. 
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gunsten des kaiserlichen Kandidaten fallen läßt, gewinnt er Rudolf II. 
endgültig für Dietrichstein. Der Ablauf der beiden Angelegenheiten, 
ebenso ihre Verknüpfung waren aus den ihnen von Jungnitz und 
Tenora gewidmeten Monographien?) bekannt. Stloukal vermag das 
Bild durch neue Züge zu ergänzen, wobei ihm außer den Nuntiaturakten 
ein von dem kaiserlichen Kanzleirat Milner angelegtes Kopiar zustatten 
kommt: so erfahren wir, daß der Kaiser die Sperre der bischöflichen Ein- 
künfte, die er in Breslau verhängt hatte, auch in Olmütz zur Anwendung 
bringen wollte, oder daß die Sprachenfrage damals schon in die Kirchen- 
politik hineinspielte, wenn der Kaiser in seinem anfänglichen Sträuben 
gegen Dietrichsteins Wahl darauf hinweist, es sei unbedingt erforderlich, 
daß ein Olmützer Bischof die tschechische Sprache beherrsche, weil er im 
Landtag und Landrecht das erste Wort zu führen habe. 

Von den kirchenpolitischen Maßnahmen zur Förderung der Geger- 
reformation ist die Art und Weise zu erwähnen, wie das Patronatrecht 
in ihren Dienst gestellt wird: der Kaiser überträgt seine Ausübung auf 
seinen Gütern dem Erzbischof, in den Städten sorgt er durch Ernennung 
katholischer Ratsherren für eine entsprechende Besetzung der Pfarren, 
dem Herrenstande macht er die Vertreibung lutherischer und kalvinischer 
Prädikanten zur Pflicht. Ein lang gehegter Wunsch des Nuntius geht 
1602 in Erfüllung, der Kaiser erneuert das Verbot jeder Religionsaus- 
übung neben der katholischen und utraquistischen Kirche und schafft 
dadurch die Rechtsgrundlage für das von Spinelli erstrebte scharfe Vor- 
gehen gegen alle dem deutschen Protestantismus nahestehenden Krei«. 

Stloukals fesselnde Darstellung will in erster Linie ein Stück 
politischer und Kulturgeschichte zeichnen; der Kirchengeschichte und 
besonders der kirchlichen Verfassungsgeschichte steht der Autor ziemlich 
fern. Das zeigen terminologische Inkorrektheiten (Bistum [!] Aachen, 
Erzbischof Wolf Dietrich von Raithenau hätte die Einkünfte sine 
Diözese [!] u. a. durch Erhöhung der Salzproduktion gesteigert), vor 
allem aber die Tatsache, daß es Stloukal unterlassen hat, die von ihm 
geschilderten Vorgänge, die auch rechtliche Bedeutung haben, näher zu 
kennzeichnen und ihre Rolle in der Geschichte der Kirchenverfassung zu 
bestimmen: wie fruchtbar hätte z. B. eine Untersuchung der Vorgänge 
bei der Olmützer Bischofswahl an Hand der in Feines aufschlußreichen 
Buch so trefflich verarbeiteten Vergleichsmaterial sein können! Das ein 
so übler lapsus calami stehen bleiben konnte, wie die Angabe, der Kolo- 
wratsche Pakt über den Ausschluß von Nichtschlesiern vom Breslauer 
Bischofsstuhl aus dem Jahre 1504 sei gegen Kandidaten aus dem pro- 
testantischen Innerdeutschland gerichtet gewesen, ist wohl auf das 
Fehlen einer letzten Durchsicht des Manuskripts zurückzuführen, das 


?) J. Jungnitz, Die Bischofswahl des Bonaventura Hahn, 15®. 
Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Alterthum Schlesiens XXXIV, 
1900, S. 253—288; J. Tenora, FrantiSek kardinäl z DietrichStejna. Jeho 
mlädi, volba za biskupa a zacätek biskupstvi (Kardinal Franz von Dietrich- 
stein. Seine Jugend, seine Bischofswahl und der Beginn seiner Regierung‘, 
Hlidka (Die Wache) XXIII, Brünn 1906. 
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sich auch sonst bemerkber macht, so in der bibliographischen Unvoll- 
ständigkeit vieler Zitate, aus der man schließen möchte, daß ursprünglich 
ein jetzt nicht vorhandenes Literaturverzeichnis beigegeben werden 
sollte. 

Die dritte der besprochenen Schriften, eine typische Anfängerarbeit, 
stammt aus der Schule des verdienten Erforschers und Herausgebers der 
Urkundenschätze der böhmischen Länder, Gustav Friedrichs. Zur 
Themawahl haben die Verfasserin heimatkundliche Neigungen geführt 
und wohl der Wunsch, durch die Beschäftigung mit der Geschichte eines 
Klosters, dessen angebliche Gründungsurkunde große Bedeutung für die 
böhmische Diplomatik hat, und dessen Name mit zwei Denkmälern der 
böhmischen Geschichtsschreibung, den Annales Gradicenses et Opato- 
vicenses und der Chronik seines Abtes Neplach, verbunden ist, zur Kunde 
der böhmischen Geschichtsequellen beizutragen; diesen drei Denkmälern 
sind denn auch ausführliche Exkurse gewidmet. 

Die Quellen bieten, wie bei so vielen mittelalterlichen Klöstern, 
im wesentlichen Personal- und Besitzgeschichte. Mit ihrer Darstellung 
hat sich auch Nohejlovä& größtenteils begnügen müssen. Doch zeigen 
sich immerhin einige bemerkenswerte Momente; die Immunitätsbestim- 
mungen der um 1150 gefälschten Gründungsurkunde für das Ende des 
11. Jahrhunderts entstandene Benediktinerkloster, die Frage, ob nach der 
Beendigung des großen kirchenpolitischen Streites zwischen König Pfe- 
mysl Ottokar I. und Bischof Andreas von Prag die einzelnen Klöster noch 
jeweils eines Sonderprivilegs bedurften, um in den Genuß der vom König 
ihrer Gesamtheit zugestandenen Freiheiten zu gelangen, geben Anlaß zu 
verfassungsgeschichtlichen Erörterungen, während die eine Fülle topo- 
graphischer Angaben bringende Besitzgeschichte leider nicht, wo das, wie 
etwa bei der Frage des Verhältnisses des Klosters zu seinen Hintersassen 
möglich gewesen wäre, durch Bezugnahme auf den allgemeinen Prozeß 
der Entwicklung der wirtschaftlichen und sozialen Zustände befruchtet 
worden ist. Auch die mannigfachen Erscheinungen, die das Verhältnis 
des Klosters zur Kurie kennzeichnen (Übernahme in päpstlichen Schutz, 
päpstliche Provisionen auf das Abteigut) sind ebensowenig verfassungs- 
geschichtlich gewertet, wie die bemerkenswerte Tatsache, daß zu Beginn 
des 15. Jahrhunderts das Kloster Gegenstand verschiedener Reform- 
maßnahmen von seiten der Kurie gewesen ist (Aufhebung der Exemption 
dus Klosters und der Inkorporationen). Von verhängnisvoller Wirkung 
sird für Opatowitz seine Beziehungen zur Landesherrschaft gewesen: 
Kinig Wenzel IV. verschreibt 1401 einem Edelmann 200 Schock Groschen 
arf die ihm vom Kloster geschuldete Steuer und überträgt ihm gleich- 
zeitig dessen Schutz und Vogtei. Damit ist Opatowitz in die Hände 
rücksichtsloser einander ablösender Bedrücker geliefert, die es wirtschaft- 
lich zugrunde richten, noch ehe der Hussitensturm 1421 seinen Unter- 
gang herbeiführt. 

Über die Verfassung des Klosters erfahren wir wenig; bemerkens- 
wert ist das System von exponierten Propsteien, in dessen Mittelpunkt 
Opi.towitz steht, für den deutschen Historiker besonders deswegen, weil 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XL:VIl. Kan, Abt, XV]. 34 
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drei von ihnen auf schlesischem Boden entstanden sind: Grüssau ist frei- 
lich dem Mutterkloster bald entglitten, die Wahlstätter Propstei, von 
der hi. Hedwig gegründet, blieb ihm jedoch bis zum eigenen Untergang 
erhalten, und in Neumarkt erhielt sich der von Karl IV. begründete 
Ableger des böhmischen Klosters gar bis zur Reformation, und diente 
während des letzten Jahrhunderts seines Bestehens Titularäbten als Sitz. 
So hat das Kloster an der Elbe zweifellos eine gewisse Bedeutung für die 
kulturelle Verbindung Schlesiens mit Böhmen und den westlichen Ge- 
bieten gehabt!); daß unter den geistigen Gütern, die in Opatowitz ge 
pflegt worden sind, such die Kirchenrechtswissenschaft gewesen ist, 
beweist ein teilweise erhaltenes Verzeichnis der Klosterbibliothek aus dem 
14. Jahrhundert, in dem ein liber decretalium studentium et alter liber 
decretorum in alio volumine erwähnt werden. 

Von den drei hier besprochenen Schriften tschechischer Histonker 
bringt nur die erste dem Kirchenrechteforscher unmittelbar greifbaren 
Stoff; bei den Verfassern der beiden andern steht das rechtshistorische 
Interesse stark im Hintergrund: doch bieten auch sie dem Freund der 
kirchlichen Rechtsgeschichte vielfache Anregung und zeigen, wie sehr die 
Leistungen der reich erblühten tschechischen Geschichteforschung seiner 
Aufmerksamkeit wert sind. 

Graz. Heinrich Felix Schmid. 


G. V. Vernadskij (Professor an der Russischen Juridischer 
Fakultät in Prag), Vizantijskija ulenija o vlasti carja i 
patriarcha (Die byzantinischen Lehren über die Gewalt 
des Kaisers und des Patriarchen), 8.-A. aus dem Recueil 
d’etudes, dediees a la m&emoire de N.P. Kondakov, Prague 
1926, „Seminsrium Kondakovianum* (8. 143— 154). 4. 

Dr. Vasilije Markovic, Kiitori, njihove duänosti i pravs 
(Die Ktitoren, ihre Pflichten und Rechte), 89.-A. aus den 
Prilozi za knjiZevnost, jezik, istoriju i folklor (Beiträgen 
zur Literatur, Sprache, Geschichte und Volkskunde), her- 
ausgegeben von Pavle Popovit (Professor an der Uni- 
versität Belgrad), Band V, Beograd 1925 (ausgegeben 
1926), (8. 100—124). 8°. 


Die Auffassung, daß in der Gestaltung des Verhältnisses zwischen 
Kirche und Staat ein grundlegender Unterschied zwischen der abend- 


!) Opatowitz hatte während seiner Blütezeit unter Abt Neplach, dem 
Günstling Karls IV., Beziehungen auch zu polnischen Klöstern: es stand im 
Bruderschaftsverhältnis zu Tyniec und Lubin (in Großpolen). Den Liber 
mortuorum monasterii Lubinensis hat die Verfasserin (S. 28 Anm. 4) irrtüm- 
licherweise in Wattenbachs Monumenta Lubensia (Leubus in Schlesien) 
gesucht: er ist gedruckt von W. Ketrzy nski, Monumenta Poloniae historice 
V, Lemberg 1888, S. 585652. Dort S. 606 die Erwähnung Neplachs, 


Literatur. 531. 


ländischen Entwicklung und der im byzantinischen Reich bestanden 
habe, ein Unterschied, der sich in der vollkommenen Unterordnung der 
Kirche unter den Staat, dessen Zwecken sie rücksichtslos dienstbar ge- 
macht worden sei, ausgewirkt habe, läßt sich als Gemeingut der mittel- 
und westeuropäischen Forschung bezeichnen: das Kernstück dieser Vor- 
stellung bildet die Lehre vom byzantinischen Cäsaropapismus, der sich 
darin äußert, „daß der weltliche Despot auch über Glauben und Kirche 
als einen Teil des ius publicum verfügt.‘‘!) Vielfach glaubt man, in dem 
russischen Staatskirchentum der Neuzeit eine Fortwirkung dieses „Byzan- 
tinismu im politisch-kirchlichen Sinn“ erkennen zu sollen.?) 

Die russische Kirchenrechtsforschung hat es sich, in Zusammen- 
arbeit mit der ihr eng verbundenen russischen Byzantinistik, von jeher 
zur Aufgabe gemacht, derartige Anschauungen auf ihre Haltbarkeit zu 
prüfen und womöglich richtig zu stellen: verhältnismäßig leicht ließ sich 
nachweisen, daß die Unselbständigkeit der neuzeitlichen russischen 
Kirche ein Werk der abeolutistischen Reformpolitik Peters des Großen ist, 
nicht zum wenigsten beeinflußt durch das Beispiel des landesherrlichen 
Kirchenregiments der protestantischen Länder, und daß für frühere 
Perioden der russischen Entwicklung ganz andere Verhältnisse, die zeit- 
weise zu einem Zurücktreten der weltlichen Macht hinter der kirchlichen 
führen konnten, charakteristisch gewesen sind, Verhältnisse, denen die 
Auffassung zugrunde liegt, daß Kirche und Staat, Priestertum und Herr- 
schertum gleichgeordnete und gleichberechtigte Organe einer einheitlichen, 
gottgewollten Weltordnung sind.?) 

Bald gelang es der russischen Forschung, gleichartige Erscheinungen 
auch in der byzantinischen Entwicklung nachzuweisen: aus der wechseln- 
den Gestaltung des Verhältnisses von Staat und Kirche im oströmischen 
Reiche*) zog die russische Wissenschaft den Schluß, „daß in der ortho- 
doxen Kirche der Cäsaropapismus weder als Norm noch als usus bestanden 
habe, sondern daß nur von einem abusus cäsaropapistischen Charakters ge- 
sprochen werden könne, der gelegentlich in Byzanz wie in den übrigen 
orthodoxen Ländern in Erscheinung getreten sei.‘ ®) 

Das ist die allgemeine Richtung, in der sich such der Beitrag be- 
wegt, den der namentlich um die Erschließung und Auswertung der 
byzantinischen Rechtsquellen für die Soziel- und Wirtschaftegeschichte 


!) Stutz, Kirchenrecht ?, in Holtzendorff-Kohler, Enzyklopädie 
der Rechtswissenschaft ? V, 1914, S. 298. 

83) Vgl. z. B. Nik. Müller, Art. Byzantinismus in Staatslexikon der 
Görresgesellschaft ® I, Freiburg i. B. 1926, Sp. 1147. 

2) Vgl. x. B. N. Suvorov, Ulebnik cerkovnago prava (Lehrbuch des 
Kirchenrechts) 2, Moskau 1902, S.501 ff. (die 4. Aufl., 1912, ist mir unzugäng- 
Hich); M. KrasnoZen, Cerkovnoe pravo (Kirchenrecht) *, Dorpat 1917, 
8. 296 ff. 

*) Vgl über sie u. a. Suvorov a.a. 0. 8. 83ff., 466 ff. 

s) F. Taranovskij in seiner Besprechung von M. Dolenc, Dudanov 
Zakonik (Das Gesetzbuch Dußans), Laibach 1925, im Arhiv za pravne i 
druätvene nauke (Archiv für Rechts- und Sozialwissenschaft), Jahrgang 
XVI, Bd. XXVIII (N. F. XI), Belgrad 1925, 8. 166. 7 

*% 
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hochverdiente russische Rechtehistoriker zu der Gedächtnisschrift für 
den bahnbrechenden Erforscher der byzantinischen Kunstgeschichte bei- 
gesteuert hat: sein besonderer Zweck ist die Klarstellung der byzantini- 
schen Theorien über das Verhältnis von geistlicher und weltlicher Gewalt. 

Vernadskij unterscheidet zwei Hauptströmungen: die eine geht 
von der Anschauung aus, daß der Kaiser eine leitende oder beaufsich- 
tigende Stellung über der Kirche einnimmt: Konstantins Bezeichnung als 
av &xıös Enloxonos, Justinians Kirchengesetzgebung, die Mitwirkung der 
Kaiser an den Beschlüssen der ökumenischen Konzilien, ihr Eingreifen 
in die Entwicklung der kirchlichen Lehre stützen sich auf sie. Deutlich- 
sten Ausdruck findet sie in dem Anspruch der Ikonoklasten-Kaiser, als 
Baoıleis xai lepeis die geistliche Führung ihres Volkes zu übernehmen. 
Bei der Entstehung dieser Auffassung hat, nach Vernadskijs Meinung. 
die Überlieferung des römischen Kaiserkultus eine bedeutsame Rolle 
gespielt, ohne daß man doch auf ihre Grundlage eine eigene monarchisti- 
sche Religion als Kennzeichen des byzantinischen Kulturlebens kon- 
struieren kann, wie das L. Brehier versucht hat. Vielmehr lassen sich 
gerade die auffälligsten Erscheinungen des vom byzantinischen Hof- 
zeremoniell geforderten „Kaiserkultus‘ im christlichen Sinn erklären, 
wenn man die Wertung in Betracht zieht, die seitens der Kirche selbst 
dem Herrscheramte, dessen Ausübung als eine besondere Art des Gottes- 
dienstes erscheint, entgegengebracht wird: sie findet ihren kennzeich- 
nenden Ausdruck in der Anschauung von der kirchlichrechtlichen Be- 
deutung der Salbung des Kaisers, die am greifbarsten von Balsamon im 
12. Jahrhundert formuliert wird (Sündentilgung durch die Salbung 
ebenso wie durch die Cheirotonie bei der Bischofsweihe), von demselben 
Balsamon, der dem Gedanken Raum gibt, daß der Kaiser weder den 
kirchlichen noch den staatlichen Gesetzen unterworfen ist. 

Die entgegengesetzte Richtung in der Auffassung des Verhältnises 
von Staat und Kirche wird vertreten durch die von Ambrosius vor- 
bereitete Lehre von Persönlichkeiten wie Maximus Confessor und (dem 
von Vernadskij nicht genannten) Theodor von Studion, die dem Kaiser, 
da ihm die Priesterweihe fehlt, die Befugnis zum Eingreifen in die An- 
gelegenheiten der Kirche absprechen. Vernadskij knüpft daran die Dar- 
stellung der bescheidenen liturgischen Funktionen des byzantinischen 
Kaisers, in deren Beschränktheit er eine der Grundlagen dieser Auffassung, 
aber auch der Unhaltbarkeit der entgegengesetzten, letzten Endes zur 
Einreihung des Kaisertums in die Hierarchie führenden Lehre sieht. 

Als Lösung der Widersprüche der von den beiden Richtungen ver- 
tretenen Meinungen erscheint ihm die Theorie von der Gleichordnung 
beider Gewalten, wie sie schon in der 6. Novelle Justinians, besonders 
aber in den der Tätigkeit des Kaisers und des Patriarchen gewidmeten Ka- 
piteln der ’Eravaywyn zoü vöuov zum Ausdruck kommt, in der er, mit 
Sokolskij, eine amtliche Rechtsquelle aus der Zeit des zweiten Pa- 
triarchats des Photius, die vielleicht unter dessen Mitwirkung zustande 
gekommen ist, sieht. Eine weitere Verkörperung dieser Lehre sieht er in 
der in gewissen Zügen gleichartigen Gestaltung der Prunkgewandung des 
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Kaisers und des Patriarchen. Des System aber, das in diesen Erscheinun- 
gen sich widerspiegelt, die Diarchie des weltlichen und geistlichen Staats- 
hauptes, deren Gewalten einander ebenso notwendig ergänzen wie Leib 
und Seele, die ebenso wie diese als Funktionen einer und derselben Ein- 
heit erscheinen, ist Vernadskijs Anschauung nach die charakteristische 
Ausdrucksform des byzantinischen Verfassungslebens — so, wie auf einer 
bestimmten Stufe seiner Entwicklung, die Teilung der Macht zwischen 
princepe und Senat bezeichnend für die staatliche Organisation des 
Römerreichs gewesen ist. 


In der scharfen Herausarbeitung der Gegensätze zwischen den ver- 
schiedenen Theorien über das Verhältnis von Staat und Kirche oder viel- 
mehr der höchsten staatlichen und kirchlichen Gewalt, die im Laufe der 
Entwicklung des byzantinischen Reiches vertreten worden sind, liegt das 
Hauptverdienst der scharfsinnigen Ausführungen Vernadskijs, die in 
dem engen Rahmen eines Sammelwerkbeitrages eine erschöpfende Dar- 
stellung des Gegenstandes nicht geben konnten und wollten: deswegen 
wird man ihnen die stiefmütterliche Berücksichtigung der einschlägigen 
deutschen Literatur historischer und kirchengeschichtlicher Richtung!) 
zugute halten, die freilich ihrerseits durchweg unter der Unkenntnis der 
russischen Forschungen leidet. Ein schwererwiegender Mangel ist das Feh- 
len ausreichender Hinweise auf die zeitgeschichtliche Bedingtheit der ver- 
schiedenen von Vernadskij dargestellten Theorien: sind schon die beiden 
gegensätzlichen Lehren nur aus der Verknüpfung ihres Auftretens mit der 
Gesamtentwicklung der kirchenpolitischen Verhältnisse im oströmischen 
Reich zu verstehen, namentlich aus der Rolle, die sie in der Behandlung so 
bedeutungsvoller Probleme, wie derjenigen des Streites um die Bilderver- 
ehrung und des Verhältnisses zu Rom, gespielt baben, so läßt sich um so 
mehr die wirkliche Bedeutung der von Vernadskij als letzten Endes 
maßgebend gewordenen bezeichneten Auffassung nur erkennen, wenn 
man die Umstände in Betracht zieht, unter denen ihre ausdrucksvollste 
Verkörperung, eben die Epanagoge, entstanden ist: in ihr wirkt sich einer- 
scits das Bestreben aus, eine Wiederholung der Gefährdung der Ortho- 
doxie zu verhindern, wie sie die restlose Konzentration kirchlicher und 
staatlicher Gewalt in den Händen der bilderstürmenden Kaiser mit sich 
gebracht hatte, andrerseits der Wunsch, dem im Kampfe mit dem Papst- 
tum stehenden byzantinischen Staatskirchentum eine auch dem kirch- 
lichen Selbstbewußtsein entsprechende Formulierung zu geben. Daß 
schlieBlich die Herstellung einer Parallele zwischen der Gewalt des einen 
Kaisers und des einen Patriarchen erst in einem Zeitpunkt möglich war, 
in dem die afrikanischen und asiatischen Patriarchate nicht mehr zur 
byzantinischen Reichskirche gehörten, darauf hat schon Suvorov nach- 
drücklich hingewiesen.?2) So wird man Vernadskijs Auffassung, daß die 


1) Außer dem von Stutz a.a. 0. verzeichneten Schrifttum kommen 
jetzt namentlich die einschlägigen Abschnitte in H. v. Schuberts Geschichte 
der christlichen Kirche im Frühmittelalter, Tübingen 1921, in Betracht. | 


2) A.a0. S. 471. 
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Lehre von der Diarchie der weltlicheg und kirchlichen Gewalt das 
charakteristische Moment in der gesamten Entwicklung der kirchenpoli- 
tischen Verhältnisse des byzantinischen Reiches gewesen sei, kaum 
als genügend begründet betrachten können, in ihrem Auftreten viel- 
mehr mit Suvorov!) und von Schubert?) eine bloße Episode im 
Rahmen dieser Entwicklung sehen müssen. 

Das bedeutet nicht, daß wir den Wert der vom Verfasser gegebenen 
Anregungen unterschätzen: wertvoll ist — um nur diesen einen Punkt 
hervorzuheben — namentlich sein Versuch, die, ja auch im Abendland 
nicht unbekannte Teilnahme des Herrschers an der Liturgie für die kirch- 
liche Verfassungsgeschichte auszuwerten. Dabei drängt sich die übrigens 
auch schon von Suvorov?) gestreifte Frage auf, ob nicht die Konzen- 
trierung der kirchlichen Gewalt in der Person des Herrschers, die durch 
dessen Einbeziehung in die Hierarchie gewissermaßen ihre Rechtfertigung 
vom kirchlichen Standpunkt aus erhält, in der entwickelten Form, w« 
sie uns namentlich in der Lehre Balsamons entgegentritt, mit veranlaöt 
gewesen ist durch den Wunsch, auf morgenländischem Boden ein Organ 
zu schaffen, das dem Papsttum gegenüber durch den ökumenischen 
Charakter seiner kirchlichen Gewalt konkurrenzfähig sein konnte: da: 
mußte namentlich für die Auseinandersetzung mit den Bestrebungen zur 
Schaffung besonderer landeskirchlicher Organismen, deren schließlicher 
Erfolg als ebenso charakteristisch für die Verfassungsgeschichte der 
morgenländischen Kirche gilt wie ihr „Cäsaropapismus‘‘, von größter 
Bedeutung sein. Bulgariens führender Historiker, V. N. Zlatarski, hat 
gelegentlich auf die Wichtigkeit des Umstands hingewiesen, daß dem 
ersten christlichen Bulgarenfürsten, Boris-Michael, von Photius ds 
kaiserliche Recht der Mitwirkung bei der Liturgie nicht zugestanden 
worden ist*); so suchte der größte Vertreter der byzantinischen kircben- 
politischen Ideen von voruherein der Gefahr einer vollen Verselbsünü- 
gung der bulgarischen Landeskirche durch die Einengung der kirchlichen 
Stellung ihres natürlichen weltlichen Hauptes vorzubeugen. 

Schon dieses Beispiel beweist, wie fruchtbar ein Verfolgen der von 
Vernadskij gegebenen Gesichtspunkte für die Klärung des Verhältnisse: 
zwischen staatlicher und kirchlicher Gewalt auch auf dem Boden der 
nicht zur byzantinischen Reichskirche gehörigen Zweige der orthodoxen 
Kirchenorganisation werden kann: auf ein zweites, früher an dieser Stelle 


1) A.a.O. Bei der Bewertung der Auffassung Suvorovs wird freilich 
im Auge zu behalten sein, daß der Kirchenrechtslehrer als Kirchenpolitiker 
ein entschiedener Anhänger und Verteidiger des russischen Cäsaropspismus 
war; seine historische Berechtigung nachzuweisen ist daher eines der Ziele 
auch seiner Forschungstätigkeit; vgl. etwa V. Sesan, Kirche und Staat 
im römisch-byzantinischen Reiche I, Orernowitz 1911, 8. X. 

2) A.a.0. S. 486. 3) A.0.0. S. 84. 

4) Vgl. V. N. Zlatarski, Kakvi kanoniteski i graZdanski zakoni e 
polufil Boris ot Vizantija (Welche kirchlichen und staatlichen Gesetze hat 
Boris aus Byzanz erhalten?), L&topis na B%lgarska Akademija na Naukit? 
rer der Bulgarischen Akademie der seanln.ten)., ‚ 1911, Sofia 

97E. 
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erörtertes — die völlig selbständige Stellung des Kiever Metropoliten 
im Kosakenstaat des 17. Jahrhunderts, dessen Haupt, der Hetman, der 
Autorität des gekrönten und gesalbten Herrschers ermangelt!) — braucht 
nur hingewiesen zu werden, um zu zeigen, wie andrerseits auch gerade 
diese Heranziehung der Verhältnisse in den übrigen orthodoxen Ländern 
die Erkenntnis der Grundlagen des byzantinischen Staatekirchenrechts 
fördern kann. Nur durch sie wird es möglich sein, festzustellen, ob die 
im Hinblick auf das byzantinische Staatskirchentum ausgesprochene 
Auffassung, daß die Kirchengewalt dem Herrscher als ein Teil des ius 
publicum zusteht, die sich für das oströmische Reich selbst schwerlich 
wird bestreiten lassen, auch auf die slavischen und rumänischen Aus- 
breitungsgebiete der orthodoxen Kirche übertragen läßt, namentlich auf 
die, in denen, anders als in Ostrom, der Landesherr die kirchliche Organi- 
sation überhaupt erst geschaffen hat — oder ob nicht vielmehr hier ganz 
andere, der Sphäre des Privatrechts näherstehende Faktoren den Aus- 
gangspunkt für die landesherrliche Kirchherrschaft gebildet haben, 
ebenso wie das für die westslavischen Länder anzunehmen ist. 

In der Beschäftigung mit diesem Problem möchten wir eine der 
wichtigsten Aufgaben der kirchlichen Rechtsgeschichte Osteuropas 
sehen: es ist eng verknüpft mit einer andern Frage, die schon wiederholt 
an dieser Stelle berührt worden ist, der nach den Grundlagen der grund- 
herrlichen Kirchherrschaft, für die wir Zeugnisse aus den verschiedensten 
Gebieten Osteuropas besitzen. Neues Material für ihre Bearbeitung 
bringt der zweite der hier zu besprechenden Aufsätze: schon 1920 hatten 
St. Stanojevic und N. Radojtic als nachgelassenes Werk eines der 
hoffnungsvollsten jüngeren serbischen Historiker, des während des 
Druckes dahingerafften VasilijeMarkovit, eine „Geschichte des ortho- 
«loxen Mönchtums und der Klöster im mittelalterlichen Serbien‘ vorlegen 
können), eine ausgezeichnete, nach chronologischen und topographischen 
Gesichtspunkten angelegte Übersicht über die Entwicklung des für die 
Ausbildung und Bewahrung der Kultur des serbischen Mittelalters so 
außerordentlich bedeutungsvollen Klosterwesens. In einer gehaltvollen 
Rezension des Buches?) hat 1924 der russische Slaviet VI. Rozov 
darauf hingewiesen, daß in ihm die innere Geschichte des Klosterwesens, 
namentlich die Rechtsstellung, Verfassung und die Wirtschaft der mittel- 
alterlichen serbischen Klöster, zu kurz gekommen sind. Der vorliegende 
Aufsatz zeigt, daß der jungverstorbene serbische Forscher sein Augen- 
merk auch diesen Dingen zugewandt hatte; wir müssen dankbar sein, daß 
er wenigstens die Bearbeitung einer der wichtigsten Fragen aus diesem 
Bereich, die des Verhältnisses der mittelalterlichen serbischen Klöster 


— 


1) Vgl. H. F. Schmid in der Besprechung von M. Cubatyj, De statu 
eccleeise iuridico in cosacorum re publica, Lemberg 1925, in dieser Zeitschrift 
XLVlI, Kan. Abt. XV, 1926, S. 352. 

2) Vasilije Markovio, Pravoslavno monastvo i monastiri u srednje- 
vekovnoj Srbiji, Sremski Karlovci 1920, mit einem Nachruf auf den Verfasser 
von St. Stanojevico und einem Nachwort von diesem und N. Radojcic. 

3) Slavia III, Prag 1924/1925, S. 606-521. 
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zu ihren „Stiftern‘“, soweit zum Abschluß hat bringen können, daß sie 
jetzt aus seinem Nachlaß veröffentlicht werden kann. Die letzte Feile 
fehlt ihr: das zeigen einzelne Mängel in der Stoffanordnung (öftere Wieder- 
holungen gleichlautender Angaben und in der Darstellung (mangelhafte 
Scheidung der Entwicklungsstadien) sowie unvollständige Zitate. Der 
nicht näher genannte Herausgeber hat nichts unternommen, um hier 
bessernd einzugreifen, er hat es aber auch unterlassen, auf den posthumen 
Charakter der Veröffentlichung hinzuweisen. 

Der Aufsatz gibt eine Darstellung der Pflichten und Rechte der 
„Ktitoren‘‘ der mittelalterlichen serbischen Klöster: der Verfasser lehnt 
die übliche Wiedergabe des griechischen Terminus durch ein den „Stifter“ 
bezeichnendes Wort ab und folgt mit seiner Übersetzung durch „Eigen- 
tümer‘“‘ dem genauen Wortsinn des zugrundeliegenden griechischen 
xınzoo (zu xtdouaı, vgl. die Ausdrucksweise löudxınros vorn —= „Eigen 
kloster“, auch döoxrnms für xınroo). Und in der Tat zeigen seine Aus 
führungen, die außer aus der erzählenden und urkundlichen Überlieferung 
namentlich auch aus dem reichen Schatz der von Lj. Stojanovic er- 
schlossenen altserbischen Inschriften und Bücheraufschriften schöpfen, 
daß die serbischen Ktitoren als völlig unumschränkte Eigentümer ihrer 
Klöster schalten und walten: der Ktitor — mag es der Landesherr oder 
irgendein anderer adliger Grundherr sein — bezeichnet sein Kloster als 
sein patrimonium (bastina), er kann es mitsamt allem Klostergut einem 
Verwandten, aber auch einem Hintersassen übertragen, er kann es einem 
andern Kloster als Metochie zuweisen. Er nutzt das Klostergut, indem er 
über die Arbeitskraft der Klosterhintersassen verfügt oder indem er 
klosterfremden Personen ihren Unterhalt im Kloster anweist. Aber auch 
das innere Leben des Klosters untersteht seinem Einfluß: nach seinem 
Gutdünken bestimmt der Ktitor den Igumen, ja, wo er zugleich Kieter- 
gründer ist, kann er nicht nur selbst als Igumen fungieren, es binden ihn 
nicht einmal die Vorschriften des zunıxdv. Das ist eins der wenigen \cr- 
rechte, die der eigentliche Stifter‘, der erste Ktitor des Klosters, vor 
seinen Nachfolgern, die sich regelmäßig durch Erbfolge oder durch ge- 
willkürte Rechtsübertragung bestimmen, voraus hat — eine weitere Aus- 
zeichnung besteht darin, daß der Stifter auch nach seinem Tode weiter als 
Ktitor seines Klosters bezeichnet wird. Bricht die Reihe der Ktitoren ab 
oder verfällt das Kloster, dann kann ein dritter die Stelle des Ktitors ein- 
nehmen und das Kloster wieder herstellen, ‚damit es sein Erbgut werde“. 

So fehlt den mittelalterlichen serbischen Landklöstern durchaus 
die Rechtspersönlichkeit. Anders die Athosklöster, auch die serbische 
Gründung Chilandar: sie verleihen Titel und Recht des Ktitors — dabei 
scheint zwischen inneren und äußeren, doch wohl dem Kloster, je nach 
dem Maß ihrer Leistungen, mehr oder minder nahestehenden Ktitoren 
unterschieden worden zu sein!) — gegen bestimmte Leistungen finan- 
zieller Art. 


I) Markovic weiß (S. 105) die Bezeichnung ‚innere Ktitoren‘“ nicht 
zu deuten: es liegt nahe, an eine ähnliche Differenzierung zu denken, wie sie 
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Außer diesen nutzbaren Rechten an seinem Kloster, denen natür- 
lich die Verpflichtung für dessen Erhaltung und Ausstattung mit gottes- 
dienstlichen Bedarfsgegenständen, so auch mit Büchern, zu sorgen, gegen- 
übersteht, ohne daß es freilich im mittelalterlichen Serbien je zu einer 
ausdrücklichen Normierung dieser Pflichten. wie auch der Rechte des 
Ktitors gekommen wäre, genießt der Ktitor noch eine ganze Reihe von 
Ehrenvorrechten, sein Name wird im Klostergebet erwähnt, im Gottes- 
haus steht ihm ein Ehrenplatz, seiner sterblichen Hülle das Grab zu, sein 
Bild schmückt die Klosterkirche; dies letztere Ehrenvorrecht des Ktitors 
gibt Markovic Anlaß zu einem langen Exkurs von vorwiegend kunst- 
geschichtlichem und prosopographischem Interesse. 

Seine Darstellung ergänzt die Untersuchung von R. M. Grujic 
über die Rechtslage der Pfarrgeistlichkeit im serbischen Mittelalter, die 
kürzlich an dieser Stelle besprochen worden ist!), zu einem vollständigen, 
farbenreichen Bilde, dessen hervorstechendster Zug sein durchaus eigen- 
kirchenrechtlicher Charakter ist. Im Gegensatz zu Grujic hat Marko- 
vic den Versuch gemacht, einen Vergleich zwischen der Entwicklung auf 
serbischem Boden und der im Ausgangsgebiet der byzantinischen Kirche, 
im oströmischen Reiche, durchzuführen, gestützt im wesentlichen, außer 
auf Zhishmans Stifterrecht?), auf die der byzantinischen Klosterver- 
fassung und -wirtschaft gewidmeten Arbeiten von W. Nissen°) und 
Ferradou.*) Selbständige Bedeutung haben diese Hinweise nicht, 
verwerten sie doch, an der Hand dieser Literatur, wesentlich nur das 
Quellenmaterial aus dem ersten Jahrtausend, so daß gerade die der serbi- 
schen gleichzeitigen Entwicklung, wie sie etwa in der Untersuchung des 
russischen Kirchenrechtshistorikers J. J. Sokolov°) Darstellung gefun- 
den hat, unberücksichtigt bleibt. Immerhin genügen die von Markovic 
angezogenen Parallelen im Verein mit dem von Zhishman gesammelten, 
freilich einseitig ausgewerteten Material, um zu zeigen, daß ihrem Wesen 


bei den „inneren“ und ‚äußeren‘‘ Boljaren im ersten bulgarischen Reich 
durch ihr Verhältnis zum Fürsten gegeben war: vgl. V. N. Zlatarski, Koi 
sd bili vötr&sni i vönSni boljari? (Wer waren die inneren und äußeren Bol- 
jaren ?), Jubileen Sbornik izdaden po iniciativata na Juridileskija Fakultet 
pri Sofijakija Universitet v lest’ na S. S. Boblev (Festschrift für 8. S. Bob£ev, 
herausgegeben auf Veranlassung der Jurid. Fakultät der Universität Sofia), 
Sofia 1921, 8. 45-57. 

ı) R. M. Grujit, Srednj evekovno srpsko parohijsko sveätenstvo, 
Skoplje 1923, besprochen von H. F. Schmid in dieser Zeitschrift XLV, 
Kan. Abt. XIV, 1925, S. 573 577. 

3) J. v. Zhishman, Das Stifterrecht (70 xınrooıxöv dixarov) in der 
morgenländischen Kirche, Wien 1888. 

3) W. Nissen, Die Regelung des Klosterwesens im Rhomäerreiche bis 
zu Ende des 9. Jahrhunderts, Programm der Gelehrtenschule des Johanneums 
zu Hamburg 1897. 

*) A. Ferradou, Des biens des monast£eres a Byzance. Bordeaux 1896. 
These. 

5) J. J. Sokolov, Sostojanie monasestva v Vizantijskoj cerkvi s polo- 
viny IX do natala XIII v&öka (Der Zustand des Klosterwesens in der byzan- 
tinischen Kirche von der Mitte des 9. bis zum Anfang des 13. Jabrhunderts 
842— 1204), Kazan 1894. 
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nach die eigenklosterartigen Erscheinungen, wie wir sie im mittelalter- 
lichen Serbien kennen gelernt haben, der byzantinischen Reichskirche 
durchaus nicht fremd gewesen sind, mag auch die kaiserliche und kirch- 
liche Gesetzgebung hier die schlimmsten Auswüchse verhindert haben. 
Nicht minder deutlich sind die Belege für ähnliche Zustände aus 
andern Ländern, die ihre kirchliche Organisation von Byzanz empfangen 
haben, so aus Rotrußland, dessen kirchliche Rechtsgeschichte ja verhält- 
nismäßig gut durchforscht ist!): hier wird noch 1578 ein Kloster von seiner 
Eigentümerin für 15 Mark Silbers und einen Marderpelz verkauft.) Wie 
dicht das Land mit derartigen kleinen und kleinsten Privatklöstern be- 
deckt war, zeigt die dankenswerte Übersicht der „mittelalterlichen 
Klöster im Lande Halyc“, die soeben Ivan Krypjakevyc in der ge- 
diegenen, auch für den Kirchenrechtshistoriker wichtigen Zeitschrift des 
ukrainischen Zweiges des unierten Basilianerordens veröffentlicht): er 
weist innerhalb der Grenzen der jetzigen unierten Lemberger Kirchen- 
provinz für die Zeit bis 1500 mit ihrem spärlichen Quellenmaterial 57 
Klöster, für die späteren Jahrhunderte weitere 289 klösterliche Nieder- 
lassungen nach. Der Bericht über eineVisitation der Klöster des Marmaros- 
gebietes im Jahre 1749, den P. Hl. Kynach OSBM. an derselben Stelle 
abdruckt*), zeigt in eindrucksvoller Weise, wie noch im 17. und 18. Jahr- 
hundert neue Klöster völlig formlos, durch einfache Vereinbarung zwischen 
einem Grundbesitzer und einer zur mönchischen Lebensführung bereiten 
Persönlichkeit, meist einem verwitweten Pfarrer, in stattlicher Anzahl 
entstanden sind: dem Grundbesitzer — der Dorfgemeinde, wo ihr der 
Klostergrund gehört — fällt dabei ohne weiteres die Stellung des Ktitors zu. 
So zeigen sich überall im orthodoxen Osten — auf rumänischem 
Boden nicht weniger als auf slavischem und byzantinischem — deutlich 
ausgesprochen eigenkirchenrechtliche Erscheinungen. Sind sie von außen 
hineingetragen worden in den scheinbar so fugenlosen Bau der välliy 
öffentlich-rechtlichen Charakter tragenden Staatsanstalt, als die uns die 
Kirche der justinianischen Gesetzgebung erscheint, hat mit andem 
Worten eine „Barbarisicrung‘‘ des byzantinischen Kirchenrechts statt- 
gefunden, entsprechend der Germanisierung des römischen ?_ Oder ist 
einfach, ohne daß wir eine nationale Differenzierung der verschiedenen 
Entwicklungsstufen annehmen könnten, eine Feudalisierung der bvzan- 
tinischen Kirche, wenigstens im Bereich der Niederkirchen erfolgt, im 
Zusammenhang mit der Umgestaltung der gesamten sozialen und wirt- 


I) Vgl. H.F. Schmid in der oben S. 535 Anm. I genannten Besprechung. 

2) Vgl. die höchst charakteristische Urkunde der Chonka, Gattin des 
Vasko Djad’kovyl, über den Verkauf des Klosters Kal’nykiv (Bez. Mostysk), 
Akta grodzkie i ziemskie z czasow Rrzeczypospolitej Polskiej (Burg- und 
Landgerichtsakten aus den Zeiten der Polnischen Republik) II, Lemberg 
1870, S. 15 Nr. 9. 

®) J. Krypjakevyt, Serednevicni monastyri v Halycyni (Monasteria 
medii aevi in Galicis), Zapysky Cyna 8v. Vasylija Velikoho (Analeota Ordinis 
8. Basilii Magni) II, Zovkva (Zötkiew) 1926, S. 70—104 (mit Karte). 

*%) Posiöcenie maramoroskych monastyriv 1749 r. (Visitatio monasterio- 
rum Marmarosiae a. 1749) ref. P. Hl. Kynach OSBM., daselbst S. 106122. 
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schaftlichen Verhältnisse ?!) Oder ist gar der später bezeugte Zustand 
älter als der, den Justinians Gesetzgebung herbeiführen wollte, bedeutet 
sie schon eine Reaktion gegen ihn ? 

Das sind Fragen, auf die uns die Wissenschaft vom Recht der 
orthodoxen Kirche?) heute noch keine Antwort zu geben vermag, in deren 
Rahmen die kirchliche Rechtsgeschichte noch in ihren Anfängen steht: um 
so willkommener und dankenswerter ist jeder Beitrag zu ihrer Erforschung. 


Graz. Heinrich Felix Schmid. " 


Edgar Salin, Civitas Dei. Tübingen, Verlag von J.C.B. 
Mohr (Paul Siebeck), 1926. Vu. 2458. 8°. 


Über Augustin im allgemeinen und sein De civitate Dei im be- 
sonderen wogt namentlich seit den letzten Jahren und Jahrzehnten 
ein bedeutsamer und fruchtbarer Kampf der Geister, der durch das vor- 
liegende Buch gefördert, aber nicht abgeschlossen wird, weil er unab- 
schließbar ist, solange es eine Geschichtswissenschaft gibt. Denn das ist 
das Große an allem, das Leben empfangen und gespendet hat, daß es kein 
ausgeklügelt Buch, sondern ein Leben im Widerspruch ist, und zwar um 
so mehr, je reicher und wirkungsvoller es gewesen ist. Darum werden die 
einen dies, die andern jenes aus ihm herauslesen, weil jeder dem Geist 
gleicht, den er begreift. Darum ist jede geschichtliche Darstellung und 
Untersuchung im tiefsten Sinne ein „Beitrag‘‘ zur Geschichte, ein Glied 
in dem unendlichen Prozeß der Besinnung auf das, was gewesen ist. 
In den letzten Fragen des Geistes werden wir freilich nie wissen, „wie 
es eigentlich gewesen ist‘, aber wir wollen und sollen trotzdem danach 
trachten, es zu wissen. Von der Parteien Haß und Gunst verwiltt, 
schwankt sein Charakterbild in der Geschichte, das gilt mutatis mutan- 
dis von jeder geschichtlichen Persönlichkeit, in Sonderheit aber von 


1) Das scheint, nach den Worten von L. Brehier, Revue historique 
51° annee, T. CLILI, 1926, S. 196f. zu schließen, die Anschauung des russischen 
Byzantinisten A. A. Vasil’ev zu sein, dessen einschlägige Schrift über die 
Latinerherrschaft im Osten (Latinskoe vladytestvo na Vostoke, St. Peters- 
burg 1923, als Teil seiner Istorija Vizantii) mir augenblicklich unzugänglich ist. 

2) Soeben ist eines ihrer wichtigsten Hilfsmittel, ‚‚Das Kirchenrecht 
der morgenländischen Kirche‘ von N. Mils&, in einer dritten serbischen 
Auflage erschienen, als Offset-Abdruck der zweiten serbischen Auflage von 
1902, den Radovan Kazimirovit einerseits durch Nachtragung der in der 
zweiten deutschen Auflage (Mostar 1905) vom Verfasser selbst durchgeführten 
Verbesserungen, andrerseits durch einen Anhang über die gegenwärtige 
kirchenrechtliche Verfassung der orthodoxen Kirche ergänzt und dem er ein 
Literaturverzeichnis beigefügt hat (N. Milas, Pravoslavno orkveno pravo. 
Izmene i dopune preveo i dodatak napisao R. Kazimirovit, Belgrad 1926). 
Die großen Mängel der tatsächlichen und der Lücken der Literaturangaben 
dieser Beigaben rtigt 9. Troickij in seiner Anzeige der Neuauflage, Arhiv 
za pravne i druötrene nauke, Jahrgang XVI, Bd. XXX (N. F. XIII), 1926, 
8. 486—497, und steuert dabei wertvolle Ergänzungen aus dem Bereich der 
kirchlichen Verfassungsgeschichte und der Bibliographie, namentlich der 
russischen und serbischen kanonistischen Literatur, bei. 
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Augustin in seiner weltgeschichtlichen Bedeutung, mag ee von dem 
nachschaffenden Historiker mehr oder, wie hier, weniger nachdrücklich 
betont und unterstrichen werden. 

Über seine Aufgabe hat sich der Verfasser in der „Einleitung‘‘ und 
in dem Anhang der „Quellennachweise und Anmerkungen“ mehrfach 
ausgesprochen. Er will nicht eine frühchristliche Staatslehre vorlegen, 
was er für ein in sich unmögliches Beginnen hält, sondern vielmehr „die 
tiefere Frage nach der geistigen Haltung des frühchristlichen Menschen 
zum Staate stellen und dadurch eine geschichtliche Antwort auf die 
Schicksalsfrage des ganzen Christentums und aller zuerst im Geist ge- 
bildeten Reiche suchen: Wie wird das Reich Gottes, wie wird ein geistiges 
Reich irdisch-politische Wirklichkeit ?““ (S. V). Er will die Entstehung des 
Baus der katholischen Kirche von innen heraus begreifen, ihr „Wachstum 
nach eigenem Gesetz und Rhythmus“ darstellen (S. 234), nicht aber eine 
von Harnack im Jahre 1910 hervorgehobene „Lücke“ in der Erforschung 
von Augustins De civitate Dei ausfüllen (S. 240), die aus sich heraus über- 
haupt nicht verstanden werden kann (S. 238). Zu dem Ende handelt er 
ab ovo anfangend nach einer kurzen einleitenden Betrachtung über 
„Antike Staatsgesinnung‘ in vier Kapiteln: über „Die Wende der Zeiten‘ 
(Augustin und Jesus), „Der Bund der Jünger“ (Petrus und Paulus), 
„Das Wachstum der Kirche‘ (insonderheit Tertullian, Origines und 
Cyprian) und endlich „De civitate Dei‘ (d. h. also Augustinus). 

Was uns der Verf. auf Grund der Quellen, deren Glaubwürdigkeit. 
er sehr stark unterstreicht (S. 224), in schöner, folgerichtiger, geistvoller, 
manchmal zu geistreicher Darstellung darüber vorträgt, ist, sofern das 
Kirchenrecht in Betracht kommt, nichts besonders Neues, was eigentlich 
kein Tadel ist und sein kann, sondern im wesentlichen, wenn man arf 
das Große und Ganze sieht, die bekannte katholische innere Begründung 
und Rechtfertigung der Entstehung des Katholizismus. Die Kirche als solche 
ist von Anbeginn vorhanden, von Jesus gesetzt, von den Jüngern und der 
Urgemeinde zuerst verwirklicht, und auch ihre Fortentwicklung aus einer 
vorwiegend psychischen zu einer vorwiegend institutionellen Ordnung ist 
„ebenso ursprünglich wie folgerichtig‘, keine Entartung und kein Ab- 
fall (S. 136/7). Mit Recht beruft sich die Kirche auf Petrus und seine Ein- 
setzung durch den Herrn bei Matthäus (S. 36), mit Unrecht sieht „eine 
christliche Konfession“ in der Entwicklung des Bischofsamtes eine Ab- 
weichung von der Lehre des Gründers (S. 92). Wohl ist es richtig, daß die 
Geschichte nicht in grader Linie noch ohne Rückschlag verläuft (S. 138), 
aber das „gnadenhafte Schicksal des neuen Glaubens“ hat es eben so ge- 
fügt, „daB die Formen und Stoffe sich ihm entgegen neigen und im rechten 
Augenblick ihm der Vorkämpfer ersteht, der das innere Gesetz des 
Glaubens und der Kirche der innerlich bereiten Welt aufprägt“ (S. 105). 
So ist die Aufnahme des römischen Rechts durch Tertullian, der mit dem 
Pandektenjuristen gleichen Namens identisch ist (S. 232), ebenso innerlich 
begründet wie die Aufnahme der griechischen Philosophie durch Origines 
(S. 116), und zwar deshalb, weil das Zeitalter eben schon mehr orientalisch 
als antik dachte und fühlte, weshalb ja auch die katholische Kirche mehr 
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orientalisch als römisch war (S. 98) und Augustinus „den orientalischen 
Charakter des Christentums‘ mit besonderer Klarheit und Sicherheit 
erfaßt haben soll (S. 211). 

Das ist der Unter- und Hintergrund, auf dem der Verf. im letzten, 
im Verhältnis zum Ganzen kurzen Kapitel Augustins berühmtes Werk be- 
greift. Civitas Dei und Civitas terrena sind keine ausschließlichen Gegen- 
sätze (S. 178) im Sinne von Kirche und Staat, wohl aber wechelweise 
aufeinander bezogen und auch auf Kirche und Staat anwendbar. „Wie 
die Zugehörigkeit zum Gottesreich sich durch das Leben nach Gott er- 
weist, so gehört zum Weltreich, wer nach dem Menschen lebt, oder auch 
wer, wie jene räudigen Schafe der Kirche, bald nach Gott, bald nach dem 
Menschen lebt‘ (S. 181). Das Römertum Augustins ist noch nicht ganz 
verblaßt, aber von der christlichen Umwertung aller Werte der Antike 
doch so getroffen und gewandelt, daß es „Schwierigkeiten macht zu er- 
mitteln, wie er zum Staat an sich gestanden hat“! (S. 184). Der Schlüssel 
zu dieser Umkehr aber liegt letzten Endes in dem Begriff der christlichen 
Geschichte, wovon der Verf. im letzten Abschnitt und wie mir scheint am 
gelungensten handelt. „Nachdem Ewigkeit und Zeit christlich getrennt 
sind“, wie er bezeichnenderweise sagt (S. 204), kann es dann niemanden 
wundern, daß alle Dinge dieser Erde auf dem Kopfe stehen, um es grob 
auszudrücken. Denn Ewigkeit und Zeit sind keine absoluten Gegen- 
sätze, da das Ewige in der Zeit erscheint und in der Zeit um Ewiges ge- 
stritten wird. Auch das Christliche kann sich nur in der Zeit offenbaren, 
auch des Christen Reich muß auch von dieser Welt sein, um die vom Verf. 
in der Einleitung gestellte „Schicksalsfrage des ganzen Christentums‘ zu 
beantworten. Und diese Antwort haben die germanischen Völker gegeben, 
besonders im Protestantismus, dessen inneres Recht nicht so völlig außer 
Betracht bleiben durfte, wie es des Verfassers den „ÖOrientalismus“ ein- 
seitig hervorkehrende Darstellung tut. 

Troeltsch, der ja in der Augustinforschung eine bedeutende Stel- 
lung einnimmt, redet am Schluß des Vorworts zu seinem Historismus 
von dem „heute in Phantasie und Gefühl so stark erregten Literatentum“ 
im Gegensatz zu der „herberen und nüchterneren Atmosphäre des strengen 
Wahrheitswillens‘ in der Wissenschaft und meint: „Für Gelehrtentum 
und Literatentum wird eine Arbeitsteilung notwendig werden, die nicht 
bloß auf gegenseitiger Verachtung beruhen darf“. Man wird dem zu- 
stimmen können, aber die Scheidung auch auf Stil und Sprache ausdehnen 
müssen. Des Verf. Buch ist ernste Gelehrtenarbeit, aber sein Stil und 
seine Sprache mit ihren gewählten und gesuchten Worten und Bildern 
erinnern doch oft sehr stark an das Parfüm geistreicher Literaten, was man 
um seinet- und der Sache willen bedauern muß. Man lese etwa zum Ver- 
gleich Karl Holls Akademieabhandlung über Augustins innere Ent- 
wicklung in ihrer ganzen schlichten Kraft, und man wird begreifen, was 
ich meine. Möchte uns wenigstens in der Rechtsgeschichte ein „gnaden- 
haftes Schicksal“ vor solchem Übermaß an Ästhetik bewahren. 


Greifswald. Walther Schönfeld. 
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Max Buchner, Die Clausula de unctione Pippini, eine 
Fälschung aus dem Jahre 880. Quellenfälschungen aus 
dem Gebiete der Geschichte, herausgegeben von Max 
Buchner. Paderborn, Schöning, 1926. VIII u. 7898. 8v. 


Über eine schwere Verirrung auf dem Gebiete der deutschen Quellen- 
forschung habe ich zu berichten, durch welche ein einzigartiges Zeugnis 
für den Aufstieg des karolingischen Königshauses und seine Verbindung 
mit der Kurie als spätere Fälschung an den Pranger gestellt wird. Nur 
ungern bin ich der Bitte der Redaktion gefolgt, die Arbeit in dieser Zeit- 
schrift zubesprechen. Aber als der Herausgeber der Quelle glaubte ich mich 
der Aufforderung nicht entziehen zu dürfen, um die Fachgenossen zu 
warnen und weiteresUnheil zu verhüten. DasHeinrich Finke gewidmete 
Heft soll eine neue Studienreihe ‚„Quellenfälschungen aus dem Gebiete 
der Geschichte‘‘ eröffnen, und das Erscheinen eines zweiten Heftes über 
eine neue, „überaus interessante“ Fälschung aus St. Denis ist bereits im 
Vorworte angekündigt. Durch eine Kritik läßt sich größerer Schaden 
vielleicht noch verhüten. 


Kurz vor dem Tode König Pippins setzte ein Mönch von St. Denis 
auf das letzte Blättchen einer kleinen Schrift (“libelli’) zum Lobe der 
kostbaren Märtyrer Dionvsius, Busticus und Eleutherius eine XNotiz 
von großer politischer Bedeutung für die fränkische Geschichte, damit sie 
zur Kenntnis der Nachwelt komme. Erstens bestimmte er mit peinlicher 
Genauigkeit die Abfassung durch vierfache Datierung, nämlich das 
Inkarnationsjahr 767, das 16. Regierungsjahr (‘regni eius’) Pippine, des 
Königs der Franken und Patricius der Römer, die 5. Indiktion und end- 
lich das 13. Jahr seiner Söhne Karl und Karlmann als Könige der Franken. 
Zu Königen, schrieb er, seien sie mit ihrem Vater durch Gottes Vorsehung 
(‘Dei providentia’) und die Interzession der Apostel Petrus und Paulus 
von der Hand des Papstes Stephan II. mittelst Salbung mit dem h. 
Chrisma geweiht (‘consecrati') worden. Von Regierungsjahren ist al%® 
bei den Söhnen nicht die Rede. Der Unterschied zwischen ihnen und 
dem Vater in den Jahren ergab sich dadurch, daß drei Jahre vor ihnen 
die Erhebung (‘sublimatus’) Pippins auf den Königsthron ‘per auctori- 
tatem et imperium’ des seligen Papstes Zacharias, seine Salbung durch 
die gallische Geistlichkeit und die Wahl aller Franken erfolgt war, also 
751, von wo aus sein 16. Regierungsjahr zählt. Und nun greift die Klausel 
noch einmal auf die schon erwähnte zweite Salbung drei Jahre später 
zurück, die das 13. Jahr der Söhne begründete, und bringt ganz unschätz- 
bare Einzelheiten, die sich in keiner anderen Quelle finden. 


Die Königserhebung Pippins 751 hat sein Onkel Childebrand in 
der Hauschronik der karolingischen Dynastie (Fredegar. Cont. c.33) ganz 
ebenso geschildert und nur die einzelnen Handlungen etwas anders ge- 
ordnet. An die Spitze stellte er wie der Mönch die Mitwirkung des Papstes 
mit demselben Ausdruck (‘auctoritate praecepta’), und das kann nach 
dem Sprachgebrauch jener Zeit auf eine Urkunde gehen, bezeichnet 
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jedenfalls hier die schriftliche Ermächtigung des Papstes auf den allein 
von Childebrand erwähnten Bericht Pippins (“missa relatione') an den 
apostolischen Stuhl. Es folgt bei Childebrand die ‘electio’ aller Franken, 
die in der Klausel den Schluß bildet. Dann kommt die 'consecratio’ der 
Bischöfe, die der ‘unctio’ der Clausula entspricht, und die Unterwerfung 
der Großen (‘subjectio principum’), ohne die Pippin niemals hätte König 
werden können. Auf sie!) muß das ‘imperium’ des Papstes in der Clausula 
bezogen werden, und der folgende Papst hat sich in eigener Angelegenheit 
direkt an die fränkischen Großen gewandt, um sich ihrer Mitwirkung zu 
versichern.?) 

Diese Unterwerfung der Großen war die Voraussetzung für das 
Gelingen des Staatsstreichs, und wenn Pippin die Hilfe des Papstes an- 
rief, vielleicht in Erinnerung an das Mißlingen des Staatsstreichs seines 
Vorfahren, des Hausmanns Grimoald 1.?), konnte dieser die angebotene 
Ehre schwer ausschlagen. Damit wurde die Entscheidung über die 
Thronfrage in seine Hand gelegt; er wurde die oberste Instanz bei der Be- 
setzung des fränkischen Königsthrones. Die königliche Würde hatte 
freilich mit diesem Schritte nicht gewonnen. Selbst ein so kirchlich ge- 
sinnter Mann wie Mabillon®) hat eeine Bedenken nicht unterdrücken 
können. Wie stand es nun mit den Eiden, die man dem legitimen König 
geschworen ?®) In den fränkischen Quellen ist nichts darüber zu finden, 
und nur der Byzantiner Theophanes®) berührt diese kitzelige Frage mit 
der Nachricht, der Papst habe Pippin vom Meineide gelöst. Das kann 
wohl stimmen und hat nichts Unwahrscheinliches?); es war die Konse- 
quenz der erteilten Antwort. Im Papstbuch herrscht über den Wechsel 
der Dynastie unter Beihilfe der Kurie tiefes Stillschweigen! Die Kirche 
war dem Rufe zur Legitimierung®) des revolutionären Aktes gefolgt. 


Die Einmischung der Kirche war eine völlige Neuerung und der 
erste Schritt auf einer Bahn, die der Weltgeschichte eine andere Rich- 
tung gegeben hat. Wenn Childebrand seiner Beschreibung der Königs- 


1) Schon Einhard, V. Karoli c. 1, spricht von einem Befehl des Papstes, 
cen König abzusetzen: “jussu Stephani (!) Romani pontificis depositus‘. Die 
Antwort auf die von Pippin vorgelegte Frage konnte aber nur die "suctoritas’ 
des Papstes sein, und das "imaperium’ paßt mur auf die Großen. 

2) Stephaa II. ‘omnibus ducibus gentis Francorum’, M. G. Ep. III, 488. 

3) Vgl. Der Staatsstreich des Hausmeiers Grimoald I. im Historische Auf- 
sätse, Zeumer dargebracht (1910) 8. 411ff. 

4) Mabillon, Annales ard. $. Benedicti (1704) 1I 148: "Novamı hanc 
auetoritatema sibi TTogaturus DIOR fuisset Zacharias, nisi eam Pippinus ipsi 
obtulisset: at oblatae oocasioni deesse non sustinuit. Sic Ppontilex digniteti 
consuluit suse, non satis regiae Pippinus, ut suse cupiditati satisfaceret.’ 

®) Marculf I 40. 

*) Theophanis Chronographia ed. de Boor (1883) I, 403: Avoavzos avzor 
rijs Ersegsdus vis mpos wv Gijya ob adreö Zregavov. Theophanes gibt bei 
der Reise des Papstes Stephan einen Exkurs über die fränkische Geschichte, 
und so ist die Königserhebung unter diesen Papst gekommen. 

7) So Fustel de Coulanges, Histoire des institutions politiques de 
l’encienne France VII 02, N. 2. 

8), L. M. Hartmann, Gesch. Iteliens im Mittelalter (1003) II.2, S. 175. 
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erhebung am Schlusse die Worte zusetzte: “ut antiquitus ordo deposcit', 
so stimmt das nur für die “electio’, und der kleine Betrug sollte von 
weiterem Nachdenken ablenken. 

Den Anstoß für die weitere Entwicklung dieser Politik gaben die 
Bedrückungen des Papstes durch die Langobarden. Der energische 
Stephan II. erschien 754 persönlich im Frankenreiche, um Pippin um 
Hilfe (auxilium’) zu bitten gegen die Barbaren.!) Er hatte mit König 
Aistulf ein Friedensbündnis (‘pacti foedus’) geschlossen gehabt. an das 
sich dieser aber wenig kehrte, und nun wollte er umgekehrt den Franken- 
könig um einFriedensbündnis ?) (“pacis foedera’) bitten, daß er eich der 
Sachen des H. Petrus und der ‘Res publica Romanorum’, d. h. der kirch- 
lichen, gegen die Langobarden annehme. Infolge des Zerfalls der byzan- 
tinischen Herrschaft in Italien waren die Duces zu so großer Selbständig- 
keit gelangt, daß sie auf eigene Hand Kriege führten und Bündnise 
schlossen ; das Ansehen des Patricius in Ravenna war fast erloschen, und 
im römischen Dukat standen die Verhältnisse folgendermaßen. Der 
Kaiser hatte zuletzt einen Dux im Patrizierrange, Namens Stephanus, 
nach Rom gesandt°®), der das römische Heer befehligte; die eigentliche 
Regierung im Dukat aber führte der Papst und bei einer Reise nach 
Ravenna überließ er dem Dux die Stadt Rom zur Regierung®) (‘ad 
gubernandum’), d. h. seine weltliche Stellvertretung. Seine tatsächliche 
Souveränität kam zum Ausdruck in den völkerrechtlichen Verhand- 
lungen, die er mit fremden Potentaten führte. Als Stellvertreter Pern 
wurde er vom Langobardenkönige mit denselben Ehren empfangen wie 
vom Frankenkönig und unter den Fürstlichkeiten besaß er unstreitig 
das höchste Ansehen. 

Hilfe und Schutz erbat der Papst für die “antiqua Romana urb*' 
und die ihr unterworfenen Kastelle®), also für den römischen Dukst, 
und das ihm persönlich anvertraute Volk, dann aber auch für den Streu- 
besitz, die Schenkungen frommer Leute in den verschiedensten Teiln 
Italiens, besonders im Exarchat von Ravenna.®) Zu den Gescheak- 
yebern zählten auch die Vorfahren des karolingischen Herrscherhaus=. 


1) Fredegar. Cont. c. 36. 

2) Lib. pont., V. Stephani JI, ed. L. Duchesne I 447. 

2) Vgl. L.M. Hartmann, Untersuch. zur Gesch. d. Byzant. Verwaltung 
in Italien 1889, S. 26. 

*) L. P. V. Zachariae, ed. L. Duchesne I 428. Vgl G. Schnürer. 
Die Entstehung des Kirchenstaates (1894) S. 34. 

s) V. Stephania. a. O. 8. 444. Schon seit 739 waren vier Städte von den 
Langobarden besetzt; V. Zachariae o. 2: “ab eodem rege (nämlich ‚Liutprando‘) 
abstulte sunt a ducatu Romano civitates ILII, id est Ameria, Ortas, Poli- 
martium et Blera’. Vgl. dazu die Note Duchesne’s I 436 (336 ist ver- 
druckt). 

6, Gregor III. an Karl Martell (739), M. G. Ep. UI 477: “Omnis enim 
luminaria ad ipsius principis apostolorum et quae a vestris parentibus 
vel a vobis offerta sunt ipsi abstulerunt’ ; derselbe an denselben (740): “dum 
cernimus id, quod modicum remanserat praeterito anno pro subeidio et ali- 
mento pauperum Christi seu luminariorum concinnatione in partibus Ra- 
vennacium, nunc gladio et igni cuncta consumi’. 
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Die Langobarden raubten und plünderten skrupellos die Güter, die für 
die Unterhaltung der Armen, die Beleuchtung der Kirchen, überhaupt 
die Beschaffung der kirchlichen Bedürfnisse geschenkt waren. Wie hätte 
Pippin solchen Ermahnungen des durch die weite Reise fast erschöpften 
Papstes widerstehen können ? Er verpflichtete sich also durch Eidschwur, 
mit allen Kräften die Rückgabe der geraubten Güter zu betreiben und 
statt des Streubesitzes setzte er nach dem Zeugnis des Papstbuches!) mit 
freigebiger Hand das Exarchat von Ravenna ohne Einschränkung ein. 
Sogleich sandte er an Aistulf eine Gesandtschaft, um ihn zur Einstellung 
der Feindseligkeiten gegen Rom zu veranlassen. Das ist die Wiege des 
Kirchenstaates! Es war eine Freigebigkeit auf Kosten des oströmischen 
Kaisers, dessen Rechtsansprüche kühl abgelehnt wurden. 

Der Papst legte alle Angelegenheiten des Apostelfürsten in die 
Hände des Frankenkönigs. Seine Feinde wurden nun auch die Pippins, 
umgekehrt die Pippins auch die der heiligen Kirche und des Papstes?), 
und ebenso stand es mit den Freunden. Völkerrechtlich stellt sich die 
Abmachung als ein gegenseitiges Schutz- und Freundschaftsbündnis dar, 
und mit Recht schreibt v. Sybel, sie sei im höchsten Sinne des Wortes 
ein weltgeschichtlicher Akt und bezeichne eine neue Wendung 
in der Geschichte Europas.?) Es ist bedauerlich, wie sehr die neuere 
und neueste Forschung dieses Verhältnis verkennen konnte.) Kehr?°) 
nennt treffend Stephan II. den ersten in der Reihe der Papstkönige. 


1) V. Stephani S. 448: "Qui de praesenti iureiurando eundem bestissi- 
mum papam satisfecit omnibus eius mandatis et ammonitionibus sese totis 
viribus oboedire, et ut illi placitum fuerit, exarchatum Ravennae et rei 
publicae iura seu loca reddere modis omnibus’. Unter “respublica’ ist in 
den damaligen Quellen der Ducat von Rom zu verstehen. 

3) Paul I, an Pippin (764), M. G. Ep, III 534. 

3) v. Sybel, Die Schenkungen der Karolinger an die Päpste (v. Sybel, 
Hist. Zeitschr. 1888, 44, S. 47). Vgl. A. Schaube, Zur Verständigung über 
das Schenkungsversprechen von Kiersy und Rom (v. Sybels Hist. Zeitschr. 
1894, 72, S. 193ff.). 

*) Zuerst hat Gundlach, Die Entstehung des Kirchenstaates und der 
kuriale Begriff Res publica Romanorum, Breslau 1899 (Gierke, Unter- 
suchungen zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte), die Behauptung auf- 
gestellt, Papst Stephan II. habe sich in aller Form Rechtens dem fränkirchen 
Könige kommendirt und der fränkischen Dienstbarkeit ergeben, so daß er 
also ein Mann Pippins geworden wäre und derrömische Dukat ein Immunitäts- 
gebiet des Frankenreiches, etwa wie das Kloster St. Gallen. Auch E. Caspar, 
Pippin und die römische Kirche, Berlin 1914, erklärte den von Pippin 754 ver- 
sprochenen Schutz als fränkischen Königsschutz nach Kommendation; das 
Versprechen des Königs hätte dann inhaltlich einem fränkischen Schutzbrief 
entsprochen, wie er etwa Bonifaz von Karl Martell ausgestellt wurde (Boni- 
fatii Ep. ed. Tang] 8. 37). Ganz verwickelt ist das wechselseitige Verhältnis, 
wie es J.Haller, Die Karolinger und das Papsttum (v. Sybels Hist. Zeitschr. 
108, 43) annimmt: es ist einmal die durch Kommendation begründete Schutz- 
herrschaft bei Gundlach, so daß also der Papst Pippin gehorchen mußte; 
dann aber sind umgekehrt wieder die Franken durch die Verbindung Unter- 
tanen des h. Petrus geworden und Pippin dessen Mann, zugleich mit seinen 
Söhnen; sie sind als Gefolgsleute in die Dienste des Apostelfürsten getreten, 
sie sind Mannen des h. Petrus; aber der Mann hat auch Rechte und der Herr 
hat Pflichten; auch er muß seinen Mannen Schutz bieten. Wie man einen so 
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Die Salbung 754 im Kloster St. Denis, wo die Clausula geschrieber 
ist, kann als Gegenleistung für die Zusage der Hilfe und des Schutzes 
gelten!), und so mag sie Pippin aufgefaßt haben; der Papst dachte natür- 
lich dabei an die Vorteile der Kirche, daß sie durch Pippin erhöht werde- 
und der Apostelfürst sein Recht erhalte. Auf die Interzession der Apostel 
salbte er eigenhändig in der Kirche der drei Märtyrer, der Abt Fulrad 
vorstand, im Namen der Dreieinigkeit Pippin zum König der Franken 
und zugleich Patricins der Römer; er salbte auch seine beiden Söhne, 
segnete seine Gattin Bertrada und erteilte endlich den Principes der 
Franken seinen Segen. Und nun bringt allein die Klausel eine Nachricht- 
von der höchsten Wichtigkeit. Die also Gesegneten verpflichtete der 
Papst als Statthalter der beiden Apostel, auf deren Interzession er handelte, 
unter Androhung von Interdikt und Exkommunikation, niemals aus eines. 
andern Geschlecht (‘de alterius lumbis’) den König zu wählen (‘eligere’) 
als aus dem der Gesalbten, welche der liebe Gott hatte erhöhen (‘exal- 
tare’) und von den Händen ihres Statthalters bestätigen und weihen 
lassen (‘oonfirmare et consecrare'). Durch den kirchlichen Akt wurden 
also mit dem Vater auch die Söhne gesalbte Könige, aber allein von Gott 
erhobene, nicht von den Franken; sie wurden auch mit dem Vater zu- 
sammen gesalbte Patrizier. Es wird immer vergeblich sein, diese Salbung 
staatsrechtlich zu erklären, eine „Ernennung“ darin zu sehen und über- 
den Rechtsgrund solcher „Bestallungen‘‘ nachzugrübeln. Ebensowenig 
wie der Knabe David?) durch die Salbung ein König wurde, wurden Karl 
und Karlmann durch sie Könige, wenn sie auch der Papst in seinen 
Briefen hartnäckig als solche und als Patrizier anredete. 


wichtigen völkerrechtlichen Pakt in dieser platten Weise verzerren konnte! 
Aber die Anregung war von Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II 87, aus- 
gegangen, auf den sich auch Gundlach ausdrücklich berufen hat. Nach 
Brunners Definition war das päpstliche Gebiet eine mit umfassenden Hoheits- 
und Immunitätsrechten ausgestattete geistliche Herrschaft, welche „inner- 
halb des fränkischen Reichs“ lag. Brunner hatte wenigstens gesehen, daß 
ein fränkischer König einen solchen Schutzbrief doch wohl nur für den Um- 
fang des fränkischen Reiches hätte ausstellen können; aber abgesehen von 
allem anderen, lag der römische Dukat 754 im fränkischen Reiche ? Erfreulich 
ist es, nach solchen Verirrungen die juristische Kritik des trefflichen W. Sickel 
zu hören, der politischen Blick mit seinen gelehrten Forschungen verbindet. 
Er schreibt in seinem Aufsatz ‚‚Die Verträge der Päpste mit den Karolingern‘“ 
(Quidde, Deutsche Zeitschr. f. Geschichtswissenschaft, 1894, XI 330) vom 
Papste: „In den auswärtigen Angelegenheiten handelte er als völkerrecht- 
liche Persönlichkeit und wurde als solche behandelt‘‘, vom Dukat (S. 317): 
„Der römische Ducat wurde demnach ein besonderer Staat, die Einver- 
leibung in das Frankenreich blieb ausgeschlossen‘, und vom Vertrage 
(S. 332): „Die Verpflichtung, diese Kirche zu verteidigen, war die eines aus-- 
wärtigen Staates‘ (S. 334). Endlich erinnere ich daran, daß Karl d. Gr. 774 
den Papst um die Erlaubnis bat, die Stadt betreten zu dürfen, um dort: 
seine Gebete zu verrichten; V. Hadriani c. 39. 


5) P. Kehr, Die Chronologie der Briefe des Papstes Pauls I. im Codex 
Carolinus (Nachr. d. Ges. d. Wissensch. zu Göttingen, Phil.-hist. Kl. 1896, 
8. 103 ff.). 


1) Sybela.a. O0. S. 50. 2) 1. Reg. 16, 13. 
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Die Salbung des Papstes auf Vermittlung des h. Petrus, des Tür- 
pförtners des himmlischen Reiches, hatte die drei Gesalbten in dessen 
Dienst gestellt; von Gott beschützt, hatten sie die Pflicht, für die Ver- 
teidigung seiner heiligen Kirche, der res publica Romana za sorgen; 
die neuen Ehren sollten Pippin enger an die Erfüllung seines Versprechens 
binden, Hilfe und Schutz dem Stellvertreter Petri zu leisten. Und von 
Petrus selbst erhielt der fromme König mit seinen Söhnen und dem 
ganzen Frankenvolke ein flehentliches Schreiben!), die Stadt Rom, wo 
sein Leib ruht, nicht untergehen zu lassen, sondern dem römischen Volke 
schleunigst zu Hilfe zu eilen. Den 754 zwischen „Römern“, Franken und 
Langobarden geschlossenen Friedensvertrag hatte Aistulf gebrochen, und 
nun sollten die Franken wiederum helfen. Nach dem zweiten Friedens- 
schluß 756 nennt der schlaue Papst die drei Gesalbten ‘a Deo institutos 
reges Francorum et patritios Romanorum’.2) Also eine Einsetzung auf 
den fränkischen Königsthron durch Gott, und gleich auch für die Söhne 
mit! Das mochte Pippin wohl gefallen, denn gegen Gottes Macht konnte 
kein irdischer Princepse etwas ausrichten. 

Er hat auch in den Urkunden davon Gebrauch gemacht: 

760.3) “juvante Domino, qui nos in solio regni instituit’, 

762. “Et quia divina nobis providentia in solium regni unxisse 

manifestum est”, 

und im Einklang mit der letzterenUrkunde hat auch dieClausula durch den 
Zusatz “Dei providentia’, wie wir sahen, die Salbung auf eine EntschlieBung 
des lieben Gottes zurückgeführt. Nach des Vaters Tode berief sich Karl 
d. Gr. in seinen Urkunden ebenfalls auf die göttliche Einsetzung auf den 
Königsthron.*) So hat Pippins Verbindung mit der Kurie das Gottes- 
gnadentum der Fürstlichkeiten begründet und ihnen das stolze Selbst- 
bewußtsein eingeflößt, das erst die Ereignisse der neuesten Zeit zerschellt 
haben. 

Lag die Salbung zu Königen gleichmäßig im Interesse des Papstes 
wie Pippins und seiner Söhne, so bedeutete die Salbung zu Patriziern 
der Römer für das Karolingerhaus nur eine Verschärfung der Pflicht und 
keine Ehre. Über diese Würde konnte Pippin unmöglich seine Freude 
haben, und tatsächlich hat er auch niemals davon Gebrauch gemacht. 
Der ordentliche Patricius, der Exarch in Ravenna, war vom oströmischen 
Kaiser bestellt, war ein Beamter desselben, und niemals hat sich sonst 
ein Beamter träumen lassen, daß er „gesalbt‘‘ werden würde wie die 
Könige. Diese Würde konnte für einen Frankenkönig unmöglich die 
Erfüllung ehrgeiziger Wünsche sein. In der Provence setzte er selbst 
solche Beamte, und als Gunthramm 585 einen Patricius gesetzt hatte. 


1) M.G. Ep. III 8.501ff. 

3) M.G. Dipl. Karol I 8. 20. 

%) 769, Dipl. Karol. I 8. 85: “iuvante Domino, qui nobis in solium regni 
instituit’ u.a. Vgl. V. Hadriani o. 37, ed. Duchesne I 497: “Ipse vere a Deo 
institutus berieniscimns Carolus magnus Francorum rex et Benehun Roma- 


norum)'. 


2) Ebend. 8. 506. 
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bestellte der oströmische Kaiser einen gerade nach Konstantinopel ge- 
sandten fränkischen Grafen hinterlistigerweise ebenfalls für diese Stelle.) 
Jetzt trat der Papst schon mit der Salbung von Patriziern als Konkurrent 
des oströmischen Kaisers auf, und W. Sickel in seiner vortrefflichen 
Untersuchung®) meinte, daß Stephan II. Pippin 754 zum Patricius 
„bestellt‘‘ habe, und suchte nach der Form der „Ernennung“. Er hatte 
ihn nur „gesalbt‘‘ kraft seiner Eigenschaft als Stellvertreter Petri, und 
seine Absicht bei dieser Salbung war, der übernommenen Schutzpflicht 
des Frankenkönigs einen amtlichen Anstrich zu geben. Der oströmische 
Patricius und Exarch in Ravenna hatte den Schutz des Landes gehabt 
und durfte auch bei der Papstwahl ein Wort mitreden. Im Liber diurnus, 
dem Formelbuch des apostolischen Stuhles, steht das Formular für die 
Titulierung des Patricius vor dem des Exarchen. Das kaiserliche Patri- 
ziat für Ravenna war durch die Eroberung der Langobarden erloschen, 
und nun ließ der Papst kraft seiner himmlischen Gewalt den Frankenkönig 
mit seinen Söhnen in die Stelle einrücken. Hat Pippin auch von dem 
Titel keinen Gebrauch gemacht, so hat er doch die Pflichten übernommen, 
und nicht allein der Papst, auch der Senat und das römische Volk sahen 
in ihm ihren ‘Patricius Romanorum’ und hielten ihn stramm zur Er- 
füllung der Defensionspflicht an: "Tu enim post Deum noster es defensor 
et auxiliator’.?) Die Ann. regni Francorum schweigen über die Patricius- 
Salbung; Childebrand will überhaupt von kirchlichen Salbungen nichts 
wissen; er war Realist. Der Mönch von St. Denis zeigt sich in der 
Clausula ausgezeichnet unterrichtet; er steht durchaus im Einklang mit 
den Papstbriefen des Codex Carolinus und verschweigt nicht, was man 
im Interesse des königlichen Hauses lieber nicht auf die Nachselt 
kommen lassen wollte. 


Karl Martell hatte sich 739 bei einem ähnlichen Anerbieten Gre- 
gors III. zurückhaltender gezeigt als diesmal sein Sohn. Zwei Gesandt- 
schaften mit den Schlüsseln zum Grabe des Apostels und reichen Gr 
schenken, ein früher nicht gehörtes und gesehenes Ereignis*), gelangten 
damals an ihn: der Papst wollte vom Kaiser abfallen und dem fränkischen 
Hausmeier das römische Konsulat (‘Romano consulto’) feierlich bekraäf- 
tigen (‘sanciret’), wie der vorsichtig gewählte Ausdruck lautet.°) Eine 
Formel des Liber diurnus (n. LIX) nennt den Patricius und Exarchen 


1) Fredegar IV 5. 3) W.Sickel 20. 8. 341. 

8) Brief des Senats und römischen Volkes “a Deo instituto magno 
victori Pippino, regi Francorum et patritio Romanorum’ (757), M.G. Ep. 
III 509. 

*) Fredegar Cont. o. 22. 

5) In der Nachricht des Chron. Moissiac. (SS. I 292) und der Ann. Mett. 
a. 741, über die schon viele Vermutungen geäußert sind (vgl. Mühlbacher, 
Karol. Reg. I S. 192; Waitz, V. G. IlI 83°), daß der Papst auch einen Brief 
mit den Beschlüssen der römischen Principes an Karl gesandt habe, sie wollten 
vom Kaiser abfallen und sich in Karls Schutz begeben, gehen die Worte: 
“Epistolam quoqueetdecretaRomanorum principum praedictus papa Gre- 
gorius cum legatione, etiam munera misit’ auf mißverständliche Deutung der 
Fredegar - Fortsetzung c. 22 zurück, speziell auf den Ausdruck "Romano 
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auch ‘exconsul’. Karl hatte wohl erkannt, daß der Konsultitel die 
schweren Verpflichtungen nicht aufwog, die das Frankenvolk zur Ver- 
teidigung Roms gegen die Langobarden übernehmen sollte. 

Karl d. Gr. hat erst nach der Eroberung des Langobardenreiches 
den Titel eines Patricius Romanorum angenommen.!) Bei seinem Er- 
scheinen in Rom 774 wurde er wie ein Exarch oder Patricius?) vom Papst 
aufgenommen. Am Grabe des h. Petrus schwuren sich beide ewige 
Treue, und Karl verpflichtete sich zur Erfüllung des Versprechens, das 
sein Vater gegeben hatte. Dem Sohn und Mitregenten des unglücklichen 
Königs Desiderius, Namens Adalgis, gelang es, nach der Gefangennahme 
seiner Eltern nach Konstantinopel zu entfliehen, und hier hat ihn Kaiser 
Konstantin in den Patriciusstand erhoben.?) Das war der Gegenzug des 
byzantinischen Kaisers. 

Man beachte, wie vorsichtig und genau der Mönch von St. Denis 
in der Clausula die technischen Ausdrücke für die grundverschiedenen 
Handlungen gewählt hat. Den Staatsakt von 751 bezeichnet das Verb 
‘sublimatus’, die bloßen Weihen von 754 die Verben ‘consecrati’ und 
*“unctus et benedictus est’; jede Andeutung einer „Ernennung“, nach der 
die Forschung bisher vergeblich gesucht hat, ist sorgfältig vermieden. 
Die Salbung allein konnte keine Könige schaffen und ebensowenig Patri- 
zier. Aber sie stellte Pippin mit seiner Familie unter den Schutz des 
h. Petrus, und damit des lieben Gottes, und mit dem starken Arme des 
Apostels konnte er wie seine Söhne alle ihre Feinde besiegen, was sich 
schon 754 bei dem ersten Anmarsch gegen die Langobarden erprobt hatte. 
Die Bedrohung der fränkischen Großen mit den schwersten kirchlichen 
Strafen für den Fall, daß sie etwa bei der Königswahl von der neuen 
Dynastie abspringen wollten, beweist, daß Pippin bei dem Abkommen 
von 754 auch die Interessen seines Hauses zu wahren verstanden hatte, 
und der Beistand des Statthalters Petri war für ihn von unschätzbarem 
Werte. Die schwere Sorge, wie der junge Thron die erste Erschütterung 
überstehen würde, war überwunden, als nach Pippins Tode 768 die beiden 
Söhne von den Vornehmen auf den Thron erhoben (‘sublimati’) wurden.) 
Nunmehr waren sie wirkliche Frankenkönige, nicht mehr bloß gesalbte. 
Hätten die Großen einen anderen König gewählt, hätte sie der kirchliche 
Bannstrahl getroffen, und niemals hätte ihnen Petrus die Pforte zum 
Himmelreich geöffnet, ja das ganze Frankenreich wäre dem Interdikt ver- 
fallen. Es erscheint mir gänzlich ausgeschlossen, daß ein späterer Fälscher 


consulto’, der, wie mein Zitat zeigt (SS. rer. Merov. II 179 n. 1), in der Tat 
Konsulat bedeutet. Brunengo, Il patrizisto Romano di Carlomagno 
S. 32 n. 3 und nach ihm Schnürer a. a. O. S. 30 interpretieren umgekehrt 
Childebrand aus den späteren und unzuverlässigen Quellen. Einen ‘consul et 
dux’ erwähnt die V. Hadriani c. 63, ed. Duchesne S. 505. Daß "Consul’ im 
8. Jahrhundert in Italien der regelmäßige Titel des Dux war, bemerkt W. Sik- 
kela.a.0. S.317 A.l. 

1) Zuerst am 16. 7. 774, vgl. Mühlbacher, Dipl. Karol. IS. 77. 116. 

2) V. Hadriani c. 36 (Duchesne I 8. 497): “sicut mos est, exarchum 
aut pstrichum suscipiendum, eum cum ingenti honore suscipi fecit’. 

Ann. Einhardi a. 774. *) Fredegar Cont,. c. 54, 
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einen solchen Umstand erfinden und sich so in die Lage des damaligen 
Frankenkönigs hätte hineinvereetzen können. Diese Nachricht der Clau- 
sula, die sich, wie gesagt, sonst nirgends findet, ist bieher nicht genügend 
beachtet worden. Sie macht das sonst für Pippin wenig vorteilhafte Ab- 
kommen mit dem Papste erst verständlich, und nur ein Mönch von 
St. Denis, ein Augenzeuge, konnte den Vorgang wissen. Sie ist der 
sicherste Beweis für die Echtheit der schwer verdächtigten Quelle. 

Die Klausel ist wohl schon in den fränkischen Reichsannalen 
benutzt!), aber von dieser schweren Drohung schweigen sie, ebenso wie 
vom Patriziat. Es erscheint begreiflich, daß man später an die Mittel 
nicht gern erinnert sein wollte, mit denen die ernsten Schwierigkeiten 
der neuen Dynastie überwunden wurden. Umgekehrt hatte man im Kloster 
St. Denis ein lebhaftes Interesse daran, die Vorgänge dem Gedächtn» 
der Nachwelt zu erhalten, und vor allem konnte 767 dieKlausel den Gang 
der Dinge noch wirkungsvoll beeinflussen. Den Herzog Remistagnus von 
Aquitanien ließ Pippin in einen Hinterhalt locken und aufhängen), den 
Herzog Waiofar ermorden®); auch in Bayern gärte es, und vielleicht 
wären noch etliche Galgen nötig gewesen, wenn der Statthalter Petri 
nicht störrischen Großen die Himmelspforte gesperrt hätte. Die Auf- 
zeichnung der Clausula kam gerade zur rechten Zeit. Schon im Jahre 
darauf erkrankte der König schwer und schloß die Augen. 

Am 23. September 768, am Tage vor seinem Tode, hat Pippin im 
Kloster St. Denis drei Urkunden ausgestellt.) Zu Ehren der Heiligen 
Dionysius, Rusticus und Eleutherius bestätigte er auf Bitten des Abtes 
Fulrad die Bischofs- und Immunitäts-Privilegien des Klosters und gab 
Fulrad seine Güter zurück, die dieser ihm einst in einer schweren Krank- 
heit übertragen hatte. Dieser Gnadenakt galt nicht dem Abte vos St. 
Denis, sondern seinem treuen Diener; es war die Belohnung für wine 
“fides inlaesa’ und ‘assiduitas servitii’. Der königliche Beamte ist daher 
such darin nicht als Abt, sondern mit seiner Eigenschaft am Hofe as 
‘capellanus noster sive archypresbiter? bezeichnet.) Geschrieben is 
diese noch im Original erhaltene Urkunde ganz von der Hand des bekann- 
ten Notars Hitherius, der sie auch rekognoszierte und unterschrieb. Ba 
dem Titel stockte er und wollte zuerst ‘archyepiscopo’ schreiben ®), aber 
am Schlusse hat er ganz deutlich ‘capellanus noster sive archypreebiter' 
wiederholt, so daB man also meinen sollte, irgendwelche Bedenken 
könnten gar nicht erhoben werden. Der König ist auch in St. Denis 
beerdigt worden; er wollte bei seinen drei Märtyrern ruhen, und noch 
kurz vorher schenkte er dem Kloster, wo ‘Fulradus abba’ der Leiter war, 
zum Entgelt für seine Begräbnisstelle einen Forst. 

Auch in der Klausel ist Abt Fulrad sein Hoftitel’Archipresbyter’ 
beigelegt wie in der persönlichen Schenkungsurkunde des Könige, und 
der Schreiber hatte, wie gesagt, das letzte Blatt eines kleinen Büchleins 


I) 8o F. Kurze, N. A. 21, 82. 3) Fredeg. Cont. c. 51. 
®) Ebend. c. 52. *%) M.G. Dipl. Karol. I 8. 34 ff. 

s) Bresslau, Handbuch der Urkundenlehre I® 407. 

%) Vgl. Mühlbacher, M.G. Dipl. Karol. I 8. 38. 
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zum Lobe der drei Heiligen für die Eintragung benutzt. Wenn er wünscht, 
wie er am Schlusse bemerkt, daß die Notiz aller Welt bekannt werde, 
so darf man wohl annehmen, daß sie auch zur Kenntnis des Königs ge- 
bracht ist. Ich stieß auf sie bei der Bearbeitung des zweiten Teils der 
Werke Gregors und druckte sie SS. rer. Merov. I 465 ab; aus meiner 
Ausgabe hat sie dann Waitz SS. XV 1 wiederholt. In der sehr wertvollen 
Brüsseler Hs. 7666, s. X (= 4) ist sie fol. 96°, 97 hinter Gregors Schrift 
“In Gloria Confessorum’ mit anderer Tinte und von anderer Hand, aber 
noch im 10. Jahrhundert nachgetragen; sie steht mit dem vorhergehenden 
Text in gar keiner Beziehung. Ein ‘libellue’ zur Ehre der Märtyrer ist die 
kurze Passio, die ich Auct. antiqu. IV 2, 101 ff. herausgegeben habe, und 
Ludwig d. Fr., ein glühender Verehrer des h. Dionys, spricht tatsächlich 
vom ‘libello passionis eius’.!) Ein merkwürdiges Zusammentreffen! Von 
dieser Schrift, die hervorragende Forscher hartnäckig um 800 setzten, 
hatte ich geurteilt, daß sie um 767 geschrieben sein könne ®), und gerade 
dieses ist das Jahr der Clausula! 

Diese im Jahre 767 aufgesetzte Berechnung eines Mönches von 
St. Denis beginnt: ‘Si nosse vis, lector, quibus hic libellus temporibus 
videatur esse conscriptus’, mit einer Formel, welche allen, die sich jemals 
mit Chronologie beschäftigt haben, wohl bekannt ist. Das ist der Stil 
der Argumenta paschalia, der Anweisungen zur Berechnung der chrono- 
logischen Größen, und in dem unter Bedas Werken gedruckten ‘Libellus 
de argumentis lunae' oder dem von Muratori herausgegebenen ‘Liber 
de Computo’ kann man viele Beispiele dieser Art finden.?) Der Schreiber 
der Clausula redet den Leser an und wendet sich am Schlusse mit ‘caritati 
vestrae’ wieder an ihn. Zunächst waren ja wohl die Mönche von St. Denis 
‚diejenigen, welche die Eintragung lasen, und wie hätte er diese, seine Ge- 
nossen, anders anreden sollen? Die Klausel ist unter den Augen des 
„ehrwürdigen‘‘ Abtes Fulradus geschrieben, dessen sie selbst gedenkt, 
und wenn man bei der Apostrophierung am Schlusse an eine bestimmte 
Person denken soll, muß man zunächst an den Abt denken. 

Am 1. März 834 erlebte St. Denis einen Freudentag. Der abgesetzte 
Kaiser Ludwig wurde in der Kirche des h. Dionysius durch die Ver- 
dienste des Märtyrers unter dem Jubel der Bevölkerung in seine Würde 
wieder eingesetzt und erhielt von den Bischöfen seine königlichen Gewän- 
der und das ‘cingulum militare’ zurück.*) Es geschah dies vor einem Altar, 
von dem man dem frommen Kaiser erzählt hatte, es habe ihn Papst 
Stephan 754 zur Ehre der Apostel Petrus und Paulus geweiht gelegent- 
lich der Salbung Pippins und seiner Söhne zu Königen. Diese Weihe, 


—— 


1) Ludwig d. Fr. an Hilduin c. 835, M. G. Ep. V 327. 

2) N. A. 40, 269. Um 767 setzte ich auch die Abfassung der V. Geno- 
vefse ebend. 8. 281. 

3) Bedae Opera, Colonise 1688, I 146: “Si vis nosse, in quo signo', 
col. 159; ‘Si vis nosse, quot sint conourrentese’; Muratori Anecdota 1713, 
III 126, n. XXXIV: ‘Si vis nosse, quota feria sit’; S. 131, n. XXXVII: 
“Si vis nosse, quomodo adcrescunt’. 

%) Ann. Bertin. 834. 
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hatte man ihm erzählt, habe der Papst infolge einer göttlichen Enthüllung 
(‘revelatio’) auf Befehl des bh. Dionysius vorgenommen, und die Apostel 
mit dem Märtyrer seien Stephan persönlich erschienen. Ludwig hatte die 
Wohltaten des Dionysius, die er schon seinen Vorfahren erwiesen, an sich 
selbst zu oft erfahren und zuletzt noch in seinem Unglück bei der Wieder- 
einsetzung vor jenem Altar, als daß er sich ihm nicht hätte dankbar 
erweisen sollen. Er befahl also Hilduin, dem damaligen Abte von 
St. Denis, seinem Erzkaplan, die Geschichte seiner Beschützer, des 
h. Dionysius und seiner Gefährten, aus griechischen und lateinischen 
Quellen in einen Band zusammenzutragen, unter Hinzufügung der Nach- 
richten des ‘libellus Passionis eius’, auch die Revelatio Stephans anzu- 
schließen, so wie sie dieser niedergeschrieben, und die "Gesta’. 

Hilduin hat dem Auftrag entsprochen und die Gelegenheit nicht 
versäumt, seinem Patron neuen Glanz zu verleihen durch die Identi- 
fizierung des Pariser Bischofs mit Dionysius dem Areopagiten, dessen die 
Apostelgeschichte 17, 34 gedenkt. In dem Anschreiben an den Kaiser 
hat er sowohl Gregor von Tours als Beda hart getadelt, weil sie in ihrer 
Einfalt von der Identität mit dem Griechen des apostolischen Zeitalters 
nichts gewußt hätten. Mit nicht gewöhnlicher Fingerfertigkeit hat er 
nicht bloß die eigenhändige Revelatio des Papstes Stephan von der Er- 
scheinung der Apostel und des h. Dionysius in der Klosterkirche 754 an 
das Tageslicht gezogen, sondern auch noch die ‘Geste’, die ausdrücklich 
‘hoc anno’, also von 754 datiert sind. Beide sind seiner Schrift ange- 
schlossen. Der Papst lag todkrank in der Klosterkirche und konnte 
so die Unterhaltung der beiden Apostel mit seinem ausgezeichneten 
Gehör gut belauschen; zu seiner größten Freude rief der h. Petrus dem 
h. Dionysius zu: „Dir zu Gefallen soll er geheilt werden‘‘, und dieser über- 
brachte ihm sofort die Botschaft mit den Worten: „Stehe auf, du bit 
gesund, und weihe diesen Altar.“ Da die bei der Weihe Anwesenden 
behaupteten, der Papst lüge, hat er seine Erlebnisse wahrheitsgemäß auf- 
geschrieben, und die folgenden Gesta enthalten dann das Weitere, die 
Weihe und Salbung der Könige; vergessen sind auch nicht einige für das 
Kloster höchst wertvolle Einzelheiten, u. a. daß es Privilegien von großer 
Bedeutung bei dieser Gelegenheit erhalten habe. 

Daß das alles Schwindeleien Hilduins sind, die er dem Kaiser 
Ludwig ins Ohr geblasen hatte, ist so ziemlich allgemein anerkannt, und 
auch L. Duchesne hat in seiner Ausgabe des Lib. pontif. 1458 der Wahr- 
heit die Ehre gegeben. Die Nachrichten über die Salbung stammen aus 
der Clausula, und daß Papst Stephan während seines Aufenthaltes in 
St. Denis infolge der beschwerlichen Reise und der schlechten Jahreszeit 
gefährlich erkrankte, aber ganz plötzlich wider alles Erwarten genas, 
wußte der Betrüger aus dem Bericht der V. Stephani c. 28. 

Um so wertvoller ist die Clausula, obwohl sie 13 Jahre später als 
die obige Fälschung datiert ist, und wie ich sie als ein “pretiosissimum 
historiae Pipinianae monumentum’ bezeichnet hatte, so wiederholte 
Waitz mit der Ausgabe auch dieses mein Urteil. Er gab auch die Reve- 
latio und die Gesta heraus und urteilte über sie, daß den angeblichen 
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Brief des Papstes Stephan II. von 754 Hilduin erdichtet habe und die 
Gesta den Wortlaut der Clausula erweitern. Er ließ daher in ihnen den. 
Wortlaut der Clausula als Entlehnung mit kleineren Typen drucken. 

Jetzt hören wir, daß das alles verkehrt war. Die Clausula ist eine 
Fälschung aus dem Jahre 880. Hilduin hat sie für seine Fälschungen 
nicht benutzt, sondern sie ist umgekehrt von ihm abhängig!), und Waitz 
hätte also schwer geirrt: er hätte sie klein drucken sollen und Hilduins 
Elaborat groß. 

Und die Gründe? 

Zunächst innere formelle Gründe für die Unechtheit. Die Art der 
Anlage: ‘Si nosse vis’; das sei „unnatürlich‘“, so drücke sich kein ur- 
sprünglicher Verfasser eines Buches aus. Und diese Häufung der Daten! 
Gerade diese Häufung und der ausdrückliche Hinweis des Schreibers 
auf das Alter seiner Schrift verrät die Absicht, erweckt Mißtrauen. 
Die Häufung verschiedener Datierungen setzt im „Urkundenwesen‘“ 
erst 774 ein; die Indiktion findet sich in der „fränkischen Kanzlei“ erst 
seit 801, das Inkarnationsjahr erst seit 876 in den „Königsurkunden‘.?) 
Eine merkwürdige Verirrung! Gibt sich denn die Clausula als Königs- 
urkunde aus? Die Datierung nach Regierungsjahren der Söhne Pippins 
sei ein Anachronismus. Aber von Regierungsjahren ist, wie wir sahen, 
bei den Söhnen nicht die Rede. 

Es folgen innere sachliche Gründe für die Unechtheit, und hier 
richtet sich die Kritik gegen die Vorgänge von 754, während die Dar- 
stellung der Ereignisse von 751 nicht „beanstandet“ wird. Sehr schlimm 
steht es mit dem Patriziat. Die Salbung und Weihe Pippins zum Pa- 
tricius ist geschichtlich nicht haltbar, schon seine Erwähnung als Patzi- 
cius auffällig; der Angabe der Clausula liegt „eine schiefe Vorstellung‘ 
zugrunde; niemals habe Pippin sich dieses Titels bedient. Und Papst 
Stephan II.? Im Frankenreiche sei dieser Titel 767 noch keineswegs 
verbreitet gewesen, wenn auch die Päpste selber die Könige damit aus- 
zeichneten. Noch merkwürdiger sei die „Salbung‘“ Pippins zum Patri- 
cius. Die Auffassung von einem im Wege besonderer päpstlicher Ordina- 
tion Pippin übertragenen Patriziat entspricht der Zeit nach 800. Zu- 


1) Das war schon die Ansicht Simsons, Zur V.Chrodegangi (Forsch. z. 
deutschen Gesch. 1879, 8. 179f.), daß die Entdeckungen des schlauen Hilduin 
der „‚erst‘‘ 767 aufgesetzten Clausula zugrunde liegen, und Jaff6 hatte sie 
1851 in der 1. Auflage seiner Papstregesten S. 191 als echte Quelle verwertet. 
Seitdem sind aber einige Jahre vergangen! 

%) Verweis auf W. Erben, Die Kaiser- und Königsurkunden des Mittel- 
alters (Below und Meinecke, Handbuch der mittleren und neueren Gesch. 
IV 1, 332). Im Frankenreiche findet sich die Datierung nach Inkarnations- 
jahren und Indiktion zum ersten Male in einem Computus von 737 (vgl. 
meinen Aufsatz: „Das älteste fränkische Lehrbuch der Dionysianischen Zeit- 
rechnung‘* in Melanges offerts a M. Emile Chatelain, Paris 1910, 8. 242; Ser. 
rer. Merov. VII 507), und amtliche Dokumente sind zuerst 742 und 744 unter 
Karlmann und Pippin nach Jahren Christi datiert, wie ich N.A. IX 139 in 
meinen Studien über „Die Einführung des griechischen Paschalritus im 
Abendlande‘‘ 1884 ausgeführt hatte. Dort hatte ich auch auf die Clausula 
verwiesen. 
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treffend ist es, daß die Patricius-Salbung von 754 der Anfang einer päpst- 
lichen Politik war, die zur Kaiserkrönung von 800 führen sollte, und da- 
mals legte Karl den Patriciustitel ab.!) 

Höchst auffällig ist auch die Bezeichnung des Abtes Fulrad als 
“Archipresbyter'. War er denn dies 767? Wie wir sahen, nennt ihn 
Pippin selbst so in der Zessionsurkunde vom 23. September 768, n. 27 in 
den Dipl. Karol. I, und diese Urkunde ist, wie wir sahen, noch im Original 
erhalten. Sie ist aber nur ein scheinbares Original, und nun kommen 
die Verdachtsmomente. Vom Tage vor dem Tode Pippins sind nicht 
weniger als drei Urkunden für St. Denis, bzw. dessen Abt Fulrad datiert. 
Diese Erscheinung ist „auffällig“, und schon Tangl?) hatte sie ‚„‚merk- 
würdig‘ genannt; aber auch schon Tang! hatte sie daraus erklärt, daß 
Fulrad selbst für sein so bevorzugtes Kloster und für seine einflußreiche 
Persönlichkeit seine Privilegienwünsche erst am Tage vor dem Tode des 
Königs durchzudrücken vermochte. Die vierte Urkunde, ebenfalls vom 
September 768 über die Schenkung für seine Grabstätte, hatte Tangl 
selbst stark verdächtigt. Diese Tätigkeit Tangls liegt ganz in der Linie 
dieser Beweisführung. Es wird darauf verwiesen, daß Hitherius, der 
Schreiber der Urkunde, an der ersten Stelle —der Titel erscheint, wie 
wir sahen, in der Urkunde zweimal — statt "archipresbytero’ zuerst 
‘archyepiscopo’ schreiben wollte; in den anderen Urkunden aus der Zeit 
Pippins wird Fulrad einfach ‘'abba’ genannt, sein Archipresbyterat er- 
scheint also für 768 in „höchst bedenklichem Lichte‘. Wir haben es al» 
bei der Urkunde n. 27 mit einer „Fälschung“ zu tun. Statt an ein 
Original würde an eine Nachzeichnung zu denken sein, und Tang] hatte 
schon darauf aufmerksam gemacht, daß bei den Urkunden für St. Denis 
ungewöhnlich zahlreiche Nachzeichnungen vorkommen. 

Verdächtig sind ferner die Nachrichten von der Weihe der Ber- 
trada und von der Segnung der fränkischen Großen und ihrer \e- 
pflichtung auf das Geschlecht Pippins. Sie sind nicht glaubhaft; nur 
noch eine Quelle erwähnt sie, Hilduins Gesta,und die sind eine Fälschung. 
eine erst 80 Jahre nach 754 entstandene Fälschung! Es kann keine Rede 
davon sein, daß es sich dabei um zwei unabhängige Überlieferungen 
handele; beide gehen zweifellos auf eine Quelle zurück, und das ist, wie 
wir gleich sehen werden, Hilduin. 

Durch den Inhalt wird die Glaubwürdigkeit und damit zugleich 
der Glaube an die Echtheit der Clausula erschüttert. Dazu kommen dann 
noch gewisse Spuren von „künstlicher Mache‘, die gleichfalls die 
Clausula als Produkt einer späteren Zeit verraten. Am Schlusse wendet 
sie sich mit ‘Caritati vestrae an eine ganz bestimmte Persönlichkeit, 
am Anfang an den Leser im allgemeinen; in diesem inneren Widerspruch 
ist die Spur dieser „künstlichen Mache‘ zu sehen. 

Zuletzt sticht auch, worauf P. Lehmann aufmerksam gemacht 
hatte, die Sprache von dem barbarischen ungelenken Latein der pippin- 


!) Ann. regni Franc. a, 801: “ablato patricii nomine'. 
N. A. 39, 269. 
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schen Zeit stark ab, und auch von diesem Gesichtspunkt aus wird die 
Unechtheit beleuchtet. Es heißt ja nun wohl zu viel verlangen, wenn 
man in einer Absehrift des 10. Jahrhunderts noch das fehlerhafte Latein 
Falrads finden will, und ich selbst hatte schon in meiner Vorrede (Scr. 
rer. Merov. I S. 466) darauf hingewiesen, daß auch das Latein der in 
der Hs. vorhergehenden Schriften Gregors im 10. Jahrhundert verbessert 
ist, deren Echtheit doch nicht verdächtigt wird, wenigstens bisher nicht. 
Aber ganz korrekt ist die Clausula auch unter den Korrektorhänden _ 
nicht geworden, denn schon in der zweiten Zeile findet sich der Schnitzer 
*editum’ statt “editus‘, und vielleicht ist auch ein Zweifel gestattet, ob am 
Schlusse hinter ‘per succedentium temporum’ aus Hilduins Gesta (8. 3, 10) 
*curricula’ eingeschoben werden darf!), wodurch der inkorrekte Ablativ 
in den folgenden Worten ‘et vulgi relatione’ verbessert werden würde. 
Für die Zugehörigkeit zu Pippins Geschlecht gebraucht die Clausula 
‘umbie’ (SS. XV 1, 33), Hilduin (S. 3, 9) das farblose “stirpe’ ; ersterer 
Ausdruck erinnert an die Verheißung, die Jacob zuteil wurde?), und eine 
Anspielung an diese gibt doch wohl der päpstlichen Verpflichtung eine 
ganz andere Wucht. 

Die Unechtheit der Clausula ist ‚evident“, und es wird nun der 
Beweis dafür angetreten, daß die Clausula von den Gesta abhängig ist. 
Dazu soll eine dritte Quelle, das Constitutum Silvestri, verhelfen. 
Es handelt sich um die Stelle von der Bekleidung der Bertrada mit den 
königlichen Gewändern und ihrer Segnung mit dem ‘septiformis Spiritue’, 
der auf Isaias 11, 2 zurückgeht und in das Sacramentarium Romanum 
übergegangen ist. Zugegeben wird, daß nur einiges aus dem Constitutum 
in die Clausula übergegangen sei, daß die meisten Stellen bis zur Clausula 
überhaupt nicht „durchgedrungen“ seien. Schreibt man dafür, daß die 
Clausula das Constitutum überhaupt nicht gekannt hat, so möchte 
alles stimmen. So aber ist der unausbleibliche Schluß: Die Clausula ist 
nach den Gesta 834 geschrieben. 

Hier möchte ich die folgende Beobachtung einschieben. Den König 
Pippin bezeichnen Hilduins Gesta zuerst mit dem Prädikat ‘florentissi- 
mum’ (SS. XV 3, 6), in der nächsten Zeile als Gemahl der Bertrada mit 
*“inoliti’; in der Clausula heißt er an der ersten Stelle ebenfalls ‘floren- 
tissimus’ (S. 1, 1), aber auch in seiner ehelichen Eigenschaft steht dort 
“florentissimi’ (S.1,29). Hilduin hat also die Wiederholung vermieden 
und ein anderes lobendes Prädikat gewählt. Nach meiner kritischen 
Methode, die sich in der jahrelangen Beschäftigung mit dem mero- 
wingischen Heiligenleben ausgebildet hat, ist damit der unumstößliche 
Beweis geliefert, daß die Umkehrung des Quellenverhältnisses ein schwerer 
Irrtum ist. Waitz hat in seiner Ausgabe das Quellenverhältnis im Druck 
ganz richtig zum Ausdruck gebracht. 

Nach diesem Angriff auf die Echtheit der Clausula wird im letzten 
und umfangreichsten Abschnitt ‘des Buches der Versuch gemacht, die 


1) So Oelsner, Jahrb. d, fränk. Reiches unter König Pippin 1871, 
8.155 A. 
%) Gen. 35, 11: "reges de lumbis tuis egredientur”. 


556 Literatur. 


wahre Heimat, Entstehungszeit und den Verfasser zu ermitteln. Die 
Clausula bezieht sich auf die Thronstreitigkeiten nach dem Tode Ludwigs 
d. Stammilers 879, der zwei Söhne aus erster Ehe hinterließ, deren Legiti- 
mität angezweifelt wurde. Gegner der königstreuen Partei war der da- 
malige Abt Gauzlin von St. Denis, der für den Sohn Ludwigs d. Deut- 
schen, Ludwig d. Jüngern, den Gemahl der Liutgard, eintrat. Die beiden 
Söhne des Stammilers waren in Ferritres 879 zu Königen gesalbt worden!); 
die Clausula ist für die Augen Ludwigs d. J. und Liutgardens bestimmt; 
sie sollte Ludwig davon überzeugen, daß auch die Königsweihe seines 
Ahnherrn Pippin in St. Denis und nicht in Ferrieres vollzogen sei. Das 
Interesse des Fälschers der Clausula gilt nicht der geschichtlichen Bertrada, 
sondern ihr als Vorgängerin der noch lebenden Liutgarde. Die Klausel 
entspricht den Interessen des Abtes Gauzlin als Königsmacher; sie ist 
sein Werkzeug; er hat sie 880 gefälscht, und mit ‘caritati vestrae’ am 
Schluß ist Ludwig d. J. gemeint. Gauzlin, der Abt von St. Denis, hat 
den König „Ew. Liebden“ tituliert! Welche Vertraulichkeit! 

Es hieße Eulen nach Athen tragen, wollte man diesen Ausführungen 
auch nur ein Wort des Zweifels entgegensetzen. Es fällt mir schwer, es 
auszusprechen, aber es muß ausgesprochen werden: diese sehr ge- 
lehrte Untersuchung geht von Anfang bis zu Ende völlig fehl. 


Hannover. Bruno Krusch. 


Außerdem sind bis zum 1. März bei der Redaktion folgende Schriften 
eingegangen; sie sollen, soweit sie nicht im Nachstehenden mit kurzen 
Hinweisen bedacht oder wie Lehrbücher, Grundrisse u. ä. nach den für 
diese Zeits:hrift herkömmlicherweise geltenden Grundsätzen von dr 
Besprechung ausgeschlossen sind, nach Möglichkeit im nächsten Bande 
zur Besprechung gelangen ?): 


Karl Müller, Kirchengeschichte, I. Band, 2. völlig neubearbeitete 
Auflage, 2. Lieferung. Tübingen, J.C.B.Mohr (Paul Siebeck), 
1927, umfassend die Seiten 313—569. (Die 1. Lieferung ist in 
der Kan. Abt. XIV, 1925, S. 491ff. besprochen worden. Auf die 
2. Lieferung, die zu einer Besprechung in diesem Bande nicht 
mehr zeitig genug einging, wird, wenn die 3. Lieferung den 
Abschluß des 1. Bandes und damit der alten Kirchengeschichte 
gebracht hat, noch einzugehen sein. Die 2. Lieferung umfaßt 
im wesentlichen die Zeit Konstantins des Großen und die seiner 
Nachfolger bis auf Theodosius I. Sie schließt mit einer Schilde- 
rung der Zustände der Reichskirche, namentlich bezüglich Ver- 


1) Ann. Bertin. 879, ed, Waitz 8.150. 

2) Eingänge, die völlig aus dem Bereich dieser Zeitschrift bzw. dieser 
Abteilung fallen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt die Re- 
daktion für nicht erbetene Zusenudungen weder eine Verpflichtung zur 
Besprechung noch eine solche zur Rücksendung. 
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fassung, Kirche und Reich, Stellung der Kirche und des Klerus 
‚ in der Gesellschaft.) 
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und das Konzil; Schriften zur Papstwahl. Herausg. in Verbin- 
dung mit J.Hollnsteiner und H. Heimpel von Heinrich 
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Die Codicis suris canonss fontes von Kardinal Gasparri (siehe 
über sie diese Zeitschrift XLIV 1924 Kan. Abt. XIII S. 607ff., XLYV 
1925 Kan. Abt. XIV 8.649, XLVI 1926 Kan. Abt. XV S.605) sind 
1926 beim vierten Bande angelangt (Romae, Typis polyglottis Vaticanis 
XXXJI et 1117 pp. in 8°). In ihm hebt nunmehr die Reihe der Erlasse 
der römischen Kurie an. Die 1342 Stücke verteilen sich aber auf nur 
zwei Kongregationen, das Sanctum Officium, 592 Nr. von 1600 bis 
27. April 1917, und die ehemalige Congregatio Episcoporum et Regu- 
Jarium, die durch Pius X. Konstitution: Sapienti consilio vom 29. Juni 
1908 aufgehoben wurde, 750 Nr. von 1573 bis zum 19. April 1907. Von 
den Erlassen des Sanctum Officium ist, soviel ich sehe, alles schon ge 
‚druckt, namentlich in den Collectanea 8. Congregationis de Propaganda 
Fide von 1893 und 1907. Für diese hat die neue Sammlung immerhin 
das Verdienst der bequemeren Zugänglichmachung und der Beschränkun: 
auf das zum Verständnis des Codex iuris canonici Erforderliche. Vos 
den Erlassen der Bischofs- und Religiosenkongregation findet sich da 
gegen nur ein Teil in der Sammlung von Bizzarri von 1885, in den Acts 
Sanctae Sedis (seit 1865) und anderswo. Hier bringt die Sammlung 
namentlich für das 16. und 17. Jahrhundert, gelegentlich aber such 
für die neuere und neuste Zeit Ungedrucktes aus den Akten; hier be 
‚deutet sie eine Bereicherung unserer Quellenkenntnis, auf deren Dar- 
legung an dieser Stelle nicht eingetreten werden kann, die aber sehr 
erfreulich ist. V. St. 


Am 31. Juli 1926 erlöste der Tod von langem, sehr schwerem Leid“ 
in Basel den a.o. Professor der Altertumskunde an der dortigen Univer- 
sität Dr. phil. Ernst A. Stückelberg. Am 17. August 1867 zu Ba«!l 
als ältester Sohn des bekannten Historienmalers geboren, hat er auße 
durch Beiträge zur Basler Geschichte und Kunstgeschichte und durch 
eine 18986 erschienene und 1909 neu aufgelegte Studie über Langobar- 
dische Plastik sich namentlich als Hagiograph verdient gemacht durch 
seine Geschichte der Reliquien in der Schweiz I 1902, II 1908 und seine 
Katakombenheiligen der Schweiz 1907. Die Vollendung eines weiteren 
größeren Werkes verwandter Art haben Krankheit und Tod verhindert. 

U. St. 


Am 23. Mai 1926 verlor die theologische Fakultät der Berliner 
Universität in dem Kirchenhistoriker Karl Holl eines ihrer als Gelehrter 
wie als Mensch und Charakter hervorragendsten Mitglieder. Für den 
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kirchlichen Rechtshistoriker kommt nur sein in dem Bande „Luther“ 
abgedruckter Aufsatz über Luther und das landesherrliche Kirchen- 
regiment in Betracht, der aber mehr die gedanklichen und sonstigen 
Voraussetzungen behandelt als über die rechtliche Gestaltung entschei- 
dende neue Aufschlüsse bringt. Eine schöne Würdigung seiner Persön- 
lichkeit und seines Schaffens enthalten die beiden Gedächtnisreden 
von Adolf von Harnack und Hans Lietzmann, Heft 7 der von Beiden 
herausgegebenen Arbeiten zur Kirchengeschichte, Bonn, Marcus und 
Weber, 1926. 

Am 19. Januar 1926 verschied zu Rom im 71. Lebensjahr Stephan 
Ehses, der unermüdliche Mitarbeiter und Mitherausgeber des Concilium 
Tridentinum der Görresgesellschaft. Seines Wirkens ist von berufener 
Hand in dieser Abteilung (oben S. 341f.) gedacht worden. 

Anfang März 1926 starb in Eichstätt der bekannte Kirchenrechts- 
lehrer, Domkapitular und früher Professor am dortigen Lyzeum Prälat 
Dr. Joseph Hollweck im 73. Lebensjahr. Geboren in Pfaffenhofen, 
ist er seiner oberpfälzischen Heimat zeitlebens treu geblieben und hat, 
seit 1892 Professor des Kirchenrechts und der Homiletik, später der 
Katechetik, im ganzen 60 Semester am Eichstätter Lyzeum gewirkt. 
Sein Lehrbuch des katholischen Kirchenrechtes, das 1905 erschien und 
eine gründliche Neubearbeitung des 1888 veröffentlichten Lehrbuches 
von Philipp Hergenröther darstellt, genoß allgemeine Anerkennung und 
vielseitige Verwendung. Bedeutsamer noch waren seine Arbeiten zum 
kanonischen Strafrecht, besonders sein 1899 erschienenes Buch: Die 
kirchlichen Strafgesetze, und der darin enthaltene Versuch, das kirch- 
liche Strafrecht gesetzestechnisch den modernen Strafgesetzbüchern an- 
zunähern. So hat er eine wichtige Vorarbeit für den Codex geleistet, 
die ihm mehrfach einen Ruf des Kardinals Gasparri nach Rom eintrug, 
wo dieser ihn an den Arbeiten der Codex-Kommission auch persönlichen 
Anteil nehmen ließ und seine Mitarbeit gebührend zu schätzen wußte. 


Berufen wurden: der o. Professor der Kirchengeschichte in Breslau 
Erich Seeberg in gleicher Eigenschaft nach Halle, sodann von dort 
nach Berlin auf den Lehrstuhl von Karl Holl; der o. Professor für syste- 
matische Theologie in Halle Horst Stephan in gleicher Eigenschaft 
nach Leipzig; der Privatdozent in Göttingen H. W. Beyer als o. Pro- 
fessor für christliche Archäologie und Kirchengeschichte nach Greifs- 
wald; der o. Professor für Kirchengeschichte in Kiel Ernst Kohlmeyer 
in gleicher Eigenschaft nach Breslau; der Pfarrer in Olten Lic. Ernst 
Stähelin zum a.o. Professor für neuere Kirchengeschichte in Basel; 
der a.o. Professor in München Maximilian Buchner zum o. Professor 
für Geschichte, insbesondere bayerische Landesgeschichte in Würzburg; 
der o. Professor für allgemeine Religions- und alte Kirchengeschichte 
sowie für christliche Archäologie in Bonn Franz Joseph Dölger in 
gleicher Eigenschaft nach Breslau; der o. Professor für christliche Wohl- 
fahrtspflege Joseph Löhr in Breslau auf den o. Lehrstuhl für Kirchen- 
recht des em. J. B. Sägmüller in Tübingen. 

Zeitschrift für Rechtszeschichte. XLVII. Kan, Abt. XVI. 36 
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Befördert wurden: der a.o. Professor für römisches Recht in Graz 
Artur Steinwenter zum o. Professor; zum Professor am Priester- 
seminar zu Fulda der Studienrat Dr. theol. Karl Scheller mit Lehr- 
auftrag für Kirchenrecht, Patrologie, Katechetik und Pädagogik; der 
a.o. Professor für Kirchenrecht an der theol. Fakultät zu Salzburg Franz 
Fiala zum o. Professor. 


Habilitiert haben sich: Lic. theol. J. F. Laun für Kirchengeschichte 
in Gießen; Pfarrer Lic. theol. Fritz Blanke für Kirchengeschichte 
in. Königsberg; .Dr. Adolf Keller für. Kirchenkunde und Kirchen- 
probleme der Gegenwart in Zürich; Dr. Paul Kirn für Geschichte und 
geschichtliche Hilfswissenschaften in Leipzig; Dr. Leon von Halban 
für Kirchenrecht an der juristischen Fakultät der Universität Lemberg; 
Lic. Dr. Walter Völker für Kirchengeschichte in Halle. H.E.F. 


Wir werden gebeten, auf die vom 9. bis 11. Juni d. J. in 
Heidelberg stattfindende, von den Herren Wenger und 
Mitteis einberufene Tagung deutscher Rechtshisto- 
riker hinzuweisen. Obwohl die Zeitschrift und ihre Re- 
daktion als solche der Veranstaltung fernsteht, kommen 
wir diesem Ansuchen gerne nach und benutzen die Ge- 
legenheit, dem Wunsche Ausdruck zu geben, daß die 
Tagung zu fruchtbaren Ergebnissen für unsere rechts- 
geschichtliche Wissenschaft gelangen möge. Wir werden 
im nächsten Bande über den Verlauf an dieser Stelle 
berichten. 
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Von der 

Zeitschrift der Savigny- Stiftung 
für Rechtsgeschichte 

chdruck der seit langer Zeit vergriffenen 
Bände wieder komplette Reihen lieferbar. - Neu hinzu- 


{retenden Abonnenten liefern wir die vervollständigten 
Reihen mit 20 % Nachlaß: 


Romanistische Abteilung Band I 1880) bis Band XLVI (1926) 
80 etwa 1187 Bogen statt Mk. 955.95 Mk. 764.50 


Germanistische Abteilung Band I (1880) bis Band XLVI (1926) 
80 etwa 1241 Bogen stalt Mk. 994.30 Mk. 79.0 


Kanonistische Abteilung Band I bis XV (der ganzen Reihe Band 
XXX 1911: bis Band XLVI 1926) 
80 etwa 483 Bogen statt Mk. 886.55 Mk. >09 


soweit es die Vorräte zulassen. 
für Einzelbünde liegt ba. 


sind durch Na 


Einzelbüände werden nur abgegeben, 
Ein Verzeichnis der jetzt gültigen Preise 


p. Martin Luthers Werke, Kritische Gesam 


Band XVII, Zweite Abteilung 1927. Lexikon -Oktav, XXVI us 
552 Seiten. Broschiert AM 33.— Original-Halbleder 2# 


Band XLVII 1927. Lexikon-Oktav, LIl und 752 Seiten 
6 Tafeln. Broschiert AM 48.— Original-Halbleder A# 58, 
Subskriptionspreis (nur gültig bis Ende August 1927) 
Broschiert AH 35.— Original-Halbleder RM IB— 

en auf früher erschienene Bände zur Ergänzung 
subskribierten Exemplare liefern wir unter Bezug auf diese An ige 
zu einem Vorzugspreise von 25° unter dem Verkaufspreis, um di 
Ergänzung zu erleichtern. IS 
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